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An die akademische Jugend.

Wer in einem Lehrbuche nur eine Anweisung zur Vorbereitung

für Prüfungen sucht, wird zwar hoffentlich auch bei diesem Lehr

buche seine Rechnung finden; es wird ihm jedoch der beste und

fruchtbarste Theil desselben entgehen oder gleichgültig bleiben.

Die positiven Einzelheiten, die das gegebene Material der Wissen

schaft sind, bilden noch nicht die Wissenschaft selbst. Nur wer

zuerst die letztere sucht, wird sich die ersteren auf die wahre, für

Prans und Leben fruchtbare Weise aneignen.

Mögen daher diejenigen, die sich durch dies Lehrbuch in das

Strafrecht einführen lassen wollen, schon der Einleitung, der nicht

ohne Absicht eine ausführliche Darstellung gewidmet worden ist,

ein besonnenes Nachdenken schenken und sie nicht in der irrigen

Ansicht durcheilen, daß das Wichtige und der vollen Aufmerksam

keit Würdige erst nachfolge. Mögen sie sich ein lebendiges Ver-

ftändniß der Straftheorien und ihres fortschreitenden Zusammen

hanges zu verschaffen suchen. Mögen sie in dem ganzen Werke

die ohnehin kurze und gedrängte Erörterung der Principien, bei

der von dem Philosophischen alles philosophisch sein sollende

Formelwesen sorgfältig ausgeschieden und nur dasjenige festge

halten worden ist, was jedem denkenden Kopse als wesentlich

erscheinen muß, nicht für bloßes Beiwesen halten. Mögen sie

den Beweis liefern, daß der Geist der Wissenschaftlichkeit, über

dessen Abnahme fast allgemein Klage geführt wird, in der aka

demischen Jugend nicht erstorben ist. Wo bliebe der Fortschritt

und die Wissenschaft, wenn jener Sinn der Dürftigkeit, der sich

an den positiven Einzelheiten sättigt, ohne auf ihre tiefere innere

Verbindung und auf ihren gedankenmäßigen Ursprung achten zu

wollen, immer mehr um sich griffe? Woher sollte je das Bessere
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kommen, wenn das aufblühende Geschlecht sich immer nur auf

die Reception des schon vorhandenen Positiven, welches das Er

gebnis) der Arbeit früherer Geschlechter ist, beschränken wollte?

Einen ausdauernden Fleiß dem Positiven zuwenden, dessen Miß

achtung zur Oberflächlichkeit und zum Dünkel führt; zugleich aber

der wissenschaftlichen Durchdringung und Prüfung des gegebenen

Stoffes stets die geistige Frische und Rührigkeit entgegenbringen:

das ist der wahre Studiengeist, mit dem auch dies Buch benutzt

werden möchte.

Der Verfasser würde sich für seine Arbeit hoch belohnt finden,

wenn sie auch nur ein Weniges dazu beitrüge, die Lebensgeister

echter Wissenschaft in der studirenden Jugend Deutschlands wieder

zu helleren Flammen anzufachen.

Berlin, am 21. Juni 1857.
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Einleitung.

Gruppirung der Gegenstände der Einleitung.

Die Gegenstände der Einleitung des Strafrechtes stellen sich

in drei Gruppen, deren jede ein eigenthümliches Gepräge

trägt.

Die erste derselben ruht auf einer allgemein wissenschaftlichen

Nothwendigkeit, welche sich bei allen, auch den ganz abstrakten

und auf kein geschichtliches Material gebaueten Wissenschaften

geltend macht. Es stehen in dieser Gruppe: der Begriff deS

Strafrechtes, die Ableitung des strafrechtlichen Principes und

das Verhältnis des Strafrechtes zu bei- und übergeord

neten Wissenschaften (die encyklopädische Stellung desselben).

Sie ist philosophischen Inhaltes.

Die zweite derselben ruht auf der besondren positiven und

geschichtlichen Beschaffenheit der ganzen Rechtswissenschaft. Sie

umfaßt die Geschichte und die geschichtlich gegebenen Quellen

des Strafrechtes. Sie ist historischen Inhaltes.

In der dritten Gruppe vereinigen sich die Hülfsmittel

unserer Wissenschaft: die s. g. Hülfsstudien und die Lit-

teratur.

Bcrner, Straftccht,



Erste Gruppe.

Begriff des Strafrechtes, Ableitung des strafrecht

lichen Principes und encyklopädische Stellung dieser

Wissenschaft.

8- 2.

Unerläßlichkeit des philosophischen Standpunktes.

1) Der Begriff einer darzustellenden Wissenschaft muß gleich

über die Eingangspforte der Darstellung geschrieben werden.

Dies fordert der Lehrzweck. Der in die Wissenschaft Eintretende

muß sogleich in derselben orientirt und vor einer mißverständlichen

Auffassung gesichert werden.

2) Aber die Angabe des Begriffes ist nur die ankündigende

Inschrift am Gebäude der Wissenschaft, noch kein Theil des Ge

bäudes selbst. Die Wissenschaft selbst beginnt erst mit der Ab

leitung des PrincipeS, das des Gebäudes Fundament ist.

Hierzu ist daher fortzugehen, sobald man durch die Begriffsan

gabe der ersten Forderung des Lchrzweckes genügt hat.

Dies wird freilich nicht allgemein anerkannt.

Es giebt nämlich zwei Arten, eine Specinlwissenschaft mit-

zutheilen. Entweder man sucht dieselbe als ein in sich selbst

völlig gerundetes und abgeschlossenes Ganzes zu behan

deln. Oder man berücksichtigt ihre Abhängigkeit vom höch

sten Wissen und beginnt daher damit, sie auö diesem höchsten

Wissen (der Philosophie) abzuleiten.

Das Erstere ist die empirische Darstcllungsweise. Sie

giebt' den Stoff der Wissenschaft, wie sie ihn aufgesammelt hat,

in einer möglichst übersichtlichen, aber völlig äußerlichen Anord

nung, und kümmert sich nicht um den einheitlichen, gcdanken-

mäßigen Ursprung des ganzen Stoffes.



Von der Unerläßlichkeit des philosophischen Standpunktes. 3

Das Zweite ist die wahrhaft wissenschaftliche Darftel-

lungsweisc. Denn in der Philosophie liegen die Gedanken

wurzeln, die Fundamente der Spccialwisscnschaften. Davon

absehen, heißt in die Luft bauen und die darzustellende Wissen

schaft ohne Grundlage anfangen, — heißt den Charakter der

Wissenschafllichkeit verleugnen.

Freilich ist auch die Philosophie nichts Fertiges und unbedingt

Festes. Noch hat kein einziges philosophisches System sich eine

ungetheilte, allgemeine Anerkennung errungen. Deshalb wird

unsere Darstellung des Strafrcchts, auch bei einer Ableitung

aus der Philosophie, nichts Fertiges und unbedingt Anzuerken

nendes werden können.

Dennoch kann der wissenschaftlich gesinnte Bearbeiter einer

Specialwissenschaft sich einer solchen Ableitung, deren Ausschließung

immer nur aus einem unwissenschaftlichen Interesse hervorgegan

gen sein könnte, nimmer entziehen. Er kann nur dahin streben,

seine Specialwissenschaft beständig im Flusse des gemein

samen Werdens mit der Philosophie zu erhalten. —

3) Es kann eine untergeordnete Wissenschaft auch nicht völlig

gewußt und richtig angefangen werden ohne ein Wissen um die

ihr zunächst bei- und übergeordneten Wissenschaften. Als Glied

in dem Gesammtorganismus der Wissenschaften muß sie zu den

an sie angrenzenden Wissenschaften in irgend einem Verhältnisse

stehen. Soll sie also ganz verstanden werden, so muß auch ein

Wissen um dieses Vcrhältniß (um die encyklopädische Stellung)

vorhanden sein. Ohnehin übt diese äußere Umgrenzung der

Wissenschast einen Einfluß auf ihre innere Gestaltung ^.

I.

Begriff des Strafrechtes.

Z. 3.

Strafrecht im subjektiven und im objektiven Sinne.

Der Ausdruck „Strafrecht" enthält eine doppelte Bedeu

tung, welche erst in ihrer Einheit dem vollen Begriffe des

Strafrechtes entspricht.

! Vgl. Schleierinacher, Entwurf eines Systems der Sittenlehre, Bcrl,

1835, Z. 'l—2l.

1*



4 Erste Gruppe.

Man kann nämlich „Strafrecht" zuerst im subjektiven

Sinne nehmen, als das Recht des Staates zu strafen l^us

punienäZ). Dann bezeichnet es den Inbegriff der Befugnisse,

die dem Staate als dem ausübenden Subjekte der Strafthätigkeit

zustehen.

Dem gegenüber kann man aber auch von einem Strafrechte

im objektiven Sinne reden, d. h. vom Inbegriff der Grund

sätze, welche der Staat bei der Ausübung jener Befug

nisse zu beobachten hat.

Erfaßt man aber diese Grundsätze des Strafrechtcs im

objektiven Sinne bei ihrer letzten Gedankenwurzel, so findet man

hier auch den Ursprung und die Begründung des Strafrechtes

im subjektiven Sinne. Die Grundsätze des Strafrechtes im

objektiven Sinne bestimmen nicht nur, wie der Staat von seiner

Strafbcfugniß Gebrauch zu machen habe, sondern sie offenbaren

uns auch, daß und in welchen Fällen er sich derselben bedienen

dürfe und solle. Das Strafrecht im objektiven Sinne ruft also

das Strafrecht im subjektiven Sinne selbst auf. Der Staat hat

nur insoweit ein Recht zu strafen, als jene Grundsätze Strafe

fordern und ihm die Bestrafung zur Pflicht machen. Was uns

von der einen Seite als ein Recht erscheint, blickt uns hiernach

von der anderen als eine Pflicht an; ja die Pflicht erscheint

sogar als der Quell des Rechtes, und das Strafrecht im sub

jektiven Sinne muß mithin als ein Ausfluß des Straf

rechtes im objektiven Sinne aufgefaßt werden.

Z. 4.

Aufgabe der Strafrechtswissenschast.

Handelt die Strafrechtswissenschaft vom Strafrecht im objek

tiven, oder vom Strafrecht im subjektiven Sinne? ,

Diese Frage beantwortet sich, nach dem eben Gesagten, mit

Leichtigkeit.

Wir werden es zwar hauptsächlich mit den Grundsätzen zu

thun haben, die der Staat bei der Ausübung seines Rechtes zu

strafen befolgen muß; aber wir müssen doch auch jenes Recht zu

strafen ableiten und begründen. Wie also der Begriff des Straf

rechtes nur dann erschöpft wird, wenn man ihn eben sowohl im

subjektiven als im objektiven Sinne faßt, so muß auch die

Strafrechtswissenschast Beides in sich begreifen. Indem sie die
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Notwendigkeit der Strafe überhaupt, und eines bestimmten

Strafmaßes für das bestimmte Verbrechen darthut, begründet sie

zugleich das Recht und die Pflicht des Staates zu strafen,

zugleich das Strafrecht im subjektiven und das Straf

recht im objektiven Sinne.

8- 5.

Positives und rein begriffsmäßiges Strafrccht.

Daß das Strafrecht, welches uns hier beschäftigen soll, ein

positives ist, thut seinem wissenschaftlichen Charakter keinen

Abbruch. Die Positivität ist eine Forderung des Rechtsbegriffes

selbst. Nach seiner eigenen Natur und Aufgabe soll das Recht

positiv sein.

Hieraus solgt aber freilich nicht, daß irgend ein bestimmtes

positives Recht überall den Ansprüchen der Wissenschast genüge.

Kein einzelnes positives Recht ist dem begriffsmäßigen Rechte in

allen Theilen kongruent. Wie überall der reine Begriff in seiner

empirischen Existenz mehr oder weniger getrübt erscheint, so wer

den wir auch nicht selten Abweichungen des positiven

Strafrechtes von den Forderungen der Wissenschaft

wahrnehmen.

In solchen Fällen müssen wir unseren Gegenstand aus einem

doppelten Gesichtspunkte in's Auge fassen, nämlich einmal

aus dem Gesichtspunkte des Richters, alsdann aber aus dem

Gesichtspunkte des Gesetzgebers. Nur so beharren wir, auch

bei der Darstellung des Positiven, auf der Höhe der reinen

Wissenschaft.

Der Richter steht allerdings unter dem Gesetze. Er hat

das positive Gesetz selbst dann zur Anwendung zu bringen, wenn

es mit den Forderungen des Begriffes im Widerspruche steht.

Der Gesetzgeber hingegen muß aus den Principien ableiten.

Von ihm soll das positive Gesetz erst ausgehen, und er hat sich

zu diesem Ende den reinen Begriff der Sache zum Bewußt

sein zu bringen.

Für den Theoretiker ist die Erforschung dieses reinen Be

griffes der Sache von der höchsten Wichtigkeit. Mit ihr würde

ihm seine Wissenschaft selbst geraubt. Sie würde ihm zu einer

bloßen Gesetzeskunde zusammenschrumpfen. Für ihn handelt es

sich niemals blos um eine bestimmte Gesetzgebung, sondern
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immer zugleich um die reine Wissenschaft. Er kann eine

positive Gesetzgebung nicht anders überliefern, als indem er über

dieselbe sich zu erheben sucht zur reinen Natur der Sache.

Aber auch für den Praktiker ist dies nicht überflüssig. Hat

nämlich der Gesetzgeber aus der reinen Wissenschaft schöpfen

und auf die über allen positiven Rechten liegenden Principien

zurückgehen müssen: so kann der Praktiker unmöglich in den

schöpferischen Grund und Geist seines Gesetzbuches eindringen,

ohne jenen vom Gesetzgeber eingeschlagenen Weg ebenfalls

zurückzulegen. Nur wenn er die Thätigkcit, aus welcher daS

positive Gesetz entsprungen ist, in diesem ihrem Uranfange ergreift,

kann er sich eines genetischen, lebendigen Verständnisses seiner

Gesetzgebung rühmen. Nur dann läßt sich eine wahrhaft frucht

bare Interpretation von ihm erwarten.

II.

Ableitung des strafrechtlichen Principes, oder von

den Strafrechtsthcorien.

8- «.

Einthcilung der Strafrechtstheorien.

Obwohl wir schon im Alterthume einzelne gewichtige

Aeußcrimgen über das Wesen der Strafe und der Strafgcrcch-

tigkeit vorfinden so sind die eigentlichen Strafrechtsthcorien doch

erst ein Werk der neueren Zeit.

Sie gehen Hand in Hand mit den verschiedenen Phasen,

welche die Auffassung des Staates in der neueren Zeit durchge

macht hat. Und darnach hat man relative, absolute und

Vereinigungstheorien zu unterscheidend

Relative Theorien.

Allgemeine Bedeutung der relativen Theorien.

Man betrachtete den Staat am Ende des vorigen und am

^ Namentlich bei Plato, im Llorgias (sS.Lipont. vot. 4. psg. 4g. 57.

«5. 168.) S« I^sZF. (IIb. 9. 10. 11.) im piotsgoras (<zg. Lipon?, vol. 3.

päA. 114.). Desgleichen bei Aristoteles, EthikBuch 5. Kap. 8.

2 Die Eintheilung in absolute und relative Theorien ist Deutsche» Ur
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Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts als eine Anstalt, die

nur für den Nutzen der Einzelnen vorhanden sei, — als eine

große gemeinsame Versicherungsanstalt, die nicht durch sich

selbst und durch ihr eigenes Dasein, sondern nur durch die

Förderung der individuellen Vortheile und des individuellen

Wohles ihre Rechtfertigung finde (VertragSstaat).

Nun ist die Strafthätigkeit aber nur ein besondrer

Theil der allgemeinen Staatsthätigkeit. Soll die Staats-

thätigkeit schlechtweg auf den Nutzen der Einzelnen abzielen, so

kann auch die Strafthätigkeit nur für dieses Ziel vorhanden sein.

Dies ist in der That die Ansicht der relativen Straflheorien,

welche wesentlich auf der Grundlage jener Staatsauffassung

ruhen.

Relativ nennen wir hiernach diejenigen Theorien, welche die

Nothwendigkeit der Strafe aus ihrer Nützlichkeit, aus einem

außerhalb der Strafe selbst liegenden Zwecke herzuleiten

streben.

Aus der unübersehbaren Menge der relativen Theorien heben

wir im Folgenden die wichtigsten hervor.

Z. 8.

Die s. g. alte Abschreckungsthcoric.

Die rohste aller relativen Theorien, die alte Abschreckungs

theorie, bedient sich folgender Beweisführung:

Die Masse des Volkes ist immer zu Verbrechen aufgelegt.

Der Staatsmann hat also immer einen gefährlichen Gährungs-

stoff vor sich, der abgekühlt werden muß. Als cineö Mittels

hierzu bedient er sich der Strafe. Sie soll diejenigen von

der Uebertrctung der Gesetze zurückschrecken, in denen

eine Geneigtheit zu Verbrechen obwaltet. Der mögliche

Verbrecher soll durch die Strafe, die den wirklichen Verbrecher

trifft, erschüttert werden. Es sei freilich wahr, daß nicht alle-

Strafen öffentlich vollzogen werden und daß sie daher nicht alle

durch den Anblick der Leiden, denen der Verbrecher zur Beute

wird, abschrecken können; immer aber bleibe doch das Bewußt

sprungs. Sie ist so sehr die einzig richtige, daß auch das Ausland sie recipirt

hat. SoUe'li«, in der Einleitung zur zweiten Auflage von üo s si, 1'i«,ii6

6e Sroit p^usl, 18SS. Vgl. Ortois», LlLiusuts äs ürvit pönal, 18SS,

Seite 83. Note 3.
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sein von der Notwendigkeit, daß auf das Verbrechen

Strafe folgen werde, das zweckmäßigste Mittel, um die Neigung

zu Verbrechen niederzuschlagend

Dieses terroristische System bestraft also den Verbrecher nicht

wegen seines wirklich begangenen Verbrechens, sondern wegen

derjenigen Verbrechen, welche in Zukunft durch Andre begangen

werden könnten.

Es verletzt den Satz, daß der Mensch nicht Sache, sondern

Person ist, mithin nicht als Mittel für den Vortheil Andrer

verwendet werden darf, sondern als Selbstzweck behandelt wer

den muß. ES geht überdies von der Ansicht aus, daß die

Furcht die wirksamste Triebfeder zur Verhütung von Ver

brechen sei.

Beides wird als irrig erkannt von der relativen Besserungs

theorie.

8- 9.

Besserungstheorie.

Die Besserungstheorie achtet in dem Verbrecher den Menschen,

die Person; sie glaubt ihn deshalb nicht zum bloßen Mittel

herabwürdigen zu dürfen. Sie will durch die Strafe nicht bloS

die Verbrechen Andrer verhüten, sondern vor allen andren Dingen

den Verbrecher selbst vor Wiederholungen und Rückfällen

schützen. Dies glaubt sie nicht durch die Furcht, sondern edler

und wirksamer durch Besserung des Gesunkenen erreichen zu

können. Der Geist der Unabhängigkeit, der in jedem Menschen

lebt, rege den Verbrecher gegen die terroristische Strafe auf.

Statt künftig das Verbrechen zu meiden, werde er es nur schlauer

auszuführen suchen. Die meisten Rückfälligen finde man gerade

in den Ländern, wo die grausamsten Strafmittel zur Anwendung

kommen. Gute Erfolge würden nur erreicht durch eine milde

Zucht, die den Geist der Rache und des Hasses nicht entzünde.

Der Besserungszweck sei daher die wahre Grundlage des

Strafrechtes d

Die Kritik hat nicht auf die schätzbaren Einzelheiten dieser

1 Gmelin, Grundsätze der Gesetzgebung über Verbrechen und Strafe,

Seite SS. Auch andre ältere Kriminalisten.

2 Vgl. Zeitschr. für ausländ. Gesetzgebung Band VIII. S. Sl6. — Mit-

termaier zu Feuerbach Z. 149. Note 4.
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Theorie einzugehen. Sie fragt dieselbe hier nur, wo denn ihre

Begründung des Strafrechtes sei? Nach einer solchen forscht

man vergeblich. Die Besserungstheorie will Strafe, weil ge

bessert werden müsse; sie begründet aber nicht, weshalb die

Besserung gerade durch Strafe herbeizuführen sei; es bleibt

somit die Strafe selbst ohne alle Begründung.

Läge der Rechtsgrund der Strafe in dem Besscrungszweck,

so müßte man den unverbesserlichen Bösewicht ungestraft

lassen, weil bei ihm der Besscrungszweck keine Anwendung mehr

findet.

§. 10.

Vertheidigungstheorie.

Die Vertheidigungstheorie sieht in der Strafthätigkeit des

Staates die Ausübung eines Nothwehrrechtes. Der Staat

habe ein Recht zu eristiren, weil die Menschen durch ihre

sittliche Natur zum staatlichen Leben verpflichtet sind. Aus dem

Rechte zur Existenz folge das Recht sich zu erhalten. Nun sei

aber jedes Verbrechen ein Angriff gegen das Staats-

leben, eine Gefährdung des Staates. Mithin dürfe der

Staat dem Urheber dieser Staatsgefahr ein Uevel auferlegen,

durch welches die Gefahr abgewendet werden soll: eine

Strafet

Dagegen ist einzuwenden: Strafe und Vertheidigung sind

ganz verschiedene Dinge. Strafen kann man erst nach eingetre

tener Verletzung; Vertheidigung oder Nothwehr übt man schon

vor derselben. Auch ist ein begangenes Verbrechen nicht mehr

bloße Gefahr, sondern eine schon verwirklichte Verletzung, und

zwar niemals dlos eine Verletzung des etwa dadurch betroffenen

Einzelnen, sondern immer auch eine Verletzung des Staates.

Z. 11.

Präventionsthcorie.

Zu einem rechtlichen Zustande gehört — nach der Praven-

tionstheorie — nicht blos, daß womöglich nichts Rechtswidriges

geschehe, sondern auch, daß kein rechtswidriger Wille vorhanden

i Besonders Martin, Lehrb. z. 11 fgg. Aber auch G. E. Schulze,
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sei. Der Entschädigungszwang (die Civilrechtspflege) hebt

nur das geschehene Rechtswidrige auf. Dies genügt nicht.

Der Staat muß auch die mögliche Rechtsverletzung aufheben,

die im verbrecherischen Willen enthalten ist; er muß die in dem

verbrecherischen Willen liegende Gefahr niederdrücken. Dies

geschieht durch den Strafzwang. — Die Strafe vertilgt den

gefährlichen Willen. In dieser Aufhebung der Gefahr finde

sie ihren Rechtfertigungsgrund ^.

Dawider ist geltend zu machen: 1) Die Forderung eines

innerlich rechtmäßigen Willens gehört gar nicht in das Recht,

sondern in die Moral. 2) Die Präventionstheorie findet den

Strasgrund in der Gefahr, also in den möglichen künftigen

Verbrechen; sie betrachtet also die Strafe nicht als ein Uebel für

das bereits begangene Verbrechen. DicS widerstrebt schon dem

gesunden Menschenverstände. 3) Wenn der Gedanke der Prä

vention schon die Rechtfertigung der Strafe enthielte, so wäre

es folgerichtig, die Bestrafung dem Verbrechen vorangehen

zu lassen.

8- 12.

Theorie des psychologischen Zwanges.

Die Theorie des psychologischen Zwanges will nicht durch die

Zufügung der Strafe, sondern schon durch die gesetzliche An

drohung derselben von dem Verbrechen abschrecken. Die

Drohung des Strafgesetzes soll so eingerichtet werden, daß das

Uebel, welches dem Verbrecher aus der Strafe erwächst,

größer, sei als der Vortheil und die Lust, die ihm auS

dem Verbrechen hervorgehen. Jeder verbrecherische Wille

entspringt aus der Vorstellung der Lust, welche sich der Begehrende

von der Begehung dcS Verbrechens verspricht. Wird nun, durch

die Drohung des Strafgesetzes, jener Vorstellung der Lust die

Vorstellung einer größeren Unlust gegenübergestellt, so setzt sich

der Triebfeder, die zum Verbrechen treibt, eine Triebfeder von

stärkerer Spannkraft entgegen; der Wille wird seines Bcwcgungs-

impulseS beraubt, er erleidet Psychologischen Zwang und das

Verbrechen unterbleibt.

i Grolma», Grundsätze derKriniinalrechtsw. 8- 1 fgg- Ksnec», ck«

ira lib. I. «sp. IS.: „^«lu« riiuäous puuit c^ui» peecstuiu est, seä n«

peoeotur."
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Als alleiniger Rechtsgrund der Strafe wird dabei die

Gefahr für den bürgerlichen Zustand bezeichnet^.

Auf die UnHaltbarkeit dieses Rechtsgrundes ist schon hin

gewiesen worden.

Der Gedanke des psychologischen Zwanges ist ein ver

fehlter. Denn 1) läßt sich der Wille nicht zwingen, und

jedes trotz der Strafdrohung begangene Verbrechen liefert den

Beweis der Unmöglichkeit eines psychologischen Zwanges;

2) kennt der Verbrecher das Strafgesetz selten so genau,

um das Uebel der Strafe gegen die Lust des Verbrechens abwägen

zu können; 3) ist es ein Erfahrungssatz, daß die meisten Ver

brecher, berauscht von der Lust des Verbrechens, unentdeckt zu

bleiben und der Strafe zu entgehen hoffen. — Die Theorie des

psychologischen Zwanges führt ohnedies zu einer Drakonischen

Gesetzgebung. Denn damit die Androhung ihre Aufgabe, psy

chologisch zu zwingen, erreiche, müssen möglichst harte und ab

schreckende Strafen angedroht werden.

8- 13.

Warnungstheorie.

Zur Verhütung von Rechtsverletzungen stehen nach Bauer

(dem Urheber der Warnungstheorie) dem Staate hauptsächlich

drei Mittel zu Gebote: Volkserziehung, Pvlizeieinrichtun-

gen und Strafgesetze. Letztere sind nothwendig, weil die beiden

ersteren nicht ausreichen.

Die Warnung durch das Strafgesetz soll so eingerichtet wer

den, daß sie allen Entftehungsgründen des Verbrechens ent

gegenwirkt. Sie soll nicht blos auf die sinnliche, sondern auch

auf die sittliche Seite des Menschen einwirken. Sie soll die

sinnlichen Antriebe niederhalten durch die Vorstellung des an

ihre Befriedigung geknüpften Strafübels. Sie soll zugleich das

sittliche Bewußtsein der Strafwürdigkeit des Ver

brechens beleben und dem Bürger die Pflicht der Besonnenheit

im Handeln einschärfen.

Daß die Strafe wirklich zuerkannt und ausgeführt werde,

sobald trotz der Warnung ein Verbrechen verübt worden ist,

' Feuerbach, Lehrb. §. s sgg.
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dafür findet Bauer denRechtfertigungsgrund in der voran

gegangenen gesetzlichen Drohung/.

Die Widerlegung dieser Theorie hält nicht schwer:

Bauer erklärt die bloße Drohung der Strafe deshalb für

erlaubt, weil sie noch Niemandes Freiheit tatsächlich beeinträch

tige; und die wirkliche Zufügung der Strafe rechtfertigt er sodann

durch die vorausgegangene Drohung. Auf diese Weise könnte

man aber für das unbedeutendste Vergehen sofort die Todesstrafe

drohen und dann die Anwendung der Todesstrafe ebenfalls aus

der vorangegangenen Drohung rechtfertigen wollen. Es fehlt

hier an jeder tieferen Grundlage.

Bauer's Theorie unterscheidet sich von der Feuerbach'schen

dadurch, daß sie die Drohung des Strafgesetzes nicht blos an die

sinnliche, sondern auch an die sittliche Natur des Menschen rich

tet; daher der Name „Warnung."

§. 14.

Ersatztheorie.

Die Anhänger der Ersatztheorie erkennen neben dem materiellen

Schaden, den das Verbrechen anrichtet und der durch die civil-

rechtliche Entschädigung ausgeglichen wird, einen s. g. idealen

Schaden, der in dem hervorgebrachten Reize des bösen Beispiels,

in der erschütterten Achtung des Gesetzes und in der durch das

Verbrechen bewirkten öffentlichen Beunruhigung liege. Diesen

idealen Schaden soll der Verbrecher wieder gut machen durch

Abbüßung einer Strafet

Aber der Gedanke des Ersatzes trifft mit dem der Strafe nicht

zusammen. Jener ideale Schade ist überdies nicht das Verbrechen

selbst, sondern eine mehr oder weniger zufällige Folge desselben,

die bisweilen ganz fehlt.

Z. 15.

Straftheorie Fichte's.

Fichte's Staat ruht auf dem f. g. Bürgervertragc. Zweck

dieses Staates ist die gegenseitige Sicherheit der Bürger.

1 Bauer, die Warnungstheorie, 183«.

2 Klei», Grundsätze §. ö. Welcker, Staat, Recht und Straft,

S. 249 fgg.
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Auf der Grundlage dieses Staatsbegriffes errichtet Fichte

folgende strafrechtliche Theorie:

Nur der Bürgervertrag begründet für jeden Einzel

nen Rechte. Wer den Bürgervcrtrag durch ein Ver

brechen bricht, wird also völlig rechtlos. Er muß als

vogelfrei betrachtet werden, und der Staat muß ihn eigentlich

ausstoßen. Der Staat besteht nur durch den Vertrag; er besteht

also nur für diejenigen, die den Vertrag halten. Der Verbrecher

hat den Vertrag verletzt: der Staat besteht also für ihn nicht

mehr. Das Verbrechen stellt den Verbrecher außerhalb des

Staates. Der reinste Ausdruck hierfür ist die Verbannung.

Streng genommen müßte sie selbst wegen des geringsten Ver

gehens eintreten.

Ist dies die Konsequenz des Gedankens des Bürgervertra

ges, so wird nun andrerseits aus dem'Gedanken des Zweckes

gefolgert, dem der Bürgervertrag dienen soll. Fichte fährt näm

lich etwa so fort:

Andrerseits ist aber zu berücksichtigen, daß der Staat nur

gegenseitige Sicherheit bezweckt. Giebt es ein Mittel, durch

welches jene Sicherheit ebenso gut erreicht werden kann,

als durch die Ausstoßung des Verbrechers, so braucht

der Staat nicht zu diesem Aeußersten zu schreiten. Ein

solches Auskunftsmittel, welches die Ausstoßung überflüssig macht,

findet Fichte in der Abbüßung einer Strafe. Er fordert- deshalb

einen Vertrag folgenden Inhaltes: „Alle versprechen Allen, sie,

wiefern die öffentliche Sicherheit damit vereinbar ist, um ihrer

Vergehungen willen nicht vom Staate auszuschließen, sondern

ihnen zu gestatten, dieselben auf andre Weise abzubüßen." Das

nennt Fichte den Abbüßungsvertrag.

Um aber seinen Zweck desto sicherer zu erreichen, sucht Fichte's

Staat durch die Androhung der Strafe abzuschrecken. Hat

dies Nichts geholfen, so sucht er die Vollziehung der Strafe so

einzurichten, daß der Verbrecher dadurch gebessert werde. Der

Gebesserte tritt endlich in den Staat zurück, weil bei ihm künftiges

Verbrechen prävenirt ist^.

Was alle relativen Theorien anstreben, ist in dieser Fichteschen

Theorie am folgerichtigsten und am vollständigsten ausgesprochen.

i Fichte, Naturrecht, Band II, Seite SS fgg.
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Die Fichtesche Theorie steht und fällt mit der Idee des bloßen

Vertragsstaates und mit dem untergeordneten Zwecke bloßer

Sicherung, auf den Fichte die Aufgabe'des Staates beschränkt.

8- 1«.

Rückblick auf die relativen Theorien.

Die relativen Theorien nähern sich dem wahren Wefeu der

Strafe in dem Maße, als sie die Strafe auf das bereits

begangene Verbrechen und auf den Verbrecher selbst

beziehen. Sie entfernen sich davon in dem Maße, als sie die

Rechtfertigung der Strafe in möglichen künftigen Verbrechen,

vielleicht gar andrer Personen als des Verbrechers selbst, suchen.

Unter der Herrschaft dieses Gedankens steht die Reihenfolge,

in der wir die verschiedenen relativen Theorien dargestellt

habend

Allgemeine Grundlage der Strafe ist, nach allen relativen

Theorien, der Nutzen, den die Strafe den Gescllschasts-

z wecken leistet.

Die besondren Auffassungsweisen, welche sich in den

verschiedenen relativen Theorien zeigen, lassen sich zusammenfassen

in die Worte: Warnung, Androhung und Abschreckung, —

Besserung, — Sicherung und Prävention, — Vertei

digung, — Ersatz.

In der That enthält jedes dieser Worte einen wahren Bc-

standtheil der Strafe. Die Verkehrtheit besteht aber darin, daß

man nicht, vor allem Andren, die Begründung und Recht

fertigung der Strafe in ihrer eigenen inneren Gerechtigkeit

fucht.

L.

Absolute Theorien.

s- 17-

Allgemeine Bedeutung der absoluten Theorien.

Die absoluten Theorien ruhen, wenn sie folgerichtig sind, auf

folgender Staatsauffassung:

! Bcrner, Strafthevrien , im Archiv des Kriminalrcchts I84S, Seite
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1) Der Staat entspringt nicht aus der Willkür der Menschen.

Er ruht auf einer sittlichen Nothwendigkeit. Es hängt nicht

von den Einzelnen ab, ob sie in den Staat eintreten wollen oder

nicht; die Menschen sind vielmehr durch ihre eigene Natur zum

staatlichen Leben genöthigt. Der Gedanke eines durch bloße

Willkür gegründeten Vertragsstaates ist hiernach zu verwerfen.

2) Der Staat ist, wie alles Sittliche, nicht blos für den

Nutzen und für äußerliche Gesellschaftszwecke vorhanden. Er ist

Selbstzweck. Auch abgesehen von allem Nutzen, den er stiftet,

befriedigt er durch seine sittliche Existenz, durch seinen ethischen

Inhalt, ein sittliches Bedürfniß des Menschen. Die höheren

Staatsfunktionen brauchen daher gar keinem besondren Nutzen zu

dienen.

Diese Auffassung des Staates führt zu folgender Auffassung

der Strafe.

1) Auch die Strafthätigkeit, als eine besondre Staatsfunktion,

gründet sich auf sittliche Nothwendigkeit.

2) Auch die Strafthätigkeit ist eine nur sich selbst dienende

Thätigkeit des Staates. Sie findet ihre Rechtfertigung in der

eigenen Natur der Strafe, nicht erst in dem Nutzen, den sie Ein

zelnen oder der ganzen Gesellschaft stiftet. Die Strafe ist Selbst

zweck, wie der Staat. In der sittlichen Nothwendigkeit liegt

schon die vollständige Begründung der Strafe; auf die Zweck

mäßigkeit der Strafe kommt es daher gar nicht weiter an.

§. 18.

Theorie Kant's.

Richterliche Strafe, sagt Kant, kann niemals blos als

Mittel, ein andres Gut zu befördern, sondern muß jeder

Zeit nur darum verhängt werden, weil Verbrochen worden

ist. Denn der Mensch darf niemals als Sache, behandelt und

irgend einem bloßen Nützlichkeitszwccke geopfert werden; dawider

schützt ihn seine angeborene Persönlichkeit. Der Mensch muß

demnach vorher strafbar befunden werden, ehe daran gedacht

werden kann, aus dieser Strafe irgend einen Nutzen zu ziehen.

Das Strafgesetz ist ein kategorischer Imperativ. Strafe

muß sein, nicht etwa weil sie nützlich ist, sondern weil die Ver

nunft Strafe fordert.

Die Gesellschaftszwecke sind bei Kant so ganz und gar kein
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Grund für die Straft, daß er aufstellt: Selbst wenn die Gesell

schaft auf dem Punkt stände, sich mit Einwilligung aller Glieder

aufzulösen, so würde dennoch der im Gefängniß befindliche

Mörder erst hingerichtet werden müssen.

Für das Maß der Strafe stellt Kant den Grundsatz der

Gleichheit auf: die Vergeltung des Gleichen mit dem Gleichen.

Alle andren Principien seien schwankend. Die Vergeltung allein

sei der Ausdruck der reinen und strengen Gerechtigkeit.

Das Princip der Gleichheit will er aber nicht buchstäblich

nehmen, wie es das Mosaische Recht thut, wo Auge für Auge,

Zahn für Zahn gefordert wird. Die Gleichheit von Verbrechen

und Strafe brauche keine äußere zu sein; es genüge, daß sie

der Wirkung nach zur Anwendung komme. — Nur auf dm

Mord müsse unbedingt die Todesstrafe, das äußerlich Gleiche,

gesetzt werden, weil hier die Vergeltung, auch der bloßen Wirkung

nach, gar nicht anders ausgeführt werden könne. Denn es sei

keine Gleichartigkeit zwischen dem kummervollsten Leben und dem

Tode; es könne also auch die empfindlichste lebenslängliche Frei

heitsstrafe nicht als eine genügende Vergeltung für den Mord

angenommen werden. — Auch wünscht Kant die Anwendung

solcher Strafen, in denen sich der fpecifische Charakter der

begangenen Verbrechen abspiegelt^.

Der Straftheorie Kant's ist vorzuwerfen, daß sie kein orga

nisches Glied feines Systemes sei, ja sogar seiner sonstigen Auf

fassung des Staates und des Rechtes widerspreche. Kant läßt das

Recht von der Willkür der Einzelnen ausgehen, von dem ver

einigten Volkswillcn, dessen Beschluß unter allen Umständen das

Recht sei; wie kommt aber dann eine höhere Nothwendigkeit

in das Strafrecht? ^ Kant'S Staat ist dem Vertragsstaatc

Rousseau's eng verwandt. Dieser Staat bezweckt im Grunde ,

nur die Sicherheit der Einzelnen. Wie kommt nun die Straf-

thätigkeit des Staates dazu, bloßer Selbstzweck zu sein? Fichte

hat die wahren Folgesätze des Kantischen Standpunkts ausge

sprochen, und Kant hätte folgerecht eine relative Straftheorie

aufstellen müssend

1 Kant, Rechtslehrc, Seite 195 fqg.

2 Kant, a. a. O. Seite l«5 (§. 4ö).

s Berncr, Jmputationslehre, Seite SI.
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8- 19-

Theorie von K. S. Zachariä.

Bei Zachariä finden wir den Versuch gemacht, das 'von

Kant aufgestellte Princip in einer eigenthümlichen Gestalt praktisch

durchzuführen.

Zachariä stellt jedes Verbrechen als einen Eingriff in die

rechtliche Freiheitssphäre des Andren dar.

Infolge dieser Auffassung des Verbrechens gestaltet sich bei

ihm das Vergeltungsprincip zu dem Satze: Der Verbrecher muß

in semer eigenen Freiheit in demselben Grade beschränkt werden,

in welchem er selbst die Freiheit des Verletzten beeinträchtigt- hat.

Alle Strafen sind daher Freiheitsstrafen.

Die Dauer dieser Freiheitsstrafen wird nun nach dem Ver

geltungsgedanken förmlich berechnet, dabei aber abgesehen von

der Marime des Handelnden und von deM subjektiven schmerz

haften Eindrucke des Verletzten, so daß nur die äußere Unge

rechtigkeit oder Rechtsverletzung in Anschlag kommt.

Für manche Verbrechen könne das Maß der Strafe nur

mittelbar durch eine künstliche Schätzung ermittelt werden.

In andren Verbrechen liege es dagegen unmittelbar ange

geben.

Wer z. B. den Andren seiner Freiheit auf gewisse Zeit

beraubt hat, der müsse — dies sei durch das Verbrechen selbst

unmittelbar ausgesprochen — auf ebenso lange Zeit einge

sperrt werden. Wer des Andren Freiheit oder Persönlichkeit

ganz aufhebt, müsse selbst seine, Freiheit vollständig verlieren,

'also einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe verfallen.

Wo nun aber eine künstliche Schätzung nöthig sei, da solle

man versuchen, ob sich die Wirkung des Verbrechens nicht

zuerst in Geld abschätzen lasse. Dann müsse man einen

rechtlichen Preis für die Zeit feststellen, etwa den Tagelohn,

Habe man nun ermittelt, wie hoch sich der durch das Verbrechen

verursachte Schade in Geld belaufe, so brauche man nur die

Frage zu beantworten: „Wie lange müßte ein Tagelöhner arbei

ten, um den Betrag dieses Schadens zu verdienen?" Eben so

lange sei der Verbrecher einzusperrend

i Zachariä, Ansangsgründe des Philss. Kriminalr., 1805, §. 44.

Berner, Strafrecht. 2
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Augenscheinlich ist die Art, in welcher diese Theorie alle

Strafen in Freiheitsstrafen verwandelt, durch und durch sophistisch.

Indem Zacharia jedes Verbrechen einen Eingriff in die Freiheit

eines Andren nennt, faßt er die Freiheit als Inbegriff aller

Rechte; indem er aber aus dieser Definition des Verbrechens

die Freiheitsstrafe ableitet, nimmt er die Freiheit in der unter

geordneten Bedeutung, nicht eingesperrt zu sein.

Dennoch ist es von Interesse, bei Zacharia die Andeutung

eines Weges zu finden, der von dem abstrakten Vergeltungsbc-

griffe zur Wirklichkeit führt. Es ist doch in der That eine

Gleichung aufgestellt, vermöge deren man zwischen Verbrechen

und Strafen wirklich abrechnen kann.

8- 20.

Theorie Henke's.

Wenn Zacharias Wergeltungsthcorie von der Innerlichkeit

des Verbrechers absieht, so will Henke ein Vergeltungsmaß auf

stellen, bei dem es auf die Aeußerlichkeit des Verbrechens gar

nicht mehr ankommt.

Henke behauptet nRmlich, das Maß der Vergeltung

müsse nach dem Eintritt der Besserung bestimmt werden.

Die Schuld als solche sei inkommensurabel. Nur an der

durch die Strafe bewirkten Besserung könne man erkennen, ob die

Strafe ihr Maß erreicht habe. Habe die Strafe Besserung her

beigeführt, so sei das Verbrechen getilgt. Vor dem Eintritt der

Besserung könne dagegen die Schuld nicht als gesühnt betrachtet

werden und das Maß der Strafe sei noch nicht volN.

Wäre diese Beweisführung richtig, so könnte man den Ueber-

treter des geringfügigsten Strafgesetzes lebenslänglich in'S Ge

fängnis; stecken, wenn er in Beziehung auf dies Strafgesetz als

unverbesserlich erschiene.

Außerdem müßte man, bei dieser Theorie, alle Strafgesetz

gebung aufgeben. Denn bei jedem einzelnen Verbrecher wäre ja

die Strafe ganz eigenthümlich zu bestimmen, nach seiner größeren

oder geringeren Verbesscrlichkeit.

Aber wichtig bleibt der Hinweis auf die subjektive Seite

! Henke, Streit der Strafrechtstheoric», S. 7« fgg. (Henke hat Indeß

zu verschiedenen Zeiten verschiedenen Theorien gehuldigt.)
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des Verbrechens, den Henke hier der Vergeltungstheorie gege

ben hat.

Z. 21. .

Theorie Hegel's.

Alles Recht besteht, nach Hegel, darin, daß das vernünf

tige Wesen des Willens sich eine äußere Eristenz

giebt, — daß der Wille sich z. B. in eine Sache legt und dadurch

Eigenthum begründet. Hat sich nun jener Wille eine solche

äußere Eristenz gegeben, so kann er auch äußerlich angegriffen

und verletzt werden. Dagegen bleibt er in sich selbst unver

letzbar.

Wenn das Recht das Dasein des Wesens des Willens ist? so

ist derjenige Wille, der das Recht aufhebt, im Widerspruche

mit sich selbst. Dieser innere Widerspruch verlangt eine

Lösung. Die Lösung aber liegt in dem Strafakte, durch den

sich der allgemeine oder vernünftige Wille gegen den unvernünf

tigen wiederherstellt. Das Wesen des Willens tritt als Strafe

hervor und hebt jene ihm widersprechende Erscheinung des Wil

lens, das Verbrechen, selbst wieder aus.

Ist das Recht in sich selbst unverletzbar, ist es das ewige

Wesen des Willens: so ist der rechtswidrige Wille in sich

nichtig, verletzbar. In seiner Nichtigkeit wird nun das Ver

brechen offenbar gemacht durch die Strafe. Die Strafe ist

die Verneinung des in sich nichtigen Verbrechens, — die

Negation dieser Negation des Rechtes, — eben damit aber auch

die Affirmation des Rechtes.

Es ist das Vernünftige, welches sich, in der Strafe, auf

Kosten des nichtigen Vernunftwidrigen, bethätigt.

Ein vernünftiges Wesen stellt, wenn auch oft unbewußt,

nothwendig durch jede seiner Handlun-gen ein Allgemeines auf,

ein Princip, aus dem die Handlung hervorgegangen ist und

das also auch in der begangenen Handlung selbst liegt. So stellt

auch der Verbrecher durch sein Verbrechen ein Gesetz auf, das

die Vernunft seiner eigenen Handlung ist und unter das

er selbst subsumirt werden muß. So ist es die Vernunft, das

Gesetz seiner eigenen Handlung, welches als Strafe auf

ihn zurückschlägt. — In der Strafe wird mithin der Ver

brecher noch geehrt und als Vernünftiger behandelt, weil er

2«
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nur nach seinem selbstgestellten Gesetze gerichtet wird. Wenn,

auch als herbe Gewalt, ist es doch sein Eigenes, welches in der

Strafe an ihn kommt. —

Dies ist Hegels Begründung der Strafe im Allgemeinen.

Daraus leit/t er folgende Grundsätze für das Maß der

Strafe ab:

Die Strafe wurde aufgefaßt als das das Unrecht vernichtende

Recht, als Negation der Negation u. f. w. Dies heißt aber

nichts Andres als: die Strafe ist Vergeltung.

Soll die strafrechtliche Negation nicht mehr und nicht weniger

leisten als dies, die gerade vorliegende verbrecherische Negation

aufzuheben: so müssen beide Negationen einander ent

sprechen. Die Strafe,- als Negation, darf keine maßlose Ne

gation sein; sie hat vielmehr ihr Maß an dem Verbrechen

selbst. Wie das verneinte Recht einen bestimmten Umfang und

eine bestimmte Qualität hat: so muß die Strafe, um ent

sprechende Negation zu sein, auch ihrerseits qualitativ und

quantitativ bestimm? und abgegrenzt werden.

Die damit geforderte Identität von Verbrechen und Strafe ist

aber nicht die specifische Gleichheit. Es ist nicht nöthig, daß

dem Verbrecher äußerlich dasselbe widerfahre. Das Strafübel

soll vielmehr dem Verbrechen nur dem Werth e nach gleich

stehen.

Es ist nicht mehr Aufgabe der Philosophie, diesen Werth bei

den verschiedenen Verbrechen festzustellen. Die Philosophie stellt

nur das Princip auf und überläßt die Anwendung desselben

dem reflektirenden und subsumirenden Verstände. Allerdings aber

läßt sich, wenigstens annähernd, für die qualitative und

quantitative Bestimmtheit eines verletzten Rechts ein Werth

angeben, dem dann die Strafe entsprechen muß. Dieser Werth

ist der gemeinschaftliche Nenner für Verbrechen und Strafe.

Er ist das innere Gleiche von Sachen, die in ihrer Eristenz

specisisch ganz verschieden sind. Nach ihrer äußeren, specifischen

. Gestalt sind z. B. Diebstahl und Raub auf der einen Seite,

Geld- und Gefängnißstrafe auf der andren Seite schlechthin

ungleich. Aber nach ihrem Werthe, nach ihrer allgemeinen

Eigenschaft, Verletzungen von der oder der Größe zu sein,

sind sie vergleichbar. Der Verstand kann demnach allerdings

durch eine Gleichung zunächst den Werth des Verbrechens



Rückblick auf die absolute» Theorie». 21

sodann aber eine diesem Werthe entsprechende Strafe auf

finden

s- 22.

Rückblick auf die absoluten Theorien.

Aehnlich wie Leibnitz 2 spricht Kant die Nothwendigkeit

einer vergeltenden Strafe als bloße Gewisfensthatsache aus,

ohne wissenschaftliche Ableitung. Aber sein kategorischer Impera

tiv, sein Aufruf an das Gewissen, findet in jedem menschlichen

Gewissen einen zustimmenden Wiederhall.

Zachariä und Henke suchen dem Vergeltungsgedanken eine

praktische Gestaltung zu geben, wobei der erstere die objektive,

der letztere die subjektive Seite des Verbrechens vorzugsweise

in's Auge faßt. Aehnliche Versuche sind von einer großen Anzahl

andrer Schriftsteller angestellt worden.

Bei Hegel endlich fanden wir sowohl eine wissenschaftliche

Ableitung desjenigen, was bei Kant als bloße Thatsache des

Gewissens auftritt, als auch eine brauchbare Andeutung für

die praktische Ausführung des aufgestellten Principes. Dies

Princip ist im vollen Einklänge mit der Staatsidee Hegels;

denn bei Hegel ist der Staat die nur sich selbst bezweckende

sittliche Idee.

Der von Hegel aufgestellt.en Behauptung der Nichtigkeit

des Verbrechens, die die Grundlage der Hegelschen Theorie

bildet, macht man mit Unrecht den Vorwurf der Dunkelheit.

Auch Schleiermacher nennt das Böse das Nichtige. Und

in der That bleibt doch nur die Wähl, entweder das Böse als ein

Nichtiges aufzufassen, oder die Welt zweien Herren zuzutheilen,

Gott und dem Teufel.

DaS gewonnene, unverlierbare Ergebniß der absoluten

Theorien ist dies: Die Strafe gründet sich auf das Ver

brechen selbst. Nothwendige Voraussetzung ihrer An

wendung ist ihre innere Gerechtigkeit.

Diese Einsicht ist seitdem von den bedeutenderen Vertretern

der Wissenschaft nicht wieder aufgegeben worden.

Aber nur wenige haben darin einen vollständigen Abschluß

des Streites der Straftheorien gefunden. Fast allgemein ist man

! Hegel, Rechtsphilosophie §. 9« fgg.

2 Leibnitz, 'IKöoSiLös, pari,. 1. Z. 73.
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vielmehr in den letzten Jahrzehenden bestrebt gewesen, die Ge

danken der relativen Theorien mit der absoluten Theorie zu ver

binden. Namentlich hat sich niemals ein Staat damit begnügt,

die Strafe nur als Vergeltung auszuüben. Die Gesetzgebung

und die Praxis aller Zeiten haben mit der Strafe Zwecke ver

knüpft. Eine so gewichtige Thatsache darf von der Theorie nicht

übersehen werden.

In den folgenden ZZ werden wir zu prüfen haben, wiefern

eine Vereinigung der relativen Theorien mit der absoluten mög

lich und nöthig sei.

Vereinigungstheorien.

s- 23.

Allgemeine Bedeutung der Vereinigungstheorien.

Jene Staatsauffassung, welche den Staat zum Selbstzweck

erhebt, hat uns, neben einer großen Wahrheit, eine große Un

wahrheit gebracht. Ihre Wahrheit besteht darin, daß das

Sittliche niemals erst durch den Nutzen, den es stiftet, seine

Rechtfertigung findet; daß also auch der sittliche Inhalt der

Staatsthätigkeit nicht dem bloßen Nutzen zu dienen braucht. Die

Unwahrheit ist aber die, daß man in den lebendigen Persön

lichkeiten nicht ein Höheres erkennt, in welchem das Sittliche

und das Nützliche ihr gemeinsames Ziel finden. Der Mensch ist

nicht um des Gesetzes willen, da, auch nicht um des Staates

willen; Staat und Recht sind vielmehr für den Menschen da.

Selbst das Sittliche wäre ein hohler Schall, wenn es nicht die

sittliche Persönlichkeit befriedigte.

Das Nützliche ist dem Gerechten untergeordnet. Beide

aber wirken zusammen für die Persönlichkeit, deren Ent-

wickelung und Befriedigung des Staates höchste Aufgabe ist.

Mehr oder weniger klar liegt diese Erkenntniß in den meisten

Theorien, welche die absolute Theorie mit den relativen Theorien

verbinden wollen.

Manche von ihnen wollen aber das Gerechte nur so weit

verwirklichen, als es nützlich ist; andere hingegen verlangen

Verwirklichung der Gerechtigkeit und suchen daneben das

Nützliche so weit zu verwirklichen, als es gerecht ist. Bei
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jenen ist die Gerechtigkeit der Strafe nur die nothwendige Vor

aussetzung der Strafe, deren wahres Ziel allein das Nützliche

ist; bei diesen bleibt die Gerechtigkeit das Hauptziel.

8- 24.

Theorie Pbegg's.

Die Strafe soll, nach Abegg, ein Ausfluß der reinen Ge

rechtigkeit sein. Sie soll sich also abmessen nach der Schuld.

Aber liegen denn nicht in der Schuld des Verbrechers

auch diejenigen Bestandtheile, nach denen die relativen

Theorien die Strafe abmessen wollen? Diese Frage glaubt

Abegg bejahen zu müssen. Er begründet seine Behauptung

etwa durch folgende Andeutungen:

Die relativen Theorien machen nicht sowohl die Schuld, als

die Gefährlichkeit zum Grunde und zum Maßstabe der Strafe,

— sowohl die Gefährlichkeit der Person des Verbrechers, als

die Gefährlichkeit der von ihm begangenen That. Die Gefähr

lichkeit des Verbrechers steckt aber auch in seinem Willen und

bildet daher einen Theil seiner Schuld. Ist seine Person

eine gefährliche, so ist sie dies durch ihr gefahrbringendes Wol

len. Ist seine That eine gefährliche, so hat er bei der Aus

führung der gefährlichen That die Gefährlichkeit mit gewollt.—

Jedermann weiß z. B., daß es gefährlicher sei, bei Nacht, als bei

Tage Feuer anzulegen. Wer nun dennoch bei Nacht Feuer an

legt, handelt nicht blos gefährlicher, sondern in demselben

Maße auch schuldhafter. — Auch das Ausstellen eines bösen

Beispieles begründe nicht blos eine größere Gefahr, sondern

zugleich eine größere Schuld. Und so werde sich in den meisten

Punkten, welche die relativen Theorien hervorheben, das Moment

des Unrechtes nachweisen lassen.

Abegg folgert hieraus:

Die bloße Ausmessung der Schuld schließt die Berücksich

tigung der Gesichtspunkte der relativen Theorien schon in sich.

Die Durchführung der einfachen Gerechtigkeit befriedigt

für sich allein schon die Nützlichkeitszwecke, soweit sie über

haupt auf Befriedigung Anspruch haben d

i Abegg, die verschiedenen Strafrechtstheorien in ihrem Verhältnisse zc,,

Neustadt an der Orlo, 18SS.
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s- 25.

Theorie von I. U. Wirth.

Wirth macht darauf aufmerksam, daß nicht blos vom Staate,

sondern auch von der Familie, der Schule und der Kirche eine

Strafthätigkeit geübt werde. Er stellt daher zuerst einen allge

meinen Begriff der Strafe auf. Sodann giebt er den beson

dren Charakt« der Kriminal strafe an.

In dem allgemeinen Begriffe der Strafe findet er zwei

Zwecke: Z) Das Verbrechen muß objektiv am Verbrecher, und

es muß 2) subjektiv im Verbrecher, d. h. iu seinem Willen und

in seiner Gesinnung aufgehoben werden.

1. Objektiv am Verbrecher wird es ausgehoben durch die

Vergeltung, die vergeltende' Gerechtigkeit.

Jeder Wille hat eine. äußere Existenz, in seinem Eigen

thum, in seiner äußeren Freiheit u. s. w.

Die vergeltende Gerechtigkeit fordert, daß der verbrecherische

Wille, der in die äußere Existenz eines fremden Willens

übergegriffen hat, nach demselben Maße in seiner eigenen

äußeren Existenz aufgehoben werde, durch eine entsprechende

Vermögensstrafe, Freiheitsstrafe u. f. w.

2. Subjektiv im Verbrecher wird das Verbrechen aufgehoben

durch Besserung des Thäters und durch Abschreckung

Andrer, in deren Gesinnung eine Neigung zu Verbrechen vor

handen ist. —

Wenn dies der ganz allgemeine Strafbegriff ist, was giebt

nun den besondren Strafbegriffen des Staates, der Familie,

Schule und Kirche ihren besondren Charakter?

Jeder dieser besondren Strafbcgriffe muß sämmtliche Merk

male des allgemeinen Strafbegriffes enthalten, sonst gehörte er

gar nicht mehr dem allgemeinen Strafbegrisse an; die Art

gehörte nicht mehr zur Gattung. Aber eines jener Merkmale

muß in jedem der besondren Strafbegriffe das Vorherrschende

sein; denn erst dadurch wird d« besondre Strafbegriff ein beson

drer; erst dadurch wird die Art eine eigcnthümliche und unter

schiedene Art.

Jeder besondre Strafbegriss enthält demnach zwar alle

Strafzwecke, erhebt aber einen derselben zum Hauptzweck,

dem die andren Zwecke sich unterordnen.
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Schule, Familie und Kirche machen den subjektiven,

der Staat hingegen macht den objektiven Zweck zum Haupt

zweck.

Der objektive Zweck (die Vergeltung) ist demnach das

eigentliche Princip der Strafe, die der Staat verhängt. Der

subjektive Zweck, die Besserung wenigstens, ist das Princip

jener andren sittlichen Kreise, welche es nicht blos mit eiuer

einzelnen Handlung des Menschen zu thun haben, sondern die

mit ihrer Thätigkeit die ganze Persönlichkeit desselben ergreifen

sollen. —

Unter der Herrschaft des objektiven Zweckes treten nun, in der

Strafe des Staates, die subjektiven Zwecke folgender Maßen

hervor:

1. Oft fordert, wie schon Abegg nachgewiesen hat, die

gerechte Vergeltung selbst eine Berücksichtigung der subjektiven

Zwecke. Es giebt z. B. Verbrechen, die zur Gewohnheit des

Verbrechers geworden sind. Hier muß die- gerechte Vergeltung

selbst die Gewohnheit mit bekämpfen, d. h. bessern.

2. Andrerseits fordern die Zwecke der Besserung und Ab

schreckung/daß die vergeltende Strafe sich nach ihnen modisicire.

Die subjektiven Zwecke gelangen so zu einer selbständigen Ein

wirkung. Sie werden in höherem Grade verwirklicht, als es

nach Abegg's Theorie geschieht. Sie üben einen vom Vergel

tungsgedanken unabhängigen Einfluß auf die Art der Straf

vollziehung. Namentlich thut dies der Besferungszweck, den

man gar nicht erreichen kann, wenn man die zu vollziehende

Strafe nicht beständig der augenblicklichen subjektiven Beschaffen

heit des Verbrechers anpaßt.

3. Das Maß der Strafe darf aber aus Rücksicht auf die

selbständigen Forderungen der subjektiven Zwecke nicht abge

ändert werden. Ist das Maß der vergeltenden Strafe erfüllt, so

darf der Staat nicht weiter strafen, auch wenn die Strafe noch

keine Besserung oder Abschreckung bewirkt hat'.

Z. 26.

Theorien, welche die Aufgabe der Strafgerechtigkeit auf

die Verwirklichung des Nützlichen beschranken.

Eine Reihe der f. g. Gerechtigkeitstheorien hat den absoluten

l Wirth, System der spekulative» Ethik, Band II. Seite 27S fgg. 31g fgg.
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Theorien den Gedanken der Gerechtigkeit entlehnt, die Gerechtig

keit aber zur bloßen Magd des Nützlichen erniedrigt',. Der

Vergeltungsgedanke, der allein dem Worte der Gerechtigkeit Sinn

und Inhalt giebt, wird dabei bisweilen völlig verflüchtigt. Man

behält nichts als den leeren Namen einer Gerechtigkeit, über die

man gar keine Auskunft zu geben vermag. — Diese Vorwurfe

treffen indeß keineswegs alle jene Theorien.

M. Ortolan entwickelt folgende Auffassung der Sache:

Allerdings verdient das Gute mit Gutem und das Neble mit

Ueblem bezahlt zu werden. Wo dieses Verhältnis! zur Aus

führung kommt, da empfinden wir eine sittliche Freude; wo es

verletzt wird, da leiden wir sittlich. Dies Gefühl ist so mächtig,

daß alle Völker, weil sie jenes Verhältniß im irdischen Leben oft

umgestürzt sehen, sich im Geiste einem andren Leben zuwenden,

wo eine Ausgleichung stattfinden und Jeder nach seinen Werken

gerichtet und behandelt werden wird. — Darauf stützt sich die

absolute Theorie. Sie beweiset unwiderleglich, daß der Schuldige

wegen jeder Unthat eine dieser Unthat entsprechende Strafe ver

dient.

Aber ist es die Aufgabe der Gesellschaft, diese Strafe zu

ermessen und aufzuerlegen? Gerade dies beweiset die absolute

Theorie njcht.

Die Strafe muß vor allen Dingen gerecht sein. Aber die

Anwendung ttr gerechten Strafe ist nur insoweit Aufgabe der

Gesellschaft, als die Gesellschaftszwecke es fordern.

Ortolan nimmt zwischen dem Schuldigen und der Gesell

schaft, die ihn st'raft, folgendes Gespräch an: — „Was schlägst

Du mich?" — „Du verdienest es." — „Was geht das Dich an?

Wer hat Dich zum Richter und Vollstrecker gemachl?" — Was

soll die Gesellschaft hierauf antworten? Ist der Fall so beschaffen,

daß die Gesellschaft sagen kann: „Es handelt sich hier um meine

eigene Erhaltung," so ist ihre Strasthätigkeit begründet. „Du

verdienest es und es handelt sich um meine Erhaltung," diese

beiden Sätze sind eine vollständig genügende Antwort. „Es

handelt sich um meine Erhaltung," das heißt, ich habe das Recht

mich einzumischen, das Recht zu handeln, vorausgesetzt, daß dies

i Vgl. Hcpp, Darstellung und Beurtheilung der Deutsche» Strafrechts-

syfteme, Heidelb. 1845, 3 Theile, des zweiten Theiles zweite Abth. Seite 770.
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nicht zum Nachtheil des Rechtes eines Andren geschehe: „Du

verdienest es," das heißt, Du kannst Dich nicht beklagen, daß

dein Recht verletzt werde.

Nach dieser anschaulichen, an Rousseau's Darstellungsart

erinnernden Abstellung des Grundgedankens bemerkt Ortolan

für das Strafmaß Foldendes:

Bei der Ausmessung der Strafe hat hiernach die Rechtspflege

zwei Grenzpunkte einzuhalten, den des Gerechten und den

des Nützlichen. Nie mehr als gerecht ist; nie mehr als nützlich

ist. (Also das Gerechte nur soweit, als es nützlich ist. Also

auch kein der Gerechtigkeit zu bewilligendes Minimum, wenn die

Forderung des Nützlichen nicht einmal des gerechten Strafminimum

bedarf.) l -

Dieselbe Auffassung der Sache begegnet uns bei Faustin

H6lie. Auch er erfaßt die Strafe als die sich bethätigende Ge

rechtigkeit; aber auch er beschränkt die Ausgabe dieser Gerech

tigkeit auf die Gesellschaftszwecke^. Den Deutschen Schrift

stellern thut H^lie Unrecht, wenn er von ihnen annimmt, daß sie

ganz in der absoluten Theorie stecken geblieben seien, während

Frankreich, England und die Vereinigten Staaten die relativen

Theorien, unter Voraussetzung der Gerechtigkeit der Strafe, wie

der zu ihrer gebührenden Beachtung gebracht hätten. Deutschland

besitzt eine große Anzahl von Theorien, die mit den neueren

Französischen, Englischen und Nordamerikanischen in gleicher

Richtung gehen und die sich selbst von den neuesten Theorien

OrtHlan's und H6lie's kaum unterscheiden lassen.

s- 27.

Rückblick auf die Vereinigungstheorien.

Die Theorien Abegg's und Wirth's geben zwar der Kritik

zu manchen Einwendungen Anlaß; sie halten aber im Allgemeinen

das richtige Verhältniß des Nützlichen zum Gerechten fest und

bilden eine stetig fortschreitende EntWickelung der Vereinigung der

absoluten Theorie mit den relativen. Dagegen lassen die im

1 Ortolan, Wuisots <ls groitpö»»!, 1855, Seite 65 fgg.

2 L6Iis, zu Rossi 1räit6 ä« Zroit p<5v«,1 , 1855, Seite XOVI und

LIV. Lslis giebt hier eine ausführliche, interessante Abhandlung über Straf

theorien. — Vgl. auch l'rsbutisii, Oours äs 6r«it oriminöl, Z,8S4, Bandl.

Seite 7 fgg. Ir^Kution schließt sich hier an Ssrtäulg, Wuüs sur I«

SroitcZs punir, I8Sl.
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§. 26. angeführten Theorien das Gerechte in ein schiefes

Verhältniß zum Nützlichen treten und gehen in ihrer Berücksich

tigung der relativen Theorien bis zu einem fehlerhaften Extreme

fort.

Abegg's Theorie räumt den Forderungen» der relativen

Theorien nur dann einen Einfluß ein, wenn diese Forderungen

aus der Gerechtigkeit selbst hervorgehen. Dies genügt nicht.

Die von den relativen Theorien aufgestellten Zwecke sind selbft-

ständig berechtigt. Sie müssen daher nicht blos so weit, als die

Gerechtigkeit es fordert, sondern weiter, und zwar so weit, als

die Gerechtigkeit es erlaubt, verwirklicht werden.

Wirth begeht die Verkehrtheit, die Vergeltung neben der

Besserung und der Abschreckung als einen Strafziveck aufzu

stellen. Die Strafe ist ihrer inneren .Natur nach Vergeltung.

Strafe, Strafgerechtigkeit und Vergeltung: das sind identische

Begriffe. Die Genugthuung, welche aus der Vergeltung her

vorgeht, kann man einen Strafzweck nennen; die Vergeltung

nicht: Wirth verwechselt Genugthuung und Vergeltung. —

Wirth fehlt ferner darin, daß er den Besserungszweck der

Strafe ausschließlich auf den Verbrecher selbst, und daß er

den Abschreckungszweck ausschließlich auf die Andren

bezieht. Warum soll denn die Strafe nicht ebensowohl bessernd

auf die zu Verbrechen geneigte Masse einwirken, als auf den

Verbrecher selbst? Und warum soll sie den Verbrecher selbst nicht

eben sowohl abschrecken, als die zu Verbrechen geneigte Masse?

Allerdings bezieht sich der Besserungszweck vorzugsweise

auf den Verbrecher selbst; aber die Strafe kann und soll auch

eine sittliche, bessernde Einwirkung auf die Andren haben. Der

Abschreckungszweck bezieht sich nicht einmal vorzugsweise

aus die Andren, wahrend Wirth ihn ganz auf sie beschränkt. —

Endlich vermißt man bei Wirth die Erkenntniß, daß die rela

tiven Theorien, die Strafzwecke der Besserung und Abschreckung,

auch einen selbständigen Einfluß auf das Maß der Strafe üben

dürfen. Die Vergeltung giebt, in seiner Theorie, starr und

unverrückbar das Maß der Strafe an; nur indem die Strafe

diesem unwandelbaren Maße entspreche, dürfe sie in ihrer Voll

ziehungsweise jenen Zwecken der Besserung und Abschreckung

gemäß eingerichtet werden. Es leuchtet ein, daß das Maß der

Strafe hierbei sehr unzweckmäßig sein kann. —
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Ortolan verkennt die Aufgabe des Staates, zu der vor

Allem die Verwirklichung des Rechtes gehört. Die Straf-

thätigkeit des Staates erstreckt sich im Allgemeinen nicht auf bloße

Unsittlichkeiten, sondern nur auf Rechtsverletzungen. Diese

Rechtsverletzungen aber straft der Staat, um die ihm obliegende

Gerechtigkeit zu verwirklichen; das Nützliche nimmt dabei nur

eine sekundäre Stellung ein. Die Rechtspflege des Staates

soll sich nicht anmaßen, das Verbrechen aus dem moralischen

Gesichtspunkte richten zu wollen. Die Gerechtigkeit des Staates

ist, selbst in den engen Schranken der juristischen Beurtheilung

des Verbrechens, noch eine mangelhafte. Aber sie hat dennoch

in sich selbst einen Werth; und sie soll keineswegs auf ihre

Existenz verzichten, sobald sie sich nicht durch einen Nutzen, den

sie bewirke, rechtfertigen kann. Hoffen wir auf die höhere Ge

rechtigkeit des Himmels! Aber lassen wir deshalb unsere mensch

liche Gerechtigkeit nicht fallen! Welchen Unlauterkeiten, welchen

Schleichwegen, welchen Verirrungen des richterlichen Gewissens

würde die Thür geöffnet, sobald man dem Richter sagte, daß seine

Gerechtigkeit nur wegen des Nützlichen erforderlich sei! Hüten

wir uns vor einem Principe, das die heiligen Grundverhältnisse

göttlicher und menschlicher Ordnung in der bedenklichsten Weise

verkennt!

Z. 28.

Ergebnis;.

Durch die Strafe stellt sich das Recht wieder her, indem

das Unrecht vernichtet wird. Die Strafe ist demnach ein Akt der

Gerechtigkeit.

Die Gerechtigkeit fordert nach der positiven Seite, daß

jedem Willen das Seine zugetheilt werde: diese Forderung wird

durch die Civilrechtspflege erfüllt. Die Gerechtigkeit fordert

- nach der negativen Seite, daß derjenige Wille, der in eine

fremde Willenssphäre übergegriffen hat, nach dem Maße dieses

Uebergriffes in seiner eigenen Willenssphäre verneRt werde: diese

Forderung kommt durch die Strafrechtspflege zur Aus

führung.

Der reinste Ausdruck hierfür ist die Vergeltung. Sie also

ist das reine Grundwesen der Straft.

Aber nicht rohe Talion, nicht Aug' um Auge, Zahn, um Zahn:
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sondern Vergeltung nach dem Werth e. Und nicht blos Vergel

tung nach dem Werthe des äußerlich verletzten Rechtes, so

daß es nicht darauf ankäme, ob die Verletzung kasuell, kulpos

oder dolos herbeigeführt wurde: sondern gleichzeitig nach Maß

gabe des in der äußeren Verletzung erschienenen subjektiven

Wittens.

Solchen Werth aufzufinden, ist Aufgabe der Empirie, mehr

als der förmlichen Berechnung. Es sind dabei namentlich zu

beachten die gegebenen Gesellschaftszustände, so wie die

durch Zeit- und Ortsverhältnisse bedingten nationalen Sitten

und Anschauungen. — An einer späteren Stelle unseres

Systemes werden wir aus diesen Punkt zurückkommen.

Z. 29.

Ergcbniß. Fortsetzung.

1. Die unmittelbare Wirkung der Vergeltung ist die Ge

nugtuung. Sie herbeizuführen, ist der erste Zweck der

Strafe.

Faßt man die Genugthuung als den Zweck der Vergeltung,

so ist damit nur gefordert, daß die Vergeltung für das Be

wußtsein als Vergeltung hervortrete, — daß sie in ihrer äußeren

Erscheinung der getreue Ausdruck ihres eigenen Wesens sei.

Dies zu bewirken, ist eine Aufgabe des Staates. Insofern hat

Kant Recht, wenn er womöglich eine charakteristische, specisische

Verwandschaft zwischen Verbrechen und Strafe will. Unsere

Strafrechtspflege würde tiefere Wurzeln schlagen im sittlichen

Volksbewußtsein und dasselbe weit innerlicher befriedigen, wenn

die Physiognomie des Verbrechens sich in der Strafe selbst aus

prägte.

Man darf den Genugthuungszweck nicht gering veranschlagen.

Er ist von tiefer, sittlicher Bedeutung. Wenn der freche Verächter

fremden Rechtes im Trotze feines Uebermuthcs den Schwachen,

wie wenn er rechtlos wäre, niedergetreten hat; die Gerechtigkeit

reicht diesem M Hand, hebt ihn wieder empor und vernichtet den

frech übergreifenden Willen seines Gegners: ist das hierdurch

befriedigte Gefühl waltender Gerechtigkeit nicht ein herrliches

Ziel der Rechtspflege? Nur dem elendesten Materialisten wird

diese Genugthuung weniger gelten, als die sonstigen nützlichen

Wirkungen der Strafe. Den Hohen und den Niedrigen mit
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demselben richterlichen Maße messen zu sehen: welcher sittliche

Mensch möchte diese innere Befriedigung nicht mit den größten

materiellen Opfern erkaufen!

2. Alle Aufgaben der Strafe, die durch den erreichten Ge-

nugthuungszweck nicht erfüllt werden, sind vereinigt im Bes-

serungszwecke und im Abschreckungszwecke.

Die genugthuende, bessernde, abschreckende Vergel

tung wirkt als Vertheidigung des Staates und des Rechtes,

als Wiederherstellung, als Ersatz des idealen Schadens, als

Sicherung und als Prävention. Kein einziger wesentlicher

Gedanke der relativen Theorien geht hier verloren.

Z. 30.

Ergebniß. Fortsetzung.

Wie wirken nun die Srafzwecke auf den Charakter und auf

das Maß der Strafe?

Wenn der GenugthuungSzweck von der Vergeltung nur for

dert, daß sie ihr eigenes Wesen hervorwende, so geht die

Forderung der übrigen Strafzwecke weiter.

Zwar ist es richtig, daß die nach der Schuld zu bemessende

Vergeltung oft selbst schon eine Berücksichtigung der Gesichtspunkte

der relativen Theorien enthalte, — daß namentlich die Gefähr

lichkeit häusig einen Bestandtheil der Schuld bilde, wie Abegg

nachweiset. Nicht minder ist es richtig, daß die vergeltende Ge

rechtigkeit selbst bisweilen eine Verwirklichung des Besserungs

und des Abschreckungszweckes fordere, — daß namentlich bei den

Gewvhnheitsverbrechen die gerechte Vergeltung eine Bekämpfung

der verbrecherischen Gewohnheit, also Besserung heische, wie

Wirth ausführt.

Aber dies reicht nicht aus. Es ist anzuerkennen, daß jene

Zwecke nicht blos soweit als sie schon in der Gerechtigkeit liegen,

nicht blos soweit als es die Gerechtigkeit fordert, sondern bis

zur äußersten Grenze zu verwirklichen sind, bis zu welcher die

Gerechtigkeit ihre Verwirklichung erlaubt. Denn diese Zwecke

bilden selbst eine Aufgabe des Staates, die der Staat nur inso

weit beschränken muß, als es die höhere Rücksicht auf die Gerech

tigkeit unbedingt nothwendig macht. »

Bis zu diesen Grenzen müssen der Besserungszweck und

der Abschreckungszweck einen Einfluß üben 1)auf den Charakter,
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auf die Vollziehungsweise der Strafe, 2) auch auf das Maß

der Strafe.

Ihnen einen Einfluß auf Charakter und Vollziehungs

weise einzuräumen, macht keine großen Schwierigkeiten; denn

das von der Gerechtigkeit geforderte Maß bleibt dabei unver

ändert.

Anders steht es mit dem Einfluß jener Zwecke auf das Maß

der Strafe.

Z. 31.

Ergebniß. Fortsetzung.

Die vergeltende Gerechtigkeit fordert ein bestimmtes

Strafmaß.

Besserung und Abschreckung fordern vielleicht ein ganz

andres Maß.

Sollen nun Besserung und Abschreckung mit der vergeltenden

Gerechtigkeit zugleich das Maß der Strafe bestimmen, so droht

eine Kollision der Maße zu entstehen.

Hierin liegt die Schwierigkeit einer auch im Strafmaße

zu bewirkenden Vereinigung der absoluten Theorie mit den rela

tiven.

Allein diese Schwierigkeit löset sich, sobald man den Begriff

des Maßes genauer untersucht.

1) Wo irgend eine qualitative physische Existenz an ein

bestimmtes Maß gebunden ist, da darf eine bestimmte Quan

tität nicht überschritten werden, wenn jene qualitative

physische Eristcnz nicht aufhören und in eine ganz andre Qualität

übergehen soll. Die qualitative Eristenz des Wassers ist z. B.

gebunden an ein gewisses Maß der Wärme. Wird die durch

das Maß gebotene Quantität der Wärme verändert, so ändert

sich auch die Qualität jener physischen Eristenz: das Wasser wird

Eis oder Dampf. (Vgl. Hegel, Logik.)

Dasselbe gilt von ethischen Existenzen, ^ die sich an ein

bestimmtes äußeres Maß knüpfen. Auch hier verändert sich die

ethische Qualität mit der Quantität. Aus der Tugend der

Freigebigkeit z. B. wird, durch ein zu Viel, etwas qualitativ

Anderes: Verschwendung; aus derTugend der Sparsamkeit wird,

durch ein zu Wenig: Geiz. Aus der Tapferkeit wird, durch ein

zu Viel: Tollkühnheit; aus der Bedächtigkeit wird Feigheit u. s.w.
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(^ristot. DtKi«. RioumaoK. II,' 5—7; ^IliZnu, ^loral. I,

5—9. LtK. Auä. II. 3).

Auch die Gerechtigkeit, an ein bestimmtes Maß gebunden,

wägt genau, um jedes zu Viel und zu Wenig zu vermeiden. Es

ist eine bestimmte Quantität sinnlichen Leidens erforderlich, damit

die Strafe die Qualität gerechter Vergeltung an sich trage.

Durch ein Mehr würde sie zur Rache, durch ein Weniger

zur Konnivenz, — in beiden Fällen also zur Ungerechtigkeit.

2) Andrerseits läßt sich aber sowohl auf dem physischen als

auf dem ethischen Gebiete der Spielraum freier Bewegung

nachweisen, den der Begriff des Maßes der Quantität verstattet.

Vom höchsten Grade der Kälte bis zu null Grad bleibt das

Eis Eis, und verwandelt sich erst dann in Wasser. Von null

Grad bis zu 80 Grad Wärme bleibt das Wasser Wasser, und

verwandelt sich erst- dann in Dampf. Bis dahin übt also die

Veränderung der Quantität auf die Qualität keinen Einfluß.

Ebenso bei den ethischen Begriffen. Es läßt sich nicht

absolut bestimmt feststellen, wie viel man, bei einem gewissen

Vermögen, auszugeben habe, um aus einem Freigebigen zum

Verschwender, aus einem Sparsamen zum Geizigen zu werden.

Analog verhält es sich bei der Tapferkeit und der Tollkühnheit,

bei- der Bedachtsamkeit und der Feigheit. Es ist allerdings ein

Punkt da, der nicht überschritten , werden dars; aber es bleibt

auch ein Gebiet des Gutdünkens und der freien Bewe

gung.

In derselben Weise verhält sich der Begriff der vergeltenden

Gerechtigkeit zu dem von ihr geforderten Quantum sinnlichen

Leidens. Dieses Quantum ist kein absolut bestimmtes, sondern

liegt zwischen einem Maximum und einem Minimum. So lange

Richter und Gesetzgeber die Strafe innerhalb dieser beiden Grenz

punkte erhöhen und vermindern, genügen sie immer noch der

Gerechtigkeit. Die Gerechtigkeit läßt hier für die Bestimmung

des Strafquantums einen Spielraum.

3) Innerhalb dieses Spielraumes können und sollen

der Besferungs- und der Abschreckungszweck auf das

Maß der Strafe einen Einfluß üöen. Hier sind die

Grenzen, bis zu denen die- Gerechtigkeit die Verwirklichung jener

, Zwecke erlaubt. —

Erwägt man daneben, daß die Gesichtspunkte der relativen

Berncr, Strofrecht, 3
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Theorien (nach Abegg und'Wirth) großcntheils schon in der

gerechten Vergeltung enthalten sind, also auch jenes Maxi

mum und Minimum der Vergeltung schon selbst mit bestim

men: so wird man einräumen, daß, Alles in Allem, der Einfluß

der relativen Theorien auf das Strafmaß ein sehr beträcht

licher sein könnet

§. 32.

Ergebniß. Schluß.

Es ist hiernach die Arbeit der Geister für die Auffindung des

strafrechtlichen Principes nicht vergeblich gewesen. Es hat viel

mehr jede bedeutendere Theorie dazu beigetragen, den reinen

Metallkern der Wahrheit aus der verhüllenden Schale zu be

freien. Die relativen Theorien haben Momente der Wahrheit an

den Tag gebracht, wie die absoluten. Und das Ergebniß unserer

wissenschaftlichen EntWickelung ist eine Vereinigung des

Wesenhaften all' jener Theorien, der man dennoch den

Vorwurf des Eklektizismus nicht wird machen könnend

Welche Straftheorien liegen den Gesetzgebungen zu

Grunde?

Die vor 1810 ergangenen Strafgesetzgebungen huldigen gar

keiner Strasrechtstheorie. Doch sind Sicherun-g und Ab

schreckung ihre vorherrschenden Gedanken; so besonders im

Preußischen allgemeinen Landrechte und im Oesterreichischen

Strafgesetzbuch von 1803.

Der lüoäe penal von 1810 schwankt zwischen dem Gesichts

punkte der Nützlichkeit und dem Gesichtspunkte abstrakter

Gerechtigkeit 2.

Das Bayrische Gesetzbuch von 1813 ist eine folgerichtige

Durchführung der Feuerbach'schen Strafrechtstheorie.

Seit 1838 ist es meistentheils eine ziemlich schwankende, die

^ Berner, begriffsmäßige Vereinigung der relativen Theorien mit der

absoluten, a. a. O. Archiv 184S, Seite 163 fgg.

2 Für das Studium der verschiedenen Strafrcchtstheoricn sind folgende

Schriften zu empfehlen: Hepp, kritische Darstellung der Strafrechtstheorien,

Heidelb. 182g. Bauer, die Warnungstheorie, nebst einer Darstellung und

Beurtheiluug aller Strafrechtstheorien, Gött. 183«. Hepp, über die Gerech

tigkeit«- und Nutzuiigstheorien des Auslandes, Heldelb. 1832. Abegg,

die verschiedenen Strafrechtstheorien zc,, 1835. Hepp, Darstellung »nd

Beurtheiluug der Deutschen Strafrechtssysteme, Heidelb. 184s, 3 Theile.

s So urtheilt übcrdcn Ooä«: Ortoläv, o. a. O. Seite öö.
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verschiedensten Strafzwecke verbindende s. g. Gerechtigkeits

theorie, zu der sich die Stimmführer, die bei der Abfassung

und Berathung der Gesetzbücher mitwirkten, bekannt habend

Auch bei der Berathung des Preußischen Strafgesetzbuches ent

schieden sich die einflußreichsten Männer für die Gerechtigkeits

theorie; sie ließen dabei die Zwecke der Abschreckung und Bes

serung ziemlich weit in den Hintergrund zurücktretend Mögen

diese Gerechtigkeitstheorien immerhin nicht völlig befriedigen, so

enthalten sie doch im Ganzen die richtigen Elemente. '

III.

Encyklopädische Stellung des Strafrechtes.

s- 33.

Das Strafrecht als Theil des öffentlichen Rechtes.

Nennt man- das Strafrecht einen Theil des öffentlichen

Rechtes, so hat dies einen zwiefachen Sinn.

Es heißt 1) Die Strafe erfolgt nicht blos im Interesse der

etwa verletzten Privatperson, sondern im öffentlichen In

teresse. — Wer das Recht in irgend einem Gebiete verletzt, sei

dies nun das Gebiet des Individuums, der Familie, des Publi

kums, oder unmittelbar des Staates selbst, der gerät!) mit dem

Gesammtorganismus des Rechtes, mit dem Staate, in Konflikt.

Jedes Recht, auch das bloße Privatrecht, hat den Staat zu

seiner Grundlage. Welches Recht also auch verletzt werde:

in jedem Rechte wird der Staat mit verletzt und hat also an

der Aufhebung der Verletzung ein Jnteresfe.

„Das Strafrecht gehört zum öffentlichen Recht" heißt 2) Der

Staat selbst ist es, welcher die Strafthätigkeit ausübt.

Wird er in jeder Rechtsverletzung mitgetroffen, so ist er es auch,

1 Namentlich i» Sachsen und Baden (Mittermaier und Welker

der in der Kommission der Bad. Kammer seine Straftheorie in einer viel vol

lendeteren Gestalt als früher darlegte). Ueber den Grundgedanken der Säch

sische» Strafgesetzgebuug findet sich eine kurze Mittheilung bei Wächter,

Handbuch 1357, Seite 63 bis «5. Fü»Württemberg: Hepp, Kommentar,

Theil I. Seite 17 fgg. Vgl. auch Mittermaicr, die Strafgesetzgebung in

ihrer Fortbildung, Heidelb. 1841 , Seite 4. undAbegg, Strafrechtsthcorien,

Seite 163.

2 Auskunft über die Ansichten im Staatsrath und in der Kommission

bei Goltdammer, Materialien, Band I. Seite 78 fgg.

3«
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der sich gegen diese Negation negirend hcrvorschnellt. Die Ver

wirklichung des Rechtes ist seine Aufgabe, sowohl weil er soli

darisch für alle Rechte einzustehen hat, als weil er allein

unparteiisch ist.

§,34.

Das Strafrecht als Theil des VerMaltungsr,cchtcs,

Staatsverwaltung, im weitesten Sinne, heißt die ge-

/ammteAusführung des allgemeinen Willens, dessen Auffindung

und Sanktion der gesetzgebenden Gewalt und dem Staatsober

haupte obliegt.

Auch die Rechtspflege ist nur eine Ausführung des allge

meinen Willens. Und zwar ist die Strafrechtspflege derjenige

Akt des allgemeinen Willens, durch den letzterer den ihm wider

strebenden besondren Willen aufhebt, indem er sich selbst und seine

Herrschaft dagegen wiederherstellt. —

Die Stellung des Strafrechts im öffentlichen Rechte, und

zwar näher im Verwaltungsrechte, ist erst in der neueren Zeit

vollständig zur theoretischen und praktischen Anerkennung ge

kommen.

Wenn die Strafe als eine dem Staate zustehende Thätigkeit

hervortreten soll, so muß der Staat sich schon koncentrirt haben.

Er muß bereits als der Träger und Gewährsmann aller

Rechte anerkannt sein.

Wo der Staatsverband noch lose geschlungen ist und die

Individuen sich noch vom Staate absondern: da überläßt man

die Strafthätigkeit dem vom Verbrechen unmittelbar betroffenen

Privatmanne, — da verkennt man das mit der Strafthätigkeit

verknüpfte allgemeine und öffentliche Interesse. Man sieht

daher das Strafrecht als eimn Theil des Privatrechtes an.

So galt das Verbrechen bei den Germanen zwar nicht aus

schließlich, aber doch vorzugsweise als Privatverletzung und

die Strafe als Privatgenugthuung/. Die Staatseinheit war

noch nicht fest genug gegründet; es gab fast nur einen lockeren

Gemeindeverband. — Später konsolidirt sich die Vielheit der

Individuen zu einer wahrhaften Staatseinheit; und seitdem über

nimmt eö ausschließlich der Staat, der sich jetzt bei jeder Ver-

i Das Lreöuro war in der Regel viel niedriger als die e«r«p«siti«. Vgl.

Moringen, Beiträge zur Geschichte des Deut. Straft., 18S6, Seite 12«.
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letzung des Einzelnen als mitbeleidigtes Ganzes betrachtet, die

Straft über den Verbrecher auszusprechen und sie zu vollziehen.

In einem andren Sinne rechneten die Römer einen Theil

des Strafrechtes zum Privatrechte. Das umfassende Aktionen

system der Römer machte es möglich, eine Reihe von Verbrechen

privatrechtlich zu verfolgen. Die Rechtsverletzung wurde in die

sen Fällen als eine Quelle von obligatorischen Verhältnissen

betrachtet.

s- 35.

Verhältnis) des Strafrechts zur Polizei.

Sieht man vom Militärwesen ab, so umfaßt die Staatsver

waltung nur drei Hauptthätigkeiten: die Finanzthötigkeit, die

Polizeithätigkeit und die Rechtspflege. Als Theil der Rechts

pflege grenzt das Strafrecht an die Polizei. Es sind hier folgende

Verhältnisse hervorzuheben:

1) Die Polizei wirkt in negativer Richtung, indem sie die

Hindernisse des öffentlichen und individuellen Rechts und

Wohls entfernt. Zufolge dieser negativen Aufgabe hat sie

auch Verbrechen zu verhindern.

2) Die Polizei wirkt in positiver Richtung, indem sie, durch

Beförderungsmittel aller Art, das öffentliche und individuelle

Recht und Wohl unterstützt. In dieser ihrer positiven Aufgabe

liegt auch ihre Verpflichtung, die Strafrechtspflegc zu unter

stützen, z. B. Verbrecher aufzuspüren, Beweise der begangenen

That zu sichern.

3) Wenn die Polizei, nach der negativen Seite, der Gefahr

vorzubeugen hat, welche dem öffentlichen und individuellen Rechte

und Wohle droht: so ist die gefährliche Handlung recht

eigentlich der Gegenstand ihrer Aufmerksamkeit und ihres fürsor

genden Wirkens. Daraus folgt indeß noch nicht, daß eS ange

messen sei, die Aburtheilung und Bestrafung gefährlicher Hand

lungen bloßen Polizeibehörden zu überlassen ^.

s- 36.

Verhältnis) des Strafrechts zum Civilrecht.

1) Wo das Strafrecht durch civilrechtliche Begriffe

i Das Weitere hierüber gehört in den Strafproceß. Vgl. Kuhn, das

Polizei strafrecht in seinen Grundzügen, Dresden 184S. Heffter, im Archiv

des Kriminalr., 184S, S. 113.



38 Erste Gruppe.

ergänzt wcrdcn muß, hat der Strasrichter in der Regel die

civilrechtlichcn Begriffe so anzuerkennen, wie das Civilrecht selbst

sie feststellt. Ausnahmsweise werden indeß manche civilrccht-

lichen Begriffe vom Strafrechte modificirt, wie z. B. in der

Lehre vom Diebstahl der Begriff der beweglichen Sache. Eine

vom geltenden Civilrechte abweichende Auffassung eines civilrecht-

lichen Begriffes ist jedoch dem Strafrichter nur dann erlaubt,

wenn sich annehmen läßt, daß der Strafgesetzgeber, bei der

Abfassung deö Strafgesetzbuches, den civilrechtlichen Begriff

selbst in einer eigenthümlichen, den strafrechtlichen Be

dürfnissen mehr entsprechenden Weise aufgefaßt habc^.

2) Das Civilunrccht, mit dem es die Civilrechtspflcge zn

thun hat, unterscheidet sich wesentlich vom Kriminalunrecht,

vom Verbrechen.

Das Kriminalunrecht ist eine Auflehnung des besondren

Willens gegen den allgemeinen Willen. Dagegen ist bei den,

Civilunrechte zwar äußerlich eine Abweichung des besondren

Willens vom allgemeinen Willen da; aber der besondre Wille,

in seiner Innerlichkeit, erkennt den allgemeinen Willen an

und wünscht mit ihm übereinzustimmen. Die Parteien im Civil-

processe, von denen die eine im Civilunrechte ist, wollen beide ihr

Recht. Sie glauben beide Recht zu haben und wollen durch

den Civilrichter nur entscheiden lassen, wer wirklich Recht habe.

Wer von ihnen im Unrechte ist, dessen Unrecht ist ein „unbe

fangenes." Es bedarf hier keines Niederschlagens eines empörten

besondren Willens, keiner Strafe, sondern nur der Aufzeigung

des allgemeinen Willens, über den die Partei unklar oder unkun

dig ist.

Nur so lange beide Parteien im Civilprozesse Nichts als ihr

Recht wollen, bleibt das Unrecht reines Civilunrecht. Weiß

etwa die eine oder andre Partei, daß die Sache, die sie im

Civilprocesse als die ihrige, beansprucht, ihr nicht gehöre: so

geht das Civilunrecht in den Mittelbegriff der Chikane über,

weiterhin sogar in den Betrug, und damit in das Kriminal

unrecht. Die Chikane ist die Brücke vom Civil- zum Kriminal

unrecht.

I Wichtig: Archiv für Preuß, Straft. Band II. (1854,) Seite

513—521.
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Verhaltniß des Strafrechts zum Strafprozesse.

Das Strafrecht handelt im allgemeinen Theile vom Ver

brechen und von der Strafe als Gattungsbegriffen; im

besondren Theile von den Verbrechens arten und ihren be

sondren Strafen.

Der Strafprozeß hingegen handelt von der Subsumtion des

einzelnen Verbrechens unter die Verbrechensart und Ver-

brcchensgattung, so wie von der Feststellung der dem einzelnen

Verbrechen gebührenden Strafe.

Mit andren Worten:

Das Strafrecht stellt den Obersatz auf:

„Wer ein solches Verbrechen begangen hat ist mit solcher

Strafe zu belegen."

Der Strafprozeß fügt, durch die Untersuchung, hierzu den

Untersatz:

„Titius hat ein solches Verbrechen begangen,"

und zieht hieraus, durch die Urtheilsfällung, den Schluß:

„Also ist Titius mit solcher Strafe zu'bclegen"^.

Z. 38. G

Verhaltniß des Strafrechts zur Kriminalpolitik.

Kriminalpolitik ist die Kunst, das Nützliche, das Wohl,

die Gesellschaftszwecke mit den Forderungen der Strafjustiz zu

vereinigen. Ihr Verhältniß zum Strafrechte wäre demnach das

Verhaltniß des Zweckmäßigen zum abstrakt Gerechten.

Aber das Strafrecht soll gar nicht die Wissenschaft des

abstrakt Gerechten sein. Wir haben die Strafzwecke mit der

Gerechtigkeit selbst organisch vereinigt. Wir haben ge

sehen, wie das Zweckmäßige auö dem inneren Leben des Gerechten

hervorsprießt, wie die Zweckmäßigkeitsrücksichtcn nnt der Gerech

tigkeit Hand in Hand gehen, wie sie auf Art und Maß der

Strafe einen Einfluß üben, ohne daß durch denselben die Strafe

in ihrem inneren Kerne zu einer bloßen Nützlichkeitsmaßregel

herabsinkt. Die vergeltende Gerechtigkeit blieb uns kein blinder

Rückschlag gegen das Verbrechen, sondern verwandelte sich uns

in eine innerlich organisirte Zweckthütigkeit.

i Ab egg, Lchrb. Seite?.
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Ein auf solcher Straftheorie ruhendes System des Strafrechtes

kann zur Kriminalpolitik feinen Gegensatz mehr bilden; es

birgt dieselbe in sich selbst^.

i Damit ist nicht ausgeschlossen, daß die Kriminalpolitik auch Gegenstand

besondrer wissenschaftlicher Behandlung sein könne. An ergiebigen Quellen

fehlt es dafür nicht. Angeregt durch die AufklärungsphNosophie und

deren Vorläufer, durch den gewaltigen Stoß der FTanzös. Revolution von

1789, endlich durch die neueren Bewegungen für Reform der Gesetzgebung

und des Gefängnißwesens, haben sich für diesen Gegenstand in Italien,

Frankreich, England und Deutschland zahlreiche Köpfe in Bewegung gesetzt:

Lsooäriä, ?iIsi>Aieri, ?«ggrg,, k^ävi, RäLasIi, Oanoofsri, RomäAnosi,

Oarmignälli , ?oli , Laroli , LonoompSAlli , Klaruisui , Rosmini , Aläneiui,

Ullos, ^iocolivi, — Kloutss^uisu , Lousses,«, Lrissot <ls >V«,ivilIe,

öerviu, ?«,storst, liobsspisrre und Klärst (die gegen die Todesstrafe

schreiben!!! Vgl. I^biitien , Bd. I. S. S7. Note 43.), «ousiii, »ui^ot,

I^ermiuier, I^uL«,s, ^ppsrt, — Os,??ss, Will, Los«««, LslltKäm, Russe!

und die zahlreichen Englischen Schriftsteller über Gefängnißverbesserung, —

E.R. Wieland, Globig und Huster, Gmelin, Soden, Tafinger, Kleinschrod,

Oersted, Escher, Mittermaier; daneben die vielen Vorarbeiter, Entwerfer, Kri-

tiker und Kommentatoren der »eueren Gesetzbücher.
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Geschichte und Quellen des Strafrechtes.

I.

Geschichte des Strafrechtes.

8- 39.

Hauptstadien der geschichtlichen EntWickelung des

Strafrechtes.

Drei Stadien sind es, die der Entwickelungsgang des Straf

rechtes bei allen Völkern durchlaufen hat, die nicht, wie die

Orientalen, auf einer untergeordneten Stufe stehen geblieben sind:

der Standpunkt der Rache, der Standpunkt der den Gefell

schaftszwecken dienenden Nützlichkeitsstrafe, der Standpunkt

einer die Gesellschaftszwecke fördernden Vergeltung^.

1. Standpunkt der Rache.

Das Recht, der wahrhafte, vernünftige, allgemeine Wille,

kündigt sich dem unmittelbaren Gefühle an, und regt sich daher

auf ursprüngliche Weise auch in dem individuellen Willen.

Das Rechtsgefühl treibt nun den Verlebten zur Rache. Die

Rache enthält das ahnende Vorgefühl von der begriffsmäßigen

Nothwendigkeit der Strafe. Der Rächende fühlt es, daß der

Verletzer nach dem Gesetze behandelt werden müsse, das er

selbst durch seine Verletzung aufgestellt hat; er fühlt die

Nothwendigkeit der Vergeltung.

Das Recht aber, — der allgemeine Wille, der in dem Einzel

willen des Verletzten die Rache hervortreibt, — wird durch das

Interesse des verletzten EinzelwillenS getrübt. Der Verletzte

i Vgl. Ab egg, Strafrechtsthcorien, Seite 16 sgg.
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ist Partei, — ist daher nicht geeignet, eine in den Grenzen des

gerechten Maßes gehaltene Vergeltung auszuführen. Die Rache

ist roh und maßlos. Sie überschätzt die Größe der erlittenen

äußeren Verletzung und beachtet nicht gehörig die inneren

Schuldunterschiede.

Derjenige, an dem die Rache vollzogen wird, erkennt daher

in der Rache nicht das Recht, nicht das was er verdient hat.

Er sieht in ihr nur wieder eine Verletzung, die er sich nicht

gefallen lassen kann, gegen die er also wieder seinerseits Rache

üben muß. So reproducirt sich die Rache immer von einer

Seite zur andren. Sie wird zwischen den beiden Personen zur

dauernden Fehde. Sie geht sogar über diese Personen noch

hinaus und gestaltet sich zur Familienrache und Er brache.

Endlich jedoch muß sich aus diesem Prozesse der Rache das

Gefühl der Schuld entwickeln. Steckt in der Rache, wenngleich

durch Leidenschast verdunkelt, das Recht: so kann sich dies den

Kämpfenden nicht ewig verbergen; die Nebel der Leidenschaft

sinken, Recht und Schuld leuchten unverhüllt. Mit der Erkenntniß

der Schuld tritt dann die Oompositi« ein, die Buße, das

Wehrgeld, d.h. es wird ein sühnendes Zeichen der Anerkennung,

seiner Schuld gegeben.

2. Standpunkt der Straft für die Gesellschaftszwecke.

Erlangt -die Gesellschaft einen gewissen Grad der Ausbildung,

so ist die Sache des Verbrechers mit der bloßen Sühnung des

Verletzten nicht abgethan; die Gesellschaft fordert jetzt eine

Entschädigung für die herbeigeführte Störung der öffentlichen

Sicherheit, des öffentlichen Friedens (kroäuru, Friedensgeld).

Es tritt, nun die Privatgenugthuung immer mehr in den

Hintergrund; die tiefere sittliche Basis der Strafe wird verkannt;

der öffentliche Nut/cn beherrscht am Ende die ganze Bedeu

tung der Strafe.

3. Standpunkt der Strafe als teleologischer Vergeltung.

Der wahre, sittlich gereifte Staat erfaßt wieder den sitt

lichen Grund der Strafe. Er erkennt in der Thatsache der

Rache den Kern des Rechts. Die Strafe wird ihm daher zu

einem Akte der Gerechtigkeit, zur Vergeltung.

Aber diese Rückkehr zu demjenigen, was verhüllt schon in

dem Standpunkte des Anfanges lag, ist durch einen reichen Ent-

wickelungsgang hindurch gegangen und kann den dabei gemachten
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Gewinn nicht wieder aufgeben. Wenn also auch der Staat die

Strafe als eine höhere Nothwendigkeit, als eine Vergeltung, als

eine Bethätigung der Gerechtigkeit gelten lassen muß: so wird er

sich doch alsbald auch der Gesellschaftszwecke wieder erin

nern und diese mit der Verwirklichung der Gerechtigkeit in Ein

klang bringen. —

(Nach dieser Angabe der begriffsmäßigen Wendepunkte in dem

geschichtlichen Entwicklungsgänge des Strafrechtes schreiten wir

zur Geschichte selbst. Wir werden in ihr, um ein«r höheren wis

senschaftlichen Forderung zu genügen, einen universalhistori

schen Neberblick mit einer aus das Heute gerichteten Geschichte

des Deutschen Strafrechtes verbinden).

^-
.

Die alte Welt.

8- 40.

Gegensatz des Orientes und des klassischen Alterthums,

Orient.

Die alte Welt zeigt uns den Gegensatz des Orientes und

des klassischen Alterthums.

Im Oriente hat sich das Individuum noch nicht selbst er

griffen; es geht ganz in das Unendliche auf; das Privatgebict

und der Staat sind in die Religion versenkt. Im Abendlande,

im klassischen Alterthum, erfaßt sich dagegen das Individuum als

selbständiges Subjekt, geht fort von der Religion zum freien

Staate, und vom Staate zur freien privatrechtlichen Existenz.

Das Recht des Orientes ist ^'us älvinuni, das Recht dcS

klassischen Alterthums Ms Kiimanum.

Das Orientalische Recht ist mit der Religion noch vollkom

men identisch. Staat und Kirche sind noch vollständig Eines.

Das weltliche Oberhaupt ist zugleich Oberpriester. Die Orien

talische Despotie ist Theokratie. Das Religionsbuch ist, wie

selbst noch der Koran, zugleich Gesetzbuch.

Auf das Orientalische Strafrecht übt dieser Orientalische

Typus einen zwiefachen Einfluß:

Das Orientalische Strafrecht trägt einen durchaus theokra-

tifchen Charakter. Das Verbrechen ist daher eine Beleidigung

der Gottheit, und durch die Strafe soll die Gottheit
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gesühnt werdend Es ist zwar das Recht des Anfangs fast bei

allen Völkern theokratisch; doch bleiben entwickelungsfähige Völker

hierbei nicht stehen, während bei den Orientalen jener Standpunkt

des Anfangs ein dauernder gewesen ist.

Sodann kommt im äußersten Oriente, in Hinterasien, die

subjektive Seite des Verbrechens, der Wille, nicht zu seiner

Anerkennung, weil die Subjektivität überhaupt noch nicht zu

ihrem Rechte gelangt. Man straft den Menschen hauptsächlich

nach Maßgabe desjenigen, was äußerlich durch ihn geschehen

ist, ohne genauer zu erwägen, ob dies Geschehene dolos, kulpos

oder gar nur kasuell herbeigeführt wurde. So droht z. B. das

Chinesische Recht dem unfreiwilligen Tödter, wie dem freiwilligen,

den Tod 2.

s- 41.

Griechenthum.

Anders als der Orient stellt sich das klassische Alterthum, d. h.

das Griechenthum und das Römerthum.

Sowohl das Griechische, als das Römische Recht trägt das

Gepräge des Ms Iiumlumm; es ist von Menschen gemacht,

nicht von der Gottheit geoffenbart; es scheidet sich von der

Religion.

Das griechische Recht bildet sich vorzugsweise als Ms pudli-

oulll aus, das Römische als^us privatum.

Im Griechischen Rechte drängt sich überall das Staatsrecht

liche in den Vordergrund. Das ganze Privatrccht ist von

staatsrechtlichen Bestimmungen durchzogen. Auch das Strafrecht

nimmt einen überwiegend politischen Charakter an.

1 Privatrache und Sühnung der Gottheit «erschmelzen hier mit

einander. Es ist ei» Jrrthum, wenn man annimmt, das Strafrecht entspringe

geschichtlich entweder aus dem theokratischen Princip, oder aus der Rache.

Die Rache selbst kleidet sich Anfangs bei den Orientalen, bei Griechen und

Römern, vielleicht auch bei den Germanen, in das theokratische Gewand.

Weil der Rächende an sein Recht glaubt, so glaubt er durch seine Rache auch

die Gottheit zu sühnen. Die Rache ist „Ausdruck des Unwillens über die

Entheiligung des göttlichen Gesetzes, der nur durch die Vergeltung besänftigt

werden kann." Henke, Handbuch des Kriminalr, Band I. §. 7. Daselbst

auch die Beweisstellen aus den Orient« l. Rechten.

2 Ou Hg,Iäs, vssoriptioll Ss I«, OKius II, 15g. Gans, Erbrecht,

Th. I. Seite 68. — Das Gesetzbuch der Gentoos, aus dem Engl, von Raspe,

1778, Kap. IS. — OarruiANäiil (soritti iusditi) 8t«ri» gsII'oriFirie e 6oi

progressi clells, Llosoüs, Äel äiritto, I^uo«», 1851. Vol. I—III.
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Zwar anfänglich erscheint auch das Griechische Recht im

theokratischen Kleide. Die Strafe ist Sühnung der Götter.

Selbst die Blutrache ist bei den Griechen nicht ohne religiöse Bei

mischung; sie sühnt nicht blos den Verletzten, sondern auch die

Götter^. Nicht minder straft das Schicksal, das als vergeltendes

Naturgesetz den Missethäter verfolgt, nicht blos die dolose,

sondern auch die kasuelle Verletzung des göttlichen Gesetzes,

selbst nn den unschuldigen Nachkommen. Oedipus, der un

wissend der Mörder seines Vaters und der Gemahl seiner Mutter

wird, bringt Fluch über ganz Theben und üher die eigenen

Kinder. Orestes, der von den Göttern selbst zur Rächung

seines Vaters aufgefordert worden ist, verfällt dennoch als Mut

termörder der Wuth der Eumeniden^. .

Später aber entwickelt sich bei den Griechen sowohl der

staatsrechtliche Charakter des Strafrechts, als auch die Ab

schätzung der subjektiven Seite des Verbrechens. Es entwickelt

sich das System der Popularklage wegen der gegen den Staat

verübten Verbrechen. Die Strasdrohungen richten sich gegen den

Verrath eines Platzes, eines Schisses, eines Feldlagers in Feindes

Hand, — gegen die Verachtung der vaterländischen Gitter zc.:

Alles bezieht sich mehr oder weniger auf den Staat. Die Vcr-

theidiger der Angeklagten werfen die Waffe der juristischen

Beweisführung von sich und heben dafür die Verdienste ihrer

Klienten um das öffentliche Wesen hervor. Das Individuum

geht zwar nicht mehr, wie im Oriente, in das Unendliche, wohl

aber in den Staat auf, der das alleinige Interesse bilden, neben

dem es kein Privatglück, keinen abgesonderten Familienkreis

geben soll 2.

8- 42.

Nömerthum.

Auch Rom beginnt mit einer Periode des Mg divinum. Das

alte Strafrecht der Römer geht aus dem Sakralrecht hervor,

ohne daß dadurch die Privatrache ausgeschlossen wird. Die

1 ?1äto, De Issib. IX. Utas IX, e«7. XVIII, 33S. XXI, 26.

XXIII, 85.

2 Hermann, Lehrbuch der Griech. Alterthümcr, 183l, §. 113 bis 146,

Auch Gans, Erbrecht in weltgeschichtlicher EntWickelung, 4Theile, 1824, 1825,

183«, 1835.

« Am deutlichste» zeigt sich dies in Platon 's Republik.
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unterbliebene Bestrafung der Ucbelthäter zieht die Strafen der

Götter auf die ganze Stadt herab. Es werden wegen der

begangenen Verbrechen den Göttern Sühnopfer gebracht. Die

strafrechtlichen Ausdrücke „supplicium" und „ castiZatio "

deuten zurück auf die Sühnung und Reinigung bei den Opfern ^.

Auf die Zeit des Ms divinum folgt bei den Römern eine

Zeit des ^us publicum. Der Römische Republikaner wird aus

schließlich Staatsmann, wie der Grieche.

Aber Rom geht auch über das ^us publicum hinaus. Es

gelangt in der Jmperatorenzeit zum ^'us privatum, welches hier

seine klassische Ausbildung gewinnt, und zwar in einer Zeit, wo

man den Staat und die Religion bereits aufgegeben hat.

Die Imputation der Römer sieht vorzugsweise auf den Wil

len des Verbrechers, weniger auf die That. Das Subjekt und

das Subjektive treten hier in den Vordergrund.

Dies Uebcrwiegen des Subjektiven zeigt sich namentlich in

der Römischen Auffassung der Kulpa und des Konates.

Im Römischen Strafrechte wird dem Dolus nicht, wie im

Privatrechte, die, Kulpa zur Seite gesetzt, sondern der KasuS.

Wo nicht absichtlich verbrochen wurde, da sagten die Römer, daß

cnsu delinquirt worden sei. Die Kulpa wurde gar nicht straf

rechtlich behandelt, wenigstens in der republikanischen Zeit.

Konnte der Angeklagte nachweisen, daß er keinen Dolus

gehabt habe, so gehörte er nicht mehr vor dasKriminal-,

sondern nur vor das Eivilforum^. Erst spät erfuhr dieser

Römische Grundsatz einige Ausnahmen, besonders bei Verbrechen

gegen das Lebens

Einer solchen Milde gegen das kulpose Verbrechen tritt eine

sehr strenge Behandlung des Versuches gegenüber. Nach

manchen Gesetzen, namentlich nach der 1^. (üora. äs siclu-iis,

soll der irgendwie tatsächlich hervorgetretene Wille schon dem

vollendeten Verbrechen gleich gestraft werdend

Diese BeHandlungsweise der Kulpa und deS Versuches erklärt

sich aus der dem Römischen Strafrcchte eigenen vorwiegenden

Berücksichtigung des Subjektiven, des Willens.

^ Rein, Kriminalrecht der Römer, 1844. Seite 24—41, besonders Seite

26. 27. 29. 3ö. 37. 38. 39 in der Mitte.

2 Rein, a. 0. O. Seite 1««. I«2.

» Rein, a. a. O. Seite 1S3, 164. 16S.

^ „lu Isgs Oornolis, dolus pro fäct« uceipitur."
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In dem kulposen Verbrechen ist mehr geschehen als gewollt

wurde; die subjektive Seite tritt zurück. Gerade auf diese sub

jektive Seite kam es aber im Römischen Strafrechte an. Wo

man sie nicht hervortreten sah, glaubte man sich zur kriminellen

Behandlung nicht befugt.

In dem versuchten Verbrechen ist mehr gewollt als ge

schehen; die subjektive Seite überwiegt. Da sie der eigentliche

Gegenstand des Augenmerks im Römischen Strafrechte war, so

glaubte man sich zur strengsten Bestrafung berechtigt

s. 43'.

Charakter des späteren Römischen Strafrechtes.

Seit dem Untergange der Republik nimmt das Römische

Strafrecht je länger je mehr die bleiche Farbe des Despotismus

an. Es finden sich allerdings noch in spätester Zeit einzelne

Gesetze, die von einem edleren, freieren Geiste beseelt sind. Im

Allgemeinen aber ist das Römische Strafrecht der späteren Kaiser

zeit ein knechtisches, dessen Bestimmungen sich in der s. g.

I^ex (juisquis bis zur empörendsten Grausamkeit gegen Unschul

dige steigern.

Im Uebrigen läßt sich nicht in Abrede stellen, daß gerade

während der Kaiserzeit das bis dahin sehr lückenhafte Römische

Strasrecht vervollständigt und nach mancher Seite verbessert

worden ist; 1) grenzte man den Thatbestand vieler Verbrechen

in der Kaiserzeit genauer ab; 2) drängte die kaiserliche Gesetz

gebung den falschen privatrechtlichen Gesichtspunkt, aus dem

man früher so viele Verbrechen beurtheilt hatte, zurück. Dazu

kommt 3) seit Konstantin die sittliche Einwirkung des christlichen

Weltprincipes, aus welchem jedoch erst während des Mittel

alters eine Wiedergeburt aller sittlichen Verhältnisse hervorgehen

sollte.

Mit dem wissenschaftlichen Werthe des Römischen Privat

rechts hält das Römische Kriminalrecht den Vergleich nicht aus.

Dennoch enthält es glänzende Proben Römischen Scharfsinnes

und gesunden Verstandes. —

Das im Justinianischen Rechtskörper enthaltene Strasrecht

1 Ueberhaupt: Grundlinien der krim. Jmputationslehre, Berlin

1843, Seite 264—28ö.
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ist kein Gesetzbuch aus Einem Gusse. Es enthalt ein Gemisch

von Bestimmungen, die den verschiedensten Perioden entstammen

und darum oft von ganz verschiedenem Geiste durchweht werden.

Die Einheit des Ganzen fehlt. Unter den zahlreichen

Bruchstücken aus allen Zeiten markiren sich drei große Haupt

massen: dieSullanische, dieCasarische und die Augusti^che

Gesetzgebung.

Nirgend sind allgemeine Principien zu Grunde

geleg.t, um aus ihnen die Einzelheiten herzuleiten.

Die allgemeinen Sätze werden nur gelegentlich bei der Bestim

mung der Strafen für besondre Verbrechen entwickelt; wie

denn auch das Verfahren bei jeder I^ex auf eine eigenthümliche

Weise und keineswegs allgemeingültig festgestellt wurde.

Bei einer solchen Bewandtniß der Sache kann man unmöglich

der Ansicht Raum geben, daß das Römische Recht einer

bestimmten Strafrechtstheorie huldige. Es werden an ein

zelnen Stellen verschiedene Strafzwecke ausgesprochen, ohne

daß der Gesetzgeber an die dadurch herbeigeführten Widersprüche

und an die Nothwendigkeit eines einheitlichen Grundprincipes

auch nur denkt. Häusig wird die Strafe VincHota, genannt;

auch finden sich nicht selten Spuren der Talion ^.

L.

Das Mittelalter.

s- 44.

Gegensatz des Christenthums und des Germanenthums.

Unmittelbar an die Römische Welt reihet sich die Christlich

germanische, deren gährende Elemente die Geschichte des Mittel

alters bilden.

Christenthum und Germanenthum sind die beiden weltge

schichtlichen Faktoren des Mittelalters, — jenes der geistliche,

dieses der weltliche Faktor, — jenes aus dem Süden, dieses aus

l I^,. 181. I>. Ss V. 8. „?«öllä est noxg,s viuäietä." z^,. 1. O.

äs ^ust. et^urs: „blou solum ms tu posusruiii." I>. ö. II. ös «»stock,

reor. „utvinckisst in sxsmpluiri, us <zui<1 st sliug postss, täte ksssr«

inoliatiir." Xov. S7. Os,p. S: „utunius sxeivpluir, «,Iios oninss kaeiat

ss^vos." Z^,. 23. §. 15. O. cks poenis: „nt solätio sit s«Zns,tis intsr-

emptoruin. 1^. 2«. O. gg poenis: „?oscks, ooustituitur iu sinenclä-

tiouem Kominum."
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dem Norden kommend, um auf dem Boden des Römischen Reiches

einander zu begegnen. . Das Germanenthum knüpft, an das alte

kaiserliche Rom seine weltliche Herrschaft, während das Christen-

thum seine .Herrschaft auf das neue päbstliche Rom gründet.

Die alte Welt ist nur noch ein wesenloser Schein, innerlich

die tiefste Entsittlichung, kein sittliches Privatleben, keine sittliche

Aufopferung mehr für den Staat, eine zum Gespötte gewordene

Religion; überall FZulniß und Moder. Dieser ganze ethische

Boden der alten Welt mußte erst Mit neuer Erde durchmischt

werden, um wieder gesunde Frucht zu tragen. Der köstliche

Lebenskcim des Christenthums würe hier verkümmert.

Da durchbricht das weltliche Germanische Element die Mauern

des Orbis Romanos und stürzt das Altcrthum über den Haufen,

scheinbar Alles in ein neues Chaos der Barbarei zurückwerfend,

in Wahrheit aber ein Erneuerungsprozeß, der zur Wiedergeburt

der Menschheit nothwendig ist.

Der neue Humus ist jetzt da; das neue Saatkorn kann aus-

gestreuet werden. .Germanenthum und Christenthum beginnen

die geschichtliche Dialektik des Mittelalters.

Die Entwickelung beginnt mit-dem Gegensätze; sie findet

in einer höheren Versöhnung ihr Ziel.

Es stellt sich zunächst das geistig Christliche Element dem

weltlich Germanischen gegenüber: Kirche .und Staat, Pabst und

Kaiser, das geistliche und das weltliche Schwert.

Auf dem Rechtsgebiete zeigt sich dieser Gegensatz im Dualis

mus des .jus öivinuin und des ^jus Kumanuva: daS

Mittelalter ist die Zeit des ^us utrumyue. Göttliches und

menschliches Recht liegen nicht mehr, wie in der alten Welt, in

räumlicher Trennung gleichgültig gegen einander da, sondern

treten innerhalb derselben Völker und Länder in einen lebendigen

Gegensatz, dessen Reibung ein tieferes Ergebniß liefern soll. Das

ganze Mittelalter ist das imposante weltgeschichtliche Schauspiel

dieses Kampfes des weltlich Germanischen mit dem geistig Christ

lichen Elemente.

Auf dem Gebiete des Strafrechtes erfaßt das Germanenthum

die äußere, das Christenthum hingegen die innere Seite von

Verbrechen und Strafe.

Die Germanen beginnen mit einem Strafrechte, welches den

verbrecherischen Willen aus den Augen setzt und fast nur die

Venier, Strafrecht. 4
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äußere That abschätzt. Ihre Kompositionen und strafrechtlichen

Geldtaxen wissen Nichts von einer Veranschlagung der subjektiven

Seite des Verbrechens; sie sehen nur auf den äußeren Schaden,

nicht auf die Stufen der inneren Schuld. Wie sie einerseits

selbst das H«i»ioi6iulii mit einer bloßen Geldbuße abkaufen

lassen, so fordern sie andrerseits auch schon für den zufälligen

Erfolg eine Geldbuße ^. Dem gemäß strafen sie das Kulpose zu

streng und den Versuch zu mild 2.

Der sittliche Geist des Christcnthums geht von einer ganz

entgegengesetzten Ansicht aus. Schon wer seinem Bruder zürnet,

soll, wie ein Mörder, des Gerichtes schuldig sein; schon wer ein

Weib ansieht, ihrer zu begehren, soll als ein Ehebrscher betrachtet

werden ?c. ^. Es soll also nur auf die Innerlichkeit ankommen.-^

Das Kanonische Recht überträgt diese an ihrem Orte völlig

berechtigte Auffassung auf das juristische Gebiet, wodurch sie zu

einer Einseitigkeit herabsinkt. So lautet z. B. «an. 29 cle

poenit.: „Wenn Du nur aus Furcht einen Diebstahl unterlassest,

so hast Du ihn dennoch innerlich begangen: kurti' tenerls " ^.

Die Germanische Strafe war eine äußerliche Abzahlung

des Verbrechens, die Strafe der Kirche bessernde Pönitenz.

s- 45. .

Kirche und Kanonisches Recht.

„Erst aus der Verbindung und innigen Durchdringung Ger

manischen Rechtslebens und Christlich-kirchlicher Lehre haben sich

die Begriffe von Verbrechen und Strafe in der Weife entwickelt,

wie sie unserem neueren Strqfrechte zu Grunde liegen"^

Die Christliche Kirche lebte von Anbeginn in dem Bewußtsein

. 1 ladt. (Zsrm. eap. 21. , RotKaris §. 138.

2 Vgl. Berner, Jmputativnslchrc, S. 289 fgg. — Zu weit würde man

freilich gehen, wenn man den Germane» die Unterscheidung Von Dolus, Kulpa

und Kasus ganz abspräche. Zwar scheinen zahlreiche Stellen für diese Ansicht

zusprechen, z, B. 1^, ^.nZI, X, 8. ,,<^ui nolsns, soä «asu ciuolibst Ko-

minsm vulnsrävsrit , vsl oooiclsrit, Loinpositionsin Isgitimnin

solvut." Allein man Pflegte doch für die unabsichtlicheVcrletznng nicht

das krogum zu fordern. 1^. Ii!p. LXX. 1. 1^,. Sirx. XII. 5. Xlll. l^,. 8a>.

sir^ XXVI. 9. — Siehe Wild«, Str.ifrecht der Germanen, 1842, S. S47 fgg.

s Evangel. Matth. V, 21, 22, 27, 28, 42—48.

4 O. 15. cls poovit, ,,lioet glääiu HON osoidlrt, voinntäts täMöll

intsrkseit." O. 21, ibid.: „Lx ««»silio autsrn volut «x Lnoto ali-

<iuem te»sri, ^uAustiuns probst." Vgl. O. 28. 29. 30. ibid. Berner,

a, a.O. Seite 287 fgg.

5 Wilda, Strafrccht der Germanen, Seite 52Z.



Kirche und Kanonisches Recht. 51

ihres Berufes, die Sünde zu tilgen und die Heiligkeit des Men

schengeschlechtes zu fördern. Sie betrachtete auch die Strafe als

ein Mittel für diesen Zweck. Sie übt deshalb eine Strafthätigkeit

und bildet ein auf Christliche Grundsätze gegründetes umfassendes

Strafrecht aus.

Das Verbrechen wurde von ihr unter dem Gesichtspunkte der

Sünde (pe«os,wir>) aufgefaßt. Sie sah also in demselben

weniger die Verletzung des bürgerlichen Gesetzes, als den Bruch

deS göttlichen Willens. Den göttlichen Willen glaubte sie

niedergelegt in den zehn Geboten (Dekalog). Der Dekalog

bildet daher, das ganze Mittelalter hindurch, die Grundlage

deS kirchlichen Strafrechtes, was häufige Anklänge an das

Mosaische Recht zur Folge hatte. Auch das fünfte Buch der

Dekretalen, der Hauptsitz des Kanonischen Strafrechtes, stimmt

in 5er Reihenfolge seiner Titel augenscheinlich mit der Reihenfolge

der zehn Gebote überein.

Einerseits nahm die Kirche an der Ausübung des weltlichen

Strafrechtes Thcil und es wurde ihr daher wegen gewisser Misse-

thaten ein Friedensgeld zugesprochen^. Andrerseits übte sie ein

eigenes Strafrecht 2.

Wie durch das Christenthum die wesentliche Gleichheit

aller Menschen zum Bewußtsein gekommen war, so konnte die

Kirche bei ihrer Strafthätigkeit kein Ansehen der Person

gelten lassen. Die Strafe der Kirche traf den Kaiser wie den

Bettler; die Kirche achtet das allgemeine Menschenrecht, wie im

Herrn, so auch im Sklaven, und mmmt ihn in ihren Schutz.

Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz, den das

Römische Recht schmählich mit Füßen tritt, war im Kanonischen

Rechte längst anerkannt, ehe er in irgend eine moderne Ver-

fassungsurkunde Eingang fand ^.

Besonders heilsam wirkte die Kirche durch Begründung und

Aufrechthaltung des Gottcsfriedens (trenZa gm). Kraft

desselben durfte vom Mittwoch Abend bis zum Montag früh keine

1 Läpit. s. 817. I^eZid. ägg. O. 2, (?srt2'p. 210.) „ÜUÄS pg,rt«s siSsm

presdz?tero, tsrtisin pro krsäo «,ä ecolosisrn «t insuper Kanons

nostsr." Wild«, S. 52».

2 Wild», Seite 53« ff.

s Jarcke,Ha»db. des gem. Deut. Straft. Bd. I. Seite 53. — Das Röm.

Strafrecht bestimmt andre Strafen für die Vornehmen (Konestwrss) als für

die Geringen (Kumilioros).

4 «
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Fehde geübt werden, ja nicht einmal eine Pfändung stattfinden,

bei Strafe der Exkommunikation. Auch an den Christlichen Feier

tagen war die Fehde ausgeschlossen ^.

Neben dem Gottesfrieden stehen die wohlthätigen Wirkungen

des kirchlichen Asylrechtes, durch welches ebenfalls der rohen

Rache und Fehde Einhalt gethan wurde.

Die kirchliche Strafe sollte Reue und Besserung bewirken,

zugleich aber auch eine dem göttlichen Gesetze geleistete

Genugthuung sein. Blutige Strafen, Todesstrafen und Ver

stümmelungen, werden von der Kirche verabscheuet; doch über

lieferte sie die Schuldigen, wenn sie es für nothwendig hielt, dem

weltlichen Arme 2.

Erwägt man daneben die Verbesserungen des Strafver

fahrens, die von der Kirche ausgingen, die Bekämpfung der

unsinnigen Germanischen Ideen über Gottesurtheile u. s. w.: so

könnte wohl nur ungerechter Wille ein Gefühl des Dankes zurück

halten.

Mit Recht hat man hervorgehoben, daß der allerdings höchst

bedeutende Einfluß, den das Kanonische Recht auf die EntWickelung

des Deutschen Strafrechts ausgeübt hat, nicht als Aufzwän-

gung eines fremden Nationaltypus betrachtet werden

kann 2. Das Kanonische Recht, so weit es ein Ausfluß Christlicher

Grundsätze ist, ist kein Recht einer fremden Nation. „Des Men

schen Sohn" ist nicht der ideale Typus einer besondren Nation,

sondern des menschlichen Geschlechtes, — der einige gemein

same Mittelpunkt aller Nationen. Unter dem kosmopolitischen

Einfluß des Christenthums ist das Kanonische Recht emporge

wachsen. So gehört es keiner Nation ausschließlich oder auch nur

vorzugsweise an. Es ist ein allgemein Europäisches, ein wesent-

1 Henke, Handb, des Kriminalrechts, Bd. I. Seite 27 fgg.

2 „Lcolssiä von sitit ssnAuillsm." ,,LIsri«is,ä vinäistam seupos-

»am SÄUFuirils nori intenäunt." — Wenn Jemand bei der Kirche ein Asyl

gesucht hatte, so sicherte sie ihn zwar nicht gegen die Strafe überhaupt, wohl aber

gegen den Tod und die schweren Leibesstrafen. Oonoil. KloAnnt. »,. 813. —

Die Ansicht der Kirche von der Strafe ist ausgesprochen im Osn. 63. äs poeni-

tsntig,: suWoit morss in mslins eommutärs et g, prästeritis

rnälis isesäers, nisi etism äs Kis c;us,s fsetg, sunt sätiskiatOso." —

In ihrer Abneigung gegen die Todesstrafe ist die Kirche sich nicht immer treu

geblieben und hat sich mehr als cines Widerspruches schuldig gemacht,

besonders da, wo sie sich den harten Strafdrohungen des Mosaischen Rechtes

glaubte anschließen zu müssen.

s Nbegg, Lehrbuch, Seite 37. Anmerk.
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licher Bestandtheil in der Kulturentwickelung der ganzen

Menschheit.

8- 46.

Germanisches Recht.

Ueber der Rache finden wir im alten Germanischen Strafrechte

die Sühnung der Götter, das theokratische Elements

Strafen an Leib und Leben kamen zwar schon in der

ältesten Zeit vor, jedoch nur bei sehr wenigen Verbrechen; Ver

mögens strafen bildeten .die Regelt

Diese Bermögensstrafen wurden unter einem zwiefachen

Gesichtspunkte aufgefaßt. Sie sielen theils an den Verletzten,

zur Privatsühne, theils an das Gemeinwesen, zur öffent

lichen Sühne. Der erster« Theil ist die Oompositi«, die

Buße, bei Tödtungen „Wehrgeld" genannt; der letztere Theil

ist das ?reäuin oder die Weddel

Die Privatrache war durch das öffentliche Strafrecht nicht

ausgeschlossen. Der Blutsfreund war verpflichtet, für den Er

schlagenen Blutrache zu nehmend Aber auch bei andren Ver

brechen als bei Tödtungen, nach Friesischem Rechte selbst beim

Diebstahls trat Privatrache ein«. Es bedarf keines tiefen Nach

denkens, um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß die Privatrache

älter sein muß als das öffentliche Strafrecht, obwohl uns .unsere

ältesten Quellen schon Beides neben einander zeigen Verzichtete

der Verletzte auf die Pxivatrache, so konnte er auf die Komposition

klagen. Wurde zur Privatrache geschritten, so dauerte die Hehi>e

i Die Priester straften auf den Kriegszügen, und zwar velut I>s o

impersnte, nach l^cit. Ksrva. 7. Der Verbrecher wird mitunter den Göt

tern geopfert; 1^,. I'ris. »gäit. s«,p. XII.: „Hui känum söregerit —

iraivolätnr Oiis." — Gonzenbach, „zurLitteratur der Geschichte

de« Deutschen Kriminalr.," in der Zeitschr. für Deutsches Recht von

Beseler, Reyscher undWilda, Band XIII, Heft 3.

, 2 iseit. (Zerm. 12. Unter den Volksrechten besonders S»^uv. II. 1.

Z. 3 und 4.

« Grimm, Deutsche Rechtsalterthümer, 2. Ausg., 18S4, Seite «46 fgg.

4 1^. ^vzl. VI. s. : ,,^<I kzuellioullqus Ksreäitäs torrss psrvellsrit —

«t ulti« proxiini et«." Ok. I^eit. üerva. 21.

s 1^,. rris. tit. II.

« Rogge, Grimm, Eichhorn, Phillips und Sachße schreiben der

Privatrache ein viel umfassenderes Gebiet im Germanische» Rechte zu, als

Wächter, Wilda, Waid. Zöpfl und Walter.

? Grimm, a. a.O. Seite 64«, 647.
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bis cs zu einer Sühnung kam, die namentlich durch freiwillige

Zahlung der Komposition erlangt werden konnte ^. —

In der Zeit der Gauverfassung haftet für den Frieden die

Genossenschaft, die Mark, die Gau (Markfriede, gemeiner

Friede). Die Privatrache hat hier noch ein außerordentlich

weites freies Feld und das öffentliche Strafrecht ist noch schwach.

Durch die Ausbildung der Monarchie, in Verbindung mit

Christlichen Einflüssen, geht allmälig das Strafrecht aus den

Händen des sich rächenden Verletzten immer mehr aus den Staat

über.

Mit der Monarchie war das Fehdcrecht grundsätzlich un

vereinbar. Der Gedanke der Monarchie enthält die Forderung,

daß das Recht im ganzen, Staate von Einem Mittel

punkte ausgehe. Diesen Grundsatz verletzt die Privatrache,

die Fehde. Die aufkommende Monarchie war daher unablässig

bestrebt, das Fehderecht zu verdrängen.

Der Friede wurde ohnehin, durch den Untergang der alten

Gauverfassung, zum Königsfrieden; nicht mehr die Mark,

nicht mehr die Gau, sondern der König hatte den Frieden zu

schirmen. Dadurch verwandelten sich die Fricdensbrüche in An

griffe gegen die königliche Gewalt ^.

Das Streben der Könige, den Privaten das Racheschwcrt zu

entwinden, wurde durch die Lehren des Christenthums be

günstigt. Das Christenthum verwirft die Privatrache und

legt das Schwert der Gerechtigkeit in die Hand der

Obrigkeit^. —

Für die Kompositionen enthalten die Volksrechte gesetzliche

Taren, in denen die Verletzungen oft sehr genau abgeschätzt

sind, so daß man die gesetzlichen Bußen für Verletzungen nach

der Länge, Breite und Tiefe der Wunden berechnen kann^.

1 Läiot. LotK. 74.: „k'äicts, pogt L«mp«Zitioiiern seosptäi» post-

pouatur." 1^,. 8s,x. II. S. : ^, Oonipositionsm psisolvat vel tsigam

portst." — Wild«, a. a. O. Seite SIS.

2 Bei den Völkern, die schon in der ältesten geschichtlichen Zeit von Königen

beherrscht wurden, war der Friede freilich von Anfang an Königsfriede und das

frsgum fiel dem Könige zu. So sagt fchvn Tacitus, Lrerm. 12.: ,,k>srs

mulctäs rs^i vel civitari." Vgl. Moringen, Beiträge, Berlin 1836.

Roßhirt, Geschichte und System des Deutschen Straft. Theil l. 1838, §. I.

« Römerbrief XII, 19. XIII, 4.

4 Eichhorn, Rechtsgesch. H. 4«. öS. 76. — Die Germanischen Volks

rechte, diese ersten geschriebenen Gesetze der Germanen, sind vorwiegend

Strafgesetzbücher; in der sali«», z. B. finden wir 343 strafrechtliche
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Durch diese Taren mußte, die Berücksichtigung des ver

brecherischen Willens fast gänzlich verloren gehen. Bloße

Abzahlung des Verbrechens durch Geld, bloße Abschätzung der

Geldstrafe nach dem angerichteten äußeren Schaden: dabei trat

die sittliche Bedeutung des Verbrechens, die innere Schuld, in

den Hindergrund.

Hier gerade war es, wo die Kirche dem Germanischen Rechte

das tiefere Princip der Subjektivität und Innerlichkeit

darreichen mußte. Gerade diesem KompositionensysKme,

welches nur den angerichteten Schaden veranschlagte, stellte die

Kirche ihr Pönitentiarsystem, ihre allerdings einseitige Berück

sichtigung des Subjektiven, gegenüber^

Fortgang des Mittelalter?.

Römische. und kirchliche Einflüsse gewahrt man schon in

den Volksrechten. Die kirchlichen Einflüsse nehmen an Stärke zu

seit Karl dem Großen', wo "bei der Revision der Volksrcchte

zahlreiche kirchliche Vorschriften aufgenommen wurden ^.

Das Kompositioncnsystem ließ sich aber dadurch nicht ver

drängen. Ja es kommt sogar für manche Verbrechen, bei denen

schon am Ende des sechsten Jahrhunderts die Komposition ge

setzlich ausgeschlossen und dafür öffentliche Strafe angeordnet ist,

im achten und neunten Jahrhundert wieder eine Bestätigung

der alten Komposition vor 2. Wo man Leibes- und Lebensstrafen

anordnet, huldigt man dem alten Systeme meistens noch da

durch, daß man eine Ablösung dieser Strafen durch Geld

zuläßt 2.

Im zehnten und elften Jahrhundert wird der Gebrauch

Artikel, und nur 65 handeln von andren Gegenstände». Diese Erscheinung

ruht auf einem allgemeinen Gesetze der staatlichen Entwickelung.

Die Aufzeichnung des Kriminalrechts geht naturgemäß der des

(Zivilrechts voran. Jede sich entwickelnde Staatsgeselischaft muß zuerst

daran denken, den Ausschreitungen der individuellen Willkür durch Strafbestim-

mnngen Schranken zu setzen.

1 Ab egg, Untersuchungen aus dem Gebiete der Strafrechtswissenschaft,

1S3«, Seite 24« fgg.

2 Vgl. Oocrewin OKilSsdsrti vom Jahre S»5, «s,p. 5 und' 7. mit

Oapitulär. I, L»rol. Nazn. vom Jahre 802, «up. 32. und Os,pitul»,r. III. vom

Jahre 813, «äp.2—4.

s Daher bei den Leibesstrafen häufig der Zusatz „sut reckimat."
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der Kompositionen seltener. Grausame öffentliche Simsen kommen

jetzt in großer Anzahl vor.

Die Rechtsbücher sprechen von „Buße" und „Wedde," wie

die Volksrechte von oompoLitio und kreäum. Sie bestimmen

die Buße theils nach der Beschaffenheit der Verletzung,

theils nach dem Range des Verletzten^, die Wedde haupt

sächlich nach dem Range des Richters, dem sie gezahlt werden

mußtet Sie betrachten die Geldbußen noch als die Regel für

leichtere Verletzungen, mit denen keine Verwundung verbunden

ist 3. Sie geben indeß auch bei schwereren Verletzungen dem

Verletzten die Wahl, ob er auf öffentliche Strafe, oder auf Buße

und Wedde klagen wollet Allgemeine strafrechtliche Grundsätze

sprechen sie nicht aus. Sie stehen indeß noch auf einem Stand

punkte, der das Objektive am Verbrechen vorzugsweise in Anschlag

bringt 5, wennschon ihnen auch feinere Unterscheidungen der

Schuldgrade nicht fremd sind.

Etwas höher steht die Ausbildung des Systems der öffentlichen

Strafen in den Stadtrechten.. Das Interesse der öffentlichen

Ordnung machte sich in den Städten stärker fühlbar und schob

die alte privatrechtliche Auffassung der Verbrechen früher auf die

Seite".

Früh schon findet man umfassende Strafgesetze in den Statuten

der Italienischen Städte, die auf einer höheren Bildungsstufe

standen/ und bei denen überdies daö Römische Recht und der

Klerus einen tieser gehenden Einfluß üben konnten. In diesen

Städten unterziehen denkende Köpfe, wie Gandinus, Angelus

Aretinus, Bonifacius, das Strafrecht einer wissenschaftlichen

Bearbeitung, welche später auf das Deutsche Strafrecht eine

bedeutende Rückwirkung übte

1 8sp. II. IS. §. l.'III. 4S. II. 27. §. 4.

2 8sp. III. 64. — Ucberhaupt: Läöborliu, 8pe«ul«rurr, Läxouiöi «t

8uevi«i^us oriminsls, 1838, §. 2.

» 8sp.III.37.

4 88p. II. 16. 8«Kwsp. (8sllKer,K,) L. 118. §. 6.

s 8sp. II. 27. Z. 4. Ueber den Versuch: 8sp. I. «2. z. 2.

6 Stadtrecht von Augsburg 1276; die Stadtrechtc «o» Bamberg und

«on Goslar, aus dem 14. Jahrhunderte.

7 Gandinus im 13., Angelus Aretinus und Bonifacius in der

Mitte des IS. Jahrhunderts. Vgl. Wien er, Beiträge zur Gesch. dcsJnqui-

sitionsproz.'S. »3. 106.
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8- 48.

Auflösung des Mittelalters.

Das Kompositionensystem und das System der öffent

lichen Strafen, die meistentheilö an Leib und Leben gingen, —

die bloße Abzahlung des Verbrechens und die Bestrafung nach

der subjektiven Schuld: dies waren widersprechende Prin-

cipien, die einander bekämpfen mußten. Die Kompositionen

treten in diesem Kampfe immer mehr und mehr zurück, ohne ganz

zu verschwinden; die öffentlichen Strafen werden zur Regel.

Je weiter diese Umwandlung vorschreitet, desto mehr gelangt man

auch zu einer Abschätzung der subjektiven Schuld.

Durch das Zusammenwirken der alten Kompositionsgrund

sätze, die immer noch in. zahlreichen Ueberbleibseln fortlebten, mit

dem reiferen Principe, welches öffentliche Strafen und eine

angemessene Berücksichtigung des Willens forderte, entstand im

fünfzehnten Jahrhundert ein Zustand der entsetzlichsten Ver

wirrung und Durchfchlingung. > '

Von allen Seiten drängte die weltgeschichtliche Strömung

zur Anerkennung des Principes der Innerlichkeit. Denn

gerade dieses Princip war es, das die damalige Zeit bewegte und

das unaufhaltsam zur Lutherischen Reformation hintrieb.

Diese allgemeine Reformation des sittlichen Geistes; dieses Hin

wegdrängen von der Veräußerlichung, der das Christenchum

verfallen war, — von der Aeußerlichkeit der Sündenttlgung, wie

sie im Ablaßkrame hervortritt; der innere Trieb des Zeitgeistes,

auf das Gebiet der Innerlichkeit und Subjektivität zurückzugehen:

der machte sich auch im Strafrechte fühlbar.

Dem Bedürfnisse nach einer Strafgesetzgebung, welche die

Strafe au,f die innere Schuld bezöge, kam nun allerdings das

Römische Recht entgegen, in welchem ja gerade die Berück

sichtigung des Subjektiven überwiegt. Jndeß war doch die Kluft

zwischen den Römischen Rechtsanschauungen und den Deutschen

Verhältnissen zu groß, als daß das Römische Recht ohne Weiteres

an die Stelle des Herkömmlichen treten konnte. Niederer,

Tengler und Brandt suchen zwar durch ihre s. g. Spiegel

eine Vervolksthümlichung des Römischen Rechts zu bewirken'.

i Niederer, Spiegel der wahre» Rhetorik, Freiburg 14S3. Ulrich

Tengler, Layenspiegel, Augsburg 15«S. Sebastian Brandt, Klagspicgcl,
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Es fehlte aber an einem klaren Bewußtsein des Verhältnisses,

das das Römische Recht zum Deutschen hätte einnehmen sollen.

Und so konnte denn das Römische Recht die Verwirrung nur

noch vermehren.

Wenn aus all' diesen Ursachen die Rechtsunsicherheit

schon zu einer gefährlichen Höhe gesteigert war, so ward dieselbe

noch vermehrt durch die Anarchie des Jahrhunderts, durch die

Gcwaltthätigkciten des Faustrechtes, durch die Uebergriffe und

meuchelmörderischen Eigenmächtigkeiten der heiligen Vehme

und endlich durch die Mangelhaftigkeit des Strafver

fahrens.

Diesem zerfahrenen und> trostlosen Zustande konnte nur durch

eine feste allgemeine Strasg'esetzgcbung abgeholfen werden.

Eine solche wird von allen Seiten laut gefordert ^.

8- 49.

Legislatorische Thätigkeit bis zur Karolina.

Durch die Errichtung des allgemeinen Landfriedens

v. I. 1495, durch die gleichzeitige Einsetzung des zum Schutze

dieses Landfriedens bestimmten Reichskammergerichts, ebenso

durch eine Umgestaltung der -Vehmgerichte bereitete Kaiser

Maximilian I.'erst den Boden zu, auf welchem eine neue Straf-

gcsetzgebung kräftig gedeihen konnte.

Parttkularrechtlich bedeutsam sind: die Wormser Refor

mation von 1498, die Tyroler Malefizordnung von 1499

und die derselben verwandte Halsgerichtsordnung von Ra-

dolphzell von 1506. Diese Arbeiten sind namentlich in straf-

processualischer Hinsicht als Vorläufer der Karolina zu betrachten 2.

Die beabsichtigte peinliche Gesetzgebung für das ganze Reich

wird noch vielfach verzögert. Das Reichskammergcricht wendet

sich wicderholentlich um Instruktionen an den Reichstag. Endlich

beschließt der Reichstag in Freiburg und in Augsburg, daß ein

Entwurf zu einer peinlichen Gerichtsordnung für das gcsammte

Reich angefertigt werde, um den Mängeln des Deutschen Stras-

wcsens Abhülfe zu schaffen. Dieser Reichstagsbeschluß von 1498

ISIS, (Der Klagspiegel eristirt auch schon i» älteren, »0» Brandt nicht veran

stalteten Ausgaben.)

1 Vgl. überhaupt Wächter, Gemeines Recht Deutschland's, Leipzig 184l.

2 Hälschner, das Preuß. Straft, Th. 1.1855. Seite 71 fgg.
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kommt nicht zur Ausführung. Und vielleicht wäre die Abfassung

einer tüchtigen allgemeinen Strafgcsetzgebung noch sehr weit

hinausgeschoben worden, hätte sich nicht der talentvolle Landhof-

meister des Bischofes von Bamberg, der Freiherr von Schwarzen

berg und Hohenlandsbcrg, an's Werk gemacht und es mit eigenen

Kräften glücklich beendigt. ,

Dieser merkwürdige Mann verdient mit einigen biographischen

Zügen gezeichnet zu werden.

Schwarzenberg, wie er schlechtweg genannt zu werden

pflegt, ward geboren den 24. December 1463 und starb am

20. Oktober 1528. Seine Jugendjahre gehen für seine geistige

Entwicklung verloren; sie verstreichen ihm unter den ritter

lichen Beschäftigungen jener Zeit, zu denen das Streben nach

Entfaltung der geistigen Anlagen und nach Sammlung gelehrter

Kenntnisse am allerwenigsten gehörte. Schwarzenberg lernt nicht

einmal latein. Die Schriftsteller des klassischen Alterthums, fast

das einzige Bildungsmittel der damaligen Zeit, bleiben ihm in

seiner Jugend verschlossen. Erst später, wo sich der Wissensdräng

stelbständig in ihm zu regen beginnt, lernt er sie kennen. Aber

auf einem ganz eigenthümlichen Wege. Seine gelehrten Freunde

übersetzen sie ihm; namentlich überfetzen sie ihm die wichtigeren

Schriften des Cicero; und Schwarzenberg schreibt dann diese in

abscheulichem Deutsch abgefaßten Uebersetzungen in ein -besseres,

fließenderes Deutsch um. Wohl nicht mit Unrecht nimmt man an,

daß er diesen Uebungen einen großen Theil jener Fertigkeit

im Deutschschreiben verdankt, die sich in seinen legislatorischen

Arbeiten offenbart. Als Landhofmeister des Bischofes von Bam

berg sand er überdies vielfach Gelegenheit zu praktischer Aus

bildung; er lernte die Rechtspflege, und die Verwaltung,

namentlich auch den Gang der Reichstagsgeschäfte kennen.

So vorbereitet und ausgerüstet, versaßt er 1507 die Bam

bergische Halsgerichtsordnung (IZ^mdsrgensis), die noch

in demselben Jahre durch den Bischof Georg in den bischöflich

Bambergischen Landen zum Gesetz erhoben wird.

Dies Werk umfaßt das Strafrecht und den Strafprozeß.

Es soll hauptsächlich den Schössen und ungelehrten Richtern eine

Anleitung zur Ausübung der Strafrechtspflege geben.

Schwarzenberg hält sich ebenso frei von Neuerungssucht, als

von einem knechtischen Kleben am Herkömmlichen. Daß eine
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Gesetzgebung die vorhandenen geschichtlichen Grundlagen nicht

verleugnen darf, weiß er sehr wohl; es kommt ihm nicht in den

Sinn, sich ein ganz neues, das Historische umstoßendes Strafrecht

auszuklügeln. Dagegen ist er ernstlich bemüht, die sämmtlichen

Elemente deö damaligen Rechtszustandcs zu einem

harmonischen, den Anforderungen der Zeit entsprechenden

Ganzen zu verschmelzen. Fremdes wie einheimisches, ge

schriebenes wie ungeschriebenes Recht, Alles wurde berücksichtigt,

Alles möglichst so gesaßt und verarbeitet, wie es das allgemeine

Bedürsniß heischte.

Und indem Schwarzenberg so aussprach, was an der Zeit war,

wurde er der Mann der Zeit. Eine solche Arbeit mußte in ganz

Deutschland die günstigste Aufnahme finden. Schon 1516 wird

sie, mit wenigen Abänderungen, in den Fränkischen Landen der

Markgrafen Georg und Kasimir als Brandenburgische pein

liche Gerichtsordnung (LraittZenburgioa) veröffentlicht und

endlich, nach mehrfachen Umarbeitungen, im Jahre 1532 unter

dem Namen

„Des allcrdurchlauchtigsten, großmächtigsten, unüberwind

lichsten Kaisers Karl V. und des heil. Römischen Reiches

peinliche Gerichtsordnung" (Karolina)

zum Reichsgesetz erhoben'.

s- 50.

Die Karolina oder P. G. O.).

Die Einführung der Karolina erfolgt mit dem ausdrücklichen

Vorbehalte, daß dadurch den Kurfürsten, Fürsten und Ständen

an ihren wohlhergebrachten, rechtmäßigen und billigen Gebräuchen

Nichts benommen sein solle. Man nennt diesen Vorbehalt die

salvatorische Klausel. Sie bildet den Beschluß der Vorrede

(des Publikationspatentes) der Karolina.

Man hatte also nur ein subsidiäres Gesetzbuch geschaffen,

was in der ursprünglichen Absicht nicht lag. Man schloß die

Partikularrechte nicht aus. — Daß aber dieser Erscheinung kein

tieferes „Bedürfniß nach freier Entwickelung der individuellen

' Wächter, a.a.O.— Malblank, GeschichtederP. G.O. Mitter-

maier im Archiv des Kr.R. Bd. 9. S. 57. Zöpfl, das alte Bambcrgcr Recht.

Hälschncr, a. a. O. S. 78 fgg.



Von der Karolina. 01

Gestaltungen" zu Grunde lag, beweiset die unglaubliche Erbärm

lichkeit' der nachfolgenden Territorialgesetzgebungen.

Jedem Deutschen Gebiete blieb hiernach sein besondres Straf

recht und sein besondrer Strafprozeß. Die Karolina hatte nur

in die Lücken der Sondergefetzgebungen einzugreifen, wie jedes

bloße Hülfsrecht: Außerdem gebietet sie allerdings die Abschaffung

der zahlreichen Mißbräuche, welche in den Territorien wucher

ten; und in dieser Hinsicht ist sie, weil derogatorisch, nicht blos

subsidiäres, sondern absolutes gemeines Recht gewesen. —

Ueber den Werth der Karolina sind die verschiedenartigsten,

oft diametral entgegengesetzten Urtheile gefällt worden.

Es läßt sich jedoch wohl nicht in Abrede stellen, daß das Werk

im Allgemeinen mit großer Umsicht und mit richtiger

Würdigung der gegebenen Verhältnisse verfaßt sei.

Bei den schwierigsten Lehren des allgemeinen Theils spricht sich

der Gesetzgeber sehr zurückhaltend aus, läßt aber doch den Richter

nicht im Stiche, sondern giebt ihm einen einfachen leitenden Satz

an die Hand. In der Lehre von der Theilnahme am Verbrechen

wird nur aufgestellt, daß keine gleiche Bestrafung der Urheber

und der bloßen Gehülfen eintreten solle (Art. 127). Darin liegt

ein wichtiges Princip; und doch ist der Wortlaut des Gesetzes

überaus einfach. In der Lehre vom Versuche verhält es sich

ganz ähnlich (Art. 128). Wo zu fürchten ist, daß eine formelle

gefetzliche N^rm der Wahrheit und der konkreten Mannigfaltigkeit

des praktischen Lebens Abbruch thun möchte, wird überall auf

die Wissenschaft verwiesen und deren wohlthuender Einfluß

zu Hülfe gerufen. In diesem beständigen Verweisen aus die

Wissenschaft (auf den „Rath der Rechtsverständigen") hat man

mit Recht einen bedeutenden Theil des Schwarzenbergischen Ver

dienstes gefunden. Wenn dadurch auch dem richterlichen Ermessen

eine Weite des Spielraumes eröffnet wurde, die heutzutage in

keiner Art zu billigen wäre, so war doch gerade dieser Umstand

für die damalige Zeit und für die ganze weitere Entwicklung

des Deutschen Strafrechts unleugbar eine Wohlthat. In diesem

Spielräume, in dieser Unbestimmtheit, trug die Karolina den

Keim zu einer beständigen Fortbildung.

Besonders wichtig muß uns die Karolina deshalb erscheinen,

weil sie durch Vermittelung der Römischen und Deutschen Ele

mente die Trennung verhütet hat, die wir im Privatrcchte
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zu bedauern haben, wo ein solches vermittelndes Organ fehlte

und wo deshalb noch gegenwärtig. Römisches Privatrecht und

Deutsches Privatrecht als zwei besondre Disciplinen behandelt

werden.

Grauenvoll sind aber allerdings für das gebildete Gefühl

desjenigen, dev die Karolina von der Höhe des neunzehnten

Jahrhunderts herab betrachtet, die Strafbestimmungen für

die besondren Verbrechen. Man braucht nur einen Blick

zu werfen auf den alleinigen Artikel 1,92, wo vom Feuertode,

vom Schwert, von der Viertheilung, der Zerstoßung der Glieder

durch das Rad, dem Galgen, dem Ertränken, dem Lebendigbe

graben und Pfählen die Rede ist; man braucht nur an das

Abhauen der Hand, der Finger, der Ohren, der Zunge und an

die scheußlich entehrenden Straftn zu denken: um jeden Streit

über diesen Punkt für geschlossen zu erklären.

Jndeß in diesen Barbareien spiegelt sich der Geist der

damaligen Zeit, nicht der Geist Schwarzenbergs.

Niemand, wäre es auch der Größte, kann über seine Zeit ganz

hinaus. Die Größten sind immer nur die gewesen, in denen das,

was gerade ihre Zeit wollte, zum Bewußtsein und zur Sprache

kam. Das sprachen sie auS; und indem sie so dem Zeitgeiste

Worte liehen, fanden sie die allgemeine Zustimmung und fetzten

die Zeit für ihr Werk in Bewegung/.

Die neuere Zeit.

s- 51.

Universalgeschichtliche Vorbemerkung.

Staat und Kirche befinden sich während des Mittelalters im

Kampfe. .

In der Kirche allein liegt Anfangs das Tiefe, Geistige. Die

Kirche ist es, die das Princip der Innerlichkeit in der Zurech

nungslehre aufpflanzt, Verbrechen und Strafe nach der tieferen

Bedeutung erfaßt. Die Kirche ist die Trägerin aller Bildung;

i Vgl. im Allg. d« angef. Schriften von Wächter und Hälschner.

Auch Herrmann, Johann Freiherr zu Schwarzenberg, 1842; und Henke,

Geschichte des peinlichen Rechts, Th. II. Seite IIS sgg.
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jede andre Bildung ist während des Mittelalters von der Kirche

entlehnt. Die Kirche verschlingt daher im Mittelalter den Staat;

sie beherrscht ihn, weil sie dm Geist auf ihrer Seite hat; sie

gestaltet sich selbst zum Staate und macht den weltlichen Staat

zu ihrem Trabanten.

Allmälig nimmt der Staat das geistige Princip der Kirche

in sich auf. Der Staat wird geistig und innerlich, die Kirche

äußerlich und entgeistet, — dergestalt, daß sie im Ablaßkrame

auf den Standpunkt des Germanischeu Kompositionen

systems zurücksinkt^ — dergestalt, daß sie die Träger eines

höheren geistigen Lebens, einen Huß, Savonarola, Galiläi und

Vico ausstößt.

Dieser Prozeß der Veräußerlichung der Kirche geht fort bis

zu dem Augenblicke, wo die Reformation Staat und Kirche zu

scheiden und jedem von beiden sein eigenthümliches Gebiet anzu

weisen beginnt. Die Kirche räumt seitdem den Boden der Ob

jektivität dem Staate, den sie Mit den tieferen ethischen Elementen

befruchtet hat. Sie gewinnt damit ihre volle Bedeutung für die

Innerlichkeit wieder; aber sie erkennt, daß auf dem Gebiete der

Aenßerlichkeit der. Staat zu herrschen habe und daß hier, das

Kirchliche sich unterordnen müsse. Auf diesem Gebiete steht das

Recht. Das ^'ns clivinum der Kirche wird demgemäß zu einem

Theile des jus Kuvaanuiu. Das Kanonische Recht, das während

des Mittelalters die ganze eine Hälfte der Jurisprudenz gebildet

hat, schwindet zu einer untergeordneten Disciplin zusammen.

In der neueren Auffassung des Verbrechens gewahrt man

eine Vermittelung des Germanischen und des Kanonischen Stand

punktes, indem nun sowohl das Objektive als das Subjektive

seine angemessene Berücksichtigung findet, was sich namentlich in

der Behandlung des Versuches und der Kulpa zeigt. , .

In der neueren Auffassung der Strafe erblickt man dasselbe.

Die Strafe der Kirche ist bessernde Pönitenz^ welche sich nicht

nach der äußeren Rechtsverletzung, sondern nach der größeren

oder geringeren Verbesserlichkcit Gemißt. Die Strafe des Staates

läßt dagegen Anfangs die Innerlichkeit dcsBerbrechers unbeachtet.

Das Streben der Neuzeit ist auch hier auf eine höhere Vereini

gung gerichtet; es sucht die vergeltende Strafe in die Innerlich

keit eindringen zu lassen, ohne die Grenzen- der Zuständigkeit des

Staates zu überschreiten.
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s- 52.

Die Gesetzgebung un1> die romanisirende Doktrin nach

der M«. -

Die Reichsgesetzgebung, welche das gemeine Deutsche Kri

minalrecht hätte fortbilden sollen, steht seit der OOO. säst gänzlich

still. . Es erging nur noch eine geringeAuzahl von Reichsgesetzen,

welche die Lücken der OOO. auszufüllen bestimmt waren.

Dagegen wurde die legislatorische Thätigkeit in den einzel

nen Territorien lebendiger. Geraume Zeit hindurch schließen

sich indeß die Territorialgesetzgebungen eng an die OOO. Manche

derselben, wie namentlich dieHessische Halsgerichtsordnung

(Hässi«,«!,,) von 1535, sind sogar bloße Wiederholungen der

selben.

Für die Mark Brandenburg sind erwähnenswert!) die

kurfürstliche Kammergerichtsordnung von 1516 und die beiden

projektirten Landesordnungen von Johann Georg, 1594. Obwohl

keines dieser drei Gesetze jemals publicirt worden ist, muß man

sie sämmtlich als beachtenswerthe Aufzeichnungen des Märkischen

Gewohnheitsrechtes ansehen. Sie wollen übrigens die Karolina

nicht ersetzen und verdrängen, sondern setzen die Gültigkeit der

selben voraus; wie denn auch in Pommern die Karolina un

mittelbare Geltung hatte und für dasselbe wicderholentlich (1566

und 1590) besonders abgedruckt wurde'.

Keine der Territorialgesetzgebungen war geeignet, die in der

(ÜOO. begonnene Umbildung des Strasrechtes auf energische

Weise fortzusetzen. Sie verschlimmern zum Theil das Tadelns-

werthe der P. G.O. und verwischen noch manches Gute derselben.

Das heimliche, schriftliche, auf die Tortur gebaute Verfahren der

P. G. O. wird durch sie nur noch befestigt.

' Bei solcher Unthätigkeit der Reichsgesetzgebung und Unfähig

keit der Territorialgesetzgebungen mußte nun die ganze Fortbildung

des Rechts auf die Schultern der Wissenschaft fallen. Aber

um diese Wissenschaft sah es in der nächsten Zeit nach der OOO.

gar übel aus. Die kriminalistischen Schriftsteller des 16. und

17. Jahrhunderts waren der Aufgabe, die sie hätten lösen sollen,

in keiner Weise gewachsen. Es fehlt ihnen an allgemeiner

i Ab egg, Geschichte des Straft, der Brandenburg-Preußischen Lande,

18SS, §. 7,8und S. — H älschner, a. a.O. S. NS fgg.
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Bildung; es fehlt ihnen an juristischen, namentlich an rechtö-

geschichtlichen Kenntnissen. Für Nationalität des Rechtes

haben sie keinen Sinn. Die bildungssZhigen Keime des Deut

schen Rechts gewahren sie nicht. Dagegen staunen sie das

Römische Recht und die Italienische Jurisprudenz mit einer

stumpfsinnigen Bewunderung an. Dies fremde Recht imponirt

ihnen durch sein gelehrtes Gewand und durch seinen Zusam

menhang mit der klassischen Litteratur. Sie hätten eV

ganz an die Stelle des heimischen Rechts gesetzt, wenn diesem

nicht schon durch die OOO. sein Dasein legislatorisch gesichert

gewesen wäre.

Die Karolina, mit ihren Germanischen Bestandtheilen, war

Gesetzbuch; man durfte sie also nicht abweisen. Aber sie ent

sprach weder nach ihrem Inhalte, noch nach ihrer Form der

närrisch romanisirenden Richtung dieser Zeit.

Zunächst sucht man sich der Form zu entledigen. Gobler

liefert 1543 eine lateinische Uebersetzung, Remus später eine

lateinische Paraphrase der (HOO.

Darauf entstehen Kommentare, welche den Inhalt der

P. G. O. mit dem Römischen Rechte auszugleichen suchen, — die

Kommentare von Vigelius 1588, Musculus 1614, Zieritz

1622, Stephani 1626, Bulläus 1631, Manzius 1650-,

Blumblacher 1670, Clasen 1685.

Keiner aus dieser geistlosen Schaar dringt tiefer in den Geist

der Karolina ein; ihr Hauptbestreben ist, mit abgeschmackter

gelehrter Schwülstigkeit Stellen aus den fremden Rechten

zum Belege für die Anordnungen der LOlü. herbeizuschleppen.

Bei einem solchen Zustande der Gesetzgebung und Doktrin

mußte das Strafrecht noch lange auf einer sehr niedrigen Bil

dungsstufe stehen bleibend

Z. 53.

Aberglaube. Naturrechtslehrer. Die Sächsischen Juristen

im 17. Jahrhundert.

Die gewaltige Umwälzung, welche durch die Lutherische Refor

mation im Reiche der Geister vor sich ging, räumte zwar manchen

Trümmerhaufen alter Vorurtheile hinweg; indeß blieb doch immer

i Vgl. besonders Wächter, a.a.O.

Bcrncr, Straftxcht, 5
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noch ein so bedeutender Rest des grellsten religiösen Aber

glaubens auch in den protestantischen Ländern zurück, daß auch

hier noch die schreiendsten Ungerechtigkeiten dadurch herbeigeführt

wurden. — Der Aberglaube ließ namentlich die Gotteslästerung

und die angebliche Hererei in einem ganz falschen Lichte er

blicken. — Die Strafe der Gotteslästerung wurde in's

Unendliche gesteigert, weil man die Beleidigung des unendlichen

Wesens sühnen zu müssen glaubte. Man strafte in der Gottes

lästerung nicht den darin enthaltenen Angriff auf heilige

menschliche Einrichtungen und Empfindungen, sondern

die Verletzung der Gottheit selbst, deren Rache beschwichtigt

werden sollte; damit verließ man den Boden, auf dem die Gesetze

des Staates sich zu bewegen haben. — Besonders aber nahmen

die Herenprozesse überhand, mehr noch in den protestantischen

als in den katholischen Ländern. Mögen immerhin die Heren

keineswegs immer verfolgte Unschuldige gewesen sein, so entsetzt

sich doch das menschliche Gefühl über die Behandlung, die ihnen

wurde, und namentlich über die bei den Herenprozessen bis zum

Schauderhaften gesteigerte Anwendung der Tortur.

Dagegen übten, seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts,

einen in vieler Hinsicht wohlthätigen Einfluß die Naturrechts-

Khrer Grotius (1625), Hobbes (1642) und Pufendorf

(1660), deren Ansichten bald hernach von Thomasius für das

Strafrecht nutzbar gemacht wurden. Durch die Entwickelung

eines philosophischen Staatsrechtes bereiteten diese Männer

die Grundlage für eine wissenschaftliche Behandlung des Straf

rechtes. Ueberdies bekundet sich namentlich in den Schriften des

Grotius ein Bestreben, die grausamen Strafen jener Zeit zu

vermenschlichen.

Die strafrechtliche Praris aber wurde, seit dem Anfange des

17. Jahrhunderts, vorzugsweise von den Sächsischen Juristen

Moller 1599, Berlich 1614 und Carpzow beherrscht.

Karpzow, geb. 1595 gest. 1666, war der einflußreichste Krimi

nalist feiner Zeit. Von seiner Härte, wie von dem Umfange

seiner praktischen Thätigkeit zeugt die Nachricht, daß er nicht

weniger als 20,000 Todesurtheile gefällt haben soll. Schon sein

Hauptgegner Oldenkopp hat seine Fehler großentheils in's Licht

gestellt. Carpzow behält indeß immer seine anerkennenswerthen

Verdienste. Er unterwirft sich allerdings blind den Aussprüchen
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der berühmten Rechtslehrer des Auslandes. Oberste Grundsätze

sucht, man bei ihm vergebens. Er ist kindisch abergläubisch:

Das Alles muß man einräumen! Allein seine Schriften zeichnen

sich aus 'durch Brauchbarkeit der Einzelheiten und durch

Reichhaltigkeit des Inhaltes. Namentlich ist er reich an

kasuistischen Erörterungen. Seine ?raeticg, nov» und seine

Oecisioves enthalten eine umfangreiche Menge von Urtels-

sprüchen des angesehenen Leipziger Schöffenstuhles;

und gerade dieser Umstand machte die Carpzowschen Schriften

besonders brauchbar für die Praris; gerade hierin liegt der

Grund zu der fast unglaublichen Autorität, mit welcher Carpzow,

obwohl ein unbedeutender Kopf, die Theorie und Praris seiner

Zeit beherrschtes

8- 54.

Doktrin und Gesetzgebung im 18. Jahrhundert. .

Seit dem Anfange des 18. Jahrhunderts wird das Strafrecht

zum Gegenstande besondrer akademischer Vorlesungen und einer

auf den Lehrzweck berechneten Litteratur. Beyer (1711) und

Gärtner (1729) schließen sich dabei noch ganz der Artikel

folge der Karolina an; Kemmerich hingegen liefert 1731

das erste systematische Lehrbuch des Strafrechts, dem alsbald

die Lehrbücher von I. S. Fr. v. Böhmer 1733, Engau 1738,

dem älteren Meister 1755 und Koch 1758 folgten, in welchen

bereits der Einfluß der Wolfischen Philosophie fühlbar ist.

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts gewinnt unsere Wissen

schaft einen neuen Aufschwung. Es vereinigt sich in dieser Zeit

eine Kette von Umständen, die auf die Fortbildung des Straf

rechts nicht anders als vortheilhaft einwirken konnten.

Die Karolina beruft sich überall auf die ergänzenden Bestim

mungen des Römischen, Kanonischen und Deutschen Rechtes.

So lange man nun von diesen Quellen keinen rechten Gebrauch

zu machen verstand, mußte auch die Karolina in ihrer Anwendung

mangelhafter erscheinen. Jetzt dringt man tiefer in dieselben ein,

und so findet denn auch die Karolina eine vollständigere Er

gänzung. Namentlich aber wurden die 1770 erschienenen

i Wächter, a. a. O. Martin, Lehrb. §. 8. HSlschner, a. a. O.

z. 18. — Auch Henke, Geschichte, Band II. S. 151 fgg.

5«
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Neäitätionos in <ÜOO. von I. S. Fr. v. Böhmer wichtig durch

die auf die 0(^0. gestützte EntWickelung der allgemeinen Grund

sätze des Strafrechts.

Die fortgeschrittene Humanität fängt indeß bereits allgemein

an, die übergroße Härte der P.G.O. lebhaft zu empfin

den. Diese Härte suchte die Praris wegzuspielen und zu

umgehen, — ein beachtenswerthes Phänomen, das überall wie

derkehrt, wo zu strenge Strafgesetze mit dem Zeitgeiste in Wider

spruch gerathen. Man ging allerdings formell von dem Grund

satze aus, daß der Richter durch das Gesetz gebunden sei; es

bildete sich aber je länger je mehr unter den Kriminaliften ein

schweigendes Einverständniß, durch gekünstelte Auslegungen

die Härten des Gesetzes mit den Anforderungen der Zeit auszu

gleichend Es findet diese Erscheinung ihre Erklärung und eine

gewisse Entschuldigung in der gänzlichen Unthätigkeit der Reichs

gesetzgebung, die das entsprechende Organ für zeitgemäße Abän

derungen gewesen wäre.

In gleicher Weise wurden die harten Territorialgesetze

eludirt, die, obgleich jünger als die Olüd!., doch meistens tief

unter derselben standen. Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts

bringt die legislatorische Thätigkeit nichts Zusammenhängen

des mehr hervor. Statt umsassender Gesetzbücher erließ man

vereinzelte Gesetze, die durch zufällige Veranlassungen hervor

gerufen wurden. Solche vereinzelte Augenblicksgesetze taugen

selten, weil sie in der Regel, statt von der legislatorischen Ruhe

und Unparteilichkeit Zcugniß abzulegen, die Spuren der subjek

tiven Erregtheit an sich tragen, welche das vorliegende einzelne

Perbrechen bewirkt;, sie sind terroristisch. Die alte land

ständische Verfassung, die nach der guten alten Sitte die

Zustimmung der Stände zu den Gesetzen forderte, war unter

gegangen. Unfehlbar hätten die Stände solche Gesetze verhindert;

denn durch die berathende Thätigkeit einer feierlichen großen Ver

sammlung unparteiischer Männer hätte man die nöthige legisla

torische Ruhe und Objektivität wieder gewonnen. So aber gab

I So sagt z. B. Malblank, a. a. O. Seite 249 vom älteren Meister

ganz naiv, als ein besondres Lob: „Der verstorbene Meister zeigt in seinen

peinlichen Erkenntnissen überall das menschenfreundlichste Herz und besaß in

hohem Grade die Stärke, seine überaus gelinden Grundsätze mit den Gesetzen

so schicklich zn Vereinigen, daß man niemals eine gewaltsame Abweichung davon

bemerkt und er doch überall seinen Zweck erreicht." Wächter, ci. a. O.
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der Landesherr das Gesetz allein; und es konnte nicht fehlen,

daß dasselbe das Gepräge einer launischen Willkür und einer

individuellen Beschränktheit trug.

Wie elend diese Territorialgesetze waren, wie gänzlich sie das

Verhältniß von Schuld und Strafe außer Acht ließen, davon

läßt sich eine Reihe von Beispielen anführen. Vergegenwärtigen

wir uns z. B. einige Preußische Edikte, die seit dem Jahre

1720 ergingen:

Ein Preuß. Edikt v. 1720 schärft für den Kindermord die

Strafe des Säckens (poena culsi) eiiQ Ein Edikt v. 1723 ver

hängt für vorgespiegelte Zahlungsunfähigkeit den Tod! Nach

einem Edikt v. 1725 soll der Sodomiter — lebendig verbrannt

werden. Ein Edikt von demselben Jahre befiehlt, alle Zigeuner,

die sich im Lande betreten lassen, ohne Weiteres zu stranguliren.

Veruntreuungen in den Pulvermagazinen, über 10 Thaler, sollen

mit dem Strange gestraft werden.

Ein andres Preuß. Edikt, von 1739," ist so eigenthümlichcn

Inhaltes, daß wir es, als ein Sittcngemälde jener Zeit, wörtlich

mittheilen. Es lautet: „Wenn ein Advokat oder Prokurator,

oder ander dergleichen Mensch (!) sich unterstehen wird, Sr. K.

Majestät durch Soldaten in Prozeß- oder Gnadcnsächcn imvae-

äiate Memoriale einreichen zu lassen, oder auch wenn ein Andrer

von ihnen Leute dazu aufwiegeln (!) wird, um in abgcthanen und

abgedroschenen Sachen Sr. Majestät irnmeäiäts Alemorialis, zu

übergeben: so wollen Se. Majestät alsdann einen solchen —

ohne alle Gnade aufhängen und neben ihn einen Hund hängen

lassen'".

8- 55.

Einwirkungen der s. g. Aufklarung.

Wirksamer noch, als die Anregungen gelehrter Forscher, greifen

die geistreichen Schriften beredter Ausländer in die Weiter

bildung des Strafrechtes ein. Was in der gelehrten, schwerfälligen,

unbehülflichen Sprache der Zeit, in einer ungefälligen, pedantisch

wissenschaftlichen Form von den Deutschen Gelehrten schon gerügt

i Klein, Annale», Band VIII. Seite 25S. — Dergleichen Gesetze wurden

natürlich von der Praris umgangen, was allerdings iu tkssi nicht der richtige

Weg ist. Vgl. überhaupt Wächter, a. a. O. Neber die Strafgesetzgebimg

Friedr. Wilhelm'sl.: HSlschner, a. O. Seite 143 sgg.
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worden ist: das greifen jetzt, mit bezaubernder Feder, Männer

an wie Voltaire, Beccaria und Filangieri, — weniger

gründlich, weniger bepackt mit Logik und Metaphysik, aber ge

wandte und elastische Geister, die mit der leichten Waffe einer

gesälligen Eloquenz und eines schlagenden Witzes mehr ausrichten,

als mit dem schweren Geschütz einer logischen Deduktion zu be

wirken wäre. Einzelne Kriminalfälle, in denen sich die Barbarei

der damaligen Strasjustiz auf eine augenfällige Weise zeigt, wer

den herausgehoben, für das Gefühl blendend beleuchtet und so

der Unwille gegen die Strafrechtspflege in allen erregbaren Ge

müthern zur lichten Flamme emporgeschürt.

Besondres Aufsehen erregt Beccaria's Schrift über Ver

brechen und Strafen (äei clelitti e äelle psns, Neapel 1764),

die sich über alle wichtigeren Lehren des Strafrechtes verbreitet,

namentlich aber die Todesstrafe und die Tortur bekämpft.

Noch mächtiger wirkte die ökonomische Gesellschaft in

Bern, die am 17. Febr. 1777 einen namhaften Preis, der von

Voltaire um 50 Louisdor vermehrt wird, auf den besten Ent

wurf zur Verbesserung der Strafrechtspflege setzte (s. g. Bern er

Preisfrage). In dem hierdurch hervorgerufenen allgemeinen

Europäischen Wettkampfe tragen die beiden Chursächsischen Ju

risten G lob ig und Hu st er. die Siegespalme davon ^. Das

Wichtigere aber ist, daß diese Preisbewerbung in Deutschland

einen Eifer für das Strafrecht zurückläßt, der die herrlichsten

Früchte tragen sollte.

So bringen die Vorwehen der Französischen Revolution auch

in unserer Wissenschaft ein gewaltiges Brausen des Geistes in

Bewegung, das nicht ohne Ergebniß bleiben konnte: die Periode

der Aufklärung war angebrochen.

Man hat gegen diese Aufklärung unsäglich viel dellamirt.

Sie ist geraume Zeit der Sündenbock alles Uebels gewesen.

Allerdings, sie war bloße Negation; wir sind jetzt darüber

hinaus. Aber vergessen wir nie, wie viel wir jener großen Ge

burtsstunde, deren Wehen die Aufklärung war, zu danken haben.

Blicken wir nur auf unser kriminalistisches Gebiet: Die Ketzer

verbrennungen, die Herenprozesse, die Folter, die

I Globig und Hustcr, Abhandlung von der Kriminal-Gesetzgebung,

gekrönte Preisschrift, Zürich 1 783.
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barbarischen Strafen und tausend Mißbräuche aus den

Zeiten der Barbarei sind durch die Aufklärung abgeschafft wor

den; einen gigantischen Bau der Sklaverei und des Aberglaubens

hat die Aufklärung in Trümmer gelegt. Wenn unter diese

Trümmer auch manches Heilige und Löbliche mit begraben wurde,

so geschah dies doch meistens nur deshalb, weil eS mit dem

Schlechten und Mißbräuchlichen so fest verwachsen war, daß es

mit ihm zugleich fallen mußte.

Besondre Kraft und Wirksamkeit erhielten in Deutschland die

Grundsätze der Ausklärung dadurch, daß die beiden größten Herr

scher der beiden mächtigsten Deutschen Staaten, Friedrich II.

und Joseph II., sich derselben anschlössen, von denen ersterer

seine Regierung mit der Abschaffung der Tortur inaugurirt,

während letzterer seinen Landen das erste humane Strafge

setzbuch giebt.

Wie die Aufklärungsperiode überhaupt unfähig war, positiv

zu gestalten, so wirkten die Aufklärer auch für die positive Wie

dergeburt unserer Wissenschaft wenig. Sie hatten eine andre

Mission, als stille Baumeister der Wissenschaft zu sein. Sie

mußten erst den alten Bau stürzen, um dem neuen eine Stätte

zu bereiten.

Erst Kant, indem er das Wahre und Treffliche der Auf

klärung anerkannte, besaß diejenige Positivität; geistige Schöpfer

kraft und Tiefe, die zeugend in der Wissenschaft wirken konnte.

Vorzugsweise auf Kant erbauete sich Feuerbach, dieser Kant

der Strafrechtswissenschaft. Er ist es ganz vorzüglich, der die

durch den Zeitgeist vorbereitete Umgestaltung des Strafrechtes

zum Durchbruch brachte, und er steht noch heute in unserer

Wissenschaft als erstes und glänzendstes Licht da.

Z. 56.

Die geschichtliche Richtung und die neuere Philosophie.

Die Aufklärungsperiode, mit ihrer abstrakten Philosophie,

verhält sich negativ gegen das Geschichtliche. Sie sucht das

Wahre nur im subjektiven Geiste des Denkers und weiß noch

Nichts von der objektiven Existenz der Idee, welche sich in der

Geschichte schrittweis verwirklicht.

Dieser Einseitigkeit hat sich auch Feuerbach noch nicht ent
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zogen. Es fehlt ihm die geschichtliche Nechtsanschauung.

Er giebt sich nicht die Mühe, die Genesis der Quellenaussprüche

auf geschichtlichem Wege zu ermitteln. Er verschmähet das Ge

wohnheitsrecht und den Gerichtsgebrauch. Eine geschichtliche

EntWickelung des Strafrechts hält er zwar wohl für lehrreich,

aber nicht für wesentlich; und er erklärt geradezu, daß dieselbe

auf keine Weise zu einer sicheren Grundlage für Wissenschaft und

Gesetzgebung führe.

Es wurde dieser wesentliche Mangel erst gehoben durch die

historische Rechtsschule, welche indeß, weil sie als ein Gegen

gewicht gegen eine Einseitigkeit auftrat, alsbald ebenfalls zur

Einseitigkeit wurde. Die geschichtliche Schule trat auf mit der

Forderung, daß man die Gegenwart genetisch verstehen solle;

dies könne man aber nur erreichen, wenn man sich eine Kenntmß

des geschichtlichen Entstehungsprozesses der Gegenwart erwerbe.

Hierin hatte sie ohne Zweifel Recht. Die geschichtliche Rechts

wissenschaft ging aber, uneingedenk der Aufgabe aller Juris

prudenz, zum Theil in Alterthumskrämerei über. Sie fing

an, die Aufgabe der Rechtswissenschaft in das Durchwühlen alter

Scherbenhaufen zu setzen, wendete sich vom Leben und der Praxis

ab und wieß die Philosophie vornehm und schnöde

zurück.

So trat an die Stelle einer abstrakt philosophischen Richtung,

welche das Geschichtliche verneinte, eine abstrakt geschichtliche

Richtung, welche das Philosophische verleugnete. Beide Rich

tungen sind als überschrittene und besiegte zu betrachten.

Die heutige Philosophie führt uns auf einen Standpunkt,

von dem aus die philosophische Idee als das innere

Wesen der Geschichte selbst erscheint. Philosophie und Ge

schichte müssen daher Hand in Hand gehen, wenn die Einseitig

keiten der früheren Richtungen vermieden werden sollen. Dieser

Standpunkt ist es, von dem wir bei der ganzen Darstellung

unserer Wissenschaft ausgehen müssen.

Zur Klassicität aber wird die Deutsche. StrafrechtSwissen-

schaft erst dann gelangen, wenn sie den reichen Schatz ihrer

Forschungen in dem Brennpunkte eines einzigen Deutschen

Strafgesetzbuches sammeln kann.
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§. 57.

Erlöschende Geltung des gemeinen Rechts.

Die Abschaffung des gemeinen Rechts in dem größten Theile

Deutschlands datirt schon seit der zweiten Hälfte des vorigen

Jahrhunderts.

Es erschienen zuerst in Baiern und Oesterreich Strafgesetz

bücher, die aber noch ganz auf der alten Grundlage ruhen.

Die Gültigkeit des gemeinen Rechts wird 1751 durch den

(üoöex ^'uris Lavariei eriruinalis, den der bekannte Jurist

Kreitmayr redigirt hat, in Baiern aufgehoben. Dies Gesetz

buch ist ein s. g. exklusives. DsrBairische Richter soll darnach

das gemeine Recht vollständig bei Seite setzen; keine Lücke ist aus

dem gemeinen Rechte zu erganzen; alle Ergänzungen sollen aus

der natürlichen Billigkeit und aus der Analogie des Bairischen

Rechtes genommen werden.

In Oesterreich erscheint am 31. December 1768 die Oori-

stitutio erir«ill»Iis LKeresig.ua, abgedr. Wien 1769 kol.

Wie zeitgemäß dies Gesetzbuch war; mag aus dem Umstände

ermessen werden, daß demselben 12 Kupfertafeln beigegeben sind,

die dem Richter die Art und Weise veranschaulichen, wie gefoltert

werden soll. — In diesen alten Schläuchen will der junge Most

nicht aushalten; die Theresia«« wird daher schon 1787 durch

das Josephinische „allgemeine Gesetz über Verbrechen und

derselben Bestrafung" verdrängt. — Auch Oesterreich scheidet

also seit 1768 aus dem Gebiete des gemeinen Rechts. So sehr

war der Sinn für nationale Einheit in Deutschland erstorben,

daß der Kaiser selbst einer der Ersten ist, die das Reichsrecht

abschaffen.

Gegen das Ende des Jahrhunderts tritt ein Gleiches in

Preußen eind Bis zum Jahre 1736 wurde hier noch beab

sichtigt, ein neues Strafgesetzbuch auf der Basis der Karolina

abzufassend Unter Friedrich dem Großen dachte man aber nicht

mehr daran, sich dem gemeinen Rechte anzuschließen. Das seit

1794 geltende Preußische allgemeine Landrecht, welches im

20sten Titel des 2ten Theiles das Strafrecht enthält, ist ebenfalls

1 In die Geschichte des Strafprozesses gehört die Kriminalordnung

für dieKurmarkBrandenburg von 1717.

2 Abegg, Gefch.desPreuß. Straft. Seite88fgg.
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erklusiv. Bei manchem Vortrefflichen leidet dasselbe an auffal

lenden Mängeln, — enthält mehrere barbarische Strafbestimmun

gen ^, droht übermäßig oft Todesstrafen^, verfällt durch seine

Sucht nach Vollständigkeit in das Gebiet der Lehrbücher und

selbst deS Katechismus 2 und strebt nach einer unangemessenen

Bevormundung des Richters wie deS Staatsbürgers.

Schon am Ende des vorigen Jahrhunderts hatte also in

Wahrheit das Dasein eines gemeinen Deutschen Strafrcchts auf

gehört. Das Einschrumpfen des s. g. gemeinen Rechtes sollte

aber hierbei noch keineswegs stehen bleiben; auch die Ueberbleibscl

desselben in den kleineren Deutschen Staaten sollten noch bedeu

tend geschmälert werden. . '

1803 erschien ein Badisches Strafedikt. Diefe Thatsache

übt indeß auf die Bedeutung des gemeinen Rechts keinen großen

Einfluß. Jenes Edikt ist nämlich kein ausschließendes Ge

setzbuch. Es setzt die P. G. O. als verbindliches Gesetz voraus

und bezweckt nur, die mildere Anwendungsart derselben, die oft

auf einer gezwungenen und geschraubten Ausleg'ung ruhte, gesetz

lich zu sichern.

Noch in demselben Jahre (3. Sept. 1803) wird das Oester

reichische Gesetzbuch über Verbrechen und schwere Polizeiüber

tretungen veröffentlicht. Auch dieser Umstand führt das f. g.

gemeine Recht seinem gänzlichen Untergange nicht näher, weil

Oesterreich damit ja nur ein neues erklusivcs Gesetzbuch an die

Stelle eines älteren setzt.

Einflußreicher ist der Untergang des Deutschen Reiches,

1806. Er ändert zwar den materiellen Rechtszustand in den

Territorien nicht; das ehemalige gemeine Recht bleibt in den

Staaten, wo es sich noch erhalten hat, nach wie vor gültig.

Dagegen hört, mit dem Reiche zugleich, das gemeine Strafrecht

als formell gemeines Recht unbedingt auf; es gründet sich nicht

mehr auf die gesetzgebende Gewalt des Einen Reiches; es erhält

sich in den Territorien nicht mehr als gemeines Recht, sondern

als subsidiäres Territorialrecht. Die Gemeinsamkeit des Rechtes,

soweit sie noch bestand, war seitdem nur eine thatsächliche; sie

ruhte nicht mehr auf einem Rechtsfundamente, wurde nicht mehr

1 Preuß. allg. Ldr. II. 20. §. 47. z. S3.

2 Ldr. a. a.Ö.Z. SS. §. 80S.

s Ldr. a. a. O. §. 7. §. 8. Z, 914. §. 9S2.
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durch eine gemeinsame Staatsgewalt getragen. Darin liegt

unstreitig- ein bedeutungsvoller Schritt des gemeinen Rechts zu

seinem Grabe, den nur Wächter, welchem wir uns anschließen,

gebührend gewürdigt hat.

Nach dem Untergange des Reiches setzte sich die Territorial

gesetzgebung abermals in Bewegung. Die jetzt erscheinenden

Gesetzbücher tragen aber den Stempel einer neuen Periode.

Die Behandlung des Rechts ist philosophischer und syste

matischer geworden. Man verlangt principiellere Gesetzeswerke.

Namentlich findet Feuerbach's folgerecht durchgeführte Straf

theorie immer mehr Anhänger; immer allgemeiner wird die Strafe

unter dem Gesichtspunkte des sichernden psychologischen Zwanges

aufgefaßt.

Feuerbach dachte den Zweck des psychologischen Zwanges

hauptsächlich durch genau bestimmte Strafgesetze zu erreichen;

wenn der Verbrecher genau wisse, welche Strafe ihm bevorstehe,

so werde die Lust zur Begehung des Verbrechens in entsprechen

dem Maße niedergedrückt werden. Feuerbach sucht deshalb die

Ml'lderungsgründe zu verbannen und das richterliche Ermessen

ganz unter das Gesetz zu beugen. Er sucht das gemeinrechtliche

Strafrecht, welches durch eine sehr frei interpretirende Praxis in

einem leidlich brauchbaren Zustande erhalten wurde, wieder auf

den Standpunkt des geschriebenen Rechts zurückzuführen.

Dies Bestreben konnte nicht anders als scheitern. Die Zeit war

über das geschriebene gemeine Recht längst hinaus; man konnte

das Rad der Geschichte nicht rückwärts wenden.

1813 erscheint das von Feuerbach redlgirte Bairische

Strafgesetzbuch. Es macht in der Geschichte der Strafgesetz

gebung Epoche, obwohl es neben den Vorzügelt auch die Mängel

der Feuerbachischcn Theorie theilt.

Unbestreitbar hat dies Gesetzbuch große Verdienste. > An die

Stelle zahlreicher Streitfragen sind klare und feste Regeln getreten.

Die barbarischen Strafmittel sind großentheils verschwunden.

Die Fassung des Ganzen ist genau und bündig; namentlich ist

der Thatbestand der besondren Verbrechen durch und durch licht

voll dargelegt.

Neben diesen Lichtpunkten finden wir indeß auch mancherlei

Schatten. Dahin gehört das Streben nach Einengung des rich

terlichen Ermessens, besonders die Abweisung jeder richterlichen
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Strafmilderung. Dahin gehört nicht minder die thörichte Absicht,

auch die Einwirkung der Doktrin fern zu halten.

Sobald indeß dies Feuerbachische legislatorische Werk einmal

fertig da stand, wurde es das Modell der späteren Deutschen

Legislationen. Die meisten der nach 1813 publicirten Strafge

setzbücher sind dem Bairischen mehr oder weniger nachgebildet.

Mit einigen Modifikationen wurde dasselbe auch in Oldenburg

eingeführt.

Während der letzten Lustren haben sich nun alle größeren und

selbst viele der kleineren Deutschen Staaten mit eigenen Strafge

setzbüchern versehen. Unter den Staaten, die noch gemeines Recht

haben, sind nur Kurhcssen, Mecklenburg und Holstein von Be

deutung; und auch hier steht das gemeine Strafrecht wohl am

Abende seines Lebens.

s- 58.

Aufgabe der Gegenwart. .

Was haben wir, unter den angegebenen Umständen, als die

heutige Aufgabe des akademischen Unterrichtes anzusehen?

Die Einheit und Gemeinsamkeit der Deutschen

Rechtswissenschaft dürfen wir unter keiner Bedingung

aufgeben; es ist die Aufgabe der Zeit, diese Einheit zu erhöhen

und zu befestigen, nicht aber ihre schon vorhandenen Stützen

niederzureißen.

Der doktrinelle und geschichtliche Werth des bis

herigen gemeinen Deutschen Strafrechts ist so bedeutend,

daß wir dies Recht nicht plötzlich über die Seite werfen können.

Selbst wenn wir eine neue gemeinsame Deutsche Gesetzgebung

erhielten, würden' wir die wissenschaftlichen Elemente des alten

Rechtes nicht aufgeben dürfen und seine geschichtliche Stellung

immer noch zu beachten haben. Das gemeine Recht ist seit Jahr

hunderten das Centrum der Wissenschaft. Der Deutsche Geist

hat lange und mit hohem Kraftaufwande daran gearbeitet. Er

hat ihm die' Ergebnisse seiner angestrengten Forschungen, seiner

Spekulation und seiner Erfahrung zugeführt. Der ganze Ent-

wickelungsgang unserer Wissenschaft ist mit dem gemeinen Rechte

verknüpft. Die geschichtlichen Bestandtheile der neueren Tcrri-

torialgesetzbücher sind ohne das gemeine Recht gar nicht zu ver

stehen. -
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Das gemeine Recht wird daher nothwendig den Aus

gangspunkt einer Darstellung des Deutschen Stras-

rechts bilden. Es wird aber, je länger je mehr, den Charakter

einer bloßen geschichtlichen Einleitung annehmen und eine

Menge von Detail, welches keinen allgemein wissenschaftlichen

Werth hat, fallen lassen müssen.

Bon dem Ausgangspunkte des gemeinen Rechtes

aus muß aber die Darstellung in die neueren Gesetz

gebungen eingehen, die immer entschiedener in den

Vordergrund rücken werden, je mehr es gelingen wird,

das von ihnen dargebotene reiche praktische Ma-terial

zu beherrschen. Den Inhalt der geltenden Gesetzbücher nur

in der Art äußerlicher Anhängsel an das gemeinrechtliche

Material anzuschließen, das liefert keinen Ertrag. Gemeines

Recht und neueres Recht müssen, ohne völlig in einander aufzu

gehen, unter die Herrfchaft durchwirkender Principien

gebracht und dem entsprechend dargestellt werden. - Wie weit auf

Einzelheiten der neueren Gesetzbücher einzugehen sei, hängt von

der Beschaffenheit dieser Einzelheiten selbst ab. Das Gutdünken

des Darstellers .muß hier einen gewissen freien Spielraum in

Anspruch nehmen.

Uebrigens ist die in der Gegenwart dem Strasrechte gestellte

Aufgabe keine völlig, neue für die Deutsche Jurisprudenz.

Das Deutsche Privatrecht hat längst eine ähnliche Aufgabe

zu erfüllen gehabt. Das Deutsche Staatsrecht läßt das alte

Reichsrecht immer mehr fallen, um das vielgestaltige kon

stitutionelle Recht der zahlreichen' Deutschen Staaten

wissenschaftlich zu behandeln. Selbst das Kirchenrecht, noch

mehr der Civil- und der Strafprozeß, gehen immer leb

hafter, unter Zurückdrängung des alten gemeingültig gewesenen

Mctteriales, auf die mannigfaltig gestalteten Formen der Neu

zeit ein.

Schlägt die Deutsche Strafrechtswissenschaft den bezeichneten

Weg nicht ein, so wird sie entweder in der Alterthumskrä-

merei, oder im Partikularismus ihren Tod finden.
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II.

Quellen des Strafrcchts.

Gewohnheitsrecht.

s- 59.

In allen Rechtseinrichtungen bildet die Gewohnheit eine

äußerst wichtige Kraft. Alle Institute des Staates und des

Rechts werden erst durch die Gewohnheit recht wohlthätig und

fest. Sie verlieren durch dieselbe alles Drückende und,

was noch wichtiger ist, den Schein des Willkürlichen. Der

Schein des Willkürlichen ist aber nirgend sorgfältiger zu ver

meiden, als im Strafrccht. Neue Strafgesetze, die nicht in den

Gewohnheiten des Landes gegründet sind, haben wegen dieses

Scheines des Willkürlichen und Gemachten immer etwas Miß

liches; ihre unwandelbare Gerechtigkeit wird leicht vom Volke

bezweifelt und ihr Ansehen dadurch geschwächt. —

Unter einer Rechtsgewohnheit verstehen wir die Wieder

kehr derselben Entscheidungsart einer Rechtsfrage,

ohne ausdrückliche gesetzliche Bestimmung. Sie geht,

wenn sie juristisch von Bedeutung sein soll, aus dem nationalen

Rechtsgefühle und Rechtsbewußtsein hervor, so daß die Identität

der Entscheidungen nur eine Folge der Identität des Rechtsbe

wußtseins ist.

Zu dem Gewohnheitsrechte gehört auch der Gerichtsge

brauch, der sich thcils auf das geschriebene Recht stützt,

theils als ein unmittelbarer Ausdruck des nationalen Rechts

bewußtseins erscheint, welches bei'm Richterstande nicht untergeht,

sondern erhöhet und geläutert wird.

Nimmermehr kann man im Allgemeinen dem Gewohnheits

rechte die Befugniß zur Ergänzung des Strafrechtes absprechen.

Wo dies geschah, da geschah es aus Mißverständniß, namentlich

«US einer mißverständlichen Auffassung des Satzes: AuIIurn

orimon, rmülr poena, sine leg«, — ein Satz, der eine Ein

schränkung des Gewohnheitsrechtes enthält, dasselbe aber keines

wegs streicht

i Näheres darüber in der Lehre ««in Strafgesetz.
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Römisches und Deutsches Recht stimmen in der Anerkennung

des Gewohnheitsrechtes zusammen ^. Insbesondre leitet daS

Römische Recht die Verbindlichkeit der Rechtsgewohnhciten daraus

ab, daß dieselben ganz ebenso, wie die Gesetze, der Ausdruck

des Volksbewußtseins seiend

L.

Gesetzgebung.

8. 60.

Zielpunkte der Gesetzgebung,

Eine gebildete Nation will ihren Rechtszustand nicht in dem

dunklen Grunde bloßer Gewohnheiten belassen, sondern ihn in

einem klar und verständlich abgefaßten Gesetzbuche vor sich sehen.

Es ist das gute Recht eines jeden Bürgers, die Gefetze, nach

denen er leben soll, kennen lernen zu können.

Folgende Punkte müssen aber bei der legislatorischen Tätig

keit festgehalten werden)

1) Die Gesetzgebung hat kein absolut neues Recht zu

machen. Sie soll nur das durch die geschichtliche Entwickclung

der Nation zur Erkenntniß gekommene Recht aussprechen.

Daher kann man keiner Zeit den Berus zur Gesetzgebung

gänzlich bestreiten; jede Zeit soll nur dasjenige Rechtsbewußtsein

legislatorisch aussprechen, d«s sie hat. Wendet man ein, die

Wissenschaft sei noch im Werden begriffen und man müsse sie

sich erst setzen lassen, bevor eine gediegene Gesetzgebung geliefert

werden könne: so ist dies ein Verweisen aä ealenZas Oraeeas.

Die Wissenschast ist immer im Werden. Kein Gesetzbuch kann

dies Werden der Wissenschaft abschließen wollen; jedes verstän

dige Gesetzbuch sucht vielmehr der Wissenschaft zur freien Fort

entwickelung hinlänglichen Raum zu lassen.

l' OOO. Art. 24. 104. ISö. 215. 218. — 32. Z. 1, 6e legibus.

2 A. a. O. : „Invsterätg, L«nsuetu6« non iivingrit« vustociitur, etkoe

est zu«, <zu«6 äieitur inoribus eonstitutuin. <zuuin ivss,e leges

null«, slig, ex «auss«, nos tsneant, quärn czuoci H u 6 i <: i o v o p u t i rsesvtäo

sunt, rnsrito et s», <zu«,s sine ullo serivto pvpulus nrobävit, tensdunt

orunss; näm c^uiä intsrest, sukkis,Aio povulus voluntätsm susin

öeeläist, s,n rebus ipsis et kaotis?" Aehnlich sagt 1^,. 3S. e«g. : ,,8eä

et es, <zng,s longs, eonsustugine eoioproizät«,«unt,s,c: ver g,nnos vluriinos

«bservats,, velut tg,«its eiviuni oonventio, non minus e», <zus,s

serintä sunt^ura, sei vnntur."
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2) Die Gesetzgebung muß das Hergebrachte soweit als

möglich schonen. Sie darf den Faden der geschichtlichen Ent-

wickclung nicht zerreißen, sondern muß Achtung haben vor den

geschichtlich entstandenen Landessitten. „Was grau vor Alter ist,

das ist uns heilig." Und nicht mit Unrecht ist es uns heilig:

denn was die Kraft in sich trägt, Jahrhunderte und Jahrtausende

zu dauern, das hat auch in der Regel seine tiefere Bedeutung.

Das Hergebrachte braucht gar nicht einmal besser zu sein, als

das Neue. Es verdient schon dann den Vorzug, wenn es auch

nur gleich gut ist. Denn es hat die Festigkeit des geschichtlich

Gewurzelten und den Glauben des Volkes auf seiner Seite.

3) Die Gesetzgebung muß dagegen das Hergebrachte

muthig über den Haufen werfen, sobald die Zeit

augenscheinlich darüber hinaus ist. Der Gesetzgeber darf

sich nicht zu einem stumpfsinnigen Knechte der Vergangenheit

herabwürdigen.

Es ist wahr, daß durch die Länge der Zeit alle bürgerlichen

Einrichtungen erst feste Wurzeln schlagen; aber diese Wurzeln

halten, mit der ihnen eigcnthümlichen Zähigkeit, oft auch solche

Einrichtungen fest, die ausgereutet werden müssen. Hier gilt es,

die Kraft des Alten mit Entschiedenheit zu brechen.

4) Ist bereits eine vollständige Gesetzgebung vorhanden, so

bleibe man auf dem Wege der allmäligen organischen Fort

entwickelung. Die unmerkliche beständige Wirksamkeit der

Wissenschaft, der Praxis und der bloßen Novellengesetzgebung

wird- genügen« das vorhandene Gesetzbuch geraume Zeit brauchbar

zu erhalten, wiewohl Strafgesetzbücher kurzlebiger sind als Civil-

gesetzbücher.

Die Novellengesetzgebung bleibt aber nur so lange rathsam,

als die einzelnen neuen Gesetze, die das Zeitbedürfniß fordert,

in das alte Gesetzbuch hineinpassen und seinen Grundlagen nicht

widerstreben.

Fordert die Zeit Gesetze, welche bis auf irgend ein Princip

der alten Gesetzgebung verändernd hcrabwirken, so muß der

ganze Theil des Gesetzbuches, der auf diesem Principe ruht,

aufgehoben werden.

Und endlich, wenn die Zeit sich mit der ganzen Grundlage

des alten Gesetzbuches nicht mehr befreunden kann, so hat die

Stunde zu einem neuen Gesetzbuchc geschlagen. BloßeFlickerei
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befriedigt dann Niemand mehr und führt überdies zu einer

gefährlichen Verwirrung der Principien. Das ehemals gute Alte

muß dann sterben. Man muß es mit würdevoller Anerkennung

seines WertheS still zu Grabe tragen, dann aber den Zeichen der

neuen Zeit muthig folgen und nicht gegen den Stachel ausschla

gen wollen.

8- «1.

Gemeinrechtliche Gesetze.

1) Römisches Recht.

Zur Zeit des Erscheinens der OOO. war das Römische Recht

bereits im Ganzen als ergänzendes Recht in Deutschland ausge

nommen. Die OLd ist weit davon entfernt, dem Rom. R. diese

aushülfliche Geltung zu bestreiten. Sie hat dieselbe vielmehr

bestätigt^.

In der Justinianischen Compilation finden sich 'überall ein

zelne zerstreute Strafrechtsnormen. Wir werden auf sie

im Laufe dieses Lehrbuches verweisen, so oft eS das Bedürfniß

fordert.

Hier haben wir nur diejenigen Theile des Rom. Rechtskörpers

zu nennen, in denen sich eine zufammenhängendeBehandlung

des Strafrechts findet. Dahin gehören nun

aus den Institutionen die 5 ersten und der

18. Titel des 4. Buches.

Jene 5 Titel handeln hauptsächlich von den «KliAaripnes ex

Seilet«, während der 18. Titel kriminalprozessualischen Inhaltes

ift. — Der- Hauptsitz des Röm. Strafrechts liegt aber in dem

47. und 48. Buche der Pandekten.

Justinian nettnt diese beiden Bücher in der Oonst. Lanta die

Zu« terridiles lidri äs 6elioiis privatis et extraorginariis,

neo Q«n pnblieis erirnirnbus, yui oiuneul eontinent severi-

taten, p«enkdrurll<ius .atroeitatein. Auf Grund dieser Stelle

pflegt man jene Bücher schlechtweg die I^idri terridiles zu nen

nen 2. Sie enthalten im Zusammenhange die eigentliche Haupt

masse des Röm. Strafrechts. — Endlich ist noch hervorzuheben

das 9. Buch des Köder. , ,

1 Vgl. namentlich MO. Art. 104 und w« unter dem kaiserlichen

Recht immer das Römische Recht zu verstehen ist.

2 2. Z. 8. Ooä. äs vetsri Hurs e»uLlss,uäo ; dies ist eben die s. g.

Oonst. I'änts,,

Berner, Strafrecht. 6



82 Zweite Gruppe.

2) Kanonisches Recht.

Auch das Kanonische Recht bildet eine Subsidiarquelle des

gemeinen Deutschen Strafrechts, soweit nicht der eigenthümlich ,

kirchliche Gesichtspunkt die Kanonischen Anordnungen für das

weltliche Recht unanwendbar macht.

Das Christenthum durchdringt und veredelt alle ethischen

Gebiete, also auch das Rechtsgebiet. Seinen Einfluß auf die

Rechtsbildung hat es aber vorzugsweise durch das Medium des

Kanonischen Rechtes geltend gemacht. Am bedeutendsten hat das

Kan. R. auf die Entwickelung der allgemeinen strafrechtlichen

Lehren gewirkt. Die Kan. Normen für die besondren Verbrechen

sind von geringerem Belange.

Der wichtigste Theil des Kanonischen Strafrechts liegt im

fünften Buche der Dekretalen Gregors IX.

3) Deutsches Recht.

Es giebt einige strafrechtliche Reichsgesetz'e, die zum

Theil in Reichspolizeiortznungen, Reichsmünzordnun

gen, Landfrieden, Reichsabschieden und in der Goldenen

Bulle enthalten ,sind i.

Es giebt auch einige strafrechtliche Beschlüsse der Bun

desversammlung, deren an ihrem Orte Erwähnung geschehen

wird. '

Die Hauptquelle des gemeinen Strafrechts ist aber die

Karolin«2.

§. 62.

Neuere Landesgesetzbücher.

Das gemeine Strnfrecht behauptet seine subsidiäre Geltung

1 Die '„in den Neichsgesetzcn vorkommenden Stetten »on peinlichen

Sachen" findet man zusammengestellt bei Gerstlacher, Handbuch derDcnt-

schcn Reichsgesetzc, Theil XI, Seite 2S42 fgg,.

2 Die älteste bekannte Ausgabe der Li^. erschien imHebruar 1533 bei

Ivo Schöffer in Mainz, toi. — Unter den neueren Handausgaben find her

vorzuheben: J.CHr.Koch's Hals- odcrpeinlich'eGerichtsvrdn^KaisexKarl'sV.,

Gießen (S. Auflage 1816, 7te 182«). Schmid, Kaiser Karl's V.P, G. O.,

nebst der Bamberger und Brandenburger H. G.O., zweiter Abdruck, mit de»

beiden Projekten der P. G. O. v. 1521 und 1529, Jena 1836. Besonders die

P. G. O. Kaiser Karl's V., nebst der Bamberger und Brandenburger Halsge-

richtsordn.> nach den ältestenDruckc» und Projekten, von Zöpfl, Heidelb. 1842.

(Vgl. auch Schleuer, zur Tcrtkritik der (M., Leipz. 1854). Mehr oder

minder gute Abdrücke findet man in den älteren Lehrbüchern, z. B. bei

Gärtner, Meister, — und in den Kommentaren. I. S. Fr. v. Böhmer

giebt in seinen Nsäitstiones »6 OOO. außer der P. G. O. auch die Bam

bergische und die Brandcnburgischc Gerichtsordnung.
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noch in Kurhessen, Holstein und Lauenburg, Mecklen

burg, Waldeck, Hessen-Homburg, Reuß älterer Linie,

Schaumburg-Lippe und in den freien Städten.

Selbständige neue Gesetzbücher erhielten dagegen folgende

Lander:

1) Oesterreich.

„Das Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und Ueber-

tretungen, die Strafgerichts-Kompetenzverordnungen und

die Prcßordnung v. 27. Mai 1852, für das Kaiserthum

Oesterreich, kundgemacht unter dem 27. Mai 1852." ES

trat an die Stelle des Strafgesetzbuches v. 3. September

1803. Es erlangte mit dem 1. September 1852 Ge

setzeskraft.

2) Preußen.'

„Strafgesetzbuch für die Preußischen Staaten und Gesetz

über die Einführung desselben, vom 14. April 1851;"

gilt seit dem 1. Juli 1851 im ganzen Umfange der Monarchie,

seit dem 1. Januar 1852 auch in Hohenzsllern. Mit

geringen Aenderungen ist es seit dem 31. März (durch Ges.

v, 5. Febr. 1852) in Anhalt-Bernburg in Geltung.—

Ergänzung des Strafgesetzb. für die Preuß. Staaten,

erster Theil von Wentzel 1851, zweiter Theil von Dabis

1853, dritter Theil von Salm und Schmitz 1853. —

Verzeichniß der neben dem Strafgesetzb. noch gültigen

Gesetze im Archiv für Preuß. Straft. B>>. II. 1854.

Seite 697—712.'

3) Baiern.

'„Strafgesetzbuch für das Königreich Baiern vom 16. Mai

1813, gültig seitdem 1. Oktober 1813." — Anmerkun

gen zum Strafgesetzb. für das Königr. Baiern, auf königl.

Befehl vom 19. Okt. 181-3 herausgeg., München 1813

und 1814, 3 Bände.

4) Oldenburg.

Hier wurde durch Patent v. 10. September 1814 das

Bairische Strafgesetzbuch eingeführt, doch mit mannig

fachen Abweichungen, die durch die spätere Oldenburgischc

Gesetzgebung vermehrt worden sind. Die Gesetzeskraft

des Oldenburgischen Strafgesetzbuches begann mit dem

I. Oktober 1814.

6«
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5) Königreich Sachsen.

Kriminalgesetzbuch v. 30. März 1838, das schon seit 1810

durch Entwürfe vorbereitet wurde. Dazu das wichtige

Gesetz v. 16. Juni 1840, welches durch die in der Praxis

vorgekommenen Zweifel unt> abweichenden Auslegungen

hervorgerufen worden ist. — Jetzt: Strafgesetzbuch für das

Königr. Sachsen vom 11. August 1855, das dem Ge

setzbuch von 1838 zwar eng verwandt ist, aber dennoch

fast keinen Artikel desselben völlig unverändert beibehal

ten hat.

6) Sachsen-Altenburg.

Strafgesetzbuch vom 3. Mai 1841, im Wesentlichen über

einstimmend mit dem königl. Sächs. Strafgesetzbuche v. 1838.

Es hat Gesetzeskraft ftit dem 1. Oktober 1841.

7) Hannover.

Allgemeines Kriminalgesetzbuch für das Königreich Han

nover, gültig seit dem 1. November 1840, verkündet unter

dem 8. August desselben Jahres. Die Strafgesetze des

Kgr. Hannover, zusammengestellt von Brandis, 1854.

8) Württemberg.

Strafgesetzbuch vom 1. März 1839, in Kraft seit dem

15. Mai 1839. Wichtige Aenderurigen eingeführt durch

Gefetz v. 13. August 1849. Entwürfe hatte man schon

seit 1808. Aus der neuesten Zeit verdienen- Beachtung

^ . die Gesetze vom 17. Juli 1853 und vom 14. April 1855.

Ueber diese macht Mittheilungen: Mittermaier, Archiv

1856, Seite 326 fgg.

9) Baden.

Strafgesetzbuch vom 6. März 1845, erst in Wirksamkeit

getreten seit dem 1. März 1851.

10) Großherzogthum Hessen.

Strafgesetzbuch v. 17. September 1841, gültig geworden

mit dem 1. April 1842. Modisicirt gilt es, seit dem

1. Januar 1857, auch in Frankfurt am Main.

11) Braunschweig.

Strafgesetzbuch für das Herzogthum Braunschweig vom

10. Juli 1840, in Kraft getreten mit dem I.Oktober 1840;

ausgezeichnet durch Einfachheit und Bündigkeit; ist seit

dem 15. Februar 1853 von Lippe-Detmold angenommen.
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12) Sächsisch-Thüringische Staaten.

Weimar nahm am S.April 1839 das Königl. Sächsische

Gesetzbuch an. Seit 1850 ist es jedoch, mit den übrigen

Thüringischen Staaten gemeinschaftlich, einen selbständigen

Weg gegangen. Schon seit 1848 und 1849 fanden Vor

bereitungen zu eineM gemeinsamen Thüringischen

Strafgesetzbuche statt. Dasselbe wurde in den einzelnen

Staaten mit besondren Einführungsgesctzen veröffentlicht,

nämlich a) in Weimar -Eisenach, Einführungsgesetz

v. 20. März 18S0, publicut am 20. Apr. 1850, Gesetzes

kraft vom Tage der Verkündung an; b) Schwarzburg-

Sonde rshausen, Einführungsgesctz vom 25. März 1850,

Gesetzeskraft pom Tage der Verkündung an; c)Schwarz-

burg-Rudolstadt, Einführungsgesetz v. 26. Apr. 1850,

Gesetzeskraft vom Tage der Verkündung an; cl) Anhalt-

Dessau mit Kothen, Einführungsgesctz vom 28. März

1850, Publikation vom 24. Juli 1850, .Gesetzeskraft vom

1. Okt. 1850 an, Abänderungen in den Strafarten durch

Gesetz vom 1. Okt. 1853; e) Meiningen, Einfüh

rungsgesetz vom 21. Juni 1850, Gesetzeskraft vom Tage

derVerkündung an; bis dahin galt in Meiningen das hier

mit dem 1. Aügust 1844 eingeführte, nur wenig modi-

ficirte Königlich Sächsische Strafgesetzbuch von 1838;

k) Koburg,^Einführungsgesctz vom 19. Novbr. 1850,

Publikation vom 25. Januar 1851, Gesetzeskraft seit dem

28. Januar 1851; ^) Gotha, Einführungsgesetz vom

23. Decbr. 1850, Gesetzeskraft seit dem 1. Januar 1851;

K) Reuß Jüngerer Linie (mit Gera), Einführungs

gesctz vom 14. Apr. 1852, Gesetzeskraft vom 5, Mai 1852.

O.

Wissenschaft.

s- 63.

Auch die Wissenschaft ist eine Rechtsquelle. Sie weiß den

Weg in die Praxis sehr wohl zu finden, wenngleich sie sich häusig

mit indirekten Einwirkungen begnügen muß. Ihre Kraft treibt

und bildet im Verborgenen, tritt aber auch mitunter in über

raschenden Erscheinungen hervor. Eine wissenschaftliche Erkenntniß

geht oft lange nur im Kreise der Schule von Mund zu Mund;



8« Zweite Gruppe.

plötzlich aber schlägt sie zündend in das Leben ein, es mächtig

umzugestalten.

Die Berechtigung der Wissenschaft, das geltende Recht zu

ergänzen, wird von unserer Karolina überall anerkannt, denn

überall verweiset dies Gesetzbuch an den Rath der Rechtsver

ständigen. Nicht minder haben sich die Gesetzgeber der

Gegenwart überall von der Ungehörigkeit des Bestrebens über

zeugt, den Einfluß der Wissenschaft auf das positive Recht zu

hemmen.

Zur Wissenschaft gehört auch diePhilosophie. Wir rechnen

sie unbedingt zu den Quellen des Recht's, obwohl es zur herr

schenden Unsitte geworden ist, das Gegentheil aufzustellen. Aller

dings, jene Philosophie, die rein s, priori verfährt und nur aus

dem Hirne des abstrahirenden Denkers schöpft, kann als eine

Rechtsqurlle nicht angesehen werden, weil sie sich gänzlich vom

Positiven trennt und nur zu häufig dem Positiven widerspricht.

Wir nehmen aber an, daß die Idee kein Jenseit sei, sondern in

dem Positiven und Wirklichen lebe. Mit dieser realen Idee, d. h.

mit den letzten Principicn des Positiven, hat es die wahre Philo

sophie zu thun; wie sollte sie da nicht als Rechtsquelle gelten?

Tadelnswert!) ist das Streben mancher unserer Gesetzbücher,

vorzugsweise des Bairischen von 1813, sich von der Wissenschast

loszureißen und, was damit zusammenhängt, auch das richterliche

Ermessen auszuschließen. Ein StrafgesetzJuch muß allerdings

mehr enthalten, als bloße Aufzählungen von Verbrechen und

Strafen. Es kann nicht alle Kontroversen der Wissenschast und

den Richtern zur eigenen Entscheidung überlassen. Es muß eine

Menge Streitfragen abschneiden, um - eine gewisse Gleich

förmigkeit in den Strafurtheilen zu sichern, die über dieselben

Gegenstände in demselben Staate gefällt werden. Der Richter

A. könnte sonst heute den SejuS wegen derselben Sache frei

sprechen, für welche der Richter B. den Titius morgen verurtheilt.

Die Folge einer solchen Ungleichheit der Urtheile wäre nothwendig

eine Schwächung des Bolksvertrauens zur Justiz. Aber auch

dies hat seine Grenze; und es giebt eine Reihe von Bestimmun

gen, wie z. B. die über Zurechnung, die der Gesetzgeber fast ganz

der Wissenschaft überlassen muß.

Uebergriffe der Legislation in das Gebiet der Wissenschaft

haben die traurige Folge, daß für die wissenschaftliche Bearbeitung
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des Gesetzbuches Nichts geschieht. Sobald der Gesetzgeber, mit

gewaltthätiger Hand, auf dem wissenschaftlichen Gebiete seine

Satzungen aufbauet, so kann die Wissenschaft hier nicht mehr der

wahren Natur der Sache zur Geltung verhelfen; sie verstummt

deshalb i.

Die Wissenschaft und die wissenschaftlichen Entscheidungen

der Gerichte müssen die lebendige organische Umgebung des Ge

setzbuches werden; sie müssen der beständige Lcbensathem der

Rechtspflege sein, wenn dieselbe nicht in Mechanismus und

Lethargie versinken soll.

i Vgl. Mittermaier, über de» neuesten Zustand der Krimlnalgesetz-

gebung, 1S25, Seite «2 fgg. 89 fgg.
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Hülfsftudien und Litteratur.

I.

Hülfsftudien.

Wegen seiner umfassenden Vielseitigkeit uttd seines Eingreifens

in alle Gebiete des Lebens, muß daö Strafrecht, mehr als andre

Wissenschaften, auf eine Reihe, von Hülfsftudien verweisen.

Darunter sind-folgende die wichtigsten:

s- 64.

Naturwissenschaften.

Hierher gehören Chemie, Physik und Physiologie,

besonders aber die gerichtliche Medicin (Meäi«iQg. korensis),

welche die medicinisch-naturwissenschaftlich'en Kenntnisse, die zur

Aufklärung und Entscheidung von Rechtsfragen nöthig sind, zu

einem systematischen Ganzen zusammenzufassen suchte

i Hünefeld, die Chemie der Rechtspflege, 1832. Klose, System der

aerichtl. Physik, 1814. — Metzger, System der aerichtl. Arzneiwissensch. 17SS,

2. Ausg. 1798, 3. Ausg. 1805. Fahner, vollst. System der ger. Arzneiwiss.

17S5—180«, 3 Bde. Müller, Entwurfder ger, Arzneiwissensch. 1796—1802,

4Bde. Roose, Grundriß medicin. jurist, Vorlesungen, 1802. Masius,

' Lehrb. der ger. Arzneikunde für Rechtsgelehrte, 2 Theile, 181« und 1812.

Wtldberg, Handb. d. g. A. 1812. Henke, Lehrb. d. g. M. 1812, 1«. Aufl.

1841. Bernt, syst. Handb.d.g.A. 1813, 2. Aufl. 1818, 3te 1828. Wende,

Handb. der ger. Medicin, 1. Th. 1819, 2. Th. 1821, 3. Th. 1822, 4. Th. 182S,

5. Th. 182S, 6. Th. 1832, der letztere nach des Verf. Tode, mit einer Vorrede

von Kühn. Meckel, Lehrb. d. g. M. 1821. Masius^ Handb. d. g. A.,

Bd. 1. 1821—1823, Bd. 2. Abth. 1. 1823, Bd. 2. Abth. 2. nach des Verf. Tode

1831. Wildberg, Lehrb. der g. A. 1824. Wildberg, Lehrb. der medi-

cinischen Rechtsgelehrsamkeit, 182S. Niemann, Taschenbuch d. g. A. 1827.

Wagner, Anleit. zur g. A. 1833. Siebenhaar, encyklopädisches Handb.

d. g. A., 1. Band 1837, 2. Band 184«. Burdach, gerichtsärztliche Arbeiten,
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. 8-65.

Ethische und sociale Wissenschaften. ' .

Außer der theoretischen und praktischen Moral, der Rechts

philosophie und den verschiedenen Staatswissenschaften,

ist hier besonders hervorzuheben die Statistik, die in der

neueren Zeit ihre Berechnungen mit glänzendem Erfolge auf das

sociale und das moralische Gebiet ausgedehnt hat. Sie zeigt

uns, in welchem Maße der Hang zu Verbrechen nach den ver«

schiedenen Altersstufen, nicht minder nach der Verschiedenheit der

Geschlechter steigt und fällt; wie die Art und die Zahl der Ver

brechen genau mit den socialen und natürlichen LandesverlM-

nissen zusammenhängt, so daß namentlich eine Aenderung in den

socialen Verhältnissen sofort eine Aenderung in der Art und der

Zahl der Verbrechen zur Folge hat. So giebt sie dem Gesetz

geber, der die socialen Verhältnisse zu regeln vermag, eine

gewaltige Handhabe.» Denn allerdings kann der Gesetzgeber,

mit Hülfe der Kriminälstatistik, die Zahl der Verbrechen verrin

gern, sobald er sociale Maßregeln trifft, die auf die Massen

wirken

Z. 66.

Psychologische Wissenschaften. .

Die allgemeine Psychologie ist für das Strafrecht von

weit geringerer Bedeutung, als die freilich noch sehr junge Wis

senschaft der Kriminalp'sychologie. Letztere ist- nicht reine

Psychologie, sondern eine eigenthümliche Anwendung des

18S9. Friedrejch, Handb. der gerichtsärztlichen Praris, 1843. Schür

mayer, gerichtl. med. Klinik, 1844 und 1845. Lsvsrä, Nguusl pratique

öslklecleeius IsA»,Is, 1843. i°ävl«r, smänual okrasälsäl^urisprugsuee,

1S44. Bergmann, Lehrbuch der M. F. für Juristen, 1846. Orkila,

1rs,ite üs Nsgseiu« IsAsIe, 4« sg. 1847, 4 vol. Krahmer, Handb. d. g.

M. 1851. Lrisucl st OKaucle, Klsuusl eomplst 6s Kls'clssiiis Is'ßäls,

1852. OsvsrZis st OsKaussv ile Rodesourt, Nsässius legale,

tke'origue et prati^us, 3m« ^g. 1852, 3 Vol. Krahmer, Handb. zc., 1852.

Böcker, Memoranda der gerichtl. Medicin, mit besondrer Berücks. der neueren

Deutschen, Preuß. und Rhein. Gesetz«. 1853 und 1854. Schürmayer,

Lehrb. der ger. Med., 2. Aufl. 1855. Ca «per, Handbuch der gerichtlichen

Medicin; thanatologischer Theil, mit einem Atlas von neun colorirten Tafeln,

Berlin 1857.

i Mit großem Scharffinne sind die Grundsätze dieser Wissenschaft, von der

die Zukunft vielleicht den ausgedehntesten praktischen Gebrauch machen wtrd,

angebahnt bei Hu 6 te Ist, Du svsteine sosiäl et cies Isis c^ui 1s rsZisssut,

?äris 1848.
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Psychologischen auf das Ethische, weshalb denn auch

Psychologie und Ethik in ihr fast beständig mit einander ver

schmelzen

Ein reicher Born fließt der Kriminalpsychologie in dem Stu

dium merkwürdiger Rechtsfälle^. Der psychologische Werth

dieses Studiums ist besonders hoch veranschlagt worden von

Schiller. „Man erblickt hier den Menschen in den verwickeltsten

Lagen, welche die ganze Erwartung spannen und deren Auflösung

der Divinationsgabe des Lesers eine angenehme Beschäftigung

giebt. Das geheime Spiel der Leidenschaft entfaltet sich hier vor

unseren Augen, und' über die verborgene Jntrigue, über die

Machinationen des geistlichen sowohl als des weltlichen Betruges

wird Mancher Strahl der Wahrheit verbreitet. Triebfedern, welche

sich im gewöhnlichen Leben dem Auge des Beobachters verstecken,

treten bei solchen Anlässen, wo Leben, Freiheit und Eigenthum

auf dem Spiele stehj,, sichtbarer hervor^ und so ist der Kriminal

richter im Stande, tiefere Blicke in das Menschenherz zu thun.

Dazu kommt, daß der umständlichere Rechtsgang die geheimen

Bewegursachen, menschlicher Handlungen weit mehr in's Klare

zü bringen fähig ist, als es sonst geschieht; und wenn die. voll-

1 Unergiebig für das strafrechtliche Studium sind manche der neueren psy

chologischen Schriften, denen es vorzugsweise auf die Systematik ankommt.

Dagegen liefern die empirische Psychologie von Schmidt (1791), so wie

Jak«bsErfahrungsseelenlehre(i797), auch Kant 's Anthropologie in pragma

tischer Hinsicht (179? und 18««) manchen schStzenswerthen Ertrag. Dasselbe

gilt, obschon nicht immer in gleichem Maße, von den Schriften Erdmann's,

Rosenkranz'«, 'Schubert's und George's (18S4). Völlig ungenießbar,

mit Ausnahme einzelner schöner Stellen, ist aber die Anthropologie von

Steffens. — Für die Kriminalpsychologie insbesondre hat anregend gewirkt

Schaumann, durch seine,, Ideen zu einer Kriminalpsychologie," Halle 1792.

Seitdem sind manche schötzenswerthe Arbeiten erschienen: H,ofbauer, die Psy

chologie in ihren Hauptanwendungen auf die Rechtspflege, Halle 1808.

Weber, Handb. der psychischen Anthropologie, mit vorzüglicher Rücksicht auf

das Praktische und auf die Strafrechtspflege, 1828. Frredreich, Handb. der

gerichtl. Psychologie, 182S, 2. Aufl. 1842. Sehr viel bleibt noch zu thun übrig.

2 Die Osusss oslsdres von t?it«,vs,1; die Annale« von Klein,

Hitzig, Demme und Schlutter, welche inSgesammt ein fast ununterbrochen

fortlaufendes Ganzes bilden, bieten hier reichen Stoff. Außerdem: Feuer

bach, merkwürdige Kriminalrechtsfälle, 1. und 2. Band, 1808 und 1811. Statt

dieser später Desselben aktenmäßige Darstellung merkw. Verbrechen, 2Bde,.

1828 und 1829. — Für das eigentlich Juristische sind namhaft zu machen,

neben zahlreichen älteren Arbeiten, die Kasuistik des Kriminalrechts »onOsen-

brüggen, 1854 , und T e m in e ' s Archiv für die strafrechtlichen Entscheidungen

der obersten Gerichtshöfe Deutschlands, 1854, 1855, Auch Der Gerich ts sa al.

Zeitschr. für «olksthüml. Recht, von Jagemann seit 1849, fortgesetzt seit

18S3 von Arnold, Hye und Schwarze,
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ständigste Geschichtserzählung uns über die letzten Gründe, über

d'ie wahren Motive oft unbefriedigt läßt, so enthüllt uns oft ein

Kriminalprozeß das Innerste der Gedanken und bringt das ver

steckteste Gewebe der Bosheit an den Tag/".

§.67.

Geschichtliche Wissenschaften.

Für die Erkenntniß der geschichtlichen Entwicklung des Straf

rechtes ist die allgemeine Rechtsgeschichte und die Sittenge

schichte bedeutsam 2. Einen großen Aufschwung hat in der

neueren Zeit das vergleichende Rechtsstudium genommen,

welches die verschiedenen geschichtlich gewordenen Rechte neben

einander hält, uns dadurch zeigt, was in unserem eigenen Rechte

das Allgemeingültige und was das Nationaleigenthümliche fei,

und uns an dem Beispiel der fremden Rechte lehrt, unser eigenes

Recht vollkommener zu gestaltend Philologische Kenntnisse

der mannigfachsten Art sind dem Kriminalisten unentbehrlich.

Die Italienische, Englische und Französische Litteratur

bieten ihm reiche Schätze, welche nur durch ein «/läufiges Ver-

ständniß der betreffenden Sprachen eingesammelt werden können.

Für das gemeine Recht ist die Kenntniß des Lateinischen und

des mittelalterlichen Deutsch von Belang/.

1 Schiller, merkwürdige Rechtsfälle, als ein Beitrag zur Geschichte der

Menschheit, 2 Bde, 17S2, in der Vorrede des ersten Bandes.

2 W achsmuth, Europäische Sittengeschichte,' Leipzig seit 1831.

s Mittermaier und ZachartS, Zeitschrift für Rechtswissenschaft und

Gesetzgebung des Auslandes, Heidelberg seit 1829; jetzt von Mittermaier,

Mohlund Warnkönig, 27 Bde 1854. — Ein großes und universelles Unter

nehmen ist: ^I.Onbo^s, Histoirs äroit «riminel öss psnples snoisns,

?sris 1845; Listoire clu äroit oriminsl öss psuplss ra«6srnss, 1854.

4 Es ist hier auf dieselben Werke zu verweisen, die in den Lehrbüchern über

Rom., Kan. uiü> German. R. genannt werden. Für die OM. dient beson

ders : W»I «K, Lll«ss«,r!urn ivtsrprstätionl OOO. inssrvisns, 1790. Die/

Werk bildet, nebst den Kommentaren vonBohmer und Kreß, das wichtigste

Auslegungsmittel derOOO. Xrss«, tZorQmsnt. su<:oir>«t«,iiiMOär«Ii V.,

«6. <^us,rta 1744. ^s«. ?riä. äs LosKirisr, Nsäitätionös in

177«. — In manchen Strafsachen ist wichtig die Kenntniß der eigenthümlichen

Gaunersprache. Dafür: Grolman, Wörterb. der in Deutsch!, übliche»

Spitzbubensprache, 1822, Von Train, Wörterb. der Gaunersprache,

183S. '
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II. . '

Litteratur.

s- 68.

Litterarische Hülfsmittel.

Aeltere Werke über Litteratur des Strnfrechts: Gruber,

Versuch einer Bibliothek des Deutschen peinlichen und Lehnrechts,

1,788. Blümner, Entwurf einer Littera/ur des Kriminalrechts,

in systemat. Ordnung, 1794. Brunn er, Handb. der Litteratur

der Kriminalrechtswissenschaft, 1804. Böhmer, Handb. der

Litteratur des Kriminalrechts, 1816. — Diese Bücher, unter

denen das von Böhmer das beste ist, müssen als veraltet

betrachtet werden. Sie sind theils unvollständig, thcils unvoll

endet geblieben, überhaupt aber den Anforderungen der Gegen

wart nicht entsprechend.

Neuere: Kappler, Handbuch der Litteratur des Kriminal

rechts und dessen philosophischer und medicinischer Hülfswissen-

schaften, 1838. Mehr als 1200 Seiten in Lerikonformat. Die

seit 1800 erschienenen Bücher und Abhandlungen, nach dem

System des Feuerbachischen Lehrbuches, fast vollständig ange

führt; aus der älteren Litteratur aber eineAuswahl getroffen. —

Nimmt man hierzu das , an Cilaten reiche Lehrbuch des Römisch-

Deutschen Strafrechts von Wächter, TH.I. 1825, TH.II. 1826,

oder auch die sorgfältig mit Litteraturangaben ausgerüsteten

Handbücher von Tittmann und Henke, und die 14. Ausgabe

des Feuerbächischen Lehrbuches von Mittermaier: so hat man

einen im GanzeK ausreichenden Ueberblick der bis 1847 erschie

nenen strafrechtlichen Litteratur. Für die letzten Jahre können

litterarische Angaben geschöpft werden aus den Mittheilungen

Mittermaiers in den letzten Jahrgängen des Archives des

Kriminalrechts, und Goltd'ammers, im Archiv für Preußisches

Strafrecht. Daneben sind die verschiedenen kritischen Zeit

schriften zu benutzen. Sehr verdienstlich sind die fortlaufenden

Ueberblicke über die Litteratur in dm Jahrbüchern der Rechts

wissenschaft von Schletter.

s- 69.

Gemeinrechtliche Lehr- und Handbücher.

Lehrbücher: (Aäsrtner, InstiwtionOs ^'ur. crim., 1729.
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I^eminsrioK, 8^n«p8is Mr. orim., 1733, 3. eäit. 1777.

ks. 8. ?r. 6s L«eKin«r> Dlementa MrisM«6. vrim., 1733,

6. eclit. 1794. Ln^au, Llenieiita Mi', «rim., 1738, 7. e6it.

1778. OK. ?r. O. Äleister, prilloipi«, Mr. «riin.^ 1755,

5. eöit. 1780. I^ooK, Institutiones Mr. erim., 1758, 9. eäit.

1791. ?uettma,nll, Wemenw Mr. erim., 1779, 2. eüit. von

Liener 1802. rsao. ?r. Deister, prinoini«, Mr. «rim.,

1789, 5. eäit. 1811. Stelzer, Lehrb. des Deut. Kriminalr.,

1793. Klein, Grundsätze des gemeinen Deut, und Preuß.

Kriminalr., 1796, 2. Ausg. 1799, wichtig als ein Rechtslehrer,

der die gemeinrechtlichen Grundsätze mit denen des Preuß. land-

rechtl. Strafrechts in Verbindung bringt. Grolman, Grundsätze

der Kriminalrechtsw., 1798, 4. Aufl. 1825. Tittmann, Grund

linien der Strafrechtswissensch., 1.800. Feuerbach, Lehrbuch des

gem. peinl. R., 1801, 14. Aufl. von Mittermaier 1847, Aufl.

von Mönstadt und Osenbrüggen, mit einem kritischen Kom

mentar, 1855. Salchow, Lehrb. des gem. positiven peinl. R.,

mit besondrer Rücksicht auf das Preuß. R., 1«07, 3. Ausg.

1823. Dabelow, Lehrb. des gem. Deut, peinl. R., 1807.

Henke, Lehrb. der Strafrechtswissensch., 1815. Martin, Lehrb.

des Deut. gem. Kriminalr., 1820, 2. Aufl. 1829. Roßhirt,

Lehrbuch des Kriminalr., nach den Quellen des Deutschen gem.

R. und mit besondrer Rücksicht auf die Darstellung des Rom. R.,

1821. Wächter, Lehrb. 2 Th., 1825 und 1826; ohne vollstän

digen Text, daher, trotz seines sonstigen Werthes und seines

Umfangcs, doch mehr Grundriß.als Lehrbuch. Abegg, System

der Kriminalrechtsw., 1826; ein Grundriß, mit einem Anhange

von Beweisstellen. Bauer, Lehrb. der Strafrechtswissensch'., 1827,

2. Aufl. 1Z33. .Klenze, Lehrb. des gem. Straft., — ein Grund

riß mit einer guten Auswahl von Quellencitaten. Heffter,

Lehrb. des gem. Deut. Kriminalr., 1833, 5. Aufl. 1855. Abegg,

Lehrb. der Strafrechtsw., 1836. Marezoll, das gem. Deut.

Kriminalr., als Grundlage der neueren Deutschen Strafgesetz

gebungen, 1841, 2. Aufl. 1847, 3. Aufl. .1856.

Handbücher: Quistorp, Grundsätze des Deut, peinl.. R.,

2TH., 1770, 6. Aufl. in 3TH. von Klein, Konopat und Roß,

1810—1821, ein 4. Theil mit Nachträgen von Roß 1828.

Kleinschrod, syst. EntWickelung der Grundbegriffe :c. 3 Th.,

1794—1796. Salchow, Darstell, der Lehre von Verbrechen
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und Strafen nach gemeinen Rechten, 2 Bde, 1804 und 1805.

Tittmann, Handb. der Strafrechtsw., 4 Bde, 1806—1810,

2. Aufl. in 3 Bänden, 1822—1824. Schröter, Handb. des

peinl. R., 1818; unvollständig. Henke, Handb. des Kriminalr.,

4TH. 1825—1839. Wirth, Handb. der Strafrechtsw., 3 Bde,

1823; unvollendet. Jarcke, Handb. des gem. Deut. Straft.,

4 Bde, 1827—1839. Luden, Handb. des Deut. gem. und

partikular. Strafrechtcs, erster Band 1847; unvollendet, Kostlin,

System des Deutschen Strafrcchts, Allgemeiner Theil 1855.

8- 70.

Neuere partikulcirrechtliche Litteratur,

Zusammenfassende Darstellungen der neueren Deutschen

Strafgesetzbücher: Häberlin, Grundsätze des Kriminalr. nach

den neuen Deut. Strasgesetzb. 4 Bände, 1845—1849. Jage

mann, Kriminallerikon, 1853. > -

Darstellungen einzelner Partikularrechte: Für Oesterreich:

Gochnat, Oesterreich. Strasgesetzb. Erl. v. einem prakt. Juristen,

1852. Hye, das Oesterreich. Strafgesetz zc., 1853. Herbst,

die grundsätzl. Entscheidungen des k. k. obersten Gerichtshofes

über zweif. Fragen des Straft., 1854. Herbst, Handb. des allg.

Ocsterr. Straft., 1855. Frühwald, Handb. des Oesterr. Straft.,

1855. — Für Preußen: Goltdammer, Materialien zum

Strasgesetzb., 2 Th., 1851 und 1852. Beseler, Kommentar,

1851. Temme, Glossen zum Strasgesetzb., 1852; derselbe,

Lehrbuch des Preuß. Straft., 1853. Grass und Rönne, das

Strasgesetzb. :<., nebst Ergänzungen und Erläuterungen durch

Gesetzgebung und Wissenschaft, 1853, 2. Aufl. 1855. Hahn,

Erläuterungen und Novellen zum Strasgesetzb., 1854; derselbe,

Strafgesetzbuch und Gesetz vom 14. April 1856, Berlin 1856.

Hälschner, das Preuß. Strafrecht, Th, I. Geschichte, 1855.

Lanz, Präjudizien und Novellen zum Preuß. Straft., 1856.

Oppenhof, das Strasgesetzb) :c., erläutert aus den Materialien,

der Rechtslehre und den' Entscheidungen, des K. Obertribunals,

1856. Lossow und Dockhorn, Strasgesetzb. 1856. — Für

Baiern: Gönner und Schmidtlein, Jahrbücher der Gesctzg.

und Rechtspfl., 3 Bde, 1818 fgg. Scuffert, Blätter f. Rechts-

anwend., seit 1836. Arnold, im Archiv des Kriminalr. 1843,

1844. Sitzungsberichte der Bairischen Strafgerichte, seit 1850.
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Dollmann, die'Gesetzgeb. des Kgr. Baiern, mit Erläuterungen,

seit 1852. Zeitschrift für Gesetzgeb. und Strafrechtspflege im

Königreich Baiern, I.Band 1855, Erlangen. — Für dasKönigr.

Sachsen: Günther, die neuen Kriminalgesche, 1838.. Groß,

Kriminalgesetzb., 1838. Krug, Studien zur gründl. Ausleg.

des Strafgesetz»., 1839, 2. Aufl. 1848. Weiß, Kriminalgesetzb.

1841, ,2. Aufl. 1848. Held, Siebdrgt und Schwarze, Neue

Jahrbücher für Sächsisches Straft., seit 1841. Schafftath,

Grundwissenschaft des Rechts, 1841 und 1842. Schwarze, im

Archiv des Kriminalr. 1853. Jetzt: Krug, Kommentar zum

Strafgesetz», vom 11. Aug. 1855, Leipzig bei Voigt und Günther,

1855; derselbe, das Strafgcsetzb. zc. mit Erläuterungen, 1855.

Wächter, das K. Sächsische und das Thüringische Strafrecht,

1857. — Für Hannover: Schlüter, Strafgesctzb. mit Anmcrk.

1842. Leonhardt, Kommentar, Bd. I. 1846, Bd. II. 1851.

Bothmer, Erörterungen und Abhandlungen aus dem Gebiete

des Hqnnov. Kriminalr., 3Bde, 1843 fgg. Grefe und Klencke,

Magazin für Hannoversches Recht, seit 1850. Seit dem Tode

Klcncke's wird diese Zeitschrift von Düring und Wachsmuth

herausgegeben, unter Mitwirkung von Grefe, Hassel, von der

Wense und Behncke, hochgeachteten Praktikern. — Für Wür-

temberg: Hepp, Kommentar, 3 Bde, 1839—1843. Huf

nagel, Kommentar, 3 Bde, 1840—1844; derselbe, das Straf

gcsetzb. zc. 1845. Sarwey, Monatsschrift für Württembergische

Justizpflege. — Baden: Thilo, Strafgesetzb. :c., 1845. Brauer

und Jagemann, Erläuterung der neuen Strafgesetzgebung,

1846, 1847. Daneben die von Hohnhorst herausgegebenen

Jahrbücher des Oberhofger. zu Mannheim, und die Anndlen

der größh. Badischen Gerichte. — Großh. Hessen: Breiden

bach, Kommentar, 1842—1844, 2 Bde. Bopp, Handb., 1851.

Emmerling, Sammlung der Entscheidungen, 1855. — Kur-

Hessen: Ritter, Handb. zur Kenntniß der Strafbestimmungen,

1842.«Pfeiffer, prakt. Ausführungen, 1825. Strippelmanu,

bemerkenswerthe Entscheid., 1842. Neue Entscheid., 1852.

Heuser, Entscheidungen, 1845, 6 Bde. Kersting, das Straf

recht in Kurhessen, 1853. Heuser, syst. Handb. des kurhess.

Straf- und Polizeirechts, 1853. — Braunschweig: Ausgabe

des Strafgesctzb. mit den Motiven der Regierung und Erläu

terungen aus den ständischen Verhandl., 1840. Görtz, Samm
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lung der vom Kassationshofe des Herzogth. Br. entschiedenen

Strafrechtsfälle, 1853. Auch Scholz III., Abriß der Gesetze

und deö Verfahrens in Strafsachen, 1841. — Thüringen:

Wochenblatt für Strafrcchtsvflege in Thüringen. Herausgegeben

v. Reinh. Schmid, Weimar 1851, 1852. I.Band. Blätter für

Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, unter Mitwirkung von

Emminghaus, Heerwart und Heimbach, herausgegeben von

Rcinh. Schmid, Jena 1854. Bd. I.z unter Mitwirkung eben

derselben Bd. II. 1855, herausgegeben von Hotzel. Wächter,

das Sächsische und das Thüringische Strafrecht, 1857.

Sehr lehrreich, um sich über die neueren Strafgefetzbücher zu

orientiren, ist: Osenbrüggen, die Kommentare zu den Deut

schen Strafgesetzbüchern, in der kritischen Zeitschrift für die

gesammte Rechtswissenschaft, Band II, Heidelberg 1854, Seite

268 fgg.

Die Strafgesetzbücher der Schweiz, die denen Deutschlands

eng verwandt sind, hat bearbeitet Temme, in seinem Lehrbuch

des Schweizerischen Strafrechts, Aarau 1855.

Die Strafgesetze >für Schleswig hat herausgegeben Schütze:

Sammlung der Schleswigschen Strafgesetze (Sainlill^ ak gs

SIesviAsKe straöelove), Kopenhagen 1856.
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Allgemeiner Theil.

8. 71.

Verhältniß des allgemeinen und des besondren Theils,

Eintheilung des allgemeinen Theils.

Der allgemeine Theil handelt von dem Verbrechen, der

Strafe und der Bestrafung als Gattungsbegriffen, also von

wahrhaften Allgemeinheiten. Der besondre Theil handelt

von den Verbrechen, ihren Strafen und Bestrafungsweisen als

Arten; er stellt den Besonderungsprözeß jener Allgemein

heiten dar.

Die empirische Betrachtung geht von dem wahrgenom

menen Einzelnen aus, abstrahirt daraus die Arten und kommt

.zuletzt zum Allgemeinen. Bei der wissenschaftlichen Dar

stellung wird dagegen die empirische Betrachtung als bereits

vorangegangen vorausgesetzt; es wird bei ihr angenommen, daß

an den Einzelheiten die gemeinsamen Merkmale, durch welche

sie sich zu Arten und zuletzt zu Gattungsbegriffen zusammen

schließen, schon wahrgenommen worden- sind- Nur von dem

Begriffe der Gattung aus kann man die Arten, nur. von dem

Begriffe der Arten aus kann man das Einzelne wissenschaftlich

beherrschen. Darum macht die wissenschaftliche Konstruktion mit

dem Allgemeinen den Anfang. Es ist demnach mit dem allge

meinen Theile zu beginnen. —

Die Eintheilung des allgemeinen Thciles ist sehr einfach:

Das Verbrechen ist das Erste, ohne welches eine Strafe

gar nicht möglich wäre.

Es fordert Strafe. Es trägt selbst die Strafe als eine

Bcgriffsfordcrung in sich. Diese vom Verbrechen selbst gefor

7« '
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derte Strafe bildet den zweiten Gegenstand des allgemeinen

Theiles.

Das Dritte ist die Verwirklichung und Positivirung

jener Begriffsfvrderung, welche in ein Strafgesetz ausgenommen

und durch die Rechtspflege ausgeführt wird, sofern nicht

andre Ereignisse, namentlich Begnadigung, Verjährung,

oder der Tod des Verbrechers, die Bestrafung ausschließen.



Erstes Buch.

Das Verbrechen.

Von-dem inneren organischen Bäu der Lehre vom Verbrechen

sind abzusondern, und darum einleitungsweise (als s. g.

Präkognoscenda) zu behandeln: Begriff und Eintheilungen

des Verbrechens. Hieran knüpft sich drittens eine historisch

dogmatische Erörterung über den s. g. Thatbestand, die uns

Gelegenheit zu einem Ueberblicke über das ganze erste Buch

geben wird.

I.

Begriff des Verbrechens.

72.

Definition:. Verbrechen nennen wir diejenige Spccics un

sittlicher Handlungen, durch welche der Einzelne sich gegen den

allgemeinen Willen- auflehnt, indem er entweder ein öffentliches

oder privates Recht, oder auch Religion und Sitte, sofern der

Staat der beiden letzteren zu seiner eigenen Erhaltung bedarf,

angreift. Zur Strafbarkcit des Verbrechens gehört Bedrohung

durch ein Strafgesetz (NuIIum crioaeri sine le^s). Das Grenz-

Verhältnis! des Verbrechens zum Civilunrecht ist schon im §. 36

bestimmt worden i.

Analyse der Definition:

1) Das Verbrechen wurde zuerst bezeichnet als eine Speeles

des Unsittlichen., Wären in einer Gesetzgebung unschuldige

oder gar wahrhaft sittliche Handlungen bedroht, so würde dies

ein Verstoß gegen das Begriffsmäßige sein.

i Ausführt. Erört. im Sinne dieses I: Berner, Begriffdes Verbrechens,

im Archiv des Kr, 1s4g, Seite 442 fgg.
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Es kann indeß allerdings eine an sich unschuldige Handlung

unter gegebenen gesellschaftlichen Verhältnissen erst zu einer

Unsittlichkcit werden. Der Gesetzgeber muß manche Handlung

bedrohen, die nicht unbedingt unsittlich ist, deren Unsittlichkeit

vielmehr nur darin besteht, daß man dadurch unter den gege

benen Umständen eine bürgerliche Pflicht verletzt. — Wir

können unter den Verbrechen bedingt und unbedingt unsitt

liche Handlungen unterscheiden. Unbedingt unsittlich sind

z. B. Mord, Diebstahl, Ehebruch; bedingt unsittlich 4st dagegen

das Tragen verborgener Waffen, das Betteln n. Handlungen

der letzteren Art erscheinen meistcnthcilS erst dann als unsittlich,

wenn die Obrigkeit sie im Interesse der bürgerlichen Ordnung

glaubt verbieten zu müssen. Alsdann aber sind sie auch in der

That unsittlich, weil derjenige, der sie verübt, sich gegen die

bürgerliche Ordnung versündigt.

2) Die Unsittlichkeite'n, die wir als Verbrechen betrachten,

müssen ferner Handlungen sein.

Nicht alle Unslttlichkeiten sind Handlungen. Auch der inner

lich gebliebene böse Witte ist schon eine Unsittlichkcit. Aber

niemals kann -er ein Verbrechen sein. Zum Verbrechen gehört

ein Hinaustreten des Willens in die Außenwelt, — Hand

lung.

3) Diese Handlung richtet sich entweder gegen ein Recht,

oder gegen Sitte und Religion.

Ein Recht. Dies braucht indeß nicht das Recht eines Ein

zelnen, ein bloßes Privatrccht, zu sein. Auch die Familie, die

Korporationen, das Publikum, der Staat haben Rechte, die

Gegenstand eines verbrecherischen Angriffes sein können.

Die meisten Verbrechen sind nun freilich Rechtsverletzungen.

Es giebt indeß auch Verbrechen gegen Religion und Sitte.

Hier entsteht die Schwierigkeit, die Verbrechen von den bloßen

Irreligiositäten und Unsittlichkeiten zu unterscheiden.

Verletzungen der Religion und Sitte sind allerdings im

Allgemeinen keine Verbrechen. Es bekundet einen sehr niedrigen

Bildungsgrad, wenn der Staat ohne Unterschied alle Rechtsver

brechen, so wie alle bloßen Jmmoralitätcn und Irreligiositäten

straft. Das ist ja der Standpunkt der orientalischen Staaten,

die niemals die Kinderschuhe abgcthan haben und bei denen

deshalb Recht und Moral mit der Religion verschwimmen.
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Jndcß auch der gebildetste Staat muß sich mehr oder weniger

auf Religion und Sitte stützen. Insoweit ist die Verletzung

von Religion und Sstte ein Angriff auf den Staat, auf die

Grundfesten der bürgerlichen Ordnung, also Verbrechen. So

finden wir in unseren Strafgesetzbüchern Drohungen gegen

Unzuchtsverbrechen, die keine Rechtsverletzungen sind, — des

gleichen gegen die Gotteslästerung. / .

Es gicbt hiernach einerseits strafbare und andrerseits nicht

strafbare Religions- und 'Sittenverlctzungen. Die Grenzen

der Strafbarkeit werden auf diesem Gebiete vom Staate weiter

ausgedehnt oder enger zusammengezogen in dem Maße, als

Staat und Kirche sich bereits weniger oder mehr getrennt haben,;

denn je mehr beide noch verschmelzen, desto mehr straft man auch

bloße Unsittlichkeiten und Irreligiositäten; und umgekehrt: je

mehr beide aus einander treten, desto mehr beschränkt sich der

Staat auf die Bestrafung der Rechtsverletzungen.

Wie aber die vollständige Trennung von Staat und Kirche

eine unerreichbare Abstraktion ist: so kann auch der entwickeltste

Staat der Religion und Sitte seiner Angehörigen nicht ent

behren; denn dies würde eine absolute Vollendung des Staates

als, solchen .voraussetzen, während auf dem Gebiete der Endlich

keit, — der Zeit, des Raumes und unvollkommener Menschen, —

Nichts absolut vollendet sein kann. Darum wird auch die gebil

detste Gesetzgebung noch Strafdrohungen gegen Verletzungen der

Religion und Sitte enthalten müssen.

4) Alle Verbrechen, welchen Namen sie auch tragen mögen, —

sei das unmittelbare Objekt der Verletzung ein öffentliches oder

privates Recht, sei es die Sitte o.der die Religion, — sind Ver

letzungen des allgemeinen Willens, Verletzungen d,es Staa

tes, den wir als den Leib des allgemeinen Willens bezeichnen

können; Verletzungen des Gesetz.es, in^welchem der allgemeine

Wille formell ausgesprochen ist. Der Staat ist die Grundlage

aller Rechte; er gewährleistet sie, steht- für sie ein und wird durch

ihre Verletzung mit verletzt. Die Verletzungen von Religion

und Sitte sind aber gerade nur deshalb und nur soweit Ver

brechen, als in ihnen zugleich eine Verletzung des Staates

enthalten ist. — —

Die beiden Grundformen aller Verbrechen sind Gewalt

und Trug. Auf diese beiden Prototypen lassen sie sich fätnmtlich
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zurückführen; sie werden entweder gewaltsam oder trügerisch

verübt. Dem entsprechend sagt schsn Cicero Ot?. I. 13:

„Duoizus rn«6is öt injuria, s,rit vi, «.rtt krause."

Sowohl Trug als Gewalt sind aber Zwang; Zwang ist der

gemeinsame Grundcharakter, den wir im Hintergrunde der Gewalt

und des Truges erblicken. Auch der Trug ist ein Zwang, der

gegen den Willen des Andren geübt wird, obwohl dieser Andre

es selbst nicht weiß und nicht glaubt; der Zwang ist da, tritt

aber nicht offen hervor. Gewalt tst ein Zwang, der selbst den

Schein des Rechtes abwirft; Trug ist nicht minder ein Zwang,

nur ein solcher, der in der Maske des Rechtes cinhergeht^.

II.

Eintheilungen des Verbrechens.

Z. 73. .. ^/

Aeltere Eintheilungen.

Römisches Recht.

Als Delicto puK1i«Ä (Orimiris, oder ' Oriirnnki. puKIica)

bezeichnet das spätere Rom. R. diejenigen Verbrechen, die, weil

sie nach der Rom. Auffassung das öffentliche Interesse ver

letzen, von jedem Bürger mit der Kriminalklage Ooousati«

piiblioa) verfolgt werden konnten ^. Die Oeliota. privat»

(auch schlechtweg velict«,) verfolgt nur der Verletzte, und zwar

civilprozessualischs.

Deliota «räinaria, oder IsZiriing, sind die durch einel^ex

bedrohten Verbrechen, bei denen das alte Verfahren mit Volks

richtern stattfand; extraoräinaris, die, welche auch ohne I^«x,

meistens nach bloßer Gewohnheit ^ und nach richterlichem Gut-

> Ueber die Bedeut. von Gewalt und Trug: Hegel/ Rechtsph. §. 87 fgg.

Ueber die Ausdehnung des Verbrechensbegriffes auf Verbrechen gegen Re

ligion und Sitte sind die einschlagenden Lehren im Besondren Theile

dieses Lehrbuches zu Vergleichen,

2 Inst. IV. 18. 1 : ,, public«, <Ii<:tg, sunt, <iuoä «uivis SR poprrlo sxe-

eutio sorniri plerurmjus ds,tur."

s Die Eintheil. ist vorwiegend prozessualisch, deshalb aber keineswegs

gleichgültig gegen das innere Wesen der Verbrechen. Birnbaum, Archiv des

Kr. Bd. VIII. S, SSö fgg. Geib, Geschichte des Rom. Kriminalprozesses,

Leipzig 1842, Seite 401 fgg. Rein, Kriminalrecht der Römer, «eite 10« fgg.

t „Kloribus." 1,. 3. M-, 0. äs visovär.
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dünken ^ gestraft wurden, und deren Aburtheilung nur Beamten

oblag, unter Ausschließung der Volksrichter l^uäioeZ).

Oeliota oäpitälis, sind die mit einer poens, oapitgli8,

Oeliotg, iioii «apitaliä die mit einer bloßen poen«, existima-

tioms bedrohten Verbrechens

Die Einthettung in Oeliota Mris gentium und Oelicts,

Mrls oivilis, fast ganz ohne praktische Bedeutung, ruht auf dem

bekannten Gegensatz des ^us gentium zum ^us «Ivile.

Aus der 1^,. 2. O. 6e re militari hat die Theorie, durch Ver

allgemeinerung, die Eintheilung in Delietg, ««mmuniä und

Oeliotg, proriria entnommen^. Unter den eomimmig, versteht

man diejenigen Verbrechen, die von Jedem verübt werden kön

nen; unter den proprio diejenigen, die man nur vermöge eines

besondren Standes- oder Dienstverhältnisses begeheyzkann

(s. g. Standesverbrechen, Amtsverbrechen, Dienstverbrechen).

Kanonisches Recht.

Je nachdem für ein Verbrechen nur das geistliche, oder nur

das weltliche, oder sowohl das geistliche als das weltliche Gericht

zuständig war, nannte man das Verbrechen ein Del. e«ele-

siastionm, ein D. s«,eoulare, ein D. mixtum seu mixti

k«ri 4.

Deutsches Recht.'

Im älteren Deutschen Rechte sind peinliche Verbrechen die

mit Strafen an Hals und Hand, unpeinliche die mit Strafen

an Haut und Haar bedrohten^. In der Karolina heißen un

peinlich die mit einer bloßen Privatstrafe zu ahndenden Ver-

1 ,,^.6 sxsVplurn legis." 1^. 7. §. S. O. «,<! leg. ^ul. ms^. Bisweilen

freilich auch nach kaiserlichen Verfügungen und nach Senatsbeschlüs

sen. Z^,. 1. 4. ö. §, 1. 2. O,. 8. 0. üs extrsorS. «i-im.

2 Zu den poVriäs espitslss gehörten alle Todesstrafen, die ssrvitus

voeväe und die cieportsti«. 1^. 23. z>r. O. <ls poev. Die poenss usr> es,-

pitsles sind: körperl. Züchtigung, opus pudlieum auf Zeit, Relegation,

Infamie, Absetzung, Geldstrafe. I.. 28. §. 1. 0. sog.

s 2. I). üs rs militsri, (49, 1ö): „Nllituin gsliot«, »ut proprig,

sunt, ÄV>t vura osteris ««rainuiiiä; u»6s psrssöutio sut proprio, g,ut

ooivniuvis sst, proprium militsrs est 6sU«tuir, , <^uö<! Huts uti rniles

»ckroittit."

^ Als Oel. eoelesisst!««, galten Häresie, Apostasie, Schismatisireu und

Simonie. Als Oeliets, rnixti fori betrachtete man Meineid, Blasphemie,

Hcrerei, Magie, Ehebruch und Zinswucher. LosKiuer, >Ius ee«t. ?r«t.

tom. V. »6 üb. V. Oscrst. tit. X. §. 1 und 2. - Richter, Lehrbuch des kathol.

und evangei. Kirchenr.. 1842, §. 20S—207.

s 8sp.II. Art, IS. III.Art, 3.
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brechen. Alle übrigen Verbrechen — alle Verbrechen auf die eine

öffentliche Strafe gesetzt ist — heißen in- der OlüO. peinliche.

In der späteren Praris und Landesgesctzgebung nannte

man häusig peinlich diejenigen Verbrechen, über die die eigent

lichen Kriminalgerichte entschieden, unpeinlich die, deren Abur-

theilung den Civilrichtern, oder auch bloßen Verwaltungsbehörden

überlassen wurdet

s- 74.

Neuere Eintheilungeir.

Die Doktrin untcrscherdet Staats- und Privatverbrechcn,

Rechts- und Polizeiverbrechen, gesetzlich ausgezeichnete und ein

fache Verbrechens leichte und schwere (Isvia, atrooi«., ätrooissima)

Verbrechenz endlich Oeliota iaoti zzsrinaneiitis und 5a,oti rrans-

euntis, je nachdem das Delikt Spuren hinterläßt oder nicht.

Bios formale Verbrechen, im Gegensatz zu den gegen bestimmte

Objekte gerichteten materialcn, giebt es nicht, da die s. g. ver

brecherischen Formen der Gewaltsamkeit und des Truges nicht

für sich, sondern nur in der Richtung gegen bestimmte Objekte,

als Verbrechen auftreten könnend

In der neueren Gesetzgebung hat die an das Französische

Recht sich anlehnende Eintheilung in Verbrechen, Vergehen und

Uebertretungen eine durchgreifende Wichtigkeit erlangt. Nach

Französ. R. sind Oim«8 die mit entehrender oder Lcibcsftrafe,

Oelits die mit Gefängniß über 5 Tage bis zu 5 Jahren oder

mit Geldbuße über 15 Franken, (Hoiitraveiitioiis die mit höchstens

i OM. Art. 1.04, 113, 138. — Art. 104: „peinlich straff an leben,

ehren, leib oder glidcrn,"

e Vgl. schon Vu,rp2«v, prsot, rsr. «rim. I>. III. <Zu, 1«g.5lr. 31—36,

abgedruckt bei Jarcke, Handb. I. Seite IIS. Anmerk. Die Unterscheidung

Peinlicherund bürgerlicher Vergehen hat Aufnahme gefunden «i das Straf

gesetzbuch Badens von 1845, K. 1. Eine Erklärung dieser Begriffe giebt

das Strafgesetzbuch nicht; doch führt Z, 1« als peinliche Strafen an: Tod,

Zuchthaus, Dienstcntsctzung; wogegen im Z. 33 die bürgerlichen

Strafen angegeben werden, als Festung, Arbeitshaus, Gefängniß, Dienst

entlassung, Entziehung des Gewerbebetriebs, Geldstrafe, Konfiskation einzelner

Gegenstände und gerichtlicher Verweis,

« Gesetzlich ausgezeichnet heißt ei» Verbrechen, wenn das Gesetz für

dasselbe besondre Bestimmungen giebt, die von de» für diese Vcrbrcchcnsart auf

gestellten gesetzlichen Regeln abweichen. Sind jene besondren Bestimmungen

strenger als die Regeln, so heißt das Verbrechen ein qualificirtes, sind sie

milder, ei» privilegirtes. '

4 Die irrige Einthcil. i» mritcriale und forma-le Verbrechen liegt dem

besondren Thciledes trefflichen Abegg'schen Lehrb. zu Grunde.
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15 Franken oder 5 Tagen Gefängniß bedrohten Straffälle; erstcre

werden vön den Schwurgerichten, die andren von den Zuchtpoli

zeigerichten und die letzten von den einfachen Polizeigerichten

abgeurtheilt. Wenig abgeändert findsn wir diese Eintheilung

in dem Preußischen Strafgesetzbuche, und zwar in der Eintheilung

in Verbrechen,. Vergehen und Übertretungen, wieder.

Nach der natürlichen Gedankenordnung bekommt das Ver

brechen seine Charakteristik nicht durch die Strafe, sondern umge

kehrt erhält die Strafe ihre Charakteristik durch das Verbrechen,

dessen bloße Folge sie ist. Die eben mitgethcilte Drcithcilung

leitet aber die Charakteristik der Verbrechen (im weiteren Sinne)

aus dem Maße der Strafe ab. Wenn dies aus dem rein straf

rechtlichen Gesichtspunkte eine Verkehrung der Sache genannt

werden müßte, so rechtfertigt es .sich doch aus dem prozessualischen

Gesichtspunkte, für den die Eintheilung berechnet ist, indem sie

eine haarscharfe Abgrenzung der Zuständigkeitsverhältnisse bewir

ken soll. Ohnehin sind in der scheinbar nur äußerlichen Einthei

lung auch tiefexe Unterschiede enthalten. Im Ganzen nämlich

kann man gleichstellen die Verbrechen den entehrenden, die Ver

gehen den nicht entehrenden Verletzungen der Rechtsordnung;

die Uebertretungen aber den Verletzungen der Polizeiordnung.

Von, dieser tieferen Auffassung ist man namentlich bei der Ab

fassung des Prent). Strasgb. ausgegangen^.

i „Ganz folgerecht hat man dies Princip freilich nicht-durchführen könne»;

die Todesstrafe ist ja nur ausnahmsweise entehrend, und die s.> g. Einschließung

ist es nie. Auch hat das praktische Bedürsniß dazu gcnöthigt,' bei bloßen Ver

gehe», die Untersagung der, bürgerlichen Ehrenrechte aus Zeit zuzillassen."

Beseler, Kommentar, SeiteSSfgg. Man hat aber doch jene» tieferen Thn-

lungsgrund so weit festgehalten, als es ausführbar schien. — Nach Preuß, R.

st»d s,) Verbrechen mit Todesstr., Zuchthausstr., oderEinschließung von mehr

als 5Jahren, K) Vergehen mit Einschließ, bis zu 5 Jahren, mit Gefängniß

von mehr als 6 Wochen, oder mit Geldbuße Son mehr als SVTHalcrn, «) Uebcr-

tretun g en.mit Gefängniß bis zu 6 Wochen, oder mit Geldbuße bis zu 5« Thci-

lern bedroht. Das Balrifchc Strafgcfetzb. von 1813 legt Gewicht auf den

Unterschied von Verbrechen und Vergehen. Beide Ausdrücke finden sich

auch in d.cn Gesetzbüchern von Württemberg und Darmstadt, jedoch ohne

daß ihnen weitere Folgen beigelegt werden. Hannover erklärt ausdrücklich,

daß. der Ausdruck „Verbrechen" auch die leichtere» Strafgesetzwidrigkeite»

umfasse. Oesterreich imterschcidet Vcrbrech en, Vergehen und Ueber

tretungen. Ucbcr lue Eintheilung der Verbrechen »ach dem neuen Strafge

setzbuch« Sachsens vgl. Wächter, Sächsisches Strafncht 18S7, Seite 23«fgg.

Neb er andre Eintheilungcn des Verbrechens in den neuere» Gefetz-

büchern vgl. denBesondren THeil, §. 148. dieses L«hrb.
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III. . .

Ueberblick über den Thatbeftand.

8- 75.

Thatbcstcmd heißt der Inbegriff der Merkmale des. Ver

brechens^. Die Merkmale dc5 Verbrechens als Gattungs

begriffes bilden den allgemeinen, die Merkmale einer

Verbrechensart den besondren Thatbeftand.

Man theilt die Merkmale eines Verbrechens in wesentliche

(essentialia), gewöhnliche (naturalis) mrd zufallige l>««iZen-

talia). Nur die wesentlichen gehören zum Begriffe und

Dasein des Verbrechens; doch üben die gewöhnlichen und

zufälligen einen Einfluß auf das Strafmaß.

Will man über den allgemeinen Thatbeftand, der das eigent

liche Thema des ganzen ersten Buches ist, einen Ueberblick

gewinnen, fo hat man davon auszugchen, daß das Verbrechen

Handlung ist. Alles was man sonst noch vom Verbrechen

aussagt, sind nur Prädikate, die man der Handlung, als dem

Subjekte, beilegt. Der Begriff der Handlung muß daher das

feste Knochengerüst sein, welches die Gliederung der Lehre vom

Verbrechen (oder vom allgemeinen Thatbcstande) bestimmt.

Das Verbrechen, als Handlung, setzt nun voraus 1) ein

Subjekt, von dem die Handlung ausgeht, 2) ein Objekt, auf

welches die Handlung gerichtet ist, 3) ein Mittel, durch welches

das Subjekt auf das Objekt wirken könne. — Dies wird der

Gegenstand eines Ersten Titels sein.

Subjekt, Objekt und Mittel sind noch, nicht die wirkliche

Handlung, sondern nur die Bedingungen dazu. Sind aber

diese Bedingungen vorhanden, so kann der verbrecherische Wille

des Subjektes das Mittel ergreifen und sich durch dasselbe an

i Das alte Wort für Thatbeftand ist Oorpus äsüctl. Es findet sich Wohl

zum erste» Male bei ?g,ririg,oius, Varia« qnssstiones et eominunes

opinionss, 1S81. Klein hat dafür den Deutschen Ausdruck,, Thatbeftand"

erfunden, in den Grunds, des pcinl, R. 17S6, I. 68. Man bezeichnete damit

anfänglich die äußeren Spuren eines Verbrechens, auch wenn man die Person

des Verbrechers noch nicht kannte,. Die Bedcut. des Wortes war vorwiegend

prozessualisch. Dem Thatbcstande setzte man die Thäterschaft gegen

über..— Die heutige Wissenschaft ist sich des unauflöslichen Zusammenhanges

von Thatbeftand und Thäterschaft bewußt geworden, betrachtet deshalb die

Thäterschaft als einen Thcil des Thatbestandcs selbst und sieht von dem pro

zessualischen Ursprünge des Wortes Thatbeftand ganz ab.
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dem Objekte verwirklichen. — Dies der Gegenstand eines Zwei

ten Titels.

Die verbrecherische Handlung braucht endlich gar nicht immer

nur von Einem Subjekte auszugehen. Es können sich mehrere

Subjekte zur VerÜbung zusammenschließen: Mitschuld

oder Theilnahme am Verbrechen, — der Gegenstand eines

Dritten Titels.

Erster Titel.

Subjekte, Objekte und Mittel des Verbrechens.

I.

Von den Subjekten.

,
^> .

-

Menschliches Subjekt.

Z. 76.

Eine verbrecherische Thätigkeit kann nur ausgehen von einem

menschlichen Subjektes » '

Ob auch juristische Personen Verbrechen begehen und

deshalb gestraft werden können, ist eine alte Streitfrage.

Allerdings sind der Staat, die Gemeinden, die Korporationen,

die Stiftungen :c. Nichts Weniger als bloße Lustgebilde; allein

die ihnen beigelegte Persönlichkeit ist und bleibt eine bloße Rechts

dichtung, da wahre Persönlichkeit nur im einzelnen Menschen, lebt.

Das angebliche Verbrechen einer juristischen Person ist in Wahr

heit nur ein Verbrechen derjenigen lebendigen Personen, die für

sie gehandelt haben. Der blos fingirte Wille einer juristischen

Person, wäre ohnehin außer Stande, den Strafzwang zu empfin

den. Ist von den Mitgliedern oder Vertretern einer juristischen

Person ein Verbrechen beschlossen worden, so gilt dies strafrecht

lich nur als ,ein Beschluß derjenigen Einzelnen, die wirklich

zustimmten.. Dasselbe gilt auch von der Ausführung ^.

1 Barbarischer Wahn finstrer Zeiten schrieb auch Thieren die Fähigkeit zur

Begehung von Verbrechen zu. Vgl. Grimm, Deut. Rechtsalterth., 2. Ausg.

I8S4> Seite 6S4 fgg,

2 Merkwürdiger Weise haben bedeutende Germanisten der neuesten Zeit,
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Kann endlich ein ganzes Volk ein Verbrechen verüben?

Der Wille eines Volkes kann mit der Vernunft, also mit

dem wahrhaften allgemeinen Willen, im Widerspruche stehen.

Er kann gleichzeitig auch dem Gesetze, also dem formell allge

meinen Willen, widersprechen. , Allerdings kann demnach die

That eines ganzen Volkes eine Nationalschuld sein^.

Eine solche That aber gehört nicht vor ein Kriminalgericht,

sondern nur vor den Richterstuhl der Weltgeschichte. Ucber-

dies würde die strafrichterliche Bcurtheilung auch hier sich auf die

schuldigen Einzelnen beschränken und sich nicht auf das Volk

als Ganzes beziehen können.

L.

Zurechnungsfähigkeit.

s- 77-

Zur Zurechnungsfähigkeit, d'. h. zur strafrechtlichen Verant

wortlichkeit, ist erforderlich 1) Selbstbewußtsein, 2) Bewußt

sein der Außenwelt, 3) ein entwickeltes Pflichtbewußtsein.

Der Mensch wird nicht zurechnungsfähig geboren. Er gelangt

zur Zurechnungsfähigkcit erst durch einen längeren Entwickclungs-

gang. In seiner ersten Lebenspcriode ermangelt er noch des

Selbstbewußtseins und nicht minder des Bewußtseins der

Außenwelt^. Ja selbst wenn er die Außenwelt bereits in

ihren Einzelheiten erfaßt, versteht er doch nicht deren ursäch-

wie namentlich Beseler und Bluntschli, sich wieder der veralteten Ansicht

zugewendet. Beseler, System des D. Privatr. Bd. I, 1847, Seite 349 sqq.

B luntschli, Deut. Privatr. Bd. I, 1833, Seite 10S fgg. Darin freilich haben

sie Recht, daß sie die juristische Persönlichkeit nicht von der bloßen Willkür der

Staatsbehörden ausgehen lassen wollen. — Ziegler, dieVcrbrechensunfähig-

keit juristischer Personen, 1852. Seit dem Bairischen Strafgesetzbuche von

1813 (Art. 49) ist von der Gesetzgebung die Frage, ob juristische Per

sonen Verbreche» verüben können, überall verneint worden. Vgl.

Hepp, Kommentar zum Württembergischen Stfgb, I. Seite 104. Brei

denbach, Kommentar zum Großh. Hessischen Stfgb. I. Seite ö«3. Vgl.

Strafgesetzbuch für Darmstadt .Art. 44, wo ausdrücklich gesagt wird, daß,

wenn die Mehrheit oder Gesammtheit einer Gemeinde oder.Körperschaft eine

strafbare Handlung begehe, nur die einzelnen schuldigen Mitglieder zu strasen

seien. In Preußen hielt man eine solche Bestimmung für überflüssig. Vgl.

Goltdammer, Materialien I. S. 332.

! Ein VerühmterAusspruch hierüber bei Fichte, Naturrecht, Bandl, 1796,

Seite 222.

2 Er sagt von sich nicht „Ich," sondern bezeichnet sich selbst mit seinem

Namen. Und die Welt der Dinge ist für ihn eine magische, traumartigc.
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lichen Zusammenhang und vermag daher die Wirkungen

seines Thuns nicht vorherzusehen. Weit spater noch kommt er

erst zu dem erforderlichen Pflichtbewußtsein, zu derjenigen

sittlichen Reife, die bei der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

vorauszusetzen ist.

Es fragt sich, wann diese Reife erreicht werde und wann mit

hin die Zurechnungsfähigkeit beginne?

Innere Anlagen und äußere Umstände können diesen Zeit

punkt bald mehr bald weniger beschleunigen. Wenn sich hiernach

freilich nicht unbedingt positiv angeben läßt, wann die Zurech

nungsfähigkeit erreicht sei, so läßt sich doch negativ bestimmen,

wann sie noch nicht als erreicht zu betrachten sei.

Dem Kinde, im juristischen Sinne des Wortes, ist die straf

rechtliche Zurcchnungsfähigkeit schlechthin abzusprechen. Was

Kinder wissen, wissen sie meistentheils nur auswendig, ohne es

inwendig ergriffen zu haben. Namentlich gilt dies von den

Pflichtbegriffen und sittlichen Wahrheiten^. '

Nach Rom. R. kann der Irckans nie gestraft werdend

Außerdem verordnet das Rom. R. Folgendes: Ob der Mensch

in dem Zwischenräume von der Inlanti», 'zur ?ubertas (also vom

7. bis zum 14. Jahre) zurechnungsfähig sei, hat das richterliche

Gutdünken, nach der Natur des vorliegenden Falles, zu entschei

den^. Bei dieser Entscheidung soll nicht blos auf die Ent

wicklung des Thäters, sondern auch auf den Charakter des

Verbrechens gesehen werden, weil man die Strafbarkcit mancher

Verbrechen schon in früheren, die andrer erst in späteren 'Jahren

begreift 4. Nach erreichter Pubertät findet das jugendliche Alter

nur ynter besondren Umständen Berücksichtigung^.

Nach Ka'n.on. R. soll der Unmündige milder als der Erwach-

! Rousseau: „Das Kind beha.lt die Worte; die Begriffe prallen

ab."

2 1^,. I2.D. sc! leg. Ooru. cls sie „Inf«,ns vsl Luriosns, si Kominem

oesiöei int , leZs Lornelig, non tensntur." — 1^. s. Z. 2. O. »6 leg: ^nil.

» Das Röm. R. .hält die Zurcchnungsfähigkeit des Impnbss füt wahr

scheinlich «der unwahrscheinlich, je nachdem er ^>udert«,ti proximns oder in-

tsntiss proximus ist. 1 1 1. p. 6s rsgul. Mr. Auch (Zs,ius III, 20s. —

§. 18. Inst, lls odÜA. sx gslict. ' .

4 1^. 22. pr. D. scl Isg. Lorn. üs ts,1s.' 1^. 1. <üo6. äs käls«, monetg,.

1^. S. Ooä. SÄ IgK. (Zorn. <I« si«.

b 1^. 37. S. 1. II. gs minor. s4, 4): „In äsiiotis minor »»vis XXV von

msrstur in integrum isstitutiouem, utio^ns strovioribus: nisi czuatsnus

iutsrclura rnisersti« sstätis sä msäiosrem riosuämzugiLem agclnxsrit."
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jene gestraft werdend Dasselbe verordnet die P. G. O., ohne

jedoch irgend eine Vermuthung für die Zurcchnungsfähigkeit der

Impnderes aufzustellend Die gemeinrechtliche Praris pflegt

bei Unmündigen nur Züchtigung, nicht Kriminalstrafe, eintreten

zu lassend

Die neueren Gesetzbücher betrachten fast sämmtlich ein

bestimmtes Jahr als den Anfangspunkt derZurechnungssähigkeitd

Dagegen verordnen das Franz. und das Preuß. R., daß bei

Personen unter 16 Jahren die Beurtheilung der Zurechnungs

fähigkeit den Richtern oder Geschworenen oblieget Diese Be

stimmung enthält nicht eine unumstößliche Vermuthung für die

Zurechnungösähigkeit von Personen über 16 Jahre, so daß unbe

denklich Freisprechung eintreten muß, wenn der Thäter, der das

16. Jahr überschritten hat, nicht „mit Unterscheidungsvermögen"

gehandelt Haid

O.

Zurechnungsunfähigkeit.

8- 78.

Zurechnungsunfahigkeit wegen zurückgebliebener

Entwickelung.

Taubstummen kann man die geistige Entwicklungsfähigkeit

1 L. 1. X. cks gelivtis pusror : „ Husmvis in iis nou its, ut in m»>

joribusj punisllclg, vIÄeäntur."

2 «OO. Art. 164, 179.

>s Kleinschrsd, Grundbegriffe, Th. II. S«ite 136. Namentlich aber

Tittmann, Handb. Bd. I. z. 122. (2. Ausg.)

^ Baiern (1813) das 8te; Oesterreich das lote, jedoch mit eigenthüm-

licher Behandlung der zwischen dem loten und 14ten Jahre begangenen Ver

brechen (§§.2, 237 und 269); Württemberg das 1«te; Königr. Sachsen,

(1838), Hannover, Großh. Hessen, Baden, Thüri-ngen das I2te;

Braunschweig das14teJahr; Sachsen 18SS, das I4te Jahr, nach Art. 87.

Eine unbedingte Präsumtion der Zurechnungssähigkeit knüpft sich

an diese gesetzlich bestimmten Anfangspunkte nicht, Wohl aber Ist für die Zeit

vor Erreichung jener Anfangspunkte eine unbedingte Präsumtion straf

rechtlicher Zurechnungsunfähigkcit aufgestellt, so daß während dieser

Zeit nie öffentliche Strafe, sondern nur häusliche Züchtigung möglich ist,

wobei eine obrigkeitliche Mitwirkung oder Aufsicht stattfinden kann.

Württemberg Art. 95, Braunschweig K. 3« und Detmold behalten sich

gegen die wegen Zurechnungsunfähigkeit straffrei bleibenden Kinder , .Polizei-

licheB^sserungsmittel," „polizeilicheMaßregeln" vor; Sachsen

18SS, Art. 89, spricht von Unterbringung in einer Er^iehungs- oder

Besserungsanstalt, sofern diese Maßregel durch die Umstände geboten

erscheint.

» LocZepLvsI, art. 66, 67. Preuß. Strafg. Z. 42, 43.

« <ÜK«,uvss,u et L^lis, IKsoris «oäe p6oäl, Zme vgitior,, ?aris
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nicht schlechthin absprechen. Es handelt sich bei ihnen nur darum,

ihnen geistige Einflüsse auf andrem Wege als durch das Gehör

zuzuführen; und die neueren Taubstummenanstalten haben diesen

Weg gefunden. Es sind daher unterrichtete und ununterrichtete

Taubstumme zu unterscheiden. Ununterrichtete sind nie zu

rechnungsfähig. Unterrichtete können den nöthigen Ent-

wickelungsgrad erreicht haben. Jndeß bleibt auch ihr Zustand

meistentheils ein svlcher, daß man ihnen eine ähnliche mildere

Behandlung, wie sie jugendlichen Verbrechern zu Theil wird,

schuldig ist. Ihre Gedankenwelt bleibt immer mit einem Nebel

umwölkt und, ihre Gemüthsstimmung neigt zu Mißtrauen, zu

Eifersucht und zu Ausbrüchen des Zornes ^.

Blödsinnige können nie die für die Bestrafung vorauszu

setzende geistige Entwicklung erlangend Sie haben allerdings

Selbstbewußtsein unt> Bewußtsein der Außenwell, wenngleich

Beides oft im höchsten Grade abgestumpft ist. Immer aber fehlt

ihnen die zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit erforderliche sitt

liche Reife.

8- 79.

Vorübergehend aufgehobene Zurechnungsfähigkeit.

Ein gewöhnlicher Affekt verringert zwar die Strafbarkeit,

hebt jedoch die Zurechnungsfähigkeit nicht auf; die Beherrschung

1852, loms I, p»AS 457 : „ I^es pre'soinptlons e'tädlies p»r lä loi relative-

ment «, I'Ägs cle l'seeuss' n'sulsvent poiut »ux ^uges Is 6r«it äs pro-

«lämer czus I'äLLuss' g, «gi saus cliseernemsnt, et (ie I'äbsouäre <zuel

<zue soit son äße." , '
1 Deutsche Litteratur bei Kappler, Seite 36«, 3S1. Vgl. auch die in

den ZZ. 64 und 66 dieses Lehrb. angef. Schriften. , Außerdem OKs.uvss,n

liiid U elig, a. a. O. Seite 464 fgg. und Ortolsn, Llölnevts, Seite 132 fgg.

Manche unserer neueren Gesetzbücher, z. B. Preußen und Württem

berg, erwähnen der Taub stummheit nicht besonders, sondern überlassen es

dem Richter, die Zurechnungsunfähigkeit hier aus den allgemeinen Grund

sätzen zu folgern. Andre, z„ B. Darmstadt 37, Baden 77, auch schon

Baiern 1813, Art. 121, sprechen ausdrücklich die ZurechnungSunfühigkeit der

nicht gehörig unterrichteten und entwickelten Taubstummen aus.

2 DerBlödsinn istgewöhnlichangeboren. Er kann aber auch nachträg

lich entstanden sein, namentlich durch Ausschweifungen, entnervende Krankheiten

und hohes Alter; iFnosvitur stisi» Ki», qui setste clekeeti, sunt, sagr

3, §. 7. I). »cl 8e. 8!lan., Vgl. «O«, Art. 17». Vom Blödsinn ist

wchl zu unterscheiden bloße Dummheit und Stumpfsinnigkeit. Die

Gesetzbücher für Baden 75. Darmstadt37 und Hannover 83 bezeichnen

den v ölligen Blödsinn als Aufhebungsgrund der Zurechnungsfähigkeit. Es

sollten aber wirklich Blödsinnige immer wie Kinder behandelt und

der bloßen Zucht überlassen werden.

Verner, Strasrccht. 8
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seiner Affekte ist dem Menschen möglich und ist seine sittliche,

Aufgabe. Wohl aber bringt der höchste Grad des Affektes

den Menschen in einen Zustand verdunkelten Bewußtseins, wo er

weder die ihm obliegenden Pflichten, noch die Folgen seines

Thuns zu überdenken vermag, mithin zurechnungsunfähig ist'.

Schlaf, Schlaftrunkenheit und Nachtwandeln rauben

dem Menschen vorübergehend das Selbstbewußtsein und das Be

wußtsein der Außenwelt, an deren Stelle eine Traumwelt tritt.

Sie sind daher gleichfalls Zustände der Zurechnungsunfähigkcit^.

Wiefern dem Trunkenen seine Thaten zugerechnet werden

können, ist eine sehr bestrittene Frage. Die neuesten Gesetzgebun

gen geben darüber keine genügenden Aufschlüsse^. Die Doktrin

aber darf der Beantwortung einer praktisch so bedeutsamen Frage

nicht ausweichen.

Es kommt darauf an, welchen Grad die Trunkenheit

erreicht hatte, und ob sie durch den Thäter selbst schuld Haft

herbeigeführt wurde. Das Letztere ist bei der Trunkenheit

gewöhnlich der Fall und unterscheidet diesen Zustand wesentlich

vom Affekt und namentlich von den Schlaszuständen.

1) Die Trunkenheit ist eine unvollständige.

Wurde die unvollständige Trunkenheit absichtlich durch

den Thäter herbeigeführt, um ihm den zum beschlossenen

Verbrechen nöthigen Muth zu geben, so bleibt sie ohne allen

Einfluß auf die Zurechnung. Es liegt ein aus der Absicht des

Thäters hervorgegangenes und als solches zu strafendes Ver

brechen vor.

In allen andren Fällen bleibt bei der unvollständigen

^ Diese Wirkung kann namentlich durch einen Anfall des Zornes oder

Schreckes herbeigeführt werden. Berner, Jmputationsl. Seite 116 fgg.

Ueberall hat die Gesetzgebung eine gewisse Scheu gehabt, den

Affekt für einen Aufhebungsgrund der Zurechnungsfähigkeit zu

erklären. So wurde bei der Preußischen Gesetzgebung geltend gemacht:

,, wisse der Zornige einmal, daß er wegen Handlungen, im höch

sten Grade des Zornes begangen, nicht bestraft werden könne, so

werde er um so weniger einen Grund haben, diesem Affekte zu

widerstehen." Vgl. Leonhardt, Kommentarl. S. 370. Breidenbach,

I.S.507. Goltdammer, Materialien I.S. 353, 354.

2 Ausführlicheres in.derangef. Jmputationslehre, S. 144—152. D ärm

st ad t, Art. 38.

s Oesterreich §. 2, Preußen §. 40, Baiern (1813) Art. 121, Sachsen

sl838) Art. 67, Hannover Art. 84, Württemberg Art. 36, Gr. Hesse»

Art. 37, Braunschweig §. 30, Baden §. 75, 76, Thüringen Art. 62,

Sachsen 1855, Art. 87.
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Trunkenheit, mag sie verschuldet oder unverschuldet entstanden

sein, insoweit Zurechnungsfähigkeit übrig, als der Trunkene noch

seiner Vernunft mächtig war; und es ist möglich, daß die That ,

nicht blos als eine kulpose, sondern sogar als eine dolose,

namentlich als eine in impetu verübte', gestraft werde.

.2) Die Trunkenheit ist eine vollständige.

War die völlige Trunkenheit in der Absicht des dann wirklich

verübten Verbrechens vom Thäter herbeigeführt worden, so läßt

sich zwar die Möglichkeit,, das Verbrechen als ein absichtliches

zu strafen, nicht bestreiten; doch wird man hier allemal mit der

größten Behutsamkeit verfahren und genau ermitteln müssen, »ob

die That wirklich ein Ausfluß des im nüchternen Zustande gefaßten

Beschlusses sei 2. ' " -

Bei unverschuldeter völliger Trunkenheit findet gar keine

Zurechnung statt.

Für die verschuldete völlige Trunkenheit ist Folgendes als

Regel aufzustellen:

Ist das in der verschuldeten völligen Trunkenheit begangene

Verbrechen nicht blos als ein doloses, sondern auch als ein

kulposes bedroht: so muß es dem Thäter als ein kulposes zuge

rechnet werden. Man kann und soll nämlich die Trunkenheit, als

einen gefährlichen Zustand, vermeiden. Thut man dies nicht, so

liegt hierin eine subjektive Kulpa. So lange dieselbe zu keiner

Rechtsverletzung führt, unterliegt sie keiner Kriminalstrafe. Hat

sie aber eine Rechtsverletzung, deren Möglichkeit im noch nüchter

nen Zustande vorausgesehen wurde oder wenigstens vorausgesehen

werden konnte, zur Folge: so tritt sie damit in die Objektivität,

auf den Rechtsboden, und fällt dem Strafrichter in die Hand.

Ist das in der verschuldeten völligen Trunkenheit begangene

Verbrechen nur als ein doloses bedroht, so kann der Thäter

1 1^,. 11. §. 2. O. ösposn.: ,,llupetn <lsliu^uitur, euiu per ebri-

etäteva sä manus g,ntjA terrum vsnitur."

2 B air. (1813) Art, 4«, Sachs. (1838) Art.S7, Würt. Art. 97, Hanno».

Art. 84, G. Hess. Art. 38, Thü ring. Art. 62. — Erklär, der Möglichkeit einer

Fortwirknng des früher gefaßten Beschlusses während »ollst, Tnmkenh., bei

Berner, Lehre », der Theiln., Seite IS«—15S. Gute Nachweisungen bei .

Goltdammer, Kommentar, Bd, I, Seite 409-411. — Oi-tolan, a. a. O,,?

,,I>'ivresse est>slle volontairs, st l'sFent se 1'est-il gonnee ^ ässssin,

prseise'iiisllt, pour s'exeitsr eonirusttrs Ig «rime , pour rairs täirs Iss

ciervisrL remoräs <1s s» ooliseisues? Oomplets ou partielle, psu

importe, eile u's, ets pour ls eoupabls gu'un ino^eu, su yuelqus 8vrts un

Instrument S'exseution. 1^«, peius ns psut qus s'en äK^r«,ver."

8*
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nur wegen der Trunkenheit selbst, also nur polizeilich, gerügt

werden ^.

s- 80.

Dauernd aufgehobene Zurcchnungsfähigkeit.

Alle Zustände geistiger Geftörtheit, selbst wenn diese nur eine

partielle ist, machen die Bestrafung des THZters unstatthaft. Ob

hier Zurechnungsfähigkeit, innerhalb gewisser Grenzen, vorhanden

sei, diese Frage wird kein irdischer Richter jemals mit Bestimmt

heit zu bejahen wagen. Sobald der Beweis geführt ist, daß der

Thäter zur Zeit der That nicht etwa blos diesem oder jenem

Aberglauben zugewendet, sondern wirklich geistig gestört war, ist

das Strafverfahren einzustellend Die bürgerliche Gesellschaft

1 Es ist nicht zu wünschen, daß die Gesetzgebung für irgend einen Fall die

Straflosigkeit wegen Trunkenheit positiv ausspreche, weil dies wie ein

Privilegium der Säufer erscheinen, zum Trunk ermuthigen und die vielen lüg

nerischen Berufungen auf Trunkenheit noch vermehren würde. Es genügt

und ist vorzuziehen, wenn dasGefttzbuch nur dieMöglichkeit zu entsprechender

Berücksichtigung der Trunkzustände offen läßt. — Reiche Angaben' aus der

Litteratur bei Mittermaier, im Archiv des Kriminalr. Band XII. Nr. 1.

und beiFriedreich, System der gerichtl. Psychologie, 2.Aufl.l84S, Kap. 16:

„ Zurechnung der Betrunkenen und Trunkfälligen DasWürttem bergische

Strafgesetzbuch bestimmt hinsichtlich der Straflosigkeit wegen Trunkenheit:

die Straflosigkeit fällt weg, wenn sich der Thäter in den Zustand durch Trunk

oder andre Mittel absichtlich versetzt hat, um in demselben ein im zurechnungs

fähigen Zustande beschlossenes Verbrechen auszuführen, oder wenn, er seinen

Zustand durch Fahrlässigkeit herbeigeführt und während desselben eine

Handlung begangen hat, bei welcher das Gesetz auch die Fahr

lässigkeit straft. Ebenso Baden 7«, Darmstadt 38.^

2 „?ur!osurQ täti intslisitas exsusst." „Kalls turors ipso pu-

»itur." „Lulkisit euin furors ipso puniri." I,. 12. O. «,6 Isg. OorQ. 6s

sie. I,. S. K. 2. O. s6 leg. ?omp. 6s pari«. Ii. 14. O. 6s ot?. prass. Diese

Stellen sprechen zwar nicht den wahren Grund der Zurechnungsunfähigkeit aus,

ruhen ab« auf einem vollkommen berechtigten menschlichen Mitgefühle. Genauer

fragt I,. 5. §. 2. O. 6s IsA. ^quil. : „ Huas suiin in s« culpa sit, si ssiig,s

meiitis Hon sit?" — 8sp. III. 3: „Over rechten Dören unde over sinnenlosen

Manne sal man nicht richten." P. G. O. Art. IS« und 179. — Die Psycho

log. Zeichnung, Klassifikation und Würdigung der verschiedenartigen Geistes

störungen ist der Kriminalpsychologie und der gerichtl. Medicin zu überlassen. —

Das Preuß. R. nennt nur Wahnsinn »nd.Wlödsinn (§. 40), das

Französ. nur den s'tg.tds äumsnse (Art. S4). Damit hat aber dem Richter

die Beurtheilung der Zurechnungsfähigkeit in keiner Weise verschränkt werden

sollen; er hat vielmehr alle Geistesstörungen unter jenen Ausdrücken zu ver

stehen. G oltda mm er, Materialien, Bd. I. Seite 405. Beseler, S. I76fgg.

Temme, Seite iSSfgg. Lslis st .OKauvssu, ?Keor!s, s°6. 3. 1852,

lomsl. p.521: ,,'Iouts» Iss varistss äs 1'g,fLe«ti«ir msntsle,

l^nsllss <zns soieot Iss6sQ0m!nstloQs <zus Isur applii^us ls, seien««, ^usl-

c^us olsssiLsätion ^sUss sieirt re^us,rsvßteut I«, puissälies 6s I'exsuse,

«t^'ustikisnt I'äo«us6,p«urvu <zue Isur sxistsoos ternps 6s l'^ssu-

sution Ovit ssrtäivs, pourvu c^us lsur inkuenes sur ls, psrp^trstion
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muß aber gegen fernere Verletzungen durch einen Wahnsinnigen

geschützt werden, und das Gericht hat deshalb Verwahrung in

einem Jrrenhause anzuordnen. Der Endpunkt einer solchen

Verwahrung, die nie den Charakter einer verkleideten Strafe

annehmen darf, ist die Heilung des Krankend

Während lichter Zwischenräume darf man einen sonst

dauernd Wahnsinnigen als zurechnungsfähig betrachten. Doch

hat man hier immer zu prüfen, ob der vielleicht nur in den Hin

tergrund getretene Zustand der Gestörtheit nicht doch einen

geheimen Einfluß auf die Thätigkeit des Kranken geübt habe.

Da diese Gefahr bei allen kürzeren lichten Zwischenräumen sehr

nahe liegt, so fordert die gerichtliche Medicin, für die Zulässigkeit

strafrechtlicher Zurechnung, lichte Zwischenräume von mehreren

Monaten. Der Richter aber muß, sobald' die Geistesstörung

überhaupt einmal nachgewiesen ist, die Zurechnungsunfähigkeit

bis zum positiven Beweise eines völlig freien Zwischenraumes

voraussetzen 2. . .

puisss etre presume'e. O'est s ees termes' c>us se r<5sums a nos veux Is

ve'i-itäble tkeoris 6s 1'srtiols 64." In unseren neueren Gesetzbüchern

sinden sich mitunter lange Verzeichnisse der'Gründe aufgehobener

Zurechnungsfähigkeit, wobei nicht immer gehörig unterschieden wird

zwischen Aufhebung der Zurechnung und Aufhebung der Zurechnungsfähig-

keit. Wesentlich »erbessert wurden die Anordnungen des Sächsischen Straf

gesetzbuches von 1838, Art. 66—6S, durch das Sächsische Strafgesetzbuch von

18öS, Art. 87 fgg. Württemberg (9S—l««) führt als Aufhebungsgründe

der Zurechnung a» (ohne der Zurechnungsfähigkeit zu erwähnen): Jugend,

aufgehobenen oder beschränkten Vernunftgebrauch ld. h. nicht blos

Raserei, Wahnsinn, Blödsinn, sondern auch Sinnenverwirrung), Jrrthum

über Thatsachen, mangelnde Freiheit bei Gewalt oder Drohung,

Nothwehr, Not,hstand. Ausführlicher noch ist H anirov er.' Art. 83, 84,

wo, neben den von Württemberg angeführten Gründen, namentlich Erwähnung

geschieht des Verlustes des Verstandesgebrauchcs durch Altersschwäche und

durch Taubstummheit. Baden (Art. 71—84) giebt, neben der Aufzählung

der Gründe aufgehobener Zurechnung, eineDeftnition des Zustande« der

ZurechnungsunfShigkeit: „Zustand, in dem das Bewußtfein der

Strafbarkeit oder die Willkür fehlt." Darmstadt (37—4S) führt als

Aufhebungsgründe an? 1) Kindheit, 2) Taubstummheit, 3)denZufta»d,

in welchem das Bewußtsein der Strafbarkeit der That aufgehoben

war, ins besondre Schlaf, Nachtwandeln, Wahnsinn ic., Sinnenverwirrung.

Einfacher und besser ist Braunschweig §.30—34. Am planmäßigsten

ist der Z. 87 im neuen Strafgesetzbuchs Sachsens. » .

1 I,. S. §. ult. 0. 6e leg. ?omp. Ss pari«, „(turiosum) «usto-

äienöuro esse." . I>. 13. O. üe vt?. prses. „?uri«sis, si von possunt

per »eeesssrios oontiueri, e« reivsäio per prsesiäem «dvism euuckiiin

est, seilieetut es,reers eontinesntur."

2 Ort«1s,i>, a.a.O. Seitel33,l34. — „ Ilue kois l'«,Itörät!«Q msutsls

etsdlis , 1» prö'somptioli tourve au proüt <le l'inoulps'. L'est l'»oeus«,>

tiou prouver yu'il v ävsit eke? l'aseiit', s,u mornent äs l'sete, Intervalls

luoiäe et pleins^omsssnee 6es 5»eultes morsles." .
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II-

Bon den Objekten.

-
^.

Physische Tauglichkeit des Objekts.

Z. 81.

(Wahnverbrechen).

An einem für das beabsichligte Verbrechen Physisch schlechthin

untauglichen Objekte kann das Verbrechen nicht begangen werden.

Hat Jemand, die völlige Untauglichkeit des Objektes verkennend,

seine verbrecherische Absicht an demselben auszuführen gewähnt, —

hat er z. B. an einer bloßen Puppe oder an einem Schatten

einen Mord verüben wollen: so liegt ein Wahnverbrechen

(Oeliotum putativnrn) vor, das nach gemeinem Rechte ^, auch

nach den bedeutendsten neueren Gesetzbüchern 2, nicht gestraft

werden kann. Damit ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß der

Gesetzgeber die sich in dem Wahnverbrechen bekundende Gefähr

lichkeit des Willens polizeilich beachten, und daß man in

demjenigen Falle kriminell strafen könne, wo das Wahnverbrcchcn

ein andres wirkliches Verbrechen in sich schließt^.

L.

Rechtliche Beschaffenheit des Objekts.

Z. 82.

An sich sind, die unpersönlichen Objekte rechtlos. Das per

sönliche Subjekt kann daher von ihnen Besitz ergreifen, sie

gebrauchen, ja selbst vernichten.

1 OL«. Art. 178. Auch schon zahlreiche Stellen des Röm. Rechts, obwohl

dasselbe Vorwiegend auf die subjektive Seite Gewicht legt. Vgl. Zachariä,

die Lehre vom Versuche der Verbrechen. Z83S, Bd. I. Seite 255 fgg.

2 DiePreuß. Gesetzgebung hatte lange über die Strafbarkeit des Wahn«

Verbrechens geschwankt; sie nahm zuletzt mit Entschiedenheit den Grundsatz der

Nichtstrafbarkeit an. Goltdammer, Materialien, Bd. I. Seite 272 fgg.

Desgleichen fordert das Oesterr. Strafgb. §. 8, daß der Bösgesinnte eine zm

wirklichen Ausübung führende Handlung unternommen habe. Aehnlich

Sachsen 1855, Art. 43. Anders Württemberg Axt. 72, Baden IN,

G. Hessen 7, Braunschw. 36.

« Feuerbach, Lehrb. K. 42 Note e, §. 207. Mittermaier, im N-

Archiv Bd. 1« S. 553 und 554. Roßhirt, EntWickelung der Grunds.

Seite 3«gfgg. Abegg, Lehrb. §. SS. Heffter, Lehrb. §. 36. Cho»,

Archiv des «r. 1842, S. 519 fgg: 8smteII«3, Ss äsliotis xuwtivis,

Berlin 1848. Temme, Lehrb. 1853, Seite 283 fgg., besonders 286 fgg..
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Soll die Handlung des zurechnungsfähigen menschlichen

Subjektes gegen das unpersönliche Objekt ein Verbrechen fein, so

genügt es nicht, daß dies Objekt physisch tauglich sei, sondern

eS muß auch einen rechtlichen Charakter, d. h. eine von einer

wirklichen Person abgeleitete persönliche Bedeutung, angenom

men haben. Diese ethische Umwandlung, die das Objekt inner

halb des Kreises der Rechtsgesellschast erfährt, geht dadurch vor

sich, daß sich ein Wille in das Objekt legt; denn der in die

unpersönlichen Gegenstände eintretende Wille ist es, der dieselben

in den Kreis der Persönlichkeit hereinzieht und ihnen das Gepräge

des Rechtes aufdrückt. Der Wille, das Recht, dies Innere des

äußeren Gegenstandes, ist das wahre Objekt des Verbrechens.

Dabei ist aber ein doppelter Wille, ein doppeltes Recht, in

folgender Weise zu unterscheiden:

Objekt des Verbrechens ist 1) das allgemeine Recht.

Denn das Verbrechen verletzt das Recht als solches. Es ver

letzt den im Gesetze ausgesprochenen allgemeinen Willen.

Es verletzt allemal den ganzen Staat, wenn auch nicht unmit

telbar.

Objekt des Verbrechens ist aber auch 2) daö besondre

Recht. Denn unmittelbar wird das Recht immer nur in

gewissen Schranken der Quantität und Qualität betroffen; nur

mittelbar ergreift die Verletzung das ganze Recht, die ganze

Gesellschaft, den ganzen Staat. Bei den Privatverbrechen

ist dies sofort klar; hier ist das unmittelbar verletzte Objekt nur

ein- besondres Privatrecht, und- das Verbrechen erscheint einzig

und allein deshalb, mittelbar, auch als eine Verletzung des gan

zen Rechtsorganismus, des Staates, weil alle Rechte vom Staate

gewährleistet werden. Bei den Staatsverbrechen verhält es

sich 'ähnlich. Bei den untergeordneten Staatsverbrechen zunächst

ist eS nur ein einzelner Verwaltungszweig, der unmittelbar ver

letzt wird, eine vereinzelte Verwaltungsbehörde. Und selbst bei

bem höchsten Staatsverbrechen, bei'm Hochverrath, ist das Ver

brechen,' unmittelbar, gewöhnlich nur gegen ein begrenztes Recht

des Staates, gegen seine Verfassung, sein Staatsoberhaupt oder

einen beschränkten Gebietstheil gerichtet; doch tritt freilich gerade

hier die Rechtsverletzung in ihrer umfassendsten Gestalt auf und

darf vorzugsweise eine Verletzung des ganzen Staates genannt

werden. - »
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Die Verbrechen gegen Religion und Sitte verletzen

allerdings kein eigentliches Recht. Da man indeß Verletzungen

der Religion und Sitte nur insoweit straft, als Staat und Ge

sellschaft dadurch mitverletzt werden: so kann man sagen, daß

Religion und Sitte, soweit der Staat ihnen seinen Rechts- und

Strafschutz zu Theil werden läßt, den Charakter des Rechtes

annehmen. Faßt man die Sache so, dann läßt sich sofort alles

eben über das Objekt des Verbrechens Aufgestellte auf sie über

tragen. Es steht dann Nichts mehr dem Satze entgegen, daß

da, wo kein bestimmtes Recht begründet ist, auch kein

Verbrechen mehr möglich sei.

Hiernach giebt eö keine Verbrechen gegen die Gottheit.

Rechtsverhältnisse walten nur unter Menschen. Der Rechtsbe

griff und der Begriff des Verbrechens beziehen sich ausschließlich

auf die durch menschliche Gemeinschaft begründeten Verhältnisse.

Die Gotteslästerung ist eine Sünde gegen Gott. Strafen

aber kann sie der weltliche Richter nur als eine Verletzung der

religiösen Grundlage des Staates und als eine Verletzung der

heiligsten Gefühle der Menschen; denn nur als solche ist sie ein

Verbrechen.

Ebenso giebt es keine Verbrechen gegen Thiere. Wo keine

Persönlichkeit verletzt wird, da wird auch kein Recht verletzt.

Persönlichkeit haben aber die Thiere nicht. Verletzungen der

Thiere sind nur strafbar als Verletzungen des Eigenthums und

als Verletzungen der Sitte, des sittlichen Gefühles der

Menschen. Nur aus dem letzteren Gesichtspunkte straft man die

Thierquälerei ^.

^ Es mag bei der Bestrafung der Thierquälerei auch der nachtheilige Ein

fluß, dm die um sich greifende Mißhandlung der Thiere aus den Volkscharaktcr

übt, erwogen werden. Nicht minder mag man in Anschlag bringen, daß man

Von demjenigen, der in der grausamen Behandlung von Thieren einen hohen

Grad sittlicher Verwilderung an den Tag treten läßt, auch die Erfüllung der

bürgerliche» und menschliche» Pflichten »icht erwarte» könne. Immer aber

bleibt das Verbrecherische: die Richtung der That gegen menschlicheVer-

HSltnisse. Abegg, der neuere Standp. der Gesetzgeb. in Betreff der

Mißhandl. «on Thieren. im Archiv des Kr., 18S1, Seite l«S fgg. — Das

Preuß. Stfg. §. 3^0, Nr. 1« droht für Thicrquälerci Geldbuße bis zu SO Tha

lern, oder Gefängniß bis zu 6 Wochen. Das Sächsische Strafgesetzbuch »on

I8S8 war das erste in Deutschland, das die Thierquälerei als Verbreche»

bedrohte. Es stellte dieselbe ganz richtig u«ter die Verletzungen der Sittlich

keit. Sächsisches Stfgb, v. t838, Art. 31«. Dieselbe Stellung nimmt die

Thierquälerci ein im Sächsischen Strafgesetzbuch »on 185S-, »ach welchem

gestrast werden soll- wer Thier« muthwillig quält, oder durch rohe
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Abwesenheit der rechtlichen Beschaffenheit des Objekts.

Das Objekt wird, wie wir nachwiesen, erst dadurch ein Objekt

des Verbrechens, daß es einen rechtlichen Inhalt bekommt, d. h.

daß der Wille in demselben seine Wohnung ausschlägt. Wird

also das Recht, oder der Wille, wieder in dem Objekte aufge

hoben, so ist die nach diesem Zeitpunkte eintretende Verletzung

des Objektes nicht mehr ein Verbrechen.

Wie nun das Recht begründet werden kann durch den Willen

des einzelnen Menschen oder durch den Willen des Staates, so

kann es auch durch den Willen des Einzelnen oder durch

den Willen des Staates unter Umständen wieder aufgehoben

werden. (Davon Z. 83, 84).

Außerdem ist die Aufhebung möglich, wenngleich nur relativ,

durch einen Zustand der Nöth oder der Nothwehr. (Davon

Z. 85, 86).

Z.83. ' ,

Aufhebung des Rechts durch den Willen der berechtigten

, ' Person.

Es sind zwei Fragen, die wir hier beantworten müssen, —

zwei so eng verwandte Fragen, daß die Beantwortung der

einen schon die Elemente für die Beantwortung der andren in sich

enthält. Sie lauten:

Wiefern kann der Mensch seine Rechte selbst aufheben? und

Wiefern kann der Mensch die Aufhebung seiner Rechte einem

Andren gestatten? . / .

Wir werden diese beiden Fragen zuerst im Allgemeinen

besprechen, alsdann aber auf die Erörterung emiger wichtigen

Einzelheiten eingehen.

Den Satz „Volenti »«Q Lr iirjuris," hat man oft viel ZU

weit ausgedehnt. Er ist entnommen aus der 1^. 1. S. 5. O. ös

iQjnrüs !. In dieser Stelle wird er keineswegs schlechtweg für

Behandlung derselben öffentliches Aergerniß giebt. Nach Preußi

schem Recht trifft die Strafe der ThierquSlerei den, der Thiere b o shaft quält

«der roh mißhandelt. Sachsen 18S5, Art. 361.

i Z^,. 1. §. S. v. äs injnr. (lllpiän). „Dsyue ääeo sutein injuria,

«ug,e Lt lidsris nostris, nostrnin vucZorein psrtinZit, nt, etisin si volentern

Mium qnis venäiüerit, pätri su« <zui6ein noinins eompetst ivMris,rnni

setio; LIii vero nomine non eonivstit, yui«, null» injuria est, yuss in

voleutein L»t." ' »
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Rechtsverletzungen, sondern nur für eigentliche Injurien aufge

stellt. Braucht man ihn nun freilich heutigen Tages keineswegs

in dieser Beschränktheit zu nehmen, so darf man ihn doch noch

weniger auf all' und jedes Recht ausdehnen.

Die Verzichtbarkeit der Rechte hat an den Rechten Andrer

und an dem öffentlichen Interesse ihre Grenze. Man darf

ein Recht nicht aufgeben, wenn man dadurch die selbständigen

Rechte Andrer, z. B. die Rechte der Familie, verletzen würde;

denn an dem eigenen Rechte haftet hier eine Pflicht, und die Auf

gebung des Rechts wäre zugleich eine Pflichtverletzung. Man

darf ebenso wenig aufgeben solche Rechte, an deren Erhaltung

sich ein öffentliches Interesse knüpft; denn ^jus publicum

Die Berechtigung zum Verzicht beschränkt sich auf reine

Privatrechte. Selbst bei diesen' ist sie nicht durchgreifend.

Man darf nur verzichten auf solche Privatrechte, welche nicht

eine Bedingung der sittlichen Natur des Menschen

bilden. Die persönliche Freiheit, obwohl ein Privatrecht, ist

z. B. unveräußerlich, der Verkauf der eigenen Person in die

Sklaverei nichtig, weil die Freiheit wesentlich zur sittlichen Natur

des Menschen gehört. Die der sittlichen Natur nicht wesentlichen

Privatrechte bilden allein das Veräußerliche und Verzicht

bare der Rechtssphäre des Menschen. Zu ihnen gehören

namentlich die Vermögensrechte.

Das Volenti öt iivjuris, findet mithin nur bei frei

veräußerlichen Privatrechten seine Anwendung. Zieht hier das

berechtigte Subjekt seinen Willen aus dem Objekte zurück, so ist

das Objekt rechtlos geworden. Nicht nur der Berechtigte

selbst, sondern auch ein Andrer, den der Berechtigte ermäch

tigt hat, kann jetzt das Objekt ohne Verbrechen verletzen. '—

Verzichtet dagegen das Individuum auf unveräußerliche

Rechte, so kann zwar der Wille des verzichtenden Individuums,

das besondre Recht, in dem Objekte nicht mehr verletzt werden,

wohl aber noch der allgemeine Wille, das allgemeine

Recht. —

Die allgemeinen Grundsätze stehen jetzt fest. Nun einige

Einzelheiten:

1) Selbstmord.

Einen Rechtsanspruch darauf, daß das Individuum am
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Leben bleibe, hat weder der Staat, noch haben ihn einzelne

Mitmenschen. Das Individuum ist dem Staat und Andren

verpflichtet, so lange es lebt; es ist ihnen aber nicht verpflichtet

zu lebend Allerdings verletzt das Individuum durch den

Selbstmord seine eigenen Rechte. Allein solche nur gegen den

Thäter selbst gerichteten Handlungen pflegt der Staat nicht zu

strafen, auch wenn das verletzte Recht ein unveräußerliches ist.

Selbst wenn Jemand die Unsiltlichkeit beginge, sich selbst zu ver

kaufen, so würde der Staat ihn nicht strafen, sondern es hei der

bloßen Nichtigkeitserklärung des Selbstverkaufes bewenden lassen.

Als eine Rechtsverletzung kann demnach der Selbstmord

nicht wohl behandelt werden.

Der Selbstmord ist aber eine unsittliche Handlung. Es

ließe sich sehr wohl denken, daß der Staat sich veranlaßt sähe,

ihn im Interesse der öffentlichen Sittlichkeit zu ahnden.

Durch kriminelle Beschimpfung des Selbstmordes könnte vielleicht

der Abscheu vor dieser gottlosen That belebt, ja vielleicht auch

mancher Mensch im schweren sittlichen Kampfe aufrecht erhalten

und manches Menschenleben gerettet werden. Aus diesem Ge

sichtspunkte ließe sich allerdings eine Bestrafung des Selbstmordes

rechtfertigen; am wenigsten könnte man das als einen genügen

den Grund gegen jede Strafdrohung gelten lassen, daß durch den

Selbstmord kein fremdes Recht verletzt werde.

Der ganze Seelenzustand des Selbstmörders räth indeß

von jeder Bestrafung ab. Die Kriminalstatistik schreibt ein volles

Drittel der Selbstentleibungen auf Rechnung der Gehirnkrank

heiten. Demnach würde man, wenn wegen versuchten Selbst

mordes gestraft werden sollte, immer erst schwierige Untersuchungen

über den Gehirn- und Seelenzustan.d anstellen müssen, sich dabei

in psychologische Konjekturen verlieren und in vielen Fällen doch

am Ende zu keinem Ergebnis) kommend Bei vollendetem

Selbstmorde steht der Verhängung einer Strafe schon der einge

tretene Tod entgegen (vgl. den Z. 144 dieses Lehrbuches). Wer

einen Versuch des Selbstmordes gemacht hat, bedarf weit mehr

einer heilenden, als einer strafenden Behandlung. Nicht Zwang

muß er erleiden, sondern frei muß er gemacht werden von der

1 Ab egg, Untersuch, aus dem Gebiete der Straftechtsw., 1830, S. 72 fgg.

2 OKäuvesu stL61ie(18SS), Vol.III. psK«421s<zh.
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Knechtschaft unter irgend ein irdisches Gur, dessen Verlust ihm

das Dasein entwerthet hatte. Die Religion muß ihm den

höheren Lebensgehalt aufschließen, der dem Leben auch im Unglück

einen unschätzbaren Werth giebt.

Das Rom. R. straft den Versuch des Selbstmordes nur bei

Soldaten^, während das Kan. R. allgemein eine zweimonatige

Ausschließung von den Sakramenten^ und bei vollendetem

Selbstmorde die Verweigerung des kirchlichen Begräb

nisses anordnet«, an deren Stelle im Deutschen Recht mitunter

schimpfliches Begräbniß trat d Die gemeinrechtliche

Strafe des versuchten Selbstmordes ist arbiträr. Hat sich der

Selbstmörder durch seinen Tod einer mit Konfiskation bedrohten

Strafe entziehen wollen, so soll die Konfiskation, gemeinrechtlich,

auch nach der Entleibung eintretend

Die neueren Gesetzbücher strafen den Selbstmord nicht.

2) Beihülfe zum Selbstmord.

Sobald der Selbstmord für straflos erklärt ist, kann auch die

von einem Andren geleistete Beihülfe zum Selbstmorde nicht

gestraft werden. Denn es ist strenges Princip, daß dieBeihülfe

als solche nicht strafbar ist, sobald die Handlung des

Urhebers des Charakters der Strafbarkeit entbehrt«.

3) Tödtung eines Einwilligenden.

Der Mensch darf sich selbst nicht tödten; der Selbstmord ist

unsittlich, wenn auch nicht strafbar. Das Leben ist kein veräußer

liches Privatrecht, weil es der Träger der sittlichen Persönlichkeit

ist. Steht aber dem Menschen selbst kein Recht über sein Leben

1 Wer sich vergeblich zu entleiben sucht, ist den Römer» ein des Soldaten

standes unwürdiger Feigling. Hat er durch den Tod nur schweren Leiden

entgehen wollen (Krankheit, Trauer zc.), so traf ihn schimpfliche Ent

lassung. 1^,. S8. §. 12. 0. ge posnis. Wollte er sich aber durch den To,d den

Beschwerden des Kriegsdienstes entziehen, so verfiel er der Todesstrafe.

1^. 6. §. 7. 0. gg rs militari.

2 Dies bestimmte das KoncilvonToledo v.J. 6S3,im esu. 14.

» O»r>. 11. X. Äs sspulwris (III, 28). '

4 Das s. g. Eselsbeqräbniß; Wend. Rüg. Landgebrauch Tit. 247.

Doch gönnte man dem Selbstmörder aus Wahnsinn oder Schwermuth

ein stilles Begräbniß an der Mauer des Kirchhofes.

» OL«. Art. 12S.

« Beseler, Kommentar, S. S49. Bothmer, Erört. H. 4. S. 25«.

NurBraunschw. 148, Thüringen 121, Baden 2«8, und Sachsen 1855,

Art. 1S8. strafen die Beihülfe und die Anstiftung zum Selbstmorde.

Frankreich straft nicht; „ssr il n'z^ «, point 6s p»rt!«ipätio» criminell«

uo tsit qui us «onstitus su lui ruscus ni crime ni gÄit." OKauveau

etLs'Iie, 18S2, Vol. III. päAS 42S.
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zu, so kann er dies Recht auch einem Andren nicht übertragen.

Verzichtet der besondre Wille des Berechtigten auf das Leben, so

doch nicht der allgemeine Wille, der die Gesetze zum Schutz

des Lebens im öffentlichen Interesse gegeben hat.

Die Tödtung eines Einwilligenden ist somit strafbar. Sie

kann aber unmöglich der gemeinen Strafe der Tödtung ver

fallen, weil sie nicht, wie die gemeine Tödtung, den besondren

und den allgemeinen, sondern nur den allgemeinen Willen ver

letzt. Für ihre mildere Behandlung sollte durch besondre Gesetze

gesorgt sein^. Bei manchen Tödtungen eines Einwilligenden ist

sogar völligeBegnadigung zu wünschend Aus den Principien

des strengen, Rechts läßt sich aber die Straflosigkeit niemals

ableiten. Auch wäre es höchst gefährlich, eine Klasse von Tödtun

gen durch ausdrückliches Gesetz für straflos zu erklären.

§. 84.

Aufhebung des.Rechts durch den Willen des Staates.

Ein vom Staate vernichtetes, insbesondre ein durch

Richterfpruch aberkanntesRecht kann nicht mehr verletzt

werden.

Dieser Satz ist iudeß mit großer Behutsamkeit anzuwenden.

Es zeigt sich das namentlich in folgenden 3 Fällen:

1) Auch gegen einen Ehrlosen ist noch eine Injurie möglich.

Denn auch der Ehrlose hat noch eine Ehre: die Menschen

würde, die zu vertilgen weder in der. Absicht, noch in der Macht

des Staates liegt ^.

2) Die Frage, ob die Verletzung eines Rechtlosen straflos

sei, hat keinen Sinn mehr, weil es eine vollständige Rechtlosigkeit

heutigen Tages nicht mehr, giebt. Die frühere Acht aber, welche

den Menschen vogeifrei machte, war eine Unsittlichkeit.

3) Gegen den zum Tode Verurtheilten ist noch ein Ver-

1 Die neueren Gesetzb. lassen hier noch Manches zu wünschen. Das

Preuß. R. schweigt; und dies Schweigen bedeutet, daß die Richter hier auf

Mord und Todtschlag erkennen sollen ! Goltdammer, II.S. Sööfgg. Fast

alle übrigen Gesetzbücher verordnen dagegen mildere Strafe; so Würt. 23»,

Sachsen (1838) ISS, Braunsch. 147, Darmst. 257, Baden 2«7.

2 Z. B. bei dem Gnadenstoße, den mit gebrochenem Herzen der treue

Kammerad seinem stehenden, martervoll sterbenden Kriegsgefährten giebt. —

Archiv des Kr. IX. S. 551 fgg. XI. S. 6S fgg. 184«. S. 434 fgg. Vgl.

Sachsen 18.55, Art. 157.

» Vgl. überh. Abegg, Unters. Abhandl.II.
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brechen der Tödtung möglich. Das Todesurtheil hebt des Men

schen Recht zu leben nur auf gegenüber dem allgemeinen

Willen, den der Staat durch seine Organe auszuführen hat. Der

besondre Wille eines beliebigen Individuums darf ihm daher das

Leben nicht nehmen. In der Tödtung durch den besondren Willen

eines beliebigen Individuums würde der Verurtheilte nicht einen

Akt rechtlicher Nothwendigkeit, sondern nur rechtswidrige Willkür

erkennen. Eine solche Tödtung unterliegt den gewöhnlichen,

ordentlichen Strafend —

Dagegen hört die Rechtsverletzung auf, für mich Rechtsver

letzung zu sein, wenn ich ein bisheriges Recht 1) kraft meiner

selbständigen Amtsgewalt und in den Grenzen derselben,

oder 2) infolge eines verbindlichen Befehles vernichte.

^.ä 1. Nehme ich, als Beamter, eine Handlung vor, zu der

mein Amt mich berechtigt, so übe ich den objektiven Willen

des Staates aus. Fordern meine Amtspflichten von mir die

Aufhebung eines Rechtes, fo ist diese Aufhebung kein Verbrechen,

weil keine Auflehnung meines besondren Willens gegen den allge

meinen Willen, den Staatswillen. — Es lassen sich freilich Fälle

denken-, wo eine solche Aufhebung eines fremden Rechtes unsitt

lich wäre. Dann gebietet das Sittengesetz dem Beamten, daß er

bei der vorgesetzten Behörde die Erlaubniß nachsuche, vom

Buchstaben seiner Amtsvorschristen abzuweichen und, wenn er

diese Erlaubniß nicht erlangen kann, sein Amt niederzulegen.

Zieht er es vor, sein Amt zu behalten und jenes Recht aufzuheben,

so handelt er freilich unsittlich. Der Staat aber kann diese

Unsittlichkeit nicht strafen, wenn er nicht mit sich selbst in Wider

spruch gerathen will.

^.g 2. Ganz ähnlich verhält es sich mit dem verbindlichen

Befehl. So weit meine Dienstvorschrift mich zum Gehorsam

gegen einen Vorgesetzten verpflichtet, bin ich von aller kriminellen

Verantwortlichkeit frei, wenn ich dem Befehle gehorche. In meiner

Dienstvorschrift hat der Staat seinen objektiven Willen ausge

sprochen. So lange ich meiner Dienstvorschrift gemäß Handlr,

weiß ich meinen besondren Willen im Einklänge mit dem im

i Die entgegengesetzte AnsichtFeuerbachs ist wohl jetzt allgemein aufge

geben. Abegg, Unters. S. 8S. ' Geib, Archiv des Kr. 1838. S. 679.

Luden, Abh. II. S. 471. Schon Lau. S. «aus. 23. yu. 5. erklärt: ,,^oo

liest, privat«, potestäts Kominei» «««iclsrs vsl »0 csutom."
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Staate waltenden allgemeinen Willenz so lange kann also von

Verbrechen und Strafe nie gesprochen werden. — Ueber meine

Dienstvorschrift geht natürlich diese Befreiung von der Verant

wortlichkeit nicht hinaus. Was ich jenseit der Grenzen meiner

dienstlichen Gehorsamspflicht thue, entspringt aus meinem subjek

tiven Belieben und muß deshalb von mir selbständig vertreten

werdend . . , ^

Z. 85.

Nothstand.

Nothstand heißt eine Gefahr für Leib oder Leben, wenn

man ihr nur durch Aufopferung eines fremden Rechtes

ausweichen kann. Ob diese Gefahr durch ein Naturereigniß

oder durch eine Drohung herbeigeführt wird, macht für den

Begriff des Nothstandes keinen Unterschied; nur fällt bei der

Drohung die Verantwortlichkeit für die Rechtsverletzung auf den

Drohenden, der durch seine Drohung zu derselben aufforderte und

antrieb.

1) Gerathen Leib oder Leben in Kollision mit dem Eigen

thum eines Andren, so darf das fremde Eigenthum ungestraft zur

Rettung von Leib und Leben verwendet werden. Nicht etwa

deshalb, weil der Mensch im Zustande der Roth zurechnungs-

unfähi/g wäre; sondern weil Leib und Leben die unersetzbaren

Träger der lebendigen Persönlichkeit sind, die dem beschränkten

Eigenthumsrechte gegenüber einen unendlichen Werth haben,

und denen deshalb das Eigenthum unbedingt unterzuordnen ist^.

i 1^. 169. pr. cks R. I. „Is ckamnura ckst, <zui Mbst cks,rs; ejus ver«

null«, oulp«, est, eui psreis nee esse sit." Ebenso 1^. 167. Z. 1. sock.

Oän. 13. eauss. 32. qu. I. Desgl. Bair. (1813) Art. 122, Würt. 403,

Hanno». 8S, Darmst. 40 (Breidenbach I. S. S4S), Braunsch. SSI,

Preuß. 4« (Goltdammer l. S, 416). — Unsittlich ist es, einem Menschen

die Pflicht zu einem unbeschränkten oder blinden Gehorsam auferlegen zu

wollen. Der Mensch sinkt durch eine solche Verpflichtung zu einem selbstlosen

Werkzeuge herab. Seine sittliche Natur wird völlig verleugnet. — Braunsch,

und Darmst. fordern für den verbindlichen Befehl die „vorgeschriebenen

Formen," die „gehörigen Formen;" und. Würt. verweiset auf die

Verfassungsurkunde.

s.Hegel, Rechtsph. Z. 127. Michelet, Moral Seite 1S9. Abegq,

Untersuch/ §. 17—IS. Wirth, Ethik IL.Seite S. Wenn das Röm. Ä.

gestattet, bei einer Feuersbrlinst das Haus des Nachbars einzureißen, um das

eigene dadurch zu retten, — oder bei Sturm zur Rettung des Schiffes Waaren

auszuwerfen, oder die Anksrtaue eines Andren zu durchschneiden: so handelt es

sich hier gar nicht um einen wahren Nothstand , sondern um einfache privatrecht

liche Regeln , deren Zweckmäßigkeit, bei gehöriger Vertheilung der Ersatzpflicht,
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2) GerZth das Leben des Einen in Konflikt mit dem Leben

eines Andren, so hat zwar Keiner von Beiden ein positives

Recht, sich das Leben des Andren unterzuordnen und sein Leben

auf Kosten des Lebens des Andren zu behaupten; denn ein Leben

gilt so viel als das andre. Man kann aber die Aufopferung des

Lebens des Andren noch nicht verbrecherisch nennen, weil das

Leben dieses Andren, als gerade nur gleich berechtigt, nicht for

dern kann, dem Leben des ersteren vorzugehen, die Erhaltung des

einen Lebens aber nur auf Kosten des andren möglich ist^.

3) (Perforation). Bleibt bei der Geburt eines Kindes

nur die Wahl, das Leben des Embryo oder das der Mutter

preiszugeben, so verdient das bereits selbständige, zum Träger

einer entwickelten Persönlichkeit gewordene Leben d« Mutter

den Vorzug ^.

4) Die Rechte des Nothstandes sind auch zur Rettung von

fremdem Leib oder Leben begründet; denn das rechtliche

Niemand bestreiten wird. Auf Nothstand gründet sich dagegen der Art. IS«

OLO., der das Stehlen von Eßwaaren in rechter Hungersnot!) für

straflos erklärt, wenn es geschieht, um sich selbst, sein Weib oder seine Kinder

zu ernähren, — natürlich unter der Voraussetzung, daß die Bedürfnisse des

Nothstandes dabei nicht überschritten, daß also namentlich nicht gleich ein

größerer Vorrath «onEßmaaren genommen wurde. Aehnlich Üe«ietipg,rs III,

I>e «oussLrätiolle , üist. S. esu. 26: „Oisoipulos, oum per sszzetss

tränseuug« svellerent spivss, ipsius OKristi vox innoeentes voest,

Hui» Laras eoseti Koe keeerunt." Auch Oeeist. LlrsAor. IIb. V. tit. 18.

>!e iiirtis, e.3: „8i ynis ziroptsr nsoessitatem farnis, sut nuüitätis

furstus tusrit eibsri«,, vesteni, velpeeus, posviteat Ksb6orQS,gss tres:

et «i rscläidsrit, rioii ««gstur z e^ unsre." — Die neueren Gesetz

bücher erkennen das Nothrecht an, bald bei , der Lebensgefahr: Baiern

(1813)121, Sachsen (1838) öS, 72, Würt. 106, Darmst. 45, Baden8l;

bald auch bei Leibesgefahr: Sachs. (1838) 63, Hanno». 84, Würt. I«1,

Darmst. 3S, Thüring. 64, öS. —Oesterreich erwähnt der drückenden Roth

unter den Milderungsgründen §.46. Preußen schweigt über den Noth

stand , giebt indeß genügende Andeutungen in der Bestimmung über den Einfluß

von Drohungen. Goltdammer, Bd. I. S. IIS. Vgl. jetzt noch Sachsen

1855, Art. 32, 93'.

1 Dies ist die rein juridische Beurtheilung der Sache, derdas gemein«

Recht entspricht, indem «s die Erhaltung des eigenen Levens auf Kosten eines

fremden Lebens mit Rücksicht auf den Nothstand straflos läßt. Eine andre Frage

ist es, ob es nicht oft edler sei, sich selbst für den Andren zu opfern.. Ganz

unpassend aber ist es, für die Rettung des eigenen Lebens auf Kosten fremden

Lebens nurBegnadigung in Aussicht zu stellen, wiePreuß. Entw. v. 1847

§.53. Revision». 18451. S.2«3,2»4. Keine Jury wird «enirtheilen !

2 Mittermaier, im N. Archiv des Kr. V III'. Nr. 13. Archiv des Kr.

1835, S. 147. LoKäffratK, 6« Mrs vitss et nsv>8, c>uoci eompeters

6ieuut msäi««, 184«. Düntzer, über die Kompetenz des Geburtshelfers

über Leben und Tod , 1842. Mcdicinische Schriften über diesen Gegenstand bei

Mittermaier zu Fcucrbach Z. 208 Note ll.
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Verhältnis des Leibes oder Lebens zu den beschränkten, ersetzbaren

Rechten bleibt hier dasselbe ^.

Z. 86.

Nothwehr (1. Begriff ^md Bedingungen derselben).

Wie unterscheidet sich der Zustand der Nothwehr vom Roth

stande?

Im Nothftande steht dem Rechte ein andres Recht, in der

Nothwehr aber das Unrecht gegenüber. Es ist im Nothstande

ein höheres Recht, vorzugsweise das Leben, das sich auf Kosten

eines geringeren Rechtes zu erhalten sucht. Es ist in der

Nothwehr das angegriffene Recht, welches sich" gegen das

angreifende Unrecht behaupten will^.

Nothwehr ist die Vertheidigung gegen einen gegen

wärtigen rechtswidrigen Angriff.

Das Recht braucht dem Unrechte nicht zu weichen. Das

Unrecht ist dag in sich Nichtige. Will dieses das Recht ver

nichten, so darf das Recht sich dagegen energisch behaupten s.

Folgendes sind die Bedingungen der Rothwehr:

1) Der Angriff, gegen den die Nochwehr geübt werden soll,

muß ein widerrechtlicher sein.

Hat also der Angreifer ein Recht zum Angriffe, so darf man

sich gegen den Angriff nicht vertheidigen. Unterthanen haben

hiernach regelmäßig keine Nothwehr gegen ihre Obrigkeit, gegen

Gerichts- und Polizeibeamte. Kinder haben keine Nothwehr

gegen ihre Eltern, Zögling,e keine Nothwehr gegen ihre Lehrer

und Erzieher, Lehrlinge keine Nothwehr gegen ihre Meister,

wenn dieft Personen von ihrem Züchtigungsrechte Gebrauch

1 Nach manchen Gesetzgebungen muß entweder das eigene Leben, oder das

naher Angehöriger gefährdet sein. Sachsen (1838) 72, Würt. 106,-

Braunfch. 34, Hanno». 84, Darmst. 4S, Baden 81, 83, Thüring. 6S,

Sachsen 1855, Art. 92. Diese Beschränkung ist verwerflich. „I^g, l«i ckoit»

ells i«i ,l»»r<iusr un SsArs gs psreuts ou inöi»« exiZer uns psrsnte <zusl>

Qvvqus? Nou «ert»i»gi»srit." Ortolsn, p«,gs 142.

2 Bern er, Nothwehrtheorle, im Archiv des Kr. 1848, Seite 547—S98.

Das. SS2fgg. — Da« geschichtliche Material bei Zövfl, Archiv des Kr.

1842, S.118fgg., S. 311 fgg.; 1843, S. 27 fgg. Nachträglich machen wir

aufmerksam aufLevita, das Recht der Nothwehr, I85S; eine ebenso sorg

fältige als durchdachte Arbeit.,

« Ueberdie Begründung des Nothwehrrcchts: Richter, philosophisches ,

Straft. S. 135 fgg. Michelet, vhilos. Moral, Seite igi fgg. Heffter,

Lehrb. §. 41. Bern er, a. a. O. S. 5S5—558.

Bcrner, Strafrccht. 9
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machen. — Überschreitet aber der Angriff von Seiten dieser sonst

berechtigten Personen das Maß, so ist er insoweit ein wider-'

rechtlicher. Mann kann sich daher gegen das Uebermaß ver-

theidigen ,

DerBenöthigte (d. h. der unrechtmäßig Angegriffene) hat ein

Recht zur Wehr. Dieser Wehr gegenüber giebt es daher gleich

falls keine Nothwehr. (Parömie: Gegen Nothwehr keine Gegen

wehr). Sobald aber der Benöthigte das Maß der Nothwehr

überschreitet, gegen den bereits Ueberwundenen noch Gewalt

übt und zur Rache übergeht: entsteht, gegen dieses Uebermaß,

wiederum das Recht der Vertheidigung ^. .

2) Der Angriff muß ein gegenwärtiger scin^. Ein gegen

wärtiger ist er aber dann, wenn er bereits begonnen hat, oder

drohend bevorsteht^. ,

Das vertheidigte Recht braucht nicht das eige.ne Recht des

Vertheidigers zu sein. Die Nothwehr ist nicht Selbstverthei-

digung, sondern Rechtsvertheidigung, mithin auch zu Gunsten

eines fremden Rechtes statthaft^.

Von Manchen wird als besondres Erforderniß der Nothwehr

aufgestellt, daß die drohende Gefahr nicht durch Anrufung der

obrigkeitlichen Hülfe abwendbar gewesen sein dürfe. Dies

Erforderniß ist nur insoweit richtig, als es schon in der Bedin

gung einer gegenwärtigen Gefahr enthalten liegt. Stellt man

1 Das Rom. R. gestattet die Nothwehr nur g,s propuIssuZsin in-

zuriäm, d. h. zur Abwehr des Unrechts, 1^. 3. v. äs Mst. st zur«.

Ebenso OOL. Art, 142, wo „rechtmäßig, Ursach" gesordert wird. Ebenso

sümmtliche neuere Gesetzbücher.

2 Archiv 1848, Seite SS8, S5S.

« 1^. I. <üo6. izuanä« liosst: „inortsrv, <jus,m rninadstur, ex>

vipiat." P. G.O. Art. 14». (Walch, s. v. „Ueberlaufen"). Sachs.

Strafgb. (18S8) Art, 70,71; Sachsen 18S5, Art.SI. Wüxt. Art, 102—105.

Braunsch. §. 16S—1«8. Hanno». Art'. 78—81. Darmst. Art. 46—S3.

Bad. §. 84—S2. Thüring. Art, 6«, S7. Preuß. §. 41. Oesterr. §. 2, A.,

wo allerdings nur gesagt wird, daß eine in gerechter Nothwehr -erfolgte That

straflos sei. Dazu H y e, 204 fgg.

^ Mit Unrecht beschränkte die ältere Theorie die Nothwehr aufdie I^s,«si«

ivckoät«,. Die OOO. Art. 140 sagt ganz richtig: „ist auch mit seiner

Gegenwehr bis er geschlagen wird warten nicht schuldig."

Und in den neueren Gesetzbüchern ist nicht blos von begonnenen, sondern

auch von unmittelbar bevorstehenden Angriffen die Rede. Bad. §. 84.

Hanno». Z. 78. Vgl. die Angaben der vorigen Note. >

. 6 Als „Selbstvertheidigung" ist die Nothwehr mit U»recht bezeichnet im

Hannov. Stfgb. 78. Derselbe, offenbar zu enge Ausdruck findet sich auch

in andren Gesetzbüchern. Es ist aber damit nicht beabsichtigt, die Nothwehr

für Andre auszufchlicßcn.
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es als ein selbständiges drittes Requisit auf, so verleitet man den

Richter zu vermehrten Urtheilen^. >

Der Angriff braucht kein unvorhergesehener^ und das

vertheidigte Recht braucht kein unersetzliches^ zu sein. Leitet

man die Nothwchr aus dem einfachen Gedanken ab, daß das

Recht dem Unrecht nicht zu weichen brauche, so findet sie augen

scheinlich auch für ersetzbare Rechte statt.

Auch darauf kommt Nichts an, ob man der Gefahr durch die

Flucht entgehen konnte oder nichts

§- S7. .' .

Nothwchr (2. Arten derselben).

Die Begründung der Nothwehr, daß das Recht dem Unrechte

nicht zu weichen brauche, paßt offenbar auf jedeS Recht. Nicht

blos zur Vertheidigung von Leib, Leben, Eigenthum und Ehre,

sondern auch zur Vertheidigung der Familienrechte, z. B. zur

Abwehr des bei der Frau ertappten Ehebrechers, desgleichen zur

2 Deshalb hat man in der Gesetzgebung den Satz, daß die drohende Gefahr

nicht durch Anrufung der obrigkeitlichen Hülfe abwendbar gewesen sein

müsse, gestrichen, „nicht als ob es, bei der Beurtheilung der Nothwehr, über

haupt nicht auf die Möglichkeit der obrigkeitlichen Hülfe ankomme, sondern weil

man fürchtete, den Richter durch die besondre Hervorhebung der Anrufung

obrigkeitlicher Hülfe, als eines Mittels zur Abwendung von Angriffen, zu ver

leiten, das Recht der Nothwehr über die Gebühr zu schmälern, indem er für

Pflicht halten könnte, besonders' streng bei der Beurtheilung der Frage zusein,

ob Nicht durch Anrufung der obrigkeitlichen Hülse die Gefahr hätte abgewendet

werden können. Die Anrufung d^r obrigkeitlichen Hülfe ist nicht

anders zu beurtheilen, als die übrigen zur Abwehr geeigneten

Mittel. Es ist die Erfahrung gemacht worden, daß ohne genügende» Grund

von Gerichten das Dasein der Voraussetzungen der Nothwehr gerade deshalb

nicht anerkannt wurde, weil sie den, der sich im Stande der Nothwehr befunden

haben wollte, noch an die obrigkeitliche Hülfe verwiesen." Archiv 1848,

Seite 568 und 5S?, zu vergl. mit Seite 5K0. Manche Gesetzbücher, z. B.

Württemberg 102, stellen frettich die Abwesenheit obrigkeitlicher Hülfe als

Bedingung der Nothwehr auf. "

2 Wächter, Leh'rb. I. Seite 86—88.

s Archiv 1848, Seite 560, SKI. Mit Unrecht erklärt Württemberg

(Art. 103, Nr. 3) die Grenzen rechtmäßiger Vertheidigung für überschritten,

wenn bei einem Angriffe auf das Eigenthum Schadensersatz zu erwarten

war. -

« DieP. G.O, schließt allerdings die Nothwehr aus, wenn man sich durch

eine ungefährliche, unschmipffiche Flucht retten kann (Art, 140). Wie stimmt

das aber mit dem Fundamentalsatzc, daß dasÄlecht dem Unrecht »(cht zu

weichen braucht? Auchiv 184», Seite 578. — Litteratur überhaupt

bei Wächter, K. 50—52, Böhmer und Kavpler; jetzt auch bei Levita,

auf den hiermit auch hinsichtlich der einzelnen Punkte des Dogma

tischen und des Geschichtlichen verwiesen sein mag.

9*
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Verthcidigung der Freiheit, des Pfandbesitzes, einer Servitut ^ zc.

ist die Nothwehr am Orte. Im Römischen Rechte ist dies aner

kannt 2. Es muß als gemeinrechtlich ausgestellt werden,

obwohl die älteren Deutschen Quellen, und selbst noch die

Karolina, die Nothwehr in einer beschränkenden Weise auffassend

Die neueren Gesetzbücher haben im Laufe der Zeit immer

mehr Rechte mit den Nothwehrbefugnissen ausgerüstet, und im

Preußischen Strafgesetzbuche ist' die Nothwehr schlechtweg

gegen jeden rechtswidrigen Angriff gestattet worden ^.

Eine erschöpfende Angabe der Arten der Nothwehr, nach den

verschiedenen zu vertheidigenden Rechten, ist hiernach kaum möglich.

Besondrer Hervorhebung , bedürfen überdies nur die Nothwehr

zur Verthcidigung der Person, die Vermögensnothwehr und

die Ehrennothwehr.

1) Nothweht zum Schutze der Person.

Zu den Angriffen gegen die Person, welche zur Nothwehr

berechtigen, gehören nicht blos Angrisse gegen Leib und Leben,

sondern namentlich auch Angrisse gegen die persönliche Freiheit.

Alle diese Rechte können mit einer bis zur Vernichtung des Geg

ners gehenden Gewalt vertheidigt werden. Im Röm. R. wird

insbesondre dem Weibe eine Tödtungsbefugniß bei gewaltsamen

Angriffen auf die Keuschheit zugesprochen 2.

3) Vermögensnothwehr.

Die Gewalt, welche man dem rechtswidrigen Angreifer des

Eigenthums zufügt, um dasselbe zu vertheidigen, braucht keines

wegs mit dem Werthe des angegriffenen Eigenthumsobjektes im

Verhältnisse zu stehen. Auch ein geringfügiges Eigenthumsobjekt

darf mit der größten Gewalt, selbst mit der Tödtung des -rechts-

1 Wer z, B. eine Wegegerechtigkeit über eines Andren Grundstück hat und

sich schon auf dem Wege befindet, braucht nicht zu weichen. Schwierige

Einzelheiten: Archiv 1848, Seite 5S3 fgg.

2 1^. 1. tz. 27. O. äs vi: ,, Villi vi rspsllers liest, iäczus Hus natura,

eoiuvarätur." 1^. 3. O. äs Hust. et Hurs: „Iii viin atgus iv/juriaru

propulssmus , Huris Asntium sst." 1^. 4S. O. §. 4. g,ä IsS. ^uil. ,, Viru

vi äeisnäers omiiss IsZss «rrmiäHusHura p«rlliitt>mt." !,.4.«r.I).s.ä lsg.

^cziril: ,,^,ävsrsus psrisulura natural!» ratio vsrmittit se ästsuäsrs."

Diese Stellen lauten so allgemein als möglich.

s Zöp.fl, ».'«. O. — P. G. O. Art, 139, 14g, ISO. Luden, Handb.

S. 2SS^

4 Preuß. Strafgesetzb.s.4i.

5 1^. 1, §. 4. ag ISA. (Zorn, äs sie. „O. Lsäriauus issvrivsit, SSM,

c^uae stuprum sibi psr vir» infersritsill oseiäit, äimitteiiäaui." Die

Anerkennung-der Nothwehr zur Verthcidigung der P erso n ist allgemein.
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widrigen Angreifers, vertheidigt werden. Das Maß der erlaubten

Gewalt richtet sich nicht nach dem Werthc des zu vertheidigenden

Rechtes, sondern nach den Erfordernissen der Vertheidigung.

So viel Gewalt, als zur Vertheidigung des Rechtes nothwendig

ift, so viel darf man anwenden, sei das Recht selbst groß oder

klein'.

Dasselbe gilt von der Vertheidigung des Besitzes. Ja man

darf sogar dem fliehenden Diebe ^ und dem gewaltsamen Bcsitz-

entsetzers, mit allen Nothwehrbefugnissen ausgerüstet, die Sache

noch wieder abnehmen. Denn das Strafrecht versteht unter dem

Besitze nur die tatsächliche Verfügungsgewalt über die Sache.

Kann der Berechtigte dem fliehenden Diebe die Sache noch wieder

abnehmen, kann er den Besitzentsetzer aus seinem Grundstücke

sofort noch wieder hinauswerfen: so beweiset er gerade damit,

daß er seinen Besitz in Wahrheit gar noch nicht verloren hatte,

ihn also allerdings noch vertheidigen konntet

Wer rechtswidrig in die Wohnung eines Andren einzudringen

sucht, dem tritt das Nothwehrrecht in der Gestalt des Haus

rechtes entgegen 2. ,

1 P. G. O. Art. 150. „Item,so Einer zur Rettung eines Andren Leib,

Leben oder Gut Jemand erschlägt."

2 1^. 1. Lsg. rm6s vi: „Leere v«ssi6e»ti s,ü öskengendsiii pos-

ses8i«risra — ineulps,t»s tutslss moSerätions iiistam vim propulsäis

licet." Vgl. I.. 3. z. 9., I.. 17. O. ge vi.

5 1^. 3, Z. 9. O. 6s vi: „seü Ko« eorlkestim, von ex illter-

vallo." Archiv 1848, Seite 585.

4 Ueber die Bestimmung des Rom. R., nach welcher es dem Gläubiger

gestattet ist, dem fliehenden Schuldner das, was er von ihm zu fordern hat,

eigenmächtig abzunehmen, vgl. Archiv 1848, Seite 588, 589. Auch über

die Zulässtgkeit der Vermögensnothwehr herrscht w den neuere»

Gesetzbüchern Einstimmigkeit. ' Baiern (1813) Art. 129, wobei die Motive

Th. I. Seite-314 es als erlaubt anerkennen, den entlaufenden Dieb mit einem

Schusse zu verwunden oder zu tödten, wenn es kein andres Mittel zur Rettung

des Gutes gebe. Sachsen (1838) Art. 70. Sachsen 1855, Art. 91. Han-

noverArt.78. Darmstadt Art. 46. Braunschweig Art. löö. Würt>

temberg Art. 102. Doch nehmen manche Gesetzbücher Rücksicht auf die

Ersetzlichkeit des Vermögensvbjektes (z. B. Wörttemb. Art. 103, Baden

«7, Darmst.49), wobei der falsche Gedanke zu Grunde liegt, daß das Verthei-

digungsmittel mit dem Werthe des angegriffenen Gut« im Verhältnis! stehen

müsse. Daß die Notlswehr auch bei Verfolgung des fliehenden Diebes

oder Räubers, der die entwendete Sache mitgenommen hat, stattfinde,

erkennen namentlich an Württemberg 1«2, Darmstadt 4S, Braun schweig

l«6, Thüringen S6.

s In Preußen schon anerkannt durch das Allg. Ldr. II. 2«. §. 525 fg.;

»och niehr durch die ganz allgemein lautenden Ausdrücke des §. 41 des Stfgb.

Ebenso B ciiern (1813) 129, Würt. 102, Baven 84, 89, Braunsch. 166.
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3) Ehrennothwehr.

Die meisten neueren Gesetzbücher gestatten die Nothwehr nur

gegen gewaltthätige Angriffe auf die Ehre^. In Wahrheit

aber muß man die Nothwehr bei Ehrenangriffen zulassen, so weit

sie tatsächlich möglich ist. Ihre Möglichkeit kann bei wörtlichen

und symbolischen Injurien keineswegs ganz abgestritten werdend

s- 88.

Nothwehr (3. Grenzen derselben).

Ist der rechtswidrige Angriff noch nicht ein gegenwär

tiger, so ist die dem Angreifer zugefügte Gewalt eine vor

zeitiges Sie ist strafbar, weil die Bedingungen der Nothwehr

noch nicht völlig vorhanden waren.

Ünter der Voraussetzung eines in der That gegenwärtigen

rechtswidrigen Angriffes, befindet sich zwar der Angegriffene im

Zustande rechter Nothwehr. Aber er überschreitet die Grenzen

des Nothwehrrechtes und handelt abermals strafbar, wenn er

gewaltsamer verfährt, als es zu seiner Vcrtheidigung erforderlich

ist. Die Tödtung des Angreifers ist mithin nur dann erlaubt,

wenn gelindere Mittel zur Vertheidigung nicht ausreichten^.

Wird während des Vertheidigungskampfes über das Bedürfnis;

der Vertheidigung hinausgegangen, so liegt ein Vertchei-

digungserceß vor.

Mit der Besiegung des Angreifers, oder mit dem vollständigen

Verluste des angegriffenen Nechtsobjektes hört der Zustand der

Nothwehr auf. Jede Gewalt, die dem schon besiegten Angreifer,

1 Streitfragen im Archiv 1848, Seite 573 fgg. — Nur von gewaltsamen

Angriffen auf die Ehre, so daß bei wörtlichen und symbolischen Injurien keine

Nothwehr gestattet wird, reden W«rt. 1«2, Baden 84, Darmst. 46,

Braunschw. I««, Thüring. 6S,— Hannover 78 sprichtdagegen schlechtweg

von unrechtmäßigen Angriffen gegen die Ehre; noch allgemeiner

Preußen und Oesterreich a. a.O.

2 ,,Eine beleidigende Demonstration hindern, die »orräthigen Ercmplare

einer Schmähschrift wegnehmen, die Fensterladen vor demjenigen schließen, der

uns durch beleidigende Fratzen höhnt, die Thüreis verschließen, »m die Worte

eines aufgeregten Injurianten nicht in's Publikum dringen -zu lassen: dies

Alles und manches Andre sind ganz geeignete Mittel der Ehrennothwehr,"

Archiv 1848, Seite 57S. .,

s Man schießt z. B. den Dieb schon nieder, noch bevor er an du. Ort der

beabsichtigten That gelangt ist, — in dun Augenblicke, wo er eben erst den Kopf

durch das Fenster steckt, u, dgl, m.

4 1^. S. pr, Uli Iss. ^huil: ,, — sin »utsro, «um possst »pprskeiitl«r«

fureru, uiäluit ooLiasre, magis est ut i r^ uris, leeisse viäeatur; ergo
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oder die ihm nach dem vollständigen Verluste des angegriffenen

Rechtsobjektes zugefügt wird, ist eine nachzeitige und als solche

gleichfalls strafbar. Nach dem Siege des Benöthigtev wäre

die von ihm ausgehende Gewaltthätigkeit nicht mehr Ver

theidigung. Nach dem Siege des NöthigerS, d. h. nach dem

unwiderruflichen Verluste des von ihm bedrohten Rechtsobjektes,

ist eine Verteidigung dieses Rechtsobjektes ebenfalls nicht mehr

möglich

Ob indeß in der That eine strafbare Ueberschreitung der

Grenzen der Nothwchr stattgefunden habe, kann immer nur mit

Berücksichtigung der ganzenJndividualität deö Benöthigtcn

entschieden werden. Em abstrakt allgemeiner Maßstab ist hier

nicht am Orte. Der Bcnöthigte bleibt straflos, wenn er bei seiner

Vertheidigung so verfuhr., wie er bei seiner Individualität, nach

redlicher Ucberzeugung, unter, den besondren Umständen des vor

liegenden Falles, zum Zwecke der Vertheidigung verfahren mußte 2.

Namentlich ist zu beachten, daß der Zustand der Rechtsnoth und

des VertheidigungskampfeS Affekte hervorruft, welche von dem

Angegriffenen nicht verschuldet wurden und oft kaum beherrscht

werden könnend

Wenn der rechtswidrige Angreifer in der Nothwchr verwundet

oder getödtet worden ist, so ist -es wünschenswert!) und in Man

chen Gesetzbüchern bei Strafe befohlen, daß der Benöthigte hiervon

Anzeige mache. Es könnten sonst Unschuldige in dm Verdacht

eines begangenen Verbrechens gerathen. Es könnte nicht minder

der Benöthigte, durch Unterlassung der Anzeige, sich selbst ver

dächtig machen. Es wird endlich die Anzeige der erfolgten

1 O. 2. X. äs Komioiö. (V. 12), e. 18. eoä. „— lzusmvis vim vi re-

pellers omnss leges et «mnig, Hur«, permittsut, — tsmeri liebet iieii

«um lnollsraivius iusulpätss tutsls,s, n«n sd suinendäm

vinöiotsm, seck sck propulsällgam ivMriäin." Art. 142.

2 Archiv 1848, S. S92 fgg. ^- Die vorzeitige und die »achzeitigeGe-

walt stnd im Allgemeinen strenger zu beurtheilen, als de« während des

Vertheidigungskampfcs selbst gegangene Erceß. ' Dem richterlichen

Ermessen dürfen hier nicht zu enge Grenzen gesteckt -werden. Vgl. Vaiern

(1813) Art. 132, Würt. 103, Hannov. 79, Braunfch. 167, Baden 9«.

« Das Preuß. Strafgesetzbuch straft überhaupt nicht, wenn der Benöthigte

aus Bestürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen d« Verthei

digung hinausgegangen ist. Achnliche Bestimmungen geben Baden 91,

Braunschweig 167, Thüringen 67, Oesterreich §. 2, A. Thüringen

nennt geminderte Besonnenheit, Braunschweig nennt Ueber-

raschiuig, — Vgl. Breidenbach zum Art. Sl des G. Hessischen Strafgb.

(Kommentar 1.627). > .
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Tödtung oder Verwundung auch durch das Interesse der polizei

lichen Ordnung gefordert l.

Bon den Mitteln.

. 5.89.

Das Subjekt kann auf das Objekt nur einwirken durch ein

Mittel. Das Mittel ist nothwendig das Dritte, welches vorhan

den sein muß, wenn eine Handlung, ein Verbrechen, ausgeführt

werden soll.

Unter dem Mittel verstehen wir nun zwar auch ein Objekt,

aber ein solches, das schon auf der Seite des Subjektes

steht, den Zwecken des Subjektes gemäß eingerichtet ist und

vom Subjekte gegen ein andres Objekt angewendet

werden soll.

Am markirtesten tritt der Begriff deS Mittels in den förm

lichen Werkzeugen hervor. Der subjektive Zweck ist in ihnen

bereits vorgebildet. Das Mittel ist nur Werkzeug durch den ihm

zu Grunde liegenden Zweck. —

Der Wille ist ein Uebersinnliches. Soll er sich in der Sinnen

welt verwirklichen, so muß zwischen dem Uebersinnlichen und dem

Sinnlichen schon eine Brücke eristiren; es muß dem übersinnlichen

Willen ein ursprüngliches sinnliches Werkzeug mitgegeben sein.

Dies ist der menschliche Leib. Er ist eine Gcsammtheit von

Werkzeugen, die großentheils unter der Herrschaft deS Willens

stehen. Vorzugsweise ist es die Hand,- welche dem Willen von

der Natur zum Handeln mitgegeben ist.

Hat der Mensch von seinem Leibe, als dem ersten und ange

borenen Organe des Willens, Besitz genommen und ihn unter

seine geistige Herrschaft gebracht: so geht er dazu fort, sich Werk

zeuge zu schaffen, die außerhalb seiner sind. Er dringt in die

Außenwelt vor, unterwirst sich die Objekte, legt in dieselben

seine Zweckgedanken und macht sie damit zu Organen seines

Willens.-

! Strafbeftimnumgen für unterlassene Anzeige haben. Baiern (18IZ)

Art. 1SS, Württemberg §. 10S, Braunschweig Z. 168, Hannover

Art. 81, Oldenburg Art. Die PreuLisch.en Entwürfe enthielten

ähnliche Anvrdnunge». Das Preuß. Strafgesetzb. schweigt aberüber die

Anzcigepflicht; ebenso O csterreich und Sachsen.
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So entsteht der Gegensatz der angeborenen, ursprünglichen,

zu den erworbenen, gemachten Werkzeugen. In den letzteren

steckt eben sowohl ein Zweckgedanke, als in den nsteren. Aber

den künstlichen Werkzeugen liegt der Zweckgedanke nur äußerlich

zu Grunde, während er bei den ursprünglichen das innere

Lebensprincip .ist. Daher ist das künstliche Werkzeug nur

thätig, wenn es von außen her in Bewegung gesetzt wird,

wogegen das lebendige Werkzeug sich von innen heraus

bewegt. — ...

Die Kenntnis, der angewendeten Mittel ist wichtig

1) bei dem Beweise des Verbrechens. Das gewählte Mittel

kann ein Anzeichen für den Willen des Handelnden werden.

Weil in einem Werkzeuge der Zweck des Subjektes schon vorge

bildet liegt, so läßt sich est ein ziemlich, sicherer. Schluß von dem

gewählten Werkzeuge auf die Willensbeschaffcnheit des Thäters

machen.

2) für die Ausmessung der Strafbarkeit des Thäters.

Denn die Wahl eines wirksameren oder gefährlicheren Werkzeuges

bekundet einen höheren Grad der Entschiedenheit oder d.er Ge

fährlichkeit des verbrecherischen Wollens.

3) für den Thatbestand des Verbrechens, der hier unser

Thema ist. — In dieser Hinsicht unterscheidet man taugliche

und untaugliche Mittel. Letztere zerfallen in absolut und

relativ (oder in oonoreto) untaugliche. Diese Eintheilungen

lassen sich auf die Objekte des Verbrechens ebenso gut anwenden

als auf die Mittel. Wiefern mit untauglichen Mitteln wenigstens

ein Ansang der Ausführung des Verbrechens möglich sei, wird in

^>er Lehre vom Versuche mitgetheilt werden ^.

'I Das Hannov. Stfgb. z. 4« unterscheidet nicht blos, ob das Mittel

tauglich o)>er untauglich war, sondern auch ob es an und für sich ganz

unta-uglich war, oder nur unter den besondren Umständen und nach

d«r Art des Gebrauche« die schädliche Wirkung nicht habe» konnlc.

(Leonhardt, I. S. 197). Im G. Hessischen Strafgesetzb. §. «7 und im

Braunschweigischen Z. 3« wird Straflosigkeit ausgesprochen, wenn zur

Ausführung aus Unverstand oder abergläubischem Wahne solche Mittel

gewählt wurden, die dazu unter keinerlei Umständen dienttch sei»

konnten. (Breidenbach, II. S. ISO). Bon Manche» werden die relativ

Untauglichen Mittel unzulängliche oder unwirksame genannt. Vgl.

ZachariS^ vom Versuche, §. 125,
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Zweiter Titel.

Die verbrecherische Handlung.

I.

Die Handlung und die Zurechnung.

Z- 90.

Begründung der Handlung und der Zurechnung.

Nachdem das Subjekt ein Mittel gefunden hat, durch welches

eö auf das Objekt einwirken kann, sind wir auf dem Punkte

angelangt, von der verbrecherischen Handlung selbst zu reden.

Das Subjekt legt seinen Willen in das Mittel. Es giebt

dadurch dem an sich tobten Mittel, das aber schon zur Aufnahme

des Willens gleichsam wohnlich eingerichtet ist, eine lebendige

Seele, welche jetzt in den durch den Zweckbegriss vorgebildeten

Formen'des Mittels Platz nimmt.

Nun es vom Willen ergriffen und beseelt worden ist, regt

sich das Mittel. Es setzt sich gegen das Objekt in Bewegung.

Und vermöge dieser Bewegung des Mittels vermittelt sich der

Wille zur That.

Eine solche lebendige Vermittelung des Willens zur That

heißt eine Handlung. Sie ist die Bewegung des Willens

auf dem Boden der Außenwelt, im Gegensätze zur That, welche

nur das abgelagerte objektive Ergebnis dieser Bewegung

bezeichnet

In dem Begriffe der Handlung ist der Begriff der Zurech

nung enthalten. Zurechnen heißt nämlich: ein Geschehenes»

einem Willen auf die Rechnung schreiben, — es als dasErgebniß

einer Handlung auffassen, — die Vermittelung des Geschehenen

mit dem Willen nachweisend

So weit demnach, der Begriff der Handlung reicht, so weit

> Berner, Grundlinien der kriminalistischen Jmputcktionslehre, Berlin

184S, Seite 39fgg. Litteraturnotiz bei Köstlin, System, Seite 128,

Note 2. Hinzuzufügen wäre jetzt noch: Otto Börner, Willensfreiheit,

Zurechnung und Strafe, Freiburg 1857.

2 Früher stellte man einander gegenüber die Iniputst!« ksetl und die

Impuwtio ^uris. Jene besteht in dem Urtheil, daß die Person äußerer

Anlaß, diese in dem Urtheil, daß sie w i l l k ü r l i ch e U r sa ch e des Geschehenen

gewesen fei.
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reicht auch der Begriff der Zurechnung; und wo der Begriff der

Handlung aufhört, da hört auch der Begriff der Zurechnung auf.

Nun giebt, es jedoch f. g. Unterlassungsverbrechen

(Oeliet«, omissionis). Sie bestehen darin, daß Man etwas

gesetzlich Gebotenes nicht thut und scheinen daher nicht Hand

lungen zu sein. In Wahrheit aber sind sie negative Hand

lungen. Es ist bei ihnen sowohl ein Wille, als ein äußeres

Ergcbniß dieses Willens da, — nur Beides in negativer Weise.

Das Nichtwollen des Gebotenen ist nämlich auch ein Wille.

Die unterbliebene Ausführung des Gebotenen ist auch eine That.

Und wenn diese That infolge jenes negativen Willens einge

treten ist, so ist dies auch eine Vermittelung von Wille und

That, also eine Han-dlung^.

Z. 91.-

Aufhebung der Handlung und der Zurechnung,

Wenn die Begriffe der Handlung und der Zurechnung darauf

beruhen, daß ein Wille, eine That und eine Vermittelung

Beider vorhanden ist: so sind Handlung und Zurechnung aufge

hoben, sobald einer jener Bestandtheile fehlt.

1. Fehlender Wille.

Die Zurechnung fällt weg, sobald das Subjekt nur infolge

einer bestimmenden Naturgewalt' (Vis major natura«), ober

infolge eines von einer fremden Person ausgeübten physischen

Zwanges (Vis absolut«) eine verletzende Wirkung hervorge

bracht hat 2.

1 1^,. 4. O. 6s »AN. et al. Merls: „I5soÄrs vi6etur nori solum IS, c^ui

partum perioeat, se6 «t is, gui alimonia 6eusgs,t." Feuerbach, Lehrb.

§. 98. Spangenberg, überUnterlassungsverbrechen, im N. Archiv Bd. IV.

Seite 527 fgg. Zachariä, vom Versuche, Bd. I. S. 66 fgg. Luden,

Abhandl. 1.467 fgq,, II. 219 fgg. Derselbe, Handb. 1. 217 fgg. Ist eine

Handlung bei Strafe vorgeschrieben, so wird in der Regel nicht

blos die absichtliche, sonde.rn auch die fahrlässige Unterlassung

gestraft; z. B. die unterlassene Anzeige gewisser Verbrechen. Preuß.

Stfgb. Z- 3», 112, 118. Oefterr. S7, 6«, 61, S7, 87, Äs, 93, 9S, 1S9, 212.

Bair. (1813> Art. 78? Sachs. (1838) Art. 39, Würt. Art..93, 94.

Braunschw. Art.48. Hanno». 12«. Darmst. (Breidenbach II. S. 413).

Sachsen 18SS, Art. 70, 71.

2 Man kann l«t den Raturkräften mechanische, physikalische und orga

nische unterscheiden. - ^. fällt von Ungefähr auf den L.'und tödtet ihn dadurch:

mech an isch er Zufall. ^. wird durch eine Elektrisirmaschine genöthigt, dem lZ.

einen Schlag zu geben: physikalischer Zufall. ^. wird von einem tollen

Hunde gebissen, bekommt die Hundswuth und zerfleischt nun den L. : orga



Erstes Buch. Zweiter Titel.

2. Fehlende That.

Die Zurechnung fällt weg, sobald das Subjekt über das bloße

Wollen des< Verbrechens nicht hinausgeht und seinen Willen in

der Außenwelt gar nicht bethätigt. OoZitktionis poenäin nevao

3. Fehlende Vermittelung.

Die Zurechnung fällt weg-, wenn zwar Wille und That vor

handen sind, beide aber einander nicht entsprechen und aller

Zusammenhang zwischen ihnen abgebrochen ist (I5rr«i- taoti und

^.berrati« äelioti). Unter dieser Rubrik find folgende Fälle

hervorzuheben:

«) Die Folgen einer Handlung, welche selbst bei der

gehörigen Besonnenheit nicht vorausgesehen werden konn

ten, stehen mit dem Willen des Subjektes gar nicht mehr im

Zusammenhange. Es hört bei ihnen die Zurechnung auf. Sie

sind bloßer Oasus.

i?) Handelt das Subjekt in einer falschen thatsächlichen

Voraussetzung, die, wenn sie richtig wäre, die Handlung

rechtfertigen würde: so kann diese Handlung in der Regel

als ein Verbrechen nicht betrachtet werden. Denn Wille und

That entsprechen einander nichts

7) Handelt das Subjekt in - einer falschen thatsächlichen

Voraussetzung, die, wenn sie richtig wäre, die Handlung

zu einer minder strafbaren machen würde: so kann diese

Handlung in, der Regel nur als eine, minder strafbare betrachtet

werden. Denn soweit dem Thäter erschwerende Umstände unbe

kannt geblieben sind, konnte sein Wille auf dieselben nicht

gerichtet sein. Insoweit fallen also Wille und That aus

einander^.

nischer Zufall. (Imputation«. S. SÄ—57.) — Bei physischem Zwange

ist der Gezwungene nur Durchgangspunkt einer fremden Handlung.

1 Vgl. §. 72 dieses Lehrb.

2 Eine bloße Fahrlässigkeit kann allerdings noch übrig bleiben. Diese

aber gilt dabei gewöhnlich nicht als verbrecherisch. Beispiele: Es schreitet

Jemand zur zweiten Ehe, während er irrthümlich glaubt, der erste Ehegatte sei

gestorben. Oder es heirathet Jemand die eigene Schwester, die er für eine

Fremde hält. Das Prenß. Strafgesetzb. straft i» allen solchen Fällen gar

nicht. (Preuß. Stfgb. §.44 Abs. 1). Württemb. IS« Abs. 1, Baden

72, Darmstadt 42 »Ud Braunschweig 32 Abs. 1 nehmen aus die Möglich

keit Rücksicht, daß eine strafbare Fahrlässigkeit übrig bleibe.

» Hinsichtlich der übrig bleibenden Fahrlässigkeit gilt hier dasselbe, wie

im vorigen Falle. Beispiele: schießt auf den L., den er für einen Frcm
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Ueberblick über die Gestaltungen der Handlung.

Wo wir von einer Handlung reden, da haben wir immer ein

Geschehenes und ein Gewolltes, und zwar Beides im Zu

sammenhange mit einander. ' '

Entspricht das Geschehene dem Gewollten, so ist die Handlung

eine dolose. Entspricht das Geschehene dem Gewollten nicht,

so bleibt dennoch ein Schuldzusammenhang möglich, sofern das

Subjekt es an der nöthigen Aufmerksamkeit oder Besonnenheit

fehlen ließ. Dann ist die Handlung eine kulpose, — So bilden

Dolus und Kulpa die beiden Abstufungen auf der subjek

tiven Seite der Handlung. Fragt man, wie ein Geschehenes

dem Willen zuzurechnen sei und in welchem Miße es das Gepräge

der Subjektivität trage: so muß geantwortet werden, entweder

daß Dolus, oder daß Kulpa vorhanden sei.

Zwei ähnliche Abstufungen zeigen sich auf der objektiven

Seite der Handlung. Das Gewollte kann vollständig oder un

vollständig verwirklicht fein. Im elfteren Falle haben wir den

Begriff der Vollendung^ im letzteren den des Versuches.

Vollendung und Versuch sind für die objektive Seite der Hand

lung gerade das, was fü.r die subjektive Seite Dolus und

Kulpa

Hiernach werden zuerst Dolus und Kulpa, sodänn Versuch

und Vollendung, in besondren Rubriken, abzuhandeln sein.

den hält; L. ist aber ein naher Verwandter. Dann hat ^. kein ?äri«iäiuin,

sondern nur ein einfaches Lomi<:I6inm verübte — und ö. begehen gemein

sam einen Diebstahl; ^. weiß nicht, daß S. bewaffnet ist. Dann ist^,. nicht

als Theilnehmer an einem bewaffneten, sondern nur als Theilnehmer an einem

einfachen Diebstahle zu strafen. Oesterr.2,e. Preuß. 44, Abs. 2. Sachsen

(1838) «8. Hanno». 4S. Braunschw. 32, Abs. 2. Württemb. 10«,

Abf. 2. Baden 72, 10«. Darmstadt 43, 62. — kkotsnkäuer, Ss

äslict« psr srrorsin in psrsoyä ««ramis««, Hg,I. 1828. Pfotenhauer,

der Einfluß des Jrrthums und der s. g. Verirrung aufdie Strafbarkeit »ollende-

terVerbrechen, 1839. — Arch i v des Kr. III. S. 486. XII. S. 281 . Z ach ari S ,

«mn Versuche, I. S. 274. Imputation«!. S. 64. — Breldenbach, II. 95.

Hufnagel, Präjudicien, Strafgesetzb. mitAnmerk. S. 96. Thilo, S. 108.

Leonhardt, I.S. 224. Watzdorf, Jahrb. I. Heft 2 S. 168. Goltdam-

mer, 5 429. Beseler, 19s. Temme, 183. Sachsen 1öS5, Art. 9ö.

Krug, Kommentar, Abth. 4.Abhandl. 8.

i Imputation«. S. 174—i?ö.
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II.

Dolus und Kulpa.

^.

Dolus.

s- 93.

Dolus im Allgemeinen.

Der Wille wird dadurch zur Thätigkeit aufgerufen, daß das

Subjekt irgend ein Bedürfniß empfindet, das eS befriedigen

möchte. Die Befriedigung dieses Bedürfnisses (z. B. der Hab

sucht, der Eifersucht, der Rachsucht) ist das Motiv und der

Zweck des Subjektes.

Um die Befriedigung des subjektiven Bedürfnisses zu erreichen,

muß sich der Wille auf die Ausführung eines Gedankens, auf die

Herbeiführung eines Erfolges richten (z. B. auf Aneignung einer,

fremden Sache, auf Verstümmelung oder Ermordung der verhaßten .

Person). In diefer Richtung ist der Wille Absicht.

Die Absicht kommt zur Ausführung, indem der Wille sich

mit dem erforderlichen Maße der Energie an die Außenwelt

hcranbegicbt, d. h. durch den mehr oder minder festen Vorsatz.

Demnach ist die Entstehung des Dolus im Inneren des

Subjektes ein Fortgang vom Zweck zur Absicht, und von der

Absicht zum Vorsätze.

In umgekehrter Reihenfolge treten dieselben Begriffe bei der

Verwirklichung des Dolus auf. Es muß nämlich zuerst die

Außenwelt energifch angegriffen werden (Vorsatz). Das Ergebniß

dieser Thätigkeit ist sodann der verwirklichte Erfolg (Absicht).

Und aus diesem Erfolge schöpft letztlich das Subjekt seine Be

friedigung (Zweck). Aus dem Zwecke geht die Bewegung des

Willens hervor, um in ihm auch ihren Abschluß zu finden ^.

i Berncr, die Lehre von der Thcilnahme am Verbrechen und die neuere»

Kontroversen über Dolus und Kulpa, Berlin 1847, Seite «« nnd «7. Dazu

desselben Jmputationsl. Seite 179. Eine nene Prüsunq dieses Gegen-

standes liefern Herrmann , im Archiv des Kriminalr. 1856, Seite 1 fgg. und

Osenbrüggen, Abhandlungen aus dem Deutschen Strafrccht, Band i, !857,

Seite 1 fgg. Die schöne Abhandlung von Krug überPolus und Kulpa (18S4)

bezieht sich vorzugsweise auf den Dolus «v«i>tu»lig ssu ingsterminätus.

In den neueren Gesetzbüchern findet man sehr verschiedenartige Bezeich

nungen des verbrecherischen Willens, so z. B, im Prcuß. Gesctzbliche die

Bezeichnungen: Vorsatz »ird vorsätzlich, Absicht und absichtlich, wissentlich, mit
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Vorsatz.

Als Vorsatz bezeichnet das Strafrecht dm Grad der Tiefe

und Entschiedenheit des verbrecherischen Willens.

Bevor' das Subjekt handelnd in die Außenwelt eingreift, geht

es innerlich mit sich zu Rathe; denn nur vom Denken kann

das Wollen und Handeln ausgehen. Diese innere Berathung

schließt ab durch den Beschluß. Der Beschluß aber kommt zur

Ausführung, indem sich der Wille energisch gegen die Außenwelt

aufschließt: d. h. durch den Entschluß.

Je nachdem nun der Fortgang von der inneren Berathung

zum Beschluß und zum Entschluß ein ruhiger oder ein durch

hinzugetretenen Affekt übereilter war, nennt man den Vorsatz

Prameditatwn (Vorbedacht) oder Impetus (AffektwiÜe). .

1) Zur Prä Meditation ist nicht erforderlich, ,dgß der Be

schluß schon längere Zeit vor de,r Ausführung gefaßt wurde. Nur

ein besonnenes Wollen ist nöthig. Die Länge der Zeit, welche

zwischen dem Aufkeimen des bösen Willens und der Ausführung

verstrichen ist, kann zwar allerdings als ein Anzeichen des Vor

bedachtes gelten; sie ist aber keineswegs immer der wahre

Maßstab für die Tiefe des bösen Willens. Und namentlich ist

auch dann Vorbedacht anzunehmen, wenn der Gedanke des Ver

brechens und das ruhige, kaltblütige Ausführen desselben unmit

telbar auf einander folgen ^.

2) Der Impetus hört auf, eine Schuldform zu sein, sobald

Ueberlegung, wider besseres Wissen, Zweck, böswillig, mit List, rechtswidrig.

Vgl. Goltdammer, I. 237. Beseler, 4S. Aehniicher Redefonnen bedienen

sich die Quellen des gemeinen Rechts. Rom. Recht: soiens, seiens

pruüsnsizus , golo roalo, «ovsulto, e««silio, 6s,tä «psra, malo snimo,

proxosito st«. (Vgl, Jmput. Seite 273, Anmerk. Deutsches gemeines

Recht: Wille, böser Wille, williglich, wissentlich, mit Wissen «nd Willen,

boshaft, böslicherWcise, fürsStzlich,fre»entlich, gefährlicherWeife, arglistig.

Neuere Gesetzbücher: Baiern 1813, Art. 3S. Darmstadt 58. Han

nover 41. Braunschweig 27. Baden 97. Thüringen 2S. Oester

reich I. Vgl. hierüber Osenb'rügge», Abhandl. 1. 12.

i Die Mltheilmig in Prämeditation und Impetus wird für den That-

bestand wichtig bei den Tödtungsverbrechen, Im Allgemeinen ist sie nur bei

der Strafausmessung von Bedeutung. Schon die Römer unterscheiden

propositum und imzzstus. 1^. 11. O. cls posnis. Z^. 38. S. 8. O. acl leg.

^ul. gs »6ult. Vgl. (NO. Art. 137. Wilda, Straft, der Germanen,

S. 70S sgg. — Das Preuß. R, bezeichnet.die PrSmeditation mit den Worten

„vorsätzlich und mit Ueberlegung;" den Impetus: „vorsätzlich und ohne

Ueberlegung." . Preuß, Strafgb. §. I7ö und 176. — Jmput. S. 17S—183.
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der eingetretene Affekt die innere Berathung und Beschlußnahme

nicht blos überstürzt, sondern ganz aufgehoben und unmöglich

gemacht hat. Nicht das Fehlen jener Momente bildet die Eigen-

thümlichkeit des Affektwillens; diese liegt vielmehr darin, daß

Berathung, Beschluß und der ausführende Entschluß wie mit

Einem Schlage dasind ^.

3) In manchen Fällen wird die Grenze von Prämeditation

und Impetus zweifelhaft. Alsdann ist nach folgenden Regeln

zu entscheiden: «,) Wurde das Verbrechen im Affekte beschlossen,

die Ausführung aber mit ruhiger Besonnenheit unternommen: so

ist Prämeditation vorhanden. Denn die Besonnenheit bei der

Ausführung hebt den vorangegangenen Affekt auf. b) Wurde

das Verbrechen mit Besonnenheit beschlossen, aber im Affekt

unternommen: so ist Impetus vorhanden. Denn der Affekt ist

hier der Anstoß der Ausführung gewesen, o) Dagegen hört

die mit Besonnenheit beschlossene That nicht auf eine prämedi-

tirte zu sein, wenn der Affekt erst nach begonnener Ausführung

und im Verlaufe derselben eintritt 2.

Z. 95.

Absicht.

Absicht heißt der Wille in seiner Richtung auf den ver

brecherischen Erfolg.

1) Beabsichtigt der Handelnde unbedingt das Eintreten

des Erfolges, so ist seine Absicht Dolus Setermiuätus.

2) Beabsichtigt der Handelnde den Erfolg nur bedingt

(nur eventuell), so ist seine Absicht Dolus iliäeterruiustus sive

eventualis. , ' ^ -

3) Reihen sich mehrere Erfolge derselben Handlung an

einander, von denen der nähere unbedingt, der entferntere nur

bedingt beabsichtigt wurde: so treffen Dolus äet. und Dol.

iuuet. zusammen 2.

1 Eine Mittelstufe zwischen Dolus und Kulda ist der Affektwille „icht.

da es solche Mittelstufen überhaupt nicht giebt. Allerdings aber wird die im

Affekt herbeigeführte Wirkung oft blos kulpos sein.

2 Oesterr. 57. Preuß. 175, 17«, 177, IS«, 196. Bair. (1813) SO.

Sachs. (1838) 42, 121. Würt. 107, 237. Hanno». S1, 227. Braunschw.

S3, 145. Gr. Hessisch. IIS, 252. BSd. 97, 205. Thüring. IIS.

S a ch se n 1855, Art. 46—4S. -

s Die Unterscheidungen des O«I. äst. und des Dol. inäst. sind für de»

Thatbestand völlig gleichgültig und können nur bei der Strafausmessung
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Zweck.

Zweck heißt die angestrebte eigene Befriedigung, die

das Subjekt aus dem Erfolge schöpfen will.

Welche Bedeutung der Zweck für das Strafrecht habe, lehrt

folgender Vergleich von Zweck und Absicht:

Die Absicht verkörpert sich in dem Erfolge. Sie löset sich

auf diese Weise ganz von der Innerlichkeit des Subjektes. Sie

nimmt den Charakter der Jndividualitätslosigkeit und Allge

meinheit an, denn sie ist dasjenige, was jeder Handelnde, bei

gleichem äußeren Erfolge, ganz ebenso gewollt hat wie der andre.

Weil sie sich, ihrem ganzen Umfange nach, in äußeren Merkm^en

ausprägt, so ist sie äußerlich erweisbar.

Der Zweck ist dagegen etwas ganz Innerliches, durchaus

Individuelles und Unsichtbares.

Auf die Absicht kommt es wesentlich bei der juridischen, auf

den Zweck bei der moralischen Beurtheilung an. Das Recht

hat es mit dem äußerlich hervorgetretenen Willen, die Moral

mit der innersten Triebfeder des Handelns zu thun. — Eben

daher eignet sich der Ausdruck „Absicht" mehr als jeder andre,

um schlechtweg den Kriminaldolus zu bezeichnen.

Zu abstrakt verfährt man jedoch, wenn man die Berücksich

tigung der Zwecke ganz von der strafrechtlichen Beurtheilung

ausschließt ^.

Beachtung finden. Sachsen 1855, Art. 47. Die Gesetzgeber haben

angefangen, diese Begriffe ganz abzuweisen, und die Praris ist

ihnen dafür dankbar. Ein verständlicher Wink für die Theorie, ihnen

keinen breiten Platz einzuräumen! — Noch gleichgültiger ist es, ob man zwei

Erfolge alternativ beabsichtigt hat, oder ob man nur einen Erfolg wollte.

Hess. Darmst. Strafgb. Art. 60. — Sehr ausführlich: Imputation«!.

Seite 184 fgg. Theiln. 143 fgg. — Gegen die Annahme eines Ool. svsut. seu

ioäet. haben sich neuerlich erklärt Osenbrüggen (Brandstiftung, 1854),

Temme (Archiv 1854, S. 2««) und Krug (Ueber Dolus und Kulpa, 1854).—

Gesetze: Baiern (1813) 38,41. Würtemb. 55, 5«, 57. Baden97,S8.

Darmst. 58, ö«. Hanno». 41, 43. Braunschw. 27, 28. Am besten

Darmst., sehr mangclhaftBaiern. Vgl. jetzt Sachsen 1855, Art. 47.

l Trendelenburg, logische Untersuchungen, Berlin 184«, Band II.

Seite 1—71, 72 fgg, — Jmvutat. Seite 224 fgg. Theiln. 15« fgg. — Bei dem

Diebstahle, wenn zu demselben gew innsüchtig er Wille gefordert wird, scheint

der Zw eck für den Thatbestand wesentlich zu sein. In der That aber kommt es

auf die Gewinnsucht gar nicht an; es kann vielmehr auch aus Mitleid und aus

Freigebigkeit ci>i Diebstahl verübt werden. Nur diejenigen Definitionen des

Diebstahls find richtig, die sich aufdie Bezeichnung der Absicht beschränken,

Berncr, Strofrccht. 1Y
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L.

Kulpa.

s- 97.

Kulpa im Allgemeinen.

Kulpa oder Fahrlässigkeit liegt vor, wenn infolge eines ver-

meidlichen Jrrthums ein unbeabsichtigter Verletzender Erfolg

eingetreten ist. Unter der Vermeidlichkeit des Jrrthums ist zu

verstehen die Möglichfeit, den Jrrthum durch Anwendung der

im bürgerlichen Leben erforderlichen Aufmerksamkeit

aufzuheben ^.

Es fragt sich, wiefern wegen bloßer Fahrlässigkeit nicht blos

Schadensersatz, sondern Strafe auferlegt werden dürfe, — wiefern

alsö die Fahrlässigkeit überhaupt dem Strafrcchte angehöre.

In der Regel setzt das Verbrechen Absicht voraus. Die

Bestrafung bloßer Fahrlässigkeit bildet die Ausnahme. So

lange das Gegentheil nicht aus besondren Gründen erhellt, ist

die Absichtlichkeit als ein Erfordcrniß der Strasbarkeit einer That

vorauszusetzen ^.

Strafdrohungen gegen bloße Fahrlässigkeit sind nur am Orte,

wenn sie durch die besondre Wichtigkeit des Gegenstandes

der Verletzung, oder durch polizeiliche Rücksichten, oder end-

1 Geringes Versehen ist nicht strafbar; es wird mindestens mäßiges

Versehen gefordert, also die Verabfäumung der gewöhnlichen Aufmerksam

keit. Manche Gesetzbücher heben dies ausdrücklich hervor, wie namentlich das

Darmst. Art. S8. Andre sprechen nur von Nachlässigkeit, Unvorsichtigkeit,

Ungeschicklichkeit, Mangel an Aufmerksamkeit u. s, w., so daß dem Nichter die

Aufsindung deck Anfangspunktes der strafbaren Kulpa überlassen bleibt. S«

SSchs. (1838) Art. 127. Würt. 58, 251. 2«7. Hanno». 47—51.

Braunschw. 29, IS1. Auch der OoSs peus,l 31g, 32«. DasBadische

Stfgb. §. 101 straft nur diejenige Fahrlässigkeit, die von dem Thätcr nach

allgemeiner Erfahrung oder nach seiner besondren Kenntniß bei

Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit zu »ermeiden gewesen wäre. . Vgl.

Thüring. Art. 30. Oesterr. §. 1, 2. Das Preuß. Strafgesetzbuch

schweigt über die Begriffe des Dolus und der Kulpa. Die Verhandlungen

aber ergeben, daß man ebenfalls nur das mäßige und das grobe Versehen,

nie das geringe Versehen strafen will. Sachsen 1855 erklärt im Art. 48,

eine ungewöhnliche Bedachtsamkeit sei »on dem Handelnden, außer wo eine

besondre Verpflichtung stattfindet, nicht zu verlangen.

2 Gemeinrechtlich ist die Kulpa keineswegs regelmäßig strafbar. Das

Bairifche Strafgesetzb, »on 1813 verpflichtet dagegen allerdings im Art. 64

allgemein zur gehörigen Aufmerksamkeit, so daß die Verletzung eines Straf

gesetzes, der Regel nach, sowohl dolos als kulpos möglich ist. Dieser Fehlgriff

hat die übelsten Folgen gehabt. Die späteren Gefetzgeb er haben ihn ver

mieden.
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lich wegen einer durch die Fahrlässigkeit verletztenBerufspflicht

gefordert werden t

Bei der Dreitheilung in Verbrechen, Vergehen und Ueber-

tretungen setzen die Verbrechen und Vergehen regelmäßig

den Dolus voraus, so daß hier bloße Kulpa nur in seltenen

Fällen angetroffen wird 2. Umgekehrt ist bei den Uebertre-

tungen regelmäßig schon die bloße Kulpa genügend,

sofern die Gesetze oder die Natur des Deliktes den Dolus nicht

besonders fordernd

Z. 98.

Arten der Kulpa,

1) Frevelhaftigkeit (luxuria) ist diejenige Fahrlässigkeit,

bei der das Bewußtsein der Möglichkeit des unbeabsichtigten ver

letzenden Erfolges obwaltetet Sie grenzt zunächst an den

Dolus eventualis ^.

2) Unvorsichtigkeit heißt die Fahrlässigkeit, wenn das

Subjekt zwar kein Bewußtsein von der Möglichkeit des eingetre-

1 „Wichtigkeit des Gegenstandes." Daher z. B. Bedrohung der

fahrlässigen Tödtung, schweren Verwundung, Brandstiftung, nicht minder der

Verletzung des öffentlichen Besteuerunqsrechts. „Polizeiliche Rücksich

ten." Dies zeigt sich in der ganzen Auffassungsweise, welche der Behandlung

der „Uebertretungen" zu Grunde liegt. „Verletzte Berusspflicht."

So namentlich bei Beamten und selbst bei einfachen Bürgern, wenn sie sich

in der Erfüllung einer amtlichen Pflicht befinden. Auch bei manchen Gewerb-

treibenden, z. B, Apothekern. Die meisten Gesetzbücher erklären

ausdrücklich, daß die Kulpa nur in denjenigen Fällen gestraft werden dürfe,

in welchen es durch die besondren Gesetze vorgeschrieben ist. So S S ch s. s1838)

Art. 32. Braunschw. 2S, 29. Württemb. Art. 58. Darmft. 57.

Bad. 80. SSchf. 18S5, 48. In Preußen wurde eine solche Anordnung

für unnöthig erachtet.
2 DasOesterreichischeStrafgesetzb.ß. 1 und2 fordert zu einem „Ver

brechen" schlechtweg Dolus.' In den übrigen Gesetzbüchern findet man auch

fahrlässige „Verbrechen " und „Vergehen."

« Dies gilt wenigstens «on denjenigen Uebertretungen, die keine Rechts

verletzungen, sondern nur Verletzungen der polizeilichen Ordnung find.

Bei diesen letzteren kann die Bestrafung nicht von der Absichtlichkelt der Hand

lung abhängig gemacht werden, wenn es nicht mit der polizeilichen Ordnung ein

Ende nehmen soll. Vgl. Beseler, Kommentar, Seite 577. Dagegen Temme,

Lehrb., Seite 1089, Anmerk. 3.
4 I,. 11. v. Se inesnS. bedient sich des Ausdruckes luxuria. An andren

Stellen kommt ,,l«,seivis," vor, und in ganz ähnlichem Sinne in der LOO. 146

der Ausdruck „Geilheit." Der Sprachgebrauch der neueren Gesetzbücher

ist kein gleichförmiger. ->
» Sie ist aber selbst kein Dolus. Eine reine Thatfrage ist es, ob in diesem

oder jenem Falle bei dem Bewußtsein der Möglichkeit des Erfolges noch Abwe

senheit der Abficht angenommen werden könne.

10*
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tenen bösen Erfolges hatte, ein solches aber bei gehöriger Auf

merksamkeit haben konnte.

Sowohl bei der Frevelhaftigkeit, als bei der Unvorsichtigkeit

täuscht sich der Handelnde in schuldhafter Weise. Doch ruht

die schuldhafte Täuschung bei der Unvorsichtigkeit auf einem

bloßen Mangel der Aufmerksamkeit auf den Erfolg, bei der

Frevelhaftigkeit hingegen auf einem leichtsinnigen Abwenden der

Aufmerksamkeit von dem Erfolges

3) Reihen sich mehrere unbeabsichtigte Folgen an einander,

von denen die näheren als möglich erkannt, die ferneren aber

gar nicht erkannt wurden, obwohl sie erkannt werden konnten

und sollten: so liegt ein Zusammentreffen von Frevelhaftigkeit

und Unvorsichtigkeit vor 2.

0.

Zusammentreffen von DoluS und Kulpa.

s- 99.

1) Oft wird ein rechtswidriger Erfolg beabsichtigt, an den

sich ein nicht beabsichtigter, aber vorausgefehener oder vorauszu

sehender rechtswidriger Erfolg derselben Handlung knüpft.

Dann ist ein Zusammentreffen von Dolus und Kulpa vor

handen^. Jrrthümlich wollte man früher den nicht beabsichtigten

Erfolg, wegen des vorangehenden Dolus, zum Dolus iri<Zire«tus

1 Die angeführten zwei Stufen der Kulpa liegen mehr oder weniger klar

den gesetzlichen Bestimmungen über die Fahrlässigkeit zu Grunde. Namentlich

betrachten die neueren Gesetzbücher Hie luxuria als Kulpa, nicht als Dolus.

Bair. (1813) 64, 65. Würt. 58, SS. Hanno». 46, 47. Braunschw.

29. Bad. 101. Thüring.3«. Sachsen 18S5 nennt die Kulpa schlechtweg

Unbedachtsamkeit, was auf die luxuria nicht paßt. Ein praktisches Be

dürfnis!, die Arten der Kulpa gesetzlich festzustellen, ist nicht vorhanden. Die

neueren Gesetzgebungen der Sch w eiz lassen sich auf Gradationen der Kulpa gar

nicht ein. (Vgl. Temme, Lehrb. Seite26« a. E.) Auf demselben Wege

finden wir auch die neueren Deutschen Gesetzgebungen, namentlich die

Preußische. Bgl. Sachsen 18SS, Art. 48.

» Es versteht sich jedoch »on selbst, daß nur wegen Eines kulposen Ver

brechens gestraft werden kann, wenn der entferntere Erfolg den näheren ver

schlingt. Z. B.: ^. verwundet den L. aus Frevelhaftigkeit; ö. stirbt an der

Wunde, — ein Erfolg den zwar gar nicht als möglich voraussah, aber vor

aussehen konnte und sollte. Dann ist ^. nicht wegen frevelhafter Verwundung

und außerdem noch wegen>l>m,orsichtiger Tödtung, sondern schlechtweg und aus

schließlich wegen fahrlässiger Tödtung zu strafen. Doch kommt bei der Straf

ausmessung sowohl die Frevelhaftigkeit, als die Unvorsichtigkeit in Betracht.

s Jmp. Seite 254 fgg. Theiln. I20fgg. Sachsen 1855, Art. 4S.
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zurechnend Nicht minder irrthümlich nannte Feuerbach die bei

einem solchen nicht beabsichtigten Erfolge obwaltende Fahrlässig

keit, wegen des vorangehenden Dolus, eine Oulns, äolo «Zeter-

miuata 2.

2) Bisweilen reihen sich zwei verschiedene Handlungen

derselben Person in der Weise an einander, daß bei der ersten

Handlung eine verbrecherische Absicht obwaltete, aber nicht' erreicht

wurde; währen? die zweite Handlung, bei der die verbrecherische

Absicht nicht mehr vorhanden ist, den bei der ersten Handlung

beabsichtigten Erfolg herbeiführt d Irrthümlich nimmt man hier

einen sich durch beide Handlungen hindurchziehenden Dolus

generalis and Diese Annahme enthält eine unstatthafte Ver-

muthung des Dolus. — Wurde durch die zweite Handlung

eine Bestätigung der ersten beabsichtigt, so ist der Erfolg allerdings

zum Dolus zuzurechnen, entweder zum Dolus eventualis, oder

gar zum Dolus äeterrniuatus. Es ist aber auch denkbar (und

von dieser Annahme geht unser Z aus), daß der Handelnde bei

der zweiten Handlung eine Bestätigung und Sicherung des bei

der ersten Handlung beabsichtigten Erfolges nicht wollte. DieS

wird namentlich anzunehmen sein, wenn die erste Handlung in

1 Zum Dolus irxZirsetus wollten die Aelteren namentlich diejenige nicht

beabsichtigte TS diu n g zurechnen, die aus einer ab sichtlichen Körper

verletzung hervorgegangen war. So Karpzov, Leyser, namentlich

Nettelbladt und Glänzer, auch Böhmer und Andre. Es lag dabei das

praktische Bestreben im Hintergründe. Ausflüchte des Angeschuldigten abzu

schneiden, wenn die Ableugnung des snimus oooiclsugi den Thatsachen zu

widersprechen schien. Man verwechselte die Beweisfrage mit der Rechts

frage.

2 Der Dolus luäirsotus ist, seit Feuerbach die Annahme desselben für

unstatthaft erklärt hat, zur Antiquität geworden. Die Lulps IZol« lletsr-

inius,rs, ist gegenwärtig ebenfalls aus Gesetzgebung, Doktrin und Praris fast

gänzlich verschwunden. Baiern (1813) 41 und Oldenburg S4 lassen

freilich den Einwand, daß die Absicht nur auf den geringeren Erfolg gerichtet

war, gar nicht gelten. Dies hat zur ungerechtesten Härte geführt: Arnold,

im Archiv des Kr. 1843, S. S3<7. Bessere Anordnungen enthalten dagegen

Württemb.ö«, Darmst.61, Baden 103-, Hanno'v.44, Braunschw. 28,

Thürin g. 3«, Sachsen 18SS, Art. 49. In allen diese» Gesetzbüchern wird

der in Rede stehende Fall als Zusammentreffen von Dolus und Kulpa

behandelt. Dieselbe Auffassung kam in den Vorverhandlungen über das

Preuß. Strafgb. zur Geltung (Goltdammer, I. 232 fgg.)

s Z. B.: glaubt den L. erschlage» zuhaben, und wirft ihn nun schleunig

ins Wasser, um den Leichnam zu verbergen. Hernach zeigt sich, daß Ii. mir durch

die Wirkung des Wassers getödtet worden ist. »

4 Aehnlich, wie bei dem Dolus iugirsotus, werden hier die B ewei s fra g e

unddieRechtsfragevermischt. — Mittermai er, Archiv 1841, Seite24fgg.

Im Anschluß an Mittermaier: Jmp. 193. Theiln. 143.
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der Aufregung verübt wurde und wenn der Handelnde mit

Bestimmtheit glaubte, daß der Erfolg schon bei der ersten

Handlung eingetreten sei. In solchen Fällen kann man nur von

einem (dolosen) Versuche sprechen; denn die erste Handlung,

bei der allein die Absicht des Verbrechens obwaltete, führte die

Vollendung nicht herbei. Hinsichtlich des durch die zweite Hand

lung wirklich herbeigeführten Erfolges bleibt eine Fahrlässigkeit

möglich^. . '

> III.

Vollendung und Versuch.

^-

Vollendung.

§. 100.

Ein Verbrechen heißt vollendet, sobald die Handlung den

Begriff desselben verwirklicht hat. Gemeiniglich, doch nicht

immer, gehört zur Vollendung der Eintritt eines bestimmten

Erfolges, in welchem die verbrecherische Absicht erreicht worden

ist; doch kommt es auch "m diesen Fällen nur auf die Verwirk

lichung der Absicht, nicht auf die des Zweckes an^.

Der Ausdruck „vollendetes Verbrechen" (Oeliowin oonsuin.

inätum) steht im Gegensatze zum Versuche. Er paßt daher nur

auf dolose Verbrechens

L.

Versuch,

s- 101.

Versuch im Allgemeinen.

Versuch heißt die begonnene, aber nicht zum Ziel gelangte

1 Ueber den angeblichen Dolus Asneralis enthalten besondre Bestimmun

gen das Württemb. Strafgb. Art. SS und das Badische §. 9S. Keines

dieser beiden Gesetzbücher läßt jedoch hinsichtlich des verbrecherischen Erfolges

eine Vermuthung des Dolus zu. Denn das Württemb. »erlangt, um den

Erfolg zum Dolus zuzurechnen, daß der Thäter auch bei der zweiten Handlung

„von dem auf die Rechtsverletzung gerichteten Vorsatze ausgegangen sei, oder

doch das vermeintlich schon «ollführte Verbrechen noch nicht mißbilligt hatte."

Und das Badische fordert ausdrücklich, daß der Thäter bei der zweite», den

Erfolg herbeiführen/den Handlung „seine Absicht nicht geändert hatte."

2 Zach ari S, vom Versuche, I. Seite 26, 27.

« Die OOö. nennt die Vollendung „Vollbringung der Missethat," im

Art. 178. — Bairisch. Strafgb. (1813) Art. S7. SSchs. (18S8) Art. 25.
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Ausführung des Verbrechens. Die Absicht trägt bei dem Versuche

dieselben Merkmale, wie bei der Vollendung; doch hat sie nicht

die ihr entsprechende Verwirklichung erlangt ^. Ohne Absicht ist

ein Versuch nicht möglich. Der Begriff des Versuches beschränkt

sich also auf dolose Verbrechens

Vom Römischen Rechte wird der Versuch bei Privatdcliktcn

gar nicht bestraft ^. Nach gemeinem Deutschen Rechte beschränkt

sich die Strafbarkeit des Versuches auf die peinlichen Verbrechen ^.

Die meisten neueren Gesetzgebungen Deutschlands erklären dagegen

den Versuch allgemein für strafbar ^. Das Preußische Recht straft

den Versuch eines „Verbrechens" immer, den Versuch eines

„Vergehens" in einigen Fällen", den Versuch einer „Uebsrire-

tung" niemals?.

Z. 102.

Vorbereitungshandlungen.

Zwischen dem inneren verbrecherischen Willen und der voll-

Württcmb, Art. öl. Darmst, Art. 63. Hanno». Art. 32. Braunschw.

§. 35. Ocsterr. §.8— l«. Sachsen 1855, Art. 37.

1 Die Absicht ist das geistige Ganze, das vom ersten Beginn des Versuches

schon vollständig. vorhanden Ist, aber sich erst durch den Verlaufder ganzen Aus

führung in die Eristenz setzt.

2 Mittermaier, im Archiv I. Seite 181. ZachariS, vom Versuche, I.

S. 3S. Lude», Abhandl. I. S. 267. Krug, Lehre vom Versuche, 1854.

« 1^. 1. §. 2.0. quog czuisczns juri8. 1..21, §. 7—g. 0. äs turtis. 1^,. 15.

§. 1«, 17. 1). äs io^ur. I., 27. §. 17. 0. sä Isg. ^<zuil.

^ Dies folgt aus P. G. O. Art. 178. Auch die Italienischen Juristen

nähmen nur bei den Oeliot» strovi», strafbaren Versuch an. <>ul. Olsrus,

sent. reo. lib. 5. qu. S2. v. 1, 2 und 5. Die verständige Ansicht, die dabei zu

Grunde liegt, ist die, daß bei den minder bedeutenden Strafgesetzwidrigkeiten

kein genügendes öffentliches Interesse für die Bestrafung des bloßen

Versuches vorhanden fei.

» Bairisches Strafgb. (1813) Art. 57 fgg. Württemb. Art. «1—73.

Badisch. 104—116. Darmst. 63—7«. Hanno». 36—38. SSchs.(l838)

26. Braunschw. 35, 36. Thüring. 22-28. Oesterreich. §. 8—1« (über

Verbrechen), Z. 264, ^. (über Vergehen und Ucbertretungen. Bei diesen

beiden letzteren ist der Versuch ein „mildernder Umstand.") Sachsen 1855,

Art. 39.

« Namentlich bei demZwangegegen Behörden, bei derBefreiung

von Gefangenen, bei derMeuterei in Strafanstalten, bei derVer-

leztnng zum Desertiren, beiderDrohungmitVerbrechen, endlich bei

demDiebstahl, der Unterschlagung undderErpressung.

^ Die „Vergehen" bilden dcnUebergang von den „Verbrechen" zu den

„Nebertretungen." Es ist daher ganz natürlich, daß man bei manchen Ver

gehen den Versuch strafbar gefunden hat, wie bei den Verbrechen; bei andren

nicht strafbar, wie bei den Ucbertretungen. ,, Der Versuch einesVergehens

wird nur in den Fällen bestraft, in welchen die Gesetze dies ausdrücklich

bestimmen," sagt §. 33 des Preuß. Strafgb.
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endeten That kann eine 'Reihe von Stufen liegen. Zu diesen

gehören zuerst die Vorbereitungshandlungen.

Als Vorbereitungshandlung erscheint eine Handlung nur

dann, wenn man sie in Beziehung auf eine andre Hand

lung- (auf die Ausführung) auffaßt. Bedroht ein Strafgesetz eine

Handlung, die als Vorbereitung dienen kann, ohne Beziehung

auf eine dadurch vorzubereitende Ausführung: so ist jene Hand

lung nicht als Vorbereitungshandlu.ng bedroht; sie tritt

dann vielmehr als eine an sich strafbare Handlung auf. Die

Zubereitung von Gift kann z. B. Vorbereitung zum Giftmorde

sein. Wenn aber das Gesetz die Zubereitung von Gift schlecht

weg bedroht, so faßt es diese Handlung nicht als eine Vor

bereitungshandlung auf; denn die Strafe tritt hier auch

dann ein, wenn man durch die Zubereitung von Gift kein Ver

brechen vorbereiten wolltet

Hiermit ist vom Begriffe der Vorbereitungshandlung dasjenige

weggeschält, was nach strenger Analyse nicht dazu gehört. Erst

jetzt kann die Frage gestellt werden: Sind Vorbereitungs

handlungen strafbar?

Diese Frage ist zu verneinen. Denn einerseits liegt

zwischen dem Willen, der noch bei den bloßen Vorbereitungen

steht, und demjenigen Willen, der sich in der Ausführung der

That offenbart, eine gar nicht auszumessende Kluft; die bloße

Vorbereitungshandlung ist bei einem verbrecherischen Wollen

möglich, das kaum mehr als ein flüchtiger Gedanke oder ein win

diger Einfall ist; wogegen die Ausführung den Willen in seiner

ganzen Energie und verbrecherischen Entschlossenheit fordert ^.

Und andrerseits giebt es meistens keine sicheren Merkmale,

die den Beweis liefern, daß eine Handlung Vorbereitung einer

bestimmten andren Handlung gewesen sei^.

Straflos ist demnach, als Vorbereitungshandlung, 1) die

1 Stiehlt^, ein Gewehr, um den L. zu tödten: so verfällt er der Strafe

des Diebstahls; aber seine Handlung kommt nicht als Borbereitung einer

Tödtung in Betracht. - Vgl. Preuß. Stfgb. Z. 34S. Nr. 2.

2 Wer ein Schwert gekauft hat, um einen Andren zu tödten, sinkt vielleicht

ohnmächtig zusammen, wenn man ihn an die Schwelle der auszuführenden

Mordthat stellt.

« Ddr Ankauf eines Gewehrs z.B. kann Vorbereitung zur Nothwehr, zur

Jagd, zum Mord und zu hundert andren Dingen gewesen sein.
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Herbeischaffung der zur Ausführung erforderlichen Mittel',

2) die Zubereitung der schon vorhandenen Mittels

Die Straflosigkeit bloßer Vorbereitungshandlungen bildet die

Regel des gemeinenRechts^ und der neueren Gesetzbücher^.

Doch erleidet diese Regel eine Ausnahme bei manchen Ver

brechen, welche für so schwer und gefährlich erachtet werden,

daß der Staat selbst der Vorbereitung schon mit einer Strafe

entgegentreten müsse 2.

Ansang der Ausführung.

Nach den Worten des Art. 178 der^p. G.O. gehören zum

strafbaren Versuche „scheinliche Werke, die zur Vollbringung

dienstlich sind." In den neueren Gesetzbüchern wird schlechtweg

ein „Anfang der Ausführung" gefordert". Beide Aus

drucksweisen führen zu denselben Ergebnissen. '

Der Anfang der Ausführung bezeichnet in der That den

Punkt, auf den es begriffsmäßig ankommt. Durch den Anfang

der Ausführung betritt der Wille, als entschlossener wirk-

1 Z. B. abermals der Ankauf eines Gewehres.

2 Z. B. das Laden des Mordgeschosses. Wie man hier im gemeinen

Recht» von Oooätus rs«otris und von Oelivtiiin ätreutstum reden kann, ist

bei den Anordnungen der <ÜOL. Axt. 178 nicht zu begreifen. Schon diePara-

phrase von Remus paraphrasirt diese Stelle in einer Weise, die über die

Straflosigkeit der Vorbereitungshandlungen gar keinen Zweifel

läßt! <zuis von sxtriuseois täiitur» «t rsino^is fsotis, «t

g,ctps,iätu tslorum, v«r>eni mali präsparstions ete., ssü proxiinls,

<zus,e »6 psi ksLtionsin «rimivis psrtivßuut" et«.

» MO. Art. 178. Die gemeinrechtlichen Juristen haben freilich über die

Strafbarkeit der Borbereitungshandlungen immer gestritten. Zachariä,

Versuch, I. Seite 221 fgg.

^ Sachs. (1838) Art. 29. Hanno». 34. Braunschw.4«. Darmst.

es, 66. Württemb. 63. Baden 108. Thüring. 27. Preuß. 31.

Oesterr. §. 8. Jetzt auch Sachsen 1855, Art. 45.

s Württemb. Art. 238, 213 (Hufnagel, das Strafgesetzb. S. 62).

Ueber Sachsen: Weiß, I. S.148. Darmst.: Bleidenbach, II. III—144.

Hannover: Leonhardt^I. 157 fgg. Baden: Thilo, 138 fgg. Sachsen

1855, Art. 45. — Preußen bedroht die Vorbereitungshandlungen

nur beim H ochverrath. Preuß. Stfgb. S.S3—66. — Bei Vorbereitungs

handlungen zu schweren Verbrechen ist Stellung unter Polizeiaufsicht

angemessen. In diesem Sinne sprechen sich aus: Württemb.63. Hanno».

34,1. Braunschw. 40. Darmst. 65, 66. — Aehnlich den Vorbereitungs-

handl., aber doch wesentlich von ihnen unterschieden, sind: die Stiftung

eines Komplottes oder einer Bande, so wie die Drohung mit- einem

Verbrechen. Davon später.

« Siehe die Anmerkungen zum vorigen z. — Zirkler, Demme's Annal.

Bd. V. 229 fgg.
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licher Wille, den Boden der Außenwelt, das Gebiet der

Gesellschaft, den Rechtsboden. Von hier ab ist daher

begriffsmäßig Verbrechen anzunehmen.

So klar indeß der Unterschied der Vorbereitung und der Aus

führung an sich ist, so schwer ist es doch oft, das Ende der Vor

bereitung vom Anfang der Ausführung zu trennen. Es darf

diese Schwierigkeit über die Richtigkeit der Unterscheidung an sich

nicht irre machen. Es liegt in der Natur der Anfänge, sich

dem Auge des Beobachters leicht zu entziehen.

Die bloße Herbeischaffung und Zubereitung der Mittel fällt

allerdings schlechtweg in das Gebiet der bloßen Vorberei

tungshandlungen; denn vor der Herbeischaffung und Zuberei

tung der Mittel ist eine Vermittelung des Willens zur That

(Ausführung) nicht denkbar, und der Handelnde hat es hier

noch ganz in seiner Gewalt, die Ausführung zu beginnen oder

nicht zu beginnen. — Ganz ebenso fällt, auf der andren Seite,

schlechtweg in das Gebiet der Ausführungshandlungen jede

Handlung, welche unmittelbar auf Herbeiführung des ver

brecherischen Erfolges abzielt

Zwischen diesen beiden Endpunkten ist aber eine Reihe von

Handlungen möglich, über welche sich nicht in abstrakter Allge

meinheit urtheilen läßt, — die vielmehr, nach der Natur des

besondren Falles, bald als Vorbereitungshandlungen, bald als

Ausführungshandlungen aufzufassen sind 2.

Aehnlich perhält es sich hinsichtlich der Streitfrage, ob bei

Untauglichkeit der Mittel oder Objekte ein strafbarer Ver

such anzunehmen sei?

Ist das Objekt einer beabsichtigten Tödtung ein Schatten,

ein Baumstamm, ein Leichnam; ist das zur Tödtung angewendete

Mittel Zucker statt Arsenik, ein Zauberstab statt eines Dolches

u. dgl. m.: so ist von einem strafbaren Versuche nicht mehr die

Rede. Es liegt hier nichts „zur Vollbringung Dienstliches" vor.

Es ist in Wahrheit kein „Anfang der Ausführung" vorhanden;

denn waö auszuführen unmöglich ist, kann man auch nicht

1 Der Regel nach wird der Anfang der Ausführung auf eine derartige

Handlung zu beschränken sein. Es ist dies der s, g. Lonatus proximus.

2 Z.B.: Erbrechen einer Thür, um Jemand im Hause zu tödten, ist kein

Mordversuch; Erbrechen einer Thür, um im Hause zu stehlen, wird dagegen fast

immer als Diebstahlsversuch aufzufassen sein.
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auszuführen anfangen. Eine blos subjektive Auffassung des

Anfanges der Ausführung wäre völlig unjuristisch. Sie wäre

den Worten des gemeinrechtlichen Gesetzes schnurstraks

zuwider. — Man darf also aussprechen, daß bei absolut

untauglichen Objekten oder Mitteln der Begriff des strafrechtlichen

Versuches ausgeschlossen sei^.

Ist das Objekt einer beabsichtigten Tödtung ein Mensch, der

jedoch für das anzuwendende Gift unempfänglich, oder gegen das

anzuwendende Geschoß durch einen schußfesten Panzer geschützt

wäre; ist das zur Tödtung anzuwendende Mittel ein Gift, aber

ein für diesen Menschen zu schwaches Gift: so ist ein strafbarer

Versuch gar wohl möglich. - Wollte man dies nicht einräumen,

so würde man folgerecht die Möglichkeit eines strafbaren Ver

suches, von dem doch die Gesetze sprechen, ganz leugnen müssen.

Denn wenn Alles auch gemäß der Natur des vorliegenden

Falles zur Vollbringung geeignet sein müßte: so müßte auch

immer die Vollbringung selbst aus den völlig dazu geeigneten

Bedingungen hervorgehen. — Dies rechtfertigt den Satz, daß bei

relativ untauglichen Objekten und Mitteln der Begriff des

strafbaren Versuches ni ch t ausgeschlossen sei 2. >

Zwischen den augenscheinlich absolut untauglichen und den

ebenso augenscheinlich nur relativ untauglichen Objekten und

Mitteln liegt abermals ein weites Gebiet zweifelhafter Fälle.

Eine Theorie, welche hier allgemeine Sätze aufstellen will, ver-

1 In manchen Gesetzbüchern bemerkt man ein Schwanken zwischen dem

juristischen und moralischen Standpunkte. Unmoralisch handelt allerdings

auch der, der mit dem aniivus «cLiltengi auf einen Baumstamm schießt.

Unmoralisch ist aber auch schon der bloße svlraus «eviäeväi, vor allen Vor

bereitungen zur That. B airisch es Stfgb. (1813) Art. 57. Sächs.(1838)

Art. 2«, 27. Württemb. Art. 72. Hanno». 4«. DarmstVdt. «7.

Baden 11«. Braunschw. 3«. Thüring. 23. — Oesterreich fordert im

§.8 zum Versuche „eine zur wirklichen Ausführung führende Handlung, bei

der die Vollbringung nur wegen Unvermögenheit, wegen Dazwischenkamst eines

fremden Hindernisses, oder durch Zufall unterblieben ist." Aehnlich Preu ß.

Stfgb. Z. 31. — Die Französifche Jurisprudenz ist gegen die blos subjektive

Auffassung des Anfanges der Ausführung. Wie kommen Deutsche Gesetz

bücher, bei der oft betontenObjektivitat des Deutschen Standpunktes, und

bei den durchdachten Anordnungen des gemeinrechtlichen Gesetzes, zu

einer entgegengesetzten Auffassung? Vgl. jetzt Sachsen 18S5, Art. 3S.

2 Zachariä. I. S. 233 fgg. Schlagende Beispiele, I. S, 247. Littera-

tur bei Mittermaicr zu Feuerbach, §.42, Note VIII. Schöne Abhandl.

über den Versuch von Zachariä, im Archiv für Preuß. Strafr., 18SS,

Bd. III. Seite 162 fgg.
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kennt die Grenzen, die zwischen ihr und dem richterlichen

Ermessen aufgerichtet sind ^.

Z. 104.

Nicht beendigter Versuch.

Wenn der Versuch nicht beendigt, sondern aufgegeben wor

den ist: so kann das Aufgeben aus dem freien Antriebe des

Handelnden hervorgegangen, oder durch äußere hindernde

Umstände herbeigeführt worden sein.

Der aus dem freien Antriebe hervorgegangene Rücktritt

von dem nicht beendigten Versuche macht denselben, alsVersuch,

straflose Das bereits Verübte kann jedoch mitunter für sich

allein schon ein selbständiges andres Verbrechen darstellen.

Insoweit war eine Zurücknahme des Willens nicht mehr möglich.

Insoweit ist daher die Strafe verwirkt ^. Sobald aber das

bereits Verübte an sich nicht verbrecherisch ist, fällt jede Strafe

fort 4.

Für die Straflosigkeit des aus freiem Antriebe aufgegebenen

Versuches spricht sowohl ein Rechtsgrund, als ein politischer

Grund. — Rechtsgrund: Wurde die Fortführung der That

aus freiem Antriebe aufgegeben, so verliert die That den Charakter

des Versuches. Der noch nicht verwirklichte Theil der Absicht ist

aus der Außenwelt wieder zurückgenommen worden. Und da

dies aus freiem Antriebe geschah, so bekundet sich in dem äußer

lich Bewirkten kein darüber hinausgehender realer Wille. —

Politischer Grund: Es ist rathsam, dem Verbrecher, so lange

1 Beachtenswerth sind die Unterscheidungen, die Bau er aufstellt, in seinen

Abhandl. Bd. I. Seite 37Sfgg. — Material zusammengestellt bei

PfotenLauer, der Einfluß des Jrrthums, 1838.

2 Z?G. O. Art. 178: „So Jemand wider seinen Willen an

Vollbringung der Missethat gehindert würde." Unter den neueren Gesetz:

büchern will nur das Sächsische Art. 28 (1838) keine Straflosigkeit bei frei

willigem Rücktritte. Vgl. Schwarze, im Archiv für Preuß, Straft., Band II.

(18S4) Seite 429 fgg. Dagegen hat das Sächsische Strafgefetzb. von

1855 sich »ollständig zu der allgemein anerkannten Lehre bekehrt.

s Zachariä, ll.27«fgg, (Otto, vom Versuche, 1854, Ziffer V, VI, VII.

4 Die älteren Schriftsteller wollen oft mildere Strafe wegen des frei

willigen Rücktrittes so Engau, Koch, Westphal, Quistorp, G.J.F.

Meister, Klei». Fast alle neueren erkennen die Straflosigkeit als das

Nichtige an; so Feuerbach, Martin, Schröter, Jordan, Bauer,

Henke, Wächter, Mittermaier, Heffter, Klcnze, Abegg, Hepp,

Roßhirt, Marezoll, Köstlin. Gegen die Straflosigkeitsind Grolman,

Klcinschrod, Oersted, auch Tittmann.
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er den Erfolg noch hindern kann, die Hoffnung auf Straflosigkeit

zu lassen. Schneidet man ihm den Rückweg zur Straflosigkeit

ab, so treibt man ihn damit an, auf dem Wege zur Vollendung

des Verbrechens vorwärts zu gehen. Läßt man dagegen den

freiwillig aufgegebenen Versuch straffrei, so muntert man bis zum

letzten Augenblicke den Verbrecher auf, seiner verbrecherischen

Absicht zu entsagen.

8. 105.

Beendigter Versuch.

Die Möglichkeit des Rücktrittes hört auf bei dem beendigten

oder fehlgeschlagenen Versuche (<ü«nätu3 pertootus, auch

Oeliotum pertectum genannt). Ein beendigter Versuch ist an

zunehmen, wenn der Handelnde fruchtlos die unmittelbar

auf den Erfolg gerichtete Handlung vollzogen hatt

Von andren Versuchen unterscheidet sich der beendigte Versuch

einmal durch die Beendigung, sodann durch die Unmöglich

keit des Rücktrittes. — Gehört zu einem Verbrechen kein

bestimmter Erfolg, so fällt die Unterscheidung des beendigten und

des nicht beendigten Versuches weg.

Wer sich bei dem Versuche noch die Möglichkeit des Rück

trittes offen hält, ist minder strafbar, als wer durch Beendigung

des Versuches diese Möglichkeit aufhebt. Der beendigte Versuch

bildet daher den höchsten Grad des Versuchest

1 So glauben wir den beendigten Versuch definiren zu müssen. Die

neueren Gesetzbücher weichen in ihren Begriffsbestimmungen über den

beendigten Versuch stark von einander ab. Das Preuß. Strafgcsetzb. spricht

gar nicht von Graden des Versuches, was zu billigen ist. Damit stimmt überein

dasOesterreich. Das Bair. Gesetzb. (I81S) bezeichnet VorbereitungShand-

lungen als entfernten Versuch. Im Gegensatz dazu steht der nahe Versuch,

bei dem dann wieder der beendigte und der nicht beendigte unterschieden wird,

aber in einer schiefen Weise (Zachariä, II. 45). Sachsen (1838) gedenkt

keiner Grade des Versuches. Württemb. S4, Hanno». 33, Braun schw. 3S,

Darinst. 68, Baden 106, 107 unterscheiden beendigten und nicht beendigten

Versuch. Württemb. nimmt beendigten Versuch an, wenn der Thäter

Mles gethan hat, was von seiner Seite z'ur Vollendung nöthig

war, ohne daß der zum gesetzlichen Begriffe des Verbrechens gehörige Erfolg

eingetreten ist. Baden fügt noch hinzu, daß der Erfolg durch zwischengetretene

Umstände, die ihren Grund nicht im Willen des Thäters, noch in seiner Hand

lungsweise hatten, abgewendet sein müsse. Einfacher Darmst. (Breiden

bach,!. 173). Sachsen 185S, Art. 4«: „Alles was er zu thun für noth ig

hielt."

2 Nach dem beendigten Versuche ist kein Rücktritt von diesem Versuche

möglich. DaßmandenVersuch nicht wiederholt, istkeinRücktritt. Ebenso

ist kein Rücktritt die durch nachträgliche Reue herbeigeführte Verhinderung
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Zusammentreffen von Vollendung und Versuch.

Es ist möglich, daß der Versuch eines Verbrechens schon die

Vollendung eines andren Verbrechens enthalte, welches selbständig

neben dem ersteren besteht und nicht in dasselbe aufgeht. Als

dann ist dieselbe That Vollendung des einen und zugleich Versuch

des andren Verbrechens. Mithin liegt ein wahres Zusammen

treffen von Versuch und Vollendung (s. g. ideale Konkurrenz)

vor^.

Dagegen ist kein Zusammentreffen von Versuch und Voll

endung anzunehmen, wenn die beendigte Handlung einen überall

nothwendigen Bestandthcil des darüber hinausgehenden versuch

ten Verbrechens bildet 2.

Einseitig und verwirrend ist es, das Zusammentreffen von

Vollendung und Versuch als „qualisicirten Versuch" zu be

zeichnen 2.

der schädlichen Folge». Thüring. 2S. — Die Quellen des gemeinen

Rechts theilen den Versuch nicht in Grade. Das Römische Recht enthält

gar keine Bestimmung, aus der eine solche Eintheilung abzuleiten wäre. Die

P. G. O. aber sagt nur, daß nach Gestalt »nd Gelegenheit der Sache

in einem Falle härter als im andren gestraft werden solle.

1 Z.B.: ^..zündet ein Haus an, um den Bewohner desselben zu verbren

nen. Die Brandstiftung gelingt, führt aber den durch sie beabsichtigten Tod

nicht herbei. Hier konkurrircn Brandstiftung und Mordversuch. Es ist ideale

Konkurrenz da. Dieselbe That ist Bollendung des einen und Versuch des andren

Verbrechens. — Ebenso wäre Zusammentreffen von Vollendung und Versuch

vorhanden, wenn Jemand, um sich aus dem Gefängnisse zu befreie», einen Mord

begeht; sofern nämlich der Mord gelingt und die Selbstbefreiung mißlingt.

2 Man kann z. B. Niemand tödten, ohne seinen Körper zu verletzen.

Mißlingt die Tödtung, nach erfolgter Körperverletzung, so liegt nicht ein Zusam

mentreffen von vollendeter Körperverletzung und Mordversuch vor; sondern es

ist nur Mordversuch vorhanden. — Man kann keine Nothzucht verüben ohne

Gewalt. Mißlingt die Nothzucht, nach bereits angewendeter Nothzuchtsgewalt,

so liegt nicht ein Zusammentreffen von vollendeter Gewalt und Nothzuchtsver-

such vor; sondern es ist nur Nothzuchtsversuch vorhanden. Vgl. Zachariä,

I.§. I4l.

s Den Ausdruck „qualisicirter Versuch" gebraucht Feuerbach, Lehrb.

Z. Iii. Anmerk. 2. Ebenso Weber, über das geendigte Verbrechen, im Archiv

IV. 24fgg. Bauer, Lehrb. §. 72, giebt zwar selbst eine ungenügendeDesinition

des Zusammentreffens von Vollendung und Versuch. Gegen den Ausdruck

„qualisicirter Versuch" wendet er aber richtig ein, daß derselbe nur den Versuch

betone, also nur auf den Fall passe, wo der Versuch das schwerere, dieVollendung

das leichtere Verbrechen ist. —Die »euerenGesetzbücher vermischen mitunter

die Fälle wirklichen und die des nur scheinbaren Zusammentreffens von Voll

endung und Versuch. So Haunov. K. 3ö. 241. Die Verwirrung wird noch

gesteigert durch unpassende Einmischung der Grundsätze über freiwillige» Rück

tritt. — Hepp, Versuche über einzelne Lehren der Strafrechtswiss., S. 308 fgg.

Auch Luden, im Handb. und in den Abhandl.
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Dritter Titel.

Die Theilnahme am Verbrechen.

§. 107.

Theilnahme im Allgemeinen.

Bisher wurde das Verbrechen selbst als Handlung betrachtet.

Es wurde dabei ein einziges handelndes Subjekt (menschliches,

zurechnungsfähiges Subjekt) vorausgesetzt.

Das Eine Verbrechen kann jedoch ein Ergebniß des Zusam

menwirkens mehrerer Personen sein. Läßt -sich dieS Zusammen

wirken auf eine Gemeinsamkeit der Schuld (Mitschuld)

zurückführen: so trägt es den technischen Namen der Theil

nahme am Verbrechens oder des Oouoursus s,ä öeliotum.

Es sind hier einige Unterscheidungen zu merken:

1) Oonourgus ne«essg,riu3 und <ü. käOuItativug.

Viele Verbrechen sind nur denkbar als gemeinsame Hand

lung mehrerer Personen, gewöhnlich weil bei dieser Handlung

die eine mithandelnde Person das nothwendige Objekt für die

Thätigkeit der andren Person ist. So die Bigamie, der Ehebruch,

der Jncest, das Stuvrum; so das Duell und die Bestechung.

Der technische Ausdruck zur Bezeichnung eines solchen durch den

eigenen Charakter des Verbrechens geforderten Zusammenwir

kens ist: <ü«»«ur8us üeoessarius 2. Von einem lüonc ve-

oesLäriuZ ist demnach die Rede, sobald ein durch den Begriff

des betreffenden Verbrechens gefordertes Zusammen

wirken bezeichnet werden soll.

Im Gegensatze hierzu steht der <Ü«Q«. täcultativus, als die-

1 Der Sprachgebrauch der neueren Gesetzbücher ist nicht gleichförmig.

Das Preuß. Strafgb. hat den Ausdruck „Theilnehmer" auf die Gehülfen

und Anstifter beschränkt, ähnlich dem Französischen „ OompULes."

2 Man darf sich durch das Prädikat „nothwendig" (»e«ess»rius) nicht

irre leiten lassen. Dasselbe erschöpft den Sinn der Sache nicht. Wenn z. B.

ein Raub gegen eine größere Anzahl von Personen, die auf einer Geschäftsreise

begriffen sind, ausgeführt werden soll, so werden zur Ausführung dieses Ver-

brechensmehrere Theilnehmer nothwendig sein. Ebenso meistens zur Aus

führung eines Hochverrates. Dennoch sind dies keine Fälle des Oon«. »e-

oessarius. Bei ihnen liegt nämlich die Nothwendigkeit nicht in dem B egriffe

des Verbrechens, fondern sie ist nur eine konkrete Forderung des einzelnen

Falles.
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jenige Betheiligung, die durch dm Begriff des Verbrechens nicht

bedingt ist.

Nur der Koultativus ist eine allgemeine Form der

Betheiligung an Verbrechen. Nur mit allgemeinen Formen hat

eö der allgemeine Theil des Strafrechts zu thun. Nur vom

<H«n«. taoultativus darf im gegenwärtigen Titel gehandelt

werden.

Der ne««sL«,rius bildet eine Eigenthümlichkeit gewisser

Verbrechensarten. Er gehört in den besondren Theil.

2) Alle Theilnehmer sind entweder Urheber oder Gehül

fen. Als solche wirken sie, entweder körperlich oder geistig,

zur Hervorbringung des Verbrechens mit.

Nicht unter den Begriff der Theilnahme fällt demnach die

s. g. Begünstigung. Eine solche findet erst nach der That

statt. Man will durch sie den Verbrecher entweder der verwirkten

Strafe entziehen, oder ihm die Vortheile des verübten Verbrechens

sichern. Sie muß als ein Oeliotura sui generis aufgefaßt wer

den, das indeß durch den Charakter desjenigen Verbrechens, an

welches es sich anschließt, mit gefärbt wird^. Dagegen ist ein

der That vorangehendes Versprechen der Begünstigung,

welches zur VerÜbung der That ermunternd mitwirkt, allerdings

als Theilnahme am Verbrechen, aufzufassen 2.

1 Daß die Begünstigung ein selbständiges Delikt sei, zeigen Sander,

Archiv 1838, Nr. 17, 183», Nr. 12; Schüler, Beiträge zur Beurtheil. des

Sachs. Strafgesetz». S. 40; ebenso zahlreiche spätere Schriftsteller. Daß aber

die Begünstigung immer auch eine accessorische Natur habe, indem sie

die Farbe des Verbrechens, auf welches sie sich bezieht, mehr oder weniger mit

annimmt, zeigt namentlich Bauer, Abhandl. I. Seite 464. Beide Seiten

sind wichtig. Die erste« weiset der Begünstigung ihre Stellung im Systeme

zu. Die andre bildet einen Ausmessungsgrund. Als solcher wird sie auch

von den neuere» Gesetzbüchern aufgefaßt. Sachs. Stfgb. (1838) Art. 38.

Sachsen 18S5, Art. 61. Württemb. SO. Darm st. 8g. Baden 143.

Hanno». 75. Thüring. 3ö, 37. Preuß. 38. Oesterr. 6.

2 Württemb. 8S, 92. Baden 142, 14S fgg. Darmst. 87, 91.

Hanno». 74. Braunschw. 47, 49. Sachsen (1838) 38. Sachsen 18SS,

Art. 61. Die Nichtverabredung der Begünstigung vor der That ist hier

überall als Erforderniß aufgestellt, wenn die Handlung bloße Begünstigung

bleiben soll. — Nach Art. 38 des Preuß. Stfgb. soll der Begünstiger als

Gehülfc gestraft werden, wenn die Begünstigung infolge einer vor der That

genommenen Abrede gewährtworden ist. Dasselbe bestimmen auch die andren

Gesetzbücher.
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I.

Urheberschaft und Beihülfe.

§. 108.

Allgemeine Grundsätze.

Urheber ist derjenige, der die verbrecherische Absicht als

seine eigene verfolgt; Gehülfe derjenige, der sie als eine

fremde unterstützt^.

Der Unterschied der Urheberschaft und der Beihülse liegt

demnach in der Willensrichtung und in der hierdurch

charakterisirten THZtigkeit, aber nicht in dem größeren oder

geringeren Maße der THZtigkeit. Es kann das größere Maß der

Thätigkeit ebenso gut auf der Seite des bloßen Gehülfen, als

auf der Seite des Urhebers sein ^.

Knüpft sich die Unterscheidung der Urheberschaft und Beihülfe

an die verschiedene Richtung der Absicht: so kann nur bei den

beabsichtigten Verbrechen von Urheberschaft und Beihülfe die

Rede sein. Man kann Niemandem Hülfe leisten zu einem Ver

brechen, das er gar nicht beabsichtigt: es giebt also keine Bei

hülfe zu kulposen Verbrechen. Und andrerseits würde eine

blos kulpose Mitwirkung zu einem Verbrechen, das ein Andrer

beabsichtigt, nicht den Charakter der Beihülfe tragen: es giebt

also keine kulpose Beihülfe^. Es ist mithin allemal Absicht

des Urhebers und Absicht des Gehüifen nöthig. Und es solgt

1 Das Römische Recht stellt im Allg. den Urheber mit dem Gehülfen auf

dieselbe Stufe der Strafbarkeit. Rein, S. 18S. Anders das Kanonische

R. (O. 6. X. cke kooiüc:.) und die Karol,ina im Art, 177. —

2 Die Aelteren, besonders Stübel in seiner Lehre vom Thatbestand,

suchten den Unterschied der Urheberschaft und der Beihülfe hauptsächlich in der

äußeren Thätigkeit. Es fehlte aber auch nicht an Männern, die dies ungenügend

fanden- und darauf hinwiesen, daß es hier auf die Verschiedenheit der

Absicht ankomme. Wächter, Lehrb. Bd. I. Seite 147. Diese Ansicht ist in

den neueren Gesetzbüchern zur Anerkennung gelangt. Baiern (1813)

45,46, 73. Oldenb. «7, «8. Württemb. 74. Hannov.,53, öS. Baden

127—142. Darmst. 71,83. Vgl. indeß über Sachsen (1838) Art. 33, 37.

und Braunschw. §. 43—4ö, Häberlin, Bd. I. Seite 72 fgg. Dazu

Thüring. 31,35. Sachsen 1S55, Art.50—72. — Außer Stüiel's Lehre

vom Thatbestand ist beachtenswerth desselben Verfassers fpätereSchrist: „lieber

die Theilnahme mehrerer Personen an einem Verbrechen," Dresd. 1828. (Vgl.

Berner, Lehre v.d. Theiln., 1847, Seite 185.)

« Folgt ebenfalls aus der Fassung der neuere» Gesetzbücher, da diese bei

ihren Definitionen der Urheberschaft und Beihülfe die Absicht als Merkmal

hervorheben. ^

Bcrncr, Strasrccht. 11



Erstes Buch. Dritter Titel.

hieraus, daß die Mitwirkung des GeHülsen nur soweit

Beihülfe ist, als er denUmfang derAbsicht desUrhebers

kennt'. . - .

Haben Urheber und Gehülfe gemeinsam ein Verbrechen verübt,

so ist dies immer nur Ein Verbrechen. Es fragt sich: Unter

welchen Begriff, unter welches Strafgesetz ist dies Verbrechen

unterzuordnen? Soll die Willensrichtung des Urhebers, oder

die des GeHülsen über den Charakter des Verbrechens

entscheiden?

Da der Urheber die Absicht als seine eigene, der. Gehülfe

dieselbe aber als die des Urhebers erfaßt: so ist offenbar die

That nach dem Gepräge der Absicht des Urhebers zu

beurtheilen. Sie ist mithin dasjenige Verbrechen, welches sie

nach der Absicht des Urheber,s sein sollte. Die Beihülfe

entlehnt ihren strafrechtlichen Charakter von dem Verbrechen

des Urhebers.

Schwierig wird die Anwendung dieses Satzes bisweilen bei

solchen Verbrechen, die in der Person des Verbrechers gewisse

persönliche Eigenschaften voraussetzen. — 'Ein unver-

heiratheter'Mann kann mit einer unverheiratheten Frau keinen

Ehebruch begehen. Der Ehebruch setzt also bei einem der

Konkumbenten die persönliche Eigenschaft voraus, verheirathet zu

sein. — Nur ein naher Verwandter kann einen Jncest verüben.

Nahe Verwandtschaft ist also hier nothwendigc persönliche Eigen

schaft. — Ebenso kann ein Kindesmord, im technischen Sinne,

nur von der Mutter verübt werden, setzt also gleichfalls eine

persönliche Eigenschaft des handelnden Subjektes voraus.

Nehmen wir nun an: Der Urheber hat die persönlichen

Eigenschaften, der Gehülfe .aber nicht. Der Urheber eines Ehe

bruches ist verheirathet, der' Gchülse nicht. Der Urheber eines

Jncestes ist nahe verwandt, der Gehülfe,aber ein Fremder. .

Würde hier die That aus dem Standpunkte des GeHülsen

betrachtet, so läge oft gar kein Verbrechen vor. Sie ist aber aus

dem Standpunkte des Urhebers zu charakterifiren. Ist sie aber

für den Urheber ein Verbrechen, so .ist augenscheinlich auch die

Mitwirkung des Gehülfen eine verbrecherische, sobald derselbe nur

> Es ist mithin in dem Maße keine Beihülfe anzunehmen, als der Urheber

ein schwereres Verbreche» beging als dasjenige, auf welches dieBeihülfe gerichtet

war. Württcmb. 8S. Hannov. 70, Braunschw. S?.
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die persönliche Eigenschaft des Urhebers kannte. Denn nicht als

seine eigene, sondern als eine fremde hat der Gehülfe die That

fördern wollen. Ist sie als, eine fremde verbrecherisch, so ist sie

es nothwendig auch für den Gehülfcn

Selbst die Unterstützung, die von einen Nichtbeamtcn zur

Begehung eines Amtsverbrcchens geleistet wird, ist hiernach als

Beihülfe zu strafen ^.

Ist nun einerseits der Begriff des abzuurthcilenden Ver

brechens nach den persönlichen Eigenschaften des Urhebers zu

beurtheilen: so sind andrerseits bei der Strafausmessung die

Verschiedenheiten in den persönlichen Eigenschaften des Urhebers

und des Gehülfen in Anschlag zu bringend

Kam der Urheber gar nicht zu. einem Anfang der Aus

führung, so bleibt er straflos. Es ist in diesem Falle gar keine

kriminelle Urheberschaft vorhanden, gar kein Verbrechen. Ebenso

kann man aber in diesem Falle auch den Gehülfen nicht stra-

1 Die Ansichten der Rechtslehrcr und der Gesetzbücher sind hier freilich

getheilt. Manche wollen den Gehülfen nur nach seine» eigenen persönlichen

Eigenschaften auffasse»; er soll also nur Gehülfe desjenigen Verbrechens sein,

das er begangen Hab«» würde, wenn er in dem abzuurtheilenden Falle Urheber

gewesen wäre. Demnach will man strafbare Beihülfe nlir daun annehmen,

wenn der Gehülfe, vermöge seiner eigenen persönlichen Verhältnisse, das Ver

brechen als Urheber begehen könnt?. Vgl. Mittermaier zu Feuerbach,

§. S2, Note. Hieran knüpft sich die Unterscheidung allgemeiner und

speciellerBeihülfe. Der Gehülfe wird nämlich ein specieller genannt,

wenn er in denselben persönliche» Verhältnissen steht, wie der Urheber; ein

allgemeiner im entgegengesetzten Falle. Preuß.R. :Goltdammer, Archiv

Bd.I. S. 7S,Bd.Ill. S. 258.

2 Ucber diesen Punkt dieselben Ansichtsverschiedenheiten. P reu ß. Stfgb.

tz. SSI : „Nehmen Personen, welche keine Beamte sind, an Amtsverbrechen oder

Amtsvergehen Theil, so sollen — die allgemeinen Grundsätze über Thcilnahme

gelten." Aehnlich Darmst. 84. Sachsen, 1355, Art. 55, Absatz 3. —

Württemb, 404 und Braunschw. 252 betrachten dagegen den Nichtbeamtsn

nur so weit als Theilnehmer, als das Amtsverbrechen ein-gemeines Verbrechen

enthält; sie nehme» mithin bei reinen Amtsverbrechen gar keine strafbare

Theilnahme auf Seiten des Nichtbeamten an. .

s Es kann sein, daß das Strafgesetz, unter welches sich das Verbreche»

nach der Willensbeschaffenheit des Urhebers subsumirt, für die Berücksichtigung

der abweichenden persönlichen Verhältnisse des Gehülfen bisweilen keinen

genügenden Spielraum bietet. Alsdann ist es wünschenswerth, daß man

den Gehülfen nach dem milderen Gesetze strafe, unter welches das Verbrechen

fallen würde, wenn man den Gehülfen mit seinen persönlichen Eigenschaften als

Urheber betrachtete und hiernach den strafrechtlichen Charakter des Verbrechens

bestimmtes Wäre z. B. der Verwandtenmord unbedingt mit dem Tode bedroht,

so wird man den Gehülst» des Verwandtenmordes,, wenn er selbst nicht ein

Verwandter ist, angemessener nach dem Ersetze über g emein en Mord strafen,

sofern letzteres ein Herabgehen unter die Todesstrafe zuläßt. Man vergesse

aber, wenn man klar bleiben will, nicht,' daß dergleichen Rücksichten auf die

Mängel einer Gesetzgebung den Begriff der Bcihülst nicht ändern können.

11* '
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fen; es liegt Nichts vor, wovon die geleistete Unterstützung den

Charakter der Strafbarkeit entlehnen könnte ^.

Unter den Gehülfen ist- hervorzuheben der f. g. Hauptge-

hülfe. Darunter ist derjenige zu verstehen, welcher eine .Hülfe

leistet, ohne welche, ihm bewußt, das Verbrechen gar nicht ausge

führt werden kann 2.

109.

Preußisches Recht.

Der Artikel 59 des (Hocle bedroht die Komplicen, d. h.

die Gehülfen und die Anstifter eines Verbrechens oder eines Ver

gehens, mit der nämlichen Strafe wie die Urheber, — die Fälle

ausgenommen, wo das Gesetz ausdrücklich ein Andres verordnet.

Dieser Gedanke der Gleichstellung von Urhebern und Gehülfen

ist es, wovon der Französische Gesetzgeber ausgeht. Er stellt

ihn der Begriffserklärung der Komplicität voran, um den Begriff

der Komplicität darnach einzuschränken; denn er weiß es

sehr wohl, daß jene Gleichstellung, auch wenn sie keine unbedingte

sein soll, 'mindestens eine gewagte Bestimmung sei, die eine

verengte und scharf abgegrenzte Definition der Komplicität fordert.

Erst nachher kommt, imAMelöO, die genaue Angabe derjenigen

Handlungen, deren Begehung allein eine Komplicität begründen

und damit die dem Urheber gedrohte Strafe herbeiziehen soll ^.

1 Berner, Theiln, S. 219. ZachariS, im Archiv des Kr. 185«, I8SI.

Temme, Lehrb. Seite 348 fgg.

2 Nur wenn man die subjektive Seite für den Unterschied von Urheberschaft

und Beihülfe als gleichgültig anstehet, kann man in der Definition des Haupt-

gehülfen das Erforderniß weglassen, daß der Hauptgehülfe die Unentbehrlichkeit

seiner Mitwirkung gekannt haben müsse.

s Vor qllen Dingen muß, nach Art, 59 des Oo<Zs, wirklich ein verübtes

Verbrechen oder Vergehen vorliegen. Ist gar kein Verbrechen oder

Vergehen begangen worden, so fällt auch der Begriff und dieStrafe der Kompli

cität hinweg. Mindestens muß das Verbrechen «der Vergehe» ein angefan

genes sein. — Die vom Art. 59 geforderte Anwendung derselben Strafe auf

die Komplicen, wie auf die Urheber, bedeutet ferner nur eine Anwendung dessel

ben Strafgesetzes, dieselbe Strafe nur in «,d«traet«, nicht i» eou«rsw.

Läßt dasselbe Strafgesetz einen Spielraum zwischen einem Maximum und einem

Minimum, so kann man allenfalls, ohne den Art. 59 zu verletzen, dem Urheber

das Marimum und dem Komplicen das Minimum auferlegen. — Der Art. 6«

ies Oo6«, mit seiner Gleichstellung von Urheberschaft und Beihülfe, hat sich

angeschlossen an das Römische Recht, namentlich an I^ib. 4. tit. 1. §. 11. lustit.

Der Französische Gesetzgeber hat hier aber aus einer Quelle geschöpft, die für

die rein strafrechtliche Auffassung der Sache nicht die richtige ist. Diefe Römische

Bestimmung hat es nämlich mit demD i e b st a h l e zu thun, mit der D i e b st a h l s -

klage, die. zulässig sein soll nicht nur gegen den Dieb, fondern auch gegen die
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Die genaue Aufzählung der einzelnen Handlungen, durch die

man Komplice werde, fand der Französische Gesetzgeber 1) nöchig

wegen der Geschworenen. Er will nicht, daß den Geschworenen

die vieldeutige, mißverständliche Frage vorgelegt werde: Ist H,.

Komplice? Eine so gestellte Frage würde eine Nichtigkeit begrün

den. Die den Geschworenen vorzulegende Frage soll sich vielmehr

auf die bestimmten einzelnen Handlungen beziehen, in denen

der Artikel 60 eine Komplicität findet ^. In der genauen Auf

zählung der einzelnen Handlungen der Komplicität liegt 2) «nc.

beträchtliche Beschränkung des Begriffes der Komplicität, und

eben damtt auch eine gewisse Rechtfertigung der Gleichstellung der

Komplicen mit den Urhebern. Denn durch andre als die gesetzlich

angeführten Handlungen wird man nach Französischem Rechte

nicht Komplice, kann also auch nicht wie der Urheber gestraft

werdend

Das Preußische Strafgesetzbuch hat sich, in den Paragraphen

34 und 35, diesen Französischen Bestimmungen angeschlossen, aber

doch nur mit sehr bedeutsamen Aenderungen. Diese bestehen in

folgenden Punkten:

Der Preußische Gesetzgeber giebt zuerst, im H.34, den Begriff

der Komplicität, die er „Theilnahme" nennt. Er spricht erst

darn>ach, im S. 35, die Gleichstellung der Urheber mit den

Komplicen („Theilnehmern") aus. Dadurch ist ihm der moti-

Komplicen. Hier läßt sich dse Gleichstellung des Urhebers mit dem Gehülst,,

begreifen; denn die Diebstahlsklage ist nach Römischem Rechte eine bloße s,oUo

peöuvläri»,,. die auf das Doppelte oder auf das Vierfache des Werthes der

gestohlenen Sache gerichtet wird. Eine Verallgemeinerung dieses Satzes

hätte der Französische Gefetzgeber aber nicht vornehmen sollen. Denn eine

solche ist gar nicht paffend, sobald es sich um die rein strafrechtliche Wür

digung der That handelt.

i Die Frage muß also lauten : ,,Hat^. durch Geschenke, Versprechungen,

Drohungen u. f. w. zu einem solchen «der solchen Verbrechen aufgefordert?"

Damit All nicht gesagt sei», daß man alle Ausdrücke des Gesetzes der Reihe

nach aufzählen müsse. Je nachdem sich die Komplicität auf Geschenke, «der

auf Versprechen, oder auf Drohungen, oder aus ein andres im Gesetze ange

führtes Mittel gründet, wird man die Jury nurnach diesem einen Mittel zu

befragen haben, damit das Gericht genau erfahre, worin denn die Jury die

Konrplicität finde.

? Wenn z. B. im Art. S« des OoS« pönal gesagt wird, daß man Komplice

werde durch Geschenke, Versprechen, Drohungen, Mißbrauch des Ansehens

oder der Gewalt: so ist damit unzweifelhaft gemeint, daß man durch andre

Mittel, etwa durch bloßen Rath, oder durch einfache mündliche Aufforderung

zum Verbrechen, nicht Komplice werde. Es sind demnach großentheils die

Handlungen der intellektuellen Bcihülfe von der Komplicität ausgeschlossen und

straffrei gelassen.
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virende Gedanke der Gleichstellung mehr in den Hintergrund

getreten; er hat seine Definition der Komplicität gemacht, ohne

so klar, als der Französische Gesetzgeber, den Zweck dieser Defi

nition im Auge zu haben.

Der Preußische Gesetzgeber zählt ferner ganz in derselben

Weise, wie der Französische, die einzelnen Handlungen auf, die

als Komplicität gelten sollen, fügt aber dem die gewichtigen Worte

bei: „oder durch andre Mittel." Dadurch werden die vom

Preuß. Gefetze (tz. 34, Nr. 1) angeführten Handlungen oder

Mittel zu bloßen aufgezählten Beispielen. Es ist dem Richter

gestattet, auch in andren Handlungen eine Komplicität zu

erblicken. Die Beschränkung des Begriffes der Komplicität, wie

wir sie im Französischen Rechte finden, hört aus: der Begriff wird

im Preuß. Rechte verallgemeinert.

Eben damit verallgemeinert sich auch die Gleich

stellung der Urheber und der Komplicen. ,Es werden

Personen wie Urheber gestraft, bei denen der (Höge pönal die

Gleichstellung, als ungerecht, absichtlich unterlassen hat. Wollte

der Preuß. Gesetzgeber den Begriff der Komplicität oder „Teil

nahme" nicht in der engeren Französischen Auffassung, sondern in

dem weiteren Sinne des Deutschen Rechtes, aufstellen: so mußte

er auch, wie das Deutsche Recht, jene Gleichstellung aufgeben.

Durch jenen Zusatz „oder durch andre Mittel" wird überdies

die legislatorische Absicht des lüoäe vereitelt, den Ge

schworenen vollkommen verständliche Fragen vorzulegen, Fragen,

die ausschließlich auf bestimmte Handlungen gerichtet sind. Und

damit verliert der Anschluß der A 34 und 35 des Preuß. Ge

setzbuches an den Oc>6e seinen Grunds

i Von der Beihülfe handelt der Absatz 2 des Art. 34 des Preuß. Strafgc-

setzb. Die intellektuelle Beihülfe giebt sich gewöhnlich kund in der Form de«

ertheilten Rath es. (Vgl. den folg. ß. dieses Lehrb.) Dieser Rath soll aber,

nach dem Preuß. Stfgb., die Beschaffenheit -einer Anleitung haben. Das

heißt, er soll sich auf die Ausführung der That beziehen; der intellektuelle

Gehülfe soll dem Urheber die Ausführung der That durch seine Rathschläge

erleichtert haben. Eine bloße Bestärkung des Urhebers in dessen verbrecherischer

Absicht kann hiernach als Beihülfe nicht gestraft werden. (Bgl. indeß Golt-

d amm er, Materialien I, S. 321 a. E.)
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II.

Anstiftung.

Z. 110.

Anstiften heißt, absichtlich den Willen eines Andren zu einer

verbrecherischen Thätigkeit bestimmen ^.

Die durch die Anstiftung hervorgerufene Thätigkeit des

Andren kann bloße Beihülfe oder auch Urheberschaft sein. Im

ersteren Falle ist die Anstiftung selbst Anstiftung zur Beihülfe.

Im letzteren Falle, d. h. im Falle einer Anstiftung zur Urheber

schaft, ist die Anstiftung selbst entweder intellektuelle Beihülfe,

wenn der Anstifter das Verbrechen nur als ein fremdes (nämlich

als das des Angestifteten) wollte, oder intellektuelle Urheber

schaft,, wenn er es als sein eigenes wollte,

Besonders wichtig wird die Unterscheidung der intellektuellen

Beihülfe und de? i«tellektuellen Urheberschaft, wenn der Anstifter

und der Angestiftete in verschiedenen persönlichen Verhält

nissen stehen. Stiftet ein Fremder einen Verwandten zu einem

Jnceste an, ein Nichtbeamter einen Beamten zu einem' reinen

Amtsverbrechen, ein Nichtsoldat einen Soldaten zu einem mili

tärischen Dienstverbrechen: so kann dieser Anstifter das angestiftete

Verbrechen gar nicht als sein eigenes wollen, weil ihm die zur

eigenen Begehung desselben erforderlichen persönlichen Verhältnisse

fehlen; er hat es mithin nur als das des Andren gewollt, d. h.

er hat sich nur einer intellektuellen Beihülfe schuldig gemacht,

deren Charakter sich nicht durch das Maß der Thätigkeit, sondern

durch die Richtung des Willens von der intellektuellen Urheber

schaft unterscheidet 2. » ,

1 Vgl. Strafgesetzb. für Buiern (1818) Art: 45, 46. Oldenburg

Art. 67, 68. Württemb erg Art. 74. Badeni45. Darmstadt SM. 71.

Braunschweigß. 41. Hannover Art. S3. Preußen §. S4, 35. Oester

reich Z. 5, 9, 44. Thüringen Art. 34. Sachsen (1838) Art. 36. Sachsen

185S, Art. 62. Die Römer nennen de» intellektuellen Urheber gewöhnlich

äuotor. Häusig findet man Umschreibungen, wie z. B. „«usus rns,Io

täetum est," oder ,,Hui «aussaiu aeäit." Vgl. Rein, Kriminalr. der Römer,

Seite IS«, 191.

2 Hiermit ist nicht in Abrede gestellt, daß sich oft in öeitt Maße der Thätig

keit schön die Richtung des Willens mehr oder weniger ankündige. — Ueber die

Anstiftung zu Militärverbrechen durch Nichtsoldaten »gl. namentlich das neue

Sächsische Strafgesetzb. Art. 66, S7.
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Als MitKl her Anstiftung können die verschiedensten geistigen

Einwirkungsweisen dienen, namentlich Drohungen, Geschenke und

Versprechungen. Eine nur körperliche Einwirkung auf den

Andren (vis absoluta.) kann niemals Anstiftung sein. Bloßer

Rath ist nur intellektuelle Beihülfe, nicht etwa deshalb, weil

in dem ertheilten Rathe eine geringfügige Wirksamkeit des An

stifters läge, sondern weil derjenige, der dem Andren einen

bloßen Rath ertheilt, die That nicht als seine eigene auf sich

nehmen will^.

Da ein wirklicher Anfang der Ausführung die nothwendige

Bedingung der Strafbarkeit ist, so bleibt die Anstiftung straflos,

sobald der Angestiftete die Ausführung gar nicht unternimmt.

Begeht der Angestiftete nur einen Versuch, so liegt überhaupt nur

ein Versuch zur Bestrafung vor: es kann somit auch der Anstifter

nur wegen dieses Versuches gestraft werden. Ueberhaupt tritt

der Wille des Anstifters erst durch die Thätigkeit des Angestifteten

in die Wirklichkeit und eben damit auf den Boden strafrechtlicher

Verantwortung ^.

Insofern sich durch die Thätigkeit des angestifteten (s. g. phy

sischen). Urhebers gleichmäßig dessen eigener Wille und der Wille

des intellektuellen Urhebers verwirklicht, ist die Strafbarkeit beider

eine gleiche. Dies schließt aber eine besondre Abschätzung der

Eigentümlichkeiten der Thätigkeit des physischen und der

Thätigkeit des intellektuellen Urhebers nicht aus. Insbesondre

muß man, wenn persönliche Verhältnisse der handelnden

1 Ueber die verschiedenen Arten der Anstiftung herrschen Streitfragen.

Darüber Mittermaier, im N, Archiv III. ISS fgg. Berner, Thciln.

Seite 276—291. Kostlin, System, Seite 30« fgg, — In der Raths-

ertheilung finden manche Gesetze wirkliche Urheberschaft, wie z. B. das

Bairische (1813) Ari. 46 und das Hannoversche Art. 63; andre dagegen

bloße Beihülfe, wie namentlich das S ä ch s i sch e (1838) Art. 37, das G r o ß h.

Hessische Art. 83, das Braunschweigische Art. 46. — Die einfache Reiths-

ertheilung, ohne alle Ueberredung und Unterweisung des Verbrechers, war bei

den Römern straflos. Vgl. Rein, S. 1SS,

2 In der Beurtheilung der Anstiftung gar nicht ausgeführter Ver

brechen, weichen die Gesetzbücher von einander ab. Ein selbständiges Ver

brechen der bloßen Anstiftung kann aber nicht angenommen werden, sobald

man zur Strafbarkcit einen Anfang der Ausführung fordert. Manche Gesetz

bücher strafen indeß die Anstiftung, bei nicht ausgeführten Verbrechen, schon als

Versuch. Vgl. Bairisches Strafgesetzbuch (1813) Art. 57, Badischcs

§.122, Hannoversches Art. SS. Dawider Zachariä, im Archiv des Kr.

18SS,S.2S2; auchBcrner, Theiln. 3«S, Lehrreich ist aus der Preu ß ischen

Prari s ein bei G o ltdammcr, Archiv f. Pr. Str, I8SS, Band III S. SsOfgg.

mitgcthciltcr Fall.
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Personen auf den strafrechtlichen Charakter deö Verbrechens

Einfluß üben, jeden der beiden Urheber nach seines besondren

persönlichen Verhältnissen beurtheilen, weil jeder, als Urheber,

das Verbrechen als sein eigenes, also als dasjenige gewollt hat,

was es nach seinen eigenen- Verhältnissen ist i.

Auch an einem bereits Entschlossenen ist noch eine an

stiftende Thätigkett möglich. Sofern die That hier aber schon als

die eines Andren feststeht, bleibt der Anstifter dem Verbrechen

fremd, verwirkt also nicht ^>ie Strafe eines intellektuellen Urhebers,

sondern nur die eines intellektuellen Gehülfen ^.

In dem Maße, wie der physische Urheber die Grenzen des

ihm ertheilten Auftrages überschreitet, hört der intellek

tuelle Urheber auf, intellektueller Urheber zu sein. Ob der

Auftrag überschritten sei, ist lediglich aus der objektiven

Natur des Auftrages selbst zu beurtheilen^. Nach den allge

meinen Grundsätzen über Fahrlässigkeit aber hat man zu ent

scheiden, wie weit die Überschreitung des Auftrages, von Seiten

1 Ist Jemand Urheber, so ist damit ein selbständiger Standpunkt für die

Beurtheilung gegeben; es liegt in der Natur der Sache, daß man den Charak

ter des Verbrechens bei jedem Urheber nach dessen persönlichen Verhältnissen

beurtheile. Dies hindert aber nicht, hei der S^rafausmessung den Einfluß

zu würdigen, den die ihm bekannten persönlichen Verhältnisse, des mit ihm

Verbundenen Urhebers auf seine That üben. Der Fremde, der den eigenen Sohn

zur Ermordung des Vaters anstiftet,' begeht zwar keinen Vatermord, wie der

angestiftete Sohn, sondern nur einen gemeinen Mord. Er konnte es sich jedoch

nicht verbergen, daß er sich durch die Anstiftung des Sohnes besonders strafbar

mache. Diese erhöhte Strafbarkeit zieht eine Straferhöhung innerhalb des

jenigen Strafmaßes nach sich, welches auf das von ihm als Urheber begangene

Verbrechen gesetzt ist. Dte Todesstrafe läßt freilich keine Steigerung zu.

Berner, Theiln. S. 305 fgg.

2 Bei dem Bewußtfein, daß der Anzustiftende die That schon selbständig

fest beschlossen habe, kann sie der Anstifter nur noch als eine fremde geistig

befördern wollen. Die in Berners Lehre von der Theilnahme gegebene

Entscheidung führt zu ungerechter Härte. Vgl. Theiln. Seite S«ö fgg.

Wächter, Lehrbuch Seite 149. F. Roßhirt, im Archiv des Kr. 18SI,

Seite 514 fgg.

« Giebt.^,. dem L. den Auftrag, er solle dem O. eine gewisse Sache durch

Raub abnehmen, L. aber nimmt dem (?. diese Sache durch Diebstahl: so ist

der Anstifter wegen dieses Diebstahls, aber auch nur wegen Diebstahls und

nicht wegen Raubes zu strafen; denn nur ein Diebstahl liegt objektiv vor;

zu diesem aber lag die Aufforderung in dem Austrage des Raubes. Eine besondre

Klausel des Anstifters, nach welcher die Sache nicht durch Diebstahl, sondern nur

durch Raub genommen werden sollte, würde bedeutungslos sein und an der ange

führten Beurtheilungsweife Nichts «ndern, West sie der objektiven Natur

des gegebenen Auftrages widerspräche. Kitka. Zusammentreffen, Wien 184«,

Seite 4« fgg. Berner, Theiln. 2S5 fgg. 301 fgg. Köftlin, System.

Seite 327 fgg.
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des physischen Urhebers, dem Anstifter zur Kulpa zugerechnet

werden kötzne.

Aendert der intellektuelle Urheber seinen Willen noch vor der

That, aber ohne seinen Auftrag zurücknehmen zu können: so

befreiet ihn diese zu spät gekommene- Reue von der Verantwort

lichkeit nicht. Gelingt es ihm dagegen, den Auftrag noch vor

der Ausführung zurückzunehmen: so kann das Verbrechen, wenn

es nun dennoch gegen seinen Willen begangen wird, ihm

mindestens nicht zum Dolus zugerechnet werden, während es

sich gar wohl denken läßt, daß noch eine Kulpa auf ihm

lasten bleibt.

III.

Miturheberschaft.

Z. in.

Zufallige Miturheberschaft.

Jeder Miturheber muß, als Urheber, die Merkmale der

Urheberschaft an sich tragen. Von dem einzeln stehenden

Urheber unterscheidet sich aber d.er Miturheber durch den Wil

lenszusammenhang, in dem er, zur gemeinsamen Begehung

des Verbrechens, mit andren Urhebern steht-.

Auch bei der zufälligen Miturheberschaft darf der Willens-

zusammenhang nicht fehlen. Die mehreren Urheber müssen also

auch hier die Gemeinsamkeit ihres Handelns gewußt und gewollt

haben. Das Eigenthümliche der zufälligen Miturheberschaft liegt

nur darin, daß hier keine der That vorangehende Verab

redung stattgefunden hat, die mehreren Urheber vielmehr

durch den Zufall zur gemeinsamen VerÜbung des Verbrechens

zusammengeführt worden sind.

Eine blos kulpose Miturheberschaft giebt es ebenso wenig, als

eine Miturheberschaft zu einem blos kulposen Verbrechen.

Hat dagegen bei der Begehung des Verbrechens eine

Willensvereinigung wirklich stattgefunden: so muß Jeder, als

i Ab egg, im Archiv des Kr^ 1841, Nr. 14. F. Roßhirt, ArchivdesKr,

18S2, Seite 405. Hye, S.266.

' .2 Ziegler, die Theilncchme an einem Verbrechen, nach P. G. O. Art. 148,

Marburg 184S. Köstlin, N. Revision S. SI7 fgg. Berner, Theilu.

S> 348 fgg. Köstlin, System S. 335 fgg.
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Miturheber, sich das gemeinsam gewollte und gemeinsam ver

übte Verbrechen, das ein untheilbares Ganzes bildet, zurech

nen lassen. Jeder hat demnach die Strafe des von ihm und

den Andren gemeinsam verübten Verbrechens verwirkt. Eine

Berücksichtigung der besondren Thätigkeit jedes Einzelnen ist

nur in den Grenzen desjenigen Strafmaßes möglich, das auf

dieses solidarisch zu verantwortende Eine Verbrechen gesetzt ist'.

s- 112.

Komplott.

Komplott heißt die der Ausführung vorangehende Verab

redung Mehrerer zur gemeinschaftlichen Verübung eines bestimm

ten Verbrechens^

Eine solche Verabredung für sich allein, wenn gar kein Anfang

der Ausführung darauf folgt, kann regelmäßig nicht gestraft

werdend

Jeder Komplottant ist Träger des gemeinsamen Beschlusses,

Organ des durch die Verabredung entstandenen Gesammtwillcns.

Wenn somit auch nur Einer der Komplottanten, mit dem Wissen

und Wollen der übrigen, die Ausführung beginnt: so ist dieser

Anfang der Ausführung sofort Allen zuzurechnen. Um so mehr

fällt das durch gemeinsame Thätigkeit ausgeführte Verbrechen

Allen zur Last, die sich an der Ausführung selbst, auch nur durch

ein geringfügiges Maß der Mitwirkung, betheiligt haben. Schon

vermöge des einfachen Begriffes der Miturheberschaft, außerdem

aber vermöge der im Komplotte enthaltenen wechselseitigen An

stiftung, verfallen sie sämmtlich der Strafe des auf das gemeinsam

1 Die neuere Gesetzgebung giebt über die zufällige Miturheberschaft

selten besondre Anordnungen. Sie setzt als selbstverständlich voraus, daß jeder

Miturheber der Strafe des gemeinsam begangenen Verbrechens verfalle. Sorg

fältig erwägt dagegen den ganzen Gegenstand das neue Sächsische Strafge

setz«. (18öS) Z. S«, Sl, SS. Vgl. auch schon SSchs. Strafgesttzb. von 1838,

Art. 33, 34, 35. Braunschw. §. 42. Thüring. Art. 31. Preuß. Praxis:

Goltdammer's Archiv Bd. III, Seite 2S7.

2 Schirach, Entwickelnng der ^ehre vom Komplott, im N. Archiv des Kr.

I,516fgg. Werner, Theiln. S. S93fgg. Köstlin, System S. 338 fgg.

s Das Preuß. Strafgesetzb. straft die bloße Verabredung nur bei dem

Hochverrathe. Bei allen andren Verbrechen tritt die Strafbarkeit erst mit dem

Anfange der Ausführung ein. Mittermaier, über den neuesten Zustand zc.

Seite lS«. Cncumus, im Archiv des Kr. XIV. S. 9. Berner, Theiln,

S. 417. Andre Gesetzbücher strafen freilich schon das Komplott an sich.

Baiern (1813) Art. S2. Württemberg 8«, 81. Baden 123. Darmstadt

7S, 77. Hannover««,
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verübte Verbrechen bezüglichen Gesetzes. Eine Berücksichtigung

der größeren oder geringeren THZtigkeit der einzelnen Kom-

plottanten ist damit wiederum nicht ausgeschlossen^.

Hervorzuheben sind die s. g. Komplotthäupter, die bei der

Stiftung des Bundes, bei der Entwerfung des Planes oder bei

der Ausführung in hervorragender Weise thätig sind. Man kann

indeß auch ihnen mehr nicht zurechnen, als das ganze gemeinsam

verübte Verbrechen: daher ist das höchste Maß der Strafe,

welches das Gesetz aus dieses Verbrechen setzt, nothwendig das

höchste Maß der Strafe, das man den Komplotthäuptern aufer

legen darf2.

§. 113.

Bande.

'Unter Bande versteht man eine auf Wiederholung einzeln

noch, nicht bestimmter Verbrechen gerichtete Verbindung, Diese

Verbrechen können von derselben oder von verschiedener Art sein;

gewöhnlich sind sie von derselben Art^.

1 Bai er» (1813) Art. 5«, Hannover Art, S7, Württemberg Art. 7g

und Darmstadt Art. 74 bedrohen mit der Strafe der Urheberschaft jeden

Komplottanten, der vor, bei oder nach der That mitgewirkt, oder durch seine

Gegenwart bei der That sich zur Ausführung bereit gezeigt hat; Sachsen (1838)

Art. 33 nur den , der entweder vor derAusführung Beihülfe geleistet hat, oder

bei derAusführung gegenwärtig gewesen ist; Braunschweig §.43 nur den,

der entweder bei der Ausführung oder vor und nach derselben mitgewirkt hat.

Allgemein erkennt man an, daß durch dte Anwendung desselben Strafgesetzes

auf alle Komplottanten die Abschätzung der besondren THÄigkeit eines jeden

Einzelnen nicht aufgehoben sein dürfe. Vgl. besonders Sachsen 18SS, Art.5l.

Ueber Preußen: Goltdammer, Materialien I. Seite 332 sag.

2 Ueber zahlreiche Streitfragen, namentlich über den Rücktritt eines

Komplottanten, über das Ausbleiben bei der Ausführung zc. vgl.

Berner, Lehre von der Theiln. Bei dem bloßen Rücktritte eines Kom

vlottanten Pflegen die Gesetzbücher keine Straflosigkeit eintreten zu lassen, wohl

aber bei erfolgter Anzeige des Komplottes. Baiern ^1813) Art. 53,

Hannover Art. ««, öl. Württemberg Art. 81, 83. Darmstadt 78, 79.

Für Straflosigkeit bei dem Rücktritte entscheidet sich Braunschweig 8. 69.—

Fast allgemein anerkannt ist der Satz, daß alle Theilnehmer straflos

bleiben, wenn das ganze Unternehmen noch vor begonnenerAus-

führung aufgegeben wurde. Württemb. Art. 8«. Baden 128,

Darmstadt 76. Hannover 59. Braunschweig 69. Thüring.28.—

Die gemeinrechtlichen Gesetze, das Oesterreichische und das

Preußische Gesetzbuch erwähnen des Komplottes nicht.

s Schirach, N. Archiv I. S. 518 fgg. Cucumus, N. Archiv XIV.

S, 20 fgg. Berner, Theiln. S. 482 fgg. Köstlin, System S. 357 fgg.

Baiern (1813) Art. 50—56. Hannover 63—65. Darmstadt 81, 82.

Braunschweiq 38. Württemberg 185—188. Baden 482, 483. Thürin

gen 28, 224. Das Preuß. Gesetzbuch kennt ebenso wenig einen allgemeinen



Von der Miturheberschaft. Bande, 173

Werden von mehreren zufällig zusammengetroffenen Mitglie

dern einer Bande Verbrechen verübt, auf welche die in der Bande

selbst liegende Verabredung gerichtet war: so sind die Verbrecher

nicht als zufällige Miturheber, sondern als Komplottanten zu

betrachten ^.

Begriffder Bande, als einen allgemeinen Begriff des Komplottes. Es gedenkt

der Bande nur bei dem Diebstahle und bei dem Raube (Z. 218 und §. 232).

Hier soll das Vorhandensein einer Bande die Strafe des qualifictrten

Diebstahls oder Raubes nach sich ziehen, vorausgesetzt, daß wirklich ein Diebstahl

oder ein Raub begangen worden ist; denn dte allgemeinen Grundsätze über den

strafbaren Versuch haben durch diese Vorschrift nicht aufgehoben werden sollen.

Allgemeine Anordnungen über Bandenverbrechen sind für das praktische

Bedürfnis! nicht nöthig, finden sich auch wcderMm Englischen, noch im

Französisch en Rechte, noch in zahlreichen Deutschen Gesetzbüchern,

i Berner, Theiln. Seite 43S.
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Die Strafe. .

s- 114.

Ueberblick.

Die Strafe ist ein Akt der Gerechtigkeit, gleichzeitig aber

auch eine Zweckthätigkeit. Demgemäß wird in einem erste»

Titel von der Strafe an sich, so wie von den Zwecken der

Strafe zu handeln sein.

Die Strafzwecke fordern zweckentsprechende Strafmittel.

Mit diesen wird es ein zweiter Titel zu thun haben.

Die Strafe ist Zwang gegen den verbrecherischen Willen.

In seiner Innerlichkeit ist aber der Wille nicht zwingbar. Der

Strafzwang kann sich, daher nur richten gegen die äußerliche

Verwirklichung des Willens, d. h. gegen die Rechtssphäre des

verbrecherischen Individuums. Den Mittelpunkt dieser Rechts

sphäre bildet das Leben, als der unmittelbare Träger der Per

sönlichkeit. Dasselbe erscheint im Leibe, der, als ursprüngliche

Erscheinungsform der Persönlichkeit, vorzugsweise das Rechtsge

biet der Person ist. Mittelst deö Leibes bethStigt sich der Wille

als persönliche Freiheit. Leib und persönliche Freiheit bilden

hiernach gleichsam die beiden koncentrischen Kreise, welche in der

Rechtssphäre des Individuums das die Persönlichkeit tragende

Leben zunächst umschließen. Geht das Individuum über diese

Kreise hinaus, um seinen Willen und seine Persönlichkeit auch in

den äußeren Dingen und in andren Personen zur Existenz und

Geltung zu bringen: so bilden sich noch die beiden Rechtskrcisc

des Vermögens und der Ehre, mit denen die Rechtssphäre

des Individuums abschließt. Müssen nun die Strafmittel gegen

die Rcchtsfphäre des Individuums gerichtet sein: so können
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sie nur in Lebens-, Leibes-, Freiheits-, Vermögens- und

Ehrenstrafen bestehen. Folgt man dem Stufengange ihrer

größeren Schwere, so treten sie in umgekehrter Reihenfolge auf:

Ehren-, Vermögens-, FxeiheitS-, Leibes- und Lebens-

ftrafen. ' -

Erster Titel.

Die Strafe und die Strafzwecke.

- 8. 115.

Die Strafe an sich.

Schon in der Einleitung dieses Lehrbuches (Z. 27 fgg.) ist die

Strafe erfaßt worden als ein Akt vergeltender Gerechtigkeit,

als die Hervorkehrung des eigenen Wesens des Verbrechens,

als das aus dem Verbrechen selbst, in der Weise einer Begriffs

forderung, hervortretende Gegenbild des Verbrechens^.

Wenn damit unzweifelhaft eine gewisse Gleichheit von Ver

brechen und Strafe gefordert ist, so läßt sich die Frage nach der

Art und Größe der gerechten Strafe eines Verbrechens doch nie

in abstracto, fondern immer nur mit Rücksicht auf bestimmte

gegebene Gesellschaftsverhältnisse beantworten. Die Kenntniß

der nationalen Sitten und Ansichten, so wie der vorhandenen

öffentlichen Zustände, ist der unentbehrliche Ausgangspunkt, um

hier zum Ziele zu gelangen. Dieselbe Strafe kann bei verschie

denen Völkern und unter verschiedenen öffentlichen Verhältnissen

einen völlig verschiedenen Grad der Schwere habend

1 Ob der einzelne Verbrecher die verwirkte Straft selbst fordert, ist mehr

oder weniger zufällig; das Verbrechen, seiner Idee nach, fordert sie immer.

Oft wird diese objektive Forderung der eigenen Handlung in dem Verbrecher so

mächtig, daß er ihr nicht zu widerstehenvermag. Dann treten jene Selb st an

klagen ein, durch welche die im Gewissen sich betätigende Natur der Sache

ihre Uebermacht über alle Willkür und über alle schlaue Berechnung des Subjek

tes bekundet.

2 Montesquieu spricht aus^ „Acht Tage Gefängniß oder eine leichte

Geldstrafe treffen den Geist eines in einem milden Lande aufgewachsenen

Europäers eben so stark, als der Verlust eines Armes einen Asiaten einschüchtert.

Die Verzweiflung über die Infamie macht einen Franzosen straflos , den man zu

einer Strafe »erurtheilt, die einem Türken keine Viertelstunde Schlaf rauben

würde." Hat man auch nicht für jeden einzelnen Menschen ein besondres Straf

gesetzbuch zu schreiben, so doch gewiß für jedes einzelne Volk. Nur hnlte der

Gesetzgeber dabei den Grundsatz fest, daß ,e« die Volksansichten zu

reinigen und zu veredeln, nicht aber ihnen blind zu folgen habe.



17« Zweites Buch. Mster Titel.

8. 116.

Die Strafzwecke.

Es sind die drei bereits erkannten (Z. 29) Strafzwecke der

Genugthuung, der Besserung und der Abschreckung zu

nächst für sich, sodann aber in ihrem Verhältnis zu einander

zu bezeichnen.

1. Zweck der Genugthuung.

Durch das Verbrechen wird der allgemeine Wille (das Gesetz,

die Gesellschaft, der Staat) und gewöhnlich auch ein besondrer

Wille (der Verletzte) gekränkt. Beides muß gesühnt werden,

d. h. es muß die Strafe sowohl der Gesellschaft, als dem, Ver

letzten das Gefühl und das Bewußtsein waltender Gerechtigkeit

zurückgeben. Ist ein Verbrechen vorzugsweise eine Verletzung

eines besondren Willens, wie z. B. die Ehrverletzung: so muß

auch die Strafe vorzugsweise eine Genugthuung für den beson

dren Willen gewähren. Ist hingegen ein Verbrechen vorzugs

weise eine Verletzung des allgemeinen Willens: so ist durch

die Strafe vorzugsweise dem öffentlichen Wesen Genugthuung zu

leisten'. .

2. Zweck der Abschreckung.

Nicht sowohl barbarische Härte, als vielmehr das Bewußtsein

der Unausbleiblichkeit der Bestrafung giebt den Strafen ihre

abschreckende Kraft. Der Abschreckungszweck rechtfertigt niemals

grausame Strafen, sondern verlangt immer nür eine nachdrück

liche und wirksame Einrichtung humaner Strafen.

Besondre Berücksichtigung fordert der Abschreckungszweck,

sobald sich ein Ueberhandnchmen gewisser Verbrechen zeigt.

Allein auch dann noch ist übermäßige Strenge mit richterlicher

Ruhe zu vermeiden. Droht der Gesetzgeber in solchen Fällen eine

härtere als die bisherige Strafe, so nutzt er fruchtlos die Feder

kraft der Regierung ab. Das Volk gewöhnt sich an den Gedanken

der härteren Strafe, und der Slaat ist vielleicht bald genöthigt,

auch für andre Verbrechen strengere Strafen einzuführen.

^ Der allgemeine Wille ist der wahrhaste Wille jedes Einzelnen. Er ist !m

tiefsten Grunde auch der eigentliche Wille des Verbrechers. Eben daher ist die

Genugthuung, welche der Verbrecher, durch Abbüßung der Straft, dem allge

meinen Willen leistet, auch eine Genugthuung, die er sich selbst giebt und

durch die er die Stimme des allgemeinen Willens in ihm, das eigene Gewissen,

beruhigt.
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Grausame Strafen werden von den Richtern durch gekünstelte

Auslegung der Gesetze umgangen. Sie nöthigen überdies zu

häusigen Begnadigungen. Beides schwächt das Ansehen des

Gesetzes.

3. Zweck der Besserung.

Wo das Verbrechen eine sittliche Versunkenhcit bekundet, muß

die Strafe darauf eingerichtet sein, das sittliche und das religiöse

Bewußtsein aus seinem Todesschlafe zu wecken. Die Strafe wird

dann zur Zucht; sie wird Zwangserziehung, indem sie auch

als Erziehung ihren allgemeinen Charakter des Zwanges

beibehält.

4. Verhältnis) der Strafzwecke unter sich.

Von den verschiedenen Strafzwecken hat, je nach der Natur

des besondren Verbrechens und selbst nach dem Erfordernisse des

einzelnen Falles, bald der eine, bald der andre auf größere

Berücksichtigung Anspruch. Alle diese Strafzwecke haben sich aber

mit demjenigen Strafmarimum zu begnügen, welches durch den

die Strafe begründenden Gedanken der vergeltenden Gerechtigkeit

vorgezeichnet ist.

Zweiter Titel.

Die Strafmittel.

8- Ii?.

Strafensystem.

Das Strafensystem des gemeinen Deutschen Rechtes ist ebenso

unvollkommen als barbarisch. Es fehlt der P. G.O. an einer

Einrichtung der Strafen nach den Strafzwecken und an einer

Anordnung der Strafen nach ihrem Verhältnis unter einander.

Von einem gegliederten System der Freiheitsstrafen weiß sie Nichts.

Sie droht mit fürchterlichen Verstümmelungen und mit entsetzlich

verschärften Todesstrafen. Nun hat zwar der gemeinrechtliche

Gerichtsgebrauch diese unangemessenen SAtzungen allmälig abge

schafft. Eben damit aber sind die meisten gemeinrechtlichen

Strafen arbiträr geworden.

Sehr ungenügend blieb auch das Strafensystem der Terri

torialgesetzbücher, bis zum Bairischen Gesetzbuch von 1813.

Selbst das Preußische Landrecht übersieht die Gesammtheit der

Bern«, Strafrccht. ° 12
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Strafmittcl noch nicht aus einem höheren, beherrschenden Ge

sichtspunkte; es enthält keine allgemeinen Vorschriften über die

anzuwendenden Strafen. Unter den Strafmitteln, die es bei den

besondren Verbrechen anführt, finden wir noch zahlreiche bar

barische Strafen, körperliche Züchtigung, Brandmarkung, öffentliche

Ausstellung am Pranger, Rad von oben und Rad von unten,

Feuertod, Strang und Schwert.

Die neuere Gesetzgebung erfaßt dagegen die Strafmittel als

ein zusammenhängendes Ganzes und entfernt den größten Theil

der unwürdigen Strafen, namentlich die körperliche Züchtigung,

das Brandmarken und den Pranger, auch den bürgerlichen Tod

und die Vermögenskonfiskation!. Die Wissenschaft und die

gebildete Praris hatten über diese Strafen längst den Stab

gebrochen. Das hat freilich nicht hindern können, daß noch in

neuester Zeit wieder Vertheidiger der alten Barbarei aufgetreten

sind.

Die Todes strafe ist, von unwürdigen Verschärfungen befreiet,

als schwerste Strafe beibehalten worden. Neben ihr steht, als die

nächste minder schwere Strafe, die lebenslängliche Freiheits

strafe. Es folgt die Freiheitsstrafe auf Zeit. Qualitativ

hat man die Freiheitsstrafe abgestuft in Zuchthausstrafe,

Arbeitshausstrafe, Festungsstrafe und einfaches Ge-

fängniß. Bei der Einrichtung der Strafanstalten sucht man

die begriffsmäßigen Straszwecke zur Grundlage zu machen.

Die Ehrcnstrafen, von denen das gemeine Recht nur selten

und überdies in der rohesten Welse Gebrauch machte, sind tiefer

erfaßt worden. Namentlich hat das Preußische Recht auf sie

wieder mehr Gewicht gelegt. Alle neueren Gesetzbücher aber sind

von dem Bewußtsein durchdrungen, daß Ehrenstrafen, besonnen

und richtig angewendet, gerade bei einem gebildeten und ehr

liebenden Volke von der entschiedensten Wirkung sind^.

Wichtig ist im Strafensvsteme der Unterschied der Haupt-

und Nebenstrafen. Hauptstrafen sind selbständige und für

sich allein anwendbare Strafmittel; nach den angedrohten Haupt-

1 Eine sorgfältig gearbeitete Tabelle zurUebersicht der Strafmittel,

deren sich die neueren Gesetzbücher bedienen, findet man bei H effter, Lehrbuch,

am Ende. .

2 Vgl. MittermaierznFeuerbach, §. 143, Note III und IV. Thilo.

Strafgesetzbuch für Baden, Seite 7 fgg. Goltdammer, Materialien,

Band I Seite »0 fgg,, besonders auch die Note 1 aus Seite 8«.
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strafen entscheidet man auch den strafrechtlichen Charakter der

Handlung, z. B. ob sie Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung

fei. Nebenstrafen sind verstärkende Zusätze der Hauptftrafen.

Sie kommen nicht für sich allein vor, sondern nur in Verbindung

mit einer Hauptstrafe ^.

Wo es das öffentliche Interesse, oder wo es das In

teresse des Verletzten fordert, läßt man eine öffentliche

Bekanntmachung der vollzogenen Strafe eintretend Als

außerordentliches Sicherungsmittel verhängt man die Stellung

unter polizeiliche Aufsicht, die indeß schon im Strafurtheile

selbst ausgesprochen sein muß d

s- 118.

« Ehrenftrafe.

Die Ehrenstrafen sind entweder beschämende, oder be

schimpfende, oder sie bestehen in dem Verluste gewisser

Rechte.

1 In der Unterscheidung der Haupt- und Nebenstrafen herrscht durchaus

keine Gleichförmigkeit der neueren Gesetzbücher. Das Preußische Recht

betrachtet als bloße Nebenstrafcn die Ehrenstrafen, d. h. entweder den Verlust

der bürgerlichen Ehre, oder Untersagung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit;

zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter; Unfähigkeit zum Ge

werbe oder zur Kunst; Konfiskation einzelner Gegenstände; Beschränkung der

freien Verfügung über das Vermögen (eine Beschränkung, die sich von selbst an

die Zuchthausstrafe knüpft, auf die aber auch ausdrücklich erkannt werden kann);

öffentliche Bekanntmachung des Strafurtheils; Stellung unter Polizeiaufsicht;

Einsperrung in ein Arbeitshaus; endlich Landesverweisung, die nur gegen

Ausländer eintritt. , .

2 Die öffentliche Bekanntmachung findet sich namentlich bei der Todes

strafe und beiden schweren Freiheitsstrafen. Sachsen (1838) Art. 24.

Württemberg Art. 36. Braunschweig §. 24. Hannover Art. 31.

Darmstadt Art. 3«. Preußen 3«. Oft hat aber auch bei EhrenkrSn-

kungen der Beleidigte das Recht, Bekanntmachung des Strafurtheiles zu

fordern.

^ Die Stellung unter polizeiliche Aussicht ist, ebenso wie die öffentliche

Bekanntmachung des Strafurtheils, als ein Nebeustrafübel zu betrachten.

Sie beschränkt die Person in ihrer persönlichen Freiheit. Der unter

Polizeiaufsicht stehende darf an denjenigen Orten, wo seine Anwesenheit gefähr

lich werden könnte, Nichterscheinen; er darf seinen Wohnort während der Nacht

ohne besondre Erlaubnis; -nicht verlassen; er muß sich zu jeder beliebigen Zeit

eine polizeiliche Haussuchimg gefallen lassen. Baiern (1813) Art. 36.

Oldenburg Art. 4i. Württemb erg Art. 42—44. DarmstadtArt. 3S,

36. Baden §.27. Preußen z. 26, 27, 28, wo die Anordnung der Polizei

behörde, daß der unter Aufsicht gestellte während der Nacht seinen Wohnort und

selbst seine Wohnung ohne Erlaubnis! nicht verlassen solle, eine Erweiterung

der Polizeiaufsicht genannt wird. Oesterreich §. 26, wo indeß die

Regelung der Polizeiaufsicht besondren Anordnungen vorbehalten ist. Thü

ringen Art. 19.

12*
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1. Zu den blos beschämenden Strafen rechnet man die

Ehrenerklärung an den Verletzten, die Abbitte, den Widerruf, den

Berw«s, auch die Kirchenbuße.

Diese Strafen sind meistentheils erfolglos und oft sogar un

sittlich. Ehrenerklärung, Abbitte und Widerruf haben für den

Verletzten nur dann die Bedeutung einer wahren Genugthuung,

wenn sie aufrichtig gemeint sind. Dies ist aber höchst selten der

Fall. Gewöhnlich sind sie, wenn sie zur Strafe erzwungen wer

den, nichts als Lüge und Heuchelei. Man kann Niemand zwingen,

sein Urtheil über die Ehrenhaftigkeit einer Person zu ändern: man

sollte daher auch Niemand zu einer Erklärung nöthigen, die viel

leicht seiner Uebcrzeugung widerspricht^.

2. Zu den beschimpfenden Strafen rechnet man hauptsäch

lich den Pranger und das Brandmarken. Früher gehörten*hierher

auch der Strohkranz, das Eselreiten, Austrommeln, Ausklingeln,

Geige oder Fiedel u. s. w.

Diese Strafen sind theils elende Komödien für den rohen

Pöbel, theils unverantwortliche Vernichtungen der sittlichen Per

sönlichkeit. Mit dem Besserungssystem sind sie unvereinbar, weil

sie das Ehrgefühl zerstören. Dem gebildeten Theilc des Publikums

gewähren sie keine Genugthuung, sondern erregen Mitleid oder

Entrüstung. Sic wirken im umgekehrten Verhältnisse des Schuld

grades, weil sie von dem besseren Verbrecher tiefer, von dem

schlechteren nur oberflächlich empfunden werden. Sie sind gar

nicht abschätzbar. Sie gehen überdies, als Angriffe der allgemein

menschlichen, nicht blos der bürgerlichen Persönlichkeit, über die

Zuständigkeit des Staates hinaus 2.

3. Unsittlich ist die Strafe des bürgerlichen Todes, die

dem Verbrecher die Eigenschaft eines Rechtssubjektes schlechthin

1 Die Abbitte und der Widerruf finden sich »ur noch in de» Gesetz

büchern für Baiern (1813) Art. 22, Oldenburg Art. 2S und Hannover

Art. 18. In Preußen ist Beides schon seit 1811 abgeschafft. — Der gerichtliche

bloße Verweis verdient kaum den Namen einer- Strafe. Das Braun-

fchweigische und das Hannoversche Strafgesetzbuch lassen »ur den münd

lichen Verweis zu. Schon das Württembergische Strafgescßb. erkannte

in de», Verweise ein ungenügendes Strafmittel und schloß ihn deshalb aus.

2 Die Brandmarkung findet sich noch im Bair. Stfgb. von 1813, aber

nicht mehr in den neueren Gesetzbüchern. Dem Römischen Rechte älterer

und neuerer Zeitrechnung ist sie nicht unbekannt. Ksius 1, 13. 1^. 17. Ovel.

tlv poonis. Im Mittelalter sollte die Wicdererken» ung des Verbrechers

durch das Brandmal gesichert werden.
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entziehen will^. Dagegen sind gar wohl statthaft diejenigen

Ehrenstrafen, die sich auf die Entziehung. einzelner bürger

licher oder politischer Rechte beschränken und der Persönlich

keit ihre Rechtseristcnz im Uebrigen lassen. Der Verlust dieser

Rechte kann die Folge einer andern Strafe, oder auch eine

selbständige Strafe sein^. Er ist entweder ein dauernder

oder ein zeitlicher^.

8- HS.

VermöZensstrask,

Die Vermögensstrafen sind entweder Konfiskationen oder

Geldbußen ^.

1. Konfiskationen richten. sich bald gegen das ganze Ver

mögen, bald gegen Bruchtheile des Vermögens,' bald gegen

einzelne Gegenstände.

1 De» bürgcrl. Tod kemituochdas Bair. Stfgb. v, 1813, Art. 7. Allein

aus der bloßen Thatsache, daß einMensch unter andren Menschen

lebt, entstehen schon mit Nothwendigkeit gewisse Rechte^ und

Pflichten.

2 Preuß. Stfgb. tz.12 betrachtet den Verlust der bürgerlichen Ehre als eine

bloße Nebenftrafe. Ebenso Sachsen 185S, Art. 36, zu vcrgl. mit dem

Stfgb. «. 1838, Art. 9. Die Strafgesetzbücher für Baiern (1813), Würt

temberg, Braunschweig, Hannover, Darmstädt, Old'enburg

kennen den Verlust der Ehren - und Dienstrcchte auch als selbständige Strafe.

Der Verlust der bürgerlichen Ehre umfaßt nach Preuß. R. I) den Verlust der

Nationalkokarde; 2) die Unfähigkeit zu Aemtern, Würden, Titeln, Orden,

Ehrenzeichen, Verlust des Adels; 3) die Unfähigkeit, Geschworener zu sein, in

öffentlichen Angelegenheiten zu stimmen, zu'wählen oder gewählt zu werden,

oder die ans öffentlichen Wahlen hervorgegangenen oder andre politische Rechte

auszuüben; 4) die Unfähigkeit, als Zeuge oder Sachverständiger eidlich ver

nommen z» werden , oder als Zeuge bei der Aufnahme von Urkunden zu dienen ;

5) die Unfähigkeit, Vormund, Nebenvormund, Kurator, gerichtlicher Beistand

oder Mitglied eines Familienrathes zu sein, es sei denn, daß es sich um die eigenen

Kinder handle und die obervcrmundschastliche Behörde oder der Familienrath

die Genehmigung ertheile; 6) der Verlust des Rechtes, Waffen zutragen, und

die Unfähigkeit, in die Armee einzutreten. Das Sächsische Strafgb., 1855,

Art. 36 hebt auch den Verlust der akademischen Würden hervor.

^ Den dauernden Verlust der Ehrenrechte kennen alle Gesetzbücher,

obwohl er nur unter der Voraussetzung gerechtfertigt sein würde, daß der Ver

brecher nie wieder ein ehrenhafter Mensch werden könne. Dagegen findet die

höchst zweckmäßige zeitliche Aufhebung der Ehrcurcchte erst in den Gesetz

büchern der neuesten Zeit ihren gebührenden Platz. Vgl. Preuß. Stfgb,

H. 21—23. — Schriften über Ehrensträfen: Hübner, über Ehre, Ehrlosig

keit, Ehrenstrafen und Injurien, 18««. Walter, im N. Archiv des Kr.

Band IV Seite 108 fgg. Marezoll, über die bürgerliche Ehre, und Mare-

zoll, Lehrbuch des Straft. 1856, Seite 159 fgg. Birnbaum, im Archiv 1844,

Seite 157 fgg. Wiek, über Ehrenstrafen und Ehrenfolgen der Verbreche»

und Strafen, 1845, und Wiek, im N. Archiv 1851, S. 1 fgg. Köstlin,

System, Seite 425 fgg.

4 Oersted, GrundregelnderStrafgesetzg,S.272 fgg.
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Konfiskationen, namentlich des ganzen Vermögens, kommen

im Römischen Rechte sehr häusig vor. Sie waren die schwei

gende Folge einer jeden Kapitalstrafe und wurden außerdem bei

manchen Verbrechen ausdrücklich angedroht ^. Noch häufiger wur

den sie in Deutschland. Man konfiscirte hier besonders ohne

Weiteres die Güter der zum Tode Verurthellten. Dieser letztere

Mißbrauch wurde durch die Karolina abgeschafft, im Artikel 218.

Es blieben aber immer noch bei verschiedenen Verbrechen aus

drücklich angedrohte Konfiskationen in Geltung 2. Dagegen hat

sich die neuere Gesetzgebung immer mehr von der Ungerechtig

keit und Unzweckmäßigkeit sowohl der Konfiskation des ganzen

Vermögens, -als auch der Konfiskation von Vermögensbruchthcilen

überzeugt. Nur die Konfiskation einzelner Gegenstände hat man

beibehalten 5

Die Konfiskationen des Vermögens verleiten in politisch er

regten Zeiten zu Proskriptionen. Sie treffen den Schuldigen, der

dabei gewöhnlich zum Tode oder zum lebenslänglichen Zuchthaus

verurtheilt wird, gar nicht, während sie seine unschuldige Familie

dem Elend preisgeben. Läßt man dem Verbrecher das Leben,

während man ihm durch die Vermögenskonfiskation die Möglich

keit des Lebens raubt: so wird die Konfiskation sogar zu einem

inneren Widerspruch.

Die Konfiskation einzelner Gegenstände . ist hingegen durchaus

angemessen bei den Werkzeugen des begangenen Verbrechens

und bei den soelere yuaesits,, namentlich bei defraudirten

Waaren^. Bei den Werkzeugen, die zur VerÜbung von Ver

brechen bestimmt sind, ebenso bei verbrecherischen Schriften, Ab

bildungen und Darstellungen rechtfertigt sich die Konfiskation

schon auö dem Gedanken der Präventivpvlizei ^.

1 Q. 1. O. 6s bouis äsvanätor. Nov. 113. osp. 3. — 1^,. 6. §. g und 8. äe

ir^uslo, rupt« test.

2 Böhmer, im N. Archiv des Kr. 183«, S. 524. Auch zu vergl. Wild«,

Straft, der Germanen, Seite 288 fgg. Heffter, Lehrb.H. 13«.

s Die P. G. O. Art. III ordner, im Ei„v«ständniß mit dem Rom, R.,

besonders bei Münzfälschungen Konfiskationen der Münzwerkzeuge und der

falschen Münzen an. Allgemeine Anordnungen enthalten die neueren Ge

setzbücher. Baiern (181S) Art. 33. Hannover Art. 3«. Braunschweig

z. 21. Darmftadt Art. 31. Preußen §. 19.

4 Man konfiscirt sowohl die Gegenstände, durch welche daö Verbrechen

verübt wmde, als diejenigen, welche durch die VerÜbung hervorgebracht worden

sind; wenigstens dann, wenn sie dem Verbrecher gehöre».

s Ist die Vernichtung der Platten und Forme» angeordnet, welche z»
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2. Geldbußen richten sich auf bestimmte Summen. Bei

gröberen Verbrechen üben sie keinen genügenden Strafzwang.

Für geringfügige Verbrechen empfehlen sie sich theils dadurch,

daß sie nicht zu tief einschneiden, theilö durch ihre große Theilbar-

keit. Für bedeutendere, aus Gewinnsucht verübte Verbrechen

eignen sie sich als Nebenstrafe. Zu häufig angedroht, werden

sie ein Privilegium der Reichen und entwürdigen die Strafgewast

Mit Recht stellen die Gesetzgebungen eine höchste Summe fest,

über welche hinaus die Geldstrafe nicht zuerkannt werden darf;

denn sonst erheben sich gegen die Geldstrafe großentheilS dieselben

Einwendungen, wie gegen die Vermögenskonfiskation 2. Nie

sollte die Strafrechtspflege dadurch verunreinigt werden, daß man

einen Theil der Geldstrafe dem Angeber zuspricht.

Z. 120.

Freiheitsstrafe.

Die dem gemeinen Rechte bekannte Verstrickung (Oon-

önati«), welche dem Verbrecher untersagt, einen gewissen Bezirk

zu verlassen, ist in den neueren Gesetzbüchern durch die Stel

lung unter Polizeiaufsich't ersetzt worden. Eine sehr gebräuch

liche Strafe war früher in Deutschland die Landesverweisung.

Der Mangel an Strafanstalten machte diese Strafe nothwendig.

Sie hatte den Adel des antiken Exils gänzlich eingebüßt und

pflegte durch Ruthenstreiche am Pranger geschärft zu werden. In

der Neuzeit hat man ihre Unzweckmäßigkeit erkannt. Entweder

nämlich wird sie zu einem bloßen Austausch der Verbrecher,

wenn alle Staaten von ihr Gebrauch machen; oder sie wird zu

einer Störung der völkerrechtlichen Staatengleichheit,

wenn nur der eine Staat seine Verbrecher über die Grenze treibt,

der andre nicht. Dazu kommt, daß der Verbrecher im Auslande,

unter ihm ganz fremden Verhältnissen, oft schwer die Mittel

zum Unterhalte findet und dann, durch den Mangel, zu neuen

verbrecherischen Schriften gedient habe»! so sind doch die Letter» nicht zu

zerstören, da, dieselben einen ganz allgemeinen Zweck und einen stets wechseln

den Gebranch haben.

1 Es kann den Respekt vor der Strafgewalt sicherlich nicht steigern, wenn

sich die Vvlksansicht festsetzt, der Staat betreibe dieStrafverfolgnng aus gewinn

süchtiger Absicht. „. , „ . ,

2 Nach Preuß, R. §, 17 beträgt das geringste Maß der Geldstrafe einen

Thaler, das höchste 1000 Thaler. Vgl. Württemb. Art. 32. Hannover

Art. 28. Braunschweig §.18. Darmstadt Art, 7, Nr. 12.
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Verbrechen bestimmt wird. Nur bei Ausländern haben unsere

neueren Gesetzbücher die Landesverweisung beibehalten; sie tritt

hier an die Stelle der Stellung unter Polizeiaufsicht^. Die De

portation, zweckmäßig, weil sie den Strafanstalten die hartnäckig

sten Verbrecher abnimmt, und damit ein großes Hinderniß der

Gefängnißverbesserung wegräumt, hat in Deutschland keine Aus

führbarkeit; denn Deutschland hat weder überseeische Besitzungen,

noch abgelegene wüste Ländereien ^.

Diejenigen Freiheitsstrafen, die in Strafanstalten abgebüßt

werden, kommen in den neueren Gesetzgebungen in den verschie

densten Gestalten vor. Man kann indeß das Zuchthaus, das

Arbeitshaus, die Festung und das einfache Gefängniß als

die Hauptunterscheidungen betrachten.

.1. Die Zuchthausstrafe kann auf Lebenszeit erkannt

werden. Dann ist sie etwas specifisch Anderes als die zeitliche

Zuchthausstrafe, weil sie dem Verbrecher seine Freiheit gänzlich

raubt. Man konnte sie nicht aufheben, weil sonst zwischen der

Todesstrafe und der zeitlichen Freiheitsstrafe das Mittelglied ge

fehlt haben würde. Die zeitliche Zuchthausstrafe ist an ein

bestimmtes Maximum gebunden. »

Der Zuchthäusler wird zu bestimmten, in der Anstalt .einge

führten Arbeiten gezwungen, erleidet wesentliche Beschränkungen

seiner Rechts- und Handlungsfähigkeit und verliert die bürger

liche Ehres.

2. Die Arbeitshaus strafe wird in besondren, von den

Zuchthäusern verschiedenen Anstalten verbüßt, besteht in Zwangs-

1 Baiern (1813) Art. 36. Oldenburg Art. 40. Württemberg

Art. 45. Braunschweig §. 23. Hannover Art. 3«. Baden Art. 18,

1S,2«. Preußen Z.29. Thüringen Art. 2«. Oesterreich §.249.

2 Das Römische Recht unterscheidet Deportation und Relegation.

Die Deportation, d.h. die schimpfliche Abführung nach einer wüsten Gegend oder

nach einer Insel, war eine Kapitalstraft; sie zog den Verlust des Römischen

Bürgerrechts nach sich. Die Relegation, d. h. die einfache Verbannung an einen

bestimmten Ort, war nicht kapital, sonder» bewirkte nur eine minutio existiin»,.

tionis.

^ Einzelheiten der verschiedenen Gesetzbücher bei Häberlin, Band I,

Seite 115 fgq. Dazu Baden §. I3,fgg,, Thür in gen Art. 21 fgg., Preußen

§. 10 fgg. Oesterreich §. 12fgg. unterscheidet zwei Grade der „Kerkerstraft."

Preußen §. 11: „Während der Strafzeit sind die zur Zuchthausstrafe Verur-

theilten unfähig, ihr Vermögen zu »erwalten und unter Lebenden darüber zn

»erfügen; sie werden, unter Vormundschaft gestellt: auch darf ihnen während der

Strafzeit kein Theil ihres Vermögens oder ihrer Einkünfte verabfolgt werden."

Vgl. Sachsen 18S5, Art, 11, 12, 13, 14.
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arbeit unter strenger Disciplin, ist aber doch milder als das Zucht

haus und hat nicht die entehrenden Auszeichnungen des Zucht

hauses zur Folget Dem Preuß. Rechte ist sie fremd.

3. Die FestungSstrafe (oder Einschließung) wird gewöhnlich

in Festungen verbüßt. Ein Zwang zu bestimmten Arbeiten findet

nicht statt, sondern nur eine Beaufsichtigung der Beschäftigung

und. der Lebensweise des Gefangenen. Die Ehre bleibt unge

schmälert^. Di/se Strafe eignet sich für politische Verbrecher und

für Duellanten, die man der unreinen Berührung mit der Be

völkerung der Zuchthäuser nicht aussetzen will.

4. Die Gefängnißstrafe entehrt regelmäßig nicht, bewirkt

auch keine Beschränkung der Handlungsfähigkeit, ist an ein nie

driges Maximum geknüpft und kann nur mit einer den Fähig

keiten und Verhältnissen des Gefangenen entsprechenden Beschäf

tigung desselben verbunden werdend —

Mehr als jedes andre Strafmittel empfehlen sich die Frei

heitsstrafen durch ihre qualitative und quantitative Ab-

stufbarkeit. Bei keinem andren Strafmittel läßt sich das Maß

so genau festsetzen und zugleich die Einrichtung der Strafe so

vollkommen auf die Strafzwecke,- namentlich auf den Besserungs-

zwcck, berechnen. Ueberdies wird dem Mißbrauche der Freiheit,

dessen sich der Verbrecher schuldig gemacht hat, die Beschränkung

der Freiheit als entsprechende Vergeltung gegenüber gestellt,

während eben diese Beschränkung die Gesellschaft schützt und,

richtig verwendet, auf die Besserung des Verbrechers hin

wirkt.

Seit, dem Ende des vorigen Jahrhunderts beschäftigt man sich

lebhast mit der Aufsindung der zweckmäßigsten Einrichtung der

Strafanstalten. Die Reformverfuche sind noch lange nicht zum

Abschlüsse gelangt. Bis jetzt kann man vier Hauptsysteme unter-

i Baiern (1813) Art. IS—17. Oldenburg Art. 18—2«. Sachsen

(1838) Art. 1«, 17; 185S, Art. IS, 16. Württemb erg Art. 14, IS. Braun

schweig Z. 11, 14. Hannover Art. IS, 2«. Darmstadt Art. 1«. Baden

z. 34—37. Oesterreich Z. 18. Preußen bei Goltdammer, Materialienl,

S.93fgg. — Das Rom. N..unterscheidet drei Stufen der Bergwerks strafe:

O»rans,tio in inställum, in onus mstsili, in Ministerium rnställiooruin.

» Nach Hannov. R. Art. 23 „StaatsgefängniL."

s Einfache Gefängnißstrafe will das Rom. R. eigentlich gar nicht; sie

kommt aber doch vor. Lebenslängliche einfache Gefängnißstrafe ist verboten.

I.. 8. §. 9. v. S« posnis. I.. 3S. ibig. Sachsen 18SS, Art. 32 läßt aber

Gefängniß bis zu 3« Jahren zu.
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scheiden: das alte Zuchthaussystem, das Schweigsystem, das

Trennungssystem und das Klassensystem.

1. Das Z u ch t h a u s sy st e m verdient den Namen eines Systemes

eigentlich gar nicht, weil es auf keinem bestimmten Grundgedanken

errichtet ist. Es ist allmälig entstanden und planlos verbessert

worden. Die fast ungehinderte Gemeinschaft, die es unter den

Verbrechern zuläßt, erzeugt in den Anstalten einen verbrecherischen

Gemeingeist, der die Besserung der Einzelnen hindert; sie giebt

überdies zu gefährlichen Komplotten Anlaß, die nach der Ent

lassung zur Ausführung gebracht werden.

2. Das Schweigsystem läßt die Sträflinge zwar abgeson

dert schlafen, aber gemeinsam arbeiten. Niemals dürfen sie ein

Wort mit einander sprechen.

3. Das Trennungssystem hat zwei Hauptphasen in seiner

Entwickelung durchgemacht. Nach der älteren Einrichtung

isolirte man den Verbrecher völlig und entzog ihm überdies jede

Beschäftigung, um ihn gänzlich der Heilthätigkeit des eigenen

Gewissens zu übergeben. Nach der neueren Einrichtung

trennt man den Sträfling nur von andren Verbrechern, läßt

aber Besuche rechtschaffener Menschen nicht nur zu, sondern sorgt

sogar für einen geregelten versittlichenden Verkehr; man gestattet

ferner keineZerstreuung, giebt aber Arbeit, und zwar diejenige

Arbeit, die am meisten den verschiedenen Strafzwecken ent

spricht.

4. Das Klassensystem bringt die Sträflinge in verschiedene

Klassen. Die verderbteren kommen zu den verderbteren, die besseren

zu den besseren. Wer sich gut führt, wird in eine höhere, wer sich

schlecht führt, in eine niedere Klasse versetzt.

Unter diesen vier Systemen verdient das Trennungssystem

den Vorzug. Die UnHaltbarkeit des Zuchthaussystemes wird

überall eingesehen. Das Schweigsystem ist zu verwickelt, zu

kostspielig wegen der großen Anzahl Aufseher, die zur Verhütung

des Flüsterns nöthig sind, kaum durchzuführen und, wenn es in

der That folgerecht durchgeführt werden soll, nur mit der em

pörendsten Grausamkeit aufrecht zu erhalten. Das Klassen

system verdient gar nicht den Namen eines selbständigen Systemes;

es begeht überdies den Fehler, den Gedanken vergeltender Gerech

tigkeit dem Besserungszwecke ganz unterzuordnen und eine Straf

anstalt in eine bloße Schule verwandeln zu wollen. Dagegen
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empfiehlt sich das Trennungssy stein durch zahlreiche Vorzüge.

Den innerlich Verderbteren peinigt die Absonderung von andren

Verbrechern, während sie für den Besseren und Reumüthigen eine

Wohlthat ist; die Subjektivität wird also von der Strafe um so

härter getroffen, je schlechter und verderbter sie ist; und gerade

dadurch übt das Trennungssystem die gerechteste Vergeltung.

Es ist ferner gewiß, daß Nichts so gewaltig abschreckt als die

einsame Zelle, die selbst die kühnsten und wildesten Verbrecher zu

zähmen vermag. Indem endlich das Trennungssystem den Ver

brecher durch Einsamkeit zum Jnsichgehen zu führen sucht, ihn vor

verderblichen Einwirkungen andrer Verbrecher bewahrt und ihm

dafür veredelnde Einwirkungen sittlicher Menschen zuführt, arbeitet

dies System mit allen Kräften für den Besserungszweck. Den

größten Uebelstand der alten Zuchthäuser, die verbrecherische

Ansteckung und die verderblichen Kameradschaften unter

den Verbrechern, hebt es vollständig auf. Der Einwand, daß

die Zelle durch die fortgesetzte Einsamkeit nachtheilig auf die

Geistigkeit des Sträflings wirke, kann gar nicht gemacht wer

den, wenn die Zelle keine Vereinsamung, sondern nur Ab

sonderung von andren Verbrechern bewirkt'.

i Die reiche Litteratur Englands, Amerikas, Frankreichs und Deutschlands

beiMittermaier zu Feuerbach, z. 149, Note IV, und in den neueren Jahr

gängen vom Archiv des Kr. Jahrbüch er der GefSngnißkunde von Julius,

Varrenlravv und Nölkner, Frankfurt seit 1842. — Es giebt eine Partei,

die aus der socialen Natur des Menschen zahlreiche- Bedenken gegen das

s. g. „Jsolirungssystein" schöpft, ohne zu beachten, daß es sich in den Zellenge

fängnissen ganz und gar nicht mehr um „Jsolirung," sondern nur um Abson

derung der Verbrecher von Verbrechern handle. Diese Partei macht geltend,

der Mensch könne nur in der Gesellschaft für die Gesellschaft

erzogen werden, wie man nur im Wasser schwimmen lerne. Dubs, ein

Anhänger dieser Partei,, will folgende Einrichtung: ,,Die Sträflinge bleiben

Tag und Nacht in ArbettssSleu und Schlafsälen in Gesellschaft,

belehren (?), unterhalten und beaufsichtigen (!) einander gegenseitig, immer aber

so, daß in ihren Unterredungen die unbedingteste Oeffentlichkeit

vorgeschrieben ist, indem sich annehmen läßt, daß das Schlechte und Gemeine

diese Oeffentlichkeit scheue." Dieses Gesellschaftssystem ist eine Phantasterei.

Eine Verbrechergesellschaft ist für die Besserung der Verbrecher das ver

kehrteste Mittel. Die erste «bscöne Redensart, die in solcher sauberen Gesellschaft

Beifall fände, würde sofort die Schranke niederreißen , welche die Oeffentlichkeit

gegen das Schlechte und Gemeine bildet. — Dagegen mag Herr Dubs darin

Recht haben, daß die gegenwärtigen Strafanstalten die Selbständigkeit

der Verbrecher und die eigene Bewegung ihres Willens zu wenig

aufrufen. Er schlägt vor, man solle das Ende der Strafzeit des

Sträflings in genauem Verhältniß zu seinen eigenen Anstren

gungen n S h e r r ü ck e n , etwa dem Sträflinge für jede» Franken Mehrucrdienst

2—6 Tage von d«r Strafzeit abschreibe». Hiergegen müssen wir bemcrklich
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Treffliche Anstalten zur Besserung jugendlicher Verbrecher

sind die s. g. Ackerbaukolonie n'. Für ältere Verbrecher sind

aber derartige Einrichtungen durchaus nicht angemessen, weil sie

der Strafe den durchgreifenden Ernst rauben, die Verbrecher mit

einander in nahe Berührung bringen, und die wohlthätigen Wir

kungen des Trennungssvstemes völlig wieder vereitelnd

machen, daß die Dauernder Strafzeit von dem begangenen Verbreche»,

und nicht von der Arbeit des Verbrechers abhängen muß, wenn man nicht allem

Strafprincipe entsagen will. Ohnehin fe,hlen auch dem Zellensystem die

Mittel nicht, des Verbrechers. Selbstthätigkeit und Energie zu

befeuern. Der in seiner Zelle arbeitende Verbrecher soll durch ein eigenes

Interesse angetrieben werden. Seine stärkeren Anstrengungen sollen

ihm Aussicht auf größere Gratifikationen machen, durch deren Hülfe

er sich später in der bürgerlichen Gesellschaft leichter ansässig machen und fort

helfen kann. „Losarbeiten" kann sich aberderVerbrecher nicht; und ebenso

wenig hat er auf den Ertrag seiner Gefängnißarbcit einen rechtlichen An

spruch. Vgl. D ubs, Entwurf eines Strafgesetzb. für Zürich, mit einer erläu

ternden Einleitung, Zürich 18S5, Seite 32 fgg. Obermaier, Anleitung zur

vollkommenen Besserung der Verbrecher in den Strafanstalten, Kaiserslautern

18SS. Derselbe, die amerikanischen Pönitentiarsysteme, Verglichen mit der

Besserungsweise im Rheinbairischen Centralgefängnisse, 1837. — Völlig ver

werflich sind diejenigen Systeme, die eine Kombination des Trenn ungs-

syftemes und des Gesellschaftssysteme« zu Stande bringen

wollen; denn eine solche Kombination ist Nichts, als die Aufhebung der

guten Wirkungen des einen Systemes durch die nachtheiligcn

Wirkungen des andern. Das Trenn ungssystem kann sich zu keiner

Nachgiebigkeit herbeilassen, die seinem Principe widerspräche.

Die Verbrecher aus ihren Zellen herausführen, um sie gemeinsam im

Freien arbeiten zu lassen, heißt die ganze Wirksamkeit des ZellensystemcS

aufheben. Noch schlimmer ist es, wenn die Arbeit im Freien die Perbrecher

nicht blos mit einander, sondern auch, unter schwerer Verletzung des Ehr

gefühles der Besseren von ihnen, mit der freien Bevölkerung in Verkehr

bringt, — Statt unausgesetzt .auf neue Erfindungen auszugehen, sollte

man sich zu einer energischen Durchführung des bewährten Tren

nungssystemes entschließen und dabei den gemachten Erfahrungen

folgen. Vgl. auch Schlatter, System der Einzelhaft, Mannheim 1856.

1 Hauptbeschäftigung ist in den Ackerbaukolonien die Feldarbett. Es

wird aber auch Unterricht in solchen Gewerben ertheilt, die auf dem Lande

betrieben werden können. Die Zöglinge werden in f. g. Familien

getheilt, deren jede ein besondres Haus in der Kolonie bewohnt und unter einem

s. g. Familienvater (Aufseher) steht. Dem Familienvater steht zur Seite

ein s. g, älterer Bruder, der aus der Schaar der Zöglinge selbst gewählt wird.

Gröbere Disciplinarvergehen werden durch eine Jury abgeurtheilt, die ma»

aus de» Zöglingen selbst zusammensetzt; gewiß eine weise Einrichtung,

die geeignet ist, das sittliche Bewußtsein im tiefsten Grunde der Seele wieder

zum Leben aufzurufen. Mitterrnaier, Archiv des Kr. 1841, Seite 178 fgg.

2 Vgl. indeß Wentzel, über Beschäftigung der Strafgefangenen außerhalb

der Strafanstalt, im Archiv für Preußisches Strafrecht, Band II und Hl.

Neuerlich ist als Vertheidiger der Einzelhaft aufgetreten Röder, die Ver

besserung des GefSngnißwcsens mittelst der Einzelhaft, Prag 185«.
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s- 121.

Leibesstrafe.

Die dem späteren Römischen Rechte bekannten. Verstüm

melungen wurden von Justinian, in der Novelle 134 Kap. 13,

bis auf das Abhauen einer Hand, verboten. DaS geschriebene

gemeine Recht (P. G. O.) enthält dagegen zahlreiche verstümmelnde

Strafen. Sie wurden durch die gemeinrechtliche Praxis aufgehoben.

Für die neueren Gesetzgebungen konnte nur die Zulässigkeit

oder Unzulässigkeit der körperlichen Züchtigung in Frage kom

men. Von manchen Gesetzbüchern ist dieses Strafmittel ganz aus

gestoßen worden^; von andren wird es beibehalten, namentlich

zur Verschärfung der Zuchthausstrafe, oder für jugendliche Ver

brecher, für Landstreicher, Rückfällige, auch als Ersatz der Gefäng-

nißstrafe^.

Will man die körperliche Züchtigung nur für gewisse Klassen

von Personen zulasse«, so verletzt man den Grundsatz der

Gleichheit vor dem Gesetz. Der Einwand, daß ein einfacher

ArbeUsmann sich lieber abprügeln, als wochenlang einsperren

lasse, entwürdigt eine ganze Menschenklasse. Mit diesen und ähn

lichen Gelegenheitsphrasen läßt sich eine wichtige legislatorische

Frage nicht lösen,

Wie alle beschimpfenden Strafen, so wirkt auch die Prügel

strafe im umgekehrten Verhältnisse der Schuld und der

inneren Verderbtheit; sie wirkt moralisch vernichtend auf den

Ehrliebenden, während diese tief greifende Wirkung bei dem Ehr

losen wegfällt. Schon physisch wirkt sie durchaus ungleich; d^nn

sie reibt den Schwächlichen auf und läßt den Starken

unversehrt. Sie widerspricht also allen Anforderungen der

Gerechtigkeit.

1 So in Nassau, Braunschweig, Baden, Darmstadt, Preußen,

Thüringen.

2 Als Schürfung der Zuchthausstrafe namentlich in Sachsen, I85S! —

wo das Marimum der körperlichen Züchtigung in SO Hieben besteht. Vgl.

daselbst Art. 14 und Art. 2S. Oesterreich §. 24, 258, Für Vagabunden:

Sachsen !855,Art.24. Für jugendliche Verbrecher und Vagabunden: Han

nover Art. 24, 3«, gg. Für Rückfällige Oesterreich Z. 24. Als Stellver

tretung der Gefängnißstrafe, bei Dienstboten, Gesellen, Lehrjungen und solchen

Personen, die ihren Unterhalt mit Tag- oder Wochenlohn erwerben, also durch

die Einsperrung einen Lohnverlust erleiden würden, Oesterreich Z. 248,

Württemberg schaffte 184S die Prügelstrafe ab, hat sie aber später wieder

eingeführt.
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Weil sie der öffentlichen Meinung im gebildeten Theile des

Publikums widerstrebt, so kann ihre Vollziehung wohl Mitleid

mit dem Sträfling, Unwillen gegen die Behörde, aber keine

GenugthtMNg hervorrufen. Auch der Verbrecher, der geprügelt

wird, kommt dabei nicht zu dem Bewußtsein, daß ihm sein Recht

widerfahre, sondern er empfindet diese Verletzung seiner Persön

lichkeit als eine rohe und unsittliche Gewalt.

Die Prügelstrafe vernichtet das Ehrgefühl und damit die

Grundbedingung der Besserung. Ja sie entspricht nicht einmal

dem Zwecke der Abschreckung; denn sie ruft in dem Gestraften

Haß, Entrüstung, und Widerstand auf.

Sie drückt nicht etwa nur dem Verbrecher den Stempel der

Gemeinheit auf, fondern fie trägt ihn selbst und entehrt da

durch die Behörde. Es ist nicht edel, die Macht der Gesetze

mittelst der Peitsche beweisen zu wollen. Es ist nicht edel, die

Persönlichkeit in dem unmittelbaren Gebiete ihres seelischen Lebens

mit Zuchtmitteln anzugreifen, die sich gar nicht mehr an die geistige

Persönlichkeit wenden, sondern den Menschen nur als einen thic-

risch empfindenden Leib betrachten. — Die Strafe wird verhängt

von der unsichtbaren Person des Staates; sie soll auftreten als

ein Akt des individualitätslofen allgemeinen Willens; das stra

fende Individuum foll bei ihr so viel als möglich zurücktreten.

Dem zuwider werden die Prügel recht eigentlich von einem ein

zelnen Menschen zugefügt, und es ist fast ganz in den besondren

Willen des Prügelknechtes gestellt, wie stark die Prügel wirken

sollen/ Dies Hervortreten des strafenden Individuums und diese

Abhängigkeit des Strafmaßes von der guten Laune des Prügcl-

knechtes raubt ebenfalls der Strafe ihre edle Physiognomie, Akt

des individualitätslosen allgemeinen Willens zu sein.

Dabei ist die körperliche Züchtigung der Gesundheit ge

fährlich, besonders bei jugendlichen Personen. Und die Selbst

entwürdigung der Behörde erreicht den höchsten Grad, wenn dieser

Gefahr durch Besichtigungen und Betastungen der zur Empfang

nahme der Prügel dienenden Körpertheile vorgebeugt werden soll.

Dies Strafmittel sollte überall schon durch den sittlichen Ekel aus

geworfen werden V

i Verfasser spricht dies nach feiner eigenen Empfindung aus und möchte

damit keine Beleidigung gegen manchen hochachtbaren Namen

ausgesprochen haben, den er unter den Prügelvertheidigern findet, —



Von den Strafmitteln, Lebensstrafe. 191

§. 122.

Lebensstrafe.

Die Todesstrafen sind entweder einfache(Enthaupten, Hängen,

Ertränken, Erschießen), oder verschärftes

Mit zahlreichen grausamen Todesarten droht sowohl das

Römische, als das gemeine Deut-sche Recht, wogegen das

Kanonische Recht die christliche Auffassung der Sache ganz

unmißverständlich in dem Satze ausspricht: A«ole8ig, non 8itit

SÄHAuinem. Die neueren Gesetzbücher haben wenigstens die

verschärften Todesstrafen aufgegeben^.

Als eine Forderung der Gerechtigkeit läßt sich die Todes

strafe bei keinem Verbrechen, nicht einmal bei dem Morde, erweisen.

HM man sich an das Aeußere der verbrecherischen Handlung und

fordert man Leben für Leben: so könnte man mit gleichem Rechte

Auge für Auge, Zahn für Zahn fordern, um so mehr, als sich

für ein ausgestoßenes Auge ebenso wenig ein anderweitiges voll

ständiges Aequivalent finden läßt, als für ein aufgehobenes Leben.

Hält man sich an das Innere der verbrecherischen Handlung und

sagt man dann, wie Daub und Abegg, die Schuld des Mör

ders sei von solcher Tiefe, daß sie nur durch den Tod von ihm

genommen werden könne: so geht man von der widersinnigen

Annahme einer absoluten Schlechtigkeit des Verbrechers aus und

Gegen das Prügeln besonders Jagemann, Archiv des Kr. 1841, S. 230 fgg.

Nöllner, Archiv 1843, Seite 184 fgg. Arnold, ebendas. Seite 274 fgg.

ZachariS, im Archiv 1845, Seite 282 fgg., 1853, Seite 4SI fgg. Auch

Breidenbach, Komm. I Seite 29« fgg. —Ueber Preußen: Goltdammer,

Materialien, I Seite 105 fgg. — Auch als Disciplinarmittel in den

Strafanstalten ist die körperliche Züchtigung zu vermeiden. Sie

hängt hier ganz von dem Gutdünken des Direktors ab, der sie leicht in augen

blicklicher Aufgeregtheit eintreten lassen kann. Weil hier dem Sträfling die

Schmach nicht durch das Gesetz, sondern durch eine einzelne Person auferlegt

wird, so erregt sie doppelte Erbitterung. Ob erm ai er, Anleitung zur Besserung

der Verbrecher in den Strafanstalten, 1835. Pfruster, das Obermaiersche

Besserungssystem, 1847.

1 Litteratur bei Böhmer^ Handb. Seite647 und bei Kappler, Seite 3SS

bis 41«. Besonders beachtenswerth: Abegg, Z. 1FS; Daub, Feuerbach

und Bauer in Hitzig's Annalen; Hegel; Schleiermacher in seiner

chriftl, Sittenlehre und in den Predigten Band III SeAeülSfgg.z Köstlin,

der, Seite 444 Note 3, auch eine. Litteraturnotiz giebt. ^

2 Nach der Preu ß. Stfgb. Z. 7 ist mit der Todesstrafe zugleich auf den

Verlust der bürgerlichen Ehre zu erkennen, wenn dies entweder für

einzelneFälle im Gesetze ausdrücklich bestimmt ist, oder wenn festgestellt wird, daß

das mit der Todesstrafe bedrohte Verbrechen unter besonders erschwerenden Um

ständen begangen wurde. .
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verkennt die durch das Christenthum gegebene Lehre einer allmäch

tigen Gnade.

Der Besserungszweck, der nur dann aufgegeben werden

dürfte, wenn die widersinnige Annahme einer völlig unrettbaren

inneren Verderbtheit zuträfe, wird durch die Todesstrafe fast gänz

lich verleugnet.

Um die Gesellschaft zu sichern, bedarf es höchstens einer

lebenslänglichen Freiheitsstrafe, die überdies ebenso abschreckend

eingerichtet werden kann als die Todesstrafe, und bei der eine

ungerechte Verurtheilung, welche bei menschlicher Jrrsamkeit immer

möglich bleibt, bis zum Eintritte des natürlichen Todes allemal

noch einigermaßen gut gemacht werden kann.

Ein Staat, der schon die Strafe des bürgerlichen Todes, die

Verstümmelungen und selbst die körperlichen Züchtigungen' als

unsittlich verwirft, kann sich folgerecht nimmermehr ein Recht

auf di< Todesstrafe zufprechen. Der Einwand, daß doch der

Staat im Kriege das Leben seiner Bürger opfere, trifft nicht.

Der Krieg tödtet nicht blos, sondern führt auch zahlreiche Ver

stümmelungen herbei, ohne das/ daraus ein Recht des Staates auf

Strafverstümmelungen hergeleitet wird. Es ist die Aufopferung

des Lebens seiner Bürger im Kriege nie die Absicht des Staates,

sondern eine unvermeidliche Folge der Durchsetzung des Rechts

und der Rechtsvertheidigung. Am allerwenigsten endlich sollte

man politische Verbrechen, deren sittliche Beurtheilung eine wan

delbare ist, mit der unwandelbaren Todesstrafe belegen.

Behält man dennoch die Todesstrafe bei, so darf sie mindestens

nicht verschärft werden. Der Tod sühnt Alles. Was über ihn

hinausgeht, ist sofort nicht mehr Gerechtigkeit, sondern un

menschliche Grausamkeit. Jede Marter des Hinzurichtenden muß

den Unwillen des Publikums von dem Verbrecher ab- und auf

den Gesetzgeber und die Behörde lenken: sie bewirkt also keine

Genugthuung. Sie ist ferner für den Hinzurichtenden wohl

ein entsetzliches Leiden, aber kein Besserungsmittel. Sie ver

mag nicht einmal, de« untergeordneten Abschreckungszweck bei

der Menge zu er«ichen; denn wen man durch den Tod nicht

schreckt, den schreckt man auch nicht durch Qualen ^.

l Im Bairischen Strafgesetz». (1813) findet sich «och die vorgängige

Ausstellung des Hinzurichtenden am Pranger, und im Hannoverschen die

Schleifung zur Richtstatt. Alle übrigen Gesetzbücher haben die Schürfungen
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Eine Zuziehung bewährter Geistlichen, bei der Ausfüh

rung der Todesstrafe, ist nothwendig sowohl zur Weckung des

Schuldbewußtseins, als aus Achtung vor dem Unsterblichen im

Menschen.

Der Hinrichtung durch Menschenhand ist die Hinrichtung

durch die Maschine vorzuziehen. Denn 1) sind die Bewegungen

einer Maschine sicherer, als die Bewegungen der menschlichen

Hand, welche unter der Herrschaft augenblicklicher Affekte steht;

2) ist eS Aufgabe der Maschine überhaupt, dem Menschen die

seiner nicht würdige, ihm widerstrebende Arbeit abzunehmen;

3) hat die Maschine eine relativ selbständige Bewegung, bei der

die Vollstreckende Person zurücktritt: diese Unpersönlichkeit der

Strafvollziehung entspricht durchaus dem Charakter der Strafe,

als eines Aktes des allgemeinen Willens

Zu einem furchtbaren Gespenste kann, bei der Beibehaltung

der Todesstrafe für politische Verbrechen, die Vollziehung der

Todesstrafe in verschlossenen Räumen werdend

aufgegeben. Mindestens möchten wir die Anordnung des Preuß. Strafgb.

§. 7 mit den eben angeführten Schärfungen nicht in eine Klaffe stellen. — Das

O est erreich isch e Strafgesetzb, gestattet keine andre Todesstrafe «ls den Strang.

1 Fast überall in Deutschland »ollzieht man die Todesstrafe noch durch Men

schenhand. In D arm st «dt führte eine Verordn. v. 19. Okt. 1841 das Fallbeil

ein, das anderwärts wegen der grausigen Erinnerungen der Revolutionszeit,

die sich an dasselbe knüpfen, gemieden wird. Ueber Hannover: Archiv des

Kr. N. F. II, Seite 289; Archiv 18S8, Seite 115, 590. Ueber Württem

berg: H ep p, Kommentar I, Seite 135 fgg. UeberDarmstadt: Breiden

bach I, Seite S16. — Abstimmungen über die Todesstrafe in Frankfurt und

Berlin, aus dem Jahre 1848, bei Mittermaier, Archiv des Kr. 1848,

Seite 408 fgg.

2 Mittermaier und Mohl, kritische Zeitschrift für Rechtswiss. und

Gesetzgebung des Auslandes, Band XVII, Settel— 3«. In Nordamerika

hat man die Hinrichtung innerhalb der Gefängnißmauern eingeführt. Das

Preuß. Stfgb. hat dies herübergenommen. — Nach dem neuen Sachs. Stfgb.

(1355) wird der Leichnam des Hingerichteten, wenn es thunlich ist, an die nächste

anatomische Anstalt abgeliefert. Andre Gefetzbücher, wie das Pr«iß. §. 9,

gestatten die Ablieferung an dieÄngehörigen zur einfachen Beerdigung. Sollte

aber diese Ablieferung an die Angehörigen nicht furchtbar aufregend wirken

können? Das Angemessenste ist in der Regel stille Beerdigung durch dieBehörde.

Bcrncr, Strafrecht, 13



Drittes Buch.

Die Anwendung der Strafe auf das Verbrechen und

die Aufhebung der Strafe.

8.123.

Ueberblick.

Das erste Buch handelte vom Verbrechen, das zweite von der

durch das Verbrechen geforderten Strafe. Damit nun diese durch

den Begriff der Sache geforderte Strafe zur Anwendung komme,

muß sie

1) durch den Staat positiv anerkannt werden im Straf

gesetz.

2) ist ein Organ nöthig, welches in begriffsmäßiger Weise

das Verbrechen unter das Strafgesetz subsumire: der Richter.

3) muß die Strafe, dem Richterspruche gemäß, vollzogen

werden, sofern sie nicht durch besondre Gründe, wie Begnadigung

und Verjährung, ausgeschlossen wird.

Dies sind die Gegenstände der folgenden drei Titel.

Erster Titel.

Das Strafgesetz.

s- 124.

Begriff und Eintheilungen des Strafgesetzes. ^

Strafgesetz heißt der verfassungsmäßig ausgesprochene Wille

der Staatsgewalt über die Behandlung von Verbrechen'.

i Bern er, Wirkungskreis des Strafgesetzes nach Zeit, Raum und Per

sonen, Berlin 1SSS.
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In der Kindheit der Völker positivirt sich das Recht, auch das

Strasrecht, als bloßeö Gewohnheitsrecht. Gereifte Völker sprechen

dagegen ihr Recht in der selbstbewußten Form des Gesetzes aus.

Daneben behält freilich das Gewohnheitsrecht immer noch ein ge

wisses Maß der Geltung. Es tritt aber im Strafrecht mehr zurück

als im Privatrecht. Namentlich kann in einem Staate, der ein

ordnungsmäßiges Strafgesetzbuch besitzt, keine Handlung gestraft

werden, die nicht durch ein ausdrückliches Gefetz bedroht ist.

NuIIum oriinen, »uIIs, poena, sine le^e^.

Man theilt die Strafgesetze in absolut bestimmte, absolut un

bestimmte und relativ bestimmte. 1) Durch ein absolut bestimmtes

Strafgesetz stellt der Gesetzgeber das Strafmaß in einer Weise fest,

daß das Gutdünken des Richters für den einzelnen Fall gar keinen

Spielraum hat. Die Eigenthümlichkeit des einzelnen Falles kommt

hier nicht zu ihrem Recht und der Richter, wird zur Maschine.

2) Durch ein absolut unbestimmtes Strafgesetz erklärt der Gesetz

geber eine Handlung nur für strafbar, überläßt aber die Auf

sindung der Strafe gänzlich dem richterlichen Gutdünken. Die

allgemeine Natur des Verbrechens kommt hier nicht zu ihrem

Recht und der Richter verfällt in Willkür. 3) Durch ein relativ

bestimmtes Strafgesetz ordnet der Gesetzgeber zwar eine gewisse

Strafe an, läßt aber dem Richter innerhalb gewisser Grenzen freie

Bewegung für die Feststellung der Strafe. Nur die relativ be

stimmten Strafgesetze sind im Stande, die Vorzüge der gesetz

geberischen und der richterlichen Beurtheilung des Verbrechens zu

vereinigen und die Mängel beider aufzuheben. Deshalb haben

sich die Gesetzgebungen der Neuzeit für das System der relativ

bestimmten Strafgesetze entschieden^.

! Wiefern das Römische R. diesen Satz anerkenne: Birnbaum, imN.

Archiv Band XIII, Seite S4S fgg. Auch Luden, Handb. Seite 133 fgg.

Die Karolina spricht ihn ganz klar aus; P. G,O. Art. 104: „Son

derlich ist zu merken: in was Sachen unsere Kaiserlichen Rechte keinerlei peinliche

Strafe an Leben, Ehren, Leib oderGlicdcrn setzen, daß Richter und Urtheiler

dawider auch Niemand zum Tode oder sonst peinlich strafen." Besonders aber

alle neueren Gesetzbücher: Baiern (1813) 1, 2. Sachsen (1SZ8 und

185S) 1. Württemberg!. Braunschweig 4. Hannovers. Darm-

ftadt 1. Baden 1. Preußen 2. Oesterreich Kundmachungs-PatentIV.

Thüringen 1. — üoeuigZ^äertsr, ^uris orirninslis plsciit«:

Nulluni aslietum »ins lege poensli. ^,mst. 1835.

2 Wirkungskr. Seite 4—17. Ob auch die Todesstrafe nur relativ

bestimmt anzudrohen sei, ist Gegenstand des Streites. Vgl. Mittermaier,

im Archiv für Preußisches Straft. Band II (18S4) Seite 142 fgg.

13*
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Indem das Recht als Gesetz positiv wird, tritt es in Zeit

und Raum, um hierüber bestimmte, ihm unterworfene Personen

zu herrschen. Damit ist die Gliederung- der Lehre vom Straf

gesetz gegeben (Näheres: Wirkungskr. S. 18, 19).

. ^ I.

Herrschaft des Strafgesetzes rückfichtlich der Zeit.

§. 125.

Publikation,

Mit der Publikation bekommt der Staatswille erst die zum

rechtlichen Gelten erforderliche Objektivität und die Bedeutung

des Gesetzes.

Zwar muß die Publikation den Individuen, welche dem Ge

setze gehorchen sollen, eine Frist zur Kenntnißnahme gestatten;

mit dem Ablauf dieser Frist muß aber die Berufung auf Un-

kenntniß des Gesetzes ausgeschlossen sein, wenn nicht die

Herrschaft der Gesetze von dem Belieben und der Nachlässigkeit

der Einzelnen abhängig werden soll. Die Strafbarkeit krimi

neller Handlungen ist jedem zurechnungsfähigen Menschen klar,

selbst ohne Kenntniß des Gesetzes. Auch die Strafbarkeit bloßer

Polizeiübertretungen kann gewöhnlich ohne Kenntniß des

Gesetzes eingesehen werden; ohnehin sorgt die Behörde für die

Möglichkeit der Kenntniß des Gesetzes, und es fordert gerade das

Interesse der polizeilichen Ordnung gebieterisch, daß sich derselben

Niemand durch den Einwand der Gesetzesunkcnntniß entziehen

könnet

! Nach Rö misch ein R, entschuldigt die ignorsntiäHuris bei demiucestus

Huris oivilis und in einigen andren Fällen, 1^. 48. Z. 2, 4, 7. 1). Isg. ^lul,

säult. Ungehörig ist es, dies zu verallgemeinern und die Berufung aufGe-

setzesunkunde bei den Oeli«tä Huris «ivilis überhaupt zulassen zu wollen.

Ebenso wenig ist der Satz haltbar, daß die Gcsetzesunkunde zwar nicht beiden

Verbrechen und Vergehen, wohl aber bei Polizeiübertretungen entschuldige.

Die neueren Gesetzgebungen lassen die Berufung auf Gesetzesunkunde

theils gar nicht, theils nur in geringem Maße zu. Baiern (1813) Art. 71,

Württemberg Art. SS. S achsen (18S8) Art. «8. Braunschweig Si.

Hannover 84. Darmstadt 41. Baden 73. Oesterreich 3. lieber

Preußen: Wirkungskr. Seite 3S—48. — Roßhirt, im N. Archiv Band IX;

Heffter, ebendas. Band XII. — Wie es bei den verschiedenen neueren Ge

setzbüchern mit der Publikation und mit der Frist zur Kenntnißnahme

gehalten worden ist, ersieht man aus dem §. 62 dieses Lehrbuches.
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§. 126.

Rückwirkung.

Ein Verbrechen kann immer nur eine Verletzung desjenigen

Gesetzes sein, unter dessen Herrschaft es verübt wurde. Es kann

daher keine Handlung, die zur Zeit ihrer VerÜbung nicht bedroht

wgr, nach einem später ergangenen Strafgesetze gestraft werden.

Und ebenso kann eine unter der Herrschaft eines milderen Straf

gesetzes verübte Handlung niemals mit der härteren Strafe eines

späteren Gesetzes belegt werden.

Erklärt hingegen das neuere Gesetz eine Handlung für straf

los, die zur Zeit der VerÜbung bedroht war, so bleibt die Hand

lung ungestraft. Und droht das neuere Gesetz eine mildere Strafe

als das ältere, so wird auch auf die früher verübte Handlung

nur die mildere Strafe angewendet. Denn der Gesetzgeber kann

das frühere Strafgesetz nur deshalb aufgehoben oder gemildert

haben, weil seine Ueberzeugung von der Strafbarkeit der Hand

lung eine mildere geworden ist; er könnte daher nur unter Ver

letzung seiner milderen Ueberzeugung die Anwendung der früheren

Härte noch zulassen ^.

Hieraus erhellt, daß härtere Strafgesetze zwar nicht, wohl aber

mildere rückwirkende Kraft haben. Und zwar ist die Anwendung

der milderen Strafgesetze, statt der älteren härteren, bis zum Ein

tritte der Rechtskraft des Urtheils Aufgabe des Richters, d. h. der

Richter muß das neuere mildere Gesetz selbst dann noch anwen

den, wenn es erst ersolgt, nachdem die Sache schon in die höheren

Instanzen gelangt ist, oder bevor die Fristen sür die Einlegung

der Rechtsmittel abgelaufen sind. Nach dem Eintritte der Rechts

kraft kann nicht mehr der Richter, sondern nur die Staatsgewalt

eine Milderung der Strafe nach Maßgabe des neueren Gesetzes

anordnen ^.

1 Diese Lehrsätze sind unbestritten. B at ern (l8lS) Publ. Pat. Art. l, 2.

Württemberg Einführungsgef. 2,3,5. Sachsen (1838) Einführungsgef. 4;

Sachsen 18S5, Publikationsverordn. §. ö. Darmstadt Einführungsgef. 3.

Braunschweig Sinführ. S. Hannover Eins. ö. Baden Eins. 6, Preu

ßen Eins. 4. Oesterreich Publ. 1. Thüringen Eins. S, 6, 3. — Vgl.

Abegg, im N. Archiv des Kr. Band XIII. Zachariä/überdierückwlrlende

Kraft der Strafgesetze, 1834. Van cks ds vi Isgis novas in «rimiui-

bu8, 1834. Wirkuogskr. Seite SO fgq.

2 Abegg, a. a. O. Seite 48«. ZachariS, a. a. O. §. SO. Wirkungskr.

Seite 6«.
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Nach den angegebenen Grundsätzen haben auch Gesetze zur

Abkürzung der Verjährungsfrist rückwirkende Kraft ^. Dagegen

ist eS bei der Rückfallsstrafe gleichgültig, ob die früheren Straf

fälle vor oder nach dem neuen Strafgesetze stattgefunden haben 2.

Droht das neuere Gesetz theils eine mildere, theils eine härtere

Strafe als das ältere (z. B. eine kürzere Freiheitsstrafe, aber eine

härtere accessorische Ehrenstrafe): so muß ermittelt werden, ob das

ältere oder daS neuere Gesetz im Ganzen das mildere sei. Nach

dem im Ganzen milderen Gesetze ist dann ausschließlich zu ent

scheidend

Neue prozessualische Gesetze kommen regelmäßig bei allen

noch nicht abgeurtheilten Verbrechen, auch bei den schon früher

verübten, zur Anwendung d

8. 127.

Aufhebung.

Die Gesetzgebung für das gemeine Deutsche Strafrecht stand

Jahrhunderte hindurch still. Ihre Aufgabe wäre es gewesen, die

gänzlich unzeitgemäßen gemeinrechtlichen Strafsatzungen abzu

schaffen. Da sie dieselbe nicht erfüllte, so erfolgte die Abschaffung

häufig durch bloße Oesuetuö« °.

Für jeden gesunden Staat gilt aber der Grundsatz, daß die

Geltung eines ausdrücklichen Gesetzes nur durch eine gesetz

geberische Aufhebung desselben enden kann. In einem solchen

Staate können immer nur ganz vereinzelte gesetzliche Bestimmungen

hinter der Zeit zurückgeblieben sein, für welche die Abhülfe in der

Begnadigung und in Anträgen auf Abänderung des Gesetzes zu

1 Vgl. namentlich Preuß. Einführungsges. 5. WirkungSkr. S. 56 fgg.

2 Dies bestimmen ausdrücklich Braunschw. Eins. 8, und Preußen

Eins. 5. Die übrigen Gesetzbücher schweigen. Doch entschied man auch schon

früher nach dem Grundsatze des Braunschw. und des Preuß. R. Darüber:

Jahrbücher der Gcsetzgeb. und Rechtspfl. für das Königreich Baiern, Band 7,

Seite 18« fgg.

« Dies ist Grundsatz des Preuß. Obertribunals. Das Sachs. Ge-

setzb. ». 1855 hat ihn im §. 6 zum Gesetze erhoben. — Mancherlei schwierige

einzelne Fälle: Wirkungskr. Seite 53 fgg. Auch bei Köstlin, System

Seite 53 fgg.

^ Borst, über die Anwend. neuer Gefctze, 1314, Z. 42. Heffter, Lehr

buch §. 21. Wirkungskr. S.L3fgg. Hye, Oefterr. Strafprozeßordnung,

I8S4, Seite 73 fgg. Andrer Meinung sind Abegg, Zachariü undLölie.

» Dieser Thatsache sehlt es nicht an innerer geschichtlicher Nothwendigkeit.

Sie würde bei ähnlichen krankhafte» StaatszustSnden überall und immer wieder

hervortreten.
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finden ist. Eine absichtliche Abweichung des Richters von den

Gesetzen wäre hier ein Eingriff in das Gebiet der gesetzgebenden

Gewalt'.

Herrschaft des Strafgesetzes rücksichtlich des Ortes.

8. 128.

Innerhalb des heimischen Staates.

Aus der Souveränität des Staates folgt das Recht desselben,

alle auf seinem Territorium verübten Verbrechen zu strafen:

Territorialitätsprincip.

Der Unterschied von Inländern und Ausländern ist dabei

gleichgültig. Der auf unserem Staatsgebiete weilende Ausländer

wird durch die Strafgesetze unseres Staates ebenso geschützt, als

verpflichtet.

8. 129.

Innerhalb eines fremden Staates.

Die Herrschaft des TerritorialitätSprincipes endet an den

Grenzen des Territoriums. Der Staat kann aber, kraft andrer

Principien, auch zahlreiche außerhalb seines Gebietes verübte Ver

brechen strafen. Dabei ist von dem UMerschiede der Inländer und

Ausländer auszugehen.

1. Verbrechen der Inländer im Auslande.

Den Inländer verpflichten unsere Strafgesetze nicht blos wäh

rend seines Aufenthaltes auf unserem Territorium, nicht blos

territorial; sondern auch während seines Aufenthaltes im Aus

lande, also personal: Personalitätsprincip^.

! Abegg, Lehrb. Seite 87/88. Heffter, Lehrb. §. IS. Marezoll,

Lehrb. §. 21. Wächter, Abhandl. über das gem. R. Seite liofgg. Luden,

Handb. Bd. I, S. 127 fgg., 133 fgg. Puchta, Gewohnheitsr. II, S, 24« fgg.

Berner, Wirkungskr. Seite 75 fgg. Köstlin, System Seite S1, SS.

2 Wer von einerUebertragung des Strafrechts redet, hätte den Be

weis zu führen, daß der Staat, wo das Verbrechen begangen wurde, in der That

demjenigen Staate, wo die Aburtheilung erfolgt, das Strafrecht übertragen

habe. Bis dahin wird es erlaubt sein , seine ',Uebertragung des Strafrechts"

als ein Hirngespinnst zu betrachten. Läßt man aber ohne Weiteres den einen

Staat im Namen des andren die StrafthStigkeit ausüben: so bleibt ,»a„
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Die persönliche Verbindlichkeit unserer Strafgesetze für den

im Auslande sich aufhaltenden Inländer erstreckt sich indeß nicht

auf die Verletzung blos polizeilicher Vorschriften. Diese sind,

ihrer Natur nach, etwas ganz Oertliches. Sie können daher

auch nur am Orte der That verletzt werdend

2. Verbrechen der Ausländer im Auslande.

Der im Auslande weilende Ausländer steht weder vermöge

des Ortes seines Aufenthaltes, noch vermöge eines persönlichen

Unterthanenverhältnisses unter unserer Staatsgewalt und unter

der Herrschaft unserer Strafgesetze. Seine Bestrafung für die

von ihm im Auslande begangenen Verbrechen steht daher nicht

unserem Staate zu, sondern denjenigen Staaten, denen das Ter-

ritorialitäts- oder das Personalitätsprincip das Strafrecht ertheilt.

Wenn indeß diese letzteren Staaten von ihrem bürgerlich begrün

deten Strafrecht keinen Gebrauch machen und damit unseren Staat,

oder unsere Staatsangehörigen des Strafschutzes berauben: so

erwächst daraus unserem Staate, jenen im Auslande straflos gegen

uns delinquirenden Ausländern gegenüber, ein natürliches

Strafrecht-.

den Beweis des Principes schuldig, das dem strafende» Staate ein ursprüng

liches, eigenes Recht giebt, im Namen des andren aufzutreten. Die Ver

kehrtheit und Verkünstelung derSache wird noch größer, wenn bei derBestrafung

dann doch nicht die fremden, sondern die heimischen Strafgesetze angewendet

werden sollen. — Litteratur im Wirkungskr. Seite 88—12S, 128—13«.

Viel Anregendes findet man bei Mohl, Lehre vom Asyl, I8S3; allein der

Nachweis wirklicher Principien fehlt hierund es wird, stattdessen, dem Staate

eine Misston zu einer ganz universellen Rechtspflege zugesprochen.

1 Gesetze im „Wirkungskr." Sachsen 185S, Art. 2 fgg. übt

Weltrechtspflege, sofern derJustizminister nicht Grenzen zieht.

2 Wirkungskr. 140—146. Eigensinn und Voreingenommenheit werden in

dieser ganzen Lehre noch lange die einfache Natur der Sache verdunkeln. Die

neueren Gesetzbücher anerkennen nicht nur die Herrschaft der inländischen

Strafgesetze übcrdieVerbrechen des Inländers im Auslande, sondern

unterwerfen den inländischen Strafgesetzen auch solche Verbrechen, die von

Ausländern im Auslande gegen den inländischen Staat, seinen

Regenten oder seine Privaten gerichtet sind. Baiern (1813) Prom.

Pat. Art.4. Oldenburg Art. 5«i. 514—516. Mecklenburg, Ges. vom

24. Aug. 1826, 16. Jan. 1838. Sachsen 1838, Art. 2—S. Württemberg,

Art. 3 uyd 4. Hannover, Art. 2 und 3. Braunschweig K. 1 und 2,

Badenß.S. Thüringen, Art. 3. — Oesterreich l§. 36 ,c.) und Preußen

strafen die von Ausländern im Auslande begangenenVerbrechen nur dann, wenn

diese Verbrechen den Staat selbst, die öffentlichen Kreditpapiere oder das

Münzwesen treffen. Vgl. Preußen K. 4, wo auch die vom Ausländer

im Auslände gegen das inländische Staatsoberhaupt verübte

MajestStsbeleidigung den Strafgesetzen des Inlandes unter

worfen w i r d , was das Strafgesetzbuch von O e st e rr e i ch vermieden hat.
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Betrachtet man das Territorialitätsprincip, das Personalitäts-

princip und das natürliche Strafrecht in den angegebenen Grenzen

als begründet, so bleiben nur noch die beiden Fragen zu beant

worten, wiefern unser Staat ausländische Gesetze anzuwen

denhabe, und welcheFolgen er auswärtigenRichtersprüchen

und Begnadigungen beilegen müsse.

1. Das Territorialitätsprincip berechtigt unseren Staat

nicht blos, wegen der auf unserem Gebiete begangenen Verbrechen

den Ausländer zu strafen, sondern auch b« seiner Bestrafung

unsere Gesetze auf ihn anzuwenden. Ebenso berechtigt uns das

Personalitätsprincip nicht blos, wegen der auf fremdem Ge

biete begangenen Verbrechen den Inländer zu strafen, fondern

dabei abermals unsere Gesetze anzuwenden. Strafen wir aber

Ausländer wegen der im Auslande verübten Verbrechen, vermöge

natürlichen Strafrechtes: so ist dabei die regelmäßige Voraus

setzung, daß es im Auslande an den für die Bestrafung solcher

Fälle erforderlichen Gesetzen fehlt, weil sonst die Bestrafung im

Auslande erfolgen würde. Es bleibt daher auch in diesen Fällen

nichts Andres übrig, als die Anwendung unserer Gesetze.

2. Die im Auslände ausgesprochenen und vollzogenen

Verurtheilungen, Freisprechungen und Begnadigungen hat unser

Staat, der Regel ^ach, als Erledigungen der Strafsachen zu

betrachten. Eine Ausnahme muß diese Regel erleiden, wenn es

sich um Verbrechen handelt, die ein Inländer im Auslande gegen

den inländischen Staat verübt hat; denn diese Verbrechen werden

nothwendig vom Auslande aus einem ganz andren, viel milderen

Gesichtspunkte betrachtet, qls vom Jnlande.

Wurde der im Auslande bestrafte Inländer vom Auslände

zum Verlust der Ehrenrechte verurtheilt, während sein Ver

brechen nach unseren Gesetzen den Verlust der Ehrenrechte nicht

verdient: so muß er bei uns eine gerichtliche Aufhebung der

nachtheiligen Folgen für die Ehre fordern können. Knüpft dagegen

das Ausland an ein Verbrechen des Inländers den Verlust der

Ehrenrechte nicht, während unsere Gesetze ihn vorschreiben: so

müssen unsere Gerichte auf die Ehrenstrafe nachträglich er

kennen können.

Ist das ausländische Strafurtheil noch nicht vollzogen, so

vollzieht es das Inland nicht, sondern läßt eine neue Verhand

lung der Sache eintreten, urtheilt selbst und vollstreckt dann sein
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eigenes Strafurtheil. Urtheile des Auslandes über Versetzung in

Anklagestand haben im Jnlande keine Geltung ^.

§.130.

Außerhalb eines jeden Staates.

Da der Inländer auch im Auslande den Strafgesetzen seines

Heimathstaates Gehorsam schuldet, so hat er für die auf einem

unter gar keiner Staatsherrschaft befindlichen Gebiete verübten

Verbrechen ganz ebenso, wie für die auf einem fremden Staats

gebiete begangenen, nach seiner Rückkehr den Strafgesetzen

des Heimathstaates Verantwortung zu leisten. Es bleiben

freilich, nach manchen Strafgesetzbüchern, die im Auslande gegen

einen Ausländer begangenen Verbrechen in dem Falle straflos,

wenn sie im Gesetze des ausländischen Staates nicht bedroht sind.

Hiernach könnte es scheinen, als müsse man wegen aller Ver

brechen straflos bleiben, die man auf ganz außerstaatlichem Ge

biete begangen hat: denn hier giebt es ja gar keine Strafgesetze.

Allein eben deshalb kann jene Bestimmung auf ein ganz außer

staatliches Gebiet gar nicht bezogen werden. Sie ruht nämlich

nur auf der hier nicht zutreffenden Voraussetzung, daß der Ort

der That Unter den Strafgesetzen eines geordneten Staates stehe,

bei denen wenigstens die Straflosigkeit grober Verbrechen nicht

möglich ist 2.

Schiffe auf, offnem Meere betrachtet man als Theile des

Gebietes ihres Heimathstaates. Handelsschiffe auf fremdem

Seegebiete kann der auf diesem Gebiete herrschende Staat, ver

möge des Territorialitätsprincipes, seiner Strafgewalt völlig unter

werfen. Kriegsschiffe auf fremdem Seegebiete sind er

territorial 2.

^ Ihre Ergänzung findet die Lehre von der Bestrafung der im Auslande

begangenen Verbrechen an der Lehre von der Auslieferung. Beide Lehren

müssen aus Einem Gusse sein, wenn die Principie» der einen nicht an denen

der andren Widerspruch erfahren sollen. Ausführlich über Auslieferung und

Asylrecht: Wirkungskr. Seite 172—20«. Außerdem die schon angeführte

Schrift von Mohl; auch Bulmerincq, das Asyl und die Auslieferung flüch

tiger Verbrecher, Dorvat 18S3. In Betreff der Staatsverträge: Krug,

Jnternationalrecht der Deutschen, übersichtliche Zusammenstellung der zwischen

verschiedenen Deutschen Staaten abgeschlossenen Vereinbarungen über die

Leistung gegenseitiger Rechtshülfe, 18S1. Heffter, Völkerrecht 18SS, S. HS,

2 Wirkungskr. Seite lös fgg.

2 Die Einzelheiten hierüber gehören in das Völkerrecht, während ein »oll-

ständiger Neberblick der Principien nöthigt, das Allgemeine hinsichtlich dieses
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III.

Herrschaft des Strafgesetzes rücksichtlich der Personen.

s- 131.

Die Strafgewalt, als ein Ausfluß der Souveränität, kann

nur auf diejenigen angewendet werden, die dieser Souveränität

dauernd oder vorübergehend unterworfen sind.

Der Träger der Souveränität bleibt daher im eigenen Lande

straffrei.

Ebenso ist unser Staat nicht berechtigt zur Bestrafung der

jenigen, die bei ihm eine fremde Souveränität vertreten, nämlich

1) der fremden Souveräne, 2) der fremden Gesandten und

ihres amtlichen Personals, nach dem positiven Völkerrechte

auch ihrer Familien, 3) der fremden Truppen^.

Zweiter Titel.

Der Richter.

Z. 132.

Ueberblick.

Auf das Verbrechen soll durch die richterliche Thätigkeit das

Strafgesetz angewendet werden.

Zu diesem Ende muß der Richter 1) das Verbrechen aus

messen. Das Verbrechen erschien als Vermittelung einer sub

jektiven und einer objektiven Seite. Seine Elemente waren Subjekt,

Objekt und Mittel. Die verschiedenen Theilnehmer können, bei

einer Gruppirung der Bestandtheile des Verbrechens, zum Zweck

der Ausmessung, als Subjekte auf die subjektive Seite gestellt

werden. Alsdann hat man ganz einfach eine subjektive, eine

objektive und eine modale Skala in dem Maßstabe des Ver

brechens zu unterscheiden.

Gegenstandes auch im Strafrccht zu geben. Ueber Seeräuber: Heffter,

Völkerrecht z. 104. Auch Wirkungskr. a. a. O.

i Die Streitfragen, die dogmatischen Einzelheiten und die Litteratur im

Wirkungskr. Seite2«1—216. —Nach Art. 4 des neuen Sächsischen Straf

gesetzbuches kann es scheinen, als ob der Sachs. Juftizminister sich zur Anordnung

eines Strafverfahrens gegen die Erterritorialen berechtigt glaube.
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Nachdem der Richter diejenigen Züge des Verbrechens, in denen

sich der Grad der Strafbarkeit ausprägt, erkannt hat, wendet er

sich 2) zur Ausmessung der Strafe, durch Auslegung des

Gesetzes und durch Analogie, durch Minderung und Steigerung,

durch Milderung und Schärfung, nöthigenfalls auch durch Ver

wandlung der Strafe. Bei dem Rückfalle, bei konkurrirenden

Verbrechen zc. nehmen die Grundsätze der Strafausmcssung eine

eigenthümliche Gestalt an, weshalb über diese Fälle schließlich be

sonders zu handeln sein wird.

I.

Ausmessung des Verbrechens.

§. 133.

Subjektive Skala des Maßstabes.

Bei der Ausmessung des Dolus kommt in Betracht einmal

die Seite des Denkens, sodann die Seite des Wollens.— Es

kommt nämlich bei der Strafbarkeit des Dolus an 1) auf die

Klarheit des Bewußtseins. Was die Klarheit des Bewußt

seins, namentlich des Bewußtseins der Strafbarkeit, bei der That

erhöhte, steigert die Strasbarkeit des Dolus; was sie verdunkelte,

wie z. B. Rauschzustände oder geistige Schwäche, obwaltende Ge-

müthserregung, verringert die Strasbarkeit. — Es kommt bei der

Strafbarkeit des Dolus an 2) auf den Grad der Energie des

bösen Willens, auf welche sich schließen läßt aus der Natur

und Macht der überwundenen Hindernisse, aus der Beschaffenheit

der Triebfedern, aus der Anreizung oder Verführung zur That :c.—

Die Anwendung dieser Grundsätze auf die Arten des Dolus,

auf Prämeditation und Impetus, auf Dolus äetsruainaws und

Dolus inlZeteinüiiäws , ergiebt sich von selbst ^.

Was die Strafbarkeit der Fahrlässigkeit anlang,t, so steigt

die Strafbarkeit der Unvorsichtigkeit mit der leichteren Vcr-

meidlichkeit des Jrrthums, die Strafbarkeit der Frevelhaftigkeit

i Strafgesetzb. für Baiern (1813) Art. 9«. Sachsen (1838) Art. 42.

Württemberg Art. 107. Hannover Art. 91. Brannschweig §. 2S

und «S. Darmstadt Art. 119. Thüringen Art. 2». — Müller, über

den Maßstab der Verbrechen und Strafen, 1789. Globig, Entwurf eines

Maßstabes der gesetzlichen Zurechnung, 1808. Feucrbach, Revision, Band U,

S.l99fgg. Wächter, Lehrb. §. d. Sachsen 18S5, Art. 73.
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mit der klareren Erkenntnis) der Möglichkeit des üblen Erfolges.

Besonders strafbar wird die Fahrlässigkeit, wenn nicht nur die

allgemeine Verpflichtung zur Bedachtsamkeit verletzt wurde, son

dern noch eigenthümliche Verhältnisse zu einer vorzüglichen Vor

sicht aufforderten i.

Unter den Theilnehmern eines Verbrechens sind im Allgc-

nleinen der Anstifter und der Thäter gleich strafbar, ein Saß

jedoch, der die gehörige Würdigung der Eigenthümlichkeiten in

der Thätigkeit und in den Verhältnissen dieser beiden Teilnehmer

nicht beeinträchtigen darf. Ebenso, und mit derselben Einschrän

kung, ist die Strafbarkeit mehrerer Miturheber eine gleiche.

Die zufälligen Miturheber sind minder strafbar als die Kom

plottanten, diese wieder minder strafbar als die Mitglieder

einer Bande. Der Unterschied in der Strafbarkeit des Urhebers

und des Gehülfen gilt nach gemeinem Deutschen Rechte für so

wesentlich, daß der gemeinrechtliche Richter, in allen Fällen^ bei

der Bestrafung der Beihülfe unter das Minimum der Strafe des

begangenen Verbrechens herabgehen kann. Geringeres Gewicht

legen manche neuere Gesetzbücher auf diesen Schuldunterschied 2.

Besonders strafbar unter den Gchülfen ist der Hauptgehülfe.

Besonders strafbar unter den Komplottanten sind die Komplott-

häupter^.

1 Sehr ausführlich ist hierüber das Hannoversche Strafgesetzbuch

Art. 48, 49. Vgl. Baiern (I81S) Art. «S—67, Württemberg Art. öS.

Das Preußische Strafgb. sagt über den Begriff und die Strafbarkeit von

Vorsatz und Fahrlässigkeit Nichts. Goltdammer, Materialien, Band I,

S.22Sfgg.

2 Oesterreichisches Stfgb. z. 5. Preuß. Strafgesetzb. §. 35, wo von

dem Grundsatze der Bestrafung des Urhebers und des Gchülfen nach demselben

Strafgesetz ausgegangen wird, ein Grundsatz, der allerdings sofort durch §.36

wieder eine Milderung erfährt. Goltdammer, 11,740. Beseler, 576.

« Ueber die höhere Strafbarkeit des Hguptgehülfen: Preuß. Stfgb,

§. 35, Satz 2. Zahlreiche Gesetzbücher stellen den Hauptgehülfcn in der Straft

barkeit dem Urheber gleich; so Württemberg Art. 7S, Darmftadt

Art. 72, Baiern (1813) Art. 4S, Oldenburg 67. Ebenso wird das Ver-

hiltniß zwischen der Strafbarkeit des Urhebers und der Strafbarkeit des Gehül -

fen in den meisten Strafgesetzbüchern dem Verhöltniß der Strafbarkeit

des Versuches zur Strafbarkeit der Vollendung gleichgestellt:

Baiern (1813) Art. 7S, 77, 78. Württemberg Art. 84. Hannover

Art. 6S. Darmstadt Art. 84. — Baiern (1813), Oldenburg und Han

nover unterscheiden, bezüglich der Strafbarkeit, Gehülfen ersten, zweiten

und dritten Grades. Die neuesten Gesetzbücher »ertrauen hauptsächlich

dem richterlichen Ermessen; so namentlich Preußen, das freilich durch

seinen Anschluß an das Französ. Recht das. richterliche Ermessen hier in ziemlich

enge Grenzen gewiesen hat. Das Sächsische Strafgesetzb. «on 18S5 bemißt,

im Art. 75, die Strafbarkeit der Theilnahme hauptsächlich »ach ihrer grö ßere»
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Z. 134.

Objektive Skala des Maßstabes.

In Betreff des Objektes des Verbrechens steigt die Straf

barkeit mit der Bedeutung und mit dem Umfange des verletzten

Rechtes.

Bei dem verbrecherischen Versuche muß zwar die Absicht

immer auf das g a n z e Verbrechen gerichtet sein. Von der En e r g i e

des Vorsatzes zeugt aber im Allgemeinen die Vollendung mehr,

als der bloße Versuch; denn um das Verbrechen bis zur Voll

endung zu bringen, muß der Wille sich immer entschiedener zu

sammennehmen, damit einerseits die physischen Hindernisse,

andrerseits die moralische Mahnung überwunden werde, die

immer andringender und lauter wird, je mehr die Unthat sich

verwirklicht und in ihrer Verkörperung dem Verbrecher gegenüber

tritt i. Ohnehin soll nur für das gestraft werden, was aus dem

Willen in die Außenwelt hervorgetreten ist.

Man hat daher den Versuch immer imlder zu strafen, als das

vollendete Verbrechen. Und zwar wird der vorhandene Anfang

der Ausführung um so strafbarer, je mehr er sich der Vollendung

nähert. Auch der beendigte Versuch ist noch minder strafbar

als die Vollendung. Es fehlt bei ihm an der vollständigen Ver

wirklichung des Willens, ein Mangel, der sehr häufig in der

Unentschiedenheit des Willens selbst seinen Grund hat. Ohne

hin räth auch bei dem beendigten Versuche die Strafpolitik zu

milderer Behandlung, im Vergleich mit der Vollendung, weil sonst

«der geringeren Mitwirkung bei dein Beschlüsse oder der Aus

führung des Verbrechens. Dabei darf aber der subjektive Schuldunter

schied von Urheberschaft und Beihülfe nicht übersehen werden. — Wenn bei

bloßen Uebertretungen derVersuch straflos bleibt, so ist es folge

recht, auch dieBeihülfe nicht zu strafen. Vgl. Beseler, Kommentar

Seite 576—S77. OKsuvesu «t L6lis, 'I°K6orie cku L«6e pöusl,

gm° 6g., ?»ris 18S2, Vol. 6, psge 28« und folg. — Die Strafbarkeit der s. g.

Komplotthäupter wird zu hoch veranschlagt, wenn man über das Marimum

der auf das Verbrechen gesetzten Strafe hinausgeht, wie B a i ern ( 1813) Art. SI,

Oldenburg Art. 73 und Hanno» er Art. S8, S«. Richtiger Württemberg

Art. 79 und D armIadt Art. 7S.

I J.U.Wirth, Ethik, Band I, Seite1S8 bemerkt, „daß, weil jedes weitere

Stadium der Ausführung eine tiefere Aktualifirung des Willens selbst ist, mit

jedem die Schuld wächst." Vollständiger ist die Auffassung Köftlin'S,

System, Seite 24Si 24ö. Die Unterscheidung von Vorsatz und Absicht ist hier

aber durchaus nothwendig.
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für den Verbrecher jeder Grund wegfällt, nicht durch erneuerte

Thütigkeit den Erfolg herbeizuführen.

Der gemeinrechtliche Richter kann namentlich beider Abschätzung

der Versuchsstrafe unter das Minimum der gesetzlichen Strafe des

vollendeten Verbrechens herabgehen ^. Im Anschluß an das Fran

zösische Recht, hat die neuere Gesetzgebung angefangen, dem

Richter diese Befugniß der vollständigen Würdigung der Straf

barkeit des Versuches zu verkümmern 2.

§. 135.

Modale Skala des Maßstabes.

Die Strafbarkeit steigt, je mehr verbrecherische Entschlossenheit

und Verhärtung, Bosheit und Gefährlichkeit sich in der Natur

der zur Ausführung gewählten Mittel ^ und in der ganzen Art

der Ausführung bethätigen^.

Dagegen gehört die Würdigung des bisherigen Lebens des

Verbrechers, sofern dasselbe nicht etwa, wie die verbrecherische

Gewohnheit im Rückfalle, etwas in dem vorliegenden Verbrechen

Gegenwärtiges ist, gar nicht vor den Richtstuhl des Straf

richters °.

> 1 Art. 178. Quistorp, §. 29, 96fgg. Tittmann, Z. 44 fgg.,

Söfgg. Salchow, §. 18, S7fgg. Roßhirt, EntWickelung, Z.S0—S4.

2 Man neigt sich jetzt in der Legislation gar sehr dem Grundsatze zu , daß

Versuch und Vollendung demselben Strafgesetze verfallen sollen, so

daß der Unterschied der Strafbarkeit nur innerhalb des Strafrahmens dieses

Gesetzes berücksichtigt werden kann. Namentlich gehen Preußen (32) und

Oesterreich (§, 8) von der gleichen Strafbarkeit des Versuches und der Voll

endung aus. Vgl. (Z«6s pönal »rt. 2 et 3. Wenn dabei durch einzelne Aus-

hülfsbeftimmungen den größten Härten, die eine Folge dieses Grundsatzes sind,

abgeholfen wird, so ist damit doch noch keineswegs alle Gerechtigkeit erfüllt.

Das Sächsische Strafgesetzb. (185S) sagt im Art. 41 nur: „Die Strafe de«

Versuches richtet sich nach derjenigen Strafe, womit das Verbrechen bedroht

ist." Vgl. Baiern (1813> Art. ö«. Württemberg Art. 64—«8. Baden

§. 112. Hannover Z. 3ö, 37. Braunschweig §.36. Darmstadt «8.

Thüringen Art. 24.

« Eine Tödtung «der Verwundung mit einem zum Tödten oder Ver

wunden bestimmten Instrumente ist strafbarer, als eine Tödtung oder

Verwundung mit dem ersten besten anderweitigen Mittel; denn die Wahl jenes

zum Tödten «der Verwunden bestimmten Werkzeuges offenbart eine^>rößere

Entschiedenheit des Willens. Als gefährliche Mittel kommen häufig in Betracht

Diebeswerkzeuge, Feuer, Gift.

4 Ein Diebstahl ist z. B. in höherem Maße strafbar, wenn die Ausführung

durch Breche» und Steigen oder bei Nacht erfolgte. '

s Früher spielte die s. g. Vits, antesLtg, bei der Strafausmessunq eine sehr

großeRolle; und es konnte sich ereignen, daß bei derBcstrafung eines Menschen,

der einer Körperverletzung beschuldigt war, in Anschlag gebracht wurde: erst!

ein grober Lügner, spiele häufig Karten und gebe keinem Armen ein Almosen.
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»

II.

Ausmessung der Strafe.

Z. 136.

Auslegung und Analogie.

1. Als Organ des allgemeinen Willens, der in den Gesetzen

seinen Ausdruck hat, muß der Richter den Gesetzen gemäß die

Strafe festsetzen. Zur Ermittelung des Sinnes der Gesetze dient

ihm die Auslegung. Sie besteht vornehmlich in der Analyse

des Gesetzes. Aber diese Analyse führt nicht zum Ziele, ohne

eine sie begleitende synthetische Thätigkeit, d. h. ohne ein Zu

sammenhalten und Vergleichen der einzelnen Gesetzesstelle mit

dem organischen Ganzen des Gesetzbuches. Nur aus dem Gan

zen heraus kann das Einzelne richtig verstanden werden. Die

Auslegung der einzelnen Stelle darf der Einheit des Ganzen,

den allgemeinen Principien des Gesetzbuches, nicht widerstreben.

Im Zweifel entscheidet sich die Auslegung für das Mildere

(In äubio i»itiu8). Wenn man nämlich Jemandem eine Strafe,

oder eine härtere Strafe auferlegen soll, so handelt es sich um

eine positive Thätigkeit, die begründet sein muß; wenn

man dagegen Jemanden nicht straft, oder ein Mehr der Strafe

auf ihn nicht anwendet, so ist dies einfach eine Unthätigkeit,

für die es keines besondren Grundes bedarf, sondern bei der es

schon genügt, daß der Grund für die Thätigkeit nicht da ist^.

Auf der andren Seite ist es ebenfalls unpassend, dem Richter die freie, mensch

liche Abschätzung der vorliegenden verbrecherischen Handlung verbieten und ihn

gänzlich auf die Würdigung einiger juristischer Punkte beschränken zu wollen.

Sehr anregende Erörterungen hierüber im: Entwurf eines Maßstabes

der gesetzlich«« Zurechnung und der Strafverhältniffe, von H. E. V. G.,

Dresden 1808; hier auch, in dcrEinleitung, Einiges über die von der Berliner

Akademie der Wissenschaften im Jahre 1803 gestellte Preisfrage, ob und

wie weit die Moralität der Handlungen bei Bestimmung und Anwendung der

Strafen in Betracht komme.

i Grammatik und Geschichte sind Hülfswissenschafte» für die

Interpretation; diese selbst aber ist Nichts als Analyse und Synthese.

Für de» Satz „In äudi« mitius" 56, 168. pr. IS2. §. 1. v. äs R. 1^.42.

ö. Äs P0SQI8. Jordan, über die Auslegung der Strafgesetze, mit besondrer

Rücksicht aufdas gemeine Recht, 1818. Birnbaum, im Archiv des Kr. XIII,

Seite S4« fgg.; im Archiv N. F. 183s, Seite S6« fgg., 1838, Seite 4S6.

Luden, Handb. Seite 144 fgg. Herrmann, Beurtheil. desSächs. Entw.

Seite 14. Krug, Grundsätze der Gesetzesausleg. 1848, Köstlin, System

Seite 55 sgg.
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2. Hat der Gesetzgeber sich über wichtige Punkte gar nicht

ausgesprochen, so kann die bloße Auslegung dem Richter keinen

Aufschluß geben. Er schreitet dann zur Analogie. Hierbei ist

er zunächst gewiesen an die Gesetzesanalogie, d. h. an die

Entscheidung nach der Ratio eines einzelnen Gesetzes, durch

welches der Gesetzgeber einen ähnlichen Fall entschieden hat.

Findet sich im Gesetzbuche kein einzelnes Gesetz, das einen ähn

lichen Fall entscheidet, so schreitet der Richter fort zur Rechts

analogie, d. h. er lehnt sich mit seiner Entscheidung nur an die

allgemeinen Principien und an den Geist seines ganzen Ge

setzbuches.

Die Bestrafung im Gesetzbuche nicht bedrohter Handlungen

und die analoge Ausdehnung von Strafschärfungsgründen,

welche der Gesetzgeber nur bei einzelnen Verbrechen als Schär-

fungsgründe hervorgehoben hat, ist aber unstatthaft'.

' Z. 137.

Strafminderung und Straferhöhung.

Strafminderung und Straferhöhung ist diejenige Thätigkeit

des Richters, durch welche er, zur Abschätzung des konkreten Falles,

die Strafe innerhalb des vom Gesetze vorgezeichneten

Strafrahmens, der gewöhnlich durch ein Marimum und durch

ein Minimum der Strafe begrenzt ist, verringert oder vermehrt.

Je weiter der Spielraum zwischen dem Marimum und dem

Minimum ist, den die Gesetze dem Richter gewähren, desto strenger

muß sich der Richter seinem Gewissen verantwortlich glauben;

wie denn überhaupt der Richter allemal eine bedeutende Ge

wissensverantwortlichkeit übernimmt, wenn die Gesetze eine

Entscheidung seinem Ermessen anvertrauen.

Bei der Abschätzung der Strafe hat der Richter alle subjek-

i Diesen Gegenstand behandelt erschöpfend Wächter, Archiv des Kr. 1844,

in seinem Aussatze „Gesetzes- und Rechtsanalogie," Seite 413 fgg. Auf

einer zu engen Auffassung der Analogie ruht die immer noch wiederkehrende

Behauptung, daß Gesetzes- und Rechtsanalogie ausgeschloffen seien; man

meint damit eigentlich nur den Satz „Nulluni crimen sin« leg«." Vgl.

Goltdammer, Materialien I, Seite S4, SS. Daß die Straffälle durch

Analogie nicht vervielfältigt und die Schärfungsgründe durch Analogie nicht

übertragen werden dürfen, ruht auf demselben Rechtsgrunde, wie der Satz

„In Sudionntiu8." Vgl. Wächter, a. a.O. Se!te548fgg. DasBraun-

schweigtsche Strafgesetz», läßt allerdings diese Beschränkung der Analogie

nicht gelten.

Berner, Strafrecht. 14
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tiven, objektiven und modalen Momente der Strafbar

keit in's Auge zu fassen. Er darf sich nicht zur Anwendung des

Strafmarimums oder des Strafminimums genöthigt glauben,

wenn nur eine oder die andre Skala der Strafbarkeit auf dem

Maximum oder auf dem Minimum steht ^. Er hat sich durch alle

feststehenden juristischen Principien leiten zu lassen, wird aber

mit Hülfe derselben doch niemals dahin gelangen, die Strafe wie

durch ein bloßes Nechenerempel festzustellen. Den letzten Aus

schlag giebt immer nur der Gesammteindruck der Sache, der

zwar den Richter nie zur Mißachtung und Ueberschreitung der

durch Gesetzgebung und Jurisprudenz gegebenen Grenzen ver

leiten darf, der aber auch keineswegs auf bloßer Jurisprudenz

beruht und der allein zu einer dem Leben genügenden, wahrhaft

menschlichen Würdigung des Verbrechens befähigt ^.

1 Zeigt z. B. die objektive Skala des Maßstabes bei einem Diebstahle eine

gestohlene Sache geringsten Werthes, etwa einen Groschen: so folgt noch

keineswegs , daß hier sofort zum Strafminimum zu schreiten sei. Vielleicht ist

gleichzeitig auf der subjektiven Skala ein sehr hoher Grad der Strafbarkeit vor

handen. Vielleicht steht die modale Skala sogar auf dem Marimuni, indem die

Handlungsweise eine höchst nichtswürdige und verwegene war, bei der die

gewaltsamsten und gefährlichsten Mittel angewendet wurden.

2 I» den meisten Gesetzbüchern werden allgemeine Zumessungsgründe nur

beifpielsweise angeführt, und doch sind sie bei dieser Aufzählung schon kaum

übersehbar. Vgl. Häb erlin, Band I, Seite 91—9S. Das Sächsische

Strafgesetzbuch von 18S8 verzichtete schon auf die Angabe allgemeiner Zu

messungsgründe, mit Ausnahme derjenigen, die aus der Natur von Dolus und

Kulpa, Vollendung und Versuch zc. hervorgehen. Das neue Sächsische

Strafgesetzbuch sagt ebenfalls, im Art. 73, nur: „der erkennende Richter hat

innerhalb dieser Grenzen die Strafe für den einzelne» vorliegenden Fall unter

Berücksichtigung der dabei eintretenden besondren Verhältnisse festzusetzen,

welche den Schuldigen nach der Beschaffenheit der zu bestrafenden Handlung

und nach dem Grade der dabei gezeigten Böswilligkeit mehr oder minder strafbar

darstellen." Auch- das Darmstadtische Strafgesetzbuch (Art. 118 fgg.) ver

meidet die Aufstellung allgemeiner Zumessungsgründe. Die meisten Zumes

sungsgründe wurden von den Gesetzgebern aus Feuerbach's Lehrbuch

abgeschrieben (»gl. Mittermaier zu Feuerbach, §. 102 d. Note 4).

In Preußen machte man mehrfache Versuche, wenigstens die hauptsäch

lichen Ausmessungsgründe anzuführen. Der Entwurf von 1843 führte die

selben in nicht weniger als 13 Rubriken auf. Schließlich kam man zu der

Ueberzeugung, daß sich das Leben doch damit nicht beherrschen lasse,

und gab daher'jede Aufzählung der Zumessungsgründe auf.

Ausgezeichnete Praktiker, wie namentlich Temm e, erklärten sich sehr entschieden

gegen die gesetzliche Angabe der Zumessungsgründe. Vgl. Baiern (1813)

Art.91fgg. Württemberg l«7 fgg. Großh. Hessen 119 fgg. Baden

z. IS« fgg. Braunschweig §. «1—66, besonders Z. 63. Hannover

Art.9lfgg. Thüringen Art. 42. Oesterreich §.32, §. 43fgg., §. 48fgg. —

Mit sehr gesundem Sinne behandelt Mittermaier diesen Gegenstand an

verschiedenen Orten, die von ihm selbst in den Noten zu §. 102 b. des Feuer-

bachschen Lehrb. angeführt werben. — Ueber Tanten'« Versuch, einen Straf

maßstab arithmetisch zu begründen: Theilnahme, Seite 224—226.
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g. 138.

Strafmilderung und Strafschärfung.

1. Strafmilderung heißt daS Herabgehen unter das

Maß der ordentlichen gesetzlichen Strafe. Sie findet nur aus

bestimmten f. g. MilderungSgründen statt, die der Gefetzgeber

entweder allgemein, oder nur bei gewissen Verbrechen

anerkannt hat.

Allgemeine Milderungsgründe sind nach gemeinem Rechte

die Jugend', die Zustände verdunkelten Bewußtseins'

und langwieriges Untersuchungsgefängnis. DieAngabe

der besondren, nur bei gewissen Verbrechen gültigen Mil

derungsgründe fällt dem besondren Theile des StrasrechteS zu^.

1 Ob dies bis zur Unmündigkeit oder darüber hinausgehe, hängt

thcils von dem Grade der geistigen EntWickelung, theil« von der

Natur des verübten Verbrechens ab. P. G.O. Art. 164 und beson

ders 173. — Nach den Gesetzbüchern für Baiern (1813), Württemberg,

Hannover, Darmstadt, Preuße» und Oldenburg kommt die Jugend

regelmäßig bis zum vollendeten löten Jahre als Mildcrungsgrund in Betracht;

nach den Strfgb. für Baden, Thüringen und Sachsen 1855, Art. 3«, bis

zum 18ten; nach dem O esterreichischen, Z. 46, bis zum Losten; nach dem

Braunschweigischen bis zum21sten. Der Preußische Richter soll bei der

Bestrafung von Personen unter 16 Jahren die Hälfte des höchsten gesetz

lichen Strafmaßes nie überschreiten (§. 43, Nr. 3).

2 Hierher gehören auch die s. g. Kedetuclo »nimi und die Taubstummheit.

Vgl. Strafgb. für Württemberg Art, 38, Braun schweig §.S«, Hannover

Art. 83. Darmstadt Art. 114, Sachsen 18SS, Art. 88. — Mitterinaier,

N. Archiv des Kr. Band IV, Seite 42« fgg.

3 Schon das strenge Römische Recht hat dies anerkannt in I,. 25. O. <Is

poenis (49,13) : „ Li giutur»« tempore »licznis in rsatu, kuorit, aii<iu»te«us

poens e^us erit LuKIevsrio!«,: sie eüäirl eomstitntum est, nov eo n>«6«

prmienäos eos, czui lovZo tempore i» rsäiu »gunt, czusm sos, qui in

reosuti sententiärn »eeipiuut." (Vgl. 1^. 23. Oo6. äo poenis). Bei der

Berathung de« P re n ß. Strafgb. ging man dagegen von der abstrakten Ansicht

aus, daß der Richter nicht befugt sei, bei der Strafberechnung ein Uebel in

Anschlag zn bringen, welche« derTHSter nicht als Strafe erlitten habe, —

ein Argument, mit dem man das Gefühl der natürlichsten Billigkeit nicht

abspeisen kann. Vgl. Beseler, Kommentar, Seite 88 und 83. Manche

wollen die Herabsetzung der Strafe unter das gesetzliche Maß , die durch Anrech

nung langwierigen Untersuchungsgefängnisses herbeigeführt wird, gar nicht

einmal eine Strafmilderung nennen. So Heister, Wächter und

endlich Köstlin, System, Seite 571 fgg., woselbst sich auch die näheren

Unterscheidungen und die Bestimmungen der neueren Gesetzbücher finden.

Bei der Todesstrafe und beider lebenslänglichen Freiheitsstrafe kann

natürlich von Anrechnung der Untersuchungshast nicht die Rede sein. Nach den

meisten Gesetzbüchern kommt nur die unverschuldete Untersuchungshaft bei

der Strafausmessung in Rechnung.

4'Thätige Reue, die sich durch Rückgabe des fremden Gutes oder durch

Werthserstattuug kund giebt, kann man, wenn sie vor dem Einschreiten der

Behörde eintritt, bei dem Diebstahl, der Unterschlagung und dem Be

trüge als Milderungsgrund zulassen. Sachs. Strafgb. v. 1838, Art. 65.

14*
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2. Strafschärfung heißt das Hinaufgehen über das Maß

der ordentlichen gesetzlichen Strafe. Sie findet nur aus bestimm

ten f. g. Schärfungsgründen statt, unter denen kein einziger,

nicht einmal der Rückfall, vom gemeinen Rechte als ein bei allen

Verbrechen gültiger anerkannt wird ^.

Gestattet ein ausdrückliches Gesetz bei einem Verbrechen die

Schärfung, so giebt dies dem Richter noch kein Recht, zu einer

höheren Strafart, z. B. vom Gcfängniß zum Zuchthaus überzu

gchen. Droht das Gesetz selbst schon das höchste Maß einer

Sttafart als ordentliche Strafe, so hat sich der Richter, sofern ihm

ohne nähere Bestimmung eine Schärfung gestattet wird, auf

gewisse verschärfende Zusätze derselben Strafart zu beschränken.

Diese beiden Sätze ruhen darauf, daß das Verbrechen, auch bei

dem Obwalten von Schärfungsgründen, doch immer die Qua

lität desselben Verbrechens behält, der gemäß der Gesetzgeber die

Strafart bestimmt hat; daß demnach die Steigerung der Straf

barkeit regelmäßig nur quantitativ ist und also auch nur eine

Steigerung des Strafquantums zur Folge haben darf^.

8. 139.

Strafverwandlung. »

„Strafverwandlung heißt die Zuerkennung eines von der

gesetzlichen Strafe der Art nach verschiedenen, aber dem Grade

nach gleichen Strafübels" ^.

Die Strafverwandlung ist dem Richter nur gestattet, wenn sie

nothwendig ist>. Nothwendig aber kann sie aus zweierlei

Gründen werden, nämlich:

1 16. §. 1«. 28. §. 3, 8. 0. gg poenig. P,G.O. Art. 124, 131, 137.

Ueberden Rückfall in einem späteren besondren §. Dieneueren Gesetzbücher

pflegen die Qualifikationen der besondren Verbrechen, bei denen

eine Schärfung zulässig sein soll, genau anzugeben und eben dabei zugleich

möglichst genau zu bestimmen, welches Maß der Überschreitung der

ordentlichen Strafe wegen jener Qualifikationen zulässig sei.

2 Ziegler, Theorie der Schürfung, Helmst. 1806. Roßhirt, Ent

Wickelung Seite 44. B eseler, Kommentar S. 31. Die neueren Gesetz

bücher kommen aufdiese Punkte bei ihren Satzungen über den Rückfall.

» Bauer, Lehrb. §. 147.

4 Dies gilt nicht blos gemeinrechtlich, sondern auch nach den neueren Gesetz

büchern, weil es Nichts als die reine Natur der Sache ist. Baiern (1813)

Art. 34. Sachsen (1838) Art. 2«, 21. Sachsen 185S, Art. 23, 29.

Württemberg Art. 46. Hannover Art. 23—29, Baden §. 159 fgg.

Oesterreich §. 33, 259, 26«. Thüringe» Art. 15. Preußen §. 16 fgg.
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1) wenn der Anwendung der gesetzlichen Strafe eine tat

sächliche Unmöglichkeit entgegensteht; z. B. wenn das Gescy

eine Vermögensstrafe androhet, während der Verbrecher gar kein

Vermögen hat; oder wenn das Gesetz den Verlust von Ehren

rechten verhängt, die der Verbrecher nicht mehr befitzt';

2) wenn der Anwendung der gesetzlichen Strafe eine recht

liche Unmöglichkeit entgegensteht, namentlich wenn die gesetzliche

Strafe in dem vorliegenden Falle eine barbarische Härte enthalten

ivürde, die nicht in dem Willen des Gesetzgebers gelegen haben

kann 2. Eine rechtliche Unmöglichkeit der Anwendung der gesetz

lichen Strafe ist indeß nicht anzunehmen, wenn der Verbrecher

sich gegen diese Strafe abgestumpft hat, so daß er sie nicht mehr

als ein sinnliches Leiden empfindet und vielleicht gar das Ver

brechen aus dem Wunsche beging, der gesetzlichen Strafe zu ver

fallend Eine rechtliche Unmöglichkeit der Anwendung der

gesetzlichen Strafe liegt eben so wenig in dem vornehmen Stande

oder in dem hohen Bildungsgrade des Verbrechers; denn die

Schande soll sich an das Verbrechen knüpfen, nicht an den Stand;

und wenn höhere Bildung für die gesetzliche Strafe vielleicht

empfindlicher macht, so steigert sie zugleich die Einsicht in die

Strafbarkeit des Verbrechens und erleichtert den Erwerb sittlicher

Festigkeit. Durch Ungleichartigkeit der Strafen für Vornehme

und Geringe prägt man dem Volke die falsche und unsittliche

Idee ein, daß die Schande sich weniger an die Natur des Ver

brechens, als an die Natur der Strafe knüpfet

Bei der Feststellung einer, trotz der Verschiedenheit der Straf

art, dem Grade nach einer andren gle^hen Strafe muß die stärkere

1 Z^,. SS. O. ge irrjurii«: <zui8 ioz.uris,m ätroeern teeerit, c^ui

«ontemners ioMrisrrnnjugioium possit ob suäm etegests-

teva: praetor aeriter Ks«« rem exs^ui 6edet, et eos, izui ioMrisr»

teoerunt, eoervere. 1^. 1. K. S. O. 6o poenis. I,. 6. Oocl. <te sspnlvr«

viol. P. G. O. Art.1«4. Schon im Schwsp. heißt es: „hat er niz zu gelte»,

man sol im haut und har abschlahen." — Baiern (1813) Art. 34, Nr. 3.

Württemberg Art, 46, Nr. 3, Art. 51—53. Hannover Art. 23, Nr. 2,

Braunschweig §.249. Darmstadt Art. 13.

2 Z. B. körperliche Züchtigung gegen eine kranke oder gebrechliche Person,

Baiern (1813) Art. 2ö. Württenlb. Art. 49. Vgl. auch P. G.O. Art. 131,

« Vortrefflich hierüber: Abegg, Unterjochungen, Breslau 183«, Erste

Abhandl.

4 Dieser Satz ist noch weit von einer allgemeinen Anerkennung entfernt.

Am folgerechtesten führt ihn wohl das Preuß. R. durch. Vgl. die folgende

Note.
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Intensität der einen durch die größere Extensität der andren aus

geglichen werdend

s. 140.

Strafausmessung bei dem Rückfalle.

Rückfall hcißt die Wiederholung eines Verbrechens, nach

bereits erfolgter Verurtheilung wegen eines früheren gleichen,

oder doch wenigstens gleichartigen Verbrechens 2.

Nur wenn dasselbe, oder doch ein gleichartiges Ver

brechen wiederholentlich verübt wird, darf man annehmen, daß

die mehreren Verbrechen aus einer sich allmälig bildenden ver

brecherischen Gewohnheit hervorgegangen sind. Auf der Vor

aussetzung einer solchen Gewohnheit ruht aber die ganze Theorie

des Rückfalles».

1 Das Preuß. Recht stellt einander gleich: einjährige Einschließung und

8MonatGefSngniß, sodann einjähriges Gefängniß und 8 Monat Zuchthaus.

Die höhere Freiheitsstrafe ist hiernach immer um ein Drittel intensiver

und es wird deshalb, bei der Verwandlung , die Dauer um ein Drittel

gekürzt. — Das Preuß. R. stellt ferner den Betrag von einem bis zu drei

Thalern einer Gefängnißstrafe von Einem Tage gleich. Diese Bestim

mung ruht auf folgender Auffassung: Die Gefängnißstrafe wirkt intensiver

je länger sie dauert; sie wird in der zweiten, dritten Woch« schon weit

schmerzhafter empfunden als in der ersten. Deshalb muß die Gefängnißstrafe,

mit der man bei Zahlungsunvermögen die Geldstrafe ablöset, für höhere

Geldstrafen verhältnißmäßig kürzer sein; kann man etwa '10 Thaler

und 1« Tage gleichsetzen, so wird man vielleicht 30 Thaler nur 2« Tagen gleich

fetzen können. — MancheGesetzbücher gestatten eineVerwandlung der Freiheits

strafen aus Rücksicht auf StandesverhSltnissc, namentlich aus dieser

Rücksicht die Verwandlung der Zuchthausstrafe oder Arbeitshausftrafe in

Festungsstrafe. Das Preuß. Gesetzbuch führt dagegen den Grundsatz der

Gleichheit vor dem Gesetze durch und nimmt an, daß derjenige, derdie-Thaten

des gemeinen Pöbels thut, auckMiicht zu gut sei für den Ort, wo dieser Pöbel

gestraft wird. Man müßte jeden aligemeinen Maßstab der Strafe aufgeben,

wenn man die Strafe je nach den persönlichen Verhältnissen des Thäters glrlch

ganz und gar verwandeln wollte. Dagegen ist es eine grundfalsche

Anwendung des Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetze, wen»

man bei Geldstrafen auf Vermögen und Einnahme keine Rückficht

nehmen will.

2 Mittermaier, im N. Archiv des Kr. Bd. XIV, Seite 114 fgg.

Abegg, ebendas. 1834, Seite 415 fgg. LoorsdssKs, I)s ls r^ciiclivs,

lZanä 1846.

« Die neuerlich aufgestellte Forderung, daß die Wiederholung eine „gestei

gerte Energie des verbrecherischen Willens" enthalten solle, läuft, so weit sie

richtig ist, mit der Forderung verbrecherischer Gewohnheit aufdaffelbe hinaus.—

Manche Gesetzbücher verlangen Zicht G l e ich h ei t , sondern nur Gleichartig

keit der Verbrechen. Vgl. Mittermaier, im N. Archiv 1838, Seite 551 fgg.

Das Sächs. Strafgb. v, 18S5 bezeichnet im Art. 83 als gleichartig alle Ver

brechen, welche aus gleichartigen Triebfedern hervorgegangen find,

namentlich I) alle Verbrechen, welche ihrem Begriffe nach aufGewinnsucht
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Bei Verbrechen, die ihrer Natur nach gar nicht zur

Gewohnheit werden können, sollte man eine Rückfallsstrafe

niemals eintreten lassen. Liegt zwischen dem früheren und dem

späteren Verbrechen eine so geraume Zeit, daß die Annahme,

beide Verbrechen seien aus einer und derselben verbrecherischen

Gewohnheit entsprungen, keinen Raum mehr findet: so darf nicht

auf Rückfallsstrafe, sondern nur auf einfache Strafe erkannt

werdend Auch kann die Rücksallsstrafe in demjenigen Falle

nicht eintreten, wo der Beweis geführt wird, daß die mehreren

Verbrechen nicht auf eine verbrecherische Gewohnheit deutend

Nach manchen Gesetzbüchern muß wegen des früheren Ver

brechens schon eine Strafverbüßung stattgefunden haben,

während andre nur eine erfolgte rechtskräftige Verurthei-

lung fordernd Die letzteren müssen selbst dann bei dem späteren

Verbrechen Rückfallsstrafe eintreten lassen, wenn das frühere

Verbrechen durch Begnadigung verziehen worden ist; denn die

Gnade macht die Verurtheilung nicht ungeschehen, sondern hemmt

nur ihre Ausführung. Nur darf ein durch Niederschlagung

der Strafsache oder durch Amnestie begnadigtes Verbrechen bei

dem Rückfall nie in Betracht kommen, weil die Niederschlagung

der Strafsache dem rechtskräftigen Urtheil zuvorkommt und weil

beruhen, 2) alle Verbrechen, welche die Befriedigung des Geschlech ts trieb es

zum Zweck haben. Der Preuß. Gesetzgeber fordert, im Interesse der Bestimmt

heit des Gesetzes, G l eich h e i t- der Verbrechen (§. S3).

i Sind seit der Verbüßung oder Erlassung der Strafe 10 Jahre verstrichen,

so läßt das Preuß. R. gar keine Strafsteigerung wegen Rückfalles zu (§. 60).

Aber auch wenn dieser Zeitraum noch nicht völlig verstrichen ist, wird der

Zwischenraum zwischen der früheren und der späteren ThatBeachtung verdienen.

Der Richter ist zur Schärfung wegen Rückfalles nicht verpflichtet, sondern

nur berechtigt, t'sririäeius begnügt sich schon mit einer Zwischenzeit

von drei Jahren, um die Rückfallsstrafe auszuschließen. <Zu. 2S. !<o. 26.

Die Einmischung des Gedankens der Verjährung ist Hierdurchaus ungehörig,

da es sich nicht um Verjährung, sondern um das Erlöschen der verbrecherischen

Gewohnheit handelt. Vgl. indeß noch SS ch s. Strafgb. v. !85ö, Art. «4.

s Vgl. besonders U61ie, ?K<Z«ris Su Log« pönsl, 1852, Band I,

Seite 283 fgg.

s Diejenigen Gesetzbücher, welche Verbüßung der Strafe fordern,

begnügen sich in der Regel mit der theilweisen Verbüßung; so Darmstadt

SS, Hannover III, Braunschweig 58, Thüringen 46. Oesterreich

und Sachsen (1855) verlangen dagegen vollständige Verbüßnng. —

Rechtskräftiges Urtheil ist ausreichend in Preußen, Württemberg

und Baden. Wegen der Schwierigkeit einer gehörigen Prüfung ausländischer

Urtheile pflegt verlangt zu werden, daß das frühere Urtheil von einem

inländischen Gerichte ausgegangensei, Preuß. §.58. Württemberg

Art. 124.
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die Amnestie das Verbrechen mit dem Schleier vollkommener

Vergessenheit bedeckt ^.

Bei dem Rückfälle pflegt dem Richter ein Schärfungsrecht

eingeräumt zu werden. Da aber das Verbrechen dadurch, daß es

zum zweiten oder dritten Male begangen wird, seinen Charakter

nicht umgestaltet; da die Strafbarkeit des Verbrechens sich dabei

nicht qualitativ, sondern nur quantitativ- ändert: so

erstreckt sich das Schärfungsrecht des Richters nicht auf die Art,

sondern nur auf das Maß der Strafe, dergestalt, daß die gesetzlich

gedrohte Strafart bleibt und nur über das im Gesetze aufgestellte

Maximum gesteigert werden kann^.

8- 141.

Strafausmessung bei zusammentreffenden Verbrechen.

Es handelt sich hier um das Zusammentreffen mehrerer noch

nicht abgebüßter Verbrechen derselben Person in demsel

ben Strafurtheil ((üoneursus 6eli«t«rura) ^.

Ein gleichzeitiges, ideales oder formales Zusammentreffen

liegt vor, wenn Ein und dasselbe Handeln den Thatbestand

mehrerer Verbrechen enthält.

Ein successives, reales oder materielles Zusammentreffen ist

dagegen vorhanden, wenn die mehreren Verbrech«« durch mehrere

zeitlich getrennte Handlungen begangen wurden.

Die formell oder materiell zusammentreffenden Verbrechen

können gleichartige oder verschiedenartige sein ^.

1 Goltdammer, Materialien I, S.4S8sgg.

2 Dies wird freilich nicht von allen Gesetzbüchern zugegeben. Manche

von ihnen gestatten den Uebergang zu einer schwereren Strafart; so Württem

berg und H a n n o v er. Die Mehrzahl unter ihnen exkennt dagegen das richtige

Princiv an. Dasselbe ist sehr schön entwickelt bei OKauvssu et Leiis,

1'K6«ri« 6u Oocls pensl, 18S2, pags 287. — Bei bloßen Uebertretungcn

gicbt das Preuß. R. dem Richter kein Schärfungsrecht wegen Rückfalles

(§. 3SS). Daß die frühere oder spätere That nur Versuch oder Theilnahme

war, hebt den Begriff des Rückfalles offenbar nicht auf. (Preuß. Stfgb.

§.5S.)

s Zehler, über dasZusammentreffen derUebertretungen, 1827. Rotteck,

über die Konkurrenz der Verbrechen, 184«, Krug, über die Konkurrenz der

Verbrechen und besonders über den Begriff des fortgesetzten Verbrechens, 1842.

^r^butisu, Oours gs groit «rilrriliel, 1854, Band I, Seite 312—337^

Köstlin, System, Seite 53g fgg. Os,r«,<t^s,, 6s vonLursu ckeliotorum,

Ssrol. 185« (eine Doktorabhandlung). Beachtenswert!) wird immer bleiben :

LsviAnz?, oov«ursu 6sli«t«rum, 1800.

4 Die Deutsche Jurisprudenz hat sich in dieser Lehre mit einer Ueberlast

von Eintheilunge» beschwert. Man vergleiche damit die praktische Einfach-
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Bei der formellen (idealen) Konkurrenz war schon im ge

meinen Rechte die vorherrschende Ansicht die, daß, wegen der hier

vorhandenen Einheit des Entschlusses und der Handlung, nur

die Strafe des schwereren Verbrechens aufzuerlegen sei,

innerhalb welcher das leichtere Verbrechen als ein Strafzumessungs

grund betrachtet werden müsset Für die neueren Gesetzgebungen

ist dieser Standpunkt um so mehr der richtige, als sie in der Regel

dem Richter einen sehr weiten Spielraum für die Ausmessung der

Strafe der einzelnen Verbrechen einräumend Einige von ihnen

gestatten indeß Strafschärfung ^ . . -

Bei der materiellen (realen) Konkurrenz hat zwar eine

abstrakte Auffassung oft zu dem Satze verleitet, daß die Strafen

der mehreren Verbrechen einfach zusammenzurechnen seien.

Konkretere Erwägung und praktische Erfahrung überzeugten indeß

überall, daß dies zu großen Härten führe. Man gab daher

entweder dem Richter ein Recht zur Milderung der zusammen

gerechneten Strafen beider Verbrechen, oder man legte nur die

Strafe des schwersten Verbrechens zu Grunde und gestattete

dann Schärfung 4. Jedenfalls aber müssen die mehreren Ver-

heit der Franzosen , z. B. Olisnvsan st Uölie, 1852, Band I, Seite

244 fgg. — Die Grundsätze der Konkurrenz müssen übrigens auch

dann gelten, wenn die Abu rth eilung der mehreren noch u nabge

büßten Verbrechen nicht gleichzeitig stattgefunden hat; denn die

Gleichzeitigkeit der Aburtheilung ist oft etwas ganz Zufälliges, das von den

Gründen ver. milderen Behandlung konkurrirender Verbrechen unabhängig

bleibt. Damit stimmt übercin die Praxis des Preuß. Obertribunals;

»gl. G oltdammer, Archiv f. Pr. Str. Bd. II, Seite «26, 827.

1 Dies ist schon die Ansicht von Koch, Inst. lur. erim. §. 158 d. Vgl.

Martin, Lehrb. z. 65. Stübel, das Kriminalverfahren III, §. 1205.

Man beruft sich auf zw ei Artikel der LOL., nämlich 163 u. 108. Die strengeren

Anordnungen des Römischen Rechts machten dagegen Andre schwankend.

1^. 5. O. üe yuaest. (48,5). Rein, Kriminalr. der Römer, Seite 25«, 251.

2 Preuß. Strafgb. §. 55: „Wenn eine und dieselbe Handlung die Merk

male mehrerer Verbrechen oder Vergehen In sich »ereinigt, so kommt das Straf

gesetz zur Anwendung, welches die schwerste Strafe androht." Unser Preuß,

Landrecht bestimmte über die formale Konkurrenz Nichts; dennoch erkannte

die Praxis nur auf die Strafe des schwersten Verbrechens. Hitzig, Zeitschr.

Bd. I, S. 106 fgg. Centralblatt 1838, Seite81. Goltdammer, Ma

terialien I, S, 447.

s So auch jetzt noch das Süchs. Strafgesetzb. von 1855, in dem fönst sehr

gut abgefaßten Art. 77, a. E.

^ Das Preuß. Strafgesetzb. ging für die materielle Konkurrenz »on

dem Grundsatze^es Zusammenrechnens der mehreren Strafen (Kumulations-

princip) au«. Vgl. §. 56. Aber schon das Gesetz »om 9. März 1853 mußte,

um für die Zukunft die Härten dieses PrinciveS zu »erhindern, die Anordnung

aussprechen : „ Es kann jedoch, insoweit es sich um Freiheitsstrafen handelt, die

Dauer derselben bis auf das Maß der für das schwerste Verbrechen
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brechen insgesammt ihre Strafe finden. Dies fordert nicht nur

die Gerechtigkeit, sondern auch die öffentliche Sicherheit; denn

wenn die Strafe des schwereren Verbrechens alle Strafen leich

terer Verbrechen verschlänge, so würde der schwere Verbrecher

einen Freibrief zur Begehung aller leichteren Verbrechen besitzen.

Z. 142.

Strafausmessung bei dem sortgesetzten Verbrechen.

Ein fortgesetztes Verbrechen ist anzunehmen, wenn mehrere

verschiedenzeitige Akte, deren jeder für sich allein schon den

Thatbestand des Verbrechens erfüllt, als fortschreitende

Ausführung desselben verbrecherischen Entschlusses erscheinen

und deshalb als Ein Ganzes aufzufassen sind'. Einheit

oder Vergehen bestimmten Freiheitsstrafe herabgesetzt werden." Für die

Praris ist damit das Kumulationsprincip so gut wie aufgehoben: John, im

Archive für Pr. Straft. Band III, Seite 497 fgg. Oesterreich stellt ganz

einfach, sowohlfürdasmateriale, alsfürdas form ale Zusammen -

treffen, den Grundsatz auf: „Hat ein Verbrecher mehrcreVerbrechen begangen,

welche Gegenstand der nämlichen Untersuchung und Aburtheilung sind , so ist er

nach jenem, aufwelches die schärfere Strafe gesetzt ist, jedoch mit

Bedacht auf die übrigen Verbrechen, zu bestrafen." Stfgb. §. 34,

Weit strenger ist Sachsen 1855, Art. 78. Die Oesterreichische Bestim

mung setzt, wenn sie richtig sein soll, einen übertrieben weiten

Spielraum zwischen demMarimum und demMtn im um der Strafe

eines jeden besondren Verbrechens voraus. —> Bei der Schärfung

der Strafe des schwerste» Verbrechens, wegen des leichteren konkurrirenden

Verbrechens, dürfen die allgemeinen Grundsätze überSchärfung nicht

«erleugnet werden, namentlich der Grundsatz, daß nicht zu einer schwerere»

Strafart übergegangen werden kann. Ist das schwerste Verbrechen

mit Todesstrafe bedroht, so fällt jede Möglichkeit der Schärfung weg; hier

kommt also ganz rein der Grundsatz zur Anwendung: ?««»», ins^or sdsorbet

mirlorsra. Auch die lebenslängliche Zuchthausstrafe schließt, nach man-

chen Gesetzbüchern, alle andren Strafen aus, obwohl hier für neue, im Zucht

hause begangene geringere Verbrechen strenge Disciplinarmittel angewendet

werden müssen. Darmstadt Art. 105. — Wenn e« sich um bloße Geld

strafe» handelte, so neigte die gemeinrechtliche Praris immer stark zum

Kumulationsprincip. Oarpsov?, «Zu. 132. »r. 63 et sczy. Erkennt man

ja sogar in den neuesten Gesetzbüchern noch nicht einmal den Grundsatz an,

daß die Todesstrafe auch bloße Geldbußen, wenn sie nicht einen uvil-

rechtlichen Charakter tragen, absorbiren müsse! Vgl. Preuß. Stfgb. §. 2S,

i Mittermaler, im Archiv des Kr. Bd. II, Seite 212 fgg. und in

D ein m e ' s A n n a le n Bd. I, Seite 1 fgg. Bauer, Abhandl. II, Seite 28 fgg,

Krug, über Konkurrenz u. f. w. B ern er, Theiln. Seite 484 fgg. Köstlin,

System, Seite 537. — Das Bairische Strafgb. v. 181S stellte eine falsche,

nur aus die Einheit des verletzten Objektes sehende Definition auf, im Art. 110-

In Sachsen hat man eine Definition ganz gemieden (1855, Art. 78 und I8SS,

Art. 43). Ebeuso in Württemberg. Kühner warman in Baden §. Isofgg,,

in Darmstadt z. III, IIS, in Braunschweig Z. 5« und in Hannover

Z. 1«S. Vgl. Thüringen Art. 51. In Oesterreich und in Preußen ist

gesetzlich' über das fortgesetzte Verbrechen Nichts bestimmt. Das Prenß.
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des Gegenstandes der Verletzung ist nicht unbedingt noch

wendig ^.

Weil die mehreren einzelnen Akte nicht als einzelne selbstän

dige Verbrechen zählen, sondern nur Ein sie alle umfassendes

Verbrechen vorhanden ist: so ist auch nur Einmal die Strafe

dieses Verbrechens verwirkt. Bei der Ausmessung dieser Strafe

können demnach jene einzelnen Akte zwar zur Erhöhung, nie

aber zur Schärfung Anlaß geben 2.

Dritter Titel.

Vollziehung und Ausschließung der Strafe.

§. 143.

Strafvollziehung.

Wenngleich die physische Vollziehung der Strafe, als eine

Thätigkeit der vollziehenden Gewalt, derVerwaltungöbehörde

zufallen muß, so liegt es doch in der Aufgabe des, Richters, die

Vollziehung, welche ebenso unparteiisch sein soll als das Urtheil

selbst, zu überwachen und dasür zu sorgen, daß die Vollstreckung

genau dem Richterspruche gemäß erfolget

Die materiellen Rechtsgrundsätze fordern einen Aufschub der

Vollstreckung, sobald dieselbe durch den Eintritt gewisser Umstände^

wie namentlich körperliche Krankheit und vorübergehende Geistes-

Obertribunal nahm aber den Begriff des sortgesetzten Verbrechens ohne

Weiteres auf. (Urtel vom 8. März 1852, Goltdammer's Archiv Band I,

Seite 74).

1 Dies hat sich oft genug deutlich gezeigt. Mittermaier, im N. Archiv

Band II, Seite 234. Sander, Archiv des Kr. 18S6, Seite 374. Treffurt,

Archiv des Kr., S. 422. Wenn man schlechthin Identität der «erletzten

Person fordert, so muß man den Dieb, der mehrmals aus demselben Gemach

Gegenstände entwendete, selbst dann wegen mehrerer Diebstähle strafen, wenn

alle Merkmale eines fortgesetzten Verbrechens vorhanden sind, sobald die

gestohlenen Sachen zufällig verschiedenen Personen gehörten. Bei andren

Verbrechen, z. B. bei dem fortgesetzten Ehebruch, ist dagegen wieder Identität

der Person nothwendig.

2 Anerkannt durchdie oben citirten Gesetzgebungen., Die Berathungen in

Preußen über das fortgesetzte Verbrechen bei Goltdammer, Materialien,

Bd. I, Seite 3S7fgg. Der Preu ß. Entwurf von 1827 schloß sich ziemlich eng

an Bauer's Anmerkungen zum Hanno». Entwurf.

s Leider wird dieser Satz, an welchem Deutscher Gerechtigkeitssinn früher

beständig festgehalten hat, durch die neueren Gesetzgebungen, welche sich durch

das Französische Vorbild verleiten lassen, oft verleugnet. Ueberzeugende Be

merkungen hierüber bei Temme, Grundzüge eines Deutschen Strafverfahrens,

18S0, Seite 17« fgg.
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störung, in eine Ungerechtigkeit verwandelt werden würde.

Unheilbare Geistesstörung schließt die Strafvollziehung ganz aus'.

Durch die Vollziehung selbst wird die Schuld des einzelnen

Verbrechens getilgt, das Verbrechen aber nicht ungeschehen ge

macht, so daß namentlich bei dem Rückfalle gar wohl auf dasselbe

noch Rücksicht genommen werden kamt.

Die Angabe und Würdigung der formellen Wirkungen sowohl

der Verurtheilung als der Freisprechung, namentlich die Ent-

wickelung des wichtigen X«n bis in iäein, gehört ausschließlich

in den Strafprozeß^.

§.'144.

Tod des Verbrechers.

Es sind hier zwei Fälle zu unterscheiden:

1. Der Verbrecher stirbt schon vor erfolgtem Strafurtheil.

Dann darf gar keine Verurtheilung erfolgen, indem der Ver

brecher durch den Tod dem Gebiete des zeitlichen Richters entrückt

wird. Es wird daher gar keine Untersuchung eingeleitet, oder

die Fortsetzung der schon früher eingeleiteten Untersuchung ein

gestellt.

Die Römer kennen freilich eine Oairmati« memoriae gegen

den verstorbenen Hochverräther. Dieselbe übt aber, abgesehen

von ihrer Unsittlichkeit, die verkehrte Wirkung, daß sie eben das

jenige Andenken verewigt, welches sie vernichten soll 5.

! 1^. 14. O. 6s olk. rirg,es. Ks66inAius, Ss vi st etlsetu mortis et

Ssivsntiäs , «um ill rsorur» <lämvs,t!oiism , tuuii» 6älnog,torum poeuäui.

Feuerbach, Lehrb. §. 137 fgg. Tittmann, Z. 28, 6« fgg. Salchow,

z. 31 fgg. Roßhirt, Entw. Z. 51 fgg. Henke, Handb. I, §. 8S fgg.

Wächter, Lehrb. I, Seite 273 fgg. Jarke, I, §. S4fgg. Heffter, §. 169 fgg.

Abegg,Z. I7ö. Bauer, §. I3«fgg.

2 Die 1^. 33. 0. Ss posvis nennt die einmalige Vollziehung der Strafe

eine voenss sdolitio. Vgl. 1^. 14. 0. Ss «.esus. 1^. 17. Z. 6. V. Ss in^ur.

Abegg,§. ISS.

« Der dritte Band des Archives für Preuß, Straft, liefert über das^ou

dis in iSsm drei Abhandlungen: eine von Küßner (Staatsanwalt), eine von

Goltdammer, eine von Berner. Vgl. Heffter, §. 181, 182, 679—684,

Mittermaier, im Archiv des Kr., 18S«, Seite 497 fgg.

4 Is <^ui in re«,tu SeesSIt, Iritegri statu» SeesSit: sxtinZuitur

sriirn sriinsn m«rts,Iits,ts; — rnorts «rimins lid«rs,tur, sagt

I.. 11. 0. »S leg. ^»1. lr,»^. Vgl. RUn, Kriminalr. der Römer, S. 281, 282.

Wächter, Lehrb. Seite 224—276. — P. G. O. Art. 135. — B a i ern (1813)

Art. 138. Hannover A«. 87 fgg. Braunschweig §. 67 fgq. Darmstadt

Art. 123 fgg. Thüringen Art. 68. Oesterreich §. 224. Preußen §. 20.

s 1^. ii. I). sS leg. <lul. ms,^. — Eine Erekution am Leichname,
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2. Der Verbrecher stirbt nach erfolgtem Strafurtheil.

Ist das Urtheil bei dem Eintritte des Todes schon rechts

kräftig geworden, so kann es durch den Tod nicht vernichtet

werden. Nun sind allerdings Todesstrafen, Freiheitsstrafen und

Leibesstrafen gegen einen Todten nicht mehr ausführbar, während

es bei den Ehrenstrafen gar keiner besondren Ausführung bedarf.

Die Vollziehung der rechtskräftig erkannten Geldstrafen ist aber

allerdings möglich. Das rechtskräftige Urtheil hat diese Geld

strafen schon bei Lebzeiten des Verbrechers ausgesprochen und sie

damit zu einer Civilschuld gemacht, die auf dem Vermögen des

Verbrechers lastet. Der Eintreibung dieser Schuld kann um so

weniger Etwas im Wege stehen, als sich gegen sie nicht geltend

machen läßt, was man bei andren Strafen behaupten darf, daß

die Bestrafung von Todten theils tatsächlich unmöglich, theils

unsittlich sei.

Ist das Urtheil bei dem Eintritte des Todes zwar schon

erfolgt, aber noch nicht rechtskräftig geworden: so hebt der

Tod die Möglichkeit auf, daß es je rechtskräftig werde

Civilanfprüche, die aus dem Verbrechen entsprangen, erlöschen

durch den Tod des Verbrechers nichts

Wurde das Verbrechen von mehreren Personen verübt,

namentlich wenn der Verbrecher sich selbst entleibt hatte, kam früher auch i»

Deutschland vor, aber nicht gemeinrechtlich, Wächter, Lehrb. I,

Seite 27«, S.

1 Dieser Punkt ist allerdings streitig. Im Preuß. R. wurde er früher an

ders entschieden als jetzt. Nach dem Allg. Preuß. Landrecht sollen Geld

strafen schon dann aus dem Nachlasse entrichtet werden , wenn die Untersuchung

bei Lebzeiten des Verbrechers nur so weit gekommen ist, daß der Festsetzung der

Strafe Nichts mehr im Wege steht (Ldr. Th. I, Tit. S, §. 363). Dagegen

bestimmt das neuere Strafgesetzb. im §.2«: „Geldstrafen können in den

Nachlaß eines Angeschuldigten vollstreckt werden, wenn derselbe bei Lebzeiten

rechtskräftig »erurtheilt worden ist." So ist für Preußen der richtige

Grundsatz unzweifelhaft als geltend anzuerkennen. Nur die Konfiskation

einzelner Gegenstände kann — nach den ferneren Worten des §. 20 —

selbst dann nach dem Tode des Verbrechers in dessen Nächlaß «ollzogen werden,

wenn zu seinen Lebzeiten noch kein Urtheil ergan.gen ist. Darüber Golt-

dammer, Materialien I, Seite 203. — Will eine Gesetzgebung aufstelle»,

daß das bei Lebzeiten des Verbrechers erfolgte aber noch nicht rechtskräftig

gewordene Urtheil »ach dem Tode die Rechtskraft »och erlangen und

also dann »ollzogen werden könne: so «ersteht es stch »on selbst, daß den Erben

die Anwendung der gegen das Strafurtheil zulässigen Rechts

mittel gestattet werden muß; aber dieser ganze Standpunkt ist falsch.

2 Der Nachlaß trägt nicht blos die Strafgelder, sondern auch die Prozeß-

kosten und alle aus dem Delikt entstandenen Schulden. Außerdem müssen die

scslore ciuaesits, aus dem Nachlasse herausgegeben werden. :
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so hindert der Tod der einen nicht die Bestrafung der

übrigen

8- 145.

Verjährung.

Im Laufe der Zeit tritt das verübte Verbrechen je länger je

mehr aus dem Leben, mit dem allein es die Rechtspflege zu thun

hat, zurück in eine Vergangenheit, die nur noch von einem

geschichtlichen Interesse ist. Die Wirkungen des Verbrechens

werden durch die Zeit hinweggespült: der angerichtete Schade

und Schmerz, und selbst das Andenken der That erlischt allmälig.

Die Person des ehemaligen Verbrechers hat sich vielleicht ge

bessert: der böse Wille, aus dem die That entsprang, lebt nicht

mehr, und die Leidenschaften, die zur VerÜbung des Verbrechens

antrieben, sind vielleicht abgestorben ^.

Schon nach dem Verlaufe eines gewissen Zeitraumes, seit der

Begehung des Verbrechens, wird ein Strafverfahren über dasselbe

unthunlich, weil die Spuren des Verbrechens dergestalt ver

dunkelt und die Zeugnisse so unsicher werden, daß sowohl der

Anschuldigungs- als der Entlastungsbewcis seine Zu

verlässigkeit einbüßt. Mit dem Eintritte dieses Zeitpunktes

läßt der Staat, damit die Rechtspflege durch ein verspätetes

1 Ist der Urheber gestorben, so kann man noch den Gehülfen strafen;

es wäre »erkehrt, wenn man hier den Satz anwenden wollte, daß der Gehülst

nicht gestraft werden könne, wenn der Urheber nicht strafbar befunden wird.

2 Dies sind die allgemeinen Gründe, auf der mehr oder weniger beide

Arten der Verjährung ruhen. Gut Hieruber Wirth, Ethik Bd. II, S, 336.—

Die umfangreiche Litteratur bei Böhmer, Handb. S. 648 fgg. und bei

Kappler, Seite 27ö fgg. Ein reiches Material liefert Grün dl er, Lehre von

der Verjährung der peinlichen Strafe, I7S6. Er ist aber sehr einseitig und

verlangt Aufhebung aller Kriminalverjährung. Hervorzuheben find die Ab-

Handlungen von t'Istöinänii, Odservstiones 6s poeosrura prseser,,

1832, und vonRieclel, De prseseriptione «rimiurmi, 18Sl, welcher letztere

indeß auch zu dem verkehrten Ergcbniß kommt„»eensätionuiii prssseriptiouis

illstitutui» inälilm esse." Zwei umfangreiche, aber in der geschichtlichen und

in der philosophischen Behandlung schwache Monographien über Kriminalver

jährung erschienen neuerlich w Brüssel: LooredeoKe, Iräits' lies

I?res«riptions en mätisre psoals, 1847z und Oousturier, I?räits6e l»

?resoripti«ii en m»tiere erimioelle, 1849. Beide beschästige» sich fast nur

mit den Einzelheiten des Französ. Rechts. O ousturier ist dabei so einseitig,

daß er die wichtigsten Gründe der Kriminalverjährung ganz übersteht. Dennoch

hat keine Deutsche Abhandlung eine so eingehendeBesprechung der ein

zelnen Fragen der VerjShrimgslehre darzubieten, als diese beiden Belgischen

Abhandlungen, welche übrigens von der neueren Französ. Litteratur fast gar

nicht berücksichtigt werden.
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Verfahren nicht irre geleitet werde, eine Anstellung der Strasilagc

nicht mehr zu: Verjährung der Strafklage.

Ist noch vor dem Eintritte dieses Zeitpunktes ein Strafurtheil

gefällt, aber die Ausführung dieses Urtheils vereitelt worden: so

ist nun allerdings der Beweis des Verbrechens gesichert.

Die Macht der Zeit hört aber deshalb nicht auf, das Ver

brechen selbst nach und nach aufzuzehren. Ueberdies ist

das schon gefällte, zur Strafvollziehung auffordernde Strafurtheil

geeignet, den Verbrecher entweder im Eril, oder in beständiger

Angst zu erhalten und damit, ähnlich der Strafe selbst, eine

Abbüßung des Verbrechens zu bewirken. Der Staat hat daher

endlich auch die bereits zuerkannte Straft auszuschließen: Ver

jährung der Strafe.

Die Römer kannten während der Zeit der Republik wahr

scheinlich gar keine Verjährung in Strafsachen'. Später findet

sich bei ihnen, im engsten Zusammenhange mit ihren prozessuali

schen Einrichtungen, die Verjährung der Strafklage, nicht aber

die Verjährung bereits erkannter Strafend In diesem Zustande

wurde das Römische Recht von Deutschland gemeinrechtlich reci-

pirt. Das gemeine Deutsche Recht kennt daher nur Eine Ver

jährung und läßt nach erfolgtem Strafurtheile keine Verjährung

mehr zu.

Manche der neueren Gesetzbücher sind auf diesem veralteten

Standpunkte stehen geblieben, während andre, in einer mehr

vollständigen Würdigung der Grundlage des ganzen Ver

jährungsinstitutes, auch eine Verjährung der erkannten Strafe

kennen 2.

Unverjährbar ist, seiner Natur nach, kein Verbrechen. Die

Unverjährbarkeit, welche das Römische Recht der Apostasie, der

Kindesunterschiebung und dem Paricidium beilegt, ist in das

gemeine Deutsche Recht nicht übergegangen. Auch die meisten

neueren Gesetzbücher lassen bei allen Verbrechen Verjährung zu;

einige indeß schließen die Verjährung bei den mit der Todes-

1 Rein, Kriminalr. der Römer, S. 277.

2 Rein, a.a.O.

» Verjährung der Strafe findet sich im Sachs. Strafgb. 1838, Art. 7«;

185S, Art. IIS, imWürttemb.Ärt. 123, imBraunsch'kv.,71, im Badisch.

§. 1S4, im Thüring. Art. 73. Dagegen erklärt sich das Preuß. Stfgb. §. 49

ausdrücklich dagegen. Man ging vvn einer sehr mangelhaften Auffassung der

Verjährung aus. Göltdommer, Materialien, Band I, Seite 381.
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strafe oder der lebenslänglichen Zuchthausstrafe bedrohten Ver

brechen aus^.

Die Verjährung dauert gemeinrechtlich, dem Römischen Rechte

gemäß, bei den Oriinins zznblios, 20 Jahre; bei Fleifchcsver-

brechen (aclulterium, stupruiri, Ieno«iiiiuirt, iriösstus, nekänclg,

vsnus, aber nicht bei der Nothzucht), bei dem Pekulate und bei

der ZoUdeftaudation 5 Jahre. Klagen auf Privatstrafen läßt

das Römische Recht erst in 30 Jahren, die Prätorischen Pönal-

klagen schon in 1 Jahre verjährend Sehr verschieden sind dic

Verjährungsfristen' der neueren Gesetzbücher. Doch bricht sich

immer mehr der Grundsatz Bahn, daß die Länge der Verjäh

rungsfristen nach der Schwere der Verbrechen zu bestimmen

sei».

Die Verjährungszeit ist ein tsmpus «ontinuuin, bei welchem

man fast überall, um nicht in's Kleinliche zu verfallen, dem Ver

brecher sowohl den Tag des Anfanges, als den Tag des End

punktes der Verjährung zu gut rechnet. Es beginnt demnach dic

Verjährung der Strafklage nicht erst mit dem Momente, son

dern schon mit dem Tage der beendigten verbrecherischen Handlung,

und wird, nach der ««mpuwti« civilis, schon mit dem Anbruche

des Tages der abgelaufenen Frist als vollendet betrachtet. Der

selbe Grundsatz gilt für die Verjährung der Strafet

1 Ueber die Unverjährbarkeit derKindesunterschiebung im besondren Theile.

Eine Ausschließung der Verjährung bei den mit dem Tode oder dem lebensläng

lichen Zuchthaus« bedrohten Verbrechen findet sich im SSchs. Strafgb. 1838,

Art. 8«; 18S5, Art. 1«S; im Hanno». Art. 9«; imOesterreich. Z. 231; im

Thüring. Art. 76.

2 Rein, a. a. O.

s So »erjähren nach Preuß. R. tvdeswürdige Verbrechen in 30 Jahren;

Verbreche» , die im höchsten Strafmaße mit mehr als 1« Jahren Freiheitsstrafe

bedroht sind, in 20 Jahren; Verbrechen, die mit einer milderen Freiheitsstrafe

bedroht sind, in 1« Jahren; Vergehen, die mit mehr als 3 Monat GefSngniß

bedroht sind, in 5 Jahren; andre Vergehen in 3 Jahren; Übertretungen in

3 Monaten; einfache Beleidigungen in 6 Monaten. Vgl. Stfgb. §. 46, 33S,

343. Dagegen kennt das SSchs. Strafgb. 1S55, Art. II«, nur EineVerjäh-

rungsfrist für alle öffentliche Verbrechen, nämlich die Frist von IS Jahren,

woneben sich nur die Bestimmung findet, daß die Verbrechen, die nur auf An

trag gestraft werden, in I Jahre verjähren sollen.

^ Da der Gefetzgeber unmöglich den Moment finden kann, wo die Zeit das

Verbrechen getilgt hat, so ist es lächerlich, nach Momenten zu rechnen, statt dem

Angeschuldigten den Tag zu gut kommen zu lassen , wofür ohnehin das In ciudio

mitnis entscheidet. Vgl. Unterholz n er, Entwickelung der Verjährungslehre,

1828, II, Seite 435—477. Manche Gesetzbücher haben dennoch die Berechnung

g, inomsnto »6 inornsnturu aufgenommen; so Baden K. IS1, Hannover

und Oesterreich. Sachsen, das früher ebenfalls s, rnomento rechnete,

rechnet jetzt«, die; 1855, Art. III, zu vergl.mit 18S8, Art. 78.
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Bei denjenigen Verbrechen, die längere Zeit fortdauern,

wie der Menschenraub, die widerrechtliche Gefangenhaltung und

die Entführung, beginnt die Verjährung der Strafklage erst

nach dem Ablaufe dieser Zeit, also in den angeführten Fällen erst

dann, wenn der Beeinträchtigte seine Freiheit wiedererlangt hat'.

Auch der Gewohnheitswucher kann, wo man ihn als beson

dres Verbrechen straft, nur mit dem letzten wucherischen Akte, der

aus der wucherischen Gewohnheit entsprang, zu verjähren anfan

gend Dagegen beginnt die Verjährung eines Diebstahls

keineswegs erst dann, wenn der Dieb die gestohlene Sache

zurückgiebt; denn die verbrecherische Thätigkeit des Diebes endet

schon mit der Vollendung des Diebstahls. Aehnlich verhält es

sich bei der Bigamie, wo die strafbare Thätigkeit in der Ab-

schließung der zweiten Ehe, nicht aber darin besteht, daß man,

dem neuen Treuversprechen gemäß, in der zweiten Ehe bleibt d

Fortgesetzte Verbrechen beginnen erst mit dem letzten strafbaren

Einzelakte, der zum Ganzen des Verbrechens gehört, zu ver

jährend

Die Verjährung einer bereits erkannten Strafe beginnt mit

der Rechtskraft des Urthals».

Die Verjährung der Strafklage wird unterbrochen durch

jeden gegen die Person des Verbrechers gerichteten Verfol-

gungs- oder Untersuchungsakt der Staatsanwaltschaft oder

1 Vgl. besonders OouZturisr, OKsp. X: 6<z elspsrt cks I«,

piesoript. llss ckelits «omplexss, LollsLtils et suLvessifs, pä^g 250 tßA.

Auch Schwarze, Archiv des Kr. 1843, Seite 454 fgg.

2 Man kann freilich nur den noch nicht verjährte» wucherischen Akt strafen ;

aber man muß ihn doch als das strafen, was er wirklich ist: als Gewohn

heitsakt. Es ist hier ähnlich wie bei dem Rückfalle. Andrer Meinung ist

Goltdammer, Bd. I, Seite 437.

« Das Preuß. Strafgb. läßt dagegen die Verjährung der mehrfachen

Ehe erst mit dem Zeitpunkte beginnen, an welchem eine der beiden Ehen aufge-

löset, oder für ungültig oder nichtig erklärt worden ist (§. 139). Ebenso das

Sächs. Stfgb. 1855, Art. IIS, Damit wird die Bigamie fast unverjährbar;

denn allemal, wenn die zweite Ehe für ungültig oder nichtig erklärt wird, muß

auch von Amtswcgcn die Kriminaluntersuchung wegen Bigamie eingeleitet

werden. Der Streit über diesen Punkt ist übrigens sehr alt. 1'Komäsius,

clo IiiAkiliias prällSLriptioliö, lläl. 1685.

4 vousturier, psgs 267 t^g. Goltdammer, I, 437. Hcffter,

über den Anfangspunkt der Verjährung, im Archiv für Preuß. Straft.

Band I, Seite 307 fgg.

s So namentlich >s achsen 1855, Art.115. Württemberg und Braun

schweig rechnen vom Augenblick der Verkündigung des Urtheils. Ver

wickelter sind die Vorschriften des Badischen Strafgesetzbuches.

Bcrncr, Strasrccht. 15



226 Drittes Buch. Dritter Titel.

des Gerichtes'. Wird die Untersuchung fruchtlos beendet, so

beginnt der Lauf der Verjährung von Neuem.

Die Verjährung der erkannten Strafe wird unterbrochen

durch jeden gegen die Person des Verbrechers gerichteten Voll-

ziehungöakt, namentlich durch die Ergreifung des Verbrechers

in der Absicht der StrafvoUziehung. Wird die Vollstreckung

selbst unterbrochen, so beginnt gleichfalls die Verjährung von

Neuem 2.

Ueberau aber widerspricht es dem Grundgedanken der Ver

jährung, wenn eine Unterbrechung der Verjährung ins Unend

liche fort zugelassen und damit die Verjährung selbst ganz von

der Willkür der Behörden abhängig gemacht wird ^.

Völlig unabhängig von der Kriminalverjährung ist die Ver

jährung der Klage auf Schadensersatz^.

Da die Verjährung nicht aus bloßer Vergünstigung für den

Verbrecher, sondern im öffentlichen Interesse und um der Gerech

tigkeit willen eingeführt ist: so ist sie unverzichtbar, muß von

Amtswegen, und zwar in jeder Instanz berücksichtigt

werden.

1 Nach dem Sachs. Strafgb. 1855, Art. 114, kann die Verjährung der

Strafklage auch durch Handlungen der Polizei unterbrochen werden. Nach

Preuß. R. tritt die Unterbrechung nur ein durch einen Antrag oder eine sonstige

Handlung der Staatsanwaltschaft, so wie durch jeden Beschluß und durch

jede Handlung des Richters, welche die Eröffnung, Fortsetzung oder Veen-

digung der Untersuchung, oder die ^Verhaftung des Angeschuldigten betrifft.

Auch das gemeine Recht fordert eine gerichtliche Handlung, der jetzt ein Ein

schreiten der Staatsanwaltschaft gleichgeachtet werden muß. Wening-

Jngenheim, über die Unterbrechung der Verjährung, im N. Archiv des Kr.

Bd. VI, Seite 288 fgg.

2 Manche Gefetzbücher lassen die Verjährung auch durch die Begehung

eines neuen Verbrechens unterbrochen werden. Folgerecht müßten dieselben

überall die Verjährung an das veraltete Erforderniß der eingetretenen Besserung

knüpfen, das sich auch im Preuß. Landrechte fand. Württemb. Art. 132, 1ZS,

Baden Z. 197.

« Man darf wohl annehmen: Wenn der Gesetzgeber eine bestimmte Ver

jährungsfrist aufgestellt hat, so ist eine Unterbrechung der Verjährung immer

nur während dieser Frist, nie aber während der durch die Unter

brechung herbeigeführten Verlängerung derselben möglich. Die

Unterbrechung kann dann die Verjährungsfrist doch höchstens

verdoppeln. I^sseH^er, bei Oousturisr, Seite 25 fgg.; auch

Oousturier, Seite 19 fgg.

4 Die Civilklage ist an andre, meistentheils längere Zeitfristen gebunden

und ruht auf andren Gründen als die Strafklage. Es wäre ein seltsames Pri

vilegium des Verbrechers, wenn gegen ihn Civilansprüche schneller verjähren

sollten als gegen andre. Dennoch findet sich eine solche Bestimmung im Oocie

6'instr. vrim.
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8- 146.

Privatverzeihung.

Gewisse Verbrechen, wie namentlich Ehrenkränkungen und

leichte Körperverletzungen, in engen Grenzen selbst Diebstähle und

Unterschlagungen, beeinträchtigen das allgemeine Interesse und

das öffentliche Wesen nur in geringem Maße und sind vorwiegend

Verletzungen des betroffenen Privaten. Andre können nicht

vor das Strafgericht gezogen werden, ohne daß dadurch die

Würde und Weihe der Familie zerstört würde; so der Ehebruch,

in gewissen Fällen auch die Entführung und die Nothzucht, nicht

minder der Familiendiebstahl. Selbst der Beweis der verübten

That würde bei den meisten dieser Verbrechen ohne die bereit

willige Mitwirkung des Verletzten kaum zu erbringen seind

Der Staat geht daher gegen solche Verbrechen nicht von

Amtswegen vor, sondern wartet den Antrag des verletzten

Theiles ab. Erfolgt dieser Antrag innerhalb einer bestimmten

Frist nicht, so gilt das Verbrechen als verziehend Das Recht

der Privatverzeihung erlischt entweder schon mit der Eröffnung

der gerichtlichen Untersuchung, oder erst mit der Fällung

des Urtheils°. , ,

Ist das Verbrechen von mehreren Personen verübt worden,

so zieht der Antrag auf Bestrafung eines der Theilnehmcr die

1 Das Nähere. im besondren Theile. Vgl. hauptsächlich ZachariS, im N.

Archiv des Kriminalr. 1847, Seite S90fgg.; 1845, Seite SS«. Ucber die Frage,

wie weit Ehrverletzungen, leichte Mißhandlungen, Vergehen gegen die Sittlich

keit, Diebstahl und Unterschlagung hierher gerechnet werden: Goltdammer,

Materialien I, Seite 3S5. Beseler, Sette 204. Die neueren Gesetzbücher

weichen hier vielfach von einander ab. Vgl. Häbttlin, Band I, Seite 184 fgg.

Köstlin, System SeiteSlkfgg. ,

2 Sind mehrere Personen zu dem Strasantrage berechtigt, weil das Ver

brechen sie zugleich betroffen hat: so pflegt man die in Rede stehende Frist für

eine jede Person von dem Zettpunkte ab zu rechnen, wo gerade sie von dem Ver

brechen Kunde erhielt. Wenn demnach die Frist für die eine Person bereits abge

laufen ist, so hebt dies das Recht der übrigen zum Strasantrage nicht auf.

s Nach §. ISO, 343 und 18g des Preuß. Strafgesetzbuches kann im Falle

einer Privatklage wegen Ehrenkränkung, leichter Körperverletzung

oder Mißhandlung der Strafantrag nicht blos bis zur eingeleiteten Unter

suchung,- sondern noch bis zum Anfange der Vollstreckung des Erkennt

nisses zurückgenommen werden. Die Behörden dürfen freilich nicht zum Spiel

ball von Privatanträgen gemacht werden; der Charakter der Verbrechen verlangt

aber auch die gehörige Würdigung , und es kann in der Zurücknahme des Straf

antrages von Seiten des Verletzten mindestens in den Fällen keine Kränkung

der Staatsanwaltschaft gefunden werden, wo die Staatsanwaltschaft eigentlich

nur das Interesse des Verletzten Vertritt. Temme, Preuß. Strafr. Seite476,

539, S43.

15*
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Bestrafung der übrigen nach sich. In diesem Sinne nennt man

den Antrag untheilbar^.

s- 147.

Begnadigung.

Das Begnadigungsrecht ist aus einem zwiefachen Gesichts

punkte aufzufassen:

Einmal hat die Gnade den Widerspruch aufzuheben, der, bei

der unvermeidlichen Mangelhaftigkeit aller Gesetzgebung, zwischen

dem Gesetz und dem begriffsmäßigen Rechte entstehen kann. Sie

beugt hier die Starrheit .des Gesetzes, damit das Recht zur

Anwendung komme.

Sodann aber bedeutet die Gnade, und zwar in ihrem eigent

lichen und erhabenen Sinne, daß auf den Schuldigen weder das

Gesetz, noch das strenge Recht angewendet, sondern die nach

Recht und Gesetz vollständig verwirkte Strafe erlassen

werde, sei es weil der Schuldige in seiner ganzen Persönlich

keit besser ist als seine einzelne Handlung, sei es weil höhere

Rücksichten der Gesellschaft und des Staates den Erlaß der

Strafe fordern 2.

Den Kammern ist das Begnadigungsrecht nicht zu über

tragen. Die parlamentarische Erörterung eines Gnadenaktes

würde demselben seine Weihe und seinen Charakter rauben.

Sie würde den Zweck einer politischen Amnestie sogar völlig

vereiteln, weil sie die politischen Verbrechen, welche die Amnestie

1 Was dem Einen recht, ist dem Andren billig. Vgl. Preu ß. Stfgb. §. 52.

In ewigen Gesetzbüchern wird ausgesprochen, daß der hinsichtlich Eines

der Theilnehmer erklärte Verzicht auf die Klage auch hinsichtlich

der übrigen Theilnehmer wirken solle. Württemb. Art. 136.

Braunschw. 24,6, 247. Darmst. 56. Thüring. 47, 97.

2 Die Pütter-Klübersche Litteratur des Deutschen Staatsrechts zählt

nicht weniger als 44 Abhandlungen über das Begnadigungsrecht auf, die vom

Jahre 1639—1774 geschrieben worden sind. Von kriminalistischer Bedeutung

sind, aus der neuere» Zeit, vorzugsweise folgende Schriften: Plochmann,

das Begnadigungsrecht, 184b. Kirnen, über das Begnadigungsrecht, in

dessen Abhandl. aus dem Gebiete, des Strafrechts, 1846, Abhandlung II.

Temme, über die Behandlung der Begnadigungsgesuche, mit besondrer Be

ziehung auf Preußen. I» der Zeitschrift für Deut. Strafverfahren, Neue Folge,

Band III, Seite 268 fgg, Köstlin, System I, Seite 632. — Für die Auf

fassung des Begnadigungsrechtes: Hegel, Rechtsph. Gans, Erbrecht

Bd. III, Seite Ii fgg. Abegg, Lehrb. Wirth, Ethik. Berner, Theiln.

S. 136, 137. Unter den politischen Schriften: Dahlmann, Politik,

2. Aufl., Seite 98. Zachariä, D. St. u. B. R. 2. Aufl., Band II,

Seite 22S.
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mit einem undurchdringlichen Schleier bedecken soll, an das hellste

Licht hervorziehen und die zu besänftigenden Parteileidenschaften

wieder anschüren würde. Ohnehin sind die Kammern ein viel

zu langsames und schwerfälliges Organ der Begnadigungsthä-

tigkeit.

Den Richtern ist zwar ein gesetzlich begrenztes Milderungs-

recht, nicht aber ein Begnadigungsrecht . einzuräumen. Von seinen

Richtern fordert man sein Recht, aber keine Gnade. Nach ihrer

ganzen verfassungsmäßigen Stellung haben die Richter auf das

Begnadigungsrecht keinen Anspruch.

Das Begnadigungsrecht ist ein Ausfluß der Souveränität.

Es bildet in Monarchien so naturgemäß ein Recht des Staats

oberhauptes, als >des*persönlichen Vertreters der Souveränität,

daß man sich ein monarchisches Staatsoberhaupt ohne Begna

digungsrecht gar nicht zu denken vermag. In erhabener Höhe

über den Parteien stehend, von den Gesetzen gelöset und eben

deshalb dem eigenen Gewissen in einem hervorragenden Sinne

verantwortlich, ist das Staatsoberhaupt auch das geeignetste

Organ der Begnadigungsthätigkeit. — In Republiken gebührt

das Begnadigungsrecht dem souveränen Körper'.

Da das Staatsoberhaupt unmöglich alle Begnadigungsge

suche selbst prüfen kann, so muß es fremde Hülfe in Anspruch

nehmen. Angemessen wäre es, wenn diese Hülfe von einem zur

Vorprüfung der Begnadigungsgesuche eingesetzten Kollegium

geleistet, würde, das aus höher gebildeten Kriminalisten,

Geistlichen und Psychologen bestehen müßtet Um einer

1 Wirth, Ethik, vindicirt dem Staatsoberhaupte das Begnadigungsrecht

deshalb, weil in der Centralgewalt des Staatsoberhauptes sowohl gesetzgebende

als vollziehende Gewalt liege, die Gnade aber ein Ausfluß beider sei, indem

sie nicht nur für den einzelnen Fall ein Gesetz aufhebt und denselben unter ein

besondres Gesetz stellt, sondern zugleich auch die unmittelbare Ausführung

dieses besondren Gesetzes anordnet. Ethik Bd. II, Seite 179—184. Diese

Beweisführung ist zu abstrakt, weil sie die ZweckmSßigkeitsgründe übersieht,

die bei der Vertheilung der Souveränitätsrechte an die verschiedenen Staats:

faktoren wesentlich mitwirken.

2 Gut hierüber Temme, a. a. O. S, 289 fgg. Auchschondie anonyme

Schrift: lieber den Begriff des Verbrechens und über das Verhältnis! des

Begnadigungsrechtes zur Strafgewalt, Leipzig I8S7. Ein juristisches

Element kann zwar bei der Borberathung von Begnadigungsgesuchen nicht

entbehrt werden. Ziehtmanaber nur Juristen heran, so wird die Gnadensache

ausschließlich aus dem juristischen Gesichtspunkte abgehandelt und die eigentliche

Bedeutung der Gnade verdunkelt werden. Es muß also eine Ergänzung durch

andre Elemente eintreten. Dazu aber ist offenbar Niemand in höherem Grade

geeignet, als der Psycholog, der die Tiefen der Innerlichkeit zu erforschen
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Ueberhäusung des Staatsoberhauptes vorzubeugen, hat man für

manche Sachen mitunter das Begnadigungsrecht einzelnen

Behörden übertragen, z. B. dem Finanzminister für Steuer

sachen, dem Generalpostmeister für Postkontraventions- und

Defraudationssachen, dem Militärbefehlshaber bei erklärtem

Belagerungszustand; doch sollte durch solche Übertragungen der

Weg zum Throne nie unbedingt versperrt werden. —

Die Begnadigung kann eingreifen

1) vor dem Strafurtheile, durch Niederschlagung des Pro

zesses (^bulitio);

2) nach dem Strafurtheile, durch eigentliche Begna

digung, welche in dem theilweisen oder gänzlichen Erlaß der

erkannten Strafe besteht (AZAratiatio ^- plens. vel rmous

3) nach der theilweisen Vollstreckung, durch Erlaß des Restes

der Strafe, oder der mit der Strafe verbundenen nachtheiligen

Folgen (Restitntio ex oapite Aratiae).

Ueber die Bedeutung der „Abolition" herrscht ein sehr

ungleichmäßiger Sprachgebrauch, der folgendermaßen zu er

klären ist:

Abolition hieß bei den Römern die dem Ankläger ertheilte

Erlaubniß, die Strafklage fallen zu lassend Diese Abolition

hatte nur die Wirkung einer einstweiligen Beilegung des Prozesses,

hinderte aber eine zweite Anklage wegen desselben Verbrechens

nicht, kann also durchaus nicht als eine Niederschlagung der

Sache betrachtet werdend In der neueren Zeit hat man dagegen

den Ausdruck „Abolition" für die Niederschlagung der Straf

sachen gebraucht und dabei zwei Arten der Abolition oder Nieder

schlagung unterschieden, nämlich die ^.bolitio specialis, d. h.

Niederschlagung einer einzelnen Strafsache, und die ^,b«1iti«

Aeoeralis, d. h. Amnestie. Da nun aber die ^.Kolitis spe-

ei«,1is in zahlreichen Verfassungsurkunden, namentlich für den

Fall einer bereits eingeleiteten Untersuchung, verboten

wurde, weil man von der Ansicht ausging, daß die Gnade den

sucht, und der Geistliche, dessen Amt die Gnade und Versöhnung predigt

und dessen Aufgabe überdies die tiesere sittliche Beurtheilung menschlicher Hand

lungen ist.

1 I.. 6. 7. 8. S. 1«. O. »ä 80. ^urpill.

2 Plochmann, a. a.O. Seite 12. ^sm. LerrmsiiQ, <te »bolitioot-

bus «rim., I^ips. 1834.
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Rechtsweg nicht versperren und die Strafsachen nicht heimlich in

den Winkel stellen dürfe: so gestaltete sich der Sprachgebrauch

dahin, daß man unter der Abolition fast immer nur die Xdoliti«

Aeneralig oder Amnestie versteht ^. Allein eine Amnestie kann

ebensowohl eigentliche Begnadigungen und Restitutionen als

Niederschlagungen enthalten, so daß der Name Abolition ihr

Wesen in keiner Weise erschöpfend ausspricht und deshalb am

besten ganz vermieden würde.

Die Begnadigung tilgt im Allgemeinen daS Verbrechen nur

insofern, als dasselbe nicht noch einmal bestraft werden

darf. Soll sie auch von der Tragung der Prozeßkosten befreien,

so muß dies durch den Gnadenakt ausdrücklich angeordnet sein.

Auf Rechte eines Dritten, besonders auf die aus dem Delikte

erworbenen Privatrechte, erstreckt sie sich nie, weil der Staat nur

auf feine eigenen Rechte, zu denen auch das Recht auf die Pro

zeßkosten gehört, Verzicht leisten kann 2.

Weiter, als die Begnadigung im Allgemeinen, reicht in ihren

Wirkungen die Amnestie. Zwar kann auch die Amnestie die

aus dem Verbrechen entsprungenen Civilansprüchc nicht aufheben;

im Uebrigen aber enthält sie die für ihren Zweck durchaus noth-

wendige Fiktion, daß das Verbrechen gar nicht cristirt habe, und

eS kann daher ein amnestirtes Verbrechen bei dem Rückfalle nicht

mit gerechnet werden. Sie kommt regelmäßig allen Thcilnehmern

zu gut, weil sie die That selbst als nicht vorhanden betrachtet.

Allerdings kann sie in bedingter Form erfolgen und gewisse Ein

schränkungen der Gnade aufstellen; diese Einschränkungen müssen

«her ausdrücklich angegeben sein, und es ist dabei wohl zu erwä

gen, daß eine Amnestie, welche zu viele Personen von der

Gnade ausschlösse, sich auf dem Wege befinden würde, in die

verfassungswidrige Niederschlagung einzelner Strafsachen aus

zuarten 2.

Weil die Gnade nicht aus persönlicher Gunst, sondern aus

Gründen einer höheren Gerechtigkeit und im öffentlichen Interesse

erfolgt, so ist sie, wie die Verjährung, unverzichtbar. Dies

gilt auch in den Fällen, wo eine Amnestie die Niederschlagung

1 Preuß. Verfaffungsurkunde Art. 49. Rönne, Staatsrecht der Prenß.

Monarchie, Bd. I, 185«, Seite I3öfgg., 2lSfgg. Rönne stellt Seite 217

die dem Wesen der Amnestie widerstrebende Ansicht auf, daß durch eine

Amnestie bereits eingeleitete Untersuchungen nicht niederge

schlagen werden dürfen. Die im Art. 49 Absatz 3 der Prenß. Verf.

ausgesprochene Beschränkung de« königl. Begnadigungsrechtes sollte wohl nur

die »bolitio »psvislis treffen.

2 Allg. Preuß. Landr. Th. II Tit. 13 H. 1« und II. Abgrenzungen des

Begnadigungsrechtes durch die Verfassnngsurkunden der Deutschen

Staaten, bei Plochmann, Seite 38—4«, in der Anmerk. Vgl. auch

Zacharici, a. a. O.

s Plochmann, Seite 5. H6Iie, Instruot. «rim. Vol. III. p.739—75S.
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schon anhängig gemachler Untersuchungen enthält. Zwar könnte

in derartigen Fällen dem Angeschuldigten die Fortführung der

Untersuchung erwünscht sein, wenn er glauben darf, dadurch den

Beweis seiner Unschuld zu liefern. Allein jede Fortführung der

Untersuchung würde dem Wesen und dem Zwecke der Amnestie

widerstreben, weil mit erfolgter Amnestie das Verbrechen juristisch

nicht mehr eristirt, und weil die Amnestie ihre Aufgabe, unter

entzweieten Parteien den Frieden wiederherzustellen und deshalb

über die Vergangenheit einen undurchdringlichen Schleier zu

decken, nur dann erreichen kann, wenn in der ganzen Sache

Nichts weiter aufgerührt wird ^.

Ist der Sinn eines Gnadenaktcs zweifelhaft, so muß eine

Auslegung desselben bei dem Begnadiger nachgesucht werdend

Eine Begnadigung der Minister ist insoweit ausgeschlossen,

als dadurch der Grundsatz der Ministrrverantwortlichkeit aufge

hoben werden würde.

Mit großer Zurückhaltung ist das Begnadigungsrecht bei

denjenigen Verbrechen auszuüben, die, wie namentlich Injurien

und Privatverleumdungen, hauptsächlich im Interesse des

verletzten Privatmannes gestraft werden. Der Verletzte hat

besonders bei Ehrenkränkungen einen Anspruch auf die ihm durch

die Bestrafung des Verletzers zu gewährende Genugthuung, und

der Staat kann über Privatinteressen nicht mit derjenigen Freiheit

verfügen, die ihm hinsichtlich der Staatsinteressen zusteht ^.

1 8uriQAg,r, Hustsrius gslinquslitl Ii«ss,t Ars,tiam rseus«,re , 184S.

Henke,Handb. Band l, Seite 573. Die Norwegische Verfassung von 1814

bestimmt dagegen: „Der Verbucher hat die Wahl, ob er des Königs Gnade

annehmen, oder sich der ihm zuerkannten Strafe unterwerfen will."

2 Als ein Privilegium, würde die Gnade im Zweifel einschränkend zu deuten

sein 7 denn ?riviIsAi«, suut striows intsrpr«t«,tionis. Die entgegengesetzte

Forderung wird aber aufgestellt durch den Satz: In 6ubi« mitius. Der einfachste

Ausweg aus diesem Di'lemma ist eine Anfrage über den, Sinn des Begna-

digungsrescrivtes bei dem Begnadiger selbst.

» Die Rathgeber der Krone haben die Pflicht, dahin zu wirken, daß das

heilige Recht der Begnadigung Nichts von seinem erhabenen Glänze verliere.

Jede Parteileidenschaft, jede Persönlichkeit, jede Gereiztheit muß erst einer

sittlichen Ruhe und Selbstentäußerung gewichen sein, wenn man in der Gnade

eine höhere Gerechtigkeit spenden will. Es giebt nicht Göttlicheres, als

Gnade üben; es giebt daher auch Nichts, das mit einer größeren Gewissen

haftigkeit geübt sein will. — Zu häufige Begnadigungen schaden dem Ansehen

des Gesetzes; die Gnade muß Ausnahme bleiben und darf nicht den Charakter

einer regelmäßigen letzten richterlichen Instanz annehmen. Laufen die Be

gnadigungsgesuche in zu großer Anzahl ein, so hat dies nothwendig die traurige

Folge, daß die Gnadensachen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt und Gründ

lichkeit behandelt werden können. Man weiset dann vielleicht aus Ueberdruß

Gesuche ab, die Berücksichtigung »erdienen, und gewährt vielleicht die Gnadein

manchem Falle, wo eine genauere Prüfung der Sache zeigen würde, daß es

angemessen sei, dem Gesetze seinen Laus zu lassen. Der Quell, dem eine höhere

Gerechtigkeit entströmen soll, kann auf solchem Wege zu einem Quell neuer

Ungerechtigkeit werden.
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ß- 143- .

Eintheilung.

Durch das Ba irische Strafgesetzbuch von Z813 wurde der

Versuch einer vollständigen wissenschaftlichen Eintheilung der

besondren Verbrechen gemacht, bei welcher man von der Haupt-

eintheilung in öffentliche und Privatverbrechen ausging. Dies

Beispiel fand hin und wieder Nachahmung. Insbesondre nahmen

die Gesetzbücher von Württemberg und Braunschweig die

Eintheilung in öffentliche und Privatverbrechen auf. Die meisten

andren und namentlich die neuesten Gesetzbücher ließen indeß

die allgemeinen Rubriken für die besondren Verbrechen immer

mehr fallen, weil ihnen diese allgemein gehaltenen Einteilun

gen theils zu fchulmäßig und praktisch nutzlos, theils zu verwickelt,

theils endlich sogar irrig erschienen. Unsere Gesetzgeber der

Gegenwart begnügen sich, die verschiedenen Verbrechen nur nach

ihrer engsten Verwandtschast und in einem möglichst losen

Zusammenhange neben einander zu stellen

Für die Darstellung des Strafrechtes als Wissenschaft ist

diese den Zwecken der Gesetzgebung allerdings entsprechende Be

handlung der Sache unstatthaft.

Zwar überzeugt ein tiefer eingehendes Nachdenken über die

i Im Bairlschen Entwurf von 182? schob man zwischen die Privatver

brechen und die Staatsverbrechen das Mittelglied der Verbrechen gegen das

Publikum ein. Württemberg nennt neben den Privatverbrechen und den

öffentlichen Verbrechen die Verletzungen der Pflichten des öffentlichen Dienstes.

Sachsen 18S5 kennt als Haupteintheilung des besondren Theile« 18 Kapitel.

Baden'« Strafgesetzb. zerfällt in 5« Titel. Das Preuß. Stfgb. enthält im

zweiten Theile 28 Titel über besondre Verbrechen und Vergehen, im dritten

Theile 4 Titel über die Übertretungen.
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Systematik des strafrechtlichen besondren Theiles einen Jeden,

daß die vielfach verschlungene Natur zahlreicher Verbrechen eine

durchschneidende Eintheilung unmöglich macht und daß sich,

mit größerer oder geringerer Berechtigung, die mannigfaltig

sten Gesichtspunkte^ für die zu gewinnende Eintheilung dar

bieten. Will man sich aber der wissenschaftlichen Forderung des

Systemes nicht ganz entziehen, so bleibt Nichts übrig, als die

verschiedenen Verbrechen nach ihrem Hauptcharakter zu grup-

piren. Der vornehmste Gesichtspunkt, aus dem man diesen

Hauptcharakter festzustellen hat, ist der Gegenstand der Ver

letzung.

Faßt man nun das ganze Gebiet des Ethischen nach den

besondren Kreisen ins Auge, in denen die Gegenstände der ver

brecherischen Verletzung sich befinden: so unterscheidet man als

bald die Kreise des Einzelnen, der Familie, der Gesellschaft,

des Staates und der Kirche. Mit den Rechtsverletzungen

gegen die Familie verbinden sich die strafbaren geschlechtlichen

Unsittlichkeiten; mit den Rechtsverletzungen gegen die Kirche

stehen in einem ähnlichen Zusammenhange die strafbaren Reli

gionsverletzungen.

Unsere Grundeintheilung wird demnach folgende sein:

Erstes Buch: Verbrechen gegen die Rechtssphäre des Ein

zelnen.

Zweites Buch: Verbrechen gegen die geschlechtliche Sittlich-

. keit und die Familie.

Drittes Buch: Verbrechen gegen die Gesellschaft.

Viertes Buch: Verbrechen gegen den Staat.

Fünftes Buch: Verbrechen gegen die Religion und die Kirche.

^ Wächter, Lehrb., Vorrede des zweiten Theiles, giebt eine Aufzählung

und Prüfung diefer Gesichtspunkte. Vgl. Ab egg, im 'Archiv des Kr. 183S,

Seite 367 fgg. Auch zahlreiche Lehr- und Handbücher, in den Einleitungen

zum besondren Theile. — Mi tterma ier zu Feuerbach, ß.löl Note I, II. —

Interessant ist der Versuch von I. U. Wirth, die Verbrechen dialektisch

fortschreiten zu lassen vom einfachsten Privatverbrechen bis zum schwersten

Staatsverbrechen. Ethik, Vandll, Seite280—30«. Allein so lange sich nicht

nachweise» läßt, daß aus einem Spitzbuben in der That zuletzt ein

Hochverrätyer, aus einem Betrüger ei» Nothzüchter werde ?c.:

so lange wird man einen ununterbrochenen dialektischen Fortgang durch alle

Verbrechen hindurch als eine Künstelei betrachten müssen. Der dialektische

und psychologische Zusammenhang innerhalb gewisser Klassen von Verbrechen

soll hiermit nicht in Abrede gestellt werden.
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Verbrechen gegen das Rechtsgebiet des Einzelnen.

Wir haben es hier zu thun mit den strafbaren Verletzungen

der in der Rechtssphäre des Individuums enthaltenen Rechte,

über welche schon bei der Ableitung der Strafmittel, im Z. 114,

Auskunft ertheilt worden ist. Diese Verletzungen bestehen dem

nach in den Verbrechen gegen die Ehre, das Vermögen, die

persönliche Freiheit, die leibliche Unversehrtheit und das

Leben. '>

Erster Titel.

Gegen die Ehre.

8. 149.

Einleitung.

Die inntte Ehre oder Würdigkeit bildet zwar die wahre

Grundlage aller äußeren Ehre. Sie gehört aber, wegen ihrer

reinen Innerlichkeit, dem Rechtsgebiete nicht an und vermag

durch keine Verletzung erreicht zu werden.

Die äußere Ehre besteht in der allgemein menschlichen

und in der besondren bürgerlichen Geltung der Person.

Als Erscheinungsform der Persönlichkeit ist sie ein Recht und

ihre absichtliche Verletzung strafbar^.

i A. D. Weber, über Injurien und Schmähschriften, I. bis III. Abth.

Schwerin und Wismar, 17S3—1800. 4. Aufl. 182«. Klei nschrod, Grundzüge

der Lehre Von Injurien; im Archiv des Kr. Band I. St, 4. Nr. l. Almen

dingen, Grundzüge einer neuen Theorie über Verletzung des guten Namens

und der Ehre; im Magazin für Phil, und Gesch. des Rechts, Band I. St. i und

2. Band II. St. 1. Grävelt, über die Theorie der Injurien; im N. Archiv
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Je nachdem die Völker das Verhältnis) der Persönlich

keit zum Staate auffassen, gestalten sich ihre Begriffe über die

Ehre und die Strafbarkeit der Ehrverletzungen verschieden.

Besonders auffallend zeigt sich diese Verschiedenheit bei einem

Vergleiche der Römischen und der Germanischen Begriffe.

Im Zwölftafelgesetze war, außer den öffentlichen Schmä

hungen und Pasquillen, nur von Realinjurien die Rede. Die

Strafen waren roh und durch das Gesetz im Voraus absolut

bestimmt. Wer dem andren ein Glied zerbricht, erleidet Talion.

Für alle übrigen Realinjurien wird aber nur eine bestimmte

Geldbuße entrichtet^. Der Prätor hob diese alten Bestim

mungen auf, ertheilte dem Beleidigten das Recht, die erlittene

Kränkung selbst in Geld abzuschätzen, behielt sich aber dabei

ein Ermäßigungsrecht vor 2. Unleugbar enthalten diese

prätorischen Bestimmungen einen Fortschritt des legislatorischen

Gedankens. Einerseits geht der Prätor davon aus, nur der

Gekränkte könne wissen, wie tief die Verletzung eingeschnitten hat;

er zieht deshalb die Persönlichkeit des Verletzten zur Mitentschei-

düng heran und fordert deren individuelles Urtheil. Andrer

seits verkennt der Prätor dabei nicht, daß das individuelle Urtheil

des Verletzten durch die subjektive Erregtheit über das Maß

des Kr. Band III, Seite I89fgg. Walter, über Ehre und Injurien nach Rom.

N.; im N. Archiv des Kr. Band IV, S. 108 fgg. Vpserls, Se oäluumi»

et in^uiiis, I^ips. 182«. N. Kio^'s, Söll' inZiurig,, 2 Vol. Niläu« 1822

(N. Archiv des Kr. Band VIII, S. 716 fgg.). Mittermaier, im N. A. des

Kr. XIII, Nr. 19., XIV, Nr. 3., Neue Folge 183g, Nr. 1. ^immerWSQii,

6e iv^uriis ex ^'urs Koni., Lsrol. 1835. LtsrKie, treätks on tke Is^v ot'

8ls,llä« avä libel, I^oväou 1830, 2 Vol. LKassän, trsits des öelits äe

1», psrols stSe l'<Z«riwre, ?aris 1837—1839, 3 Vol. Heffter, im Archiv

des Kr. 1839, Seite 236 fgg. Hoffmann, ebendaf. 1842. Birnbaum,

ebendas. 1844, Seite 157 fgg. Schüßler, überJnjurien und Jnjurienklagen,

1847. Köstl in, über das Verbrechen der Ehrverletzung nach,Deutschem Recht,

in der Zeitschr. für Deut. Recht, 1855.

1 Käius lll. K. 223. „koens, s,utsm inMri«,rurn ex lege XII tabu-

Isrum proptsr inem'brui« yuigem ruptum tsli« erst; piopter o» vero

fraetum «,ut eollisurn tre «sutoruin assium poeus erat, si lider«

os fraotul» erat; st si ssrvo, «eutum c^uinc^uägiiits. ?ropter

« e t e r «, s vero iv^urissvigiiitl c^uiiiczns »ssiui» p o^ens, erat «onstituts.

Lt viöebäntur illis tsmporibus, in mäAns, päuvsrtg,te, satis idouess

ist«,s pec:ullig,r!äs posuse." Nebcr die Bestrafung öffentlicher Schmähun

gen und Pasquille nach den XII Tafeln : Rein, Kr. der Römer, S. 357.

Ueberhaupt aber Dir ksen, Zwölftafelfragmente, Seite 507 fgg.

2 Ksius III. §. 224. „ 8ed nun« slio zure ntiruur; psrmittitur enim

nobis «, praetor« ipsis iv^uriam sestimars, et z'uäex vel tsuti «on>

gemimt, o,u«,»ti n«s ässtimsveriinus, vel rnivoris, prout illi visum

kuerit."
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hinausgehen könne; er bewahrt sich deshalb ein Ermäßigungsrecht

für sein richterliches Urtheil.

Vergeblich würde man in unserem gemeinen Rechte eigen«

thümlich Deutsche Bestimmungen für diese Lehre suchend Die

Deutschen Praktiker schlössen sich hier, nach dem Muster der

Italienischen, ganz dem Römischen Rechte an 2. Das persönliche

Selbstgefühl der Germanen forderte indeß gerade bei der Ehrver

letzung eine mannhafte, kriegerische Genugthuung. Die Fehde

erhielt sich für diesen Fall bis in die späteste Zeit, und wag wir

hier wahrnehmen, ist die durch Jahrhunderte sich hindurchziehende,

alte zähe Wurzel deS heutigen Duelles. Bei einer bloßen Ab

zahlung der Injurie begnügte man sich auch in den Fällen nicht,

wo man auf die Fehde verzichtete. Hier mußte vielmehr der

Richter den Beleidiger zu einer feierlichen Erklärung nöthigen,

aus welcher die Persönlichkeit des Verletzten Genugthuung zu

schöpfen vermöchte. Abbitte, Widerruf, Ehrenerklärung,

zum Theil aus alten Germanischen Rechtsanschauungen, zum

Theil aus dem Kanonischen Rechte hervorgegangen, bildeten so

die charakteristisch Deutsche Ergänzung der aus dem Römischen

Rechte geschöpften Theorie. Sie ergänzten namentlich die poeoae

peeuniäriae des Römischen Rechtes. In ihnen und in den

Ehrenkämpfen spiegelte sich der Germanische Begriff der Ehre,

im Gegensatze des Römischen.

Offenbar hat die Ehre in der Germanischen Welt, und bei

den christlichen Völkern der Neuzeit überhaupt, eine andre Stel

lung, als in den Republiken des Alterthums. Im Alterthume

giebt der Staat einem Jeden seine Ehre, und Jeder fühlt sich in

1 Geldstrafen für Beleidigungen und Verleumdungen sind allerdings in

den Volksrechten und in den Rechtsbüchern angedroht. Besonders

I.. 8ali«ä XXXIII. Aber auch I.. Wis. VI. 4. §.3—11. I.. Lurg. 33, 35.

I.. ^läm. 12—16, 53, 96. 8 sp. II. 16. §.8: „Wen man ohne Fleischwunden

schlägt oder Lügner schilt, dem soll man Buße geben nach seiner Geburt."

Vgl.Schw. Ldr. «, 105. Wilda, Straft. derGermanen, S.775fgg. P.G.O.

Art. 21S. Das Rechtsbuch Ruprechts (Ausg. Von Maurer, S. 36«)

bestimmt im Kap. 103, welche Scheltworte man dem Richter und nicht dem Kläger

zu büße» habe.

s Ueber den Einfluß des Röm.N. auf die Jtal. Praktiker: Lonitäcius,

trsot. super mäIek.,Vellöt. 1607, psg. 188. Otsrus, sent. V. §. injuria.

Roßhirt, Geschichte :c. II. S. 256. — Ueber die Anwendbarkeit des Rom. R.

in dieser Lehre für Deutschland: Roßhirt, Lehrb. S. 432. Jarke, in

Hitzigs Zeitschr. Band 17, Seite 258 fgg. Martin, Lehrb. 2. Aufl. §. 162.

Heffter, im Archiv, a. a. O., S. 245. Mittermaier in Weiske's Rechts-

lerikvnV. Seite 883.
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dem Maße geehrt, als er in seiner Person den Staat vertritt,

oder für den Staat eine Bedeutung besitzt. Bei uns hingegen

muß die Person sich selbst ihre Ehre geben. Die Ehre gewinnt

eine tiefere individuelle Bedeutung; sie steckt nicht in der

öffentlichen Stellung des Menschen, sondern in der Person als

solcher. Der Einzelne ist daher auch jeden Augenblick bereit,

diese vorwiegend individuelle Ehre selbst durch die Einsetzung

seines Lebens zu beweisen. Das ist der Grund des Ehrenduelles,

von dem Römer und Griechen Nichts wissen^. Es hängt aber

dieser Unterschied der antiken und der modernen Auffassung der

Ehre mit der allgemeinen Verschiedenheit der Stellung des In

dividuums zum Staate zusammen. Dem Alterthum ist der Staat

Alles und das Individuum geht in ihn auf, während nach der

tieferen Anschauung der Neuzeit die Persönlichkeit in selbständiger

Berechtigung aufgefaßt wird.

In der P. G.O. geschieht nur der Famoslibelle' Erwäh

nung, bei denen überdies auf das Römische Recht verwiesen wird.

In den Reichsgesetzen finden sich mehrere Strafsatzungen gegen

Pasquille und Schmähschriften. Sie sind in der ersten

Blüthezeit der Buchdruckerkunst entstanden, wo die jugendlich

übermüthige Presse von dem sarkastisch-humoristischen Geiste des

- Deutschen Volkes pasquillinisch mißbraucht wurde. Abgesehen

von diesen Bestimmungen, liefern die Deutschen Quellen des

gemeinen Rechtes Nichts. Man mußte sich daher durchgehend an

das Römische Recht halten. Bei der Verschiedenheit Römischer

und Germanischer Begriffe von Ehre konnte aber das Römische

Recht dem Beleidigten keine ausreichende Genugthuung gewähren

und die Fortdauer der Duelle blieb ein stehender Protest gegen

diesen Zustand der Dinge.

Die beiden Hauptarten der Ehrverlchung sind die Be

leidigung oder Injurie und die Verleumdung.

§. 150.

Beleidigung,

Beleidigung, Injuria im engeren Sinne, heißt die unberech

tigte Darlegung der Verachtung einer Person 2.

! Gneist, der Zweikampfund die Germanische Ehre, 1848.

2 Im weitesten Sinne bedeutet Ii^uri» jedes Unrecht („<zu«S non ^urs

factum est." Huinot. Inst. VII. 1, 34). Ueber die verschiedenen Bedeutun-
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Zum Tatbestände gehört

«) als Objekt

die Ehre. — Jemandes bloßen Dünkel braucht man nicht zu

schonen. Ebenso ist man nicht verpflichtet, Ansprüche auf Bevor

zugungen und Titulaturen zu achten, die sich weder auf Anord

nungen des Staates, noch auf eine feststehende gesellschaftliche

Sitte zu stützen vermögen. Nur die allgemein menschliche

und die bürgerliche Ehre, zu welcher auch die Standesehre

zu rechnen ist, bildet den Gegenstand der Injurie.

Die Injurie kann wider jede Person verübt werden^ welche

im Besitze derjenigen Ehre ist, gegen welche die Verletzung sich

richtet.

Dem s. g. Ehrlosen, den ein infamircndes gerichtliches

Urtheil getroffen hat, bleibt immer noch die unvertilgbare allge

meine Menschenwürde. Insofern kann auch gegen ihn noch eine

Ehrverletzung begangen werden.

Auch die Ehre eines Verstorbenen kann Gegenstand einer

Injurie sein. Nach Römischem Rechte klagt hier der Erbe, der

die Persönlichkeit des Erblassers, wenn auch zunächst nur die

vermögensrechtliche, fortsetzt. Nur muß der Erblasser zur Zeit

der erfolgten Beleidigung schon todt gewesen sein. Im entgegen

gesetzten Falle ließ man in der Regel den Erben nicht zur Klage

zu, weil man annahm, daß der Erblasser die Beleidigung ver

ziehen habe, indem er sonst selbst geklagt haben würde. Sobald

dagegen der Erblasser die Jnjurienklage schon angestellt und der

Beleidiger sich auf dieselbe eingelassen hatte, wurde dem Erben

das Recht zur Fortsetzung der Klage eingeräumt, weil nun die

Annahme einer Verzeihung nicht mehr möglich war^.- Zahlreiche

neuere Gesetzbücher geben dem überlebenden Ehegatten und

den nächsten Verwandten dasselbe Klagerecht 2. Allerdings muß

gen und über die aushülfliche Stellung der ill^'uri«, im Rom. R.: Rein,

Seite354—356. Marezoll, Seite428.

1 1^. 13. II. K. t. „Ivzuriaruln uoti« ns^us Ksr«6i Q«<jus in Ksrsöem

ä»t,ur; — ssme! »urem lits eoutsststa »6 su««essorss psrtillvrs.

2 SoOesterreich 495. Sachsen 1855, 24«. Darmstadt 321. Dem

Erben geben das Klagrecht Hannover 269, Württemberg 292. Den

Ehegatten, Verwandten und Erben ertheilt es Braunschweig 245.

Den Eltern, Kindern und Ehegatten giebt es Baden 321, bei Ver

leumdung. Vgl. Heffter, §, 303, Not°8. Was Preußen betrifft, so

nahmen die früheren Entwürfe, bis 1847, eine Beleidigung Verstorbener an.

Der Entwurf von 1851 strich. Das gegenwärtige Preuß. Stfgb. kennt daher

keine Injurien gegen Verstorbene. Temme, Beiträge Seite 105, Lehrb.

Berner, Strofrccht. 16
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rücksichtlich des Tobten ein Zeitpunkt eintreten, wo die Rede

ganz frei ist, weil der Gestorbene ein Gegenstand der rein

geschichtlichen Beurtheilung wird. Das Klagrecht wird daher

zweckmäßig auf die zur Zeit des Todes des Erblassers schon

lebende Generation beschränkt. Dies erkennt das Römische

Recht an, indem eö nur dem Erben die actio injuriarum ein

räumt

Eine völlig unbestimmte Person ist nicht Objekt einer

Injurie 2. Als unbestimmte Person hat man aber die juristische

Person nicht zu betrachten ^.

Kin-der und Geisteskranke besitzen zwar meistens keine

besondre bürgerliche Ehre, wohl aber die allgemeine Menschen

würde. Gegen diese ist also immer eine Injurie denkbar, selbst

wenn die Beleidigten den Schimpf nicht zu empfinden ver

mögen 4.

Die Injurie heißt eine indirekte oder mittelbare rücksicht

lich des Dritten, der sich in der gekränkten Person mit beleidigt

fühlt, ohne daß in der Beleidigung etwas Schimpfliches über ihn

selbst ausgesprochen wird. Der Dritte bezieht hier die Beleidigung

auch auf sich, weil seine eigene Persönlichkeit mit der des Ver

letzten gleichsam in Eines verwachsen ist. Eine solche Vereinigung

der Persönlichkeiten wird namentlich angenommen bei dem Haus-

Seite 852. Dagegen wird die Frage der Strafbarkcit von A m t s b ele i d i g u n -

gen verstorbener Beamte» bejahet bei Goltdammer, Mar. II, 170,

weil hier das Objekt der Verletzung in dem Amte bestehe, das den Einzelnen

überlebe. Vgl. Stfgb. ß. 102.

1 (Z. U. Al>lius, 6s iH. morwis ilwtis, I>ips, 1751. Schwarze, im

Arch. des Kr. 1854, S, 9» fgg., über die Verfolg, einer Bcleid. durch die Erben.

2 Einer ausdrückliche» Benennung des Verletzten bedarf es jedoch nicht;

es genügt jedes Kenntlichmachen. Im Uebrigen heißt es allerdings:

Ki ineeriÄS persona« «onvisinin Lät, unllä sxssutio est. 1^,. IS. §. 9. d. t.

s Mit den juristischen Personen dürfen die Stände nicht verwechselt wer

den. Der bloße Stand ist nicht einmal eine ?«rsc>v^in«srtä: eristgarkeine

Person. Goltdammer, II, 343: „Sobald eine Kollektiv-Bezeichnung mit

unbestimmten, ungewissen Persönlichkeiten vorhanden ist, wie bei Ständen,

ist gegen jeden Kläger der Einwand zulässig, daß er nicht gemeint sei. Den»

hier ist ein reines Abstraktum, ohne erweisliche konkrete Beziehung, vorhanden.

Anders ist es, wo jene Bezeichnung relativ bestimmte Persönlichkeiten umfaßt,

wie bei Gesellschaften, bei Familien, so weit sie denselben Namen tragen,

bei G enossenschaftcn (Offeriere einer Garnison, Advokaten eiues Gerichts

hofes). Denn hier sind psrsollus oert««. Derselbe Fall tritt ein, wenn

mehrere bestimmte Personen um ihres Standes willen beleidigt wer

den." Vgl. Weber, I,S. 1S2 fgg.

4 3. Z. 1—4,, 1^,. 15. §. 7., I.. 27. O. 6e ii^ur. 1^,. 3. §. 2 sagt:

„?äti c^uis ill/juiism, sriairisi von LSQtiät, riotest,"
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vater und den Hauskindcrn, bei dem Ehcmanne und der Frau.

Die nothwendige Folge der (unzulässigen) Annahme des Begriffes

einer mittelbaren Injurie ist, daß man beiden Verletzten ein

unabhängiges Klagrecht einräumen muß

Die Injurie heißt eine gleichzeitige, wenn die gegen eine

Person ausgesprochene Beschimpfung zugleich etwas Schimpfliches

von einer andren Person aussagt. Hier kann das selbständige

Klagrecht beider Personen niemals zweifelhaft sein 2.

Zum Thatbestande gehört

^) als Mittel -

Rede, Schrift, bildliche Darstellung, Thätlichkeit oder irgend ein

Zeichen, durch welches sich die Verachtung kund gicbt.

Je nach der Beschaffenheit des Mittels theilt man die In

jurien verschiedentlich ein, besonders in Verbal- und Realin

jurien, in Pasquille und Schmähschriften.

Ehrenkränkungen durch Rede und Schrift heißen wörtliche

oder Verbalinjurien. Eine Realinjurie liegt dagegen vor,

sobald die Ehre mittelst der Verletzung eines andren Rechtes

gekränkt wird, z. B. mittelst einer Gewaltthäligkeit, einer Beein

trächtigung der persönlichen Freiheit, einer Eigenthumsbcschä-

digung/. Auf Tätlichkeiten gegen die Person ist der Begriff

1 Mit Recht wird die Annahme eines Begriffes der mittel

baren Injurie verworfen von Sander, in Bekk's Ännalcn der Badischcn

Gerichtshöfe 1835 Nr. 33, von Mittermaier, in Wciske'S Rechtster.

Seite 833, auch von Temme, Lehrb. Seite 852 und von der Preuß. Praxis.

Vgl. Oppenhof, Seite2«8. Eseristirt, »ach der Natur der Sache, nur Ein

Klagrecht, welches der Vater oder Ehemann als Stellvertreter ausüben

darf. Die Annahme von zwei unabhängigen Klagrcchten führt

zu offenbaren Widerfinnigkeite», namentlich wenn der unmittelbar

Verletzte Verzicht leistet, oder sich mit dem Beleidiger völlig aussöhnt. Das

Römische Recht ist hier durchaus unanwendbar auf die Gegenwart; die

Römische Ulliws risrZoiiaruin zwischen Vater und Kind hat auch im heutige»

Privatrechte keine Geltung mehr.

2 Feuerbach führt als Beispiel einer gleichzeitigen Injurie an: Werden

Sohn einen Bastard nennt, erklärt damit die Mutter für eine unzüchtige

Person.

« Die Injurie heißt eine symbolische, wen« sie nicht durch Worte, sondern

durch andre dM Gedanken ausdrückende Zeichen und Handlungen verübt wird.

Man kann die symbolische» Injurien in die Mitte stellen zwischen Verbal-

und Realinjurien. — Bei der Unterscheidung der Verbal- und Realinjurie»

stützt man sich auf I,. 1. §. 1. 1). äs ivjur. (47,1«) : „lojuriäm Ssri I^«,bes

s,it sut rs a,ut verbiß" Weil bei den Realinjurien die Verletzung andrer

Rechte als Mittel der Ehrenkränkung dient, mithin nicht die Ehre allein »erletzt

wird: so nennt man die Realinjurien auch gemischte Injurien. Die

Verbal- und symbolischen Injurien fa„en Manche zusammen unter dem Namen

der reinen oder idealen Injurien.

16*
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der Realinjurie nicht zu beschränken, obwohl sie meistentheils

durch Tätlichkeiten verübt wird. Sobald die Verletzung des

andren Rechtes als der Hauptcharakter der Handlung er

scheint, ist die Handlung nicht als Realinjurie, sondern nach

jenem Hauptcharakter zu beurtheilen und die injuriöse Eigenschaft

derselben nur als ein Strafausmessungsgrund in Rechnung zu

bringen. Im Interesse der Vereinfachung hat das Preußische

Strafgesetzbuch den Begriff der Realinjurie ganz gestrichen. ES

läßt sich auch nicht leugnen, daß der Richter oft mit Zweifeln zu

kämpfen hat, wenn er darauf angewiesen wird, dieselbe Hand

lung, je nach ihrer Haupteigenschaft, bald als Körperverletzung,

bald als Injurie zu behandeln. Hebt man aber den Begriff der

Realinjurie legislatorisch auf, so ist die Handlung schlechtweg als

eine Verletzung jenes andren Rechtes, also schlechtweg als Kör

perverletzung, Mißhandlung, Eigenthumsbeschädigung, oder, falls

sie aus diesem Gesichtspunkte nicht als strafbar erscheinen sollte,

schlechtweg als Beleidigung aufzufassend

Pasquill im weiteren Sinne heißt jede Ehrverlctzung,

die durch bleibende Zeichen (Schrift, Druck, Schnitz-, Bild

oder Gußwerk, wie die R. Pol.O. von 1577 sagt) veröffent

licht wird. Mit der Veröffentlichung ist das Verbrechen voll

endet, gleichviel ob und in welchem Maße das Publikum davon

Kenntniß genommen Hai d

Die pasquillinische Form ist sowohl bei Injurien, als bei

Verleumdungen möglich.

Ist das Pasquill eine anonyme oder Pseudonyme

Anschuldigung eines peinlichen Verbrechens, so trägt

eS gemeinrechtlich den Namen der Schmähschrift^. In

1 Einen vorwitzigen Kuß kann man offenbar nicht als Körperver-

letzung oder Mißhandlung strafen. Er ist Realinjurie, weil und sofern

er die schuldige Achtung verletzt. Hebt man den Begriff der Realinjurie auf,

wie es das Preußische Recht gethan hat, so muß man in einem solchen Falle

einfach Beleidigung annehmen. Der änimus iriMrisriäi Mgt hier in der

objektive» Natur der That. Sämmtliche Deutsche Gesetzbücher,

mit Ausnahme des Preußischen, kennen neben der Körperverletzung

noch die Realinjurie.

2 Das Wort ,, Pasquill" »erdankt seinen Ursprung einem witzigen Römi

schen Schuster, Namens Pasquino. Er heftete seine satirischen Einfälle an

eine alte, neben seiner Bude befindliche Statue. Seitdem nannten die Italiener

alle derartige Veröffentlichungen Pasquino-Str eiche, Pasquinaden oder

Pasquille. StrvK, Ilsus inoä. psrig. I^ib. 47. tit. 1«. §. 41.

s P. G.O.Art, 11«: „Schmachschxift, zu Latein Libell famos genannt."
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allen andren Fällen heißt es PaSquill im engeren

Sinnes

Die Theilnahme an einem jeden Pasquille bezieht sich

entweder auf die Verfertigung des pasquillinischen Zeichens,

oder auf die Veröffentlichung (Verbreitung).

Zum Tatbestände gehört^

7) die Absicht zu beleidigen.

Kulpose Injurien, etwa durch unabsichtliche Verstöße gegen

den gesellschaftlichen Anstand, giebt es nicht.

Andrerseits aber hat die Ableugnung der beleidigenden Absicht

juristisch keine Bedeutung, sobald die mit Bewußtsein und Willen

verübte Handlung nach ihrer eigenen Natur injuriös ist.

Nur dies kann auch die Meinung des Preußischen Gesetzgebers

sein, wenn er auf das Erforderniß der beleidigenden Absicht,

ohne welche eine Injurie undenkbar ist, scheinbar verzichtet*.

Die Handlung muß

S) eine unberechtigte sein.

> Manche der neueren Gesetzbücher reden nicht mehr besonders von

Pasquillen und Schmähschriften, weil diese Begriffe schon unter die allgemeinen

Anordnungen über Injurien und Verleumdungen falle». So das Badischc,

Stellt man in einem Lehrbuche den Begriff des Pasquilles als ein Drittes neben

Verleumdung und Injurie, so verdunkelt man die Haupteintheilung und giebt

zur Verwirrung Anlaß. Die paSquillinische Form ist immer nur eine Quali

fikation, entweder der Injurie, oder der Verleumdung. — Vgl. Baiern

(1813) 28ö, 287. Württemb erg 284, 283. (Hierwird bei dem Pasquill

die Einrede der WahrheU ausgeschlossen). Darmstadt 305, 30«,

310,311. Baden 300, 3«9fgg. Hannover262(vonderverleumderischen

Schmähschrift). Thüringen 151. Oesterreich 493 (spricht nur von den

Ehrverletzungen in Druckschriften, ähnlich wieBaden). Preußen behan

delt die öffentliche oder schriftliche Beleidigung als qualificirt,

im §. 152. Ich vermag den Grund einer Oualificirung der blos schriftlichen

Beleidigung ebensowenig zu ersehen, wie Temme, Lehrb. S.859,Anmerk.l.—

Sachsen 1855, Art. 242.

2 Preuß. Stfgb. 154. Vgl. Thüringen 190, Briaunschweig 201,

Baden 293. Eine Vermuthung des »nivaus irvjuriaiicli soll nicht aufgestellt,

werden; es soll nur die Natur der Dinge zu ihrem Rechte kommen. Wer

den Andren einen Esel genannt hat, wird, wenn nicht ganz eigenthümliche

Umstände obwalten, nicht sagen dürfen, dies sei nicht böse gemeint gewesen, —

es enthalte keinen s»iinus ir^uriäuäi. Wie es gemeint sei, sagt die

eigene Bedeutung des Wortes, die jeder Zurechnungsfähige kennt.—

Der »Hinaus ir^uriaugi braucht ohnehin gar nicht Hauptabsicht

zu sein. Mit Recht nimmt schon Feuerbach §. 278 ausdrücklich auch Indem

Falle Äuilnus iv^urisnäi an, wenn die in einer andren Hauptabsicht begangene,

objektiv injuriöse Handlung mit dem Bewußtsein geschehen ist, daß sie die

Ehre eines andren verletze. Vgl. Weber, I, S.47fgg. Wächter, Lehrb.

II, S. 9S. Henke, II, S. 2SS. Heffter, z. 3«2. Abegg, S. 405.

Kcltenacker, der EhrenkrSnkung, Seite 7 fgg. G oltdammer, Kom>

mentar Bd. II, S. 745.
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Eltern, Vormünder, Erzieher, Geistliche haben in gewissen

Grenzen ein Recht zu verwarnen und zu schelten; ja es steht

manchen dieser Personen sogar ein Züchtigungsrecht zu. So

weit sie sich in den Grenzen ihres Rechtes halten, bleiben sie von

dem Vorwurfe der Injurie frei, selbst wenn ihr Benehmen an

sich ein beleidigendes wäre.

Der Tatbestand fordert

daß der Betroffene wenigstens nicht offen eine völlige

Gleichgültigkeit gegen die Beleidigung kund gebe ^. Im Uebrigen

ist das Verbrechen mit der ehrenkrZnkendcn Handlung selbst voll

endet, und es braucht ein äußerer Nachthcil durchaus nicht her

beigeführt zu sein.

s- 151.

Verleumdung.

Verleumdung ist die Andichtung Verachtung erregender

Handlungen.

Unter einem besondren technischen Namen kennen die Römer

die Verleumdung nicht, obschon ihnen die Sache selbst nicht

entgehen konntet Aehnlich verhält es sich mit dem Germa

nischen Recht, welches schon früh verleumderische Ehrvcrlctzun-

gen mit schwererer Strafe bedroht, ohne ihnen einen technischen

Namen beizulegend Die Juristen des Mittelalters bedienten

sich für die Verleumdung des Ausdruckes Oaluiunia, der im

Rom. Recht einen andren Sinn Haid Erst die neuere Dok

trin und Gesetzgebung haben die Verleumdung als zweite

Hauptart der Ehrvcrletzung aufgefaßt und ihr demgemäß

1 1^. 1l. §. I. O.K.t. 8i ynis iu^uristn äerellc^uerlt, Koo est,

ststiin passus «,ä »niinuin suurn non revoeaverit: poste», ex

poenitsutis, renÜ8Särn ii^uriäin nvll poterit reeolere." Erklärt etwa

Jemand »ach dem Empfange einer Ohrfeige, daraus mache er sich Nichts: so

bekundet er eine so niedrige Gesinnung und bezeichnet selbst de» Erfolg der Ver

letzung als so geringfügig, daß es thöricht wäre, seinetwegen die Staatsbehörden

in Bewegung zu setzen.

2 1.. I.S. 1—4.I).K.r. ?«,«!!. V. 4. §.1 und folgende. Klenze, Lehrb,

Seitens. Marezoll, Seite 422, NoteS.

s Die Unterscheidung zeigt sich der Sache »ach deutlich in der P. G. O.,

welche in ihren Strafbestimmungen die verleumderische und die nicht verleum

derische, sondern nur injuriöse Schmähschrift trennt. Vgl. Mittermaier zu

Feuerbach, §. 271, Note IV. Derselbe, in We'iske's Rechtslerikon

Seite 888.

4 MittermaierbeiWeiske.a.a.O. Zu Feuerbach, §. 284, Rotel.
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eine weit größere Beachtung zugewendet, als das gemeine

Recht

Zur Verleumdung ist allemal erforderlich, daß dem Andren

die Handlung selbst (z. B. eine unsittliche oder eine seines

Standes und seiner Stellung unwürdige Handlung) angedichtet

werde. Böswillige Urtheile über Handlungen eines Andren

gehören nicht unter den Begriff der Berleumdung, mögen sie

immerhin absichtlich falsch sein. Selbst unbestimmte Beschul

digungen, welche keinen Vorwurf bestimmter Handlungen ent

halten, können nicht als Verleumdungen, sondern nur als

Beleidigungen gestraft werdend Nicht zu billigen ist eö, wenn

man auch bei der Andichtung von Thatsachen, die keine der

sittlichen Beurtheilung unterliegenden Handlungen sind, z. B.

bei der Andichtung von Eigenschaften, von Verleumdung

spricht. Eine solche ungebührliche Erweiterung nimmt dem Be

griffe der Verleumdung seine scharfe Abgrenzung, seinen Charakter

besondrer Strafbarkeit und seine praktische Brauchbarkeit. Wo

nicht wirkliche Handlungen angedichtet werden, sollte man nur

Injurie annehmen.

Die Mittheilung der beschimpfenden Handlungen muß drit

ten Personen, wenn auch in Gegenwart des Verleumdeten,

gemacht worden sein^.

Besonders hervorzuheben ist die öffentliche (vor einem

Publikum erfolgte) Verleumdung^. Von der P. G.O. wird der

Urheber einer verleumderischen Schmähschrift mit der

1 Neber die Abgrenzung des Begriffes ist man freilich oft nicht in s Reine

gekommen. Zu eng wird der Begriff gefaßt im Hanno«. Stfgb. §. 2«I; zu

weit dagegen in denjenigen Strafgefetzbüchern, die, wie das Preuß., schon in

der fahr lässig en Mittheilung beschimpfender Thatsachen eineVerleumdung

erblicke». Die leichtsinnige üble Nachrede mag man entweder besonders

bedrohen, oder als Beleidigung strafen, nicht aber als Verleumdung

behandeln. ,, Verleumdung" deutet schon in der Volksvcrstellung auf Lüge

und Falschheit; diese Merkmale dürfen nicht abgestreift werden, — Baier n

(1813) und Oesterreich 2«» sprechen nur von Andichtung eines Verbrechens

oder Vergehens, Dagegen finden auch in dem Vorwurfe andrer Handlungen,

die den Betroffenen der Verachtung aussetzen, eine Verleumdung Hannvoer

261; Braunschweig 1S9; Württemberg 283, 28«; Baden 287, 288;

Darmstadt 304; Sachsen 1855, Art. 235; Thüringen 185; Preußen

15«.

2 Ucber diesen Punkt verhandelte die B a d i sch e c r st c K a m m er, Thilo,

Seite 274, Note «zu §.287.

s Krug, zu Art. 235 des Sachs. Stfgb. Kcttenacker, im Arch, für

Badische Rechtspfl. IV, S. 5SS.

^ Preuß, Stfgb. K. I5S,
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Strafe desselben Verbrechens bedroht, dessen er den Andren

fälschlich beschuldigt hat^.

In einem engeren Sinne versteht man unter öffentlicher

Verleumdung die verleumderische Anzeige bei der Obrigkeit,

um diese zu einer Untersuchung gegen den Verleumdeten zu ver

leiten. Ihr setzt man gegenüber die Privatverleumdung

oder Diffamation, welche in der Mittheilung der schimpflichen

Handlung an eine Privatperson besteht. Die öffentliche Be

leidigung, in diesem engeren Sinne des Wortes, gehört nicht

unter die Privatverbrechen 2.

§. 152.

Strafverfolgung und Strafe.

Die Injurie ist urfprünglich bei den Römern nur ein Privat

delikt und die Jnjurienklage demnach bloße Privatdeliktsklage.

Später betrachtete man diese Klage nicht bei allen Injurien mehr

als ausreichend. Im Interesse des Verletzten und des Staates,

glaubte man nicht mehr überall mit den Geldstrafen sich begnügen

zu dürfen. Eine I^ex Oornelia äs iirjuriis gestattete eine Kri

minalklage bei denjenigen Injurien, die in einem pulsare, ve»

Kerars oder vi introire bestehend Sodann kam man zu dem

Grundsatze, jedem Jnjuriirten zwischen der kriminellen und der

privatrechtlichen Verfolgung die Wahl zu lassend Dies ist der

Stand der Sache auch noch im Justinianischen Rechtes Dennoch

blieb die regelmäßige Verfolgung der Injurien die privatrcchtliche°.

Als besonders strafbar werden seit Konstantin die Pasquille und

die I^lbelli samosi hervorgehoben

1 Nur der „boshafftige Lästerer" erleidet die Talio». War die Anschul

digung keine verleumderische, so sollte nur posos, »iditrsrris, eintreten.

2 Vgl. imÄllg. Levina», histor. Untersuchungen über die Verleumdung,

München 1822. Mittermaier,imN.ArchivBa„dXIV,S.88fgg. Hoff-

mann, im N. Archiv, 1842, S. 4S7 fgg. Jagemann, Beiträge zur Erläu

terung der neuen Strafgesetz«,, in Baden, Band I, Seite 21S fgg. — Ueber das

Verbrechen der verleumderischen Angebung. bei der Obrigkeit siehe

den §. 22« dieses Lehrbuches.

s I.. 5. pr, O. <Zs in>r. (47,10),

4 tz. 10. Igst, IV. 4: ,,In siinimä soisngui» est, 6s omni ir^uris, «uro

yui passus est, posss v«I crimivsliter sgers, vel civiliter."

b „Lt si<^niäerr> oivilitsr »Airtni-, g,e stimätions Lsotg,, sseun-

öuin ynoö <tiötr>m est, posnü, imponitur; sin autsm «riininäliter,

okücio iuäiLis extrsorginäris, posng, reo irrviZätur." S. 1«.

Inst. IV. 4.

e I.. 7. «og. K. t. (S,3ö).

? I.. 7—1«. l'Ksog. I.. uu. O«<Z. ^ust. Ss f«rnos. Ubellis.
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Nach gemeinem Deutschen Rechte werden Ehrverletzungen

regelmäßig mit der s. g. Würderungsklage (setio injuriarum

äestimawria) verfolgt^, also nicht von Amtswegen. Der

Nichter erkennt dann auf eine vom Kläger vorgeschlagene und

richterlich abgeschätzte (nach Umständen ermäßigte) Geldstrafe.

Wegen körperlicher Mißhandlungen und wegen gewaltsamen

Eindringens in- das Haus der Person kann aus der I^ex

Oornelia, auf Geldgenugthuung geklagt werdend Statt

dieser Privatgenugthuungen kann der Gekränkte aber auch

öffentliche Strafe beantragen, die in Gefängniß zu bestehen

pflegt. — Mit den Geld- oder Gefängnißstrafen können verbunden

werden Widerruf (namentlich bei Verleumdungen), Ehrener

klärung (namentlich wenn der Beleidiger die in der Injurie

ausgesprochene Gesinnung gar nicht oder nicht mehr hegt), und

Abbitte (namentlich bei übereilten Schimpfreden).

Die Strafen fallen gemeinrechtlich weg ,1) bei«Ehrenkränkun-

gen unter Ehegatten 2; 2) bei Ehrenkränkungen der Eltern gegen

Hauskinder, so wie bei unbedeutenden Beleidigungen derfelben

gegen selbständige Kinder^; 3) wenn der Beleidigte durch ein

unanständiges Benehmen zu der verächtlichen Behandlung berech

tigte; 4) wenn er seine Zustimmung zu der verächtlichen Behand

lung gab, Hui«, null«, est injuria, yuse in volentem Lar.

1^.1. Z. 5. O. K. t.; 5) wenn wechselseitige Injurien stattgefunden

haben, die einander aufheben 2; 6) wenn der Gekränkte verziehen

1 G e n s l er, Archiv für civil. Praris, Band I, Seite 147 fgg.

2 Die I,. Oorn. äs injuriis droht zwar ursprünglich Kriminalstrafe;

später aber konnte man aus eben dieser I,ex auch auf Privatstrafe klagen.

Ii. 5. pr., I,. 37. eo6.

s I,. S. 0. äs s,ot. rsr. »inst. Mit Recht hält die Preußische

Praris die Bestrafung von Ehrverletzungen, namentlich von

Verleumdungen unter Ehegatte» nicht für unverträglich mit dem

Wesen der Ehe. Vgl. Archiv für Preuß. Straft. Band 4, 1856, S. 3S3.

4 1^. 7. z. 3. 1). K. t. 1. 0. gg^uäioiis. I,. 2. 5. §. 1. 0. gs «bseyui«.

b Dies bezieht sich indeß nur auf die privatrechtlichen Geldstrafen. Hier

treten die allgemeinen Grundsätze über Kompensation ein, so daß, wen»

beide Parteien eine gleich große Geldstrafe zu zahlen haben, Keiner Etwas

zahlt, — wenn hingegen Einer mehr als der Andre, nur das Mehr ausgezahlt

wird. Auf öffentliche Strafen läßt sich die Kompensation nicht anwenden. —

Sofortige Retorsion, wenn sie das Maß nicht überschreitet, hebt gemeinrecht

lich bei Verbalinjurie» jeden Anspruch auf gerichtliche Genugthuung auf.

Manche der neueren Gefetzbücher erkennen dies an: Würt. 293. Baden 312.

Hanno«. 268. Braunschw. 20«. Darmst, 314. Das Preußische

Strafgb. 15S ermächtigt den Richter, wenn Beleidigungen auf der Stelle

erwidert werden, für beide Beleidiger oder für einen derselben eine mildere
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hat, oder noch vor erfolgter Einlassung des Beleidigers auf die

Klage gestorben ist^.

Bei Pasquillen, bei Ehrenkränkungen gegen die

Eltern und bei Amtsbeleidigungen wird gemeinrechtlich von

Amtswegen eingeschritten 2. Nach der Ansicht mancher gemein

rechtlicher Juristen soll die Verfolgung von Amtswegen auch

eintreten bei Ehrverletzungen, die ein öffentliches Acrgerniß

erregt Habens und bei denjenigen, aus denen Duelle zu be

fürchten sind^.

Die neueren Gesetzbücher erkennen den gemeinrechtlichen

Grundsatz an, daß die Bestrafung einer Ehrverletzung (Belei

digung oder Verleumdung) regelmäßig nur auf Antrag des

Verlebten erfolgen könne. Für die Verfolgung im Wege des

Civilprozesses^ spricht namentlich der Grund, daß dadurch

dem unter vier Augen Beleidigten die Möglichkeit der Eides-

delation gegeben wird. Das Recht des Verletzten, auf Bestrafung

anzutragen, pflegt an eine bestimmte Frist gebunden zu sein°.

Eine Verfolgung von Amtswegen tritt ein, wenn das

öffentliche Interesse es fordert; auch wenn mit der Ehrver

letzung noch ein andres Verbrechen, oder wenigstens eine Störung

oder gar keine Strafe eintreten zu lassen. Nach dem Oldenb. Stfgb. Sil

werden die Strafen durch Retorsion nicht aufgehoben, aber für denjenigen

gemindert, der sofort in gleichem Maße erwiderte. Sachsen 18S5, Art. 243

erklärt die sofortige Erwiderung einer Beleidigung für straftos, wenn sie die

vorausgegangene Beleidigung nicht erheblich übersteigt. „Es kann in diesem

Falle auch von dem zuerst Beleidigten nicht auf Bestrafung angetragen wer

den."— Weber, II, S. 5Sfgg. Henke, II, S. 323. Hufnagel, Kom

mentar, II, Seite 224, Kettenacker, von der Ehrenkränkung, S. 56,

Die in Preußen gepflogenen Verhandl, bei Goltdammer, Materialien,

zu §. 1S3 ; Band II, Seite 322 fgg.

1 1^,. 13., I,. 28. 0. d. t. Die Frage, ob die Klage aufdie Erben des Klä

gers übergeht, wenn der Kläger nach Insinuation der Klage an den Verklagten

stirbt, wird auch von der Preuß. Praxis bejaht. Arch. f. Preuß. Straft.

I, S. 395.

2 Weber, II, S. 80 fgg.

s Man beruft sich aufl^. 1. §. 1. 0. d. t.

4 Man stützt sich auf das (allerdings niemals publicirte) Reichsgutachten

von 1668.

s Preußisches Gesetz vom II. März 185«. Das Preuß. Strafge-

fetzb, §. 157 läßt übrigens nur die strafprozessualischen Beweismittel zu und

schließt d am! tdieEidesdelation aus. Als ob einem bloßen Injurianten

auch sogleich ein Meineid zuzutrauen wäre! Die Beleidigungen unter vier

Augen bekommen so einen bedenklichen Borschub!

6 Preuß. Stfgb. §. 161: „Ist bei wechselseitigen Ehrverletzungen von

einem Theile binnen drei Monaten auf Bestrafung angetragen worden, so kann

der andre Theil auch nach Ablauf jener Frist bis zur Verhandlung der Sache auf

Bestrafung antragen."
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der öffentlichen Ruhe und Ordnung verbunden ist; doch beschränkt

sich in diesen beiden letzteren Fällen die Bestrafung auf das

anderweitige Verbrechen oder auf die Ruhestörung'. Das

amtliche Einschreiten, im öffentlichen Interesse, hat sich überall

erhalten bei Amtsbeleidigungen ^; in manchen Gesetzbüchern

auch bei Ehrenkränkungen gegen Eltern, denen Sachsen

die Ehrenkränkungen gegen alle Verwandte und Verschwägerte in

aufsteigender Linie, so wie gegen Pflegeeltern und Wahleltcrn

in dieser Hinsicht gleichstellt^; nicht aber, bei dem Pasquills

Die gemeinrechtlichen Geldbußen treten in den neueren Ge

setzbüchern immer mehr zurück, und die gemeinrechtlichen Strafen

der Abbitte, des Widerrufes und der Ehrenerklärung verschwinden

vollständig 5. Neben den Geldbußen werden wenigstens alter«

nativ die das Ehrgefühl des Gekränkten in höhcrem Maße

befriedigenden Gefängnißstrafen angedroht. An die Stelle

der Abbitte, Widerrufung und Ehrenerklärung setzt sich 1) bei

Ehrverletzungen überhaupt eine Abschrift des Strafur-

theils für den Beschimpften, durch die er sich vor Andren recht

fertigen und eine erlaubte Genugthuung verschaffen kann; 2) bei

öffentlichen Ehrverletzungen, wenn der Gekränkte es fordert,

eine öffentliche Bekanntmachung des Strafurtheils, die

häusig schon zur Restitutio kamas für den Verletzten nothwcndig

ist«. Die höhere Zweckmäßigkeit dieser Strafen ist unzweifelhaft.

Eine Abschrift oder eine Veröffentlichung des Strafurtheils: der

gleichen hat der Staat in seiner Hand; Werth und Bedeutung

solcher Anordnungen hängt nicht von dem Willen und der Ansicht

1 Württemb. 291. Darmst. 391. Hanno». 269. Braunschw. 244.

2 Z gch ariä, über Amtsbeleidigungen, Archiv des Kr. 184S, S. 389 fgg.

s 1^.1. Z. 2. O. <js «dsscz, pig,ssts,ii6. (37,15): ,,8! ölius inatrsm

g,ut ps,trsiu, Huos ve»srs,ri «p«rtst,<:ontume1ils äkkoit, vgl impiss

manns si,s iutsrt: prsstsotus urbi 6sli«tur« »6 pudliosi« piets,tsm

xsrtinsns pro mo6o s^us villäi«s,t." In den neueren Gefetzbücher»

findet man ähnliche Bestimmungen, wenigstens für thätliche Beleidigungen.

Hinsichtlich Sachsens, 1855, der Art. 24«.

^ R. P. O. von 1577 Tit. 35. Z. 3 verlangt Verfolgung von Amtswegen,

Anders neuere Gesetzbücher, wie z.B. Sachsen 1855, Art. 24«. (Schletter,

Lehrbuch des Sächsischen Strafprozeßrechts, Leipzig 185«, Seite 53 fgg.)

Württemb. 291. Die höhere Strafbarkeit der anonym oder Pseudonym ver

übten Ehrverletzung wird dabei keineswegs »erkannt: Württemb. 384.

Darmst. 311. Baden 30«. Ha»nover2«2. Preußen 152. Oester

reich 489 fgg.

s Die neueren Gesetze sind schon in der Note s zu §. 118 angeführt.

« Württemb. 294. Darmst. 218. Baden 314. Hanno», 2S2.

Braunschw. 314. Oesterreich 493. Preußen 1S3. Sachsen 1855, 245.
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des Verbrechers ab; der Verletzer erfährt den gebührenden

Zwang, während eine auferlegte Ehrenerklärung ihm nur

Worte vorschreiben kann, deren Betonung und Auffassung von

seinem Belieben abhängig bleibt. — Durchaus zweckmäßig ist

auch die gesetzliche Bestimmung, daß die Abschrift oder Bekannt

machung des Strafurtheils auf Kosten des Verlctzers erfolgen

soll.,— Abbitte, Widerruf und Ehrenerklärung sind sehr schätzbare

Mittel der gütlichen Ausgleichung von Ehrverletzungen,

dürfen aber nicht erzwungen werden. —

Der Beschuldigung, eine Ehrenkränkung verübt zu haben,

kann man unter Umständen mit der Einrede der Wahrheit

(Dxoejztlo veritätis) entgegentreten.

Es wäre nämlich ein unsittlicher Zustand der Dinge, wenn

Jeder verpflichtet wäre, über den Andren nur Ehrenwerthes zu

sagen. Es hieße dies, die Lüge zur Pflicht machen und jene

kräftige Stütze des Sittlichen niederreißen, die darin liegt, daß

dem Laster Schande und Verachtung bewiesen wird. — Was

wäre überdies eine Ehre, die nicht aus dem freien Urtheile der

Andren hervorgeht? Und was wäre ein Urtheil über den Andren,

das nicht frei ist? Das Urtheil über die Person muß nothwendig

frei sein, wenn das Urtheil noch Urtheil, wenn die Ehre noch

Ehre bleiben soll.

Hat Jemand nur von dem Rechte des freien, wahrheits

gemäßen Urtheils gegen einen Andren Gebrauch gemacht, so

liegt keine strafbare Ehrverletzung vor. Es schützt die Einrede

der Wahrheit.

Dagegen schützt die Wahrheit des Inhaltes nicht mehr gegen

den Vorwurf einer Ehrverletzung, wenn die Form schon an

sich eine verächtliche ist. Man kann jede Wahrheit sagen,

aber man kann nicht jede Wahrheit in jeder Form sagen;

ja die Wahrheit selbst leidet sogar durch die Unangemessenheit der

Form und wird dadurch relativ unwahr. So ist es namentlich

nicht erlaubt, Jemandem nach Belieben wegen eines bereits abge

büßten, oder wegen eines vereinzelten Vergehens ein verallge

meinerndes Prädikat beizulegen, weil hier die verallge

meinernde Form, die der Wahrheit selbst Abbruch thut, indem

sie über das Maß hinausgeht, eine ungebührliche und strafbare

Einkleidung der Wahrheit ist; wer also z. B. einmal gestohlen
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hat, den kann man nicht beliebig allgemeinhin einen Dieb nennen,

besonders wenn er seinen Diebstahl bereits gebüßt hat.

Ganz von selbst versteht es sich, daß die Lxeepti« veritatis

nicht schützt, wenn Jemand den Andren durch den Vorwurf einer

geistigen oder leiblichen unverschuldeten Mangelhaf

tigkeit kränkt, namentlich wenn sich dieser Vorwurf in die Form

eines Schimpfwortes kleidet. Wer z. B. den Andren einen

Krüppel oder Dummkopf schilt, wird vom Richter nicht zum Be

weise der Krüppelhaftigkeit oder Dummköpfigkcit zugelassen. Die

Ehrenkränkung besteht hier in der Verletzung der Würde des

Betroffenen, nicht in der Angabe seiner natürlichen Mängel,

welche man in andrer Form wohl aussprechen und mittheilen

darf.

Völlig unzulässig ist der Beweis der Wahrheit in dem Falle,

wo man dem Andren eine strafbare Handlung vorgeworfen hat,

von der er schon freigesprochen worden ist. Die Frei

sprechung giebt dem Freigesprochenen ein förmliches Recht, daß

ihn nun Niemand mehr der That beschuldige. Er hat die

gerichtliche Probe siegreich bestanden. Es ist eine Ungebühr,

wenn sich Jemand herausnimmt, ihm Etwas nachzusagen, was

das Gericht bereits als unwahr oder als uncrweislich befun

den hat.

Handelt es sich um eine Verleumdung und hat man hier

die Wahrheit der behaupteten Handlungen bewiesen, so ist eine

Verleumdung nicht mehr anzunehmen. Liegt jedoch in der Form

für sich schon ein kränkender Charakter, so ist immer noch eine

Verurtheilung zur Strafe einer bloßen Injurie möglich. Z. B.:

H.. hat von dem L. in öffentlicher Versammlung ausgesagt, er

sei ein betrügerischer Hundsfott. Führt ^. hier den Beweis, daß

L. einen Betrug begangen hat, so ist er kein Verleumder. Er

bleibt aber ein strafbarer Injuriant wegen der an sich schon krän

kenden Form seiner Aussage.

Unpassend ist es, die Einrede der Wahrheit nur gegen den

Vorwurf einer Verleumdung zuzulassen und sie bei Jnjuriensachcn

auszuschließen ^.

i Das Material über die-Einrede der Wahrheit findet sich bei

Mittermaier, im Archiv des Kr. 133S, Seite 1 fgg. und bei Köstlin, im

Archiv für Preuß. Straft. Äand III, 185S, Seite 306 fgg. — I.. 18. O. 6s

iozur. (47,10): „Lura, yui uoosutem inkäinävit, uon ssse bonum
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Sehr mannigfach sind bei Ehrverletzungen die Strafaus-

messungsgründe. Die Strafbarkeit steigt nach Maßgabe

des Respektsverhältnisses, das zwischen dem Verletzer und

dem Gekränkten obwaltet; man rechnet daher zu den, schweren

Injurien die Beleidigungen derjenigen Personen, welche An

sprüche auf die besondre Achtung des Beleidigers haben, z. B.

der Eltern, Erzieher, Vormünder, Dienstherrn, Vorgesetzten. Die

Strasbarkeit steigt nicht minder mit der Öffentlichkeit der

Verübung; denn je mehr Menschen die Injurie oder .die Ver

leumdung vornehmen, desto umfangreicher ist die Wirkung der

Ehrenkränkung. Dagegen muß es dem Beleidiger zu gut kommen,

wenn er nur aus Ucbereilung gehandelt hat, namentlich wenn

er zu dieser Uebereilung durch das eigene Benehmen des Belei

digten schuldhaft gereizt wurdet

Zweiter Titel.

Gegen das Vermögen.

I.

Sachbeschädigung (Vermögensbeschädigung).

s- 153.

Von den meisten übrigen Verbrechen gegen das Vermögen

unterscheidet sich die Sachbeschädigung wesentlich durch das

äSHuum ob S«,IN ISI» oonäeraväri; pe««u,ts, svil» lloeevtiimi not», SLSS

st oportsrs et expeäirs." 1^. S, Loci, soä, (9, SS): ,,8i u«u L«uvi«ii

eonsilio ts g,Ii^ui6 ivMrio8urll gixisss probars potss, Liggs veri »

«älurnllis, ts äetöndit." P. G. O. Art. 11« schließt die Einrede der

Wahrheit bei der Schmähschrift aus, weil hier die Form schon an sich eine

ehrverletzende ist. In manchen der neueren Gesetzbücher findet sich

eine Beschränkung der Lx«. v«r. auf Verleumdungen: so im

Thüring. 187, IS«, und im Württ., in welchem letzteren sich jedoch diese

Beschränkung durch eine zu weite Fassung des Begriffes der Verleumdung

erklärt. Köstlin, a. a. O. Seite 213. Vgl. Sachsen 18SS, Art. 238—24«,

mlt den Anmcrk. «on Krug. — Darmst. 308, 315 fgg. Baden 3«S fgg.

Hannover 2S7. Braunschw. 2«1. Oesterreich 489—491. Preußen

lS8fgg, Wenn derjenige, der einer Verleumdung beschuldigt ist, de» Beweis

der Wahrheit führen will, so gestattet ihm das Preuß. R. zwar alle üblichen

Beweismittel, läßt aber denZeugenbeweis nur d.ann zu, wenn dadurch

Thatsachen festzustellen sind, die auf die Strafbarkeit des angeb

lichen Verleumders Einfluß üben. 'Durch diese Umgrenzung des Zcu-

genbeweises sollen Klätschcreicn über Dinge, die nicht zur Sache gehöre»,

abgeschnitten werden. (Vgl. §. 1S7 des Pre»ß. Stfgb.)

,l Ksius Iii, §.22S: ,,H.tr«x injuria ».sstiraätur vel sx Lact«
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Zurücktreten der s. g. gewinnsüchtigen Absicht. Eine gewinnsüchtige

Absicht ist bei ihr weder zum Thatbestande erforderlich, noch kann

sie, wenn sie zufällig vorhanden sein sollte, auf die Aneignung

derjenigen Sache gerichtet sein, die das Objekt des Verbrechens

bildet.

Die Beschädigung geht häufig durch den Charakter des ver

letzten Gegenstandes, mitunter auch durch die Gefährlichkeit der

Verübung, in ein eigenthümlich benanntes Verbrechen über.

Nur sofern dies nicht der Fall ist, beansprucht sie einen selbstän

digen Platz im Systeme.

Das gemeine Deutsche Recht kennt für bloße Sachbeschä

digungen, selbst wenn sie in der boshaftesten Absicht begangen

werden, der Regel nach keine Strafen. Es geht hier auf das

Römische Recht zurück. Daß aber das Römische Recht die

Sachbeschädigung als solche zu einem crimen extraorginärium

erhoben habe, ist nicht nur völlig unerweislich, sondern sogar

entschieden falsch. Nach der Grundanschauung des Römischen

Rechtes begründet die Sachbeschädigung nur eine obligatio ex

äeliet« auf Schadensersatz. Ausnahmen von diesem Satze

tragen immer eine ganz specifische Natur an sich^. Auch die

Karolina läßt die bloße Sachbeschädigung straflos; und es ist

eine das Princip selbst nicht erschütternde Einzelheit, wenn im

Art. 168 das heimliche Abhauen von Holz in fremder Waldung

schon' ohne Rücksicht aus die dabei etwa obwaltende diebische

Absicht bedroht wird

Dagegen haben die neueren Gesetzbücher allgemeine Straf

drohungen für die dolose Beschädigung oder Zerstörung der

(vulneratus, veroeratus, Lustidus «ässns), vsl ex 1««« (in tksatr«,

unt in koro) , vel ex persona, velut si magistratus inMrism sit psssus,

vel senstoribus ad nurnili persona ts,eta sit io/juris,." V. 4. §. 10

sagt ganz Aehnliches. Dem entsprechend behandelt das Rom. R. namentlich

die Injurien gegen Aszendenten, so wie gegen Kirchendiener während

der Amtsausübung.

1 Auch die Kaiferzeit blieb bei der privatrechtlichen Behandlung der

Sachbeschädigungen stehen. Nur einzelne derselben, bei denen das öffent

liche Interesse mehr in den Vordergrund tritt, wurden extra orciinem

bestraft; so das Abhauen fruchttragender Bäume, die Verletzung

der Mauern und Thore, die Verletzung von Gräbern, von Wasser

leitungen undBruruien. Rein, Seite 342. ?1s,tnsr, Husesr.p. 306.

2 Nach älterem Deutschen Rechte haben manche Sache» ihren besondren

Frieden, der durch ihre Beschädigung gebrochen wird. Ueber das ältere

Deutsche Recht LeKilter, ?r«,x. Mr. Horn, sxsre. 19. §. 53. Heinee-

eius, Clements, Mr. Llsrm. II, 21. §. 81 s^. Wiida, Seite 224 fgg.
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Gegenstände fremden Eigenthums aufgestellt ^, und in manchen

Gesetzbüchern der Schweiz finden sich sogar Verpönungen der

blos fahrlässigen Vermogensbeschädigung 2.

Zum Thatbestande fordern die neueren Deutschen Gesetz

bücher: 1) eine fremde Sache, gleichviel ob es eine bewegliche,

eine unbewegliche, eine leblose oder eine lebendige sei^z 2) Ab

sichtlichkeit der Beschädigung, ohne Rücksicht aus die besondren

Zwecke und Beweggründe der That^z 3) einen durch die Hand

lung herbeigeführten Schadens

In der Strafbarkeit ist die Sachbeschädigung bisweilen mit

dem Diebstahle verglichen und dabei von Manchen die Behaup

tung ausgesprochen worden, daß nicht geradehin gesagt werden

könne, der Diebstahl sei strafbarer als die Sachbeschädigung;

denn die Sachbeschädigung könne aus ebenso unedlen und viel

leicht noch unedleren Triebfedern hervorgehen, als der Diebstahls

In Wahrheit aber ist die Sachbeschädigung sowohl aus dem

rechtlichen, als aus dem politischen, als aus dem mora

lischen Gesichtspunkte minder strafbar. 1)Aus dem rechtlichen

Gesichtspunkte: Denn für diesen kommt es nicht zunächst auf

die Triebfeder, sondern aus die Natur der Absicht an. Die

Absicht aber ist bei der Entwendung in höherem Grade ver-

1 Baiern (1813) Art. 333—385. Württemberg Art. 385—388.

Braunschweig §. 211. Hannover Art. 336—339. Darmstadt Art.

424—428. Baden §. 570—577. O ld en b u rg Art, 392—3S5. Thürin

gen Art, 281. Preußen §. 281. Vgl. 282 fgg. Oesterreich §. 8S,

317—349,468. S a chsen (1855) Art. 3SS. Oesterreich z. 468 straft nur

die boshafte Beschädigung.

s So St. Gallen 104. Luzerniii. Freiburg 40«. Vgl.Temme,

Lehrbuch des Preuß. Straft. Seite 1041.

» Es wird hierher auch gerechnet die Beschädigung und Tödtung

fremder Thiere, soweit nicht besondre Befugnisse, z. B, das Recht eines

Jagdberechtigten, die in seinem Jagdbezirke frei herumlaufenden Hunde zu

erschießen, eine Ausnahme begründen. Häberlin, Grundsätze der neuere»

Gesetz». Band IV, Seite32«. Oppenhof, Strcifgesetzb. Seite 395, Note 7,

< Goltdammer, Materialien II, Seite 626. Sachsen, Hannover,

Baden und Thüringen fordern jedoch Bosheit (Rache, Rachsucht) oder

Muthwillen.

s Die Preußische Praris scheint geneigt, unbedingt einen Vermö-

gensnachtheil zum Erfordernis, des Thatbestandes zu erheben. Vgl. Op

penhof, a.a.O. Nr. 5. Sie kann sich dafür allenfalls auf die Ueberschrift

des 26. Titels des Strafgesetzbuches „Vermogensbeschädigung," aber nicht

auf die Worte des Gesetzes (§. 281) und nicht auf die Natur der Sache stützen.

Es liegt gewiß im Sinne des Gesetzgebers, der den gemeinrechtlichen Stand

punkt der bloßen Entschädigung ja verworfen hat, die Straft auch da eintrete»

zulassen, wo etwa die vernichtete Sache nur ein Andenken oder ein Gegen

stand derPietät war, dessen Verlust keinVermögensschaden ist.

« Mittermaier zu Feuerbach, §.3i«,NoteIII. Auch Grolman,§.2Il,
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brecherisch, als bei der Beschädigung. Der Sachbeschädiger hebt

den Willen des Andren in der Sache nur auf. Der Dieb aber

hebt diesen Willen nicht bloS auf, sondern legt nun ruhig den

seinen hinein; sein Gewissen erträgt eö, seinem eigenen Willen

in der fremden Sache eine Existenz zu geben, — nicht blos den

Berechtigten um sein Gut zu bringen, sondern dieses fremde Gut

auch wie sein eigenes zu brauchen und zu genießen. 2) Aus

dem politischen Gesichtspunkte: Der Diebstahl begründet eine

weit größere öffentliche Gefahr. Das Stehlen steckt an und

breitet sich aus; nicht so die Sachbeschädigung. Das Stehlen

wird zur Gewohnheit, die Sachbeschädigung nicht. 3) Aus dem

moralischen Gesichtspunkte, sofern der rechtliche denselben nicht

schon in sich schließt: Der Dieb erregt eine Verachtung, die den

Sachbeschädiger niemals in demselben Grade treffen kann. Wer

fremdes Eigenthum beschädigt, sei eö auch aus Rache, kann

immer noch einem ehrlichen Menschen gerade in's Gesicht blicken;

nicht so der Dieb, der Betrüger, der Fälscher, der Unterschläger;

und es sollte daher die bloße Sachbeschädigung, selbst wenn sie

aus Bosheit verübt wird, niemals mit dem Verlust der Ehren

rechte verbunden sein. — Sonach muß die Strafe desjenigen,

der 100 Thaler stiehlt, weit beträchtlicher sein, als die Strafe

desjenigen, der eine Sache im Werthe von 100 Thalern zerstört. ^

Man erkennt in den minder strafwürdigen Fällen auf bloße

Geldstrafe, sonst auf Gefängnißstrafe^. Bei der Straf-

ausmessung hat man vorzugsweise 1) die Beweggründe zur

That, unter denen kindischer Ucbermuth der verzeihlichste ist,

2) den angerichteten Schaden abzuwägend

II.

Untreue, Betrug und Fälschung.

s- 154.

Einleitung.

Das ältere Römische Recht enthielt keine Strafsatzungen

1 Strenger ist Sachsen (185S), welches im Art. 335 Arbeitshaus

strafe bis zu 6 Jahren gestattet.

2 Kalte Bosheit, Schadenfreude, — besondre Bralichbarkeit und Wichtig

keit des Gegenstandes, — auch die dem THSter bekannte Vorliebe des Beschädig

ten für die Sache, das Alles ist bei der Strafabschätzung zu beachten. Gut

Tittmann, Handb. Band II. §,S1S.

Bcrner, Strafrecht. . 17
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über Fälschung und Betrug. Die einzige Spur eines derartigen

Gesetzes besteht in einer beiläufigen Nachricht des Gellius, nach

welcher die XII Tafeln das f^iZum testimonium mit Kapital

strafe bedroht und den falschen Zeugen für iinprobus und in-

testakilis erklärt haben sollend Das erste uns bekannte Gesetz

von einiger Bedeutung für die strasrechtliche Behandlung dieser

Lehre ist die I^ex Oornelia 6e Klsis v. I. 6732. Sie bedroht

aber keineswegs, wie man nach ihrem allgemein gehaltenen

Namen vermeinen könnte, jedes kalsnin. In ihrer ursprüng

lichen Fassung trifft sie nur zwei Arten der Fälschung, die zur

damaligen Zeit wie Wucherpflanzen um sich griffen, nämlich die

Testaments- und die Münzfälschung; weshalb sie denn auch von

Cicero I^ex teswineuwria und I^ex nummäria, genannt wird^.

Verschiedene Senatuskonsulte, wie namentlich das 8. O. I^i-

boniävulli v. I. 769, das 8. 0. I^ioiniännin, welches in den

Pandekten unter der Bezeichnung der I^ex I^ioinnili, vorkommt,

ein 8. 0. äe ialsis testimoniis v. I. 782, ein 8. (?. äe torru»

tadulärui» aus der Zeit des Nero, — nicht minder einige kai

serliche Konstitutionen und die Interpretation der Juri

sten erweiterten allmälig den Begriff des Walsum. Die so neu

hinzugekommenen Fälle nannte man Huasi-k»!«!,,, im Gegensatz

zu den in der I^ex Oornell«, ursprünglich genannten Fällend

Der gemeinsame Charakter der bisher bedrohten und

(juäsi-fulsa, war die Gemeingefährlichkeit. Denn die Ver

fälschung der Münzen erschüttert die Grundlagen des Handels

lebens, während die Fälschung des Testamentes, das als eine

Einrichtung des öffentlichen Rechtes galt, als ein Angriff auf

den ganzen privatlichen Rechtszustand und auf die Sicherheit

alles Eigenthums betrachtet wurde. Falsche Zeugnisse aber,

Bestechung von Zeugen, Bestechung von Richtern und ähnliche

Huasi-tälLg. griffen die ganze Rechtspflege in ihren Grundfesten

an 5. Diese Verpönung der einzelnen ?s.Isa und Huasi-käls«,

1 Kellius, n««t. L,tt. Iib. XX Cäv. 1. et üb. XXV «Äp. IS,

Demme, Annal. XVI. S. 30.

2 Im Jahre 632 erschien schon eine Lex Sempronis,, deren Inhalt nicht

bekannt ist.

s die. in Verrsm I. e«,v. 42. <

^ I,. 1. Z. 13., L. 27. pr. O. löß. Ooi-o. Se ials. I,. I. §. IS. eocl.

Van cler Velgen, äs orimine kslsi, l'r^. äck KK. 1823, päg. 14.

s Nein, Seite 788 fgg.
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genügte nicht, weil daneben noch zahlreiche betrügliche Handlun

gen straffrei blieben. Um diese, mit der Zeit immer fühlbarer

werdende Lücke auszufüllen, stellte man den Begriff des Stel-

lionates auf. Die stellionaws persecutio sollte nun alle

betrüglichen Handlungen treffen', welche sich den bereits vorhan

denen Gesetzen nicht unterordnen ließen. WaS im Civilrechte

die actio äs äolo war, das sollte nun, nach den Worten der

1^. 3. Z. 1. O. stellioQstus, die 8teIIion»tU3 perseonti« im

Strafrechte sein ^. Mittelst der aotio cloli konnte der in seinem

Vermögen durch fremden Dolus Beeinträchtigte seinen Anspruch

privatrechtlich verfolgen, wenn ihm kein andrer Rechtsweg

offen stand. In gleicher Weise sollte er jetzt, in Ermangelung

eines besonderen Strafgesetzes, mittelst der stellionätug perseouti«

auf die Bestrafung von dergleichen betrügerischen Handlungen

antragen könnend Hiernach konkurriren im Römischen Rechte

die privatrechtliche Berfolgung, die ordentliche strafrecht

liche aus der 1^. Oornelia und die außerordentliche straf

rechtliche stellionawg perseout!« ^.

Das Kanonische Recht enthält einen besondren Titel De

orirnille talsi ^. Es finden sich in demselben zwar manche eigen-

thümliche Bestimmungen, namentlich über die verschiedenen Uo6i

lslsanäi litteras ?apales ; doch bietet keine derselben einen Ertrag

1 I^I. 3. K. 1. O. stelüonätiis (47,2g): „ Ltellionätura »utslll «d^illl

posss Kis, <^ul <Z«Ia c^uiü ksvsrunt, seisnäum est, seiliest si «,1iucl

oriraeu »ou sit, quod ob^ieiäturz czuock ellim in privatis MÄieiis

estöe äetio, Koeiii «riininiKus stelli«u»,tus riersgoutio."

^ „Ubieumzue iZitur titulus oriroivis 6süoit, illie steilioiis,tnm

«d^ioiemus. Naxime äutsra in Kis loeuin Käbet, si quis fort« rein s,Iii

obliAätära , 6issiruuls,ts, odligätious , per «älliäitatein »Iii 6istr»xerit,

vel permutsverit, vel in s«Iutum 6eÄsrit; ns,m Ks,e omnes spseies

stsllionätuill eontinent. — Lt ut ßeueräliter clixerira: Oekioiente

titul« orirninis K«v orimsii lövuin Käbet, »s« est opus,

speeies euumsr«,re." 1^. 3. §. 1. 0. «it.

» Kleinschrod,Archiv des Kr.Band II, S. 112—128. Klien,N.Arch.

des Kr. Bd. I, S. 124 fgg. Lurnisnn, Äs kälso, (Zrori. 1821. Cucumus,

N. Arch. Bd. X, S. 513 fgg. LospLner, Äe erim. kslsi, Lips. I82g.

Wächter, Lehrb.II, S. 203 fgg. Birnbaum, N. Arch. 1834, S. 527 fgg.

Esch er, die Lehre vom Betrüge und von der Fälschung, Zürich 184«, S.31«fgg.

Zirkler, Archiv des Kr. 1840, Seite 4« fgg. Temme, die Lehre vom straf

baren Betrüge, Berlin 1841, Seite S fgg. klstusr, quasst. ÄsMrs orim.

«orn. PSA. 221 s^c,. Abegg, Lehrbuch S. 282 fgg. Roßhirt, Geschichte

und System, III, Seite 5 fgg. Jagemann, Archiv 184S, Seite 206 fgg,

Mittermaier zu Feuerbach, 1847, §. 41«. Brackenhöft, Archiv 1«4».

Seite227. Marezoll, 1856, Z. 157 fg.

4 Deerstal. V. 2«. Auch 0. XXII. qu. 2. Vgl. Klien, Archiv des

Kr.I, Seite 144. Temme, a. a,O. Seite 14.

17«
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für die strafrechtliche Fortbildung des Gegenstandes. — Dte

Karolina enthält ebensowenig allgemeine Satzungen über Be

trug und Fälschung, als die Deutschen Reichsgesetze. Aus den

Strafbestimmungen der Karolina über Münzfälschung, Fälschung

öffentlicher Urkunden, Marksteinverrückung, Fälschung von Maß,

Gewicht und Kaufmannswaaren, so wie über einige andre Ver

brechen, ließen sich keine allgemeinen, leitenden Grundsätze ab

ziehen. Es blieb daher das gemeine Deutsche Recht fast

ganz auf die Römischen Anordnungen beschränkt'.

In den neueren Gesetzbüchern zeigt sich ein Streben nach

genauerer Abgrenzung von Fälschung und Betrug, welche beiden

Begriffe im gemeinen Rechte nicht gehörig getrennt werden.

Es herrscht indeß in den neueren Gesetzbüchern über die Richtung

der hier zu zeichnenden Grenzlinie die größte Verschiedenheit der

Ansichten. Ebenso ist man durchaus nicht im Reinen über die

Grenze zwischen dem strafbaren Betrüge und dem Civilunrecht.

Feste oberste Grundsätze werden noch vermißt. Die Abweichungen

der verschiedenen Gesetzbücher von einander sind zahlreich und

tiefgreifend. Selbst da, wo man allgemeine Begriffsbestim

mungen über Betrug und Fälschung auszustellen gewagt hat, ist

man daneben doch zur Aufstellung zahlreicher abgesonderter

Strafdrohungen gegen einzelne Arten des Betruges und der

Fälschung fortgegangen, bei denen auf die allgemeinen Begriffs

bestimmungen kaum noch Rücksicht genommen wird. — Außer

dem Betrüge und der Fälschung ist in manchen Gesetzen noch

eine dritte Verbrechensklasse aufgestellt, die bald als „Beeinträch

tigung fremden Eigenthums," bald als „Beschädigung fremder

Rechte durch Untreue," bald schlechtweg als „Untreue," bald

als „strafbarer Eigennutz" bezeichnet wird 2.

1 Schon das ältere Germanische Recht (Wilda, 934, Temmt,a.a.

O. Seite 13), noch mehr die Stadtrechte des Mittelalters und die Rechts

spiegel heben manche Arten der Fälschung hervor, besonders die Fälschungen

von Maß und Gewicht (Ssv.II. 13), auch die Urkundenfälschung (»gl.

schon 1^,. üotksr. 347). Walter, Rechtsgeschichte, §. 706. Es bestand schon

vor der Karolina eine so große Verschiedenheit des Gerichtsgcbrauches , daß

dadurch der Karolina die Aufstellung allgemeiner Bestimmungen unmöglich

gemacht wurde. — Der Anschluß des gemeinen Rechtes an das Römische war

durch die Mangelhaftigkeit der Deutschen Quellen gerechtfertigt. Roß Hirt,

Gesch. III, Seite 21 fgg. Verwirrung konnte aber dabei nicht ausbleiben und

nicht mit Unrecht nennt Temme die ältere gemeinrechtl. Doktrin über Fälschung

und Betrug eine „sonderbar zusammengesetzte Lehre, die »ur durch

de» gesunden Rechtsfinn zusammengehalten worden sei."

2 Schon das Allg. Preuß. Landr. handelt, neben dem Betrüge, nicht
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8- 155.

Untreue.

Verletzungen von Verträgen, selbst wenn sie dolos begangen

werden, sind im Allgemeinen nicht strafbar. Das Römische und

das gemeine Deutsche Recht halten den civilrechtlichen Zwang zur

Erfüllung und zum Schadensersatz im Allgemeinen für aus

reichend bei Vertragsverletzungen. Nur diejenige Vertragsver

letzung gilt ihnen als strafbar, durch die ein besondres Treuver-

hältniß gebrochen wird. Als Verträge aber, die auf einem

solchen Treuverhältnisse ruhen, betrachtet das Römische Recht das

Mandat, das Depositum, die Tutel und die Societät.

Es bestraft die Treulosigkeit des Mandatars, des Depositars, des

Vormundes und des Gesellschafters mit einer Infamie, die

schon infolge der blos civilrechtlichen Verurtheilung, also schon

ohne alle Vermittelung eines Straferkenntnisses eintreten soll'.

Die Untreue des Depositars wird vom Art. 170 der P. G. O.

dem Diebstahl in der Strasbarkeit gleich gestellt.

Aus demselben Gesichtspunkte bedrohen die neueren Ge

setzbücher vor Allem die Untreue der Vormünder und Kura

toren^, daneben aber auch noch die Untreue mancher andren

Personen 2. Eine feste Begriffsgrenze wird dabei mitunter

Vermißt. Eine solche zieht aber, wenigstens hinsichtlich der Per

sonen, das Preußische Strafgesetzbuch. Es bedroht nämlich

nur die Untreue solcher Personen, die, wie z. B. die Mäkler und

Testamentserekutoren, mit einem gewissen öffentlichen Cha-

n»r vom strafbaren Eigennutz, sondern außerdem noch von der Untreue, die es

als eine» qualificirten Betrug auffaßt. Aehnlich widmet das Preuß. Straf

gesetz«, sowohl dem strafbaren Eigennutz, als auch der Untreue einen besondren

Titel (Tit. 22 und Tit. 2S).

1 1^. 1. 6. Z. ö—7. O. g« Kis Hui not. iiiiämis,.

2 Baiern (18L3) Art. 29S. Baden 53S, 54«. Hannover 2IS.

Darmstadt 407. Württemberg 347, 353. Sachsen (18S5) 3S2, wo

von dem Amtsmißbrauch der Staatsdiencr und andrer in besondren öffent

lichen Pflichten stehenden Personen die Rede ist; die Untreue dieser Personen

ist allerdings dem Amtsvervrechen der Staatsdiener verwandt.

« Baiern und Oldenburg, Hannover, Baden sprechen nur von

Vormündern und Kuratoren. Darmstadt nennt außerdem Masseku

ratoren, Güterpfleger, Testamentsvollstrecker, im Verhältniß zu der

ihnen anvertrauten Masse. Baiern (1813) und Oldenburg unterscheiden

von dem Verbrechen der Vormünder und Kuratoren das Vergehen

der Bevollmächtigten, Verwalter, Geschäftsführer, Depositarien

und Gesellschaftsgenossen.
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rakter bekleidet sind'. Um so unbestimmter ist dagegen im

Preuß. Strafgesetzbuche die Charakteristik der als Untreue bezeich

neten Handlungen, indem alle vorsätzlichen Benachtheili

gungen zu denselben gerechnet werdend Aller Umrisse aber

entbehrt die daneben aufgestellte Kategorie des „strafbaren Eigen

nutzes"^.

s- 156.

Betrug.

Betrug ist rechtswidrige Vermögcnsbenachthciligung durch

absichtliche Täuschung.

Gegenstand des Betruges sind Vermögensrechte. Wenn

durch die täuschende Handlung andre Rechte verletzt werden, so

gestaltet sich das Verbrechen gewöhnlich zu einem eigenthümlich

benannten. Mit Recht haben die neuesten Gesetzgebungen den

Begriff des Betruges auf Vermögensverletzungen beschränkt

und sich damit auch der lebendigen Volksvorstellung von der Sache

1 Die Untreue blofier Privatbeamten, überhaupt die Untreue derjenigen

Personen, bei denen die Verpflichtung zur Treue lediglich aus Privat

verhältnissen entspringt, hat das Preuß. Strafgb. nicht besonders bedroht.

Man ging davon aus, daß es Privatsache desjenigen sei, der Privat-

»ertrage schließt, sich selbst vorzusehen; der Staat habe die Untreue

nur bei den Personen zu strafen, die unter öffentlicher Autorität

wirken und von dem Staate dem Publikum zur Besorgung gewisser Angelegen

heiten besonders bezeichnet werden. Als solche werden, außer den Vormündern

u nd Kuratoren, namentlich angeführt Sequester, Testamen tserekutoren,

Verwalter von Stiftungen, Mäkler und überhaupt solche Gewerb-

tr erbende, die zur Betreibung ihres Gewerbes obrigkeitlich ver

pflichtet sind. Stfgb.ß. 24«. Dazu Beseler.

2 Nach Goltdammers Ansicht (Kommentar Band II, Seite S61) fallen

unter den Begriff der Untreue nicht blos Benachtheiligungen des Vermögens,

sondern auch der persönlichen Freiheit, z. B. widerrechtliche Einsperrung des

Pflegebefohlenen durch den Vormund. Es ist aber wohl keine gewagte An

nahme, daß der Preuß. Gesetzgeber die auf die rechtswidrige Einsperrung über

haupt gesetzte Strafe, welche bis zu IS Jahren Zuchthaus steigen kann (Stfgb.

§. 21«), auch für den Vormund ausreichend geglaubt habe. Richtiger bezeichnet

Temme (Lehrbuch S.S84), dem sich Oppenhof anschließt (Seite 328), das

Vermögen als den nothwendigen Gegenstand der Benachthei

ligung; was allerdings im Gefetzbuche hätte gesagt werden sollen.

s Unter dieser Ueberschrift zählt der Titel 263 namentlich mancherlei

wucherliche Handlungen und Unredlichkeiten im Geschäftsverkehr auf,

neben vielerlei Einzelheiten , die unter einander kaum in dem lockersten Zusam

menhange stehen, z. B. Unterschlagung der Schiffsheuer, Eröffnung fremder

Briefe, Jagd auf dem eigenen, aber einem Andren zur Jagd vcrpachtctenGrund-

stücke. Die Theorie kann solche Kategorien nur auflösen, um den darin

zusammengewürfelten Einzelheiten ihren begrifflichen Platz anzuweisen.
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wieder angeschlossen'. DaS gemeine Recht verlangt freilich nur

eine Rechtsverletzung 2.

Die Absicht muß auf Täuschung, ferner auf eine durch

die Täuschung zu bewirkende VermögenSbenachtheiligung

des Andren, endlich, nach Preuß. Recht, auf den eigenen

Gewinn gerichtet sein 2.

Es ist eine wirkliche, nicht bloS vermeinte Entstellung

der Wahrheit erforderlich. ES liegt daher kein Betrug vor,

wenn der Handelnde die Wahrheit zu entstellen nur wähntet

Die Wahrheitsentstellung muß entweder durch, das Unter

drücken wahrer, oder durch das Vorbringen falscher

Thatsachen bewirkt sein. Nach Preußischem Rechte ist eine

täuschende Thätigkeit nothwendig. Nie genügt die Benutzung

deS schon vorhandenen JrrthumS eines Andren. Der Betrüger

muß den Jrrthum erregt habend

1 Da« Sachs. Strafgesetzb. I85S, Art. 284, fordert zum Betrüge, daß

man sich oder Andren, zum Nachtheil des Getäuschten, einen

rechtswidrigenVermögensvortheil verschaffe. Aehnlich Preußen:

„Wer in gewinnsüchtiger Absicht das Vermögen eines Andren

beschädigt." Man hat zwar anerkannt, daß der Verlust persönlicher

Rechte den Getäuschten in gleichem Maße verletzen könne, wie die Beschädigung

des Vermögens, — daß es also z. B. vom Uebel sei, die Herbeiführung einer

ehelichen Verbindung durch arglistige Täuschung über die Eigenschaften und

Verhältnisse der Person straflos zu lassen. Dennoch zog man d« schärfere

und dem gemeinen Bewußtsein entsprechendere Fassung vor und beschränkte den

Begriff des Betruges auf VermögensbeschSdigungen. Auf diesem Standpunkte

stehen auch Oesterreich 197, Braunschw. 224, B a d e n 45«, 458, Thürin

gen 236.

2 Vgl. z.B. Abegg, Lehrb. Z. 199.

s Fehlt die s. g. gewinnsüchtige Absicht, so bleibt nach Preuß.

Recht eine bloße Vermögensbeschädigung übrig, beider gerade die

Abwesenheit dieser Absicht charakteristisch ist. Dies ist wohl ganz sachgemäß.

Vgl. Sächs. Strafgesetzb. a. a. O. In den übrigen Deutschen Straf

gesetzbüchern wird die gewinnsüchtige Absicht zum Betrüge nicht

gefordert. Manche von ihnen nehmen daher auch noch, ähnlich dem gemeinen

Rechte, bei der Verletzung von Rechten, die nicht in das Gebiet des

Vermögens gehören, Betrug an. So Baiern 25S, Württemberg 3Sl,

Hannover 308, Darmftadt 891. Doch verbessert die Praris die mangel

hafte Fassung dieser Geseße. Vgl. Hufnagel, Neue Präjudicien, 1844,

Seite 476.

^ Das Erforderniß der f. g. objektiven Falschheit. Im gemeinen

Rechte herrschen hier Streitigkeiten. Vgl. Wächter, Lehrb. Band II,

Seite 212 fgg.

s Gemeinrechtliche Juristen sind freilich oft entgegengesetzter Ansicht.

Sie halten eine Unterlassung schon für ausreichend. Vgl. Abegg, S. 200.

Das Preuß. Recht aber fordert eine Thätigkeit, so daß bei der betrüglichen

Benutzung eines fremden, schon vorhandenen Jrrthums nur die Ersatzklage,

keine Strafklage möglich ist. Dabei mag allerdings mancher strafbare Fall

frei ausgehen. Dies hat denn die Mehrzahl der andren Gesetzbücher
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Dem Unterdrücken wahrer oder dem Vorbringen unwahrer

Thatsachen ist es nicht gleichzustellen, wenn Kaufleute ihre

Waaren in einer marktschreierischen Weise über die Gebühr, an

preisen, um Käufer anzulocken. Wohl aber fällt in den Umkreis

deö Bctrugsbegriffes die falsche Versicherung bestimmter angeblich

vorhandener Eigenschaften der zu kaufenden Sachet

Zwischen der Täuschung und der Vermogensbeschä

digung muß ein Kausfalzusammenhang waltend

Unumgänglich heischt der Thatbestand des Betruges, daß die

Benachtheiligung eine rechtswidrige war. Dies ist sie aber

nicht blos bei dem Kauf und im Geschäftsverkehr, sondern ebenso,

wenn sie durch bettlerische Vorspiegelungen bewirkt wird.

Man übersieht freilich hier häufig das Merkmal der Rechtswidrig

keit und stellt auf, daß der Bettler, der Jemand durch falsche,

Mitleid erregende Angaben zu einer milden Gabe bewogen habe,

nicht als Betrüger gestrast werden könne, weil die Ertheilung von

Almosen ein Akt des bloßen Beliebens sei. Hierin liegt das

Richtige, daß die Rechtswidrigkeit allerdings in der Verletzung

des Willens gesucht werden muß. Man hat nur den ausge

sprochenen Willen gehörig von dem wahren Willen des Ver

letzten zu unterscheiden. Der in einem Kaufgeschäste Betrogene

hat äußerlich ebenfalls zu dem Geschäfte seine Zustimmung

gegeben, in Wahrheit aber nicht. Das Betrügerische besteht

bestimmt, auch die Unterlassungen dem Betrüge beizuzählen; so Baiern

(1813) 2S6, 257. Württemberg 351. Hannover 30g. Braun-

schweig 224. Darmstadt 3S1. Auch Sachsen 18SS nimmt schon bei

bloßer Verheimlichung von Thatsachen, deren Angabe mit Recht

erwartet werden konnte. Betrug an. Art. 284. Verheimlichung ist

übrigens schon mehr als bloßes Verschweigen. Krug bemerkt dabei aus

drücklich, daß es ein rechtswidriges Verhalten des Thäters voraussetze, durch

welches er den Jrrthum des Andren bestärke. Auch die Preuß. Praxis

HSlt das gesetzliche Erforderniß des Unterdrückens von Thatsachen für erfüllt,

sobald der entstandene Jrrthum durch positive Handlungen des Thüters

bestätigt oder unterhaltenwird. Oppen Hof, Seite 321, Nr. 33. Vgl.

Cucumus, im Archiv des Kr. 1835, Seite579fgg, Geib, Archiv des Kr.

1840, Seite 217 fgg. Mittermaier in Demme's Annalen, Band VI,

Seite 13 fgg., wo namentlich auf das Bairische und das ältere Sächs.

Strafgesetzbuch in Betreff unserer Frage eingegangen wird.

i Auch bloße Verheißung künftiger Erfolge oder Leistungen

fällt in die Kategorie des verzeihlichen Marktgefchreies, das jeder ver

ständige Mensch zu würdigen weiß. Oppenhof, Seite 32«, Nr. 27. Im

gemeinen Rechte ist hier der Römische Satz zu erwägen: „In pretio srati«iiis

venäit,ioni8 outuraiitsr lioors päitidus ss eiroumveuirs." I/. IS.

§. 4. 0. cks rllirwr. Geib, Archiv des Kr. 184«, Seite 9S.

« Erkenntniß des Preuß. Obertribunals v. 4. Mai 1S55: Oppen-

Hof, Seite 32«, Nr. 25.
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eben in der Erschleichung der Zustimmung des äußerlich hervor

tretenden Willens, während der wahre Wille verletzt wird

Vollendet ist der Betrug erst mit der eingetretenen Be

nachtheiligung des Anderen, in welcher der verbrecherische

Erfolg besteht. Ist nur die Täuschung bewirkt, die Benachthei

ligung aber nicht, so kann man nur Versuch strafen. Gleich

gültig für den Thatbestand bleibt aber der Umstand, ob der

beabsichtigte Gewinn wirklich erreicht wurdet

Bei der Bestrafung des Betruges verbindet man zweck

mäßig Freiheitsstrafe, Geldstrafe und Ehrenstrafe. Frei

heitsstrafe, die gewöhnlich nur in Gefängniß besteht, ist nöthig,

weil bloße Geldstrafe der niedrigen Gesinnung nicht genugsam

entspricht, die sich in dem Verbrechen kund giebt. Geldstrafe

ist daneben nöthig, damit der Gewinnsucht des Betrügers, der

sich oft in sehr guten Vermögcnsverhältnissen befindet, die ange

messene Repression widerfahre. Endlich ist jedenfalls dann, wenn

sich in dem Betrüge eine ehrlose Beschaffenheit des Betrü

gers offenbart, auf den zeitweisen Verlust der Ehrenrechte zu

erkennen ^.

Als besonders strafbar hebt schon das gemeine Recht^ die

Grenzfälschung hervor, die von den neueren Gesetzbüchern

gleichfalls bald als Fälschung/, bald als Betrug" in der Höhe

1 Escher, S.23«. Birnbaum, im N. Archiv, 1834, S. 5S« fgg. Geib,

Arch. des Kr. 1840, S. 113 fgg. Temme, Lehre vom strafbaren Betrüge,

1841, Seite S0 fgg.. 7Sfgg. Mittermai er zu Feuerbach, §. 412, Note VII.

Preuschen, Beiträge zur Lehre von dem strafbaren Betrüge und der Fälschung,

Seite S fgg. Temme, Lehrb. des Preuß. Straft., Seite 279, Nr. 7.

2 So schon die älteren Juristen, gestützt auf Art. 112 der P. G. O. und

auf 1^. 23. O. »cl leg. Loro. 6s t«,Is. I>s,rnKou<!sr, ?r«,x. rsr. «rim.

«. 122, nr. 10. d»rp20v, ?rä0t. r«r. «rim. <zu. 33. lirsss, »6 »rt. 112,

§.2. Quistorp, Z. 467. Bei den späteren finden sich nicht selten Schwan

kungen, weil man Fälschung und Betrug, die gerade in den Merkmale»

der Bollendung am strengsten geschieden werden müssen, nicht gehörig sondert.

Wächter, Lehrb. II, Seite 222. Luden, vom Versuche, Seite I7Sfgg.

Preuschen, Seite 32 fgg. Escher, Seite 3ö«. Temme, Lehre vom Betrüge,

Seite 136 fgg.

« Vgl. die bereits angef. neueren Gesetzbb.

4 Der Art. 114 der P. G.O. und 1^,. 2. 1). Se tsrmiiio mot«, wo das Oi>

rnen termirü moti von Hadrian als ein außerordentliches Verbrechen bedroht

wird. Vgl. I.. 3. §. 2. e«<j.

s So z. B. das Badische Stfgb. §. 438. Württemberg sieht in der

Grenzfälschung ein Verbrechen wider die öffentliche Treue (Art. 226) und

ähnlich Braunschweig §. 134 ein Verbrechen wider öffentliche Treue und

Glauben. -

e So Preußen §. 243, Nr. 7.
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der Strafe ausgezeichnet wird. Nicht minder strafen die

neueren Gesetzgebungen mit besondrer Strenge 1) diejenigen

Betrügereien, die die Grundlagen des Handelsverkehrs

gefährden, namentlich die Betrügereien durch falsches Geld,

falsches Maß, oder falsches Gewicht, 2) diejenigen, die durch

Herbeiführung einer Feuer- oder Wassergefahr verübt

werden ^.

Z. 157.

Fälschung.

Im gemeinen Rechte bildete sich, freilich unter großer Mei

nungsverschiedenheit, eine Scheidung des Betruges und der

Fälschung, die mit der Römischen Scheidung von I'älsum und

Stellionätus keineswegs überall zusammentrifft. Man stellte den

Betrug als Gattungsbegriff auf und theilte ihn dann in die

beiden Arten: eigentlicher Betrug und Fälschung. Als Unter

scheidungsmerkmale stellte man Folgendes auf: Die Fälschung

bethätigt sich an einem äußeren Gegenstande, entweder einen fal

schen Gegenstand schaffend, oder einen wahren Gegenstand

ändernd. Der Betrug, im engeren Sinne, bedarf dagegen zu

seiner Betätigung eines äußeren Gegenstandes nicht, da er in

der bloßen Aussage einer Unwahrheit bestehen kann ^. Besonders

hervorgehoben wurde dabei die Urkundenfälschung.

Auf diesem Wege gingen die neueren Strafgesetzbücher fort.

Namentlich stellte Württemberg einen allgemeinen Begriff der

Fälschung auf, nach welchem derjenige einer Fälschung schuldig

ist, der zum Nachtheile der Rechte eines Andren, um durch

Täuschung diesen in Schaden zu bringen oder sich einen Vortheil

zu schaffen, eine unächte Sache verfertigt, oder eine ächte ver

fälscht, und von der gefälschten oder verfälschten Sache Gebrauch

machte Obwohl hier schlechtweg im Gesetze von einer Fälschung

1 Die verschiedenartigen Einzelheiten der neueren Gesetzbücher lassen sich

nicht erschöpfen. Manches, aber bei Weitem nicht Alles, giebt Hüberlin,

Band IV, Seite 16«—182.

2 Abegg,Lehrb. §. 1S7.

s Württemberg Art. 3S6. Außerdem wurde nur von Brau» schweig

die Aufstellung eines allgemeinen Begriffes der Fälschung gewagt. Die übri

gen Gesetzbucher zählten nur einzelne Arten der Fälschung auf. Würt

temberg, Braunschweig, Baiern und Oldenburg trenne» dabei die

öffentlichen von den Privatfälschungen. Hannover rechnet die Privat
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von Sachen die Rede ist, nahm die Praxis doch an, daß es

keine Fälschung von Sachen, im Gegensatz einer Fäl

schung von Urkunden, gebe, daß vielmehr das Fälschen oder

Verfälschen von Sachen im Allgemeinen nur strafbar sei, wenn

es unter den Begriff des Betruges fallet An dieser Auf

fassung darf um so mehr festgehalten werden, als die eigenthüm-

lich gestalteten Fälschungen, z. B. die Münzfälschung, ihren ab

gesonderten Platz in der Gesetzgebung, wie im System,

beanspruchen. Und man kann esDeshalb nur vollkommen bil

ligen, wenn das Preuß. Recht d«? Begriff der Fälschung aus

der alten Verworrenheit befreiet und dafür schlechtweg Urkun

denfälschung gesetzt Hat2.

Der Begriff der Urkunde ist dabei nicht zu eng aufzufassen.

Zwar wird man als Regel fordern müssen, daß die Urkunde ein

Beweisstück für Rechtsverhältnisse sei«. Auf Schrift

lichkeit, die allerdings das Gewöhnliche bildet, kann man sich

aber nicht beschränken. Es genügen vielmehr auch andre, von

menschlicher Hand gefertigte Zeichen, besonders Siegel, Stem

pel, Kerbholzzeichen, auch der Anschlag des Waldham-

mersd

Die Absicht des Thäters muß dahin gerichtet sein, durch

Täuschung Andren Schaden zuzufügen, oder sich oder An

dren einen Vortheil zu verschaffend Doch braucht der beab-

fälschungen zu den ausgezeichneten Betrügereien, die öffentlichen Fälschungen

zu den Verbrechen wider Treue und Glauben.

1 Ueber die Württemb. Praris: Hufnagel, Strafgefetzb. , 1845,

Seite 38«, 381.

2 Verhandl. bei Goltdammer, Materialien.

s In Preußen hatte man Anfangs den Begriff der Urkunde dahin ab

gefaßt, daß darunter jede Schrift zu verstehen war, die zum Beweise einer

T hat fache dienen kann. Dies wurde später bedenklich gefunden. Namentlich

hielten die Rheinischen Juristen eine Feststellung des Begriffes „Urkunde" für

unumgänglich. Der §.247 des Stfgb. sagt deshalb: „Urkunde ist jede Schrift,

welche zum Beweise von Verträgen, Verfügungen, Verpflichtungen, Befreiun

gen, oder überhaupt von Rechten «der Rechtsverhältnissen von Erheblichkeit ist."

Trotz dieser Definition hat es der Gesetzgeber für nöthig gehalten, im §, 248

den Fall besonders zu nennen, wo Jemand ein mit fremder Unterschrift ver

sehenes Papier ausfüllt.

4 Vgl. Baden Z. 444, 445. Eine zusammenfassende Darstellung bei

Häberlin Seite 211, a. a. O. Damit stimmt im Kern überein Temme,

Preuß. Strafrecht, Seite S83, b, Oppenhof berichtet indeß, daß

Schrift verlangt werde, Seite 338, Nr. 58. Vgl. Goltdammer, Ma

terialien II, S. 573 v. 1.

s Württemb. 35«. Braunschweig §. 13« fgg. und Preußen a. a. O.
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sichtigte Vortheil nicht, wie bei dem Betrüge, ein Vermögensvor-

theil zu sein'. Fahrlässige Fälschung giebt es nicht. Die Nach

machung einer Urkunde zur Uebung oder zum Scherz ist keine

Fälschung; doch giebt es Dinge, die nicht leicht zum bloßen Scherz

getrieben werden!

Es ist entweder Verfälschung, oder fälschliche Anfer

tigung nöthig. Der bloße Gebrauch einer durch einen Andren

gefälschten Urkunde kann nur unter den Begriff des Betruges

fallen 2, wird aber von manchen Gesetzbüchern der Urkunden

fälschung gleich gestraft 2. ^

Hinsichtlich des Punktes der eintretenden Vollendung un

terscheidet sich die Fälschung sehr augenfällig vom Betrüge. Der

Betrug ist erst mit der Benachtheiligung des Andren vollen

det, weil erst hiermit die Rechtsverletzung in die Wirklichkeit tritt;

die vollbrachte Vorspiegelung kann für sich allein nur einen Ver

such des Betruges bilden. Die Fälschung hingegen ist schon

mit der objektiven Darstellung der Täuschung vollendet,

ohne daß die objektiv verwirklichte Wahrheitsentstellung eine

weitere Wirkung gehabt zu haben braucht. Doch fordert man

nach manchen Gesetzbüchern, um die Ernstlichkeit der ver

brecherischen Absicht zu erkennen, daß von der falschen Ur

kunde wenigstens Gebrauch gemacht worden sei^; und man läßt

deshalb nur die Versuchsstrafe eintreten, wenn der Gebrauch noch

nicht stattgefunden hatte.

1 Archiv für Preuß. Straft. Band II, Seite S7.

2 So wird die Sache auch aufgefaßt vom W ürtt em b. Stfgb. Art. 357.

» Dies findet sich bereits im gemeinen Recht. 2. 1^. 27. §. 2. sä >«F.

0«r». äs tÄIs. 1^. 4. Loci, si rsus vel aeeusstor. Das Preuß. Recht

§. 249 setzt deshalb den Fall unter die Kategorie der wirklichen Urkunden

fälschung, was nicht richtig und theoretisch nicht gleichgültig ist. Vgl. Sach

sen 28S.

^ Ueber den Punkt der vollendeten Fälschung sind die Gesetzbücher ver

schiedener Ansicht. Alle zwar halten eine stattgehabte Täuschung nicht

für nöthig, sondern geben zu, daß die Vollendung von dem Eintreten oder

Nichteintreten der Täuschung unabhängig sei. Manche »erlangen dagegen

auch nicht einmal de» G ebrauch des falschen Gegenstandes; so Sachsen

(1838), HannoverMBaiern, Oldenburg. Andre (unter denen auch

Sachscnl85S, Art. 285) halten den Gebrauch für nöthig; soWürttem-

berg, Preußen. Braunschweig, Darmstadt, Bade» fordern den Ge

brauch in manchen Fällen, in andren wieder nicht. BeiderMünzfälschung

und in demjenigen Falle, wo Jemand die Aufnahme unrichtigerÄZer-

handlungen, Erklärungen oder Thatsachen in öffentliche Ur

kunden bewirkt (die s. g. intellektuelle Fälschung des Französischen Rechts),

wird auch im Preuß. R. der Gebrauch nicht gefordert, im Ucbrigen aber die

Forderung des Gebrauches als Princip festgehalten.
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Als qualificirt betrachtet man namentlich die Fälschung

öffentlicher Urkunden; nicht minder die schon in der I^ex

testsirlOntarig, et nummarig. hervorgehobene Fälschung letztwil

liger Verfügungen; nach den Anforderungen des neueren Ver

kehrs mit Werthpapieren und Wechseln auch die Fälschung

dieser ^.

Die Strafen der Urkundenfälschung sind strenger als die des

Betruges. Sie bestehen in der Regel in Zuchthaus. Nur für

geringfügige Fälle pflegt Gefängnis) vorgeschrieben zu sein.

Daneben erkennt man zugleich zweckmäßig auf Geldstrafe. —

Für die Fälschung öffentlicher Urkunden läßt Baiern (1813)

eine acht- bis zwölfjährige, ja bei königlichen und ministeriellen

Urkunden sogar eine zwölf- bis zwanzigjährige Zuchthausstrafe zu.

Auch Hannover geht bis zu fünfzehn Jahren Zuchthaus. —

Preußen stellt als regelmäßiges Maximum fünf, als außeror

dentliches Maximum zehn Jahre Zuchthaus fest 2.

III.

Unterschlagung, Diebstahl und Hehlerei.

Z. 158.

Unterschlagung.

Nach Römischem Rechte gehört die Unterschlagung zum

^ru-wins. Im Deutschen Rechte, so sehr auch Anfangs in

demselben die Begriffe von Diebstahl und Raub schwankend

waren, unterschied man dagegen schon früh gewisse dem Diebstahl

verwandte Verbrechen, zu denen auch die Unterschlagung gehört^.

Innerhalb der Unterschlagung unterschied man weiter 2 Haupt

fälle, nämlich 1) Unterschlagung einer „zu treuer Hand" übei>

gebenen, also anvertrauten und 2) Unterschlagung einer auf

1 Baiern, 1813, Art. 266, SS7, 425. Oldenburg 271, 842, 4S4.

Württemberg 21S—SSI. Baden 423—434. Braunschweig 131, 132,

223, 23«. Hannover 196, 197, 216, 317. Darmstadt 386—389. Sach

sen 18S5, 28S. Oesterreich 199 ck.,2«l s. Preußen 2S1.

2 Stfgb. §.250,251.

s So die Unterschlagung des Depositum nach l^. 1. Z,S. O.K. t. 1^. 29.

pr. O. üe Äspos. (16,3); des Mündelsvermögens »ach I,. 33. V. äs

turtis. I.. 1. Z. 22, 1,. 2. O. 6e wtsl. (27, 3); des Pfandes nach I.. 53. §. 7.

O. 6s kurtis.

^ Wild», Strafrecht der Germanen Seite 918.
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andre Weise erlangten Sachet Nur des erstgenannten Fal

les erwähnt die Karolina^. Das gemeine Recht aber blieb

hierbei nicht stehen. Zwar fand die Ansicht, daß die Unter

schlagung nichts Anderes als Diebstahl sei, ihre gemeinrechtlichen

Vertreter die große Mehrzahl der gemeinrechtlichen Juristen

hielt aber bei dem Diebstahl so entschieden fest an dem Erforderniß

der Wegnahme der Sache aus fremdem Gewahrsam, daß sich die

Unterschlagung, bei der dies Erforderniß fehlt, sichtlich von dem

Diebstahle ablösen mußtet Bei den klarer blickenden gemein

rechtlichen Juristen hatte sich ein selbständiger Begriff der Unter

schlagung schon längst ausgebildet, ehe die neueren Gesetzgebungen

denselben formulirtcn, und diese konnten hier einfach einen bereits

fertigen Begriff abheben, obschon Zweifel über Einzelheiten da

durch nicht ausgeschlossen waren^.

Hiernach ist Unterschlagung die Aneignung einer frem

den beweglichen Sache, die man im Gewahrsam hat^.

Gegenstand des Verbrechens ist eine fremde, bewegliche, im

Gewahrsam des Thäters befindliche Sache. Der Thäter darf sie

aus dem fremden Gewahrsam nicht diebisch weggenommen haben.

Auf den Titel aber, unter welchem er sie inne hat, kommt für den

Begriff des Verbrechens Nichts an. Sehr häusig ist sie eine an

vertraute. Von vielen Gesetzbüchern wird deshalb der Begriff

der Unterschlagung auf diesen Fall beschränkt, während das Preu-

1 Nach Cropp, Diebstahl, Seite 43—73, 352—353. Vgl. 8sx.II. 28.

SoK^sp. (Laßberg) 2S3, 253.

2 P. G.O.Art. 17«.

s LoeKmer s,ck »rt. 17« Z. 4 und 5. Deister (seu.) prin«. ^'ur.

vrim. IS5. Ouistorv §. 343. Mit gewissen Einschränkungen auch Klein-

schrod, Abhandl. Band II, Seite 1«3 fgg.

4 Klien, Grolman, Martin. Vgl. Wächter, Lehrb. II. S. 282.

s Vgl. überhaupt Klien, im N. Archiv des Kr. I, 213 fgg. Mitter-

maier in Demme's Annale» VII, Seite 1 fgg. Hcpp, Versuche, S. 1 fgg.

Derselbe im Archiv des Kr. 185«, Seite 5S1 fgg. Grohmann, Archiv

des Kr. 1851, Seite 353 fgg. Derselbe im Archiv 1852, Seite 225 fgg.

Dollmann, in den Blättern für Rechtsanwendung X, 113 fgg.; 123 fgg.;

133 fgg.; 203 fga. Arnold in den Blättern für Rechtsanwendung II, 318 fgg.;

III, 232 fgg.; VI, 273 fgg. Köstlin, im Archiv für Preuß. Straft. IV (1856),

Seite 47 fgg.

« Württemb. 344—35«. Baden 4»«—403. Darmstad t 373—384.

Braunschweig 22«—223. Hannover 304—307. Oesterreich stellt die

Unterschlagung des Gefundenen oder irrthümlich Zugekommenen unter den

Betrug; §. 201, o. Dagegen wird von keinem andre» Gesetzbuche die

Unterschlagung als Betrug behandet. Vgl. Preußen Z. 225 fgg. Sachse»

1855, Art. 287 fgg. Thüringen Art. 235.
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ßische Recht ihn als eigentliche Unterschlagung auszeichnet^.

Die Sache kann aber auch gefunden, überhaupt durch Zufall

in den Gewahrsam des Thäters gekommen sein, und die Be-

schränkung auf anvertraute Sachen verdient keine Billigung 2.

Mit Unrecht wird die Unterschlagung gefundener Sachen häufig

unter den Begriff des Diebstahls gezogen und als Funddieb

stahl bezeichnet 2.

Die Handlung muß die Absicht der Aneignung that-

sächlich darlegen, d. h. der Thäter muß über die Sache dolos

wie ein Eigenthümer verfügt haben. Wer die Sache in

feinen Nutzen verwendet, verbraucht, vernichtet, ver

äußert, über die Seite schafft, bekundet damit regelmäßig,

daß er Eigenthümer sein will) ebenso wer eine gefundene

Sache dolos ableugnet. Ein ganz unsicherer Beweis der be

absichtigten Aneignung, und demnach der Unterschlagung, ist da

gegen die bloße Verpfändung der fremden Sache. Allerdings

darf nur der Eigenthümer die Sache verpfänden, und es scheint

deshalb derjenige Inhaber, der sich eine Verpfändung erlaubt,

seinen Besitz in Eigenthum verwandeln zu wollen. Es darf aber

bei der bloßen Verpfändung nicht außer Acht bleiben, daß der

Thäter vielleicht die Sache wieder einlösen und sie dann dem Ei

genthümer zurückstellen wollte. Es ist darum nicht zu billigen,

wenn das Preuß. Recht in der Verpfändung der fremden Sache

ohne Weiteres eine Unterschlagung erblickt^.

1 Preuß. Stfgb. Z. 225: „Wer eine fremde, bewegliche Sache, deren

Besitz oder Gewahrsam er mit der Verpflichtung erlangt hat, sie zu ver

wahren, zu »erwalten, zurückzugeben oder abzuliefern, zum Nachthcil des Eigen-

thümers, Besitzers oder Inhabers veräußert, verpfändet, verbraucht oder bei

Seite schafft, macht sich einer Unterschlagung schuldig." Vgl. D a r m st a d t 37» ;

Baden 4««.

2 Die Unterschlagung einer durch Zufall (zu dem auch das Finden gehört)

erhaltenen Sache wird, im Gegensatz zu der durch ein Rechtsgeschäft erhal

tenen, vom Preuß. Stfgb. §.226 als uneigentliche Unterschlagung

behandelt: „Der Unterschlagung wird gleich geachtet zc." — Im Wesentlichen

findet sich dieselbe Unterscheidung der beiden HauptfSlle, wie schon im ältere»

Deutschen Recht, so auch in allen neueren Gesetzbüchern.

s Walther, über den Funddiebstahl, München 1848. Mittermaier

im Archiv des Kr. 1852, Seite 437 fgg. Viel Gutes bei Temme, die Lehre

vom Diebstahl, 1840, Seite 121 fgg. Vgl. überhaupt die Schriften über Un

terschlagung und über Diebstahl.

4 Das Sächsische Strafgb. von 1855 stellt, um .Unterschlagung anzu

nehmen, wenigstens die Forderung, daß die rechtswidrige Verpfändung

ohne die wohlbegründete Neberzeugung, die Sache rechtzeitig

einzulösen, geschehen sei.
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Am meisten Verwandtschaft hat die Unterschlagung mit dem

Diebstahl, mit dem sie die meisten Merkmale theilt. Sie ist aber

in geringerem Maße strafbar. Denn während der Dieb sich

rechtswidrig in den Gewahrsam setzt und das Eigenthum

an sich zu bringen sucht, befindet sich der Unterschläger auf

eine nicht rechtswidrige Weise schon im Gewahrsam und be

geht von hier aus nur den Akt der wiederrechtlichcn Aneignung;

er verletzt also den berechtigten Willen minder eigen

mächtig und übt eine geringere verbrecherische Aktivität.

Daneben ist indeß auch zu erwägen, daß der Dieb in der Regel

kein besondres Vertrauen verletzt, weil ihm nicht, wie häusig dem

Unterschläger, die Sache anvertraut, sondern vielleicht sorgfältig

vor ihm verschlossen wurde.

Eine besonders strafbare Art der Unterschlagung, sofern

sie nicht von den Gesetzgebungen unter den abgesonderten

Begriff der Untreue gezogen wird, ist anzunehmen, wenn be

sondre Berufspflicht den Thäter zu vorzüglicher Redlichkeit

und Treue gegen den Eigenthümer verband Nicht minder ist

es vorzugsweise strafbar, wenn der Thäter durch die Unter

schlagung das besondre Vertrauen eines Eigenthümers verletzte,

der ihm dieselbe in einem Nothstande, z. B. bei einer Feuers

brunst, in Verwahrung gab 2.

Die Aneignung gefundener Sachen kann verständiger Weise

oft gar nicht gestraft werden, namentlich wenn der Finder die

Ermittelung des Eigenthümers für ganz unverhältnißmäßig kost

spielig und für höchst unwahrscheinlich halten durfte, und wenn

überdies die Sache nur von geringem Werthe war. Das ver

ständige Urtheil des Richters darf hier einen gewissen Spielraum

beanspruchen und kann durch das blos formelle Zutreffen der

Merkmale der Unterschlagung nicht unbedingt zur Verurtheilung

verpflichtet sein^.

1 Vgl. schon Baiern 1813, Art. 231, 232 und 382. — Sachsen 18SS,

Art. 28S.

2 Schon das Römische Recht hält die Untreue bei demOeposituni nii-

sersdile, „quocltuuiultus, iueeväii, ruin«,s, nimtrsAii «»usss, 6epoui>

tur," für besonders strafbar. Während sonst die vireot» ckepositi »«rio auf

das Einfache gerichtet ist, geht sie hier auf das Doppelte. 1^. 1. §. 3. O. cke

üepos.

s Auf die Umstände kommt hier Alles an. Es kann das Zurückbehalten

einer gefundenen Sache von geringem Werthe eine Unterschlagung sein, wenn

die Sache auf einem Dorfe mit einigen Dutzend Einwohnern gefunden wurde;
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§. 159.

Diebstahl. Geschichtliches.

1) Römisches Recht.

Die XII Tafeln unterschieden das turtum manifestum und

das Irrtum nso manifestum. Ersteres nahm man an bei der

Ergreifung des Diebes auf frischer That, letzteres im entgegenge

setzten Falle. Das turtum manifestum zog Kapitalstrafe

nach sich, bei Freien die Schuldknechtschaft, bei Sklaven den Tod.

Das turtum nee manifestum hatte nur die ?oena öunli

zur Folget Dieser ungeheure Sprung von der Kapitalstrafe zur

bloßen Strafe des Doppelten findet weder in der Natur der

Sache, noch in den besondren Römischen Verhältnissen eine ge

nügende Erklärung. Mag es bisweilen ein Beweis größerer

Frechheit des Diebes sein, wenn er den Diebstahl so beging, daß

er auf der That ertappt werden konnte: so ist dies doch keines

wegs immer der Fall, die Ertappung vielmehr oft etwas ganz

Zufälliges, und selbst wenn sie nichts Zufälliges, doch niemals

ein Grund zu einer so weil hinaufgehenden Strafschärfung. Die

wahre Erklärung dieser sonst unverständlichen Römischen Satzung

findet Montesquieu in dem Griechischen Ursprünge derselben

und in ihrem Zusammenhange mit den alten Lykurgischen Ge

setzen. Der Diebstahl wurde in den letzteren als Uebungsmittel

der kriegerischen Gewandheit betrachtet; der Knabe, der den ge

stohlenen Gegenstand geschickt in Sicherheit brachte, ging straffrei

aus, wogegen derjenige, der sich bei der That ertappen ließ, auf

das Grausamste zerpeitscht wurde. Hieraus ging die sonst un

begreifliche Ungleichheit in der Behandlung des turtum ne«

manif. und des turtum manifestum in manchen Griechischen

während an Unterschlagung vielleicht nicht zu denken ist, wenn der Ort des Fin

dens eine Stadt von Hunderttausende« von Einwohnern war. Das Römische

„Hliniin«, Qon eurat praetor" hat sich auch der Eigenthümlichkeit der Ver

hältnisse anzuschmiegen. — Vgl. Mittermater, im Archiv 13S2, Seite

444 fgg. "
^ l lZaius III. K. 184: „ Älsniksstuin turtum c^uiHara ig esse gixs>

ruut, yuod <Ium t?it öeprekgiigitur; »Iii — qnock e« lo«« cksvrekenili-

tur, ubitlt; alii—öousepsrt'srret eoczuokur lies ti nässet; »Iii —

czuanci« sam rem für tsueris visus kusrit." §.18S: ,,lju«g manifestum

non est, i<I ns« manifestum est." §.188: „?osna manifest! kurti eapi-

talis erat ex leZe XII tadularum" ete. §. 190: „Nee manifest! turti

poenaver lepsin XII tadularum 6upli irrogatur; <zuam etiam «ras-

tor eonssrvat."

Werner, Strafrecht. 18
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Gesetzen hervor; sie wurde dann von den Dccemvirn nach Rom

gebracht ^.

Für Rom paßte die eben erwähnte Bestimmung des Zwölf-

tafelgcsetzes nicht, weil die Römische Verfassung nicht, wie die

Spartanische, ausschließlich auf Ausbildung eines Soldatcnvolkcs

gerichtet war. Nach Prcitorischem Rechte tritt daher für das

turtum manifestum nur noch die l^oena yuaclrupli ein 2. Für

das turtum nee manifestum behielt der Prätor die I>«en»

<tupli bei?.

Zwischen dem turtum manifestum und dem turtum neo

manifestum steht in der Mitte das s. g. turtum eoneeptum.

Bei diesem ist nicht Ergreifung auf frischer That vorhanden, aber

doch etwas dem Aehnlichcs. Ein 1^. eoneeptum wird nämlich

angenommen, wenn man die gestohlene Sache durch Haus

suchung in Gegenwart von Zeugen bei Jemandem entdeckt.

Hier war zwar die Sache in Sicherheit gebracht, aber doch nach

träglich auf eine Weise aufgefunden worden, die öffentliches Auf

sehen erregen mußte. Man glaubte daher eine mittlere Strafe

eintreten lassen zu müssen: ?oena tripli. — Fühlt sich aber der

Inhaber unschuldig, so steht ihm gegen den wirklichen Dieb oder

gegen diejenigen, welche ihm die Sache offcrirt haben, der Re

greß frei, der mit der^.etio lurti odlati geltend gemacht wird. —

Wer sich die Haussuchung nicht gefallen lassen will, kann mit

der vom Prätor zur Vermeidung von Haussuchungen eingeführ

ten ^etio furti proKibiti zur Zahlung des Vierfachen an

gehalten werden und kauft sich damit von' der Haussuchung

los 4.

1 Nontssquieu, Lsprit äos Isis, liv. 2S, obsp. IS. Rein Seite

2S6 fgg.

2 Die l^sx?oreik>, hob die Schuldkncchtschaft und die Ruthenschlage auf,

»siusIII.z. 191—1»9.

s Salus III. §. 19«. Siehe oben S. 273 Note I, am Ende.

4 Kaius a.a.O. §. 18S. ,,^or>eeptuir, turtum itieitur, eum spult

äliyueru tsstibus prssssutibus lurtivg, res czuäesits, st irivsutg, sit."

Z. 187. „Oblatuin — eum res turtivä tibi sb »tiquo odlsta sit, esque

»pu<1 ts eouoeptaGit; utio^us si s«, insute <tat«, tibi kuerit, ut spuct te

potius, c^uäiu spuci suiu, c>ui gsctorit, eouoiperstur. I^äni tibi, spuä

tzuem «oueeptä est, proprig, scivsrsus euru ^ czui obtulit, quaurvis kur

uousit, eoustituta, est s,otio, <zus,e «,ppslls,tur oblsti." tz. 191. „Lon-

vepti et «bläti poen«, ex lege XII tädulärum est tripti; <zuse

similiter g, praetor« servatur." Z. 192. ,,?r«Kibiti set!« quactrupli

ex e<tieto praetoris intro6uets, est; Ii ex »utem eo uoruiue nulläm

poeoaru eoustituit; Koe solum pr«,eeepit, utczui Huserors velit, uuäus
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In seiner ausgebildeten Form entspricht der Römische Begriff

des turtum derjenigen Definition, die Paulus (1^. 1 §. 3 v.

6« turtis) von demselben aufgestellt hat: „?urtuiu est ««n.

treetati« rei krg,u6ulosa, luori kaoienZi Arati», vel ipsius

rei, vel usus eius possessionisve." Die Auslegung dieser

Stelle giebt einen ziemlich vollständigen Ueberblick über die Römi

schen Merkmale des turtum. Der Ausdruck turtum selbst, ab

geleitet von tsrre, enthält schon die Forderung einer beweg

lichen Sache als des Objektes des Verbrechens. Oontre'etati«

lraulüulosg, ist die diebische körperliche Ergreifung des Ge

genstandes. „I^u«ri tacieuai gratis," charakterisirt die diebi

sche Absicht. In den folgenden Worten liegt dann die drei

fache Richtung angegeben, in der sich diese diebische Absicht,

nach Römischer Auffassung, offenbaren kann. Entweder ist sie

nämlich auf die Aneignung der Sache selbst gerichtet: turtum

rei ivsius. Oder sie ist auf die bloße Benutzung der Sache

gerichtet: lurtuiu usus. Oder endlich sie ist nur gerichtet auf

die Vortheile des Besitzes, wie namentlich in dem Falle, wo

dem Pfandgläubiger von dem Schuldner die verpfändete Sache,

die diesem gehört und an der er darum ein I'urturu rei ipsius

augenscheinlich gar nicht begehen kann, entzogen wird

Seit der Aufhebung der Kapitalstrafe, die von den XII Ta

feln auf das ?urturu roguitestuiu gesetzt wurde, war das ?ur-

tum bei den Römern ein bloßes Privatdelikt. .Man beschränkte

sich auf Geldstrafen und diese wurden nur dann auferlegt,

wenn der Bestohlene oder sein Rechtsnachfolger klagte.

Man unterschied zwei Klagen: 1) die OouSieti« turtivk,,, d. h.

die Klage auf Herausgabe der gestohlenen Sache, beziehungs

weise auf Zahlung des Werthesz 2) die ^.«ri« kurii, d.h. die

Klage auf die Privatstrafe (Oupluiu, HunZrupIuin), mit der

die Infamie verbunden ist^.

Für einzelne schwere Arten des Diebstahls führte man jedoch

Huaers,t, lintso «inotus länceiu KäbsKs; <zui si invsnerit, iudet i<!

^sx Lurtui» lvärnkestuin gsss."

1 Manches ist hier bestritten. Vgl. I.. 1. §. 3. v., I.. 4«., 1^. S4. pr. und

§. 1. O. K. t. §.6. Z. 1«. §. IS. Ivst.K. t. I.. 12. §. 2. v. K.t. Beispiele eines

?urwm possessionis enthalten auch Z^,. 20. Z. 1. 1). eocl. I>. 53. §. ult., 1^. 59.

O. eoä.

2 I,, 1. I,. 5. I,. 11. 0. eongict. kurt, (13, 1). Z. 19. Inst. ool. sx gel.

(4,1).

« 18*
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im Laufe der Zeit die kriminelle Behandlung ein. So na

mentlich für das Stehlen eines Viehes aus der Heerde (^biAea-

w8), für den Diebstahl aus Bädern (turtum balueäriuro), für

die Le^ulori vivlati« und für das Oriruen expllatäs Kereclitg,-

tis^. Sowohl in diesen, als in manchen andren Fällen (gegen

die Hxpilatores, (M sunt atrociores kures, gegen die Kaocu-

larü et Direetarii , gegen die Lttraotores, gegen die ?ures

liocturni) trat eine ««Zllitio extraoräinari«. und mitunter

eine sehr schwere Strafe ein 2. Endlich gab man es bei jedem

andren turtum rei ipsius in die Wahl des Bcstohlenen, die

^,oti« turti oder die ertraordinäre Kriminalklage anzustellend

1 1^,. 14.pr.Z- 1. O. cke abigeis (47,14): „De sbiKsis puuieuckis 0.

Läckrisuus reseripsit: ^,bißsi cum ckurissime puuiuutur, «,ck glsckium

ckamunri solsut; «,Iioc>uiu in opus et uouuuuc^uum tsmporarium ckautur.

Z. 1. Obiger autem proprio uabsutur, <zui pssor«, ex paseuis vsl ex

srmsutis subtrskuut st «zuockämmock« ckepraeckantur, et äbigeucki stu-

ckiumizuasi artem exereeut, eo,uos cks gregibus vsl bovss cks armeutis

Ädckussntss." Vgl. Loedmsr, ckeÄbigeatu et kurt« «Quorum, (Zott,

1742. 1^. 1. O. ckskur. bs,lnss,riis (47, 17): „I'urss noeturni «xtra

orckinsm »uckisucki sunt st eaussa eoAnitg, punisncki. Ickem est in bäl-

nssriis furibus." I^,. 3. Z. 7. O. cke sep. viol. (47^ 12): ,,^ckversus e«s,

k>ui sg,ck«,vsrs, spolis,ut, ?raesickes Severins lutsrvsuirs solsut; —

utsiarmati, more latronum, ick e^sriut, etism espits plsetsutur, ut

O. Ksvsrus reseripsit; sisine »rmis, uso^us »ck poenam metslli proes-

cknut." LL. I/. 11. sock. Zisov. 134. es,p. 13. — I,. 1. O. expilstae Ksreck.

(47, 19): „8i o^uis aliensm Kereckitatem expilsverit, extr»

orckinsm solst eoereeri per seeusätiouem expilatas Kereckitatis, sieut

et «rstioue O. Klare! eavetur."

2I..1.S.1.2. O. cke eür. et exp. (47, 18): „Lxpilatores, czui sunt

utroeiores kures (Kos enim est expilstores) in opus publieum vel perpe-

tuum vsl temporarium ckari solsut: Konsstiores sutem orckiue »ck tempus

ruoveri vel Lues patriae ^uberi exosckers, c^uibus,nulls, speeislis poenä

reseriptis prineipslibus imposits, est: ickoireo e»usss, eognitä liberum

srit Arbitrium ststusucki ei o,ui eoAuoseit. §, 2. Limili mocko st saseu-

I»,rii et ckirsetg,rii eruutpuniencki, item ekfrsetores; ckummocko ue

izuis iu plsbsi« opsris publiei poonam, vsl iu Kouestiore relsAätio-

ni» exeeckat." 1^. 2. sock. „Iu ekkrsetores v«,rie änimsckvertitur.

^troeiorss euim suut noeturni ekkraetores; et ickeo di, tustibus

o»esi, iu metsllum ckari soleut. Oiurni ver« skkraetorss, post

kustium eästi^ätisuem , iu opus perpstuum vsl temporarium cksncki

sunt." 1^. 1. O. cke tur. bälnearüs: „?ures noeturni extrs, «rcki-

nem" ete.

s 1^. 94. O. K. t. „dleminisse oportebit, uune kurti pleruinc>us

eriminslitsragist eum qui g,Ait iu srimsn subsoiibsrs („die Form der

kriminellen Anklage"), nou <zuasi publieum sit z'uckieium, ssck ^ui»

visum est, temsritstem sgeutium etiäm extraorckinarig, änimäckvsrsious

eosreencksm. Ron icke« tameu minus is, o^ui, velit, potsrit ei-

viliter g,^ere." Hat man aber einmal die eine Verfolgungsart gewählt, so

kann man nicht mehr zur andren übergehe». I,. 58. §. 1. 0. kurt. (47, 2). Dazu

Rein S. 32S,32S.
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2) Deutsches Recht.

Schon in den Germanischen Volksrechten nimmt der

Diebstahl einen hervorragenden Platz ein. Er wurde mit großer

Strenge behandelt. Die Strafen stimmten indeß bei den ver

schiedenen Stämmen nicht überein. In der Regel beschränkte

man sich auf Geldbußen, die bald auf das Doppelte und Drei

fache, bald aber auch aufdas Neunfache gingen ^. In den schwe

reren Fällen, z. B. bei dem handhaften Diebstahl, nicht minder

bei dem Diebstahl mit Einbruch, namentlich mit nächtlichem Ein

bruch, auch bei dem Diebstahl an Pserden, Knechten und Ochsen,

trat die Todesstrafe ein*.

Auch die Rechtsquellen des Mittelalters bekunden eine

große Strenge gegen den Diebstahl, der mit schweren öffentlichen

Strafen geahndet, aber von dem Raube nicht immer gehörig unter

schieden wird. Die Landfrieden bedrohen die geringeren Fälle mit

Strafen an Haut und Haar, die schwereren mit dem Verlust

der Augen oder der Hand, die schwersten mit dem Stranges

Die Rechtsspiegel setzen auf den bei Tage verübten Diebstahl

unter drei Schillingen eine Strafe an Haut und Haar, von

der man sich indeß lösen kann; auf die schwereren Fälle den

Strangs. Sowohl in den Rechtsspiegeln, als in den

Stadtrechten finden sich für den Diebstahl zahlreiche Straf-

1 Zahlreiche Bestimmungen enthält die I,. 8s,Ii«s. Die Angeln for

derten dasDreifache als Buße, außerdem Fredum, Kapitale und Delatura,

I,. ^.nA VII. 1,2,3,7.; die Burgund er das Dreifache, Q. LurZ. IV. 1.;

die Triefen das Doppelte als Buße, und das «olle Wehrgeld als Fredum,

I,. ?ris. III. 1—4. sSäit. tit. X. ; die S a ch se n als Buße des Diebstahl« unter

3 8«Ii6i das Neunfache, darüber hinaus den Tod; die Alamannen und

Longobarden regelmäßig das Neunsache; die Baiern in geringeren Fäl

len das Neunsache, sonst den Tod. I,. 8ax. IV. 7, 8. I,. ^,I«.m. V. 1, 2, 3.

I,XX. 1, 2, S. I,XXI. I, 2. I,. RotKar. 2S8, 264, 268, 320—322, 334, 346,

352. Vgl. hierüber Walter, Deut. Rechtsgeschichte, Seite 787, z. 7«i.

Wilda, Seite 859 fgg.

2 «KilSsb, II. 593. o. 2. OKIotK. II. äeorst. 596. «. 2. I,. Kip. 79. I,.

Rurs. IV. 1. XXIX. 3. 1,XX. 1, 2. I,. ?ris. sckäit. tit. I. o. 3. I.. Ss^uv.

VIII. 8.

3 Ourl» Nogunt. 1103. ooust. pä«. Zensr«,!. «onst. pä«. provino. —

Friller. I, eonst. cls päos 1156. «. 17. Henri«! trsng» 12S0. «, 7.

4 Ssp. II. 13. 28. §. 3.II. 39, §. L SoKivsp. (Laßberg)174s, 197 s, 202.

Der Sachsensp iegel sagt: „Den Dieb soll man hängen. Geschieht aber

des Tages ein Diebstahl in dem Dorfe, der minder Werth i st als drei

Schillinge, das mag desselben Tages der Bauermeifter wohl richten zu Hau t

und Haar, oder für drei Schillinge zu löfen. Dann bleibt jener ehrlos und

rechtlos."
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gewohnheiten. Die Strafen steigerten sich oder sanken, je

nachdem der Diebstahl bei Nacht oder bei Tage, mit oder ohne

Waffen, mit oder ohne Brechen und Steigen verübt wurde; auch

je nachdem man den Dieb auf der That ergriff, oder erst nach

träglich ermittelte. Ebenso wurde bereits grundsätzlich auf die

Beschaffenheit des Ortes und der gestohlenen Sachen gesehen.

Es erhöhte die Strafbarkeit, wenn der Diebstahl an befriedeten

Orten oder wider befriedete Sachen verübt worden war. Es

wurde insbesondre der Diebstahl an Ackergeräth, der Diebstahl

aus Kirchen, Kirchhöfen, Mühlen «. sehr hart geahndet ^. Hin

gegen übte die Italienische Praxis, bei der die Römischen

Grundsätze schon sehr früh Eingang fanden 2, in dieser Lehre

keinen so großen Einfluß, als dies in andren Punkten der Fall

zu sein pflegte.

Die Karolina hatte diese Erbschaft Deutscher Strafgewohn

heiten, welche allerdings auch schon etwas mit Römischen Be-

standtheilen untermischt waren, anzutreten. Sie sucht den schwan

kenden Gerichtsgebrauch zu befestigen, prägt die Merkmale des

Verbrechens schärfer aus und hebt die ausgezeichneten Arten

desselben genauer hervor 2. Auf dieser Grundlage konnte sich die

Lehre vom Diebstahl durch die Praris und Doktrin des gemei

nen Rechtes sachgemäß fortbilden. Der Uebergang von hier

aus zu den neueren Gesetzbüchern ist ein durchaus fließender.

Begriff und Thatbestand des Diebstahls stimmen in denselben

1 Manches zählt Jakob Grimm auf l Deutsche Rechtsalterthümer, 1854,

Seite «3«, «37. Außerdem zu »gl. F, Cropp, der Diebstahl nach dem älteren

Recht der freien Städte Hamburg, Lübeck und Bremen; in den kriminalist.

Beiträgen von Hud tw alker und Trümmer, II, Nr. 1 und 10. R. äokrriiu',

gs furta secuiicluiii Isg«8 »ntiquisg, l^sriuanor , ^suas 1829. Klein-

schrod, Abhcmdl. aus dem veinl. R. Band II. S. 63fgg. Klien, Revision

der Grundsätze über das Verbrechen des Diebstahls, Nordhausen 1806. Sal-

chow, system, Entwick. des Verbr. der Entwendung, Erfurt 180«. Doll

mann, die Entwendung nach de» Quellen des gemeinen Rechts, Kempten 1834.

Lädsrliu, 6s Zur« «rira. speouli sax. etsusv. 1835, 453^. Roß-

h lrt, Geschichte II. Seite 2S2 fgg.

2 LonikäLius cls roslsi'. p. 132. ^.rrstiuus mslsk. r>. 35.

Oäncliuus üs rns,Ief. p. 71. OI«,rus I^ib. V. §. furtum, nr. 7. Vgl.

Roßhirt, Geschichte II. Seite »05.

s Die Einwirkungen des R ömischen Rechtes aufdie P, G. O. zeigen sich

in manchen Artikeln ganz deutlich. Vgl. Art. 157, 153, 165. Aus der Auf

nahme der zahlreichen schon vorhandenen Deutschen Strafgewohnheiten er

klärt sich die lange Reihe von Artikeln, welche die P. G, O. dem Diebstahl

widmet.
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iiiit dem gemeinen Rechte im Wesentlichen überein. Unterschiede

zeigen sich hauptsächlich nur in den Strafbestimmungen'.

8- 1«0.

Diebstahl. Begriff und Thatbcstand.

Diebstahl ist die wissentlich widerrechtliche Wegnahme einer

fremden Sache aus dem Gewahrsam eines Andren, in der Ab

sicht, sich dieselbe zuzueignend

1 Durch die Verschiedenheit des W ortlan tes in de» neueren Gesetzbücher»

darf man sich über die Uebcreinstimmung der Sache nicht täuschen lassen. Die

Sache selbst ist in d«That so unwandelbar dem Vulksb-ewußtsein ein

geprägt, daß keine Gesetzgebung irgend etwas Belangreiches daran ändern

kann. Eine gesetzliche Definition ist hier sogar entbehrlich, wie

sich denn auch das Mecklenburgische Gesetz über Diebstahl, vom 4. Januar

I83S, einer solchen enthalten hat. Kein verständiger Praktiker wird sich übri

gens durch eine Buchstaben-Interpretation der in seinem Gcsetzbuche aufge

stellten, vielleicht ungeschickten Erklärung des Diebstahls dazu bestimmen lassen,

bei einem so gänzlich volksthümlichen Begriffe, wie dem des Diebstahls, von der

Natur der Sache abzuweichen.

2 Baier» (1813) 20S: „Wer wissentlich ein fremdes bewegliches Gnt,

ohne Einwilligung des Berechtigten, jedoch ohne Gewalt an einer Person, eigen

mächtig in seinen Besitz nimmt, um dasselbe rechtswidrig als Eigcnthum zu

haben, ist ein Dieb." Württemberg 31«: ,,Wer wissentlich eine fremde

bewegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers oder Inhabers, jedoch

ohne Gewalt an einer Person, in seine» Besitz nimmt, um sich dieselbe rechts

widrig zuzueignen, begeht einen Diebstahl." Darmstadt 354: „Wer von

einer fremden beweglichen Sache, ohne Einwilligung des Eigenthümers oder

Inhabers, jedoch ohne Gewalt an einer Person, Besitz ergreift, um dieselbe

rechtswidrig zu gewinnen, macht sich eines Diebstahls schuldig." Bade» 3?^:

„Wer eigenmächtig von einer fremden beweglichen, in der Jnhabung cinM

Andren befindlichen Sache in der Absicht Besitz ergreift, durch deren Zueignung

sich oder eine,« Dritten einen unrechtmäßigen Gewinn zu verschaffen" ,c.

Hanno»er279: „Wer wissentlich eine fremde bewegliche Sache, ohne Ein

willigung des Berechtigten, jedoch ohne Gcwaltthätigkeit an einer Person, In

seinen Besitz nimmt, um sich dieselbe rechtswidrig zuzueignen" ,c. Braun

schweig 213: „Wer wissentlich eine fremde, in dein Gewahrsame eines Andren

bcsindliche, bewegliche Sache ohne Einwilligung des Berechtigten, jedoch ohne

Gewalt an einer Person, an sich nimmt, um sich dieselbe in gcwinnsichtiger Ab

sicht anzueignen" ,c. Thüringen 213: „Des Diebstahls macht sich schuldig,

wer eine fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers und,

wenn die Sache im Besitze eines Dritten ist, zugleich ohne Einwilligung dieses

Dritten, aus dem Besitze des Eigenthümers oder des dritten Inhabers mit der

Abficht an sich nimmt, sich dieselbe zuzueignen, und dadurch sich oder einem

Andren einen unrechtmäßigen Gewinn zu verschaffen." Oesterreich 171:

,, Wer um seines Bortheiles willen eine fremde bewegliche Sache aus eines

Andren Besitz, ohne dessen Einwilligung, entzieht, begeht eine» Diebstahl."

Preußen 215: „Elnen Diebstahl begeht, wer eine fremde bewegliche Sache

einen. Andren in der Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig zuzueignen."

Sachsen 1855,272: „Des Diebstahls macht sich schuldig, wer eine fremde

bewegliche Sache, die einen Schätznngswerth hat, um solche sich anzu

eignen und dadurch sich öder einem Andren einen unrechtmäßigen Gewinn zu

«erschaffen, au« fremder Jnhabung, ohne Einwilligung des Inhabers an sich

nimmt (entwendet). Sind Inhaber und Eigenthümer verschiedene
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Der Thatbestand fordert

«) als Gegenstand

eine fremde, körperliche, bewegliche, im Gewahrsam eines Andren

befindliche Sache.

„eine fremde." Die eigene Sache kann man nicht stehlen.

Am Miteigentum ist allerdings ein Diebstahl möglich; aber

nur insoweit, als die im Miteigenthum befindliche Sache dem

Thäter nicht gehört, so daß man bei der Strafausmessung den

ihm gehörigen Antheil vom Objekte abrechnen muß; und auch

nur dann, wenn der THSter nicht selbst das Gewahrsam

der Sache hatte ^.

„eine körperliche." Dies ist nach Deutschem Rechte un

zweifelhaft. Nach Römischem Rechte folgt es schon daraus, daß

nur an körperlichen Sachen die zum turtum erforderliche 0«»-

treotatio möglich ist. — Einen „gelehrten Diebstahl" kennt das

Strafrecht nicht. Es würde selbst dann kein Diebstahl vorliegen,

wenn derjenige, dem ein Gedanke gestohlen worden ist, dadurch

einen Vermögensnachtheil erlitte, z. B. wenn der Gedanke eine

vortheilhafte Erfindung betrifft 2.

„eine bewegliche." Hierbei hat man sich vor Sophisterei

und vor civilrechtlicher Spitzfündigkeit zu hüten. Es soll mit

dem Erforderniß der Beweglichkeit nur ausgesprochen sein, die

Sache müsse von ihrem Orte irgendwie weggenommen

Und entfernt werden können. Jede haarspaltende civilrechtliche

Untkrscheidung beweglicher und unbeweglicher Sachen ist hier zu

verbannen, weil sie von der ratio der Diebstahlsgcsetze gänzlich

abführen würde. — Eine Sache also, die mit dem Grunde und

Boden zusammenhängt, hört auf eine unbewegliche zu sein, wenn

es dem Thäter gelingt, sie vom Grunde und Boden zu trennen.

So können auf der Wurzel stehende Bäume sehr wohl Gegen

stand des Diebstahls sein, wenn sie vom Thäter zuvor gefällt

Personen, so schließt schon die Einwilligung desEinen vonBei-

denden Begriff des Diebstahls aus." lieber die Entwendung «vn Ge

genständen, die keinen Schätzungswerth haben, enthält Art. 330 des Sächs.

Stsgb. besondre Anordnungen.

1 Vgl. z. B. Sachsen I8S5, Art. 275. Bothmer. Erörterungen I,

S. 229. Hufnagel, Strafgesetzb. S. 314. Archiv für Preuß. Straft. I,

Seite 397. Hat der Miteigenthümer die Sache selbst im Gewahr

sam, so kann nurUntersch lagung verübt werden.

2 «»ins III. 19S. I.. 7S. 0. 6s kurtis. 8sx. 11.29. Dollmann Ab-

handl. S. 19.
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werden. Auch Windmühlen, sogar Häuser gelten als bewegliche

Sachen, sobald der Dieb sie nur fortzuschleppen versteht ^.

„im Gewahrsam." Die Unterscheidung von juristischem

Besitz und bloßem Naturalbesitz ist dabei ohne Belang. Unter

dem Gewahrsam ist nur die Verfügungsgewalt über die Sache

zu verstehen.

Daß hiernach ein Funddiebstahl nicht angenommen werden

könne, wurde bereits bemerkt. Die verlorene Sache ist nicht

mehr im Gewahrsam und ist eben dadurch eine verlorene. Nur

muß sie auch schon wirklich verloren, d.h. aus der Verfügungs

gewalt ihres Inhabers verschwunden sein. Entfällt Jemandem

eine Sache und ein Andrer greift nun sofort zu: so ist dieö aller

dings Diebstahl, weil die Sache noch nicht aus der Verfügungs

gewalt ihres Inhabers gekommen war, sondern erst durch das

Zugreifen deS Thäters der Verfügungsgewalt des Inhabers ent

zogen wurde. — Es ist hier der Unterschied der blos liegen

gebliebenen von den verlorenen Sachen wichtig. An einer bloS

liegen gebliebenen Sache läßt sich noch ein Diebstahl denkend

Doch darf man hier keine zu scharfen Grenzlinien ziehen und

muß das Meiste der richterlichen Abschätzung des konkreten Falles

überlassen.

Am Wild im offenen Walde, an Fischen im offenen

Wasser ist ein Diebstahl nicht möglich, weil es am Gewahrsam

fehlt. Wohl aber ist Diebstahl möglich am eingezäunten

Wilde, so wie an Fischen in Teichen oder Behältern^.

1 Temme, Lehre vom Diebstahl, Seite 3S, 4«.

2 Wächter im Rechtslerikon III, Seite SS«. 39«. Seuffert'S Blätter

für Rechtsanwendung, 1838, Seite 2 1 1 fgg. A r n o l d im Archiv des Kr. 1843,

Seite S86 fgg. Ein in MKem öffentlichen LokalhSngen gebliebenerMan-

tel, ein auf der Treppe stehen gebliebenes brennendes Licht ,c. find

keine verlorenen Gegenstände, daher Gegenstände eines möglichen

Diebstahls.

2 Diebstahl ist etwas Andres, als die Verletzung des Jagdrechts

oder des Fischrechts, die oft mit Unrecht Wilddiebstahl und Fischdiebstahl

genanntwird. Wächter, Lehrbuch II, S. 352. Rüdt, von dem Jagdrechte

und dem Wilddiebstahl, München 1835. Kümmerer, der Fischdiebstahl,

Rostock 1839. Goltdammer, Materialien II, S. 4SI. Temme, Lehre

vom Diebstahl, S. 222 fgg,. S. 246 fgg. Derselbe, Lehrb. des Preuß. Straft.,

S. 902. — Baiern (1813) 218. Württemberg 394 fgg. Thüringen

2S9fgg. Preußen 273—277. Oesterreichs. 174 fgg. Sachsen: Forst-

ic. Strafgesetz. — Für das Fangen von Blutegeln gelten ähnliche Grund

sätze; es ist kein Diebstahl, wenn es aus offenen Wassern, allerdings

Diebstahl, wenn es aus einem zur Zucht bestimmten Teiche geschieht.

ArchivfürPreuß.Strafr.III, S. 133,718.
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„eines Andren." Hat man selbst die Sachen, die man

sich aneignet, im Gewahrsam, so liegt nur Unterschlagung vor.

Der „Andre" braucht aber nicht der Eigenthümer, es kann

vielmehr auch der Besitzer oder der Detentor gewesen sein'.

„Sache." Das Deutsche Recht kennt nur einen Diebstahl

an der Sache selbst, kein turtum usus und kein ?urtuiu pos-

sessionis.

/?) als Wille

die Absicht, sich die Sache anzueignen, d. h. sie in sein Ei

genthum zu bringen.

In dem häusig aufgestellten Erforderniß der „gewinnsüch

tigen Absicht" liegt Wahres mit Falschem gemischt. Auf die

Befriedigung einer Sucht nach Gewinn kommt es so wenig

an, daß mit Recht von Andren bemerkt worden ist, es sei ein

Diebstahl gewesen, wenn der heilige Krispin den Reichen das

Leder stahl, um es den Armen zu schenken. Er mußte erst für

sich erwerben, sich selbst das Leder aneignen, bevor er es ver

schenken konnte; und auch die vorübergehende Aneignung ist

schon ausreichend zur Begründung des Diebstahls. Der Ge

winn, auf den die diebische Absicht sich richtet, braucht nur in

der Sache selbst zu bestehen, deren Vermögenswerth dem Be

rechtigten genommen wird. — Dagegen ist' es kein Diebstahl,

wenn der Thäter auch die Sache selbst weder für sich noch für

Andre gewinnen, sondern sie gänzlich nur in den Nutzen des

Eigenthümers verwenden will, so daß ihr Vermögenswerth

dem Eigenthümer gar nicht verloren geht, wie namentlich bei dem

s. g. „Futterdiebstahl" 2. Auch dann kann man keinen Diebstahl

annehmen, wenn Jemand eine fremde Sache nimmt und dabei

sogleich den Vermögenswerth in baarDm Gelde nieder

legt^. '

1 1^,. 10, II, 12. pr. §. I, 2., I.. 44. §. 2, 3,, I.. 7g. §. 1. 0. ue turt. Die

Inder Note 2, S. 279 anges. neuere» Gesetzbücher. — ?urtuin usus

und turtum possvssiouis fallen nach den neueren Gesetzbüchern unter

andre Bestimmungen. Das Preuß. Stfgb. §. 271 behandelt sie als

strafbaren Eigennutz.

2 Darunter pflegt man den Fall zu »erstehen,, wo der Pferdeknecht

ohne Erlciubniß Futter aus denVorräthen desHerr» nimmt, um

die Pferde reichlicher zu füttern. Hier sind früher oft Urtheile zum Haar-

strauben gefällt worden.

s Vgl.Temme, Lehrb. des Preuß. Straft., S. 898, 899. DieStrafgc?

sctzbüchcr «on Baicrn(1813) 209, Württemberg 31«, Hannover 279,
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)/) als Handlung

ein wissentlich rechtswidriges Wegnehmen.

Ein „Wegnehmen." Der Dieb nimmt; er behält nicht blos,

was ihm auf andre Weise in die Hände kommt, sondern er

bringt es in seine Gewalt.

Die Wegnahme soll widerrechtlich sein. Das Recht wur

zelt im Willen; wider das Recht ist die Wegnahme dann,

wenn sie wider den Willen des Inhabers vorgeht. Hat der

Inhaber in die Wegnahme eingewilligt, so ist nie Diebstahl

vorhanden, selbst wenn der Inhaber nicht der Eigenthü-

mer war^.

„wissentlich." Wer eine Sache an sich nimmt, die er für

eine herrenlose oder gar für die seinige hält, ist kein Dieb.

S) Vollendung.

Es sind hier zwei entgegengesetzte und eine mittlere Theorie

zu unterscheiden.

Schroff einander gegenüber stehen die Kontrektations-

theorie und die Ablationstheorie.

Die KontrektationStheorie erklärt schon das diebische An

greifen oder Berühren (Oontreotatio) für eine Vollendung

des Verbrechens. Sie nimmt an, daß die Römer weiter Nichts

als dies unter (üontreotatio verstanden haben.

Die Ablationstheorie erkennt erst in dem Wegbringen

der Sache (^.blätio rei) die Vollendung des Diebstahls; ja es

gehen manche Anhänger dieser Theorie bis zu der Forderung, der

Dieb müsse die Sache bereits in Sicherheit (in den locus äesti-

nätus oder intrs, präesiäig, sua) gebracht haben.

Diese beiden Theorien gehen über das Maß hinaus. Richtig

ist allein die mittlere Theorie, die den Namen der Apprehen

sionstheorie führt. Nach ihr ist der Diebstahl vollendet, sobald

der Thäter die Sachen in Besitz genommen (apprchendirt) hat,

Darmstadt 3S4, Preußen 21S fordern nur eine auf rechtswidrige Zu

eignung gerichtete Absicht; wogegen in andern Gesetzbüchern, namentlich in

denen Sachfens 272, Thüringens 213, Badens 376 und Oesterreichs,

nicht blos von Zueignung, sondern von Gewinn oder Vorth eil die Rede ist.

i Oppenhof, 25S, bemerkt hinsichtlich dieses Punktes: „Nurdarfdas

bloße Wissen und Geschehenlassen nicht mit einer Einwilligung Verwechselt

werde». Daß der Inhaber das Treiben des Diebes von Anfang

an beobachtet hat und geschehen laßt, um ihn zu ertappen und zu

überführen, schließt den Diebstahl nicht aus."
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d. h. durch jeden Akt der körperlichen, natürlichen Besitzergreifung.

Besitzergreifen ist mehr als bloßes Berühren und Angreifen,

weniger als vollständiges Wegtragen. Es genügt, wenn der

Dieb die Sachen eingesteckt, oder in Körbe gethan, oder zu

sammengebunden, oder auch nur zum Wegtragen auf einen

Haufen gepackt hat. Ist auf solche Weise die rechtswidrige

Besitznahme schon erfolgt, fo thut es Nichts mehr zur Sache, ob

der Dieb überrascht und dadurch genöthigt wird, seine Beute am

Ort der That zurückzulassen: der Diebstahl ist dennoch voll

endet

Z. 161.

Diebstahl. Familiendiebstahl, Diebstahl unter Miterben,

Hausdiebstahl.

I) Familiendiebstahl.

Man versteht darunter den Diebstahl unter Ehegatten oder

nahen Verwandten.

Die gemeinrechtliche Lehre vom Familiendiebstahl ist aus

einer eigenthümlichen Verbindung des Römischen Rechts mit

den Bestimmungen der Karolina hervorgegangen.

Das Römische Recht giebt keine actio kurti bei dem Dieb

stahl unter Ehegatten und bei dem Diebstahl der Hauskin

der gegen den Parens. Gegen den Ehegatten wollte man die

aoti« turti nicht zulassen, weil sie eine aoti« turpis war. Hin

sichtlich der Hauskinder wirkte aber einerseits der Gedanke der

Ilnitas persong,ruill, andrerseits die Rücksicht auf das dem

Parens zustehende Züchtigungsrecht auf die Ausschließung

der Diebstahlsklage. — Gegen den Ehegatten ließ man die eigen-

thümliche aot!« reruin älnotarui» zu 2.

1 ZachariS, vom Versuche I, S. 73. Derselbe in Goltdammer's

Archiv III, S. 292. Temme, Lehre vom Diebstahl, S. 12« sag. — Die Zahl

der Anhänger derKontrektationstheorie ist sehr gering; Wächter nennt

nur OIs,ssn aci art. 1S7. Für die Ablationstheorie sind Carpzov,

Hommel, Engau, Püttmann, Steltzer, Erhard, Tittman». Für

dieApprehensionsthevrie stimmen fast sSmmtliche Neuere: Klein-

schrod, Salchow, Grolman, Feuerbach, Martin, Klien. Siehe

WSchter,Lehrb. Band II, Seite 285 fgg. Auch die neueren Gesetzbücher

huldigen der Apprehensionstheorie: Baiern 1813, 21«; Württem

berg 317; Sachsen 18öS, 273; Hannover 282; Thüringen 21S. Vgl.

auch die allgemeinen Definitionen des Diebstahls: Oesterreich I7l,

Baden376. Darmstadt3S4, Braunschweig 213, Preußen 2IS. Osen-

brüggen, Abhandl. Band I, S. 72, 73,

2 Gegen den diebischen Gatten war weder die actio turti, noch die oon-
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In einem ähnlichen Sinne schreibt die Karolina vor': „So

Einer auS Leichtfertigkeit oder Unverstand EtwaS heimlich nähme

von Gütern, deren er sonst ein nächster Erbe ist: sollen Richter

und Urtheiler bei den Rechtsverständigen Raths pflegen, was in

solchen Fällen das gemeine Recht sei, und sich darnach halten.

Doch soll die Obrigkeit in diesen Fällen von Amtswegen nicht

klagen noch strafen."

Das gemeine Recht faßte hiernach den Diebstahl des

Ehegatten und den Diebstahl des nächsten Bluterben

unter dem Begriffe des Familiendiebstahls zusammen. Es

erklärte das Einschreiten von Amtswegen bei diesem Fa

miliendiebstahle für verboten^.

Aehnliche Anordnungen enthalten die neueren Gesetzbücher.

Sie gehen auS von dem Grundsatze der Heilighaltung des Fami

lienbandes und gestatten deshalb dem Richter und dem Staats

anwälte nicht, wegen eines Familiendiebstahls auf eigenen

Antrieb einzuschreiten. Der Staat hält das Gebiet der Familie

insoweit für unverletzlich. — Diese Unverletzlichkeit, und die dar

aus folgende Zurückhaltung des Staates, hat aber ein Ende,

sobald die berechtigten Familiengliedcr den Familienkreis selbst

öffnen und den Staat zum Einschreiten auffordern; denn

in einer solchen Ausforderung liegt der Beweis, daß das Fami

lienband jene höhere Weihe verloren habe, welche den Staatsbe

hörden in andren Fällen Zurückhaltung gebietet.

Manche Gesetzbücher strafen nur auf Antrag des Familien-'

Hauptes^, andre auf Antrag des Familienhauptes oder des

öi«ti« furtiva zulässig, sondern nur eine einfache Rückforderungsklage (»et!«

in tsotuin, eondiotio «ins «äiissä oder ex Hust» eansss). In Konorsin rnä-

triinonii rnrvis »etio negätur. 1^. 2. O. üs »et. rsr. smot. Hatte der

Gatte den Gatten in Erwartung einer bevorstehenden Ehescheidung

bestohlen, so war nach vollzogener Scheidung die actio rerum »mot»-

ru rn auf Wiedererstattung möglich. 1^.52. O.ge turt. I'it. Ilig. ge »«t. rer.

ämot. (25, 2). Ooü.rsr. srn«t. (5,21). — Ueber die Ausschließung der Dieb-

ftahlsklage gegen den Haussohn bemerkt Ulpian als Grund: neo.ue enim

ei, <zui notest in kurern ststuere, neoesss Kabst, aäversus

kurelnlititzsre; 1^.17. pr.O.K.t. und Paulus: ^vog nonrnsgis oum

Kis, o,u«s in potsstäte nädenius, c^uäin »obisouin ipsi »^ers

nossuraus." 1^. 1ö. O. K. t.

1 P. G. O. Art. 16S.

2 Quistorp, Beiträge Seite 481. G. I. F. Meister §. S2S. Man

strafte gelinder, als bei sonstigen Diebstählen; aber man strafte doch aus

Antrag allerdings. AndrerMeinung istFeuerbach z. 351.

» Darmstadt358. Hannover3l8. Oesterreich 463.
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Beschädigten', noch andre nur auf Antrag des Beschädig

ten^. Baden^ und Preußen^ schließen sich dem Römischen

Rechte näher an, indem sie den Diebstahl unter Ehegatten

oder an Abkömmlingen gar nicht als Diebstahl betrachten.

2) Diebstahl unter Miterben.

Von dem Familicndiebstahl unterscheidet sich der Diebstahl

unter Miterben, der mitunter auch ErbschaftSdicbstahl genannt

wird, schon dadurch, daß er nur nach dem Tode des Erb

lassers verübt werden kann.

DaS Römische Recht läßt den Diebstahl unter Miterben

straflos. Derselbe soll nur privatrechtliche Folgen haben. Na

mentlich soll man ihn nicht als Oimeri expilats« Keregitatis

betrachten. Es kann hier nur mit der ^.«ti« Killilias Kerois-

oun6ae aus Ersatz geklagt werden ^. Bei dieser Straflosigkeit

wird indeß vorausgesetzt, daß die Erbschaft zur Zeit der

Entwendung noch ungetheilt war, — ein Umstand, der für

die ganze Erklärung dieses Gesetzes bedeutsam ist.

Die Deutsche PrariS nahm dies auf, wenigstens zum Thcil.

Man war sich aber nicht recht klar darüber, was denn einen sol

chen Diebstahl eigentlich entschuldige. Es scheint, als ob man den

Gesichtspunkt des Familiendiebstahls hierher übertragen und an

genommen habe, daß auch die Miterben als eine sa Milien ar

tige Einheit zu betrachten seien. Dies ist aber offenbar nur

insoweit der Fall, als bei den Miterben diejenigen Blutsver-

'hältnisse vorhanden sind, die den Diebstahl ohnehin schon zum

Familiendiebstahl machen würden, so daß zur Aufstellung

eines besondren Erbschaftsdiebstahls kein legislatorischer Grund

mehr vorhanden wäre 6.

i Balern.Gesetz v, 25. MSrz l81S, Art. 12. Baden 389.

s Württembergs». Thüringen 229. Sachsen 185S, 302. Preu

ßen 229.

s Baden 388.

4 Preußen 228. Auch eineUnterschlagung können, nach §.228 des

Preuß. Stfgb., Ehegatten gegen einander und Ascendenten gegen

Descendenten nicht begehen. Wer sich dagegen eines Diebstahls gegen

Eltern oder Großeltern, Stiefeltern oder Stiefkinder, gegen

Schwiegereltern oder Schwicgerkindcr, gegen Geschwister, ingleichen

gegen Pflegeeltern, Vormünder oder Erzieher schuldig macht, ist nur

aufAntrag des Verletzten zu strafen; nach §. 229 das.

ö 1^. 3. Oo6. fg,rr>. Kereisö. (3, 36). 1^,. I. Ooä. äs «irn. expil. Ksrsct,

(9,32).

« HlättKssus «riin. I^.XI^VII, tit. 12. e. 1. nr.4 glaubt den Grund
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Neuere geschichtliche Untersuchungen haben gezeigt, weshalb

die Römer den s. g. Erbschaftsdiebstahl nicht straften. Der Grund

ist ein ganz specisisch Römischer. Er liegt in der alten Ilsuoa.

pi« pro Kerecle. Durch diese sollten die Erben zur Beschleu

nigung des Erbschaftsaittrittes gcnöthigt werden, „ut essent qui

sä«r» täoerent, ^n«rum iIÜ3 temporikus suraru«, observsti«

erat, — et ut «reöitores Kabsrent, », ^n« 8unva «onse^u«-

reQwr." Als ein ähnlicher Sporn sollte die Bestimmung wirken,

daß die Entwendung unter Miterben bis zur Theilung kein Dieb

stahl sei'.

Unmöglich durfte in Deutschland eine auf so eigenthümlich

Römische Verhältnisse gegründete Einrichtung aufgenommen wer

den. Der Anschluß des gemeinen Rechts an das Römische ruhte

hier auf einem völligen Mißverständnisse. Vollständig ist er ohne

hin nicht gewesen; denn man ließ in Deutschland nicht Straf

losigkeit, sondern nur Strafmilderung eintreten.

Die neueren Gesetzbücher räumen dem s. g. Erbschafts

diebstahl eine Ausnahmsstellung nicht mehr ein.

3) Hausdiebstahl.

Man nennt Hausdiebstahl den Diebstahl von Hausgenos

sen, die nicht zur Familie gehören, namentlich von Dienst

boten aber auch von Gesellen und Lehrlingen, von Haus

lehrern, von Gästen. Die Partikulargesctze bedrohen diesen

Diebstahl mit verschärfter Strafet Sie erwägen dabei, daß

durch ihn ein besondres- Vertrauen verletzt werde und daß

überdies, den Hausgenossen gegenüber, die Sachen nicht unter

strengem Verschluß gehalten werden können.

Es sollten .indeß doch auch diejenigen Umstände nicht verkannt

werden, die dem Hausdiebstahl häusig mildernd zur Seite stehen.

i» der Gemeinschaft unter den Miterbe» zu finde». Vgl. Tittmann,

Handb.Band ll, S. 38S.

1 Vgl. besonders Wächter II, Seite 327 fgg. Dollmann, die Ent

wendung, S. 47 fgg. ?Iätner, yuäestioiiss 6s zurs «riminäli Ron,.,

NärburA 1842, 4S0 sqy.

2 Das Römische Recht, das den Diebstahl des Sklaven ähnlich wie de»

des Haussohnes behandelt (Rein 313), war in Deutschland unauwendbar.

Die Karolina und die Reichsgesetze enthalten Nichts. Nach gemeinem

Recht nimmt daher der Hausdiebftahl keine abgesonderte Stellung ein.

Anders verhält es sich in den neueren Gesetzbüchern: Baiern 218 und

Gesetz v. 2S. März 1816. Art. 2. Württemberg 328. Hannover 286,

Braunschweig 215. Baden3S«. Oesterreich 176. Thüringen 229.

Preußen 217.
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Außerdem nöthigt die strafrechtliche Untersuchung eines Haus

diebstahls oft zu einer so schonungslosen Aufdeckung der Fami

lienverhältnisse und des ganzen häuslichen Lebens, daß es ange

messen sein würde, auch hier regelmäßig nur auf Antrag des

Hausherrn oder des Verletzten einzuschreitend

Z. 162.

Diebstahl. Einsteigen, Einbrechen, Nachschlüssel, Waffen.

Die gemeinrechtlichen Juristen stellen einen besondren Begriff

des gemeinen Diebstahls auf, den sie in den kleinen und in

den großen einzutheilen pflegen. Der gemeine Diebstahl bildet

aber in Wahrheit keinen Begriff für sich; er ist nur die Vernei

nung andrer Begriffe, indem er alle Fälle umfaßt, bei denen

keine erschwerenden Umstände vorhanden sind, oder die nicht

einer eigenthümlichen Würdigung bedürfen: er hat also

auch keinen Anspruch auf einen selbständigen Platz im Systeme.

Die damit verbundene Untereintheilung in kleinen und großen

Diebstahl paßt aber gar nicht blos auf den gemeinen Diebstahl.

Sie unterscheidet überdies gar keine besondren Arten, sondern

giebt einem blos quantitativen, nur für die StrafauSmes-

sung wichtigen, ohnehin fließenden Unterschiede den falschen

Anschein des Qualitativen und verleitet dadurch zu Verkehrt

heiten und zu schwerer Ungerechtigkeit.

Zu den s. g. qualificirten Diebstählen rechnet das gemeine

Recht den s. g. dritten Diebstahl, sodann den Kirchendieb

stahl und den Pekulat, endlich den s. g. gefährlichen Dieb

stahl, d.h. den Diebstahl mit Einbrechen, Einsteigen oder Waffen.

Kirchendiebstahl und Pekulat gehören nicht zu den Verbrechen

gegen den Rechtskreis des Individuums. Eine irrige, mechani

sche Auffassung liegt der Ansicht zu Grunde, daß der dritte

Diebstahl ohne Weiteres als qualificirter oder schwerer Diebstahl

aufzufassen sei, während es sich in Wahrheit hier nur um eine

i So will es mit Recht Baden Art. 3S1. Von der Kommission der

Badenschenzweiten Kammer wurde geltend gemacht: l) daß dem Haus

oder Dienstherrn und seinem Hausstande das Einschreiten hier oft eben so lästig

sei, wie gegen seine Familienglieder; 2) daß dieAn sich t, als seiderHaus-

diebftahlan sich schon ein unter erschwerenden Umständen verübter

Diebstahl, insofern nicht, wenigstens nicht allgemein richtig sei, als oft eine

uiigesuchte (sehr verführerische) Gelegenheit gerade diesen Diebstahl

veranlasse. Vgl. Thilo Band I, Seite 337 und 338.
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angemessene Beurtheilung des Rückfalles handelt. Der gegen

wärtige §. beschränkt sich deshalb auf die Darstellung des s. g.

gefährlichen Diebstahls.

1) Einsteigen.

Das gemeine Recht versteht unter dem Einsteigen das Ge

winnen eines Einganges in ein Gebäude durch Auf- oder

Absteigen auf einem ungewöhnlichen Wege. Der Dieb muß

sich durch das Steigen erst den Eingang in das Gebäude ver

schafft haben; befindet er sich schon in dem Gebäude, so ist sein

Steigen nicht mehr ein Einsteigen und es fällt dann das mit

dem Einsteigen verbundene Merkmal besondrer Frechheit und Ge

fährlichkeit fort. Der Weg muß ferner ein ungewöhnlicher

sein, so daß gemeinrechtlich ein Einsteigen nicht mehr angenom

men wird, wenn der Dieb nur die von dem Eigenthümer selbst

an eine Bodenluke zum eigenen Gebrauch angelehnte Leiter be

nutztes

Die neueren Gesetzbücher stellen mitunter auf, daß das

Einsteigen in ein bewohntes Gebäude erfolgt sein müsset

Nach andren genügt auch ein unbewohntes Gebäudes Noch

andre halten den zum Gebäude gehörigen Hofraum, und das

Preußische Recht hält sogar alle umschlossenen Räume für

ausreichend 4. Der Begriff des Einsteigens wird dadurch über

alle Gebühr erweitert und völlig ungeeignet, das Merkmal eines

1 P. G. O. Art. 159 : „ So aber ein dieb Inn vorgemeltem fielen jemandts

bei tag oder nacht in sehn behausung — bricht oder steigt, oder mit

Waffen, damit er Jemand, der im widerstandt thun wolt, verletzen möcht,

zum fielen eingeht — so ist der diebstall ein gefliffener gevcrlicher dieb

stall." Ueber die verschiedenen Ansichten der gemeinrechtl. Juristen «gl.

Klien a. a, O. Seite 416, 42« fgg. Die alten Jnterpretationszänkereien über

„BeHaltung" und „Behausung"' haben keinen praktischen Werth mehr.

2 Ein bewohntes Gebäude wurde auch schon von manchen gemeinrecht

lichen Juristen gefordert. Vgl. Mittermaier zu Feuerbach §, 336, Note I.

Unter den neueren Gesetzgebungen fordern es Baiern, Gesetz vom 2S, März

1816, Art. «, Hessen-Darmstadt 366, Baden 381, Braunschweig 21S.

« Württemberg 323. Hannover292. Thüringen 221. Sachsen

185S, 278 Nr. 3. In Nr. 4 ebendaselbst wird auch das vornachtliche Ein

schleichen zum Merkmal des ausgezeichneten oder schweren Diebstahls ge

macht.

4 Preuße» §. 222: „Einsteigen ist vorhanden, wenn der Eintritt in

Gebäude oder umschlossene Räume über Dachwerk, Thören, Mauern,

Hecken oder andre Einfriedigungen, oder durch Fenster, Kellerlö

cher oder andre nicht zum Eingang bestimmte, unter oder übet der Erde

befindliche Oesfnungen (!) bewirkt wird." Oesterreich 174 S, spricht nur

Vom Diebstahl„anversperrten Sachen."

Berner, Strafrecht. 19
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besonders schwer zu strafenden Diebstahls zu bilden. Dies ist

namentlich dann zu behaupten, wenn auch das Erforderniß eines

ungewöhnlichen Einganges erschüttert wird. Das Ein

schleichen bekundet oft viel mehr Frechheit und Verwegenheit,

als ein solches Einsteigen.

2) Einbrechen.

Einbruch heißt gemeinrechtlich nur die gewaltsame Er

öffnung eines Gebäudes. Kisten und Kasten erbricht man,

aber man bricht nicht in sie ein.

Die neueren Gesetzbücher unterscheiden dagegen den äu

ßeren und den inneren Einbruch. Der Begriff des äußeren

Einbruches wird dabei entweder in dem gemeinrechtlichen Sinne

genommen, oder auch auf andre umschlossene Räume ausgedehnt'.

Unter dem inneren Einbrüche versteht man aber die gewaltsame

Eröffnung der im Inneren eines Gebäudes befindlichen Thüren,

Wände und Behältnisses Der innere Einbruch steht mit dem

äußeren nicht aus gleicher Stufe der Strafbarkeit, und eben da

her auch nicht auf gleicher Höhe der Strafbarkeit mit dem ge

fährlichen Diebstahl des gemeinen Rechts.

3) Nachschlüssel.

Die Anwendung von Nachschlüsseln begründet gemeinrecht

lich einen gefährlichen Diebstahl nicht.

Andrer Ansicht sind die neueren Gesetzbücher. Sie stellen

den durch Nachschlüssel, d. h. durch falsche Schlüssel verübten

Diebstahl gewöhnlich dem ausgezeichneten, und zwar gewaltsamen

Diebstahl gleich ^. Wohl nicht mit Unrecht behandeln manche von

ihnen den Gebrauch des rechten Schlüssels, wenn ihn der Dieb

- i Preußen2l8,Nr.3und4. §.221. Thüringen 221, Nr. 4.

2 Hannover 292, Nr. 3. Oesterreich §. 174. Braunschweig 215.

Württemberg 323, 33». Preußen 223, Nr. 2. Thüringen 221.

D a r m st a d t 368, 3«9. Nicht blos der ä u ß e r e , sondern auch der ! n n e r e Ein

bruch wird schon in den Volksrechten ausgezeichnet, namentlich in der

1^. LurA. XXIX §. 3: „Lüraotorss «mnss, <zui ciamus »ut serini»

expo!is,nt, ^ubsrnus oooicii." Vgl. 1^,. Säl, XII, §. 3—ö. 1^,. 8s,x. IV.

§.4. Ueb« Einbruch: Goltdammer's Archiv 185«, Nr. 6.

« Unter Nachschlüsseln oder falschen Schlüsseln versteht das Preuß.

Recht: ,,nachgemachte, veränderte oder solche Schlüssel, welche für das Schloß,

bei welchem der Thäter sie anwendet, nicht bestimmt sind, so wie Dietriche,

Haken und andre zum Oeffnen von Schlössern brauchbare Werkzeuge." Stfgb.

§.224. Vgl. Sachsen 1855, Art. 278, Nr. 2, wo den falschen Schlüsseln

gleichgestellt werden: andre zur ordnungsmäßigen Oeffnung des Verschlusse«

nicht bestimmte Werkzeuge.
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zuvor durch Diebstahl oder List in seine Hände gebracht hat, auf

dieselbe Weise

4) Waffen.

Unter Waffen hat man hier Werkzeuge zu verstehen, die ent

weder an sich die Bestimmung haben, zu lebensgefährlichen Ver

letzungen zu dienen, oder die wenigstens vom Diebe eventuell

hierzu bestimmt wurden 2.

Nach gemeinem Recht und nach den meisten neueren

Gesetzbüchern muß der Dieb sich mit den Waffen schon vor

her versehen haben, wenn von einem „bewaffneten Diebstahl"

die Rede sein soll 2. DaS Preußische Recht zählt dagegen auch

den Fall hierher, wo der Dieb während der Ausführung zu einer

nicht mitgebrachten Waffe greift^.

Jedenfalls muß die Bewaffnung eine dolose sein. Stiehlt

z. B. ein Soldat im Kriege, ohne zuvor seinen Säbel abzulegen,

so kann dies nicht als bewaffneter Diebstahl gestraft werden.

Nach allgemeinen Grundsätzen ist der Diebstahl für alle

Theilnehmer ein bewaffneter, die um die Bewaffnung auch nur

Eines von ihnen gewußt habend

Z. 163.

Diebstahl. Rückfall.

Die Karolina droht im Art. 162 demjenigen, der zum drit

ten Male gestohlen hat, den Tod.

1 So Baiern, Gesetz». 25. März IL16, Art. ö. Württemberg 323.

Hannover 232. Darmstadt 3S4, wo aber der Gebrauch von Nachschlüsseln

nur als Erschwerungsgrund des einfachen Diebstahls betrachtet wird.

2 Z^,. 54. §. 2. II. 6s turtis nennt Alles Waffe, yuoä nosönäi «aussä

dsdstur. Dies ist eine Völlig ungenügende Erklärung. Klien, Diebstahl

S. 427. Auch die Definitionen der neueren Gesetzbücher sind zum großen Theil

verunglückt. Vgl. Baden 381. Darmstadt 370. Hannover 157.

Braunschweig 8«. Baiern 1813, 222. Das Rom. R. strafte übrigens

die Bewaffnung zum Diebstahl nach der I>ex Ooruelig, 6s sie. ?«,ull. V. 28.

Vgl. I.. I. O. s,ä Isß, ^ul. 6s vi pudl.

« P. G. O. Art. 159, angeführt in Note 1 dieses §.

4 Nach Feuerbach soll dies auch gemeinrechtliche Geltung haben.

Ueber die verschiedenen Auslegungen des Art. 159 OOO. vgl. Hermann,

<Z«mm. »6 »rt. 159 OL«. Xil. 1844. Hammer, Archiv des Kr. 1845.

Geib, Archiv des Ar. 1847, Seite 352 fgg. — Archiv für Preußisches

Straft. I. 247, 248. Goltdammer, Materialien Band II, S. 483.

s Das Preuß, Strafgesetzbuch nimmt bewaffneten Diebstahl an, „wenn

der Dieb od er ein er der Diebe, od er einerd er Theilnehmer (Gehülfen)

am Diebstahl Waffen bei sich führt." §. 218, Nr. 6, nach der Abänderung

durch dasGesetz vom 14.April 1856.

19*
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Es konnte zweifelhaft sein, ob diese Strafdrohung sich auch

auf den Zusammenfluß dreier Diebstähle, oder nur auf den

Rückfall beziehe. Die gemeinrechtliche Praris nahm indeß

das Letztere an. Sowohl die Fassung des Artikels 162, als die

Natur der Sache, als endlich auch geschichtliche Gründe, berech

tigten sie hierzu. Der Artikel 162 spricht nur von einem „merer

verleumdeten" Dieb, d. h. von einem solchen, der schon wegen

mehrmaliger Verurtheilung die Infamie erlitten hat. Die Strenge

der Strafe gründet sich ferner auf die Vermuthung der Un

verbesserlichkeit, welche nur dann Platz greifen konnte, wenn

die bereits erfolgte mehrmalige Verurtheilung und selbst Bestra

fung fruchtlos geblieben war. Endlich spricht für die Beschrän

kung auf den Rückfall auch Manches in den alten Germanischen

Volksrechten, so wie das wichtige Zeugniß Damhou-

der's, eines Zeitgenossen Karl's V., wonach nur der zweimal

fruchtlos gestrafte Dieb als i'ur tamosus (,/Mehr verleumdeter

Dieb,"' Gewohnheitsdieb) bezeichnet und mit dem Tode bestraft

wurde Von der Todesstrafe nahm die spätere gemeinrechtliche

Praris hier gänzlich Abstand; doch konnte von der lebensläng

lichen Freiheitsstrafe nicht abgegangen werden, wenn man

nicht die von dem Gesetze aufgestellte Vermuthung der Unver

besserlichkeit aufgeben und damit das ganze Gesetz fallen lassen

wollte-.

Das Allgemeine Preußische Landrecht wagte es nicht

mehr, schon an den dritten gemeinen Diebstahl (zweiten Rück

fall) die Vermuthung der Unverbesserlichkeit zu knüpfen. Es

verordnet nur verschärfte Strafe und, nach ausgestandener Strafe,

Verwahrung in einem Arbeitshause bis zur eingetretenen Besse

rung, die demnach nicht als schlechthin unwahrscheinlich betrachtet

wird 2. Dagegen verordnet es allerdings für den vierten ge

meinen Diestahl (dritten Rückfall) lebenslängliche Zuchthaus-

1 Vgl. Wächter, Lehrb. Band II, Seite 312 fgg. Sgl. Asega-Buch

11,10. OamKougsr, prax. rsr. orivz. «sp. 110, über den Wächter voll

ständige Auskunft giebt. Abegg im N. Archiv des Kr. 1834, Seite 41S fgg.

Dollmaiin S. 8S. W achter im Rechtslerikon a. a. O. Seite 403.

2 Da« Letztere ist allerdings in der späteren gemeinrechtlichen Praris ge

schehen; wie denn schon Kleinschrod in seiner Abhandlung vom Diebstahl die

Meinung ausspricht, daß die Anwendung der Todesstrafe von der Verbesserlichs

reit «der Unverbesserlichkeit des Diebes in«onorst,« abhänge, weil Karl V.

die Unverbesserlichkeit als Grund der Bestrafung des dritten Diebstahls

angebe,

s Allg. P r e » ß . Landr. II, 2«. §. 1 1 ö«.
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ftrafe ^. Der gemeinrechtliche Gesichtspunkt ist demnach nicht auf

gegeben, sondern die Präsumtion der Unverbesserlichkeit nur um

einen Schritt ferner gerückt worden.

In der Preußischen Cirkularverordnung vom 26. Februar

1799 ist dagegen die Vermuthung der Unverbesserlichkeit

schon ganz aufgehoben. Diese Verordnung giebt die Hoff

nung auf Besserung selbst bei dem vierten, fünften und ferneren

Diebstahl nicht auf und will in allen Fällen den gebesserten Dieb

noch wieder in Freiheit setzend

Hierbei ist die neuere Legislation der verschiedenen Deut

schen Länder geblieben. Kein neueres Gesetzbuch hat mit dem

dritten oder vierten und ferneren Diebstahl die Vermuthung der

Unverbesserlichkeit zu verbinden gewagt. Zwar enthalten manche

von ihnen noch besondre Grundsätze über die strengere Bestrafung

des dritten Diebstahls^, aber niemals in dem Sinne des gemei

nen Deutschen Rechts oder deS Preuß. Landrechts.

Das allerdings ist richtig, daß das Stehlen leichter und häu

figer zur Gewohnheit wird, als irgend eine andre verbrecherische

Thätigkeit, und daß der Gewohnheitsdieb ein der bürgerlichen

Ordnung und Sicherheit ausnehmend gefährlicher Mensch ist.

Es mag deshalb gerechtfertigt sein, wenn der Gesetzgeber dem

Richter hier einen weiteren Spielraum für die Strafschärfung er

öffnet. Im Uebrigen aber handelt es sich nur um die Anwendung

der allgemeinen Grundsätze über den Rückfalls

1 §. 1161.

2 Temme, Lehre vom Diebstahl, Seite 364 fgg., 37«.

«Oesterreich 176. Preußen 219: „Wer bereits zweimal oder

mehrere Male durch einen Preuß. Gerichtshof wegen Diebstahls oder Rau

bes vcrurtheilt worden ist"ic. Die i» diesem §. ursprünglich angedrohten

Strafen mußten schon gemildert werde» durch dasGcsetz»omS.Märj18S3

(Gesetzsamml. Seite78). Baden 384. Württemberg 334, 33S, 336,

337, handelt nicht blvs besonders vom 3te» Diebstahl (zweiten Rückfall),

sondern auch vom 2ten, 4ten und ferneren. Hessen-Därmstadt 273 fgg.

und Oesterreich a.a.O. fordern vorangegangene Bestrafung wegen der

früheren Diebstähle. Bade», Württemberg und Preuße» stellen nur die

Forderung vvrgängiger Verurtheilung. Braunschweig setzt beider Be

drohung des dritten Diebstahls gewerbsmäßiges Stehlen voraus (§.214).

s Dies wird schon anerkannt durch Baiern (1813) 225, Oldenburg 23«

undHanno«er3«1, welche nur auf i>ie allgemeine» Regeln über Rückfall »er

weisen. Hannoverhebt dabei hervor, daß die Rü^fallsstrafen mit besondrer

Strenge gegen den rückfälligen Dieb angewendet werden sollen. Baiern be

stimmt, daß ein polizeilich zu bestrafender Diebstahl bei dem ersten Rückfall

zum Vergehen wird. Vgl. Sachsen 1838, Art. 24«. Sachsen 18S5, Art.

82, 83, 84.
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s- 164.

Diebstahl. Strafverfolgung und Strafe.

Die Verfolgung des Diebstahls ist sowohl nach gemeinem

Rechte, als nach den neueren Gesetzbüchern, regelmäßig un

abhängig vom Antrage des Bestohlenen. Nur in einigen

besonders hervorgehobenen Fällen, namentlich bei dem Familien

diebstahl, erfährt diese Regel eine Ausnahme.

Die Abschätzung der gestohlenen Sachen, zum Zweck der

Strafausmessung, erfolgt nach dem Marktpreise, den der Ge

genstand zur Zeit der Entwendung hatte. — „Nach dem

Marktpreise;" denn für die Strafrechtspflege kommt die Sache

nur nach ihrem objektiven Werthe, d.h. nach demjenigen Werthe

in Betracht, den sie im Allgemeinen, im Handelsverkehre

hat; der subjektive Affektionswerth bleibt außer Anschlag. —

„Den der Gegenstand zur Zeit der Entwendung hatte;"

denn es soll die Entwendung selbst richterlich abgeschätzt

werden.

Der Diebstahl heißt im gemeinen Rechte ein großer, wenn

sein Gegenstand fünfGulden oder mehr Werth ist, ein kleiner,

wenn der Gegenstand den Werth von fünf Gulden nicht er

reicht. 1) Der erste kleine heimliche Diebstahl zieht die ?«eog,

üripli nach sich, im Falle des Unvermögens Gefängnißstrafe.

Auf den ersten kleinen handhaften Diebstahl ist schimpfliche

Landesverweisung (mit Ruthenstreichen am Pranger) gesetzt;

doch läßt man es bei einem noch unbescholtenen Menschen mit

der ?oevä quaclrupli oder mit Gefängnißstrafe bewenden.

2) Der zweite kleine gemeine Diebstahl wird unbedingt mit

Pranger und Landesverweisung gestraft; es kommt hier

nicht mehr, wie bei dem ersten kleinen Diebstahl, auf den Unter

schied der Handhaftigkeit oder Heimlichkeit an. 3) Für einen

großen Diebstahl, oder für zwei kleine im Gesammtbe-

trage eines großen läßt die P.G.O. nach Umständen eine

Strafe an Leib und Leben eintreten; doch hat der gemein

rechtliche Gerichtsgebrauch die Lebensstrafe hier längst fallen lassen

und sich auf Freiheitsstrafe beschränkt ^.

i P. G. O. Art. 1S7, lö«. FünfGuldensindnachdergemeinrechtlichen

Usual-Jnterpxetation fünfungarische Dukaten. Salchow, Entwicklung
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Die ganze Unterscheidung des kleinen und großen Diebstahls,

wenn sie nicht blos zum Zwecke der Regelung von Kompetenz-

Verhältnissen aufgestellt wird, ist verwerflich. ES ist materiell

ungerecht, plötzlich eine ganz neue Art des Diebstahls anzuneh,

men und die Strafe in die Höhe zu schnellen, wenn der Werth

der gestohlenen Sache vielleicht nur ein Minimum größer ist, als

in andren Fällen. Die neueren Gesetzbücher haben dieS einge

sehen und deshalb das gemeine Recht in diesem Punkte mit Grund

aufgegeben ^.

Wie im gemeinen, so wird auch im neueren Rechte der

Diebstahl durch Einbruch, Einsteigen, oder mit Waffen als

schwerer Diebstahl gestraft und ihm in der Regel der Nach

schlüsseldiebstahl an die Seite gestellt.

Auf die Nachtzeit nahm schon das Römische Recht besondre

Rücksicht, indem eö die kures »ooturni mit einer außerordent

lichen Strafe bedrohte. Ebenso erachtet daö ältere Deutsche Recht

und die Karolina den nächtlichen Diebstahl für besonders straf

bar 2. Dieselbe Auffassung kehrt in den neueren Gesetzbüchern

wieder ^.

Ein Straferhöhungsgrund ist serner die Begehung des Dieb

stahls in einem bewohnten Gebäude, namentlich wenn der

Dieb die That ganz in der Nähe der Bewohner und mit der au

genscheinlichen Gefahr, überrascht zu werden, verübt hat^.

der Lehre von der Entwendung S. 4«. SoeKinsr, Uecl. Sit. LOO. »rt.

157, K. S.

1 In den älteren Gesetzbüchern splelt die Unterscheidung de« großen und

des kleinen Diebstahls immer noch eine falsche Rolle, wenngleich man den

Widersinn des Abspringens zu einem plötzlich weit höheren Strafmaße zu um

gehen gesucht hat. Darmstadt Art. SSS bestimmte, daß, wenn der Betrag

des Diebstahls die Summen der gesetzlichen Stufen nur um ein Weniges

nicht erreiche oder übersteige, die Gerichte an solche geringe Unterschiede nicht

gebunden sein sollen. Richtiger ist es, die ganze Unterscheidung fallen zu lassen,

wie es das Preuß. Strafgesetzbuch gethan hat. Vgl. Arnold, im Archiv

des Kr. 1843, Seite 258. Sachsen 1355, Art. 278, ». b, e trifft recht ge

schickte Anordnungen, um dr» alten Vorwürfen zu entgehen, die der Abstufung

nach Zahlen gemacht worden sind.

2 Wilda, Seite 865, 877 fgg. P. G. O. Art, 168, IS7. Cänus-

m ällu, gs turto Iioöturua, (Zrou. 1825.

« Preußen §. 217, Nr. 6. Oesterreich 18». Württemberg S2S.

Hannover 292, Nr. 2. Darmstadt3S4. Baden385. Thüringen 221,

Nr. 3 und 4, vgl, mit 152. Baiern 1813, 221. S achsen 1855, 277. 278.

4 Vgl. Sachsen 277, Nr. 5; 278, Nr. 4, wo Nächtlichkeit und be

wohntes Gebäude zu Einem Erforderniß zusammengefaßt werden,

welches bald einen erschwerenden Umstand des einfachen Diebstahls, bald

den Thatbestand des s. g. ausgezeichneten (schweren) Diebstahls begründet.
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Nach gemeinem Recht wird bei der Strafausmessung der Um

stand veranschlagt, daß die That an befriedeten Orten oder

gegen befriedete Sachen verübt wurde. In ähnlicher Weise

heben manche Gesetzbücher der Gegenwart besonders hervor den

Diebstahl an landesherrlichen Sachen, aus landesherrlichen

Residenzen und Schlössern^, an öffentlichen Denkmä

lern, Brücken «. 2, an Sachen, die milden Stiftungen oder

Armenanstalten gehörend

Ein kräftiger Strafschutz pflegt solchen Sachen zu Theil zu

werden, die nicht unter genauer Aufsicht gehalten wer

den können, und die zum Theil eben deshalb schon im älteren

Deutschen Recht unter einen besondren Frieden gestellt wurden:

Ackergeräthschaften oder Thiere auf dem Felde, Thiere auf der

Weide, abgemähetes Getraide auf dem Felde, Floßholz, geschla

genes Holz im Walde ic. Daneben steht derjenige Fall, wo die

Sachen gegenüber dem Diebe selbst, dem ein gewisses Ver

trauen geschenkt werden mußte, nicht unter strengem Verschluß

gehalten werden konnten, was namentlich bei denjenigen Perso

nen zutrifft, die sich zu dem Bestohlenen in einem Verhältnis)

der Hausgenossenschaft befanden (Hausdiebstahl, Diebstahl

des Gastwirthes oder seines Gesindes gegen einen Gast, oder

eines Gastes in dem Gasthauses.

Hieran reiht sich die strengere Bestrafung des Diebstahls von

Transportgegenständen auf der Landstraße oder in öf

fentlichen Transportanstalten. Sie können ebenfalls nicht

ganz streng beaufsichtigt werden, namentlich gegen die Trans

portbeamten. Die Landstraße genoß schon nach älterem Deut

schen Rechte eines besondren Friedens ^.

Eine ähnliche Zusammenfassung giebt Preußen §. 217, Nr. 6 (derrevid. Aus

gabe): GefSngniß nicht unter drei Monaten, „wenn der Diebstahl in einem

bewohnten Gebäude entweder zur Nachtzeit, oder von zwei oder

mehreren Personen begangen wird." Preuß. Praxis über den Begriff

der Nachtzeit und des bewohnten Gebäudes bei Oppenhof, Seite

266 fgg. und 28« fgg.

1 Württemberg 323. Baden 38S. Hannover 287. Braun-

schweig 215.

2 Darmstadt 364. Hannover 287.

s Hannover 287.

^ Temme, Lehrb. des Preuß. Straft., Seite 911, 812. Preuß. Stfgb.

K. 217, Nr. 1, 2, 3, 4, S. Vgl. Oesterreich 176, Württemberg 328,

Darmftadt364, Ha»no»er287, Braunschweig 215, Baden 385.

s Preußen2l8,Nr. 4. In ähnlicher Weise werde» hervorgehoben Eni-
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Das Preuß. Rech^ nimmt einen „schweren Diebstahl" an,

wenn Sachen, welche ein Blödsinniger oder ein Kind unter

12 Jachren bei sich führt, gestohlen werdend

Als ausgezeichnet strafbar ist, nach mehreren Gesetzbüchern,

auch der Diebstahl während einer Feuers- oder Wassersnoth

an dem gefährdeten oder geborgenen Gute zu betrachtend

Ein allgemeiner Begriff des schweren Diebstahls, im

Gegensatz zu dem einfachen Diebstahl mit erschwerenden

Umständen, läßt sich nicht aufstellen, weil manche Gesetzbücher

viele Merkmale, die nach andren schwere Diebstähle begründen,

nur als erschwerende Umstände des einfachen Diebstahls auffassen.

Den Diebstahl der nöthigen Eßwaaren in rechter Hun

gersnot!) erklärt die P. G. O. im Art. 166 für straflos, so daß

er nur mißbräuchlich ein Diebstahl genannt wird. Nur s. g.

bürgerliche Bestrafung soll nach dem Art. 167 das. eintreten

bei dem s. g. kleinen Fruchtdiebstahl, d. h. bei der Entwen

dung geringer Quantitäten von Früchten auf dem Felde, ohne

erheblichen Schaden für den Eigenthümer und nicht zur Nachtzeit

verübt. In ähnlicher Weise lassen die neueren Gesetzbücher dem

kleinen Fruchtdiebstahl, so wie den Entwendungen von Eß-

und Trinkwaaren, wenn sie zum unmittelbaren Genüsse

geschehen, eine besonders milde Behandlung zu Theil werdend

Manche strafen hier nur auf Antrag des Verletztend

Wendungen aufMesse» und Jahrmärkten: Württemberg 328, Ha»-"

nover287, Braunschweig 215, Baden385, Thüringen 222, Sachsen

1855, 277, Nr. 4.

1 Preußen2l8, Nr. 5. Goltdammer, Materialien II, S. 48« fgg.

2 Sachsen 277, Nr. 4: „wenn Gelegenheiten, welche die Auf

sicht über das Eigenthum erschweren, wie z. B. Feuers- oder Wassers

noth, Aufruhr oder Tumult, Märkte oder Messe» zum Stehlen benutzt

worden sind." In manchen Gesetzbüchern werden noch angeführt Kriegs

gefahr, Strandung von Schiffen und andre ähnliche Unfälle, bei

denen Gelegenheit zum Stehlen entsteht. Vgl. Hannover 287, Nr. S,

Baiern 1813, 218, Oldenburg 223, Braunschweig 215, 3 L und 216, 1,

Württemberg 328, 7, Darmstadt 3S4, 12, Baden 385, 5, Thürin

gen 217.

s Wächter, im Rechtsler. 42«. Baden fordert, daß der Werth der ge

stohlenen Garten- oder Feldfrüchte den Betrag von einem Gulden

nicht übersteige. Vgl. Thilo , Seite 341. Württemberg 34« spricht

allgemein von Eß- und Trinkwaaren, die zum unmittelbaren Genüsse

gestohlen wurden. Vgl. Hufnagel, Strafgb. S. 354 fgg. S.Hannover

289, Abs. 2. Bra,unschweig 244. Darmstadt 35S. Baiern 181S,

381. Oldenburg 33«. Thüringew23«.

4 So Sachsen 1838, Art. 238 (»gl. 1855, Art. 281), Württemberg,

Brau »schweig und Thüringen, ganz wie bei dem Familiendiebstahl.
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Bei den zahlreichen Abstufungen der Strafbarkeit, welche das

Verbrechen des Diebstahls in seiner unendlich verschiedenartigen

konkreten Erscheinung bietet, kann es nicht auffallen, wenn die

Strafen des Diebstahls von den geringfügigsten Gefängnißstrafen

bis zu den schweren zeitigen Zuchthausstrafen aufsteigen '.

Z. 165.

Hehlerei.

Das Römische Recht stellte den Hehler eines Diebes oder

Räubers, nicht minder den Hehler einer gestohlenen oder geraub

ten Sache im Ganzen aus gleiche Linie der Strafbarkeit mit

dem Diebe oder Räubers ' >

Dieselbe Gleichstellung begegnet uns in den Germani

schen Volksrechten^. Desgleichen sagt der Sachsenspiegel:

„Die welche Diebstahl oder Raub hüten, oder die Andre mit

Hülfe dabei bestärken: werden sie deß überwunden, man soll über

sie wie über jene richten"^ Auf dieser Grundlage erwuchs

das Deutsche Sprichwort: „Der Hehler ist nicht besser als der

Stehler."

1 Einen Ueberblick der Strafen des Diebstahls sucht zu geben

Häberlin, Band IV, Seite 117—131. Das nähere Eingehen hierauf würde

zu weit führen und ohne sonderlichen wissenschaftlichen Ertrag sein. An diesem,

wie an andren ähnlichen Punkten ist aufdas Specialstudium des eine»

Jeden besonders angehenden Partikularrechts zu verweisen.

Besondre Berücksichtigung findet in den Strafsatzungen die thätige Reue,

die freiwillige Erstattung des Gestohlenen, die auch im gemeinen

Recht als Milderungsgrund anerkannt ist u»d über die besondre Abhandlungen

von Reinbarth (1733), von Beck (1726) und von Hommel (1737) geliefert

worden sind. Württemberg, 342, läßt hier dieStrafe auf die Hälfte

herabsetzen. Nach dem Braunschweigischen Gesetzbuch H. 243 befreiet

der frerwillige Ersatz bei dem einfachen Diebstahl von aller

Strafe. Vgl. Sachsen 1838, Art. 65. Sachsen 18SS, Art. 64. Han

nover 299. Baiern 226, 227. Oldenburg 231, 232. N. Jahrbücher

für Sächsisches Straft. II, Seite 2S7. Seusfert, Blätter für Rechtsam

Wendung IV, S. 196. Hufnagel, Kommentar II, S. 479. III, 465. Der

selbe, Strafgesetzb. S. 357—R!«. Oesterreich 47, «; 264 K.

2 I.. 49. §. I. O. Luit. (47, 2). I.. 14. Cod. turt. (6, 2). Inst. IV, 1.4:

,,«WNSS HUI seientss rsm furtiväm susLSvsrint vel vslävsrint, kurti

»so rnsnikssti odnoxii sunt." Hlvisnl^. 3. Z. 3. O. inoend. (47, 9):

„Reosptore» non minus ctelinc^uunt qusm ÄAgressores." I'g.uIIus

V, 3, 14: „Reosritorss äAgressorum iternc^us lätronnin e»6si» posn»

»5A«iuotur, <zu«,ivsi Istronss; sudlstis eniin suseevtoridns Arä8>

santium «upic!« conquissoit." 1^. 1. Oo6. l'Keocl, cle Kis c>ui lä-

tronos (9, 29) : „pär ätqus ipsos rsos poen» sxspsotst."

» OKilcksb. II. psoturn 593. «. 3 ; OKIot. Seerst. 596. «. 5 ; I^.Vurßuuö.

XI^VII. 1, 2, 3z Osorsts, l'ässil. de populsr. legid. «. 7.

4 8sv. II. 13 (nach Robert Sachße 14) ß. 6.
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Von der Karolina wird im Art. 40 eine ausführliche Er

klärung der Hehlerei gegeben: „Item so einer wissentlich und

geverlicher weiß von geraubtem oder gestolnem gut beut oder

theil nimmt, oder so einer die theter wissentlich und geverlicher

weiß etzt oder drenkt, auch die theter oder obgemeldt unrecht gut

gar oder zum theil wissentlich annimpt, heimlich verbirgt, beher

bergt, verkaufst oder vertreibt, Ist auch ein anzeigung

peinlich zu fragen." Es fand nun zwar die Ansicht ihre Ver-

theidiger, daß dem Hehler die Strafe des DiebeS aufzuerlegen

sei doch erlangte diese Ansicht nur für die gewerbsmäßige Heh

lerei die Zustimmung der gemeinrechtlichen Praxis, während man

sich im Uebrigen mit einer arbiträren Strafe begnügtet « '

Manche der neueren Gesetzbücher handeln von der Hehlerei

nicht besonders, sondern lassen hier die allgemeinen Grundsätze

über Begünstigung entscheiden. Andre, in einer richtigeren Wür

digung des praktischen Bedürsnisses, stellen einen abgesonderten

Begriff der Hehlerei auf 2. Die gemeinrechtliche Grundlage hat

man beibehalten. Hin und wieder findet sich auch noch die alte

gemeinrechtliche Unterscheidung der eigentlichen Hehlerei, d. h.

der Verbergung des Diebes oder Räubers, oder des entwende

ten Gutes, von der Partirerei, d. h. dem Ankauf oder Ver

kauf der entwendeten Gegenständes Das Preußische Recht

beschränkt den Begriff der Hehlerei nicht auf Raub, Diebstahl

und Unterschlagung, sondern dehnt ihn auch auf ähnliche Verbre

chen und Vergehen, namentlich auf den Betrug auö^.

Man hat zwei Arten der Hehlerei zu unterscheiden, nämlich

Hehlerei in Betreff der widerrechtlich erlangten Sachen und

Hehlerei in Betreff der Personen der Verbrecher. Daneben

verdient die gewerbsmäßige Hehlerei hervorgehoben zu

werden.

Ueberall ist Dolus des Hehlers erforderlich. Der Hehler

muß um den verbrecherischen Erwerb der Sachen, oder um. die

! I^s^ser 8pe«. SS5. ll. 1. Usltkslck, Hurispr. torsus. Z. 1SS2.

2 Quistorp §. 372.

s Von einem besondren Delikt der Hehlerei handeln nurOesierreich 185,

IS«; Preußen 237; Württemberg 343;. Sachsen 185S, 2S2, 2S3;

Thüringen 231.

' 4 So namentlich Sachsen 292, nicht genau übereinstimmend mit der ge

meinrechtlichen Auffassung der Partirerei.

s Temme, Lehrbuch »6ö. Oppenhof 313, Nr,27.
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verbrecherische Thätigkeit der Personen gewußt haben. Eigen

nützige Absicht kann man nicht unbedingt als Merkmal der Heh

lerei fordern, namentlich nicht bei der Verheimlichung und An

nahme der entwendeten Sachen. Wohl aber ist es angemessen,

diejenige Verheimlichung derPerson, die nur aus persönlichem

Mitleid entspringt, nicht als Hehlerei, sondern nach den all

gemeinen Grundsätzen über Begünstigung zu behandelnd

Die Thätigkeit besteht in der Regel darin, daß man ent

weder 1) die Sachen verheimlicht, oder sie an sich bringt, oder

bei ihrer Veräußerung mitwirkt; oder daß man I) den Personen

einen versteckten Aufenthalt gewährt, vielleicht gar eine Diebes-

hcrberge unterhält 2.

Der Zeitpunkt der Vollendung tritt ein mit der Annahme

der Sachen oder mit der Aufnahme der Personen. Es ist

die wirkliche Erlangung eines Vortheils weder auf Seiten des

Hehlers, noch auf Seiten des Diebes nöthig.

Die Strafe steigt nicht blos nach Maßgabe der eigenen

Thätigkeit des Hehlers, sondern auch nach Maßgabe des dem

Hehler bekannten Verbrechens, das der Entwender verübt hat.

Sie ist daher schwerer bei dem schweren Diebstahl und bei dem

Raube, als bei dem leichten Diebstahls

Daß aber die Strafbarkeit des Hehlers der des Stehlers

gleich stehe, kann im Allgemeinen nicht zugestanden werden.

Der Hehler verhält sich passiv, wo der Dieb aktiv ist. Der

Hehler hindert die Ucberführung des Diebes und nimmt nach

der That an den Vortheilen Theil: der Dieb verübt die That

selbst. Nur wenn die Hehlerei gewerbsmäßig getrieben wird,

möchte ihre Strafbarkeit der des Diebstahls gleichkommen.

Die hohe Strnfbarkeit der Hehlerei ist übrigens nicht in Ab

rede zu stellen. „Ohne den Hehler kein Stehler" ^ Sehr viele

Diebstähle würden ungeschehen bleiben, wenn die Diebe nicht

wüßten, daß sie an den Hehlern einen Hinterhalt Habenz und es

1 Man vergleiche den §. 237 des Preuß. Strafgesetzbuches in seiner ur

sprünglichen Fassung mit der neuen Fassung des Gesetzes vom 14. Avrill8SS

(Gesctzsamml. 210). Dazu Oppenhof, Seite 312, Nr. IS. Temme,

Lehrbuch 9««.

2 Die Gesetzbücher zählen die einzelnen Handlungen auf. Auch die An

nahme ein er gestohlene» Sache als Pfand wird dabei angeführt.

s Preuß. Stfgb. §. 238.

4 „suhlätis Sllirll suscsptorlbus grsssirntium oupi6« oonquieseit,"

Vgl. S. 298 Note 1, — Temme, Lehre vom Diebstahl, Seite 3S3—403.
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ist gerade der Hehler, der, ohne sich einer persönlichen Gefahr

auszusetzen, den größten Theil der Vortheile deS Diebstahls zu

genießen pflegt.

IV.

Erpressung und Raub.

8. 166.

Erpressung.

Eine Erpressung verübt derjenige, der in der Absicht, sich oder

Andren einen rechtswidrigen VcrmögenSvortheil zu verschaffen,

Jemanden zu einem Thun, Dulden oder Unterlassen zwingt.

Bei den Römern wurde die Oonoussio erst in der Kaiserzeit

besonders hervorgehoben, weil man die alten Bedrohungen deS

lürime» rer>etu»<Zs,rurn und die ^.eti« huocl metus oaus8g, UN-

genügend fand>. Das Römische Recht giebt aber keine bestimmte

Definition, sondern führt nur einzelne Fälle der <üoneus8io an,

namentlich die Erpressung durch Mißbrauch oder Vorspiegelung

einer öffentlichen Machtbefugnis; ^ und die Erpressung durch An

drohung einer Kriminalklage ^. Durch die Richtung der Absicht

auf einen Vermögensvortheil unterschied sich die Oonoussi« von

dem Oirnen vis 4^

Das gemeine Recht entwickelte auf dieser Römischen Grund

lage einen ziemlich schwankenden Begriff der Erpressung oder

Konkussion. Man unterscheidet <ü«««ussio publica und Oon-

1 Rlstusr, czussst. 6e /jurs «rim. Rom. p»K. 39« s<zy. Roßhirt,

Geschichte und System II, S. isg fgg. Rein, Seite 344.

2 1^. 1. O. <Zs «oveuss. (47, 13): ,,81 simulät« prassidis^ussu

«oneussi« intervevit, »blätura s^usmogi terrore restitui prssses pro-

viuoms ^udet et öelistum sosrsst." 1^. 6. §. 3. O. <ts olk. prsss. (I, 18),

1,. 4. 5. Oo6. sä Isg. ^«1. rsp. (9, 24). res, »snt. V. 2S, 12: o^vi

iusiAuibus sltiorls orüinis «tuiitur militismo^u« oonkin-

gunt, <zu« c^usm tgrrssrit vgl vonLutisiit."

s Hier konkurrirtedieKonkussionsklage mit der öffentlichen Anklage aus der

1^,. Oorn. äs sslsis 1^. 2. K. t. 1^,. 8. O. äs «älumvis, spricht von einem

ähnlichen Falle, w« die Strafe der «älumnis eintreten soll^

4 ?Iätiisr, quss8t. äs Hure «r!m. Rom. pag. 401. Mittermaier

inDemme's Annalen Band VIII, Seite 220, 221, woselbst namentlich der

schon früher von Andren widerlegte, aber doch noch bei manchen Neueren wieder

begangene Jrrthum beseitigt wird, daß- auch die erzwungene Eingehung einer

Ehe Erpressung fei. Der Vermögensvortheil ist auch nach Rom. Recht

unbedingt nothwendig. — An manchen Stellen kommt Ooneussio in einem

weiteren Sinne vor, schlechtweg als Bedrückung.
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«ussio privat». Jene besteht in dem Mißbrauch einer Amts

gewalt zum Zweck der Erpressung; sie gehört nicht unter die

Privatverbrechen, sondern unter die Amtsverbrechen. Diese hin

gegen ist die von einer Privatperson verübte Erpressung; von

ihr allein soll hier die Rede sein?.

In den neueren Gesetzbüchern dehnte man den Begriff

aus, gab ihm aber eine ziemlich übereinstimmende Fassung ^.

Das Preußische Recht hat ihn wieder eingeengt, indem es die

Bedrohung des Andren mit einem Verbrechen oder Ver

gehen zum Merkmal der Erpressung stempelt^.

Gegenstand der Erpressung ist ein Vermögensvortheil.

Dies Merkmal ist durchaus aufrecht zu erhalten, wenn das Ver

brechen gehörig von der Nöthigung geschieden werden soll.

Auch in denjenigen Ländern, wo das Gesetzbuch nur schlechtweg

„Vortheil" fordert, hat diePraris immer wieder Vermögens

vortheil verlangt 4. Unter dem Vermögensvortheil ist aber nicht

nothwendig eine werthvolle Sache zu verstehen. Es genügt auch

jeder andre Vermögensvortheil; es genügt insbesondre der

Zwang zur, Uebernahme einer Verbindlichkeit, z. B. zur

Ausstellung eines Schuldscheines, zur Unterzeichnung einer Quit

tung; es genügt überhaupt der Zwang zu einem vortheilhaf-

ten Thun, Dulden oder Unterlassen. Und hierin liegt ein

wesentliches Unterscheidungszeichen der Erpressung vom Raube.

Zum Raube genügt die Abnöthigung eines vortheilhaften Thunö,

1 OäluKouäsr, ?rg,xis rer. crirn. e»p. 12S. Oärpsov, ?rsx.

rer. «r!ui. ?srs II. czu. 90, N«. 6. Loedmersci Osrpöov. c^uasst. 90.

od». 3. Feuerbach, Lehrbuch Z. 340. H enke, Handbuch III, S. 174.

2 Sachsen 1838, löö. Sachsen 1855, 282. Württemberg 314.

Braunschweig 177. Hannover 334, 335. Darmstadt 34g—3S2. Ba

den 417 — 422. Baiern 241, 242 (Arnold, im Archi» 1843, S. 388).

Oldenburg24ö, 247. Oesterreich »8. Thüringen ISS. Preuße»234.

s Vgl. Temm e, Beiträge Seite 101.

4 Weiß, Kommentar II, Seite 2S5. Kermes, Sächsische Jahrbücher

III, Seite 400. Motive zum Sachs. Strafgesetzb. v. 18S5, Seite 209 und

der Artikel 282 des gegenwärt. Sächsischen Strafgesetzb. Ucber Preußen:

Burchardi, im Archi« des Kriminalrechts 184«, Seite 30«. Temme, Lchrb.

S. 9«2. Dagegen irrig Oppen Hof Seite 30«, der zwar unter Nr. 1 ge

winnsüchtige Absicht, aber dennoch unter Nr. 5 keinen Vermögensvortheil als

angestrebten Gegenstand «erlangt. Vgl. Goltdammer, Materialien II,

S. 522. Hufnagel, Kommentarll, Seite 39« fgg. Derselbe, Straf

gesetzbuch ,c. Seite 308. Thilo, S. 3S«. Anmerk. zum Baierischen

Stfgb. II, S. 171.
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1

Duldens oder Unterlassens nicht; der Räuber nöthigt dem An

dren die Sache ab

Der Vermögensvortheil muß ein rechtswidriger sein. Hebt

man dies nicht hervor, so verwischen sich die Grenzlinien, welche

die Erpressung von der unerlaubten Selbsthülfe trennen.

Ein Gläubiger, der seinen Schuldner unter Drohungen zur

Schuldzahlung auffordert, kann nicht einer Erpressung beschul

digt werden.

Mittel der Begehung ist nicht blos die Bedrohung mit

einem Verbrechen oder Vergehen, wie das Preußische Recht

will, sondern eben so auch die Bedrohung mit irgend einem

Nachtheil ^. Nur muß die angewendete Drohung ihrer ob

jektiven Natur nach zu fürchten sein. Es kann noch keine

Erpressung angenommen werde», wenn ein auffallend Feiger sich

durch eine Drohung bestimmen ließ, die einem Andren nur ein

Lächeln abgenöthigt haben würde.

Vollendet ist das Verbrechen mit der Erlangung des be

absichtigten Zugeständnisses, d. h. wenn infolge der Dro

hung das Thun, Dulden oder Unterlassen wirklich statt

gefunden hat. Vom Römischen Rechte scheint überdies noch

Erreichung des Vortheils verlangt zu werdend Die neueren

Gesetzbücher stellen aber diese Forderung nichts

In der Strafbarkeit sieht die Erpressung häusig zwischen

dem Diebstahl und dem Raube in der Mitte. Die Gesetzbücher

verhängen auch bald die Strafen des Diebstahles, bald die Strafen

des Raubes. Wird die Erpressung einer Sache durch Drohungen

mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben verübt, so läßt sie

sich von dem Raube nicht mehr unterscheiden und steht auch in der

Strafbarkcit dem Raube gleich. Wird eine Erpressung durch An-

1 Wegen ihrer Verwandtschaft mit dem Raube ist die Erpressung mit ihm

meistentheils in den neueren Gesetzbüchern zusammengestellt. Um so wich

tiger ist die sorgfältige Unterscheidung beider Begriffe.

2 Nach den andren Deutschen Gesetzbüchern genügt auch die Bedrohung mit

einer an sich nicht strafbaren Handlung. In der That ist der Charakter der

Rechtswidrigkeit bei der Erpressung nicht darin zu suchen, daß mit einem

Verbrechen gedroht wird. Vgl. Temme, Beiträge S. 1<N.

«1^.1. O. äs oonsuss., wo es heißt „ädlätum restiwi." 1^. 2 sog.,

die Worte „peouuiäi» ässsplt."

4 Sie stellen nur die Forderung einer auf den Vortheil gerichteten

Absicht. Vgl. die oben, S. 302 in Note 2, angeführte» Gesetzstellcn. —

Ueber die ihrer Natur nach zu fürchtende Drohung: Arnold, Archiv

des Kr. 1843, Seite 388.
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drohung eines anderweitigen Verbrechens verübt, so steigt ihre

Strafbarkeit mit der Strasbarkeit des angedrohten Verbrechens ^.

s- 167.

Raub.

Das ältere Römische Recht sah in dem Raube ein bloßes

?urturll2. Später führte der Prätor die ^«tio vi bonorum

raptorur» ein, durch welche der Begriff des Raubes (Lapiuä)

als ein selbständiger anerkannt wurde ^. Die Rapina blieb aber,

gleich dem Irrtum, bloßes Privatdelikt ^. Seit der I^ex ^luli»

ge vi konnte man sie indeß als Orimen vis kriminell verfolgen ^.

Die späteren Kaiser heben endlich den Raub in Waffen und den

Straßenraub (das Orimen der I^atrones und der (Zrassatores)

als ein todcswürdiges, auch ohne Antrag des Verletzten zu stra

fendes, hervor«.

In den Germanischen Volksrechten ist nicht nur die Un

terscheidung von Diebstahl und Raub oft sehr schwankend, son-

1 Besonders hervorgehoben werden in den Gesetzbüchern diejenigen Er

pressungen, bei denen mit Mord «der Brandstiftung, oder nach Preuß,

R. auch mit Ueberschwemmung gedroht wurde. Baiern, Oldenburg

und Hannover wollen auch hier die Straft des Raubes; Preußen will

Zuchthaus bis zu fünf Jahren.

2 Savigny, Zeitschrift für geschichtl. Rechtswissenschaft V, Nr. S.

LeKv/är^s, äs srimius rg.pius,s sx priueipiis Mris oommuiiis, O,ss<Z,

183». Breitenbach, das Verbrechen des Raubes nach Römischem Rechte,

München 183». Unter den älteren Arbeiten besonders Lll«,vs, Lommsutati«

ääsrt. 12SLOO. äs poeos, räpinss,Lg,l. 1771. Vgl. Wächter, Lehrbuch II,

§. IS». Rein Seite 32« fgg. 424 fgg.

« Lsäius III, §. 20», (jui res «,lisn«,s rs,pit, teuetur stiam

kurti; yuis euim insgis älisnÄm isir, invit« goruino eontrsstst, c^uäm

c^ui vi i-azzit? itaqus rsets üietuiu est, eum irnprolzum furern esss. 8eä

proprisra «Ms clelieti g,vtioneiii z)rg,sto r iutroüuxit, <zuss »ppellstur

vi bonoruin räptoruiri ; st est iiitrg, Ällnurn «ju«,<Iru^>li s,et!o,

post ÄUQuui üupli; l^uss aeti« utilis est, etsi cz^uis urmm rern liest

iniriimsir, rspusrit."

«Llsins a.a.O. Rein S. 327. SeKwsr^s ziäZ. 28. Lrsitsn-

ds,ek 7.

s l.. 3. §. 2, 3, S. O. s,S ISA. ^ul. Äs vi pudl. (43, 6).

« Die schwersten Verbrecher, unter den Räubern, waren die I^troues;

ihnen stehen am nächsten die Llrsssutorss („pioximi latrovikus Ksbentur

^rässatoies" ste. 1^,. 28. §. 1«. 0. gg posnis. 48, lg). Wenn die Vrss-

sstorss mit Waffen angreifen, verfallen sie der Strafe der I^troves („si

eum ksrro agArsÄi et spoliärs institueruot, eapits puniuvtur." a. a. O.)

In diesem Falle lassen sich (Ziässäteres und I^ätrovss nicht mehr unter

scheiden. Zahlreiche Stellen bei Rein, Seite 424, au« denen Rein den

Schluß zieht, „daß der I.s,tro Waffen führen und auf Raub bedacht sein

muß." (xrassutores sind Straßenräuber; »gl. Rein, S. 42S.
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dem es wird auch die höhere Strafbarkeit deS Raubes verkannt'.

Später erkennt man den Charakter des Raubes deutlicher; und

sowohl in älteren Reichsgesetzen, als in den Rechtsbüchern

wird dem Räuber der Tod gedroht 2. Die Karsli na behält

die Todesstrafe bei^. Im gemeinen Rechte zeigen sich noch

mancherlei Bedenken über die Auffassung des Raubes und seine

Stellung im RechtSsvstem. Da in dem Raube ein Angriff auf

das Vermögen und ein Angriff auf die Person verbunden ist,

so wurde bald jener, bald dieser zum Hauptgesichtspunkte gemacht.

Es konnte indeß von der großen Mehrzahl der gemeinrechtlichen

Juristen nicht verkannt werden, daß der Angriff auf die Person

hier nur Mittel sei und daß der Angriff auf das Vermögen

dem Verbrechen sein Hauptgepräge gebe.

1 Grimm, Rechtsalterthümer, 1854, Seite 634, 63S: „Raub war

so wenig als Todtschlag im Deutschen Alterthum eine stet« ent,

ehrende Handlung; man kann ihn, wieTodtschlag dem Mord, dem heim

lichen Diebstahl entgegensetzen, und hauptsächlich letzterer galt dem Alterthum

ein Verbrechen. Nur ein Uebermaß von Gewalt, oder an Wehrlosen verübte

Gewalt, machte den Raub unrechtlich." Raubritter und Strandräuber

haben lange genug, im Bewußtsein dieser rohen altgermanischen Grundsätze,

gewüthet. Der ussusm (Küstenraub) galt sogar im Norden als besonders

ehrenvoll. — Nach Alamanni schein Recht wird der Raub aus einer Kirche

mit dem zwiefachen, der Diebstahl aus einer Kirche mit dem neunfachen

Werths gebüßt; 1^,. ^Isru. V. 1. 2: „si psr furtum — i>«veu>p1itsr

«orupouät; — si vsr« psr vim (per virtuteiu) Kos raptor sdstulerir,

üuplioitsr «omporist." In andren Volksrechtcn findet sich eine Gleich

stellung von Diebstahl und Raub. Das Burgundische Volksrecht be

stimmt, der große Diebstahl solle mit dem Leben, d«r kleine mit dem neunfachen

Ersatz, der Raub gleichfalls mit dem neunfachen Ersatz gebüßt werden; 1^,.

Lurg. IX. Das Angelsächsische Recht (lus's Gesetze eäp. 1«) strafte

mindestens den Raub nicht härter als den Diebstahl. Vgl. Wilda, Seite

570,914. Der Ausdruck Raub kommt sehr häufig fürDiebstahl vor; vgl.

Wilda, S. SIS, 31«, 907. Grimm a. a, O.

2 Landfr. von 1187, Z. 19. Henri«! trsugg, 1230, «.13. Vgl.Waltcr,

Deutsche Rechtsgeschichte §. 7«3. Während des Mittelalters steht der Raub

immernoch mitdemFehderecht im Zusammenhange. Roßhirt, Geschichte

und System II, Seite löö. SvKmar-e psg.S3. — 8sp.II, 13. §. ö: „Wer

den Mann erschlägt, oder fängt, oder beraubt , dem soll man das

Haupt abschlagen;" nach Rob. Sachße ll, 14, §. S. Schwabens»,

(nach Laßberg) 42, 174», 234, 249. Rechtsbuch Ruprechts II, 31—34

(Ausg. »0» Maurer Seite 2S9).

s OOO. Art. 126: „Ein jeder boshaftiger überwundener Räuber soll

nach vermöge unserer Vorfahren und unserer gemeinen kaiserlichen Rechte mit

dem Schwert, oder wie an jedem Ort Gewohnheit ist, doch am Leben

gestraft werden." Auch die Stadtrechte sind zu berücksichtigen. 8tst.

»osl. II, §. 63. Kulmisches Recht, Ausgabevon Lemann S.165. Sil

bisches Recht, Ausgabe von Hach Seite S43. Cropp bei Hudtw alker II,

S. 11. Schirach, Holsteinisches Kriminalrecht, Seite S02. Hepp, im

Archiv des Kr. XIV, Seite 3SV.

Bcrncr, Strafrecht. Lg
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Auch die neueren Gesetzbücher haben bald mehr das persön

liche, .bald mehr das vermögensrechtliche Moment des Rau

bes in's Auge gefaßt i. Obwohl dies nicht nur auf die Stel

lung des Raubes im Gesetzbuch, sondern auch auf den Begriff

des Raubes Einfluß geübt hat, so kann man doch, wenn man

sich die Angabe der Verschiedenheiten in den verschiedenen Gesetz

büchern für die Darstellung des Tatbestandes vorbehält, den

Begriff schlechtweg so formuliren:

Raub ist Entwendung mittelst Gewalt gegen die Person.

Im Ganzen treffen bei dem Raube die Merkmale des

Diebstahls zu. Das wesentliche Unterscheidungsmerkmal liegt

nur darin, daß bei dem Raube das Mittel der Entwendung

in Gewalt gegen die Person besteht.

Zur Gewalt ist sowohl die physische, als die psychologi

sche zu rechnen. Es sind nicht gerade Tätlichkeiten erforderlich.

Auch eine bloße Bedrohung mit einer gegenwärtigen Ge

fahr für Leib und Leben ist ausreichend.

Eben deshalb kann auch in demjenigen Falle Raub ange

nommen werden, wo der Bedrohte die Sache selbst übergiebt;

und in diesem Falle hört das Erforderniß der Wegnahme aus

fremdem Gewahrsam auf, das bei dem Diebstahl unumgänglich

nothwendig ist 2.

Dagegen kann andrerseits in demjenigen Falle kein Raub an

genommen werden, wo der Thäter dem Inhaber die Sache zwar

entreißt, aber dabei gar keine Gewalt gegen die Person

1 Baiern (1813)233. Sachsen 1838, 163. Hannover 321. Braun

schweig 17S. Darmstadt 344. Oldenburg 238. Oesterreich S7,

IS« — 1S5. Thüringen 152. Preußen 23«. Sachsen 18S5, 177.

Württemberg 311. Baden 410. Sachsen und Braunschweig stelle»

de» Raub unter die Verbrechen wider die persönliche Freiheit. Die Säch

sische Praris gerieth mit der Auffassung des Gesetzb. ». 1838 bald in Wider

spruch; die Bestimmung, daß der Raub schon ohne Wegnahme der Sache

Vollendet sei, also vollendet sei durch bloße Gewalt gegen die Person in der Ab

ficht der Wegnahme, fand keinen Beifall. Schwarze in Watzdorf's Jahr

büchern I, S. S3. Erläuterungen des alten Gesetzes gab schon das Gesetz vom

IS. März 1840. Ueber das neue Sächsische Gesetzb. vgl. unten. Weiteres

überhaupt unten S. 308 in der Note 2.

2 Die Drohung muß nur mit einer gegenwärtigen Gefahr für Leib

oder Leben verbunden sein; sonst ist nicht Raub, sondern Erpressung

anzunehmen. Da hier Zweifel entstehen könnten, so haben manche Gesetzbücher

besondre Anordnungen gegeben; so Preußen S. 23S, Sachsen 18S5, 178.
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anwendet. Hier wird man immer nur von einem besonders

frechen Diebstahle reden könnend

Die vergewaltigte Person braucht nicht die Person deö

zu Beraubenden zu sein. Es genügt, wenn die Gewalt gegen eine

Person angewendet wurde, die der Entwendung ein Hin-

derniß in den Weg legte. Es braucht also die überwundene

Person nicht die des Eigenthümers, selbst nicht einmal die des

Inhabers zu sein; es ist vielmehr auch dann Raub anzunehmen,

wenn man die Entwendung durch die Bewältigung eines aufge

stellten Wächters zu Stande bringt. Mit dem aufgestellten Er

fordernis) der „Gewalt gegen die Person" soll nur gesagt sein,

daß die unmittelbar gegen die Sache ausgeübte Gewalt keinen

Raub begründet

Die Gewalt muß das Mittel der Entwendung gewesen sein.

Es begründet weder die nach der Entwendung verübte Gewalt

einen Raub, noch auch diejenige vör der Entwendung angewen

dete Gewalt, die nicht auf die Entwendung gerichtet war.

Es kommen hier folgende zwei Fälle in Betracht:

1) Der Thäter beabsichtigt nur einen Diebstahl. Er wird

bei dem Diebstahl ertappt. Nun greift er zur Gewalt. — Hier

kann immer nur ein Zusammentreffen von Diebstahl und Ge

walt angenommen werden, sofern die Gewalt nicht als Mittel

der Entwendung angewendet wurde. Dies ist völlig unzweifel

haft, wenn der Dieb durch die Gewalt nur seine Person ver-

theidigte. Es ist auch anzunehmen, wenn der Thäter durch die

Gewalt sich im Besitze der bereits gestohlenen Sachen zu be

haupten suchte. In dem letzteren Falle wird indeß der Dieb

stahl raubähnlich; die Gewalt gegen die Person wendet sich

auf die Entwendung zurück: deshalb stellen die Gesetzbücher

diesen Fall dem Raube gleicht.

1 Goltdammer, Materialien II, S. 514. Oppenhof, Seite S«i,

Nr. S.

2 Tittmann, Handb. II, Seite 467. Henke, Handb. III, Seite IS«.

Klien, vom Diebstahl, Seite 44g. Hufnagel, Kommentar II, Seite 287.

Derselbe, Srrafgesetzb. S. 3«3, Nr. «.

s Hannover nimmt nicht Raub , sondern Zusammenfluß von Miß

handlung oder Körperverletzung und Diebstahl an, straft aber (Art. S2S) den

Thäter gleich einem Räuber. Ebenso Preußen 23«. Sachsen, Baiern,

Oldenburg, Baden, Darmstadt, Oesterreich, Thüringen stimmen

mitPreußenundHannover darin überein, daß sie dieStrafe desRau

bes verhängen, sobald die Physische Gewalt gegen die Person, «der die Dro-

20*
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2) Der Thäter beabsichtigt nur eine GewaltthStigkeit. Er

führt dieselbe aus. Die vergewaltigte Person geräth dadurch in

einen Hülflosen Zustand. Diesen benutzt der Thäter nachträglich

zur Verübung einer Entwendung. — Auch hier kann nur Zu

sammentreffen von Diebstahl und Gewalt angenommen wer

den. So ist in der That nach den meisten Gesetzbüchern zu

entscheiden. Nur zur Erleichterung des Beweises und in der

Ueberzeugung, daß der Unterschied in der Strafbarkeit zwischen

einem solchen Zusammentreffen und einem wirklichen Raube nicht

belangreich sei, haben einige Gesetzbücher hier angeordnet, daß

der Thäter mit der Einrede nicht gehört werden soll, er habe die

Gewalt nicht in der Absicht der Entwendung ausgeübt ^.

Die Frage, wann der Raub vollendet sei, wird von den

Gesetzbüchern verschieden beurtheilt, je nachdem sie den Raub vor

zugsweise als ein Verbrechen gegen die Person, oder als ein

Verbrechen gegen das Vermögen auffassen. Die meisten Ge

setzbücher, unter ihnen auch das ältere Sächsische, betrachteten

den Raub schon mit der Anwendung der Gewalt als vol

lendet; sie forderten nicht, daß der Räuber seine diebische Absicht

erreichthabe. Dagegen haben Württemberg, Baden, Sachsen

1855 und Preußen die Besitzergreifung der Sache, ganz

wie bei dem Diebstahl, zum Merkmal der Vollendung erhoben ^.

Dies allein entspricht der Natur der Sache. Nur macht sich

Sachsen 1855 eines Widerspruches schuldig, wenn es dieser

Auffassung huldigt und dennoch den Raub unter die Verbrechen

„gegen die persönliche Freiheit" stellt.

Die Strafe des Raubes besteht mindestens in mehrjährigem

Hungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben zur Verth eidigung

des Besitzes der gestohlenen Sachen stattfanden. Kein Gesetzbuch

nimmt aber Raub cm, wenn der ertappte Dieb nur zur Sicherung seiner

Person Gewalt anwendete.

! Die besagte Einrede wird abgeschnitten Von Baiern 1813, 234; von

Oldenburg 239. Anders Hannover 322.

s Oesterreich 19« ist bei seiner alten Auffassung geblieben, nach welcher

schon derjenige sich eines Raubes schuldig macht, der einer andren P»son nur

Gewalt anthnt, um sich der Sache zu bemächtigen; die wirkliche BemSch-

tigung wird nicht gefordert. Auch Baiern 1813 fordert nur Gewalt. Sachsen

schloß sich dem früher an, fordert aber jetzt im Art. 177, daß der Thäter sich des

fremden Gutes bemächtige oder dessen Herausgabe erzwinge. Ebenso

forderte schon Württemberg 311, daß man sich das fremde Gut „zueigne."

Nach Badischem Recht 410 muß der Räuber den Andren zur „Ueber-

lassnng der Sache" genöthigt haben. Preußen 23« fordert Weg

nahme.
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Zuchthause. Sie steigert sich, wenn der Raub durch Wege

lagerung, in Banden, mit erheblichen Mißhandlungen oder

Körperverletzungen verübt wird. Haben Verstümmelun

gen stattgefunden, oder ist gar bei dem Raube der Tod eines

Menschen durch Mißhandlung oder Körperverletzung herbeigeführt

worden, sorechtfertigt sich die lebenöwierige Zuchthausstrafe.

Wurde ein Raubmord verübt, so versteht sich die Strafe deS

Mordes von selbst

Dritter Titel.

Gegen die persönliche Freiheit.

Z. 168.

Orirnen vis, Nöthigung und Drohung,

Im älteren Römischen Recht springt noch kein allgemeiner

Begriff des (üriineii vis hervor. Man zog einzelne Gewalt-

thätigkeitcn wegen der Eigentümlichkeit ihres Inhaltes

unter verschiedene strafrechtliche Gesichtspunkte, stellte sich aber

nicht auf jenen allgemeinen Standpunkt, von dem aus die Ge

walt als solche schon strafbar erscheinen konntet

Nun brachen gegen das Ende der Republik die bürgerlichen

Unruhen ein. Gewaltthätigkeiten nahmen überhand. Da gc-

1 Den Stufen gang in der Strafbarkcit von Betrug, Diebstahl

und Raub drückt I. U. Wirth so aus, daß der Betrug mit, der Diebstahl

ohne und der Raub gegen den äußerlich hervortretenden Willen des Ver

letzten verübt werde. Wirth, EthikBandII,Seite285 a.E.,28«fgg. Dies

ist eine zwar beachtenswerthe, aber doch nicht völlig richtige Andeutung. Es

würde darnach mancher freche Diebstahl, namentlich auch der Diebstahl m.it

Verschließung der Thür des Zimmers, in welchem sich der In

haber der zu stehlenden Sache befind et, als Raub aufgefaßt, also falsch

beurtheilt werden. Ueber den letzteren Fall vgl. Hufnagel, Kommentar,

Band II, Seite 28S; derselbe, das Strafgesetzbuch Seite S«3, Nr. 4.

2 Oic. pro l'ull. 4: „spug m»H«rss nostros — uikil opus tuisss

Huclici« 6s vi coactis srmstisczus KomiuiKus." Ueber die älteren Mono

graphien Wächter, im N. Archt« XII, S. 342. Außerdem O. ^. I^osv,

i^omm. cls präecsptis Huris R«m»ni «Ire» crimen vis, LcäpKus. 1829.

(Z. O. Oommsutäti« Huris Romsni <Is vi pudlic» st privats, H«I.

1832. O. X. ?eterm»nn, Oomm. gg prsscsptis Hur. Rom. circa cri-

rasu vis, Rostock. 1832. — Ausgezeichnet Wächter, über das Orimcu vis,

Neues Archiv des Kr. XI, S. 635, XII 341, XIII I, 195, 374. Lehrbuch II,

S.1—9. — Viel Gutes bei Abegg, Lehrb. §. 185, 186; auch bei Marez oll,

K. 80, 81, 82; noch mehr bei Rein, Seite 734 fgg. Vgl. Richard John,

Archiv des Kr. 1854, Seite 6« fgg.
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nügten die beschränkten alten Satzungen nicht mehr. Seit dieser

Zeit treten schnell nach einander verschiedene I^cZcs äs vi auf:

I^cx ?Iautia 665 a. u., I^sx I^utatia 676, I^ex ?«iupejä 702,

. I^ex ^ulia Oaesaris 708. Auch diese Gesetze heben indeß nur

einzelne, meist politische Richtungen der vis heraus, von

denen man gerade besonders fürchten zu müssen glaubte ^.

Darnach erfolgten die berühmten I^sZcs Bullae ^uZusti de

vi publica et g« vi privat«, 2. Trotz ihres weiteren Umfanges,

verpönen auch sie noch keineswegs jede Gewalt.

In der späteren Kaiserzeit erweitert sich, namentlich durch

die Einwirkung der juristischen Interpretation, der Umfang des

Begriffes der strafbaren Gewaltthätigkeiten noch mehr, während

gleichzeitig der Unterschied der vis publica und der vis

privata verwischt und die allgemeine Bezeichnung „violen-

tia" gebräuchlich wird 2.

Justianian stellt die Unterscheidung der vis publica

und der vis privat», wieder her, aber nicht in der ur

sprünglichen Weise. Er zählt viele Fälle zur vis publica,

die das alte Recht als vis privat«, betrachtete. Durch diesen

Wechsel werden die geschichtlichen Untersuchungen über die Grenze

der vis publica und der vis ariuata sehr erschwert ^.

Wichtiger noch war die in das Justinianische Recht ausge-

1 Wächter (Archiv XIII, 1«) stellt in Abrede, daß es neben der I.. ? lau-

ti«, noch eine 1^. I^utätig, gab. Dagegen Rein, S. 738 und Zachariä,

Arch. 1844, S. 559. Wichtiger war die 1^. l?«mpszg,; Osenbrüggen,

Rede für Milo S. 42 praeter, Geib, Gesch. des Rom. Srimwalprozesses,

legt ihr aber eine zu allgemeine Bedeutung bei; vgl. dagegen Rein, S. 74«.

2 Für die Annahme einer besondren CSsarischen und einer besondren

Augustischen Gesetzgebung äs vi entscheiden sich Sigonius, Ernesti,

Bach, Loew, Petermann, Wächter, Abegg. Dagegen nehmen nur

Eine, und zwar Cäsarische Gesetzgebung an Pratejus, Conradi,

Madai. Nach der Ansicht von Rein läßt sich Nichts mit Sicherheit entschei

den. Wächters Ansicht scheint aber hinreichend begründet.

s Wächter, Archiv XIII, S. 225 fgg. Roßhirt, Geschichte II, S. 85.

Madai, S. SS fgg. Platner, S. 201 fgg., 3S3. Rein, S. 752, 754. Ueber

den Namen vi o l s u tia l.. 8. Oocl.K. t. Loci. l'Ksocl. IX. 10.

4 Wächter XIII, S. 236—241, ISS fgg. Rein, 754. Zur vis public:«,

gehörten jetzt: „Amtsmißbrauch, Waffentragen, Waffenansammeln, Erregen

einer turba, skclitio, eines turnultus, oder auch nur Verfuch, Störung eines

Leichenbegängnisses, Raub bei Feuersbrunst, Entführung, Nothzucht, persön

liches Einsperren oder Zwang zu einer Leistung." Vis sruiata und vis

publica waren nicht identisch; manche Fälle unbewaffneter Gewalt gehörten

zur vis public:», wie umgekehrt manche Fälle bewaffneter Gewalt zur bloßen

vis privat«, gerechnet werden. Vgl. 1^. I«. Z. 1. I), »6 IgA. ^ul. cl« vi publ.

lind 1^.2. O. aä leg. ^ul.Ss vi privat»; 1^.5. I). cls vi publ.



Verbr. geg. d, persönl. Freiheit. Orinisu vis, Nöthigung u. Drohung. 311

nommene Bestimmung, daß jede widerrechtliche Gewalt

gestraft werden solle, sei eS als vis publioa, sei es als vis pri-

vata: ^ure utiiuur, ut ^uiöc^uiö omuin« per vim öat,

»ut in vis publivas, s,ut in vis privat«,« erimen in«i6ät" ^. ^

Dadurch hat das Oimen vis im Römischen Rechte eine ähnliche

aushülfliche Stellung gewonnen, wie der Stellionat. Und

wenn man erwägt, daß Gewalt und Trug die beiden Grundfor

men sind, auf die sich alle Verbrechen zurückführen lassen, so wird

man leicht ermessen, welche wichtige Rolle die Begriffe von vis und

stellioQätus in dem lückenhaften Römischen Strafrechte spielen

mußten.

Das gemeine Deutsche Recht, ebenfalls sehr lückenhaft

und überdies ohne einheimische umfassende Strafsatzungen wider

die Gewalt, mußte den Römischen Begriff deS (ürirnsn vi«

aufnehmen, wenn es auch die Römischen Strafen nicht anwen

den konnte. Es hat diesen Begriff aber durch Ausscheidung '

mancher gewaltthätiger Verbrechen, die es als selbständige Arten

behandelt^, nicht unbeträchtlich eingeengt. Noch weiter ist

die Ausschöpfung des Inhaltes des alten Crimen vis in den

neueren Gesetzbüchern gegangen, die so weit als möglich die

verschiedenen Arten der Gewalt als selbständige Verbrechen auf

zustellen suchen. Damit ist das Orirne» vis in den neueren Ge

setzbüchern zum Verbrechen der s. g. Nöthigung zusammenge

schrumpft^.

Gewaltthätigkeit oder Nöthigung ist demnach gegenwärtig

l 152. pr. 0. Ss «. ^. Aehnlich I.. 6. Oog.sck I«A. ^ul. äs vi pudl. :

„(juoniani mults, fäcillor«, sud uno vioisutis,« nomine «ou>

tinsiitur." Die aushülfliche Richtung des Orivllsu vis wird von Wächter

zu sehr beschränkt; hierin richtiger Abegg, Z. 186. — Da im Laufe der Zeit

manche Arten der vis als besondre Verbrechen bedroht wurden, ohne daß die

Anwendbarkeit des Strafgesetzes über vis bei diesen Arten aufhörte: so konnte

die Anklage wegen vis nicht selten mit andren Anklagen kon-

kurriren; der Ankläger wählte dann die ihm genehmste und sicherste Anklage.

Vgl. Rein, Seite 736, 755, 756.

s Namentlich Amtsmißbrauch, Raub, Nothzucht, Entführung, Selbsthülfe,

Erpressung, Einsperrung, Menschenraub, Aufruhr. — Im älteren Deutschen

Recht kommt der Begriff des Frieden sbrnches dem der Römischen vis am

nächsten; Wächter, Archiv XII, Seite 351 fgg.; Lehrbuch II, Seite 6, Nr.8;

Wild«, Seite 264. Die Praktiker des 16. und 17. Jahrhunderts schlössen sich

schon der Römischen Gesetzgebung über vis an; WächterXII, 381.

s Darmstadt Tit. 17, Art. 168, Oesterreich (vgl. S. 312 Note l) und

Baden 278 sprechen von Gewaltthätigkeit; die übrigen Gesetzbücher nennen

dasselbe Delikt Nöthigung. Alle, mit Ausnahme des Preußischen, schließen

sich demjenigen Begriffe der Gewaltan, den das gemeineRecht im Laufe der

Zeitfestgestellt hatte.
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nur derjenige widerrechtliche Zwang zu einem Dulden,

Thun oder Unterlassen, der nicht als ein besonders be

drohtes Verbrechen erscheint ^.

Gegenstand der Nöthigung ist eine Person, die persön

liche Freiheit. Gewalt wider Sachen gehört durchaus nicht

hierher 2.

Als Mittel der Ausführung kann nicht blos physische

Gewalt, sondern auch Drohung angewendet werdend Das

Preuß. Recht beschränkt den Begriff sogar auf die Dro-

hung^.

Der Zwang muß ein rechtswidriger sein, sei es durch den

Charakter der Gewalt oder Drohung an sich, sei es durch die

Rechtswidrigkeit des erzwungenen Duldens, Thuns oder Unter

lassens 2. Zu eng faßt indeß das Preußische Strafgesetzbuch den

1 Sachsen 18S8, lö8; Sachsen 1855, 2«1. Preußen spricht nicht

besonders von einem Dulden, sondern mir von „einer Handlung oder

Unterlassung;" §, 212. Unter den übrigen Gesetzbüchern, das Oesterreichi

sche abgerechnet, herrscht im Wesentlichen Ucbereinstimmung: Württemberg

231. Braunschweig 178. Hannovcr2l8. Baden 278. Oesterreich

behandelt das Delikt eigcnthümlich; »gl. §, 76 fgg., wo ein besondres Haupt

stück ,,von öffentlicher GewaltthStigkeit" beginnt; über die Bedrohung, um

Leistungen zu erzwingen, K. 98; über die Bedrohung, um Jemand in Furcht

und Unruhe zu versetzen, Z.SS; über öffentliche Bedrohung mit Mißhandlungen

§. 4S6. Thüringen 158.

2 Vom Römischen Rechte wird nicht unbedingt gefordert, daß die Ge

walt gegen eine Person gerichtet sei; »gl. Wächter Lehrb. II, Seite 4 und«.

Rein, S. 755. Man kann indeß auch im Römischen Rechte schon einen enge

ren Begriff der Gewalt unterscheiden, bei dem die Richtung gegen die Person

nothwendig ist; Abegg §. 188. Mittermaier zu Feuerbach §. 4«»,

Note l. Daß ein gewaltsames Benehmen zur Zerstörung «on Sachen, das

Eindringen in ein fremdes Haus u. s. w. strafbar sein könne, versteht sich »on

selbst; nur fällt es nicht unter den heutigen technischen Begriff der GewaltthS

tigkeit oder Nöthigung. Vgl. indeß Hesfter, im Archiv des Kr. 1855, Seite

S35 fgg., namentlich Seite 53S.

s Vgl. die Gesetzstellen S. Silin Note3u.S.312 Notel. I..1«. OoS.uoäs

v! zu »gl. mit 1^. 1. §. 5. O. c>uc>ü vi «,ut «wir,. 1^,. 7. pr., 1^. 8. Z. 1, S. O.

«.roorura turt. oues. 1^,. 1. §. 24. D. äs vi dou. rs,pt. 1^,. 73. §. 2. O.

üe R. ^.

4 Die Anwendung phusischer Gewalt ist »on dem Begriff der Nöthigung,

wie ihn Z. 212 das Preuß. Stfgb. auffaßt, ausgeschlossen; »gl, Goltdam-

mer, Materialien II, S. 452, Oppenhof, Seite 24g, Nr. 4. Sie kann

daher nur insofern gestraft werden, als sie unter andre Gesetze fällt. Tcmme,

Lehrb. S. 87g macht aufmerksam auf die seltsamen Widersprüche, die hieraus

hervorgehen: „Unerlaubte Sclbsthülfe unter Anwendung physischer Gemalt

ist z.B. straflos."

K Am klarsten bezeichnet die Punkte, in denen die Rechtswidrigkeit

des Zwanges hervortreten muß, Sachsen 1355, Art. 201 : „Wer außer den

in diesem Gesetzbuche besonders erwähnten Fällen, um Jemanden zu einer

Handlung, Duldung oder Unterlassung zu bestimmen, Gewalt oder Drohungen
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Begriff der Nöthigung, indem es Zwang zu einer Handlung oder

Unterlassung durch Bedrohung mit der VerÜbung eines

Verbrechens oder Vergehens fordert^.

Vollendet ist das Verbrechen nach einigen Gesetzbüchern

schon mit der stattgehabten Anwendung des Zwanges, nach

andren erst mit dem durch den Zwang bewirkten Thun, Dul

den oder Lassend Das gemeine Deutsche Recht stimmt mit

den ersteren überein ^.

Neben der Nöthigung pftegt in den Gesetzbüchern noch ein

besondres Delikt der Bedrohung angeführt zu werden. Die

Absicht, den Andren zu einem Thun, Dulden oder Lassen zu be

stimmen, füllt hier fort. Dagegen wird überall die Androhung

einer rechtswidrigen Handlung, in der Regel die Androhung

bestimmter Verbrechen, nach Preußischem Recht die Androhung

einer Brandstiftung oder Ueberschwemmung, gefordert ^.

Unpassend ist es, das Delikt der Drohung mit den verbrecheri

schen Vorbereitungshandlungen zusammenzustellen ^. Verpönt

ein Gesetzbuch die Drohung, so verpönt eS damit keine Vorbc-

reitungshcmdlung. Cs verleugnet den Satz damit nicht, daß der

bloße Wille noch nicht strasbar sei. Die Drohung ist noch nicht

einmal ein Beweis dafür, daß man den Willen zu dem ange

drohten Verbrechen wirklich habe. Um diesen vielleicht gar nicht

anwendet, wird, wenn entweder die Gewalt oder Bedrohung eine

rechtswidrige ist, oder der Andre durch die Gewalt oder Bedro

hung zu etwas Unrechtem oder Unsittlichem bestimmt werden

soll, wegen Nöthigung bestrast." Krug bemerkt dabei: „Die Nö

thigung ist ein subsidiäres Verbrechen. Sie setzt entweder eine rechtswidrige

Gewalt, oder ein rechtswidriges Ziel voraus, und unterscheidet sich dadurch von

der erlaubten Nöthigung, z. B. eines Knechtes zur Arbeit, eines Ein

dringlings zur Entfernung u. s. w."

1 Stfgb. §. 212. Dieser Z. ist gänzlich verunglückt.

2 Sachsen, Württemberg, Braunschweig erachten das Verbrechen

schon vollendet mit der Anwendung von Gewalt oder Drohung. Darmstadt,

Baden und Hannover halten dies nicht für ausreichend. Preußen unter

scheidet zwar, ob man den Andren zur Handlung oder Unterlassung nur zu

zwingen versucht oder wirklich zwingt, stellt aber Beides unter eine und dieselbe

Strafsatzung.

s Vgl. z. B. Abegg §. ISg.

4 Preuß. Stfgb. 213. Zweckmäßig ist es, wegen bloßer Drohungen

nicht von Amtswegen einzuschreiten; dies anerkennt z. B. Württemberg

282, Sachsen 18S5, Art. 207, welches letztere auch wegen Nöthigung

nur auf Antrag straft. Vgl. Sachsen 185S, Art. 206. Braunschweig

17S. Darmstadt 171. Baden 28«.

« Dies thut das Badische Strafgesetzbuch, ohne indeß Drohungen und

Vvrbereitungshandlungen gerade zu identificiren.
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vorhandenen Willen handelt es sich hier nicht. Es wird vielmehr

der in der Drohung selbst verwirklichte Wille gestraft, der eine

Störung des Rechtsftiedens herbeigeführt hatd

Im Römischen Recht ist die vis publica, mit Deportation,

bei schweren Fällen sogar mit dem Tode bedroht; die vis privat»

mit Relegation, Verlust des dritten Theiles vom Vermögen und

Infamie 2. Das gemeine Recht ließ arbiträre Freiheitsstrafen

eintretend Wiefern die bloße Drohung gemeinrechtlich strafbar

sei, wird später, bei dem Landzwange, angegeben werden.

Nach den neueren Gesetzbüchern wird meistentheils auf

mäßige Gefängnißftrafe erkannt d

Z. 169.

Hausfriedensbruch.

Sulla gab gegen denjenigen, der gewaltsam in Jemandes

Haus eingedrungen war, die Klage aus der I^ex Oarnelig, de

ir,Mrii«5. Gewaltsames Verdrängen eines Andren aus seiner

Besitzung, oder Umlagerung derselben, konnte bei den Römern

als Oimen vis gestraft werdend

Das Deutsche Recht sah in der Störung eines Andren in

^ OKauvssu stüslie, l'Ks'oris <Zu Ooüs pensl, s'ck. 18S2, ?«ros

IV. ps,As 1 et suiv.

2 I/. 8. iu tins Ooö. K. t. Ii. l , 8. v. sä IsZ. 3ul. 6s vi privat». F. 8.

Inst, gg pnbl.^ug. (4, 18). Wächter, Lehrb. II, Seite 8. Abegg, Seite

274.

s Schon Oarp2« v prast. qu, 4«, nr. 7 spricht aus, die Strafe sei bei uns

nach allgemeiner Gewohnheit arbiträr. Vgl. Wächter a. a. O..

^ Bei der Drohung wird von manchen Gesetzbüchern, statt des Gefäng

nisses, auch Geldstrafe zugelassen; bei der Nöthigung gestatte» andre,

statt des Gefängnisses, auch Arbeitshaus. Vgl. die angeführten Gesetze.

Preußen stellt für die Nöthigung und für die Bedrohung mit Brand oder

Ueberschwemmung Gefängniß von Einem Jahre als Marimmn auf und läßt

keine andren Strafen zu. Sehr streng ist Sachsen, das die Nöthigung

mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder Arbeitshaus bis zu vier

Jahren, die bloße Bedrohung mit Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu zwei

Jahre» straft, allerdings bei der Bedrohung in den geringeren Fällen Geldstrafe

statt des Gefängnisses zulassend.

s Inst. IV. 4, 8: ,,c>»äg soropstit «K SÄlll rem, <zuo6 SS pulsätum

quis verdsrätunivs, ctornuinvs suara vi intr«its,ra ssss clioat,"

Ii. S. pr, O. K. t.: „l!isx Lornsli«, sx tridus oänssis ös6it äetionsro, czu«6

<zuis pulsatus verbsi'ätusvs, cloinusvs e^us vi introita sit."

Birnbaum, im N. Archiv des Kr. IX, S. 403, XIV, S. 4S3. Rein,

S. 371.

« ?«,ull. V, 26, 3. I>. S. 0. I.. 3. §'. «. O. Isg. ^»1, 6« vi publ.

Nein, Seite 748.
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semer Wohnung den Bruch eines besondren Friedens ^.

Man rechnete zu demselben nicht blos das rechtswidrige Ein

dringen, sondern auch das eigenmächtige Verbleiben, und

strafte nach Maßgabe der verübten Ungebühr mit Geld- oder

Gefängnißstrafe, mitunter selbst mit dem Zuchthauses Als eine

besonders strafbare Art des Hausfriedensbruches wird der Burg

friedensbruch genannt, d. h. der Friedensbruch gegen landes

herrliche Schlösser oder Burgen ^.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß schon das bloße

Eindringen in die Wohnung eines Menschen wider dessen Willen

eine Verletzung seiner Freiheit in dem Gebiete ihrer berechtigsten

Bethätigung sei. Dasselbe gilt von dem unbefugten Verweilen.

Das Delikt bleibt aber nur so lange ein bloßes Verbrechen

gegen die persönliche- Freiheit und ein reiner Hausfriedensbruch,

als es nicht mit öffentlicher Gewalt verbunden ist oder in Land

friedensbruch übergeht. Die meisten Deutschen Gesetzbücher

haben dies erkannt. Wenngleich sie dem Hausfriedensbruche

häusig feine Stelle unter den Verbrechen gegen die öffentliche

Ruhe und Ordnung anweisen, so fassen sie den Begriff dessel

ben doch in der Regel so, daß öffentliche Gewalt und Landfrie

densbruch ausgeschlossen sind^. In entgegengesetzter Weise

1 Selbst der missethStige Mann genoß in seiner Wohnung einer gewissen

Sicherheit. 1^. 8sx. III, 4. I.. ^vgl. et Wer. VIII, 7. Einen Zusam

menhang des alten Hausfriedens mit der Religion muthmaßct

Wilda, Straft, der Germanen, S. 241: „Neben dem Hochsitz standen die

Bilder der Götter, und »on den Gebäude», die der Hof umschloß, scheint auch

eines besonders dem Gottesdienst geweiht gewesen zu sein." Die alte Ger

manische Grundlage war hier zu bedeutend, als daß das spätere Deutsche Recht

sie vom Römischen hätte verdränge» lassen könne».

2 XooK, lustit. zur. orim. „In c^uo delicto usus rori rsro ultra

eareersru vsl muletsm proAreäitur." Ll. Le^er, de violätious

seeuritätis (I«mestie«,s, Viteo. 1709. I'. Ll. 8truv., 6s paee äomestieir,

^eo. 1713. I^sz^ssr, 6s violätions seeuritätis domestiess, 8pee. 591.

LsoKtKolck, gg erimius irsretas vs,eis domssties,«, Urgent. 1727.

>Vs,IeK, ?rogr, III. cls p«,ee clomsstieu,, <Ieu. 1772—1778.

« Ueber den Burgfriedensbruch handeln zahlreiche ältere Abhand

lungen: L. LoeK, äs vires »urgoruin, Urgent. 1681, in Estor's klei

nen Schriften Band II, St. VII. Nr. IV, Seite 425 fgg. 5. 8. 8tr?eK, äs

skriretitats rssiltsutis,ium, Hai. 1697, ^ViueKIer, ös violirtu, domus

sseuriwts, I^ius. 1783. Vgl. Wilda, Seite 233 fgg.

^ Baiern 1813, 422 fgg. Sachsen 1838, 119; 1855, 151. Würt

temberg IS3. Darmstadt 165. Hannovers«. Braunschweig 18g.

Oldenburg 451, 452. Am besten ist Sachsen: ,,Wer in eines Andren

Wohnung, Geschäftslokal, oder dazu gehörigen geschlossenen Bezirk widerrecht

lich eindringt, oder ohne gesetzliche Befugniß und wider den erklärte» Willen

des Besitzers «der seines Stellvertreters daselbst verweilt, soll wegen Störung
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hat das Preuß. Strafgesetzbuch im §. 214 ein Delikt unter die

Verbrechen gegen die persönliche Freiheit gestellt, das viel zu sehr

den Charakter einer Störung des öffentlichen Friedens an sich

trägt, um hier seinen Platz einzunehmen, und das mit dem Haus

friedensbruche keineswegs zusammentrifft ^.

s- 170.

Gefangenhalten,

Wer einen Menschen in andrer Absicht, als um ihn zum

Sklaven zu machen, gefangen hält, verfällt der Strafe der 1^.

billig, vi puKIioa^.

In den Gesetzen deö gemeinen Deutschen Rechts ist zwar,

wenn man die kurze Erwähnung unseres Gegenstandes im Rcichs-

abschiede von 1512, Tit. IV, §. 6 abrechnet, von der Gesangen-

haltung nicht besonders die Rede. Die gemeinrechtliche Praris

hielt sich jedoch, nach den Strafbestimmungen über Injurien

und nach den Römischen Gesetzen über das OrimeQ vis, zur

Bestrafung berechtigt^.

Größere Aufmerksamkeit haben diesem Verbrechen die neueren

Gesetzbücher zugewendet. Sie bedrohen nicht nur das wider

rechtliche Einsperren, sondern auch jede andre Art rechtswidriger

Beraubung der persönlichen Freiheit ^.

des Hausfriedens auf Antrag gestraft werden." Vgl, Schwarze, über

Land - und Hausfriedensbruch, Archiv des Kr. 1842, S. 541—S52.

1 Der§. 214 sagt: „Wenn mehrere Personen sich zusammenrotten

und in die Wohnung, das Geschäftszimmer, oder das befriedigte Bcsitzthuni,

oder in abgeschlossene Räume, welche zum öffentlichen Dienste bestimmt sind,

widerrechtlich eindringen, so werden dieselben mit Gefängniß von Einer Woche

bis zu Einem Jahre bestraft." Der einfache Hausfriedensbruch wird

im §. 34« des Preuß. Strafgesetzb. als bloße Uebertretunq behandelt;

er ist mit Geldbuße bis zu ö« Thalern oder Gefängniß bis zu 6 Wochen bedroht.

2 1^. ö. pr. O. s,ä leg. ^ul. äs vi publ. (48, ö) : „cM Kominsi» 6ol«

mal« ioelnssrit, obse6«rit" — — (<z«,6em Isgs terietur). 1^,. 8. eoä.

„I^e^e ^uli» 6e vi pudlio» «ävetur, uo c>uis rourn viuoi«,t, im-

pe6ig,tve czuomiuus Koin»s ivtrs oertum tsmpus aäsit." Vgl. 1^. 1.

t^oct. d« privat, vsroerib. inkib.

s Oft behandelte man die rechtswidrige Einsperrung als Injurie, wo

gegen sich schon erklärt Erhard, Handbuch des ChursSchsischen peinlichen

Rechts, Theill, §. 308. Tittmann, Beiträge zur Lehre von den Verbrechen

gegen die Freiheit S. 13 (Meißen, 180S). Quistorp z. 391. Look,

iustit.^ur. erim. z. 2S4. ?Ä»l20v?, Oompsnd.^iir. orim. §. 8IS.

4 Unter de» neueren Gesetzgebungen hat zuerst das Preuß. Landrecht

das widerrechtliche Gefangenhalten besonders bedroht, und das Bairische
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Das Gefangenhalten muß ein absichtlich widerrechtliches

sein. Bloße Fahrlässigkeit genügt nicht. Aber auch bloße Ab

sichtlichkeit ist nicht ausreichend, wenn die Absicht nicht auf das

Widerrechtliche gerichtet war^.

Die Widerrechtlichkeit fällt namentlich weg bei der Ergrei

fung eines Verbrechers auf frischer That und bei dem

nothwendig gewordenen Gefangenhalten eines Geistes

kranken^.

Nicht blos durch ein längeres Gefangenhalten wird der

Thatbestand begründet, sondern auch durch eine augenblickliche

Haftnahme, durch falsche Angaben, welche die unbe

gründete Verhaftung bewirken sollen und in der That

bewirken, durch böswillige Bewirtung der Aufnahme eines

geistig Gesunden in ein JrrenhauS'.

Auf die Dauer dn Gefangenhaltung kommt für den That

bestand Nichts an. Sobald die Freiheitsberaubung zur That-

sache geworden, ist das Verbrechen vollendet.

Die Strafbarkeit bemißt sich dagegen besonders nach der

Dauer und nach der Intensität der verübten Freiheitsver

letzung, also nach dem Maße der durch den Verletzten erlittenen

Leiden. In den schwereren Fällen kann hohe Zuchthausstrafe

eintreten.

Recht schloß sich ihm an (Baiern 1813, Art. 132—19«). Vgl. Sachsen

1838, Art. I5S, 15«; Sachsen 1855, Axt. 197, 199. Württemberg 275—

277. Braunschweig 17«. Hannover 249. D armstadt 301,302. Ba

den 275—277. Oldenburg 197— 201. Preußen 210. Oesterreich

93, 94, rechnet die unbefugte Gefangenhaltung Zur öffentlichen Gewalt-

thätigkeit, ähnlich dem Römischen Recht.

1 Widerrechtliche Absicht fordern namentlich Baiern, Oldenburg,

Hannover, Darmstadt, Baden, Preußen. Vgl. Goltdammer,

Mat. II, S. 449.

2 Vgl. besonders Preuß. Stfgb. §. 211. Eltern und deren Stell

vertreter, welche dasZüchtiguiigsrecht zu einer der Gesundheit ihrer Un

tergebenen nachtheiligen oder gefährlichen Einsperrung mißbrauchen, sollen,

nach Art. 199 des Säch s. Strafgesetz», von 18öS, wegen Körperverletzung

gestraft werden. VomMißbrauch des Züchtigungsrechts handeln auch

Baiern 1813, Art. 205; Hannover242, 24«; Braunschweig 170. Es

zeigen sich in der Praris oft Schwierigkeiten in der Beurtheilung des

mißbrauchten Züchtigungrechts, namentlich in Betreff des Erfordernisses

der widerrechtlichen Absicht bei der Einsperrung; vgl. Hufnagel,

Kommentar II, S. 153 fgg.

» Der letztere Fall pflegt sehr streng geahndet zu werden. Siehe be

sonders Sachsen 185S, Art. 197, Absatz II.
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8- 171-

Menschenraub.

Kraft der 1^. ?akiä de plngiarüs erlitt bei den Römern

derjenige eine Kapitalstrafe, der einen Andren rechtswidrig in

Sklaverei versetzte oder erhielt'. Das Kanonische Recht, im

Bewußtsein des unendlichen WertheS freier menschlicher Persön

lichkeit, erklärt denjenigen für einen todeswürdigcn Verbrecher,

der einen Menschen stiehlt und verkauft^. Die Germanischen

Volksrechte lassen Freiheitsberaubungen und Menschenhandel

durch beträchtliche Geldstrafen büßend Das Schwäbische

Land recht verpönt den Menschenhandel mit dem Tode^. Die

Ncichsgesetze betrachten das Rauben und Fangen von Menschen

als eine Art des Landfriedensbruches ^. Die Karolina schweigt.

Deshalb lehnte sich die gemeinrechtliche Praxis vorzugsweise

an das Römische Recht, obwohl das Römische riaAim» nur

unter der Voraussetzung Römischer Sklaverei denkbar ist.

Ein abgesonderter Begriff des Menschenraubes konnte sich

auf der Grundlage der gemeinrechtlichen Quellen nicht bilden.

Erst die neuere Doktrin und Gesetzgebung hat ihn festzu

stellen gesucht.

Zum Menschenraube ist hiernach erforderlich, daß man sich

einer Person bemächtigt und sie dem Schutze der Ihrigen oder

des Staates entzogen habe^.

Die Absicht deö Thäters muß dahin gehen, die Person in

Sklaverei oder Leibeigenschaft zu bringen, oder sie doch ihren

persönlichen oderFamilienverhältnissen zu entreißen, z. B.

durch Ueberlieserung an die wilden Bewohner einer abgelegenen

Insel, an die Mitglieder einer Zigeuner- oder Räuberbande,

durch Ueberlieserung in fremden Seedienst oder Kriegsdienst

1 I>. 6. ß. 2, 7. O. <Zs ISA« ?sdis, gg plagisriis: ,,?Ieruni<zu« iu

mstslluin ääiunaritur." Rein , Seite 386 fgg.

2 „tjui furstur Koinivem st venäiclsiit eui», cz«nv!«tus noxss msi-to

morläwr," Nach Lxoä. XXI. 6. Vgl. Oapitul. VI. «äp. g.

. s I.. XXXIV. §. I . I., ^läiri. XI.VII. §. 1 und 2. I.. ^.ngl. VII. 5.

4 Laßberg, 2«1ä, 227.

s R. A. v. 1512, IV. §. 6. Von 1521, VII. §. 8 fgg.

° Baiern 1813, Art. 197—200. Sachsen 1838, Art. 145, 14«; 1855,

194,195. Württemberg 274. Braunschweig 169. Hannover 25«, 251.

Darn,stadt 299. Bade» 267 fgg. Oldenburg 2«2fgg. Oesterreich 90,

91. Prcußen2«4fgg. ThüringenKap. VI, §, 14«fgg.

' Es herrscht über den Begriff und Thatbeftand des Menschenraubes durch-
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Ist der Zustand, in den die entführte Person versetzt wird,

nicht schon an sich ein rechtswidriger, wie die Sklaverei und

die Leibeigenschaft, so kann das Verbrechen nur wider den

Willen der entführten Person begangen werden; ihre Zustim

mung hebt die Rcchtswidrigkeit der That auf. Dies leidet jedoch

eine Ausnahme in denjenigen Fällen, wo die entführte Person

noch dem Willen der Eltern oder des Vormundes ganz unter

worfen ist: denn hier wird, trotz der Zustimmung der entführten

Person, immer noch der berechtigte Wille der nicht zustim

menden Eltern oder des Vormundes verletzt ^.

Vollendet ist der Menschenraub mit dem Wegbringen, auch

ohne daß der beabsichtigte Zustand der Abhängigkeit herbeigeführt

wurde.

Die strengste Strafe verdient derjenige Menschenraub, der auf

die völlige Aufhebung der persönlichen Freiheit, auf Sklaverei

oder Leibeigenschaft, gerichtet war. Hier muß, selbst unter

sonst nicht gravirenden Umständen, mehrjährige Zuchthausstrafe

eintreten.

Hervorgehoben wird der s. g. Kinderraub, d. h. das listige

oder gewaltsame Wegbringen einer minderjährigen Person auS

der Obhut ihrer Eltern oder Vormünder. Hat dabei keine wei

tere verbrecherische Absicht gewaltet, so ist das Delikt minder straf

bar. Die Strafbarkeit steigt hingegen, sobald die That in der

aus keine völlige Übereinstimmung. Eigcnthümlich ist das Preußische

Recht insofern, als es auch die Entführung, um den Entführten in

hülfloser Lage aus zu selben, zum Menschenraub rechnet; §.204. Inder

Angabe der Fälle, die als Menschenraub gestraft werden sollen, ist §. 204 des

Preuß. Strafgesetzbuches bestimmter als die übrigen Legislationen, aber

gleichzeitig offenbar zu eng. Etwas weiter, aber doch ziemlich mit dem Preußi

schen übereinstimmend, faßt das Badifche Strafgesctzb, H. 267 den Begriff

des Menschenraubes: ,,Wcr sich eines Andren wider seinen Willen, mit Ge

walt oder durch List, rechtswidrig bemächtigt, und ihn im Auslande zu auswär

tigem Schiffs- vier Kriegsdienste nöthigt, oder in Sklaverei oder Leib

eigenschaft, oder einen andren Zustand der Abhängigkeit von fremder

Gewalt »ersetzt, oder ihn in entfernte Weltgegenden führt und da seinem

Schicksale überläßt" ,c.

i Am deutlichsten sind diese Momente der Rechtswidrigkeit in der Sächsi

schen Definition des Menschenraubes hervorgehoben: ,,Wer sich eines Men

schen durch Gewalt, Bedrohung mit widerrechtlichen Handlungen, oder durch

List, oder vor dessen zurückgelegtem vierzehnten Jahr mit dessen

Einwilligung, jedoch ohne Zustimmung der Eltern, der Wahl

eltern, oder des Vorm»ndesi>esselben, dergestalt bemächtigt, daß ihm

dadurch der Schutz der Gesetze in Beziehung auf seine persönlichen oder Fami

lienverhältnisse entzogen wird." Aehnlich Württemberg, das indeß vom

IS., statt vom 14. Jahre spricht.
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Absicht verübt wurde, den Entführten zu unsittlichen oder ge

winnsüchtigen Zwecken zu gebrauchen; z. B. zum Betteln,

zur Seiltänzern, Gaukelei u. s. w. Daß Eltern oder Vormün

der eingewilligt haben, hebt die Rechtswidrigkcit nicht auf, weil

ihnen ein Einwilligungsrecht hier nicht zusteht ^.

8- 172.

Entführung.

Bis auf Konstantin strafte man die Entführung (raprus) nur

als vis. Konstantin setzt auf den Laptus virginuir,, vicZuaruin

v«1 uxoruru Kapitalstrafe 2. Die Entführung einer Haustochter

galt den Römern hauptsächlich als ein Verbrechen gegen den

Vater, die Entführung einer Ehefrau hauptsächlich als Verbre

chen gegen den Mann ^. Der einwilligende Vater oder Ehemann

verfiel ebenfalls schwerer Strafet

Das Kanonische Recht bedroht die Entführung bei Kleri

kern mit Verlust des Ranges, bei Laien mit dem Anathem°.

Im Ucbrigen schließt es sich dem Römischen Rechte an. Doch

hebt es die Strafbarkeit der Entführung der einwilligenden Braut

1 Waltet bei dem Kinderraube diejenige Absicht ob, die den Menschenraub

charakterisirt, so ist die ganze Strenge der Strafe des Menschenraubes anzuwen

den. In der Regel wird derBegriffdes Kinderraubes aufdasErforderniß eines

geringeren Alters beschränkt, namentlich auf 14 Jahre, von Hannover auf IS,

von Württemberg auf IS. Hat das Kind eingewilligt, haben auch

die Eltern eingewilligt und ist der Zustand, in den das weggeführte Kind

versetzt werden soll, kein rechtswidriger oder unsittlicher: so verschwin

den alle Elemente der Strafbarkeit und es kann von einem Menschenraube oder

Kinderraube nicht mehr die Rede sein.

2 1^,. 1, 2. Log. 'I'Keog, 6s rsptu virg., vig. vel ux. — I.. S. §. 2. Iv. S.

O. s,g Isß. ^ul. äs vi publ. 3. Log. sog. R e i » bezweifelt, daß 1^. ^ul.

üs vi die Entführung bedroht habe.

2 1^. un, Log, K. t. (9, 13) pr. §. 1, §.2: ,,ut Kui« poenss ornriss sub-

Hs,esäut, sivs volsotibus sivs uolsvtibus virginibus, sivs uliis

roulisriuus tsls käsirius kusrit psrvstratum,"

4 Die um die Entführung wissenden Eltern wurden, nach Konstantins Ge

setzgebung, wegen ihres kupplerischen Benehmens (si patisntisin praskuerivt)

deportirt. R e i n , 395. Vgl. auch Q. 39. I). »g Icz. ^ul. äs aäult. — Im

Allgemeinen: Wächter, in seinen Abhandlungen aus dem Strafrechte, Th. I,

S. 42 fgg. H cpp, im N. Archiv des Kr. XIV, S. 4S7 fgg. Rein, 392 fgg.

Ein besondres Gefetz über Entführung erließ Justin ian. Inst. IV.

18, 8. 1^,. im. Log. gs raptu virA. 1^. 14. Log. gs epis«. Xov. 123, «. 43;

Vgl. Wächter a. a. O. S. 49—67.

s L. 1. L. XXXVI. yn. 1. ,,Los, qui rspiunt irmlierss sud voniin«

simul Iiäditsrigi, «,ut eoopsrantss, s,ut sonuivslltes raptoridus, gssrsvit

gsuct«, svnogus, ut, si<zuigsrn elsrioi suut, gseigänt proprio

grs,gu, si vsro Is,iei, s,us,tksms,ti^sutiir."
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auf^, eine Bestimmung, in welcher, gegenüber den starren Römi

schen Begriffen der ?«tegtag, die, selbständige Geltung der Per

sönlichkeit des Weibes durchbricht.

Unter den Germanischen Volksrechten enthalten das

Salische, das Wcstgothische, das Friesische, das Sächsische, daS

Anglische, das Longobardische und das Alamanische besondre

Anordnungen über den Frauenraub 2. Sowohl er, als auch die

Entführung des zustimm enden Frauenzimmers gegen den Willen

ihres Mundwaldes, unterlag strengen Strafend Während des

Mittelalters wird das Verbrechen häusig mit der Nochzucht zu

sammengefaßt^. Die Karolina schließt sich zwar ausdrücklich

dem Römischen Rechte an 2, kann aber doch nicht ohne Rücksicht

auf das Kanonische Recht und auf die Deutschen Gewohnheiten

ausgelegt werdend

Von den meisten neueren Gesetzbüchern ist der Begriff

der Entführung, unter Abschneidung mancher gemeinrechtlicher

Kontroversen, im Wesentlichen ebenso aufgefaßt worden, wie in

der entwickelten gemeinrechtlichen Doktrin. Läßt man die offen

baren Ungehörigkeiten, die sich in einigen Gesetzbüchern finden,

bei Seite, so kann folgender Begriff der Entführung aufgestellt

werden:

Entführung ist vorhanden, wenn ein Mann sich eines Wei

bes, gegen dessen oder feiner Gewalthaber Willen, durch Zurück

halten in seiner Gewalt oder durch Wegführung bemächtigt, um

eS zu ehelichen oder zu schwächen.

Der Thatbestand heischt als Subjekt einen Mann, als

Objekt ein Weib.

Diese beiden ersten einfachen Elemente des Thatbestandcs

werden freilich von manchen neueren Gesetzbüchern verkannt.

Die Fragen über die Entführung eines Weibes durch ein

1 6. X. K. t. (5, 17) : „Rsspougsmus, yuoä «um ibi raptus Siostur

sckruitti, udinil sriw 6s nuptiis ägitur, ists rsptor <Zi«l non äebst, «um

KsKusrit mulisris asssusum, et prius e«,m ässpousävsrit, <zus,m

«oZunvsrit.^

2 Wild« S. 841,842.

s Wild« S. 845 sag.

4 Rav.LSb. Recht lv, 7. Hamburger Statuten IV, 26. Vgl. Heffter,

Note zu §.458. Wild» S. 82S fgg.

s P. G. O. Art. 118, wo ausdrücklich auf die kaiserlichen Rechte «erwiesen

wird.

» Wächter». a.O. S. 67. Rvßhirt, Geschichteiii, S. 96, 10«.

Bcrner, Strafrecht. 21
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Weib, völlig unpraktisch und nöthigenfalls sehr leicht aus an

dren Gesichtspunkten zu beurtheilen, gehören, nach einem Aus

spruche Feuerbachs, schicklicher in einen Roman, als in ein

System des Strafrechts. Dennoch haben sie, bei der unange

messenen Ausdehnung, die dem Begriffe der Entführung von

einigen Gesetzbüchern gegeben worden ist, wieder Gegenstand

eines müßigen Streites werden könnend

Wegführung eines Mannes durch einen Mann kann bald

als Menschenraub, bald als rechtswidriges Gefangenhalten, bald

daneben als Versuch' einer naturwidrigen Unzucht gestraft wer

den. Dennoch haben mehrere Gesetzbücher den Begriff der Ent

führung absichtlich auf die Wegführung eines Mannes, der zur

naturwidrigen Unzucht mißbraucht werden soll, ausgedehnt 2.

Von allen neueren Gesetzbüchern unterscheidet sich das ge

meine Recht dadurch, daß es nur bei unbescholtenen Frauen

zimmern den Begriff der Entführung gelten läßt. Ist die Weg

geführte keine unbescholtene Person, so bleibt die Wegführung

nur als Vis, Gefangenhalten, oder vielleicht als Menschenraub

strafbar; die geschlechtliche Seite, die dem Verbrechen der Ent

führung sein eigenthümliches Gepräge giebt, kommt alsdann,

nach der gemeinrechtlichen Ansicht, nicht mehr in Anschlags. Es

ist nicht zu leugnen, daß die Unterscheidung der Entführung von

andren Freiheitsberaubungen durch die Aufhebung dieses Merk

males viel von ihrem stark markirten Gepräge verloren hat und

daß damit der Begriff der Entführung farblos geworden ist.

Die Absicht geht unmittelbar auf ein Zurückhalten oder

Wegführen des Weibes, mittelbar auf Ehelichung oder Un

zucht.

Als Handlung wird ein Zurückbehalten oder Wegfüh

ren erfordert. Vollziehung der Ehe oder der Unzucht ist zur

Vollendung nicht nöthig.

Nach Preußischem Rechte genügt das bloße Zurückbe

halten nicht; es wird unbedingt Wegführung verlangt. Nach

! Vgl. hierüberHSberlin, Band III, S. I6l.

2 So Baiern 201 — 203, Württemberg 278 — 28« (Hufnagel,

Komm. II, S. 1öS), Hannover 252—254, Oldenburg 2«S—208. Ueber

die Bestimmungen des älteren Sächsischen Stfgbs. Groß, KriminalqeseKb.

mit Anmerk. I. Abth. S. 143.

6 Das Erforderniß der Unbescholtenheit kann allerdings nur auf

ledige Frauen bezogen werden.
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gemeinem Rechte und nach den meisten neueren Gesetzbüchern ist

das Zurückbehalten zwar ausreichend, aber nur unter der Be

dingung, daß es an einem vom Wohnhause oder vom gewöhn

lichen Aufenthalt des Weibes entfernten Orte geschaht. Ein

Einsperren des Weibes in dessen eigener Wohnung wäre demnach

unter andre Verbrechcnsbegriffe unterzuordnen.

Das Wegführen oder Zurückbehalten muß ein widerrecht

liches sein.

Die Widerrechtlichkeit besteht in der Verletzung des Willens

des Weibes, oder seiner Gewalthaber, oder beider zu

gleich.

Erfolgte die Entführung ohne die Einwilligung des Weibes,

sei es durch List oder durch Gewalt, so liegt die Rechtswidrigkeit

vorzugsweise in der Verletzung des Willens des Weibes.

Erfolgte die Entführung mit Einwilligung des WeibeS, so

liegt die Widerrechtlichkeit in der Verletzung des Willens ihrer

Gewalthaber.

Erfolgte die Wegführung mit der Zustimmung beider, so

ist gar kein Wille verletzt, also gar kein Verbrechen der Ent

führung vorhanden. — Dasselbe ist anzunehmen, wenn zwar

nur die Weggeführte zugestimmt hat, diese aber keiner Gewalt

mehr unterworfen ist^.

Am strafbarsten ist die Entführung wider den Willen des

Weibes, sei eS durch List, z. B. während eines Zustandes des

Schlafes oder der Berauschung, sei es durch Gewalt. Hier tritt

Zuchthausstrafe ein.

Minder strafbar ist die Entführung eines einwilligenden Wei

bes. Hier reicht bloße Gefängnißstrafe aus, unter der Voraus

setzung, daß das Weib unverheirathet war^.'

1 Sieht man von der sprachlichen Bedeutung des Wortes Entführung ab,

und faßt man nur das juristisch Wichtige daran ins Auge, so liegt dies in der

eigentchümlichen Verbindung des entzogenen Schutzgebietes und der

geschlechtlichen Absicht. Beides ist aber auch dann vorhanden, wenn das

Weib aus geschlechtlicher Absicht in irgend einer Entfernung von ihrem Schutz

gebiete nur zurückgehalten wird. Anders denken Wächter, AbHand. I,

S. 93; Roßhirtiii, 10«. Will man das Zurückhalten hier nur als Ge

fangenhalten strafen, so übersieht man die mit dem Zurückhalten ver

knüpfte geschlechtliche Absicht.

2 Die Einwilligung der großjährigen unverehelichten Frauensperson

hebt nach den Gefetzbüchern für Baden und Preußen den Begriff der Ent

führung ganz auf. Vgl. Preuß. Stfgb. §. 208.

« Man läßt bei derEntführungind er Regel nuraufAn trag

21*
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Vierter Titel.

Gegen die leibliche Unversehrtheit.

8- 173.

Absichtliche und fahrlässige Verletzung.

Vom Römischen Rechte wird die Gesundhcitsverletzung als

solche nicht gestraft. In der Regel wird sie nur als Beschä

digung aufgefaßt, für welche man mit der ^«ti« legis ^ulline

Schadensersatz fordern darf. Ein Schadensersatz konnte aber nicht

blos bei dolosen, sondern auch bei kulposen Verletzungen gefor

dert werdend Die dolose Körperverletzung ließ sich oft als In

jurie, oft als (ürimeri vis strafend

Wenn man vom alten Kompositionensystem absieht, so bedroht

auch daS Deutsche Recht die Körperverletzung keineswegs als

solche; eS hebt nur einzelne Fälle als strafbar hervor^. Das

Französische Recht, dem das Preußische gefolgt ist, streicht die

Realinjurien und kennt nur. Körperverletzungen; im Deutschen

Recht treten die Körperverletzungen zurück und es kennt fast nur

Realinjurien. Kommen indeß dolose Körperverletzungen vor,

die sich unter die Begriffe andrer Verbrechen nicht unterordnen

lassen, so verhängt der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch,

trotz des Mangels ausdrücklicher Gesetze, eine arbiträre Strafet

ein Strafverfahren eintreten. Dies ist schon im genieinen Rechte

Grundsatz gewesen. P. G.O. Art. 118: „Darum mag der Ehemann oder

Vater." Wächter a. a. O. S. 98. Das Preuß. Stfgb. bestimmt im §. 2«9:

„Hat der Entführer die Entführte geheirathet, so kann gegen denselben nur

auf Antrag derjenigen Personen verfahren werden, welche auf die

Ungültigkeitserklärung der Ehe anzutrage» berechtigt sind.

Auch darf derselbe nicht eher «erurtheilt werden, als bis die Ehe vorher für

ungültig erklärt worden ist."

1 1^. IS, pr. 1^. 5, 6, 7. O. äS ISA. ^huil.

« Z^,. 1«. §. I. O. s,S I.. ^ul. <ls vi pudl. S, §. 1. I.. 7. §. 2, 8. 8.

1^. IS. pr. O. Äs ii^uriis. ß. 3. Irist. <ls ir^'ur. Wächter, Lehrb. B«>d II,

Seite 182, 183. ReinS.371. Abegg, Untersuchungen S. SS«.

s In den Rechtsbüchern werden namentlich Verwundungen und

Lähmungen genannt. Rügian, Landgebr. XI^I. (,,Von Wunden und

Beinbröken, Lämenisse» ,c.), XI^II. «8p. II. 16. K. 2. Besonders an

geführt ist die Zerstörung oder Abhauung von Gliedern (Mund, Augen, Ohren,

Nase, Zunge, Hände, Fuße, Zähne, Zehen) im SvKwsp. und imösp. (a. a.O.

§.S.) Vgl. Grimm. Rechtsalterth. S. «28 fgg. Abegg, Untersuchungen

S. 394. WildaS. 729 fgg.

4 Roßhirt, Lehrb. S- 418, Nr. 4. Martin §. 128, 132. Wächter,

Lehrb. S. 184.
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Fahrlässige Körperverletzungen (oder besser: Gesundheitsver

letzungen) geben gemeinrechtlich nur zu Entschädigungsan

sprüchen und, wo eS herkömmlich ist, zur Zahlung deö s. g.

Schmerzensgeldes Anlaßt.

In den neueren Gesetzbüchern findet man sowohl die

absichtlichen, als auch fahrlässige Verletzungen verpönt.

Preußen, Sachsen, Baden, Württemberg, Thüringen

strafen alle fahrlässigen Körperverletzungen 2, 'Darmstadt,

Braunschweig und Hannover nur die schwereren^, wäh

rend Baiern 1813 und Oesterreich der fahrlässigen Körper

verletzung gar nicht erwähnen.

Leichtere Körperverletzungen werden von den meisten Gesetz

büchern nur auf Antrag bestraft. Mit Recht. Denn erstlich

würde die Thätigkeit der Rechtspflege über einen zu weiten Kreis

ausgedehnt werden und den Behörden eine Ueberbürdung

erwachsen, wenn man wegen jeder geringfügigen Körperbeschä

digung von Amtswegen einschreiten sollte. Sodann aber gehört

die leichte Körperverletzung offenbar zu denjenigen Delikten, die

das Recht mehr nur in dem betroffenen Individuum verletzen

und an deren Bestrafung kein öffentliches Interesse haftet^.

Die Preußische Praxis nimmt jedoch an, daß bei vorsätzli

cher leichter Körperverletzung ein Antrag des Verletzten nicht er

forderlich sei 5. Nach einer zweckmäßigen Bestinnnung des Preu»

ßischen Rechtes soll der Nichter ermächtigt sein, wenn leichte

Verletzungen auf der Stelle erwidert werden, für beide

Theile, oder für einen derselben, eine der Art oder dem Maße

1 Vgl. die in der Note 4 S. 324 Angeführten wegen der Straflosigkeit

blos fahrlässigerVerletzungen, als der Regel des gemeinen Rechtes. —

Das Schmerzensgeld ist eine Einrichtung des Sächsischen Rechts. Sie

findet sich noch gegenwärtig in de» Gesetzen Sachsens, Braunschweigs

1öS und Thüringens 137. In Sachsen bestimmt über das Schmerzens

geld eine besondre Verordnung. Der Anspruch auf das Schmerzensgeld ist

civilrechtlich: er kann daher durch Begnadigung nicht aufgehoben

werden. Vgl. Krug zum Sächs. Stfgb., Kapit. S (Art. 16« fgg).

2 Preußen 138. Sachsen 18S5, 17S. Baden 237. Württem

berg 2«7. Thüringen ISS.

s Darmstadt269. Braunschweig löl. Hannover 24S.

4 Sachsen 1838, 13S, 139; 18S5, 174. Württemberg 2«i. Darni-

stadt272. Braunschweig244. Baden 238.

« Das Preußische Obertribunal hat früher geschwankt. Die gegen

wärtige Praris steht in dem oben mitgetheilten Sinne fest. Oppenhof,

Seite 22ö, zu §. 189, Nr. 2.
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nach mildere Strafe, oder gar keine Strafe eintreten zu

lassend

Die Strafe bemißt sich nach der Willensbeschaffenheit

(Fahrlässigkeit, Affekt, Vorbedacht), nach der Bedeutung der

verletzten Person und dem Respektsverhältniß, in welchem

zu ihr der Thäter stand^, endlich nach der Größe des zu

rechenbaren Erfolges. In letzterer Hinsicht ziehen die Ge

setzbücher nanientlich die Dauer der Gesundheitsstörung und

die Dauer der herbeigeführten Arbeitsunfähigkeit in

Betrachts

Wegen fahrlässiger Verletzungen pflegen nur Geldstrafen

oder leichte Gefängnißstrafen einzutreten. Alle Gesetzbücher,

auch das Preußische, strafen die fahrlässige Verletzung regelmäßig

nur auf Antrag ^.

Größere Strenge wird gegen die fahrlässige Gesundheitsver

letzung geübt, wenn sie von Personen ausging, denen eine be-

! Preuß. Stfgb. §. 188. Es hängt diese Bestimmung übrigens damit

zusammen, daß nach Preuß. R. in den Körperverletzungen die Realinjurien

stecken und man deshalb auf die Grundsätze über Retorsion bei Injurien

zurückgegangen ist.

2 Vgl. z.B. Preuß. Stfgb. §. 190, 191, 192. Sachsen 18öS, Art.171.

Es steigern sich die Strafen bei Verletzungen der Eltern oder Großeltern,

noch mehr bei Verletzungen eines ,, Mitgliedes der Kammern, einer an

dren politischenKörperschaft oder einer öffentlichen Behörde; eines

öffentlichen Beamten, eines Rcligionsdieners, eines Mitgliedes

der bewaffneten Macht, eines Geschwornen, eines Zeugen oder Sach

verständigen, während sie in der Ausübung ihres Berufes begriffen find,

oder in Beziehung auf ihren Beruf."

s Verstümmelung, Beraubung eines Sinnenorganes, Her

beiführung einer Seelenkrankheit oder gar des Toi>es werden beson

ders ausgezeichnet. Das Sächsische Strafgesetzbuch enthält noch einen be

sondren Artikel über ,, Zerrüttung der Geisteskräfte und »erhinderte

Ausbildung derselben;" Sachsen 1838, 137; Sachsen 185S, 168.

Dies Vergehen soll aber, nach den ausdrücklichen Worten des Gesetzes, auch

als Körperverletzung betrachtet werden. — Seit Feuerbach („Kaspar

Hauser," Anspach 1832) ist oft von einem besondren Verbreche» am See

lenleben die Rede gewesen. Tittmann spricht von einem Verbrechen

gegen die G emüth skräfte. Die neueren Gesetzbücher haben jedoch davon

keine Kenntniß nehmen wollen, weil die Verbrechen gegen das Seelenleben sich

als Körperverletzungen, mitunter als Vergiftungen 'strafen lassen werden, und

weil ein bestimmt abgegrenzter Thatbcstand für ein allgemeines Verbrechen

wider das Seelenleben sich gar nicht aufstellen läßt.

4 Stfgb. Z. 198. „Wer durch Fahrlässigkeit— . Die Bestrafung soll

nur auf Antrag des Verletzten stattfinden, insofern nichteine schwere Kör

perverletzung (§. 193) vorliegt, oder die Verletzung mit Uebertretung einer

Amts- oder Berufspflicht verübt worden ist." Andere Gesetzb. strafen

fahrlässige Körperverletzungen ohne Ausnahme nur auf Antrag. Vgl.

z.B.S achsen lSSS, Art. 175.
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sondre Sorgfalt für die Gesundheit zur Pflicht gemacht

ist, namentlich von Aerzten, Apothekern, Hebeammen.

Bei den dolosen Verletzungen kommt zwar auch bloße Geld

oder Gefängnißstrafe vor; doch kann in den schweren Fällen

auf die härteren Freiheitsstrafen erkannt werden.

Z. 174.

Verletzung durch Gift.

Absichtliche Beibringung von Gift, um die Gesundheit zu zer

stören, zieht nach der P. G. O. die Todesstrafe nach sich. Die

P. G. O. begreift unter einer Vergiftung jede absichtliche Mit

theilung eines Giftstoffes; sie bedroht dieselbe mit der Strafe des

Mordes, gleichviel ob die Absicht auf die Vernichtung des Lebens,

oder nur auf die Störung der Gesundheit gerichtet war^. Von

der gemeinrechtlichen Praxis wurde zwar die Todesstrafe bei der

absichtlichen bloßen Gesundheitsverletzung aufgegeben, aber immer

doch dieser Fall, als qualificirte Körperverletzung, mit Zucht

haus bis zu zwanzig Jahren gestraft ^. DieS ist im Ganzen noch

gegenwärtig der Standpunkt der Deutschen Gesetzbücher °.

Die Absicht darf nicht auf Vernichtung des Lebens gerichtet

sein.

Als Mittel der VerÜbung ist Gift nothwendig. Zu den

Giften rechnet man aber nur diejenigen Stoffe, die die Gesundheit

nicht mechanisch, wie z.B. gestoßenes Glas, sondern chemisch

zerstören. Im Uebrigen ist der Begriff des Giftes relativ auf

zufassen, da es absolute Gifte gar nicht giebt^.

1 P. G. O. Art. 13«: „Item wer Jemand durch Gift an Leib oder Leben

beschädigt, der soll einem sürgesatzten Mörder gleich mit dem Rade zum Tode

gestraft werden." Die gemeinrechtliche Strafe der fahrlässigen Gesuud-

heitsverletzung durch Gift ist arbiträr. — Das Römische Recht strafte schon die

bloße Bereitung und das Feilhalten von Gift, wenn es äolo mslo geschah, nach

der l^,. Ooru. Ss si«. Z^,. 3. xr. §. 1. O. K. t.

2 Feuerbach behauptet sogar: „Die Praris nimmt bei bleibendem

Nachtheil für die Gesundheit das Schwert." Mittermaier, Note I zu

§. 249 bezeugt aber, daß über 2« Jahre Zuchthaus nicht leicht auferlegt werden.

»Baiernl83. Württemberg 2öS. Baden 244. Darmstadt278,

Braunschweig 1S1. Hannover 228. PreußenlS?. Die Gesetzbücher

von Oesterreich, Sachsen und Thüringen erwähnen der Vergiftung

nicht.

^ Die Gerichtsärzte geben Definitionen des Giftes, bei denen es 'mitunter

unmöglich ist, noch irgend Etwas festzuhalten. Es hat dies in der Relativi

tät des gedachten Begriffes seinen Hauptgrund. — Wenn in den üblichen De

finitionen des Giftes bemerkt wird, die Wirkung dürfe nicht mechanisch, sondern
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Zur Bollendung gehört nur, daß man das Gift wirklich

beigebracht, nach neuerem Rechte aber nicht, daß es die Ge

sundheit wirklich beeinträchtigt habe^.

§. 175.

Unfruchtbarmachung.

Hadrian verordnete für die Entmannung die Strafe der 1^.

(Horn. 6e sicariis^.

Das Kanonische Recht sieht in der Unfruchtbarmachung

eines Weibes oder eines Mannes einen Mord der in der Zeu

gungskraft, der Möglichkeit nach, vorhandenen Kinder. ES ver

langt daher, daß derjenige, der Jemanden der Zeugungsorgane

beraubt, oder ihm einen unfruchtbar machenden Trank eingiebt,

gleich einem Kamioiäs, gerichtet werdet

Diesem verkehrten Standpunkte schließt sich die Karolina

an. Sie bedroht die Unfruchtbarmachung mit dem Schwerte

und faßt das Verbrechen mit der Abtreibung eines Kindes zu

sammen 4.

Unmöglich konnte eine so unangemessene Auffassung Stand

halten. Der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch hat sie

müsse chemisch sein: so ist wohl der hiergegen gemachte Einwand, daß im orga

nischen Korper Nichts rein mechanisch und Nichts rein chemisch wirke (was frei

lich zugegeben werden muß), als splitterrichterlich abzuweisen. A. Henke,

Beiträge zu der Lehre von der gerichtlich medicinischenBeurtheilung der Ver

giftungen. Abhandl. Band III, 2te Aufl. S. «9 fgg.

1 Um nicht zum Schwert oder zur schwersten Freiheitsstrafe zu greifen, be-

trachtete die gemeinrechtliche Jurisprudenz die bloße Beibringung des

Giftes noch als Versuch. Vgl. Feuerbach, Lehrb. §. 2ö«. Der Wortlaut der

P.G.O. stimmt damit allerdings übercin. — Auch Heimlichkeit der Ver

Übung wird von den gemeinrechtlichen Juristen verlangt, weil die Ueber-

schrift des Artikels 13« der P. G. O. lautet: „Straff derer, die mit Gift oder

Venen heimlich vergeben." Die Heimlichkeit liegt ab er in der Regel

schon in der Anwendung des Giftes selbst und ist jedenfalls ein

entbehrliches Requisit. Temme glaubt, ste auch nach Preuß. Rechte

fordern zu müssen; Lehrb. S. 83g. Dagegen aber Oppenhof, S. 237,

Nr. 3.

2 Das Verbreche» kam bei den Römern häufig vor, weil man Verschnittene

als Wächter der Frauen und zur naturwidrigen Unzucht brauchte. —

?Iin. Kist. us,t. VII, 39. — I.. 4. §. I. O. sä l«A. Oorv. äe sie. Rein,

S. 423.
s Osp. 5. X, gs domieilli« (S, 12): „8i qnis «äuss», «xplen6«,s libi-

dillis, vgl ocli! iusclitg,tious , Koinini sut mulisri «liquid kecsrit, vel »<I

potänclum 6e<Ierit, ut non possit geueräre, sut ««uöi^srs, g,ut uasei

sodolss, nt Komioiäg, tensätur."

4 P. G. O. Art. 133: „So Jemand — abtreibt; wer auch mann oder

Weib unfruchtbar macht,"
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längst fallen lassen und in den neueren Gesetzbüchern finden

wir noch weniger eine Spur davon'.

Dennoch kann man die Unfruchtbarmachung nicht der ein

fachen Körperverletzung gleichstellen. Es liegt hier eine beachtens-

werthe Qualifikation vor 2. Einerseits nämlich macht dies

Verbrechen den davon Betroffenen unfähig zur Begründung

einer Familie. Andrerseits ist namentlich die Entmannung

in gewissem Grade eine Entgeistung. Aus dem Entmann

ten entschwindet ebenso sehr die geistige Manneskraft, als die kör

perliche Mannbarkeit. Selbst die Züge des Gesichts und der Ton

der Stimme verlieren den Ausdruck der Männlichkeit. DaS

Feuer der Seele erlischt. Die Entmannung zerbricht der Seele

die Flügel, so daß sie, statt sich aufzuschwingen, nur moch im

Sande pflügen kann.

8- 176.

Verletzung im Naufhandel,

Wenn in einem Raufhandel, d. h. bei einer Schlägerei unter

mehr als zwei Personen, Jemand eine Gesundheitsverletzung

erlitten hat, so ist hierfür der Thäter selbst verantwortlich, nicht

aber einer der Andren, sofern sich dessen Mitverantwortlichkeit

nicht aus den allgemeinen Grundsätzen über die Theilnahme

(Verabredung, Beihülfe, Miturheberschaft) herleiten läßt.

In den neueren Gesetzbüchern findet man indeß mancherlei

Präsumtionen, die nichts Andres bezwecken, als eine Bestra

fung aller bei dem Raufhandel thätig gewesen Personen für

diejenigen Körperverletzungen, deren Urheber sich nicht

ermitteln läßt. Es ist dies ein Herabsinken vom strafrechtlichen

auf einen ganz schlechten polizeilichen Standpunkts

Einen richtigeren Weg haben die Gesetzbücher von Braun

schweig, Preußen und Sachsen eingeschlagen. Sie bedrohen

nämlich schon die Theilnahme an einem Raufhandel als

solche, wenn dabei namhafte Verletzungen vorgekommen sind,

l Die gemeinrechtliche Praris erkennt seit langer Zeit nur auf mehr

jährige Zuchthausstrafe. LosKraer zu Ls,rp2ov, «Zu. 11. 0b8. g.

Quistorv.Z. 295.

" « Das Preuß. Strafgesetzb. §. 133 straft die Beraubung derZeugungs-

fähigkeit mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren. Vgl. Hannover 243.

« Sachsen 1838, 136. Württemberg 2«S. Hannover245. Darm

stadt 274, 275.- Baden 240—242. Oesterreich 157.
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wegen der Strafwürdigkeit und Gefährlichkeit des Raufhandels

mit einer höheren Strafet Die Verantwortlichkeit der erwie

senen Urheber der einzelnen Verletzungen wird durch die allge

meine Verantwortlichkeit für den Raufhandel als solchen nicht

verschlungen

Fünfter Titel.

Gegen das Leben.

177.

Abtreibung.

Die Stoische Philosophie, der die Römischen Juristen huldig

ten, erklärte die Leibesfrucht für einen Theil der Mutter, wie die

Früchte ein Theil des Baumes seien; sie erkannten den Embryo

als ein selbständiges Wesen nicht an ^. Dem entsprechend konn

ten die Römischen Juristen die Abtreibung einer Leibesfrucht nicht

als ein Verbrechen gegen das embryonische Leben, namentlich nicht

als Mord betrachten. Nur sofern die Gesundheit der Mutter

dabei durch einen Dritten verletzt, oder sofern dem Vater die

Aussicht auf Nachkommenschaft verkümmert wurde, konnte,

seit Septimus Severus, die abaoti« Partus extra oräinem ge

straft werdend .

i Braunschweig 1S3. Preußen 195. Sachsen 1855, 178.

s Sachsen 1855, 173, Absatz 3. Ebenso Preußen 145, Absatz 3.

Braunschweig ist hier mit dem guten Beispiel vorangegangen. Die

Strafe der bloßen Betheiligung an einem solchen Raufhandel ist nach Preuß.

R. Gefängniß nicht unter 3 Monat, nach Sachs. Recht Gefängniß oder Ar

beitshaus.

» ?Iut. plss. pkilos. V, 15. — I.. 9. §. 1. 0. s,Ä leg. I^sl«. (35, 2):

„?srtus uouÄum ectitus Komo oou reets tuisss gieitur." 1^. 1. §. 1.

I). üe iuspiL. veutre (25, 4) : „?srtus mulisris Portio est vel visee-

rum."

t 1^. 4. 0. äs sxtrsorä. «rim. (47, 11) : „Oivus Lsverus et ^rltor>iuus

(Sohn des 8ept. 8ever.) issoririssruiit, esm o^uss ästs opsrs sbeAit, s

prsesiäs in tsmporsls sxilium äsuäsm: iuäignum eviro viäeri potsst,

imvuus esm msritumliberisfrsuilssss." Bgl. 1^. 39. O. äe p«eo.

(48,19). — Spangenberg, über das Verbrechen der Abtreibung der Leibes

frucht, im N. Arch. II (1818), Seite 1 fgg,, 2«fgg. I^smsisou, 6s «rim.

psrt. sdsst., I^uZg. Lst. 1819. Imdert, 6s eriruins iuksntisiä. I^ovsu.

1822, päA. 69 s^H. Wetting, 6s Huribus uonÄum nstorum, OrouiriF.

182S, PSA. 144 sq<z. Vsu ösn LroeKe, äs erim. psrt. »dset., (?»iiä.

183«. Abegg, Lehrb. S. 431 fgg. Jarke, Handb. Band II, Seite 310.

?1strisr, c^ussst. äs Hur. «rim. Rom. psZ. 208 s<zc>. Rein, 445 fgg.

Marezoll,z. 109.
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DaS Kanonische Recht unterscheidet, ob der Embryo schon

Leben empfangen hatte oder nicht (lium^in erat vivILoa-

tus oorieeptus). Die Abtreibung eines schon belebten Embryo

galt als ein Verbrechen der Tödtüngz war hingegen in der

Leibesfrucht das Leben noch nicht erwacht, so wurde der ?ro«n.

rator abortus nicht als Komioiä«, betrachtet^.

Dieselbe Unterscheidung des Abtriebes eines schon belebten

und eines noch unbelebten Embryo findet sich in den Volks-

rechten^ und in der Karolina^. Das letztere Gesetzbuch straft

die Abtreibung eines lebendigen Kindes als Tödtung, bei

Männern mit dem Schwert, bei Weibern mit dem Ertränken;

dagegen bedroht es die Abtreibung eines noch nicht lebendigen

Kindes nur mit einer arbiträren Strafet

Dieser Unterscheidung liegt jedoch ein Jrrthum zu Grunde,

der freilich weder von den Verfassern der Kanones, noch von

denen der Deutschen Rechtsquellen zuerst ausgegangen ist. Die

Annahme ist falsch, daß die Leibesfrucht erst während des Ver

laufes der Schwangerschaft das Leben empfange. Das Leben

entzündet sich vielmehr im Augenblicke des ZeugungsakteS selbst,

und der Embryo ist daher von seiner Empfängniß an lebendig ^.

Die neueren Gesetzbücher Haben zwar die Jrrthümlichkeit

! Vgl. namentlich Oäp.20.x. 6s Koraisiäio undOsuss. 32. «u. 2. LUV. 8.

,,^«n sst noinioicl«,, aui ädorturn prvsurat, äntscznain snirna, cor-

pori sit infus»,."

2 Die irrthümliche Meinung, daß die Seele erst einige Zeit nach der

Empfängniß mit dem Körper »ereinigt werde, rührt aus einem, sich an eine

Mosaische Stelle (2B.Mvse, Kap. 21, Vers 22—25) anschließenden Aus

spruch des Augustinus, der in das Dekret des Gratian überging. L. XXXII.

«u. 2. s. 8. O«,p, 20. X. äs Komis. (5, 12). Man unterschied dabei weiter die

Abtreibung eines männlichen und die Abtreibung eines weiblichen Kindes.

Oist. V. pr. „ — IsAS vrsssipisbätur, nt rnulisr si lnäseulnm ps,rsret

XI^i, «i vsr« Losmin»m I^XXX ciiedus s, tsmpli «sssarst ivgrsssu."

(I^svit. 12). (xloss. in K. I. ,,quis tot äisdus inortuns est vsrtus »nts

inkusionsrn aniing,«, ssd tostus Lsinineus I^XXX äiebus." KI. in 1^. 4.

O. 6s sxtiaorli. sriin. (47, 11): „g,nts XI^ äiss, c^uis, snts non erat

Komo; posts«, tsnstnr äs Koinisiäi« ssouncinm lepsin Klovsis vgl

IsAsm komps^m." — Die Germanischen Volksrechte unterscheiden,

ob man an der Frucht schon erkennen konnte, utrura vir »n tsrnins, Luit

92) ; ob der Embryo^arn Luit korinätus in I!nes,msnts, sorporis (sog.). Vgl,

I.. 8äl. XXVI, ö. I.. Ls,Mv. VII, 18, lg. §. 1, 2, 3. I.. ^Visig. VI, 3. Ostsr.

Landr. III, 79.

« P. G.O.Art. 133. „ So jemandt einem weibsbildt ein lebendig

kind abtreibt —. So aberein klnd, das noch nitlebendig war—."

^ Vgl. Wächter, Lehrb. II, S. 173. Henke, Handb. II, S. 63 fgg.

5 Henke, Lehrbuch der gerichtl. Medicin, §, 96 und 97.
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der angegebenen Unterscheidung erkannt. Sie fordern indeß mit

Recht, der Karolina folgend, zum Thatbestand einen leben

digen Embryos „Einen Embryo:" so daß an einer bloßen

Mola das Verbrechen nicht möglich ist. Einen „lebendigen:"

so daß das Verbrechen an einer bereits abgestorbenen Frucht nicht

mehr begangen werden kann.

Hat ein Dritter das Verbrechen ohne Zustimmung der Mutter

begangen, so ist nicht blos der Embryo, sondern auch die Mut

ter als Gegenstand des Verbrechens anzusehen. Stimmte die

Mutter bei, so ist der Dritte einfach als ihr Mitschuldiger an

dem Verbrechen gegen den Embryo zu beurtheilen.

Gleichgültig ist es, ob innere oder äußere Mittel ange

wendet wurden. Es muß nur eine die Niederkunft heibeifüh-

rende Einwirkung auf den Organismus der Mutter stattgefunden

haben.

Das gemeine Recht fordert zwar als Erfolg die vorzeitige

Entbindung, hält es aber nicht für nöthig, daß das abgetrie

bene Kind, infolge der Abtreibung, vor oder nach d« Entbindung

gestorben sei^. Anders die neueren Gesetzbücher. Diese

machen den Tod des Kind«O zum Merkmal der Vollendung.

Das Kind muß nämlich entweder schon im Mutterleibs ge-

tödtet, oder infolge der bewirkten Fehlgeburt gestorben

sein 2.

Das Verbrechen wird gegenwärtig mit mehrjähriger Zucht

hausstrafe geahndet. Die höchste Strafe trifft den Dritten,

der die Abtreibung ohne Wissen und Wollen der Mutter aus

führt 4.

1 Die Karolina fordert ,,ein lebendig kind" für den Hauptstraffall,

Vgl. Baiern 1813, Art, 172, 173. Sachsen 1838, 128, 129; Sachsen

1855, ISO, löl, Württemberg 253—255. Hanno«er23S, 237. Braun

schweig 1S5. Darmstadt 281—28S. Oldenburg 177. Baden 251—

25S. Thüringen 127. Oesterreich 144—148. Preu ß en 181. 182,

2 Martin, Lehrb.§. 136. Abegg a.a.O. H effter, §. 2S7.

» Es wird Entbindung «on einem todten oder unreifen Kinde gefordert,

das seinen Tod durch die Äbtreibung findet. Bleibt das Kind am Leben, so

kann nur die Strafe dcsVersuches eintreten. Goltdammer, Materialien

II, S. 388. Temme, Lchrb. S. 813. Opvenhof, S. 219, zu §. 181 die

Notes. HSberlinBandIII,Seite76.

4 In diesem Falle läßt das P reust. Strafgesctzb, 5—2« Jahre, wen» der

Tod dcrSchwangcre» herbeigeführt wird sogarlebcnölänglichcs Zuchthaus,

in allen andren Fälle» aber nur Zuchthaus bis zu S Jahren eintreten.
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s- 178.

Aussetzung.

Dem Vater stand nach älterem Römischen Recht, wenn

auch nicht unbedingt, die Befugniß zu, sein neugeborenes Kind

zu tödten oder auszusetzen'. Infolge des Einflusses christlicher

Grundsätze wurde dagegen durch Konstantin die Aussetzung

für ein ?ärri«i<Ziui» erklärt ^. Valentinian und Valens wie

derholten im I. 374 n. Ch. das Verbot, unter Androhung der

Kapitalstrafe».

Das Kanonische Recht erweiterte den Begriff der Aussetzung

dahin, daß das Verbrechen nicht nur von Eltern, sondern auch

von Fremden, nicht nur an Kindern, sondern auch an andren

HülfSbedürftigen (lanZuiäi) begangen werden könnet

Dennoch hat das gemeine Recht immer nur von Kindes

aussetzung gesprochen, nicht aber von der Aussetzung andrer

Hülfsbedürftiger. Es stellt die Forderung, daß das Verbrechen

von einem Verpflegungspflichtigen, von einem Ascendenten, wider

ein hülfsbedürftiges Kind begangen wurdet

In den neueren Gesetzbüchern findet man dagegen die Ka

nonische Anordnung wieder. Sie sprechen schlechtweg von der

Aussetzung hülfloser Personen, und zwar braucht die Hülf-

losigkeit nicht in dem jugendlichen Alter, sondern sie kann auch

in Krankheit oder Gebrechlichkeit ihren Grund habend

Die Absicht des Thäters geht dahin, dem Hülfsbedürfti-

1 Rein,S. 441, 43g.

2 Rein, S. 445.

s I.. 1. Lock. l'Keog. s,Ä leg. Ooru. Ss sie. (S, 14). I.. 8. O«S. e«S.

(3,16): „8i usoangi ivtäiitis piseulurn a«grsssus sit, s«is,t ss

es,riits,Ii supplioio ssss puoisnöiiiii." 1^. 2. Oog. äs iukkmt. sxpos.

Vgl. Nov. 153. — ^.dsZA, cls «.ntic^uissimo Rom. Mr. orim., §. 33 s<^.

Z?I«,tnör, lzuaest. z>. 473.

^ 0. I.X. äs iiiiäuribus st I»nFni<!Is expos. (5,11). Wilda,

Straftecht der Germanen, S. 725. Abcgg, Lehrbuch §. 328. Roßhirt,

Gesch. II, S.228.

s Abegg, Z.331.

« Baiern 1813, Art. 174—177, 37«. Sachsen 1838, Art. 131. Sach

sen 1855, Art. 1«3. Württemberg Art. 256—25S. Braunschweig 156.

Hanno»er239,24«. Darmstadt286—29«. Baden 26«—266. Olden

burg 179—182, 376. Preußen 183. Thüringen 13«. Oesterreich

allein, im §. 149, beschränkt sich auf die Bedrohung der Aussetzung von Kin

dern, die jedoch auch von andren Personen als von Eltern begangen werden

kann. Baiern, Sachsen, Württemberg, Hannover, Braunschweig,

Thüringen und Preußen behandeln die Äbtreibung als Verbrechen wider

das Leben. Oesterreich und Darmstadt weisen ihr einen abgesonder
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gen die ihm schuldige Hülfe zu entziehen. Man kann noch

weitere Absichten hegen; man kann sich etwa der Verpflegungs

pflicht gänzlich entziehen, das Vermögen des Kindes an sich

bringen, den Familienstand des Kindes unterdrücken wollen: alle

diese weiteren Absichten sind aber zum Verbrechen der Aussetzung

nicht nöthig und geben demselben nicht seinen eigenthümlichen

Typus. — Verbindet sich mit der Aussetzung die Absicht zu

tödten, so liegt nicht mehr bloße Aussetzung vor, sondern ein

Tödtungsverbrechen, — bald ein versuchtes, bald ein vollen

detes, je nachdem der Ausgesetzte am Leben bleibt oder stirbt.

Vollendet ist die Aussetzung, sobald der Verpflichtete den

Hülfsbedürftigen seiner Hülflosen Lage überlassen hat.

Dies geschieht noch nicht durch das bloße Niederlegen des auszu

setzenden Kindes, sondern erst durch Entfernung von demselben ^.

Die Strafbarkeit steigert sich 1) je tiefer die Pflicht des

Handelnden zur Pflege und Erhaltung des Ausgesetzten, 2) je

größer die Hülfsbedürftigkeit des letzteren, 3) je bedeutender der

eingetretene Schade war. Ist der Tod eingetreten, so pflegt auf

ten Platz an. Die meisten Gesetzbücher lassen sich hier in eine w eitschichtige

Kasuistik ein, namentlich in Betreff der Unterscheidung, ob Lebensgefahr

herbeigeführt wurde oder nicht. Sachsen 1855 unterscheidet 3 Grade:

1) Aussetzung ohne G efahr für Leib und Leben; 2) Aussetzung mit Wahr

scheinlichkeit der Rettung; 3) Aussetzung mit Unwahrscheinlichkeit

derRettung.

i Archiv des Kr, IV, S. 17. Zachariä, »om Versuche I, S. 7«. Lu

den, vom Versuche, S. 487, Vgl. auch Tittmann, Handb. Band I, S. 414,

Hufnagel, Kommentar II, S. 106. Hepp, Kommentar III, S.313,337.

Temme, Lehrb. S. 815. Oppenhof, 22«, zu §. 183 die Note 1: „Aus

setzenbezeichnet das Verlassen eines Kindes in hülfloser Lage." Der§. 183

des Preuß. Stfgb. lautet: „Wer ein Kind unter sieben Jahren oder

eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit Hülflose Person aussetzt,

oder ein solches Kind oder eine solche Person, wenn sie unter sein er Obhut

stehen, in hülfloser Lage vorsätzlich verläßt" ,c. Württemberg

Art.25S: „Eltern, welche Ihr Kind von sich entfernen und im Hülf

losen Zustande verlassen" zc. Baden Z. 2ö«: „Eltern, die ihr Kind in

einem Alter oder Zustand, in welchem es sich selbst zu helfen unvermögend ist, in

der Absicht, sich von der Sorge für dasselbe zu befreien, aussetzen oder es

— verlassen" zc. Oesterreich §. 149 spricht von Weglegung, was

jedenfalls mehr ist als bloße Niederlegung. Sachsen 1855, 163: „Wenn

Personen ausgesetzt oder in einem hülsiosen Zustande gelassen wer

den." Brackenhöft, Arch. des Kr. 1847, S. 265,266 erklärt sich dahin:

„Die Mutter, die ihr Kind aussetzen will, beginnt die Herstellung des objek

tiven Thatbestandes in dem Augenblicke, wo sie unter Umständen, die der Absicht

einer Rückkehr widerstreiten, von dem Kinde durch Erweiterung des räumlichen

Gebietes zwischen ihr unddemselben sich zu entfernen beginnt, hat aber das Ver

brechen noch nicht vollendet, so lange das Kind noch durch Nachlaufen,

oder durch Geschrei, welches Dritten die verlassen deMutter kennt

lich macht, dieVerbindungmit derselben aufrecht erhalten kann."
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eine nicht unbeträchtliche Zuchthausstrafe, nach Preußischem Rechte

bis zu 10 Jahren, erkannt zu werden ^. — . *

Die Einrichtung von Findclhäusern, zur Verhütung von

Kindesaussetzungen, ist nicht rathsam. Die Zahl der Kindestöd-

tungen und Aussetzungen nimmt allerdings durch Einführung der

Findelhäuser ab; allein nur eine oberflächliche Betrachtung kann

aus diesem rein äußerlichen Ergebniß den Schluß auf die Noth-

wendigkeit und Zweckmäßigkeit solcher Einrichtungen ableiten, da

durch sie weder mehr Kinder am Leben erhalten werden,

noch die Sittlichkeit der Eltern und der Kinder verbes

sert wird. Es sind vielmehr folgende Punkte entscheidend:

1) Findelhäuser machen es liederlichen Eltern leicht, sich ihrer

Elternpflichten zu entledigen. Die Eltern wissen ja, daß sie das

Kind nur fortzutragen brauchen,' um aller ihrer Sorgen baar zu

sein und alle ihre Pflichten auf den Staat und ihre rechtschaffe

nen Mitbürger zu wälzen. 2) Findelhäuser steigern den Reiz

zur außerehelichen Beiwohnung. Diese wird um so leichtfertiger

getrieben, je weniger man nöthig hat, die als natürliches Koercitiv

daran geknüpften Folgen zu tragen. Die Unzucht wird durch die

Findelhäuser ihres natürlichsten und kräftigsten Zügels los. 3) Fin

delhäuser tödten das Gesühl der Elternliebe und Elternpflicht in

der Bevölkerung auf eine wahrhaft entsetzliche Weise. Ein ganzes

Viertel der Neugeborenen wandert in manchen der größeren Städte, ,

welche Findelhäuser besitzen, diesen Anstalten zu. 4) Die Erfahrung

lehrt, daß durch Findelhäuser nicht gar viele Menschenleben gerettet

werden. Die meisten Kinder kommen schon in einem zu jämmerlichen

Zustande in die Anstalt; und es ist unmöglich, bei solchen Massen

von Neugeborenen alle Maßregeln zu ergreifen, die zum Gedeihen

des noch zarten Lebens nöthig wären. 5) Von den am Leben

erhaltenen Findlingen geht ein großer Theil sittlich unter. Die

Findlinge bilden später die Bevölkerung der Bordelle und Zucht

häuser; ohne Namen, ohne jeden natürlichen Familienzusammen

hang, verfallen si< dem Laster. — Man kann hiernach die Findel

häuser nicht als ein Werk der Gesittung, sondern nur als ein

Werk der Unnatur und des Geistes der Unzucht betrachten.

i Preuß, Stfgb. Z. 183.— Das bloße Wegtragen nach dem Orte

hin, wo'die Aussetzung erfolgen soll, ist nur Vorbereitungshandlung,

Vgl. über den Beginn der Ausfuhrung die Note 1 S. 334 angeführte Stelle

von Brackenhoft, und Mittermaier zu Feuerbach §. 39«. Note IX (S.

«23).



33« Erstes Buch. Künster Titel.

s- 1?9.

Tödtung. Einleitung,

Dem ältesten Römischen Rechte galt die Ermordung eines

freien Römers als ?eräuelli«, als ein Staatsverbrechen. Die

politische Seite trat hier stark hervor; der Staat verlor einen

Bürger; daß ein Mensch sein Leben einbüßte, scheint als das

Geringere betrachtet worden zu sein ^.

Für die spätere Zeit des Römischen Rechtes sind zwei

Gesichtspunkte zu unterscheiden. Der eine ist der privat

rechtliche der Dex ^ullia, der andre der strafrechtliche, von

dem die I^ex Oorneli«, äs sioariis und die I^ex ?«mpeig, 6e

p«,rri«iäÜ8 ausgehen.

In der I^ex ^.yuili«. wird von der Tödtung eines Sklaven

gehandelt. Der Sklav ist kein Rechtssubjekt, sondern ein Ver

mögensgegenstand. Die I^ex ^uiliä behandelt demnach die

Tödtung des Sklaven nur als eine Vermögensverletzung,

als ein Damnum ii^nris, gawi», das civilrechtliche Folgen nach

sich zieht. Bei Vermögensverletzungen kommt es aber weniger

auf den Willen, als auf den angerichteten Schaden an; für den

Schaden hat man aufzukommen, nicht für seine Absicht. Darum

sieht die Dex^rälia vorwiegend auf 5en Erfolg. Man konnte

zwar auch wegen der Absicht zu tödten, oder wegen bloßer tät

licher Verletzung belangt werden: aber nur wenn der Tod deS

Sklaven wirklich erfolgt war, durfte man aus dem ersten Ka

pitel der I^ex ^uilia, das von den Tödtungen handelte, seine

Klage herleitend

Umgekehrt überwiegt in der I^ex Oorneli«, 6e sioariis die

Rücksicht auf den Willen; ja es heißt sogar ausdrücklich: „In

leZ« Oorneli», äolns pro kaoto acoipltur." In ihren Straf

drohungen geht die I^sx Oorneli«, weit über die vollendete, ja

selbst weit über die auch nur versuchte Tödtung hinaus. Sie

umfaßt Lebensgefährdungen aller Art, auch bloße Vorbereitungs-

^ Rein »erwirft dies mit Unrecht, S. 401 fgg., 464 fgg. Vgl. Birn

baum, Ansichten der Römer von dem Verbrechen der Tödtung, im N. A. des

Kr. XIV (1834), S. 492 fgg. Köstli», vom Mord und Todtschlag, 1838.

Osenbrüggen, das altrömische Parricidium, Kiel 1841, Marezvll, S,

234, 343.

2 1^. 2. z>r. I). äll ISA, ^Vquil. (9, 2).
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Handlungen zur Tödtung, z. B. den Ankauf von Giften, das

Auflauern, dolose Brandstiftung mit Lebensgefährdung. Sic

straft jede Handlung, aus der die entfernteste Absicht zu tödten

hervorleuchtet, der vollendeten Tödtung gleicht Dagegen ließ

sie die fahrlässige Tödtung straflos, selbst wenn die Fahrlässigkeit

den höchsten Grad erreichte; ne« in K«,o lege oulp«, Ist«, pro

äcoipitur^. Doch wurden allerdings in der späteren Kai

serzeit auch fahrlässige Tödtungen, nach der Analogie der I^ex

Oornelia, extr» orclilleni gestraft ^.

Auf die I^ex ?oinpejg, c!e p^rrici6iis ist erst weiter unten

einzugehen. . U

Nach den Germanischen Volksrechten mußte, der Regel

nach, für die Tödtung eines Menschen dessen Wehrgeld ent

richtet werden ^. Hervorgehoben wird aber das ^Vlur6ritum, bei

dem die Leiche versteckt oder verbrannt worden war, als eine arg

listige, meuchlerische, und darum besonders strafwürdige That, die

mit dem dreifachen, ja selbst mit dem neunfachen Wehrgeldc

gebüßt wurdet Der Gegensatz der offenen und der heim-

1 I^I. 1. O. leg. Oorn. <jg sie. „I^SAS i^ornslis cis sie»,riis st VSNS'

Lsiis tenstur <zui Kominem ooeiösrit; euzusve ckolo m»I« inoenoüum

lastum erit; quive Komlnis oe«i6snäi turtivs kaeieucli «uussä «um telo

smbulävsrit; c>uivs, «um mägistrstus sssst, publisove ^u6iei«

prssssset, opsrsm äegisset, <zu« quis L«,I»um Mllivium proütsretur,

ut quis innoeens oonvsnirstur, oonctsmnaretur. Z. 1, — quin«-

minis ne«sn6i eaussg, venonum «oukeesrit, geäerit; quive LsI-

«um tsstimonium mälo clixsrit, quo o,uis puKIieo ^uäiei« rei

«äpitslis clamnaretur ; quivs magistratus ^uclsxve qussstionis sub os-

pitälsm eg,uss«.m pssunism seoepsrit, ut pudlies, lege reu»

üsrst." 1^. 7. 0. K. t.: ,,Iu legs Lornsliä 6olus pro Last« ssvipi-

tur: nss in Käs leg« Ists eulpä pro 6olo g,eeipitur. tjuäre

si quis »,1t« so präseipitsvsrit st super slium vensrit euinque oeeiäerit;

s,ut putstor ex srbors, oum ramum gszioeret, non präsolämäverit, et

prs,etsrsuotsm «osiäerit: s,6 Ku^'us leZis «oereitionsm non pertinet."

Vgl. dagegen I. Z. 5. 0. sog. IS. §. 8. 0. Ss poenis (48, 19), Ooll.

IsAg. ^los. et Rom. tit. I. §. 11. — Ueberdie Strafe derlei Lorn. 6e sie.

1^. 3. §. ö eoü. „I^sgis Lorusliäs äs sisäriis et veneöoiis poens iu insu-

Ig,m geportati« est, et omnium bonorum aäemptio. 8sä solevt K«6ie

espite puniri, nisi Konestiors loeo positi tuerint, ut poensm Is^is susti-

nsunt; Kumiliore« enim solsnt vsl oestiis ob^ie!,«,Iti«res ver« üeportsn-

tu? in insulsm."

2 Vgl. Note I.

s Vgl. Note 1. Rein, S. 41S fgg.

4 W i ld a , S. 686 fgg., 366 fgg.

« Bei den Franken mit dem dreifachen, bei den andren Völkern

mit dem neunfachen Wehrgelde. I.. «s,I. XI.I. 1, 2, 5. «ip. XV. I..

L^'uv. XVIII. 2. z. 1, 3. l!.. rris. XX, 2. 1^. 8»xon. II. 2. I.. «otkar. 14.

Wild», S. 707 fgg.

Berner, Strafrecht. 22
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lichen Tödtung, des Todtschlages und des Mordes im alten

Sinne, lebt in den späteren Quellen fort^. In der Karo

lina erscheint er zwar modisicirt, spiegelt sich aber noch sehr

kenntlich in den Strafen ab, indem der TodtschlSgcr mit dem

ehrlichen Kampfwerkzeug, dem Schwerte, dagegen der Mörder

mit dem schimpflichen Rade gerichtet werden soll 2.

Wenn die Keime der unterschiedenen Begriffe von Mord und

Todtschlag im Deutschen Rechte schon früh ersichtlich sind, so stand

es doch 'in der älteren Zeit schlecht um die Unterscheidung der

absichtlichen oder fahrlässigen Tödtung. Für die fahrlässige

Tödtung mußte, wie für die absichtliche, das volle Wehrgeld ent

richtet werden, ja es wurde dieses sogar für die zufällige Töd

tung gefordert 2.

Die Karolina vermittelt den abstrakt objektiven Standpunkt

der I^ex ^yuili» mit dem abstrakt subjektiven Standpunkte der

I^ex Oornelia: sie berücksichtigt gleichmäßig die Willensseite und

die Thatseite. Gerade die Tödtungen werden von ihr ungewöhn

lich sorgfältig und ausführlich behandelt, die Schuldgrade ge

nauer unterschieden, die alten Deutschen Gewohnheiten und das

Römische Recht gehörig benutzt. Dies ist für das gemeine

Deutsche Recht um so wichtiger, als von dem Römischen Recht

in dieser Lehre kein unmittelbarer Gebrauch gemacht werden kann.

Denn die den Erfolg vernachlässigenden Anordnungen der I^ex

Oornelia 6e sioariis kann man gar nicht anwenden, weil sie

dem Deutschen Grundsatz über den Anfangspunkt der Strafbar

keit widersprechen; und die I^ex Knills, ist nicht minder unan

wendbar, weil sie rein privatrechtlicher Natur ist, weil wir keine

Sklaven mehr haben, weil endlich Schwarzenberg sie, in seinen

Bestimmungen über fahrlässige Tödtungen, bereits zur Genüge

ausgebeutet hat. Das gemeine Recht ruht daher hier fast aus

schließlich auf der P. G. O.

1 Wicht, Ostfriesisches Landrecht Buch 3, Kap. 91, Seite 7S8.

8 okvxsp. (Laßberg) 174s. 8sp. II. 13, 14. Rechtsbuch Ruprechts von

Freisingcn, Buch 2, Kap. 1 fgg., Kap. 2«fgq. (Ausgabe von Maurer,

Seite 235 sgg.) — B i r n b a u in , A rch i v des Kr. XIII, S . 41« fqq.

2 P. G.O.Art. 130—1S1.
s 8ax. XII. 1—5. ?ris. »ggit. tit. III. o. 6S. I.. KotKar. 144, 145,

308,314,315,327,383. I.. X. 8. „Hui noleiis, «öS Läsu ciuo-

übst, Kominero vulusiävorit, vsl oeoläerit, osmriositioneW Isgitiomru

solvat."
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Die gemeinrechtliche Grundlage hat sich in den »eueren

Gesetzbüchern erhalten. »

8. 186.

Tödtung. Allgemeiner Thatbestand.

«) Straflos ist nach gemeinem Rechte, unter gewissen Be

dingungen, derjenige, der einen auf der That ertappten Ehebre

cher tödtet.

Nach dem späteren Römischen Rechte steht dem Ehemanne

nur die Tödtung des Ehebrechers, aber nicht die der Frau zu^.

Der Vater darf hingegen den Ehebrecher nur tödten, wenn er

zugleich auch seine Tochter tödtet 2.

Weshalb diese Verschiedenheit in den Befugnissen des Vaters

und denen des Ehemannes? Das neuere Römische Recht hat

dadurch, in einer sehr durchdachten Weise, die früher viel ausge

dehntere Tödtungsbefugniß beschränken wollen. Es hat dem

Vater, wie dem Ehemanne, gleichsam einen psychologischen Hemm

schuh angelegt.

Der Vater darf den Ehebrecher nicht tödten, wenn er nicht

zugleich seine eigene Tochter tödten will. DaS Verhältnis) des

Vaters zur Tochter beruht auf einem natürlichen Bande, und

dieses natürliche Band wird auch durch den Ehebruch nicht

zerrissen. Die Tochter bleibt, trotz des Ehebruches, sein Kind,

sein eigenes Fleisch und Blut. An diesem natürlichen Bande

sollte der Vater auch von der Tödtung des Ehebrechers zurück

gehalten werden; es sollte den Vater die Verpflichtung, die Toch

ter mit zu tödten, auch zur Verschonung des Buhlen bestimmen.

Das Verhältnis des Mannes zu seiner Frau haftet dagegen

an einem sittlichen Bande, welches kein ursprüngliches, auf der

Blutseinheit ruhendes und deshalb unlösbares ist. Dies sittliche

Band, welches den Mann an die Frau knüpft, wird durch den

Ehebruch zerschnitten. Es wird daher für den Mann nicht mehr

ein Abhaltungsgrund der Tödtung der Frau sein. Darum glaubte

1 Auch den Ehebrecher sollte der Mann nur dann tödten, wenn der Ehebre

cher geringen Standes oder infam war. I.. 22. §. 4. 1^. 24. Z^,. 38. Z. g. 1^. 42,

0. cks äckulter. «oll. IV. 3, 12. ?au11. II. 26, 4.

2 Lolt lV. 2. ?s,uiI.II.2S, 1. I.. 23.x. O. sä Isg. ^ul. So säulter,

22«
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man den Mann durch ein ausdrückliches Verbot an dieser Töd-

- tung hindern zu müssen d

Damit die Tödtung straflos sei, muß sie auf der Stelle

vollzogen werden; d.h. die erste Wallung des empörten Gefühles

soll hinzukommen, um die Handlung ganz zu entschuldigend

Von der Karolina sind diese Römischen Bestimmungen auf

genommen worden, und zwar ohne die daran haftenden Römi

schen Einschränkungen. Daß Affekt zur That getrieben haben

muß, liegt schon im Geiste der Römischen Satzungen und muß

nach gemeinem Rechte unbedingt zur Voraussetzung der Straf

losigkeit gemacht werdend

Ohne dem gerechten Affekte des gekränkten Gatten die ge

bührende Rücksicht zu versagen, haben doch die neueren Ge

setzbücher den Grundsatz der Straflosigkeit für diesen Fall nicht

angenommen.

/S) Objekt des Tödtungsverbrechens ist nur der lebende und

nicht monströse Mensch. An einem Leichnam ist gemein

rechtlich nicht einmal ein Tödtungsversuch möglich, auch wenn

ihn der Thäter für lebend hält; ebenso wenig an einem Thier,

welches der Thäter für einen Menschen hält. Desgleichen kann

das Verbrechen nicht verübt werden gegen eine Mißgeburt,

d. h. gegen eine von der normal menschlichen Bildung gänzlich

abweichende, eine menschliche Persönlichkeit nicht in sich schlie

ßende Leibesfrucht. Gemeinrechtlich ist die Tödtung einer Miß

geburt selbst dann nicht strafbar, wenn sie ohne Vorwissen der

Obrigkeit erfolgtes Aus sicherheitspolizeilichen Rücksichten

haben indeß manche Gesetzbücher die Tödtung an die Bedingung

^ Tief eingehende Erklärungen der ganzen Sache, denen die obige Dar

stellung gefolgt ist, giebt Abegg, Untersuchungen, Seite IS7 fgg.

2 „m Lsutiuöuti " nach 15. 23. §. 4. O. tit. eit. Nach Ulpian „prope

unoiotuetunoiiupstu;" Huinot. III. II, 7.

s Von bloßer Strafmilderung ist gemeinrechtlich nicht die Rede, fon

dern von Strafaufhebung. Andrer Meinung waren allerdings ^s. L.

LoeKroer, Lxeroit. «g ?Är>äe«t. Vom. IV. sxsreir. 69. es,v. 3. Z. 32. und

Nsi8tsr s^uo.), pr. ^ur. erim. §. 258; auch Grolman, §. 386. Vgl. da-

gegenWüchter, Lehrb. Band II, Seite 45« fgg,, woselbst auch die Nothwen-

digkeitder Voraussetzung des Affektes und die Aufhebung der Römischen

Beschränkungen des Tödtungsrechts nachgewiesen wird.

4 1^,. 14. O. 6s statu Koro. 38. D.^gs V. 8. Kein gemeinrechtliches

Gesetz berechtigt hier auch nur zu einer Polizeistrafe; doch haben sich manche ge

meinrechtliche Juristen für die Bestrafung ausgesprochen, wie namentlich schon

Ouistorp, I.ß. 21? und Tittmann, Handb. I.Z. 145.
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der obrigkeitlichen Erlaubniß geknüpft, und für den Fall, daß

diese Erlaubniß nicht eingeholt worden ist, eine leichte Geld- oder

Gefängnißftrafe angeordnet ^.

/) Das Verbrechen der Tödtung kann sowohl absichtlich,

als fahrlässig begangen werden. Bei der hohen Bedeutung

des Lebens ist eö unmöglich, die Fahrlässigkeit hier straflos zu

lassen. Das gemeine Recht straft indeß fahrlässige Tödtungen

nur arbiträr, weil die P. G. O. die Feststellung der Strafe dem

Rache der Rechtsverständigen überlassen hat 2. Von den neue

ren Gesetzbüchern wird unterschieden, ob der Thäter durch

seine Fahrlässigkeit eine besondre Berufspflicht verletzt habe oder

nicht. Im ersteren Falle tritt eine längere, im letzteren eine kür

zere Gefängnißftrafe ein. Größere Strenge wird geübt, wenn

die fahrlässige Tödtung die Folge einer absichtlichen Körperver

letzung war^.

<Z) Der erfolgte Tod muß die zurechenbare Wirkung der

Verletzung gewesen sein; oder mit andren Worten: der erfolgte

Tod muß mit der Verletzung in einem zurechenbaren Kaussal-

zusammenhange stehen. Diesen Kaussalzusammenhang haben

1 Ein Verbot der eigenmächtigen Tödtung von Mißgeburten enthält

schon das Allg. Preuß. Landr. I, I. §. 17 und 18. Nach dem Strafgesetzb.

für Braunschweig tritt, wenn die obrigkeitliche Genehmigung nicht vorher

eingeholt wurde, Gefängniß bis zu 6 Wochen, «der verhöltnißmäßige Geldbuße

ein; §. IS«. In Württemberg ist eine obrigkeitliche Genehmigung gar

nichtnöthig; Hufnagel, Komm. Band II, S. S sag. und Strafgesetzb. mit

Anmerk. S.22«. Die andren Gesetzbücher enthalten wenigstens keine

Strafbestimmungen, und inPreußen glaubte der Staatsrath die Miß

geburten gerade dadurch am besten gesichert, wenn an ihre Töd

tung gar nicht durch Gesetze erinnert werde.

.2 P. G.O.Art. 14«, 147.

2 Aehnliche Unterscheidungen macht schon die Karolina im Art. 134, wo

die Fahrlässigkeit des Arztes hervorgehoben wird, der einen ihm anvertrauten

Menschen tödtet. Preußen bestimmt §. 1S4: „Wer durch Fahrlässigkeit den

Tod eines Menschen herbeiführt, wird mit Gefängniß von zwei Monaten bis

zu zwei Jahren bestraft. Wenn der THSter zu der Aufmerksamkeit oder Vorsicht,

welche er bei der fahrlässigen Tödtung aus den Augen setzte, «ermöge seines

Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war, so kann derselbe

zugleich auf eine bestimmte Zeit, welche die Dauer von 5 Jahren nicht über

steigen darf, oder für immer zu einem solchen Amte unfähig, oder der Be-

fugniß zur selbständigen Betreibung feiner Kunst oder seines Gewerbes ver

lustig erklärt werden." Aehnliche Anordnungen geben Braunschweig 286,

Darmstadt 2S6, auch schon Württemberg 2S1 und Sachsen 1838, 267;

vgl. Sachsen 18SS, Art. 164. Württemberg, Darmstadt und Braun -

schweig heben hervor die Fahrlässigkeit der Aerzte, Hebeammen, Apo

theker, Bauhandwerker. Braunschweig stellt den Fall sogar unter die

Amtsverbrechen, — Ueber fahrlässige Tödtung aus absichtlicher

Körperverletzung vgl, unten §, 1S4, Seite 356, Note 1,
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regelmäßig die Aerzte zu ermitteln, weil es dabei auf eine techni

sche Kenntniß des menschlichen Leibes und seiner Lebensthätig-

keiten ankommt. Nach dem heutigen Standpunkte der Wissenschaft

geht aber die entscheidende Frage nur dahin, ob der Tod

wirklich die Folge der Verletzung gewesen sei. Nur dieser

Punkt ist für den That bestand erheblich, mag immerhin die Be

antwortung andrer angrenzenden Fragen für die Strafaus

messung noch von Wichtigkeit sein. Es kommt sonach nicht

darauf an, ob der tödtliche Erfolg in andren ähnlichen Fallen

durch die Hülfe der Kunst schon abgewendet wurde oder nicht;

ob der Tod in dem vorliegenden Falle durch rechtzeitige Hülfe

hätte verhindert werden können; ob die Verletzung unmittelbar,

oder nur durch andre aus ihr entstandene Zwischenurfachen den

Tod bewirkt habe; ob die Verletzung allgemein tödtlich ist, oder

ob sie nur wegen der Eigenthümlichkeit der Leibesbeschaffenheit

des Beschädigten den Tod herbeiführte. Die neuere gemeinrecht

liche Praris erkennt dies an; und die neueren Gesetzbücher spre

chen es, nach dem Vorgange des Bairischen, in ausdrücklichen

Erklärungen aus^. Früher ward die Entscheidung häusig von

folgenden, noch gegenwärtig gebräuchlichen, sowohl geschichtlich

bemerkenswerthen, als für das Strafmaß mitunter einflußreichen

Eintheilungen der Verletzungen abhängig gemacht:

1) Man nennt absolut tödtlich die gänzlich unheilbaren

Verletzungen; relativ tödtlich diejenigen, die bei hinläng

licher ärztlicher Hülfe geheilt werden konnten. — Früher

wollte man nur dann die ordentliche Strafe zulassen, wenn die

Wunde absolut tödtlich gewesen war. Dies führte, nach dem

Zeugnisse Stübel's^, dahin, daß der überwiesene und geständige

Mörder, der einen Menschen durch einen Schlag mit der Holzart

auf den Kopf oder durch eine Arsenikvergiftung getödtet hatte,

1 Württemberg 235. Hannovers«. Braunschweig 154. Darm-

stadt25l. Baden2«4. Sachsen 1838, 12«. Preußen 185. Oester

reich 134.— Baiern 1813, 143.

2 Stübel, über den Thatbestaud der Verbrechen Z. 9ö—165. Der Art.

I47.der MO. fordert ärztlicheGutachten über die Tödtlichkeit. Auf Grund

dieses Artikels, wenigstens im Anschluß an ihn, entwickelte sich nun die «er-

künstelte Theorie von der Tödtlichkeit der Verletzungen, — eine

Theorie, der namentlich Carpzov huldigt (?r»et. r«r. orim. Hu. XXVII.

»r. I, »r. 45), die aber schon Böhwer (scl Lg,rp2ov. lju. XXV. obs. 2.)

zum Theil abwirft. Das Geschichtliche über diesen Punkt enthält gut

Jarcke, Handb. Band III, Seite 208 fgg.
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mit einer milden außerordentlichen Strafe davon kam, wenn die

Aerzte bezeugten, daß eine solche Kopfverletzung oder Vergiftung

jemals irgendwo in der Welt durch Trcpaniren oder durch ein

Brechmittel geheilt worden sei.

2) Man nennt in abstraoto tödtlich diejenigen Ver

letzungen, an denen jeder Mensch hätte sterben müssen; in

o«u«rer« tödtlich diejenigen, die nur bei diesem Menschen,

wegen seiner besondren schwächeren Körperbeschaffenheit, tödtlich

wurden. Ein Schlag ist also nur in ooiiereto tödtlich, wenn

der Tod nur dadurch möglich wurde, daß der Getroffene einen

besonders dünnen Schädel hatte. Die Verletzung bleibt aber

auch hier die Ursache des Todes, so daß konsummirte Tödtung

anzunehmen ist.

3) Man nennt per se tödtlich diejenigen Verletzungen, die

den Tod unmittelbar selbst, per aeoidens tödtlich aber

diejenigen, die den Tod nur mittelbar, durch den Hinzutritt

zufällig mitwirkender Ursachen, herbeigeführt haben. Auch

die zufällig mitwirkende Zwischenursache hebt den Kaussalzusam-

menhang der tödtlichen Verletzung und des Todes nicht noth-

wendig aus, schließt also auch die Strafe der vollendeten Tödtung

nicht nothwendig aus. Es kann indeß der Kaussalzusammenhang

in der tödtlichen Handlung durch eine hinzutretende fremde Ur

sache allerdings ganz abgebrochen werden, so daß nunmehr der

Tod durch die fremde Ursache allein herbeigeführt wird. A ver

wundet den B. Noch ehe diese Wunde den B tödten kann, fällt

ihm ein Felsblock aus den Kopf und zerschmettert ihn. Hier

fehlt es am Kaussalzusammenhang; es kann daher, trotz der

tödtlichen Absicht, trotz der tödtlichen Verwundung und trotz des

eingetretenen Todes, ein vollendetes Tödtungsverbrechen' dem

A nicht zugeschrieben werden.

§. 181.

Mord und Todtschlag.

Auf die Eintheilung des Vorsatzes in Prämeditation und

Impetus gründet sich die Eintheilung der vorsätzlichen Tödtung

in Mord und Todtschlag. Weitere Unterscheidungszeichen

dieser beiden Begriffe giebt es nicht.

In der Karo lina ist dieser Unterschied von Mord und Todt



344 Erstes Buch. Fünfter Titel,

schlag schon vollkommen deutlich ausgesprochen^. Die neueren

Gesetzbücher halten ihn fest und sind nur bemüht, ihn in oft viel

zu ängstlich formulirten Definitionen sicher zu stellen 2. DaS

Preußische Gesetzbuch definirt in den A 175 und 176 so: „Wer

vorsätzlich und mit Ueberlegung einen Menschen tödtet, be

geht einen Mord. Wer vorsätzlich, jedoch nicht mit Ueber

legung einen Menschen tödtet, begeht einen Todtschlag."

? Diese Begriffserklärung drückt das Wesen der Sache und den

damit übereinstimmenden Gedanken des Gesetzgebers hinreichend

aus. Wir knüpfen daran folgende Bemerkungen:

„Nicht mit Ueberlegung" kann nicht heißen, daß alles Den

ken und alles Bewußtsein fehlte. Dies würde ja den Vorsatz

1 P. G.O.Art. 137, „Darinnen soll underscheid gehalten werden, und

also, daß der gewonheht nach ein fürsetzlicher mutwilliger Mörder mit

dem rade, und eyn ander, der ein todtschlag oder aus gecheit und zorn

getan, und sunst auch gemelte entschuldigung nit hat, mit dem schwert vom

leben zum todt gestrast werden sollen." Wiefern die Karolina unter dem

Todtschlag auch fahrlässige Tödtung verstanden habe (vgl. die Ueber-

schrift des Art. 138 mit Art. 149 P. G. O.), ist für die Gegenwart nicht mehr

von Bedeutung. — Vgl. im Allg. Egg er, über Mord und Todtschlag, Lands

hut 181S. Birnbaum, im N. Archiv, Band XIII, S. 88 fgg. Köstlin,

vom Morde und Todtschlage, Stuttg. 1838. Temme, die Lehre von der Töd

tung, Leipzig 1839, eine Arbeit, die, wie Temme's Arbeiten insgesammt,

eine kerngesunde praktische Auffassung der Sache enthält.

2 Baiern 1813, 146: „Ein Todkschläger, welcher die von ihm verur

sachte Entleibung mit Vorbedacht beschlossen oder mit Ueberlegung

ausgeführt hat, soll als Mörder" ,c. Württemberg 237: „Wer die

von ihm »erübte Tödtung mit Vorbedacht beschlossen oder ans geführt

hat." Hannover: „Welcher die Tödtung mit überlegtem Vorsatze

entweder beschlossen oder ausgeführt hat;" Art. 227. Braun

schweig 14S: „Wer die von ihm. verursachte Tödtung eines Menschen mit

Vorbedacht oder Ueberlegung, oder infolge eines mit Vorbedacht

gefaßten Entschlusses ausgeführt hat." Darmstadt 252: „Wer die

rechtswidrige Tödtung eines Menschen mit Vorbeda cht verübt, oder wer die

That zwar im Affekt «ollbringt, aber nur in Folge eines mit Vorbe

dacht gefaßten Entschlusses." Baden: „Wer dieihm zum bestimm

ten Vorsatze zuzurechnende Tödtung eines Andren mit Vorbedacht verübt,

oder die That zwar im Affekte vollbringt, aber nur in Folge eines mit Vor

bedacht gefaßten fortdauernden Entschlusses." Thüringen 119: „Werdie

Tödtung eines Menschen in Folge eines mit Vorbedacht oder Ueber

legung gefaßten Entschlusses ausgeführt hat." Sachsen 18S5, Art. 155:

„Wer vorsätzlich — , wird, wenn erdie Tödtung mitUeberlegung ausge

führt hat, als Mörder." — Gänzlich abweichend ist dagegen Oester

reich 134: „Wer gegen einen Menschen, in der Absicht, ihn zu tödten,

auf eine solche Art handelt, daß daraus dessen oder eines andren Menschen Tod

erfolgt, macht sich des Verbrechens des Mordes schuldig." §. 14«: „Wird

die Handlung, wodurch ein Mensch um'S Leben kommt, zwar nicht in der

Absicht ihn zu tödten, aber doch in andrer feindseliger Absicht aus

geübt, so ist das Verbrechen ein T o d tsch l a g."
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ausschließen, der doch bei dem Begriffe des Todtschlages voraus

gesetzt wird; ja es würde die Zurechnung ganz aufheben. Durch

die Worte „nicht mit Ueberlegung" wird nur ausgedrückt, daß

die That in dem Impetus ihren Ursprung haben, daß sie

aus einem übereilten Entschlüsse hervorgegangen sein müsse.

Damit Mord angenommen werde, braucht die Ueberlegung

der That nicht längere Zeit vorangegangen zu sein^.

Der während der Ausführung einer mit überlegtem Vor

satz unternommenen Tödtung eintretende Affekt hebt den Begriff

des Mordes nicht auf.

Wurde dagegen Jemand, der die Tödtung schon länger bei

sich überlegt hat, zur Ausführung selbst durch einen nachträg

lich eingetretenen Affekt, namentlich durch eine nachträglich einge

tretene Reizung zum Zorn, veranlaßt: so kann die Tödtung

nimmermehr als Mord, sondern nur als Todtschlag behandelt

werden. —

Die gesetzlichen Strafen des gemeinen Rechtes sind für

den Mord das Rad, für den Todtschlag das Schwert.

Den neueren Gesetzbüchern sind qualisicirte Todesstrafen

unbekannt. Sie drohen daher dem Morde einfache Todesstrafe.

Da nun der Todtschlag eine ganze Stufe in der Strafbarkeit

niedriger steht als der Mord: so konnten die Gesetzgeber den

Todtschlag nur mit Freiheitsstrafe verpönen; und das höchste

Maß konnte nur die lebenslängliche Zuchthausstrafe sein^.

Hat sich indeß der Thäter nur durch Mißhandlungen und schwere

Beleidigungen im ersten Zorn zum Todtschlage hinreißen lassen:

so tritt eine mildere Behandlung ein 2.

Keine Rücksicht auf den Unterschied von Mord und Todt

schlag nimmt das Württembergische und das Preußische

Recht bei demjenigen, der bei Unternehmung eines Verbre

chens oder Vergehens, um ein der Ausführung desselben ent-

1 Vgl, die Lehre vom Vorsatz (Prämeditation und Impetus) im allgemei

nen Theile dieses Lehrbuches,

2 Die lebenslängliche Zuchthausstrafe wird in der That noch vom Preuß.

Stfgb. als reg elm äß ige Strafe des Todtschlags hingestellt; Z. 17S. Manche

andre Gesetzbücher find milder; Sachsen, 185S, droht für den Todtschlag, als

regelmäßige Strafe, Zuchthaus von s bis zu 3« Jahren.

s Württemberg 244. Braunschweig 167. HannoverSSI. Darm-

stadt254. Sachsen 1855, 15S. Preußen177: „so bleibt die lebensläng

liche Zuchthausstrafe ausgeschlossen, und es soll aufGefängniß nicht unter

zwei Jahren erkannt werden."
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gegentretendes Hinderniß zu beseitigen, oder um sich der Ergrei

fung auf frischer That zu entziehen, vorsätzlich einen Menschen

tödtet. Hier wird also unbedingt auf den Tod erkannt, mag die

vorsätzliche Tödtung mit oder ohne „Ueberlegung" verübt wor

den sein^.

8. 182.

Qualificirte Tödtungen.

Seit der Aufhebung der qualificirten Todesstrafen ist der Un

terschied des einfachen und des qualificirten Mordes fast für alle

Gesetzbücher bedeutungslos geworden. Der Todtschlag aber ist

auch nach dem älteren Recht nur selten als qualificirt betrachtet

worden. ES hat daher der Inhalt dieses Paragraphen nur noch

ein geringes praktisches Interesse. Gifttödtung und Ver-

wandtentödtung sind unter den qualificirten Tödtungen fast

allein noch von einiger Wichtigkeit; die übrigen qualificirten Töd

tungen dürfen nur kurz erwähnt werden.

1. Die dolose Gifttödtung ist meistens, aber nicht noch-

wendig, Giftmord. Sie ist eine heimtückische That, die regel

mäßig den Vorbedacht in sich schließt. Es läßt sich indeß nicht

leugnen, daß auch eine Gifttödtung aus Affekt denkbar sei, na

mentlich wenn das Gift zur Hand und die Möglichkeit einer

sofortigen Beibringung gegeben war.

Das Gift kann ganz unvermerkt und heimlich beigebracht

werden. Seine Wirkung ist ebenfalls eine versteckte; es giebt

sogar Gifte, die kaum eine Spur zurücklassen. Der zu Vergif

tende kann sich demnach der Hand seines Mörders schwer ent

ziehen; und der Vergifter kann, wegen der Verborgenheit von

That und Wirkung, oft nicht leicht zur Verantwortung gezogen

werden. Das Heimtückische des Giftmordes bekundet die höchste

Niederträchtigkeit. In der Leichtigkeit und Heimlichkeit der Be

gehung liegt sogar für den Verbrecher ein bedenklicher Reiz zur

i Preuß. Stfgb. z. 178. Württemberg Art. 24S: „Wer, um ei»

andres Verbrechen vorzubereiten, um dessen Verübung zu erleichtern oder das

selbe zu vollenden, oder wer, um sich der Ergreifung über einem Verbrechen zu

entziehen, einen Todtschlag verübt, soll mit dem Tode (der Strafe des

Mordes nach Art. 237) bestraft werden." Im Hinblick auf diese Württem

bergische Bestimmung und auf den Art. 304 des Oocke p^osl ist der §. 17«

des Preuß. Stfgb. versaßt worden. Vgl. Goltdammer, Materialien II,

S. 376. Hufnagel, Stfgb., Seite 22«.
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Wiederholung, wie denn der Giftmord, ähnlich dem Diebstahl,

nicht selten zum förmlichen Gewohnheitsverbrechen wird.

Die große Gefährlichkeit und Nichtswürdigkeit des Giftmör«

derS ist von den alten Gesetzgebungen bei der Strafausmessung

immer berücksichtigt worden. Schon daS Römische Recht erklärt

den Giftmord für strafbarer als den offenen Mord: „?Iug «st,

Korllinem extinAuere veneno, yuai» «eoiüers Fl»cji«">.

Aehnliche Aussprüche wiederholen sich im Deutschen Recht.

Nach dem Sachsenspiegel trifft die Strafe des Feuertodes

schon denjenigen, der auch nur mit Vergiftung „umgeht" 2.

Und die Karo l in a schließt sich diesem Standtpunkte an, indem

sie schon den Versuch der Vergiftung, wenn er nur eine körper

liche Beschädigung verursacht hat, mit der Strafe des vollbrachten

Verbrechens belegt 2. Schleifung zur Richtstatt und Reißen mit

glühenden Zangen sollen bei dem Giftmorde die Strafe des Mor

des verschärfend Doch hob die gemeinrechtliche Praxis

schon seit Carpzov die Strafe des vollendeten Mordes für den

versuchten Giftmord schlechtweg aufd

Dem gemeinrechtlichen Standpunkte schloß sich das allgemeine

Preußische Landrecht an. Es schärft die Strafe des Giftmordes

durch Schleifung zur Richtstatt, fordert aber hierbei vollendetes

Verbrechen«. Im älteren Oesterreich! schen Gesetzb. Tl). I, §. 118

wird der Giftmord zwar genannt, aber nicht mehr ausgezeichnet.

Das Bairische Stfgb. von 1813 betrachtet ihn dagegen als qua-

lisicirten Mord und straft ihn als solchen mit verschärfter Todes

strafe

1 1^.1. Loä. 6e raäleÜLls, Das Gift w ird auffallend häufig v on

Frauen angewendet. Es hat diese Erscheinung ihren Grund in der

«schwäche,des Weibes, die zur offenen Gewalt nicht ausreicht. NachLivius

(VIII, 14) kam im Jahre 423 der Stadt die erste Untersuchung wegen Gift

mischerei zu Rom vor. Es wurden hier aus einmal 1?« vornehme Frauen wegen

Giftmords «erurtheilt.

2 Lsp. II. 13. Man stellte die Vergiftung mit der Zauberei zu

sammen; so 1^. Kip. tit. 83. §. 1 und nicht minder der 8sp, und der 8eKv«p.

s P. G. O. Art. 13«. I^e^ser, sp. 6«S, nr. IS. fordert einen bleiben -

den Schaden. Vgl. Feuerbach, §. 247. Wächter, «ehrb. Z. 17S, Nr. 7!).

4 LosKrn sr.Llsra.^ur. orira. z. 238. QuiStorp, §.264.

« Lärp2vv, hn. 2I.vr. 42: — „g,g<z«(zuo poori», roiÄS tune äsrnui»

obrinst, si mors soouts, sit." LosKmsr Oärp2«v. I. e. yu. S. Quis-

torv, §.2S3. Tittmann, Handb. §. 20«. Vgl. Mittermaier, im N.

Archiv des Kr. Band IX, Seite 65.

« « Pr. Landr. II, 20. §. 857-872.

? Baiern 1813, Art. 6, 74, 147, IS«.
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Unter den neueren Gesetzbüchern schließen sich manche ,

noch ziemlich eng der gemeinrechtlichen Behandlung der Gift-

tödtung an. Namentlich stellt Baden im Z. 243 den Satz auf,

daß, bei eingetretenem Tode des Bergifteten, der Thäter, der in

der unbestimmten Absicht handelte, zu tödten oder an der

Gesundheit zu beschädigen, mit dem Tode gestraft werden

soll; und der Z. 244 fügt hinzu, daß selbst dann, wenn die Ab

sicht zu tödten gänzlich fehlte und nur die Absicht zu beschä

digen vorhanden war, bei eingetretenem Tode auf lebensläng

liches Zuchthaus erkannt werden dürfet In den meisten

andren Gesetzbüchern wird zwar ebenfalls der Anwendung des

Giftes bei Körperverletzungen und Tödtungen als eines beson

dren Schärfungs- oder Straferhöhungsgrundes erwähnt. Es

beziehen sich diese Bestimmungen aber meistens weniger auf den

Giftmord und auf den Versuch eines solchen, als auf die Fahr

lässigkeit mit Giften und auf den Fall der absichtlichen Gesund

heitsverletzung durch Gift. Auch ist nicht zu leugnen, daß die

Gleichstellung des Versuches mit der Vollendung sich selbst bei

dem Giftmorde nicht rechtfertigen läßt, eben so wenig als die

Gleichstellung des Giftmordes mit dem Gifttodtschlage. Da nun

für den vollendeten Giftmord, nach dem gegenwärtigen Stand

punkte der Gesetzbücher, nur auf einfache Todesstrafe erkannt

werden kann: so treten auch Versuch des Giftmordes und Gift-

todtfchlag im Ganzen unter die allgemeinen Regeln der Lehre

von Mord und Todtschlag ^.

2. ?ärrioiäiurll, so wie Herren-, Verwandten- und

Gattenmord.

Nach der I^ex ?oiupejg, 6s parriciöiig ist ?arri«i6iuiri die

Tödtung an Eltern, nahen Verwandten und Verschwägerten, am

Ehegatten und am Patron ^.

> Thilo, Seite 218 fgg. Einige Verwandtschast mit den Bestimmungen

Badens haben die Württemberg 's Art. 26S (Hufnagel, Stfgb. S.2S3),

Art. 24« (Hufnagel, S. 222 sgq,) und die Darmstadt's 27« fgg.

2 Vgl. Preußen 1S7. Oesterreich 12«, 121, 13S. Braunschweig

14S, 162. Dagegen auch Hannover 22S, 244. — Sehr reich ist: Mit-

termaier, das Verbrechen der Vergiftung in seiner Bedeutung für Gesetz

gebung, Strafrecht und Strafverfahren, im Archiv des Preußischen Strafrechts,

Band IV, 185S.

6 „I^egg I^oinpsjä 6s pärriei6iis tenstur, <^ui pstrem, ir>s,trem,

»vuiu, aviäin, fiätrem, soiorern, pstrovum, pstroosm «««iöerit." ?su5l,

V. 24. Ein ausführlicheres Verzeichniß der Personen findet sich in 1^. I. O, 6«
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Der Art. 137 der Karolina faßt ebenfalls den Mord an ge

wissen Personen, die mit den in der 1^. ^oiupej» genannten

ziemlich übereinstimmen, als eine einheitliche Gesammtheit zusam

men, der man den Namen „Herren-, Verwandten- und Gatten

mord" beizulegen pflegt. Er bedroht mit der verschärften

Strafe des Mordes: den Mord an hohen und trefflichen

Personen, an des THZters eigenem Herrn, am Ehe

gatten und an nahe gesippten Freunden. Unter den hohen

und trefflichen Personen versteht das neuere gemeine Recht die

Landesherrn, dieMediatisirten und die sungirenden StaatS-

minister. Des Thäters eigener Herr ist der Lehnsherr, der

Lehrherr und der Brotherr. Als Ehegatte gilt auch noch der

von Tisch und Bett Getrennte. Zu den nahe gesippten

Freunden zählt man, unter Berufung auf die I^ex ?ompej»,

alle Ascendenten und Descendenten, Seitenverwandte

bis zum vierten Grade, Stief- und Schwieger-Eltern

und -Kinder Kaum der Erwähnung bedarf es, daß dies

Verbrechen nur mit der Kenntniß deS nahen persönlichen Ver

hältnisses begangen werden kann.

Die Aufhebung der qualificirten Todesstrafen hat hier eine

ähnliche Wirkung geübt, wie bei dem Giftmorde. Das Preußi

sche Strafgesetzbuch, welches eine durch den Verlust der bür

gerlichen Ehre geschärfte Todesstrafe kennt, hat freilich hier

einen Fall gefunden, wo es von der Verschärfung Gebrauch

machen kann. Es läßt dieselbe eintreten bei der Ermordung

eines leiblichen Ascendenten oder des Ehegatten. Ueber-

dies strafte es den Todtschlag, wenn er an einem leiblichen

Ascendenten verübt wurde, mit dem Tode^.

3. Banditen mord oder ^8s«,sinium heißt die um Lohn

verübte Tödtung. Der Dingende heißt ^.gLasiriator, der Ge

dungene ^.ssäsiiius oder Bandit ^.

4. Meuchelmord heißt die hinterlistige Tödtung, nament-

legs ?«mp^g, 6s pärrioiSiis. Im engere» Sinne »ersteht man unter

?«,rri<:iÄiui» nurden Elternmord.

1 LosKmer, Obs. sä Lärp2«v. yu. 23. od8. l. Tittmann, Handb.

§. 1S8fgg. Wächter.Lehrb. II, S. 138. — P. G. O, Art.137 a. E.

2 Stfgb. §. 175, Abs. 2. §. 179. Vgl. Oesterreich 12S. Darmftadt

'« Wächter, Lehrb. II, Seite 602 und 14S.
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lich wenn sie mit einem Benehmen verbunden war, das ein be

sonderes Vertrauen in dem Hingeopferten erwecken solltet

5. Raubmord (I^g,tro«iliiuiu) ist Mord als Mittel zur Ent

wendung 2.

Z. 183.

Kindestödtung.

Kindestödtung heißt die Tödtung eines neugeborenen unehe

lichen Kindes durch die Mutter.

Das Römische Recht giebt diesem Verbrechen keine abgeson

derte Stellung. Man strafte es Anfangs nach der I^cx Oorneli»

6e sieariis ^, später nach der I^ex kompejs, 6e parricIZüs ^.

Aeltere Germanische Rechte sahen in demselben eine beson

ders schwere Missethat^ und eine alte Deutsche Gewohnheit

strafte die Kindesmörderin durch Lebendigbegraben und Pfählen °.

Im Anschluß hieran läßt die Karolina eben diese Strafe wenig

stens noch bei dem Überhandnehmen von Kindesmorden zu.

Für sonstige Fälle verordnet sie das Ertränken

Unter den gemeinrechtlichen Juristen entspann sich nun

Streit über die Auslegung der Karolina. Im Allgemeinen war

1 Die Streitigkeiten, ob Meuchelmord in der That als qualificirte Töd

tung zu behandeln sei, haben jede praktische Bedeutung eingebüßt. W ächter

II, Seite 144 fgg.

2 Wächterll, S. 148, Nr. S2. In der P. G. O. wird der Raubmord

nicht hervorgehoben, wohl aber in der gemeinrechtlichen Praxis; Carpzov,

qu. 22. »r. l, will für den gemeinen Mord das Schwert, für den Raubmord das

Rad. Die Rechtsbücher zeichnen den Fall aus, wo Jemand „die leute

mordet um geldes und gutes willen;" 8sp.II, 13. O st fr i es. Land-,

Deich- und Siehlrecht, Ausgabe «on Wicht, S. 79s. — Eine sehr geschraubte

Definition des Raubmordes giebt Feuerbach §.219: „Tödtung als Mittel

zur Erreichung sinnlicher Verstandeszwecke."

s I^i. 8. Log. s,ä löß. (Zorn, sie. (9, 1ö) : ,, Li <zuis nsoaväi iotäntis

piäLulull, sAAressus aggrsssave sit, seist ss espitäli suppli«io esss pu

riienäum."

4 1^,. I. «,ä Pomp. 6s parr. (48, 9): ,,8sä et mäter, yuae Llium

Lliämvs «««iäerit, e^us legis poeii«, äkLcitur."

« Die 1^,. WisigotK. VI, 3. §. 7. verordnet Todesstrafe, und in de»

milderen Fällen Blendung. Vgl. I.. ?ris. V. W i Ida, Seite 727 fgg.

« Noch die Hennebergsche Landesordnung «on 1539, Buch 8, Kap. S.

spricht aus: „Eine jede Frau, die ihr eigen Kind,, Blut und Fleisch verthut,

umb des willen, daß sie ihr Schande mit des Kindes Tode verbergen will, die soll

lebendig vergraben und ein Pfahl durch sie geschlagen, doch auf vielfältige Für-

bitt begnadet und ertränkt werden." Ganz ebenso die Tirolische Landesord

nung von 1573, Buch 8, Tit. 41. Allgemein war in Deutschland die Ge

wohnheit des Pfählcns nicht.

7 Spangenberg, Archiv des Kr. III, S. 1 fgg. Mittermaier, Archiv

VII, S, 4. Rein, Seite 439 fgg.
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man aber weit davon entfernt, in der eigentlichen Kindestödtung

eine s. g. privilegirte Tödtung zu erblicken ^.

Seit dem Anbruch der Aufklärungszeit hebt man dagegen

mit Erfolg die eigenthüinlichen Beweggründe der Kindestöd-

tungen hervor. Zu ihnen gehört zuerst das schon von Leyser^

angedeutete Motiv der zu rettenden Geschlechtsehre; sodann

die trostlose Lage der einsam und Hülflos Gebärenden,

die Niemand herbeiziehen kann/ der ihr in ihrer Leibesnoth bei

stehen könnte, weil jeder Helfer möglicher Weise auch ein Ver-

räther wäre; ferner die physische und psychische Aufregung,

die mit der Niederkunft überhaupt, besonders aber unter solchen

Umständen, verbunden zu sein pflegt; endlich die Furcht, das

Kind nicht einmal ernähren zu können, da es von dem

jenigen, dem die Pflichten des Vaters und Versorgers obliegen,

verlassen worden ist^.

Alle diese Gründe werden nicht überall zugleich und in glei

cher Stärke vorhanden sein. Regelmäßig bleibt aber doch von

ihnen so viel übrig, um die Kindestödtung in ein milderes Licht

zu setzen als die gemeine Tödtung. Dadurch ist die jüngere

gemeinrechtliche Praris und die neuere Gesetzgebung ver

anlaßt worden, die Kindestödtung als ein besonderes, milder zu

strafendes Verbrechen zu behandeln. Bei der Feststellung des

Thatbestandes schloß sich das gemeine Recht an die Anfangsworte

des Art. 131 der P. G. O.: „Item 1) welches Weib, 2) ihr

Kind, das Leben und Gliedmaßen empfangen hat, 3) heimlicher,

4) boshafter williger Weise ertödtet."

^ Dies beweiset namentlich Wächter, in seiner sorgfältig gearbeiteten

Dogmengeschichte des Kindesmordes, Lehrbuch II, Seite 151 — 162. Vgl.

Arch.N. F. II, S. 74.

2 I.ez'ser, Kleä. «,6 psud. sp. 611, med. 8. Leyser spricht aber nicht

blos von der Tödtnng durch die Mutter, sondern auch von der durch den Va

ter, und will bei beiden, wenn die Tödtung zum Zweck der e««serv»tio

Koooris st sxistilliatiouis geschehen sei, statt der koenu, eulsi die Schwert

strafe.

s O. ^. Kliiller, uoimullg, »d »rt. 131 LOL., uävsrsus reeeutiorurn

LSllteutiäi», ^en. 1805. ^V. 8. Lvsr«, 6s mätribus, quss prolem «usm

interisesrunt, 'I'rsrjset. s,6ÜIis». 1807. Imbert, 6s orimius illtäutieiäii,

I^ovem. 1822. I, Wurzer, Bemerkungen über den Kindermord und dessen

Bestrafung, Leipz. 1822. Gans, von dem Verbrechen des Kindermo«des,

Hanno». 1824. Mittermaier, Arch. VII, S. I sgg. I ordan, über Be

griff und Strafe des Kindermordes, Heidelb. 1844. OruII, äs vsrs, ints,n-

tieiSil indols ex «,rt. 131 OOO., Rost. 1837. Habicht, rechtliche Entschei

dungen, Zerbst 1843, I, S. 176 sgg. OKauvesu st Ilölie, 'rke'orie 6u

oocle pe'ual, 1852, Vol. III. p. 3!)8 et suiv.
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Der Tatbestand setzt voraus

«) als handelndes Subjekt die Mutter. Jede andre

Person, welche die That verübt, ist nach den allgemeinen Grund

sätzen über Mord und Tod tsch lag zu strafen.

/Z) Objekt des Verbrechens ist nur ein lebendiges, unehe

liches Kind.

Ein „lebendiges," aber nicht ein s. g. lebensfähiges, d.h.

ein zum längeren Fortleben ausgerüstetes. Kann man an einem

Todtkrcmken noch einen Mord begehen, so kann mau es auch an

einem sehr schwächlichen Kinde. — Wenn indeß auch der That-

bestand von der Lebensfähigkeit nicht abhängig gemacht werden

darf, so muß dieselbe doch von beträchtlichem Einflüsse auf das

Strafmaß sein^.

Ein „uneheliches." An diesem Erforderniß halten die ge

meinrechtliche Doktrin und Praxis und die sämmtlichen neueren

Gesetzbücher, mit Ausnahme des Oesterreichischen und des

Braunschweigischen^, entschieden fest. Auch paßt die Be

gründung der milderen Behandlung der Kindestödtung im We

sentlichen nur auf den Fall einer unehelichen Geburt «. Unehelich

ist aber nicht blos das Kind einer unverheiratheten, sondern auch

das außerehelich empfangene Kind einer verheiratheten Frau. Nur

kann man, ohne Widersinn, dasjenige Kind hier nicht als ein un

eheliches betrachten, das von dem Ehemanne selbst schon vor der

Ehe erzeugt, aber während der Che geboren ist^.

1 OKauvssu et 11611« a. a. O. Seite 401 fgg. Die meisten Gesetz

bücher strafen die Tödtung des nicht lebensfähigen Kindes nur wie

einen Versuch des Kindesmordes, ohne zu unterscheiden, ob die Lebens-

Unfähigkeit sich auf zu frühe Geburt oder auf eine Mißbildung gründete.

Vgl. namentlich Darmstadt 2S«, Baden 219. Württemberg will nur bei

zu früher Geburt die bloße Versuchsstrafe, bei Mißbildung aber die Strafe der

Vollendung, wegen der Unsicherheit des Beweises einer auf Mißbildung gegrün

deten Lebensunfähigkeit. Sachsen 1855, Art. 159, setzt bei Lebensunfähigkeit

die Strafe aufdie Hälfte herab.

2 Oesterreich 139; doch soll bei der Tödtung eines unehelichen Kindes

eine mildere Strafe eintreten. Braunschweig 149, mit gleicher Nebenbe

stimmung. Nach den Motiven des Braunschw. Stfgbs. soll die Rückficht auf

die Geschlechtsehre nicht mehr schwer in's Gewicht falle», weil die Zahl der un

ehelichen Kinder fv groß sei und der gemeine Mann die uneheliche Schwänge

rung fast gar nicht mehr als Schande betrachte. Dies ist übertrieben.

« Der aufgeregte Zustand der ehelichen Mutter eines neugeborenen

Kindes ist natürlich nach allgemeinen Grundsätzen zu würdigen.

4 Dies Letztere ist in den meisten Gesetzbüchern nicht ausdrücklich gesagt.

Einige, wie Sachsen 1855, Art. 159, weisen allerdings ausdrücklich darauf

hin. Aber auch ohne gesetzlichen Hinweis kann die Sache wohl nicht zweifelhaft
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7) Die Tödtung muß in, oder bald nach der Geburt er

folgt sein.

'Eine während des Geburtsaktes erfolgende Tödtung ist nicht

mehr eine Abtreibung, sondern s. g. lüseäes in utero, die als

Kindestödtung behandelt wird, sobald die sonstigen Merkmale

dieses Verbrechens da sind.

„Bald nach der Geburt." Darunter ist derjenige Zeitraum

zu verstehen, in welchem der Zustand der Erregtheit und der

eigcnthümlichen Motive der Kindestödtung noch fortdauert. DaS

richterliche Gutdünken hat zu ermessen, ob der Zeitpunkt, wo das

Verbrechen den Charakter der Kindestödtung abstreift, bei der

Begehung der That schon erreicht war oder nicht. Mit Unrecht

haben manche Gesetzgebungen hier an die Stelle eines freien,

verständigen Ermessens mechanische Zahlenbestimmungen gesetzt'.

ö) Verheimlichung der Schwangerschaft und heimliche Nieder

kunft wird von der Mehrzahl der Gesetzbücher und Schriftsteller

nicht gefordert.

Die P. G. O. stellt freilich das Erforderniß der Heimlichkeit

der Tödtung auf. Aehnlich fordert das Hannoversche Gesetz

buch eine heimliche und Hülflose Niederkunft 2. Nach allen andren

neueren Gesetzbüchern fällt dagegen sowohl das Requisit der

Verheimlichung der Schwangerschaft, als das der heimlichen

Niederkunft weg.' Man hat sich allgemein überzeugt, daß durch

die Aufstellung dieser Erfordernisse der Begriff der Kindestödtung

zu sehr verengt und der Richter oft ohne Grund zur Verhängung

der harten Strafe des Mordes genöthigt wird ^.

Dagegen findet man in den neueren Gesetzbüchern sicher

heitspolizeiliche Strafvorschriften gegen die heimliche

Niederkunft, aber nicht gegen die Verheimlichung der Schwan

gerschaft^. So zweckmäßig solche Vorschriften an sich sind, so

sein; wie man denn z. B. in Preußen, trotz des Mangels einer gesetzlichen

Bestimmung, keinen Zweifel hegt; «gl. Temme, Lehrb. S. 808. Golt-

dammer,Mat.II, S. 381. Oppenhof, S. 218, Nr. 2.

1 Baiern 1813 betrachtet das Kind als neugeborenes 3 Tage (Art. 159);

Sachsen (1855, 12«), Württemberg 249, Braunschwetg 149, Baden

215, Thüringen 126, vierundzwanzig Stunden nach der Geburt.

2 Hannover233, 234. Bothmer, Erörterungen I, S. 174. ^

» Mittermaier, Archiv VII, S. 323. Besonders aber die Bera

thungen, die bei der Abfassung der neueren Gesetzbücher gepflogen worden sind.

4 Baiern 1813, 166 fgg. Württemberg 252. Sachsen 1833, 130;

18S5, 1S2. Darmstadt 261. Baden 218. Hannover 238. Braun-

schweigis?. Thüringen2l9. Oesterreich 340.

Berner, Strlifrecht. 23
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wenig läßt es sich billigen, wenn dabei ein- hohes Strafmaß

festgestellt wird, welches sowohl der Natur einer bloßen Polizei

strafe, als denjenigen Rücksichten widerspricht, aus denen man

gerade die Kindestödtung mit besondrer Schonung behandelt'..

Nach heutigem Recht wird die Kindestödtung mit mehrjähri

gem, ja selbst mit vieljährigem Zuchthaus bestraft. Preußen ver

ordnet Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren.

s- 184.

Tödtung im Raufhandel.

Der Artikel 148 der Karolina trifft folgende Anord

nungen:

Die verabredete Tödtung soll an allen Komplottanten,

welche sich bei der Ausführung betheiligten, mit der Strafe des

Mordes, also mit dem Rade gestraft werden.

Wird bei einem Raushandel Jemand im Affekt durch einen

Einzelnen erschlagen, so trifft diesen die Strafe deS Todtschla-

ges, das Schwert.

Fügen Mehrere in der Schlägerei Einem absichtlich

tödtliche Verletzungen zu, so ist eine dreifache Unterscheidung

zu machen: , .

1) Ist hier der Tod die Folge des Zusammenwirkens der

mehreren tödtlichen Wunden, so haben alle Urheber tödtlichcr

Wunden als Todtschläger das Leben verwirkt.

2) Ist der Erschlagene von Mehreren tödtlich verwundet,

darnach aber von Einem niedergestreckt worden, so werden eben

falls alle Urheber tödtlicher Wunden als Todtschläger gestraft,

wenn man den letzteren nicht ermitteln kann. .

3) Kann man ihn ermitteln, so erleidet nur er die Strafe der

vollendeten Tödtung ^.

1 Dasselbe gilt von der Vorschrift, die §.186 das Preuß.Stfgb. aufstellt:

„Wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder bei

Seite schafft, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern, oder mit Ge-

fängnißbiszu sechs Monaten gestraft. Die Strafe ist GefSngniß bis zu

zwei Jahren, wenn eine Mutter den Leichnam ihres uneheliche»

neugeborenen Kindes ohne Borwissen der Behörde beerdigt oder bei Seite

schafft."

2 WSchter,N. Arch. des Kr.XIV, Nr. S. Abegg, Arch. des Kr. 1836,

Nr. 6, 18S7 Nr. 16. Kauffmann, Archiv des Kr. 1837, Nr. 4. Ziegler,

Theilnahme nach P. G. O. Art. 148, Marburg 184S. Berner, Theiln,,

S, 3S6 fgg. — Die ältere Litteratur bei Wächter, Lehrb. II, S. 134fgg.
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Dem gemeinen Rechte haben diese kasuistischen Bestimmungen

keinen Gewinn gebracht. Sie sind der Gegenstand eines unaus

gesetzten Streites geblieben. Man wäre offenbar ohne sie besser

berathen gewesen.

Dies hat indeß die neueren Gesetzbücher nicht abgehalten, dem

gemeinen Rechte auf seinem Irrwege der Kasuistik zu folgen. Sie

stellen dabei mitunter gänzlich unstatthafte Präsumtionen auf,

verleugnen den sonst streng festgehaltenen Grundsatz der Noth-

wendigkeit eines ursächlichen Zusammenhanges zwischen der Ver

letzung und dem eingetretenen Tode, und enthalten mancherlei

Widersprechendes und Verwirrendes ^. Einfacher sind die Be

stimmungen Braunschweigs^ und Oesterreichs. Die letzteren

verhängen über jeden Theilnehmer am Raushandel, der dem Ge-

tödteten eine tödtliche Verletzung zufügte, die Strafe des Todt-

schlages; ist aber der Tod nur durch alle Verletzungen zusam

men verursacht worden, oder läßt sich nicht bestimmen, wer die

tödtliche Verletzung zugefügt habe, so werden alle der schweren

Körperverletzung schuldig erachtet und deshalb zu schwerem

Kerker von einem bis zu fünf Jahren verurtheilt 2. Noch kürzer

faßt sich Preußen. Es beschränkt sich auf die Bestimmung, daß

Zuchthaus bis zu zehn Jahren eintreten soll, wenn die Ver

letzungen der mehreren Personen nur durch ihr Zusammen

wirken den Tod bewirkt haben. Diese Strafe trifft natürlich

nur diejenigen, denen eine jener mitwirkenden Verletzungen zuzu

schreiben ist. Die ganze Vorschrift setzt voraus, daß die Ver

letzungen zwar absichtliche, aber nicht auf den Tod gerichtet

waren; denn das Gesetz sagt ausdrücklich, daß durch die ange

führte Anordnung die Strafbestimmungen gegen diejenigen, welche

Urheber oder Theilnehmer eines Mordes oder Todtschlages sind,

nicht ausgeschlossen seien. Es handelt sich hier also um eine

kulpose Tödtung durch dolose Verletzungen Mehrerer^.

In der That ist dies derjenige Fall, der bei Tödtungen im Rauf

handel am häufigsten zutrifft. Doch läßt auch er sich ohne be-

1 Sachsen 1838, 124; besser Sachsen 18SS,17S. Württemberg 248.

Hannover 2S2. Darmstadt 273. Baden 239, 241, 242. Baiern

153—156. Oldenburg 158—1S1.

2 Braunschweig IS3.

s Oesterreich 143.

4 Preußeni95. Vgl. damit Sachsen 18S5, 173,

23«
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sondrcs Gesetz gehörig «durcheilen, namentlich da für die kulpose

Tödtung durch dolose Verletzung in den neueren Gesetzbüchern

schon allgemeine ausdrückliche Satzungen angetroffen werden'.

Das Angemessene ist die völlige Streichung abgesonderter Gesetze

über Tödtung im Raufhandel. Die Bedrohung des Raufhan

dels als solchen, sofern dabei schwere Verletzungen oder gar Töd-

tungen vorkommen, ist schon im Z. 176 gebilligt worden.

i Es handelt sich hier um den wichtigsten Fall der sogenannten Oulpa g«Io

ästerioiuäts,. Auch das Preußische Strafgesetzbuch hat einen besondren

Paragraph (§. 194) über die Körperverletzung mit tödtlichem Erfolge,

wo Zuchthaus von zehn bis zwanzig Jahren angedroht ist. Für eben

denselben Fall finden sich in allen Gesetzbuchern Satzungen: Sachsen 185S,

17«. Württemberg 246, 247. Braunschweig 1S2. Hannover 244.

Darmftadt 262, 263, 264. Baden 212—214. — Württemberg, Braun

schweig und Baden behandeln die Körperverletzung mit tödtlichem Erfolge

als kulpose Tödtung, sehen also aufden nur kulposen Erfolg. Die neuesten

Gesetzbücher, schon die für Darmstadt und Hannover, jetzt die für Preußen

und Sachsen, fassen de» dolosen Theil des Verbrechens hauptsächlich ins

Auge und betrachten es deshalb als schwere Körperverletzung. Dies ist

zweckmäßiger. Vgl. Wächter, Lehrb. Band II, S. 134, Nr. 34, Abs. 2.
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Verbrechen gegen die geschlechtliche Sittlichkeit und

gegen die Familie.

Erster Titel.

Nnzuchtsverbrechen.

§. 185.

Vorbemerkung.

Das Eheprincip ist zwar ein sittliches, aber kein Rechtsprincip.

Dennsch hat es der Staat durch die Strafthätigkeit aufrecht zu

erhalten, indem dasselbe für seine eigene Existenz erheblich ist.

Wir haben es hier mit Verbrechen zu thun, die im Allgemeinen

keine Rechtsverletzungen, sondern strafbare Unsittlichkeiten sind.

(Vgl. §. 72. „Begriff des Verbrechens.")

Die Grundlage der Familie ist die Ehe; die Naturgrundlage

des Staates ist die Familie. Damit wird das Eheprincip, d. h.

der Grundsatz, daß eine Geschlechtsgemeinschaft nur in der erklär

ten monogamischen Lebensgemeinschaft von Mann und Frau

stattfinden dürfe, zu einem Gegenstande des öffentlichen In

teresses. Der Staat hat dasselbe zu einem Rechte zu erheben

und ihm den Rechtsschutz der Strafgesetze zu verleihen.

Der Staat kann daher nicht blos die Verbrechen gegen eine

wirkliche Ehe (Ehebruch und Bigamie), sondern auch Verbrechen

gegen das Eheprincip, d. h. die Unzucht, bestrafen.

Wie weit er hierin gehen solle, hängt von den Forderungen

des öffentlichen Interesses, d. h. davon ab, wie weit der Staat

der geschlechtlichen Reinheit zur Aufrechthqltung des staatlichen
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Ganzen und der bürgerlichen Ordnung bedarf. Die Landessitte

und die wohlverstandene öffentliche Meinung dürfen dabei nicht

unberücksichtigt bleiben. —

Die Eintheilung der Unzuchtsverbrechen ergiebt sich aus

folgendem Gedanken:

Das ethische Eheprincip setzt die natürlichen Verhältnisse

des Geschlechts voraus und ruht durchaus auf einer Natur

grundlage, mit der es unzertrennlich verwachsen ist. Auch das

monogamische Verhältniß wird schon durch die Natur ausge

sprochen, da dieselbe durchschnittlich eben so viele Männer als

Weiber hervorbringt.

Die Abirrung vom ethischen Princip stellt sich daher auch als

eine stufenweise Entfernung von der Natur dar; und es

lassen sich, dem gemäß, als Stufen unterscheiden

1) die nicht naturwidrige Unzucht,

2) die unfreiwillige Schwächung und die Nothzucht,

3) die schlechthin naturwidrige Unzucht.

I.

Nicht naturwidrige Unzucht.

Z. 186.

Gemeine Unzucht.

Römische Hauptquelle der strafrechtlichen Lehre von den Un

zuchtsverbrechen ist die I^ex «lulis, 6« aäulteriis von August

(DiS. IIb. 48. tit. 5). Sie richtet sich wider den Ehebruch, die

Schwächung ehrbar lebender Jungfrauen und Wittwen, die

Kuppelei, den Jncest und die naturwidrige Unzucht ^.

Der Beischlaf mit koncessionirten öffentlichen Dirnen blieb

i I^enAllieK, äs origins st progrsssn posoas säult. spuä Lern.,

1712. HokkrnÄUN, lib. siog. »ck legsra ^nlisra cks säult. ««er«.,

?rs,ii«oL. 1732 (auch in ?eIIsiiderF Hurispruä. sntsMst. I, p. 107—302).

dlsurs, cks »6ult., I^ugg. Lg,t. 1779. Lr. ^. KIeill8eKr«g, odss. ää

leg. ^ul. ässctult,, >Viroeb. 17SS. L. Lsupt, äs posvä »ckult. ex legs

^ul.,I^ips. 1797. I^.?irms2, <Ze marit« violsti tkori vingiss, I^ovsu.

1822. C. G, v. W ächter, Abhandlungen aus dem Strafrecht, I, S. 102 fgg..

lööfgg. Abeqg,Lehrb. 652, 672fgg. Roßhirt, Geschichteiii, S.69fgg,

Rein, S. 835 fgg., 8S8 fgg. Marezvll, S. 589, 61« fgg. Mittermaier

zu Feuerbach §. 453 fgg.
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natürlich straflos; doch wurde das Treiben dieser Person«« von

den Aedilen streng beaufsichtigt^.

Das eheähnliche VerlMniß des alten Konkubinates, das be

kanntlich mit den wilden Ehen der Neuzeit gar nicht verglichen

werden kann und eher mit den Ehen zur linken Hand auf gleiche

Linie gestellt zu werden verdient, wurde nicht nur nicht gestraft,

sondern als sittlich betrachtet und selbst begünstigt 2.

Die Strafbarkeit der außerehelichen Geschlechtsgemeinschaft

beginnt bei den Römern erst mit dem Kwprum.

Im engsten Sinne des Wortes versteht daö Römische Recht

unter einem Kwprum die Schwächung einer Jungfrau oder

Wittwe von ehrbarem Wandelt Die Strafe war gegen Perso

nen höheren Standes Konfiskation des halben Vermögens, gegen

Geringere Relegation und körperliche Züchtigung^. Von dieser

Strafe wurde nicht nur der Stuprator, sondern auch die einwil-

ligende Ltuprst«, getroffen 6.

Die Germanische Auffassung der Sache schmeckt stark nach

dem Sachenrecht. Die Schwächung eines unverheiratheten Wei

bes gilt für eine Verminderung des Werthes, die dem

Gewalthaber vergütet werden muß". Dieselbe Anschauung

findet sich noch in den Rechtsbüchern; wie eS denn auch im

Schwäb. Landrecht von dem Stuprator einer Jungfrau heißt:

„der soll ihrem Vater hundert Mark Silbers geben, und soll die

Jungfrau zu rechter Ehe haben, dieweile sie lebt"?.

1 1^. 43 pr. §. 1—S. O. cke ritu nu^>t. 1^. 24. O. 6« bis <zui notsntur

ivtäin!». I,. 13. Z. 2. 0. 22. 1^. 29. Log. »S leg. ^ul. cke »Suiter,

Zustov. in I?iber. «sp. Sö. Isoit. ^.nnäl. II. 85.

2 Abegg,Lehrb. S. 673.

« Im weitesten Sinne heißt stuprura jede turpituä«; im engeren jeder

ooitus illieitu«, mit Einschluß des Ehebruchs; in einem noch engeren^die Un

zucht in virsine, vsl viäu», vel puero; im engsten die Unzucht mit einer

virgo vel viaug, noneste vivens. Rein, Seite 858, 859.

< Z. 4. Inst, üe publ. ^u6. (4, 18): ,,8e<I e»äern lege ^ulis, etiärn

stupri üä^itiuin punitur, «um quis sine vi vgl vir^inern vel viäusm

Koneste vivsntsrn stuvraverit. I'oenäm sutsm lex irrogät stuprg,t«ri>

dus, si Konesti sunt, pudli«g,tionsin pg,rtis Simiäiäe bonoruin ; si numi-

les, eorporis vosieitionsm eum releMtions."

» I.. 18, 2«. L«S. sä leg. ^ul. Se ääult.

» Im Friesischen Recht heißt die Unzucht mit einer unverheiratheten Person

tsrlesäni (Verliegen). 1^,. ?ri«. IX. lie tarleAü,»!. 1^,. >Visiß«tK, III. 4.

§. 7. I.. Lurg. XQIV. §. 1, 2. I.. Rip. XXXV. 2. I.. Lsjuv. VII. 8, II.

I.. RotK. VI. 22. I^iutpr. VI. 22. Wilda, Seite 809 fgg. Walter, D.

Rechtsgesch., S.775.

7 Senwsp. (Laßberg) 201. F. I. Vgl. ^us Qub. IV. §. 1. Lüg. Land-

gebr. 0. 238. Vgl. Senkenberg zum Schwab. Ldr. e. 375. z. 11.
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Während des Mittelalters rügen die Geistlichen den außer

ehelichen Beischlaf durch Kirchenbußen, die mitunter eine gar

unpassende Form annahmen'. Auf das 8wprur» waren diese

Bußen, die später auch von den weltlichen Gerichten aufgenom

men wurden, nicht beschränkt; sie erstreckten sich auf jede außer

eheliche Geschlechtsgemeinschaft 2.

Die P. G. O. schweigt; sie übergeht sowol die Z^ornieatio,

als das Ltupruin. Einzelne Reichsgesetze erklären jedoch das

Swprum allerdings für strafbar; namentlich wird dasselbe in den

Reichspolizeiordnungen von 1530, 1548 und 1577 verpönt, deren

letztere im Titel 26. Z. 1. sagt: „Dieweil auch viel leichtfertige

Personen außerhalb von Gott aufgesetzter Ehe zusammcnwohnen:

so ordnen und wollen wir, daß eine jede geistliche und welt

liche Obrigkeit — ein billig Einsehen haben soll, damit solche

öffentliche Laster der Gebühr nach ordentlich gestraft und nit

geduldet werden."

Die gemeinrechtliche Praxis hält sich befugt, jeden außer

ehelichen Beischlaf, nicht blos das Lwprnm, sondern auch die

?«rni«äti«, sobald sie nicht mit koncessionirten Personen getrie

ben wird, desgleichen den Konkubinat im heutigen Sinn, arbiträr

zu strafen. Sie verhängt bald Geldbußen, bald Gefängnißstra-

fen^. Als Milderungsgrund gilt die nachfolgende Ehe; ja

bei förmlich Verlobten wird der f. g. OonoubituL Äntioipaws

nur dann gerügt, wenn die Verlobte noch vor der Ehe nieder

kommt^. Als Schärfungsgrund betrachtet man die Mitthei

lung eines Krankheitsstoffes, mit dem der Konkumbent wissentlich

behaftet war; ebenso die planmäßige Verführung, namentlich

1 Die Kirchenbuße wurde später in Geldbeiträge für fromme Zwecke ver

wandelt; Jarcke, Handb. Band III, Seite 125. Wichtig wurdeder vom Ka

nonischen Rechte ausgesprochene Satz: „Oue »ut äot»." Vgl. «. 1. X.

äe »äulteriis et stupro (5, IS): „8i seüuxerit quis virAinem nouclum

össponsstäm, et öormierit cum ill», üotädit e«,ra et Ksdedit uxorera.

8i vsro päter virgiuis gare volusrit, reücist peeuriiara j uxta rooüum

6 o ti s , quära vir^ines soeipers eousueverunt." Jener Satz war wohlge

meint, hat sich aber nicht bewährt, sondern häufig sehr unglückliche Ehen herbei

geführt.

2 Abegg, Lehrb.ß. 534. O. 2 X.üs sSult. O.3 X. Sepoenis. Vgl. auch

Mittermaier zu Feuerbach Z.452, Note; und Feuerbach §. 453, Note 4,

nebst den dort angeführten theologischen Schriften von Henke und Flügge.

s (Z. 1^,. LoeKmsr, Oi8s. 6e rauletis stuproruni, (Zotting. 1748 (in

den Lleetis^jur. eiv. lom. III. exero. 22.) I arcke III, S. 13«.

^ Vgl. Mittermaier, im Archiv des Kr. 1835, S. 254.
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unter Vorspiegelung der nachfolgenden Ehe, so daß die Ge

schwächte ihre Geschlechtsehre gesichert glaubte. Besonders scharf

H)ird die Verführung eines noch unmannbaren Mädchens ge

ahndet. Bei einer Wittwe fällt der Umstand, daß die Schwächung

noch innerhalb des Trauerjahres vorsiel, erschwerend inö Ge

wicht'.

In den neueren Gesetzgebungen ist weder das Srupruva,

noch der Konkubinat, vielweniger die ^ornioatio, allgemein be

droht. Wohl aber findet man Strafbestimmungen gegen die

hinterlistische Verleitung zur Unzucht, gegen die Unzucht

mit Verletzung besondrer Berusspflichten, gegen die Un

zucht mit Kindern und mit ganz jungen Mädchen, und

gegen die gewerbsmäßige Unzucht. Daneben kommen Straf

drohungen gegen unzüchtige, zum öffentlichen Aergerniß

gereichende Handlungen vor, z. B. gegen öffentlich verübte

Unzucht, gegen die Verbreitung unzüchtiger Schriften und Bilder^.

1) Mit nachdrücklichster Strafe werden Erzieher, Geist

liche, Vormünder, Lehrer gestraft, die ihre Untergebenen zur

Unzucht verleiten. Ja es wird von den neuesten Gesetzbüchern

gar nicht einmal Verleitung gefordert, sondern es genügt die

bloße Ausführung der Unzucht von Seiten jener Personen ^.

Das Gleiche gilt von „Beamten, welche mit Personen, gegen

die sie eine Untersuchung zu führen haben, oder die ihrer

Obhut anvertraut sind; und von Beamten, Aerzten,

Wundärzten, die in Gefängnissen, oder in öffentlichen, zur

1 Lsz^er, Oiss. «on«ukitu iiiträ terupus Ductus.

2 Sachsen 18öS, Art. SS«. Preußen 150, 151. Braunschweig 196.

Darmftadt34l. Baden 3S8, 359. Thüringen 305.

« Das Preußische Stfgb. §. 142 setzt nur voraus, daß die besagten Per

sonen mit ihren Schülern, Zöglingen u. s. w. die unzüchtigen Handlungen

„vornehmen;" das neue Sächsische Art. 352, daß sie ihre Pflegebefohlenen,

Schüler«. s.w. „zum Beischlafe gebrauchen." Braunschweig, Ba

den, Oesterreich sprechen dagegen von Verführung. Baden 3S0 hat den

Ausdruck „Verführung" in der Ueberschrift, und den Ausdruck „Verleitet"

im Tert. Württemberg und Darmstadt behandeln das Delikt, mit der

s. g. Schändung und der Unzucht mit Kindern, unter der gemeinsame» Ueber

schrift „Verführung zur Unzucht." „Haben Pflegeeltern, Vormünder,

Beichtväter, Erzieher oder Lehrer, Vorsteher oder Aufseher von öffentlichen

Anstalten ihr Verhältnis! zu ihren ,c. — dazu mißbraucht, diese Per

sonen zur Unzucht zu verführen;" Württemberg 289. Baiern und

Oldenburg sprechen von dem Verbrechen Unter der Kategorie: „Von dem

Mißbrauche rechtlicher Privatgewalt zu persönlichen Mißhandlungen durch

Verführung zur Unzucht."
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Pflege von Kranken, Armen oder andren Hülflosen bestimmten

Anstalten beschäftigt oder angestellt sind, wenn sie mit den in

die Anstalt aufgenommenen Personen unzüchtige Handlungen

vornehmen"

Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren wird nach Preußischem

Rechte derjenige gestraft, der unter Vorspiegelung einer

Trauung, oder eines ordentlich begründeten ehelichen Ver

hältnisses, ein Frauenzimmer zum Beischlaf verleitet 2.

2) Unzucht mit Kindern unter 12, beziehungsweise 14

Jahren wird von den neueren Gesetzbüchern der Nothzucht

gleich, oder doch der Nothzucht ähnlich gestraft^. DerStaat

1 Nach der Preußischen Fassung, Z. 142. In der Aufzählung der

Personen, bei denen die Verödung der Unzucht, oder die Verleitung zur Un

zucht der unter ihre Autorität gestellten Individuen besonders strafbar ist,

weichen die Gesetzbücher hin und wieder, aber doch nicht wesentlich, ab. B aiern

1813,207. Württembergs. Braunschweig 1S1, Hannovers??.

Darmstadt 333. Baden 360. Oldenburg 212. Sachsen 1855, 3S2;

1838, 304. Oesterreich 132, 504, 505. Sachsen läßt hier Gefängniß von

2 Monaten bis zu einem Jahre, oder Arbeitshaus bis zu 4 Jahren eintreten;

Preußen Zuchthaus bis zu fünfJahren. Es darf indeß dabei das Alter der

gemißbrauchten Person nicht übersehen werden, indem vermöge des jugendlichen

Alters das Verbrechen in die schwerer bedrohte Handlung des Mißbrauches

von Kindern übergehen kann. Manche Fälle dieser Art sind schon im ge

meinen Recht, namentlich im Römischen Recht, hervorgehoben; so na

mentlich das Ltuprum an der Mündel, ja sogar, was entschieden falsch

und vom heutigen Standpunkte zu verwerfen ist: an der gewesenen Mündel:

8i tutor pupillsm yuonääln sus,m — sturirsvsrit, 6ep«rts,tioiii sud-

juSötur, »tizus uvivsrsäs ejus tsoultätss ösoi juribu8 vinclioentur;

yuävavis ss.ni z>osvs,m äsbuerit sustiners, lzuain raptori IeA«8 im-

ponuvt." 1^. uu. Loci, si cznis ss,in (S, 10); OonLt. m. 326. 05.

L'Ksocl. IX. 8. Das Stuprum durch den „Pfleger" zieht nach dem

8oKv?sp. die Konfiskation des Vermögens nach sich: „alles sein Gut ist des

Herrn, in dessen Gericht er dies thut." Laßberg 349.

2 Preuß. Stfgb. §. 145. Vgl. Hannover §. 275. Baiern 1813, Art,

375. Württembergs. (Aehnlich Sachsen und Altenburg). Braun

schweig 184. Thüringen 2S8.

« Nach den Gesttzbb. Württembergs und Darmstadts kann das Ob

jekt des Verbrechens sowohl ein Knabe als ein Mädchen sein. Sachsen,

1855, spricht im Art. 183, nachdem die Artikel 180—182 von der Nothzucht und

der unfreiwilligen Schwächung gehandelt haben, über die „Unzucht mit Kin

dern," hebt aber in diefem Artikel dk Nöthigung eines Mädchens unter

12 Jahren besonders heraus. Als Kinder gelten hier überhaupt Personen

unter zwölfJahren. Vom Mißbrauch junget Mädchen handelt Sachsen

erst im Art. 353. Auch im Braunschw. Stfgb. der Ausdruck „Kind,"

nicht Mädchen. Hannover „Mädchen." Baden, Baiern, Oldenburg

sprechen zunächst vom Beischlafe mit einem unmannbaren Mädchen, an einem

andren Ort aber noch von der Unzucht mitKindern unterl4, beziehungsweise

12 Jahren. Der Grundgedanke ist, daß das gemißbrauchte Kind

noch unmannbar war. Das Alter der Mannbarkeit ist dabei verschieden

festgestellt, bei Mädchen bald auf 12, bald auf 14 Jahre. Preußen verhängt
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ist hier vorzugsweise verpflichtet, seinen Strafschutz aufzubieten,

damit die Sittlichkeit nicht schon in dem auskeimenden Geschlechte

mit dem Körper zugleich zu Grunde gerichtet werde. Die Zu

stimmung einer unmündigen Pers/n zu der unzüchtigen Handlung

kann die Strafbarkeit nicht aufheben, weil die unmündige Person

noch nicht reif ist, hier etwas rechtlich Beachtenswertheö zu

wollen.

Mißbrauch junger Mädchen zwischen 12 bis 14, bezie

hungsweise von 14 bis 16 Jahren steht zwar in der Strafbarkeit

niedriger, wird aber doch ebenfalls von manchen Gesetzbüchern

ausdrücklich als strafbar hervorgehoben^.

3) Die gewerbsmäßige Unzucht, sofern sie ohne Konces-

sion getrieben wird, ist eine Verletzung der polizeilichen Vorschrif

ten. Sie zieht nach manchen Gesetzbüchern eine s. g. Polizcistrafe,

nach andren eine härtere Strafe nach sich ^.

Als Subjekt der Verübung gewerbsmäßiger Unzucht be

trachtet man nur Weiber, nie Männer.

„Gewerbsmäßig" wird die Unzucht betrieben, wenn sie

als ein Mittel des Erwerbes benutzt wird. Die Gewinnung

des ganzen Lebensunterhaltes durch Unzucht ist aber ebenso wenig

zur Gewerbsmäßigkeit uothwendig, als die Preisgebung an Je

dermann 2.

die Strafe der Nothzucht über den, der mit Personen unter 14 Jahren

Unzuchttreibt; §. 144, Nr. 3. Auch hier also macht das Geschlecht keinen

Unterschied.

1 Hier in den Gesetzbüchern dieselbe^ Verschiedenheiten, nach Maßgabe des

verschieden festgestellten Termins der Mannbarkeit. Sachsen I85S, Art. 3S3,

spricht hier «on dem Mißbrauch junger Mädchen über zwölf, doch unter

vierzehn Jahren; PreußenvonderVerführung eines unbescholtenen

Mädchens von vierzehn bis sechszehn Jahren, wobei angemerkt wird,

daß «ur aufAntrag der Eltern oder des Vormundes zu strafen sei; 1. 149.

2 Württemberg straft nur polizeilich, nach dem Polizeistrafgefetze

Art. 47,48. Anders Sachsen, Preußen, auch schon Oldenburg; doch

sind die Strafender gewerbsmäßigen Unzucht nicht hoch; Sachsen will, im

Art. 3S4, GefSngniß von 3 Wochen bis zu 2 Monaten; Preußen, §. 14«,

Gefängniß bis zu 8 Wochen. Oldenburg, 42« und 427, führt es als Er

schwerungsgrund an, wenn die Gewerbsunzüchterin »erheirathet ist.

Oesterreich, 509, überläßtdie Bestrafung der Gewerbsunzucht der Ortspo

lizei, wenn nicht besondre Gründe, wie, öffentliches Aergerniß, eine strengere

Behandlung nöthig machen, wo dann strenger Arrest bis zu 3 Monaten eintritt.

Verheirathung der Unzüchterin wird im §. Sic) ebenfalls als Erschwe

rungsgrund bezeichnet. Baden wartet den Strafantrag der Polizeibehörde

ab; Stfgb. tz. 37«.

s Goltdammer's Archiv I, S. 83. III, S. 131. Oppenhof, Seite

190. Nr. 3. Vgl. auch G oltdamm er, Materialien III, S. 304.
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Z. 187.

Kuppelei.

Das gewerbsmäßige Halten von Schanddirnen in öffent

lichen Häusern machte bei den Römern infam, zog aber keine

Strafe nach sich Seit 439 n. Ch. finden sich Verbote des

Gewerbes der I^enones 2.

Die I^ex^uli«, 6e aäulrerüs straft den Ehemann als Kupp

ler, der aus Gewinnsucht den Ehebruch der Frau zuläßt, oder die

auf der That ertappte Ehebrecherin nicht verstößt ^.

Nicht minder soll, nach derselben I^ex, die Ehelichung

einer verurtheilten Ehebrecherin als Kuppelei betrachtet

werdend

Die Beförderung eines Ehebruches oder eines 8tu-

prum durch einen Fremden wurde mit derselben Strafe be

legt, wie der Ehebruch und das Sruprum selbst 2.

Im Kanonischen Recht wird das I^nocilliuiii mit Pöni-

tenzen belegt und dabei die Verkuppelung durch die eigenen

. Eltern oder durch den Ehemann besonders hervorgehoben °.

1 Ii. 43. §. 6—s. O. 6s ritu uupt. 1^,. 1, 4. Z. 2. I). cke Kis yui notau-

tur (3, 2). DpKräiru <ZerKs,rä, Üiss. cke leuoeiui«, ^eu. 171l. Hoff-

rns,uu, ää lee. ^ul. VIII. p.265s^. (bei Fellenberg), Haupt, cke supplie.

leuou. «ee. ^fc>v. 14. Besonders Wächter, Abhandl. aus dem Strafrecht I,

S. 10« fgg., 121, 2«S fgg.

2 I.. 6. 7. Oock. cke spsewe. (11, 4«). 2. 1K. cke Isuou. (IS, 8).

Rein, S. 88«, Note 2. Theodosius und Valentinian ließen diel^euo-

nes körperlich züchtigen und aus der Stadt treiben. Auch Justinian gebietet

ihnen, die Stadt zu räumen z wer sein Haus zur Kuppelwirthschaft hergebe, solle

dasselbe verlieren und eine Geldstrafe von 1« Pfund Gold zahlen; hinter

listige oder gewaltsame Verkuppelung solle noch strenger (manche glauben:

mit dem Tode) geahndet werden. 5Iov. 14-

s I^i. 2. Z. 2. O. äck le?. >lul. cksackult. (48,5): „I^euoeiuii quickem

erimeu lege ^ulis. cke »ckulteriis prseseriptum est: «um sit in eum märi-

turn poeug, Statuts,, yui cke s,ckulteri« uxoris süss guick eeperit:

item iu eum, <zui lu »ckulteri« ckepreksusam retiuuerit."

< I,. 29. Z. 1. 0. »ck leg. ^ul. cke ackult. 8, 17. Lock, eock. (9, 9),

37. §. 1. 0. äs miu. (4, 4). 11. ß. ult. O. s,ck IsZ. ^ul. äs sckult,

s I.. 8, 1«, 12, 29. §. 2. zu vergl. mit I.. 14. pr. I.. 33. Z. 2. ack leg. Zul.

ckssckult. Justinian bestätigt die strafrechtliche, Gleichstellung des Beförde

rers eines fremden Ehebruches mit dem Ehebrecherz R«v. 134. Lap. 1«. pr.

« Loneil. Illiberitsuum (g,. 313) ö»u. XII. „>Is,tsr, vel parens,

vel quaelibet öckslis, si leuoeiuium sxsreuerit, so quock «,Iieuum veucki-

ckerit evrpus, vel potius suum, pls,euit ess uee iu üue aoeipere eorumu

uiouem." Lau. I^XXII. „8i eousei« marit« kuerit moeeks,t» uxor.

plseuit uee i» Lue ckäucksru ei esse eommuuiouem." Vgl. Osussä

XXXII, qu. 1. esn. 6. ibig., angef. beiLarcke, Handbuch Band III, Seite

1S4, 155.
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Schon das spätere Römische Recht droht dem kupplerifchcn

Vater schwere Strafe'.

Dieselbe Auszeichnung der durch die Eltern oder durch den

Ehemann verübten Kuppelei findet sich in den Deutschen Rechts

quellen ^. Hieran anknüpfend, handelt die P. G. O. von der

Kuppelei in zwei besondren Artikeln, und zwar im Art. 122 von'

der Kuppelei der Ascendenten oder des Ehemannes, im Art.

123 von der Kuppelei im Allgemeinen. — Von der gemein

rechtlichen Theorie wurde hierauf die Unterscheidung der.qua-

lificirten und der einfachen Kuppelei gegründet'. In den

neueren Gesetzbüchern hat sich diese Unterscheidung erhalten;

doch wird der Begriff der qualisicirten Kuppelei nicht auf die

Ascendenten und den Ehemann beschränkt, sondern auch auf

andre Personen erstreckt, denen, ein gewisser Beruf zur Ueber-

wachung der Sittlichkeit der von ihnen verkuppelten Personen

oblag.

Obwohl die Kuppelei gewöhnlich in einer Beihülfe zu frem

der Unzucht besteht, so wird sie doch nicht als Theilnahme an

einem fremden Verbrechen, sondern als ein selbständiges Verbre

chen behandelt.

Unter Kuppelei versteht das gemeine Recht die absichtliche Be

förderung, unter besondren Umständen auch die absichtliche bloße

Duldung, der nicht naturwidrigen Unzucht Andrer. Die Bci-

1 Nach derAiiordnung «onTheodosius undValentinian: Verlust der väter

lichen Gewalt und Og,mus,tio s,ä metäll». 1^, 6. Ooü. cis sz>s«w«. (II, 40).

I/. 12, 14. Loä. 6s spis«. (1, 4).

2 Glosse zum 8gp. II. 13: „Hier sollst du auch wissen von denen, so ihre

weiber vermiethen und dieselben andren verkuppeln und die armen Frauen

damit betrüge», ob sie das klagen wollen: man richtet über sie, als über diese

(Ehebrecher) allhier." Tengler, Laienspiegel Art. 122 bestimmt nur, daß

derjenige ehrlos sein und „am leib" gestraft werden soll, der seine eigene Frau

oder Tochter zur Unzucht hergiebt. Die Bambergens:« Art. 147 handelt

von der „Strafe derjenigen, die ihre Echeweiber oder Töchter um böse»

Gewinnes Millen zu unkeuschen Werken veranlassen." Die Strafe ist Ehr

losigkeit, Ruthenstreiche und Landesverweisung. Freiberger Stadtrecht

von 1S2«, Traktat V. Art.: „Von kupler und kuplerinnen:" „Offen kupler

und kuplerinnen, und die so eelüt uffhalten, from döchtern und frowen zu

bübereien bewegen;" Strafe: Verlust des Zunftrechtes, Ausweisung aus der

Stadt, oder eine sonstige „hohe" Strafe.

s Die Ausdrücke „qualif." und „einfache" Kuppelei kommen erst

feit dem 18. Jahrhundert vor; die sachliche Unterscheidung selbst ist viel älter.

Doch stritt man über die Grenze beider Arten der Kuppelei; über die Fälle, die

in den Art. 122 der P, G. O. gehören: „Straff derjhenigen, so ire eheweiber

oder kinder durch böses genuß willen williglich zu unkeuschen werken ver

puffen." Die verschiedenen Ansichten bei Wächter, Lehrb. II, Seite 584.
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hülfe zur naturwidrigen Unzucht straft man nach den allgemeinen

Grundsätzen über Theilnahme ^.

Das Verbrechen fordert Absichtlichkeit, aber nicht eine s. g.

gewinnsüchtige Absicht. ES kann auch ohne alle Aussicht

aus einen Vorthcil begangen werden, und man unterscheidet des

halb lenoeiniuiii yiiäoLtuariuru und von ^uäLstuarium oder

grawituir,. Die Kuppelei aus gewinnsüchtiger Absicht ist indeß

in höherem Grade strafbar 2.

Vollendet ist die Kuppelei nicht schon mit derjenigen Hand

lung, die der Unzucht Andrer Vorschub leisten soll, sondern erst

dann, wenn die Unzucht selbst versucht oder vollzogen worden ist.

Gewohnheitsmäßiger Betrieb gehört nicht zu den nothwen-

digen Erfordernissen des Thatbcstandes, erhöht aber ebenso, wie

die gewinnsüchtige Absicht, den Grad der Strafbarkeit ^.

^ In den neueren Gesetzbüchern ist der Begriff der Kuppelei sehr un

gleichartig bestimmt. Württemberg, Darmstadt und, Baden strafen die

«einfache, nicht qualificirte Kuppelei nur, wenn sie gewerbsmäßig betrieben

wird; Württemberg SOS, SOS. Darmstadt 339, 34«. Bade» 363, 3S4.

Hannover setzt voraus, daß der Kuppler um eigenen Vvrtheils willen

gehandelt habe, und bestraft alsdann die Kuppelei nur, wenn dadurch Ehebruch,

Verleitung' zum Beischlafe durch ein bezügliches Eheversprechen, widern«:

türliche Wollust oder Verführung zur Unzucht befördert, oder wenn sie zur

Beförderung der einfachen Schwächung gewerbsmäßig betrieben worden ist;

Art. 27S. Baiern 1813, Art. 208, hält nur die qualificirte Kuppelei für

strafbar. Oesterreich 132,512, straft die Kuppelei, wenn sie als Gewerbe

betrieben wird, oder wenn Verführung stattgefunden hat, besonders wenn sie

von Eltern, Erziehern u. s. w. begangen worden ist. Sachsen 1838, Art. 305,

30«; so wie Sachsen 1355, Art. 354, 3SS, erklärt schon das Zuführen von

Weibspersonen, die die Unzucht als Gewerbe betreiben, ebenso

die diesen Personen gestattete Ausübung des Gewerbes in seiner Wohnung, für

strafbar. Doch wird dies vom Gesetz nicht Kuppelei, sondern „Beförderung

der Unzucht" genannt. Nach dem Art. 35« ist Kuppler nur derjenige, der

u n b e sch 0 l t e n e Frauenzimmer zur Unzucht mit Andren verleitet. Preußen

betrachtet als Kuppler den, der der Unzucht einer oder mehrerer Personen des

einen oder andren Geschlechtes Vorschub leistet; vergl. hierüber die Note 3.

2 Abegg.Lehrb. §. 548.

s Preußen straft die einfache Kuppelei nur dann, wenn sie ge

wohnheitsmäßig oder aus Eigennutz betrieben wird; die quali

ficirte Kuppelei, zu der auch die Kuppelei durch hinterlistige Kunstgriffe gesellt

wird, schon ohne Gewohnheitsmäßigkeit der Begehung und ohne

eigennützige Absicht. Vgl. Preuß, Stfgb. §.147, 148. — Ueber den Zeit

punkt der Vollendung sind die Ansichten nicht ganz übereinstimmend. Da

indeß die Kuppelei den Charakter derBeihülfe trägt, so muß man offenbar

auch auf sie den allgemeinen Grundsatz übertragen, daß dieBxihülfe ohne

die B egeh u ng des Haupt« erb rechens nicht gedacht werden kann.—

Im Preuß. R. wird verlangt, daß der Unzucht Andrer Vorschub geleistet

wurde. Schon darin liegt die Voraussetzung wirklich begangener Unzucht.

Andrer Meinung ist Oppenhos, S. !S2.'Nr. S. Dagegen richtig Temme,
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Besonders strafbar find

die Verkuppelung unschuldiger Frauenzimmer, „damit

ihr jungfräulich oder fraulich Ehr entnommen"',

die förmliche Kuppelwirthschaft ^,

die kupplerische Veranlassung eines Ehebruches^.

Die strafbarsten Kuppler find der Ehemann und die eige

nen Eltern, namentlich wenn sie aus Gewinnsucht handeln.

Gerade bei ihnen wird gemeinrechtlich die bloße Duldung der

Unzucht schon als Kuppelei betrachtet, weil sie eine positive Pflicht

zur Verhinderung habend Die ältere Praris strafte diese Art

der Kuppelei, als lenoeinium quäliüoatura, wegen der gröblichen

Verletzung der Pflicht zur Ueberwachung des sittlichen Wandels,

mit dem Tode 5. Von den neueren Gesetzbüchern werden hier

den Eltern zur Seite gestellt: Vormünder, Lehrer, Erzieher

und Geistliche". Alle diese Personen können, wegen Verkuppe-

Lehrb. 723, Goltdammer, Mat. II, S. 309, so wie die meiste» neueren Juri

sten der verschiedensten Länder.

1 Sachsen 185S, Art. 35«, betrachtet nurdies als Kuppelei, und zwar

als einfache. Die Verkuppelung von Kindern unter 14, jedoch über 12

Jahren, rechnet es mit zur qualificirten Kuppelei.

2 „^enooiuium vulgäre," „puKIIoum." Baden 7S7fgg. Darm-

ftadt339fgg. WürttembergS«8fgg. Hannover278.

s In der Regel wird sie heutigen Tages nicht als Kuppelei, sondern als

Beihülfezum Ehebruch, beziehungsweise als Anstiftung zum Ehe

bruch, behandelt. Die abgesonderte Bedrohung der Kuppelei gründet sich

nämlich im Ganzen darauf, daß die Unzucht im Allgemeinen nicht straf

bar ist, mithin auch dieTheilnahme daranstraflos bleiben müßte, wenn

für sie nicht besondre Strafgesetze da wären. Wo die Unzucht selbst schon bedroht

ist, wie in der Form der Nothzucht, des Jncestes, Ehebruchs u. s. w., da tritt der

Begriff der Kuppelei zurück.

4 Baiern und' Oldenburg stellen die qualisicirte Kuppelei auf gleiche

Stufe der Strafbarkeit mit der Blutschande. *

s Vgl. Wächter. Lehrb, S. S88.

« „Eine qualisicirte Kuppelei begehen nach den Gesetzbüchern «o»

Ba lern, Württemberg, Braunschweig, Darmstadt und Oldenb urg :

der Ehemann, die Eltern oder Großeltern, welche ihre Kinder oder Enkel

(Baden: Tochteroder Enkelin), die Pflegeeltern, Vormünder, Beicht

väter, Erzieher, Lehrer, Vorsteher oder Aufseher von öffentlichen

Anstalten, welche ihre Anbefohlenen verkuppeln." Hä b erlin, III, S.308.

Sachsen betrachtet auch die Verkuppelung durch Geschwister als qualificirt,

so wie die Verkuppelung von Kindern zwischen 12—14 Jahren; Braun

schweig die Verkuppelung eines Mädchens unter IS Jahren; Batern 1813

und Ol-denburg die Verkuppelung durch Geschwister. Hannover be

schränkt die qualisicirte Kuppelei auf Eltern und Ehegatten. Baden for

dert zur qualificirten Kuppelei nicht blos ein Verhältniß, das den Kuppler

zu einer sittlichen Ueberwachung verpflichtete, sondern überall außerdem noch

Beabsichtigung eine« Vortheils. Oesterreichß. 182 straft mit schwe

rem Kerker von einem bis zu fünf Jahren : I) Verführung, wodurch Jemand eine

seiner Aufsicht oder Erziehung oder seinem Unterrichte anvertraute Person zur
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lung ihrer Mündel u. s. w., nach neuerem Recht mit mehrjäh

riger entehrender Freiheitsstrafe (Arbeitshaus, Zuchthaus)

belegt werdend

Dem gewerbsmäßigen Kuppler sollte die Infamie niemals

erlassen werden. Wer den Seelenhandel mit Unschuld und Men

schenglück zu seinem Lebensberuf wählt, macht sich eines Treibens

schuldig, daö nach der sittlichen Volksansicht, welche der Richter

ehren und unterstützen soll, mit dem Stempel der Ehrlosigkeit

bedruckt ist. Er führt einen Krieg gegen göttliche und menschliche

Ordnung, den das Strafgesetz mit aller Macht niederschlagen

muß.

Z. 188.

Jnccst.

Die sittliche Einheit der Familie kann durch neue Bluts

verbindungen nicht erhöht und gestärkt, sondern nur verwirrt und

gestört werden. Die natürlich sittlichen Verhältnisse der Ueber-

und Unterordnung gehen dadurch zu Grunde und die schöne Har

monie des Familienlebens verwandelt sich in lauter Mißver

hältnisse.

Ohnehin fordert die Ehe einen ursprünglichen frischen Ge

gensatz, sowohl in psychischer, als in leiblicher Beziehung. Nur

entgegengesetzte Pole ziehen sich M; wo der Gegensatz durch die

Blutseinheit abgestumpft ist, wird auch die Anziehungskraft matt.

Es ist eine gewisse Fremdheit der zu vereinigenden Personen

nothwendig. Der zur Spannung des Gegensatzes zwischen den

beiden Gatten erforderliche Reiz der Fremdheit erlischt unter

Familiengliedern häusig so gänzlich, daß man unter ihnen sogar

einen Korror naturalis gegen Geschlechtsvereinigung behauptet.

Wegen dieser Abstumpfung des Gegensatzes pflegen die aus

Begehung oder Duldung einer unzüchtige» Handlung verleitet; 2) Kuppelei,

wofern dadurch eine unschuldige Person verführt wurde, oder wenn sich

Eltern, Vormünder, Erzieher oder Lehrer — schuldig machen. Preu

ßen straft die Kuppelei als qualificirt 1) wenn sie durch hinterlistigeKunst-

griffe ausgeführt wurde, 2) wenn sie von Eltern, Vormündern, Erzie

hern, Lehrern oder Geistlichen verübt worden ist.

i Am gelindesten wird die Verkuppelung feiler Dirnen gestraft,

sofern das Gesetzbuch sie überhaupt als Kuppelei betrachtet. Sachsen 18S5,

das hierin nicht Kuppelei, sondern ei» besondres Delikt der Beförderung fremder

Unzucht sieht, beschränkt die Strafe in diesem Falle auf Gefängniß bis zu zwei

Monaten. (Vgl. Sachsen 1838, Art. 306.)
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incestuosen Verhältnissen entsprungenen Kinder schlaff und

schwächlich zu sein.

Zu diesen Gründen aus dem ethischen und physischen

Gebiete kommt noch ein politischer Grund. Die Familien

glieder stehen von frühster Kindheit in der engsten Berührung.

Würde bei ihnen nicht auf ein strenges Fernhalten jeder ge

schlechtlichen Gemeinschaft gesehen, so müßten die Generatio

nen schon in ihrer Pflanzstätte verdorben werden. —

Im Wesentlichen ist diese Erkenntnis) uralt, wenn man auch

über die Grenze zweifelhaft gewesen ist, bis zu welcher die Ver

wandtschaft als ein Hinderniß erlaubter Geschlechtsgemeinschaft

zu betrachten sei.

Schon den Römern erschien der Jncest als etwas von allen

Völkern Verworfenes. Nur den Verwandtschaftsgrad, bis zu

welchem Jncest anzunehmen sei, betrachteten sie als nationaleigcn-

thümlich. Sie unterschieden demgemäß den Inoestus Mris Aen-

tium von dem Inoestus ^uris civilis. Unter jenem «erstanden

sie die Geschlechtsgemeinschaft zwischen Ascendenten und Descen-

dentenz unter diesem die Gcschlechtsgemeinschaft zwischen andren

Verwandten, die nach Römischem Rechte, durch ihre Verwandt

schaft verhindert sind, sich zu ehelichend Die incestuose Ehe

strafte man milder, als das incestuose Kwpinln und als die ince

stuose I'orllioati«, namentlich wenn die Che öffentlich geschlos

sen worden war 2.

Das Kanonische Recht dehnte den Begriff des JncesteS auf

eine thörichte Weise aus. Ohne alle sachliche Begründung nahm

man bei den Seitenverwandten Jncest an bis zum vierten Grade

der Kanonischen, also bis zum aMen Grade der Römischen Kom

putation; und dies Alles aus oem kindischen Grunde: „yina

1 Daß derlnosst.^ur.ASllt, aufAscendentenundDescendentenzu

beschränken sei, beweisen Dirksen, im Rhein. Museum I, S. 38 fgg. und in

seinen vermischten Schriften, Berlin 1841, I, S. 241 fgg.; Birnbaum, im

N. Arch. des Kr. XI, S. 307; Wächter, im Lehrb. II, S. S63, und in den

Abhandl. I, S. 168; Platner, quas«tionss S. 1S3, und mehrere Andre. —

Ueberdie Römischen Eheverbote handeln ?«,bsr, vioiss. ^ur. Rom. cke

inesstis i7gz^mv Ln^Isr, äs nuptiis inoestis, ^,rz. 1771.

— Vgl. überhaupt noch die Lehrbücher von Abegg, Heffter und Marezoll,

so wie die Handbücher von Tittmann, Jarcke und Henke.

2 I.. 68. 0. Ss riw nupt. (23, 2). I>g,uU. II. IS, S. (Zoll. VI. S. Vgl.

Abegg §. 543.

Bcrner, Strufrccht. ^4
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HUätuor Lunt Kuiu«r«3 in corpore, <jui «onstant ex ljustuor

elementis" ^. Sogar die Gevattern sollten, wegen ihrer geist

lichen Verwandtschaft, von der Ehe ausgeschlossen sein^. Die

durch diese Ausdehnung der Eheverbote herbeigeführten Uebel-

stände wußte man durch einträgliche Dispensationen zu heben.

Man war sich also der Willkür, die man übte, gar wohl bewußt.

Auch unterschied man, dem gemäß, einen IneestuL ^juris äivini

und einen Ineesws ^uri8 Kumuin. Nur bei dem ersten war die

Dispensation vom Eheverbot unzulässig ^. Dennoch war das

kirchliche Recht während des ganzen Mittelalters die eigentliche

Quelle für die Behandlung des Jncestcs, dessen in den weltlichen

Gesetzen nur in sehr mangelhafter Weise gedacht ist^.

Die Karo lina verpönt die Unkeuschheit mit der Stieftochter,

der Schwiegertochter, der Stiefmutter und in noch näherer Ver

wandtschaft^. Hiernach ist jedenfalls der In«estu8 ^'uris A«u-

tium bedroht; doch könnte es schon zweifelhaft sein, ob der Jncest

unter Geschwistern von diesem Gesetze umfaßt werde °.

Nach heutigem gemeinen Rechte gehört zum Begriffe dcS

1 O. 8.X. 6s eous. et aftmit. (4, 14): ,,?rokibiti« yuoqus eopulke

eonHugälis c>ug,i tum L«nsg,nAuil>itg,ti8 et akünit^tis ßi'ä^um 6s eetero

ll<m exes<I»t. <jug,teinä>ius vsr« uumeru8 bsns eou^iuit vrokibitioui

oou^ugii eorporslis, cie c>u« ciieit äpostolug: l^uod vir neu Kabet vote8ts>

tem sui eorvorig, sed i»ulisr, necziie muliei KsKst potestätem 8ui oor-

porig, «e6 vir: <zui» czustuor sunt Kumores in eorpore, <zui

eoustänt ex <zu»,tuor elsmenti«." Die „quätuor Kumorss" spielen

übrigens im Mittelalter sehr häusig ihre Rolle. Die Beschränkung auf den

4ten kanonischen Grad ift von Jnnocenz III <I2IS). Nach den Verordnungen

Alera »ders II. und Alerand ers III. (e. 2. O. XXXV. qu. 5. und e. l.X.

öe vousäng. et kt'öiiit. 4, 14), aus de» Jahren 10S5 und 1172, ging das Ver

bot der Ehe unter Verwandten sogar bis zum siebenten Grade kanoni

scher Komputation; „ äbstineociulli est a eonsäuguiueis uxoris, ut »

vroviÜ8, «8que »cl 8eptimuin^rä>Ium."

2 Das ältere Kanonische Recht kMiite, bis zum Tridentinum, eine sehr aus

gedehnte geistliche Verwandtschaft (e«^ns,ti« spirituali«), die durch

Taufe uiid Firmelung entstand, L. 1,2, 3, 5. L. XXX. «Zu. 1. — O.l—8.

X. 6s e«An»tioue 8piiitusli (4, 11).

« Den Inesstus zurig 6ivini suchte man nach dem Mosaischen Recht

abzugrenzen; I^evit. 18. v. S—IS.

^ Vgl. Wild«, S.8SSfgg. 1^. 8al. tit. 14. §.12 «erlangt nur Trennung

der incestuoscn Ehe; die I^.öitjuv.tit.6.e«,p.l. «erordnet, außer der Trennung,

Vermögenskonsiskation, ebenso wie die 1^. tit. 39. Z. I und 2. Die I^ex

Lurg. spricht nur von dem incestuosen Ehebruch; tit. 3S. Die größere Strenge

der 1^. VVi8iA0tK. üb. 3. tit. 5, und der I^eAS8 I^iutprsuäi §. 33 erklärtsich aus

dem engen Anschlüsse dieser Gesetze an die kirchliche Auffassung.

» P. G. O. Art. 117. Vgl. Bambergensis Art. 142.

6 Ueber die verschiedenen Ansichten in Betreff dieses Punktes: Wächter,

Lehrb. §. 237, Note 77. Vgl. desselben Abhandl. S. 188.



Unzuchtsverbrechen. Nicht widernatürl. Unzucht, Jucest. 371

Jncestes: wirkliche Geschlechtsvermischung von Personen, die durch

ihre Verwandtschaft an der Schließung der Ehe gehindert wer

den. Ob der Geschlechtsvermischung die Schließung einer Ehe

voranging oder nicht, ändert am Thatbeftande Nichts; es kann

nur auf die Strafausmessung Einfluß üben. Nothwendig ist

aber ein Wissen um das Vcrwandtschaftsverhältniß, so daß kein

Jncest vorliegt, wenn zwei Personen unbefangen in ein geschlecht

liches Verhältniß eingetreten sind und erst später ihre Verwandt

schaft erfahren habend Mit Rücksicht auf die neueren Gesetz

bücher ist Folgendes über den Thatbestand zu bemerken:

«) Der Jncest kann nur begangen werden von Ascendenten

und Descendenten, von Geschwistern 2, von Stiefeltern und Stief

kindern^, von Schwiegereltern und Schwiegerkindern. Die bloS

natürliche Verwandtschaft genügt; eheliche Verwandtschaft ist nicht

nothwendig 4. Die blos bürgerliche Verwandtschaft genügt nicht;

natürliche Verwandtschaft kann hier nicht durch ein Adoptivver-

hältniß ersetzt werden. In der Seitenverwandtschaft erstreckt sich

der Begriff des Jncestes nach keinem Gesetzbuche weiter als bis

zu den Geschwistern. Und in der That hat mit den Geschwistern

die eigentliche Familie ein Ende, so daß weitere Seitengrade we

der Ehehindernisse sein, noch zum Jnceste ausreichen können.

/Z) Es muß ein Akt nicht naturwidriger Unzucht stattge

funden haben 2. Die naturwidrige Unzucht nimmt die Stellung

1 Gilt auch für alle neueren Gesetzbücher.

2 Man muß hierher allerdings auch die halbbürtigen Geschwister rech,

neu. Vgl. Sachsen 1838, 303; 1855, 3S«. Preußen 141, Absatz 2.

Thüringen 2S3. -

s Von Stiefgroßeltern und Stiefenkeln hier zu reden, hat Wohl

keine praktische Anwendbarkeit. Ueberhaupt kann man die Großeltern bei den

Fieischesverbrechc», sofern diese sich auf die Enkel und Enkelinnen beziehen

sotten, ganz außer Acht lassen. Vgl. Goltdammer, Mat. II, S. 289.

Beseler, Kommentar, S, 312, Temme, Lehrb. S. 712.

^ Die Ausdehnung des Begriffes der Blutschande auf die uneheliche

Verwandtschaft behält immer etwas Bedenkliches, sobald man über das

Verhältniß der Ascendenten und Descendenten hinausgeht. Bei

unehelichen Halbgeschwistern, die durch das Leben einander völlig ent

fremdet und weit auseinander gewürfelt worden sind, kann man wohl nicht mehr

von einem Jnceste reden. Es versteht sich übrigens von selbst, daß die uneheliche

Verwandtschaft zweifellos festgestellt sein m«ß. Vgl. Mittermaier zu

Feuerbach K.4S3, Note VI. Temme. Lehrb., S. 712 a. E. Abeg g, Archiv

des Kr, 1346, S. 37. Baiern und Oldenburg betrachten die Geschlechts

gemeinschaft unehelicher Geschwister, selbst der vo llbürtigen, nicht

als Jncest.

s Nur Baiern 1813, Hannover und Oldenburg nehmen auch bei

naturwidriger Unzucht, verübt durch Ascendenten an Descendenten, Jncest an.

24«
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eines ganz abgesonderten Verbrechens ein, bei der namentlich

die zur eigentlichen Blutschande erforderliche geschlechtliche Bluts

mischung gar nicht eintritt. Dagegen liegt in dem incestuosen

Ehebruch, in der incestuosen Bigamie und in der incestuosen

Nothzucht eine Konkurrenz von Jncest und Ehebruch, Bigamie

oder Nothzucht.

Die Strafbarkeit

steigt mit der Nähe der Verwandtschaft, so daß die Blut

schande unter Ascendenten und Descendenten am strafbarsten ist.

Der Ascendent ist strafbarer als der Defcendent. Er

ist nicht nur der Reifere oder Aeltere, sondern sogar zu einer sitt

lichen Einwirkung auf den Descendenten verpflichtet. Nach Preu

ßischem Rechte wird der Ascendent mit Zuchthaus bis zu fünf

Jahren, der Defcendent nur mit Gefängniß von drei Monaten

bis zu zwei Jahren, ja vor zurückgelegtem sechzehnten Jahre gar

nicht gestraft Für Stief- und Schwieger-Eltern und Kin

der kann dies Verhältnis des beiderseitigen Strafmaßes nicht

unbedingt festgehalten werden, weil hier das höhere Alter und die

größere Reife auf der Seite der Kinder sein könntet

In allen Fällen verdient die Jugend der Konkumbenten be

sondre Berücksichtigung.

1 Hannover droht den Ascendenten geschärftes Zuchthaus von 2—8 Jah

ren; Württemberg und Baden stellen das Marimum auf 6 Jahre fest,

Sachsen auf 4 Jahre. Die Descendenten sind überall nur mit kürzerer

Gefängniß - oder Arbeitshausstrafe bedroht.

2 Auf gleiche Stufe der Strafbarkeit mit der Unzucht unter Geschwi

stern stellt das Preuß. Strafgb. die Unzucht zwischen Schwiegereltern

und Schwiegerkindern, so wie zwischen Stiefeltern und Stief

kindern. Die Strafe ist hier überall Gefängniß von drei Monaten bis zu

zwei Jahren. Wie die rechten Kinder, so bleiben auch die Stiefkinder straf

los, wenn sie das sechszehnte Jahr noch nicht zurückgelegt hatten; Z. 141. Es

giebt hiernach im Preuß. Recht nur 2 Hauptabstufungen der Strafbarkeit:

1) Jncest der Ascendenten und Descendenten, 2) Jncest andrer Personen.

Sachsen macht drei Abstufungen: l)Afcendenten mit Descendenten, 2) Stief

eltern mit Stiefkindern, 3) Unzucht zwischen Seitenverwandten und Verschwä

gerten; Stfgb. Art. 349, 3ö«, 3S1. Solche gesetzliche Abstufungen haben

manches Gute, aber auch manches Ueble; jedenfalls sind sie entbehrlich, wen»

das Gesetz nur einen für alle Stufen ausreichenden Spielraum im Strafmaße

giebt. Vgl. Oesterreich §. 131 und 501. Württemberg 301 fgg. Han

nover 274. Braunschweig192fgg. Darmstadt 33S fgg. Baden 36öfgg.

Thüringen 2S3 fgg.
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II.

Unfreiwillige Schwächung und Rothzucht.

§. 189.

Unfreiwillige Schwächung.

Ohne in den gesetzlichen Bestimmungen den erforderlichen

Stützpunkt zu besitzen, zeichnet das gemeine Recht die unfrei

willige Schwächung (das s. g. LtuprurQ vs« volllntariuru, ne«

violeritum) als ein der Nothzucht verwandtes Verbrechen aus '.

Man versteht darunter die an einer bewußtlosen oder willen

losen Person verübte Unzucht.

In den Gesetzbüchern für Braunschweig und Hannover

trägt dies Verbrechen den Namen der Schändung 2.

Objekt des Verbrechens sind nur Frauenzimmer, und zwar

solche, die durch Schlaf, Ohnmacht, Geisteskrankheit oder

Trunkenheit in einen bewußtlosen oder willenlosen Zustand

versetzt sind. Der Wille einer geisteskranken Person ist gar kein

vernünftiger, rechtlich beachtenswerther Wille. Es braucht daher

hier kein besondrer Beweis der Willenlosigkeit, sondern nur der

Beweis vorhandener Geisteskrankheit geführt zu werdend

Unter denselben Gesichtspunkt pflegen die neueren Gesetz

bücher die Unzucht mit unmannbaren Mädchen zu stellen, deren

Wille hier ebenfalls rechtlich nicht als Wille angesehen werden

kann 4.

Das gemeine Recht strafte arbiträr, aber nach Anologie der

Nothzucht«.

Denselben Standpunkt nehmen die neueren Gesetzbücher

ein. Sie strafen indeß im Ganzen die unfreiwillige Schwächung

milder als die Nothzucht«. Am strafbarsten ist offenbar der Fall,

' Martin, Lchrb. 2te Aufl. 1829, z. 293, Seite 724 fgg.

2 BraunschweigI74, Hanno»er272.

s LK. 8«Kviick, Oiss. I. «tll. g« stupr« in msnte osptam L«in

rniss«. lllps. 1727, 1734.

4 Vgl. oben den Z. 186. .

s Man gellte das stuurum »e« vol. ue« viol. in die Mitte zwischen 8tu>

piura und Nothzucht.

» Baiern 377. Sachsen 1838, IS«; 1855,182: „ Nnzucht mit w eh r-

oder bewußtlosen Personen." Baden 337. Württemberg 299 (Huf

nagel, Stfgb, S. 284), Darmstadt 334.
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wo der Unzüchter das Weib in den Zustand der Bewußtlosigkeit

oder Willenlosigkeit absichtlich versetzte, um die Unzucht aus

führen zu können. Hier erleidet das Weib in der That eine Art

Gewalt; und hier rechtfertigt sich daher auch eine Strafe, welche

der der Nothzucht ziemlich gleich kommt. — Minder strafbar ist

derjenige Fall, wo ein Zustand der Bewußtlosigkeit des Weibes,

namentlich tiefer Schlaf oder Trunkenheit, von dem Manne zu

fällig vorgefunden und dann benutzt wurde. Es wäre eine arge

Ungerechtigkeit, diesen Fall der Nothzucht gleich zu stellen ^.

Unmäßig hart ist das von dem Preuß. Stfgb. aufgestellte

Strafmcmmum von 20 Jahren Zuchthaus; doch wird die Praris

nicht zu materiellen Ungerechtigkeiten genöthigt werden, da der

Gesetzgeber kein Minimum festgestellt hat. Am härtesten ist, nach

dem Preußischen, das Hannoversche Stfgb., welches Zuchthaus

von 2 bis 8 Jahren, und unter mildernden Umständen Arbeits

haus anordnet. Württemberg verordnet nur Kreisgefäng-

niß, dessen gesetzliche Dauer sich von vier Wochen bis zu zwei

Jahren beläuft. In der That, diese Meinungsverschiedenheiten

sind groß!

§. 190.

Nothzucht,

Gewaltsame Schändung eines Weibes oder eines Knaben

war bei den Römern bloße Vis. Man zeichnete das Verbrechen

wegen des geschlechtlichen Momentes nicht als ein eigenthümliches

aus 2.

Dagegen heben schon die Germanischen Volksrechte die

! Die Unterscheidung dieser beiden Fälle hielt das gemeine Recht streng fest.

Vgl. Abegg. Lehrb. Seite 388, 389. Wächter, Äbhandl. Seite 285 fgg.

Sachsen knüpft an den Fall, wo der Verbrecher die Gcmißbrauchte, in un

züchtiger Absicht, in den wehrlosen oder bewußtlosen Zustand »ersetzte, ein weit

höheres Strafmaß, 2—8 Jahre Zuchthaus, während svjist nur Arbeitshaus oder

Zuchthaus von 1—4 Jahren eintreten soll; Art. 162. Preußen Überläßthier

Alles dem richterlichen Ermessen.

2 1^. 5. H. 4. Ö. äg Isg. ^ul. äs vi pudl!««, (48, ö) : „?i »stsrs» pimitur

KuHus lsßis posns,, qui pusruin v^I ssminäm^psr vim ?tuprg,verit."

Vgl. die Schriften über Lri'msr, vi8, auch die mehrfach angeführten Abhandl.

von Wächter, Rein's Kriminalr. der Römer, Abegg und Marezoll. —

I^evssr 8pse. 584. LosKmer s,ä art. IIS. Cell«, über Verbrechen und

Strafe» in Unzuchtsfällen, Zweibr. 1787. O. Sursis», äs notiooe stu-

pri violsuti, Vitsb. 1800. ?. 1. ?smosller, äs sriruins stupri

violsnti, ^s». 1822. Henke, Jarcke, auch Tittmann, in ihren Hand

büchern.
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Gewalt zur Unzucht, die „Nothnunft" an Frauen, als eine schwer

zu büßende That hervor^. Die späteren Deutschen Quellen

drohen dem Nothzüchter den Tod. Der Sachsenspiegel will Ent

hauptung 2. Der Schwabenspiegel will Enthauptung für die

Nothzüchtigung eines Weibes, Lebendigbegraben für die Noth-

züchtigung einer Jungfrau ^. Durch mancherlei sinnbildliche Hand

lungen, durch das Abbrechen des Hauses der verbrecherischen That

und durch die Tödtung der in demselben befindlichen Thiere, gab

sich ein besondrer Abschcu kund'^.

Die P. G. O. behält die alte volksthümliche Auffassung des

Verbrechens und die alte Strenge gegen dasselbe bei 5.

Auf Grund dieser helmischen Quellen bezeichnet das gemeine

Recht als Nothzucht: die gewaltsame Schändung eines unbe

scholtenen Frauenzimmers.

Nach der gemeinrechtlichen Theorie kann das Verbrechen nur

von einem Manne begangen werden. Erzwänge ein Weib von

einem Manne den Beischlaf, so wäre dies nach gemeinem Rechte

ein Oiiuen vis, aber keine Nothzucht; das Charakteristische der

wird nicht in der bloßen Freiheitsbeeinträchtigung, son

dern in der brutalen Vernichtung der weiblichen Ge

schlechtsehre gefunden.

In dieser Anschauung der Sache folgerecht weiter schreitend,

fordert das gemeine Recht als Objekt des Verbrechens ein unbe

scholtenes Frauenzimmer. Die Karolina spricht nämlich nur

von einer unverleumdeten Ehefrau, Jungfrau oder Wittwe.

Sie stellt das Erforderniß, daß denselben ihre jungfräuliche

oder fräuliche Ehre geraubt worden sei. Das gewaltsam ge

schwächte Weib mußte demnach noch eine jungfräuliche oder sräu-

! I.. SsI.XIV. 1«. I.. ^,Ism.t!t. 59. 3. I.. Rurg. tit. 3«. I.. I iis.

t!t.9.Z.8. I^sv^ob. I. 3^K. l. Wild«, S. «29. Walter, Rechtsg., S.

775 fgg. Grimm, über die Nothnunft a» Frauen, in Reyscher's Zeitschr. V.

S. 1 fgg. Gözenbach, über die Nothnunft, in Reyscher's Zcitschr. IX. S.

SS« fgg.

2 Ssp.II.lS: „Wer Weib oder Magd nothzüchttgt: man soll ihm da«

Haupt abschlagen."

s Die Verminderung des Werthcs einer Jungfrau gilt dem SeKvsp. höher

als die eines Weibes ; er sagt deshalb : „Wer Weib oder Magd »vthzüchtigt, —

man soll über ihn richten also: Ist sie eine Magd (d. i, Jungfrau), man soll ihn

lebendig begraben; ist sie ein Weib, man soll ihn enthaupten." Nach

manchen Rechten trat die Strafe des Pfählens ein; Tengler, Laiensp.TH.III,

Tit. Umb notzwang.
 

s P. G.O.Art. 1l9. Vgl. Wächter, Lehrb. II, §. 13S.
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liche Ehre zu verlieren haben. An Weibern, die ihre weibliche

Ehre preisgegeben, ist gemeinrechtlich abermals nicht Nothzucht,

sondern nur ein Olmen vis möglich.

Von den neueren Gesetzbüchern ist nun die gemeinrecht

liche Auffassung sehr stark modisicirt worden. Man hat sich mehr

dem Römischen Rechte genähert, die Beeinträchtigung der persön

lichen Freiheit mehr in den Vordergrund gestellt, das Merkmal

der Vernichtung der weiblichen Ehre aufgegeben. Doch ist man

nicht so weit gegangen, die Nothzucht gar nicht mehr als ein

Unzuchtsverbrechen, sondern nur als eine Freiheitsverletzung zu

betrachten ^.

Fast sämmtliche neuere Gesetzbücher halten zwar daran fest,

daß ein Mann Subjekt, ein Weib Objekt des Verbrechens sein

müsset Preußen freilich hebt auch dies Merkmal auf; nach

Preußischem Rechte kann ein Mann wie ein Weib Subjekt, und

ein Mann wie ein Weib Objekt des Verbrechens sein; nur muß

das Subjekt andren Geschlechtes, sein als das Objekt, so daß die

naturwidrige Unzucht ausgeschlossen bleibt ^.

Eine grundwesentliche Abweichung der neueren GesetzbücherM

vom gemeinen Recht besteht aber darin, daß sie zum Thatbestande

des Verbrechens nicht mehr Unbescholtenheit des Frauen

zimmers fordern. Wenngleich dies einige Gesetzbücher- zu dem

formellen Fehler verleitet hat, die Nothzucht ganz unter die Ver

brechen gegen die persönliche Freiheit zu stellen: so setzen sie doch

insgesammt voraus, daß die That den Charakter der Unzucht

1 Brau »schweig und Sachsen stellen die Nothzucht unter die Verbrechen

gegen die persönliche Freiheit, machen aber deshalb in derSache selbst keine

Ausnahme. Vgl. auch Bai ern 1813, Art, 18S fgg.

2 Baiern ISS fgg. Sachsen 1838, 1S7; 1855, 180. Württemberg

295sgg. Braunschweig 172. Hanno«er270. Darmstadt22g. Ba

den 335. Oldenburg 191. Oesterreich 125 fgg. Thürin gen 291 fgg.

s Preußen §. 144, Nr. 1. Allen bedeutenden Schriftstellern entgegen,

meint Oppenhof, der sich auf eine sachliche Prüfung nicht einläßt, daß auch

naturwidrige Unzucht als Nothzucht zu betrachten sei. Richtig Temme,

Lehrb. S. 727. DasÄairische Gesetzb. von 1813 zählte zw« noch die er

zwungene naturwidrige Unzucht zur eigentlichen Nothzucht; allein bei der gan

zen Reihe der späteren Gesetzbücher war die entgegengesetzte Ansicht siegreich,

wenngleich man nicht verkannte, daß die gewaltsame naturwi

drige Unzucht der Nothzucht in der Strafbarkeit mindestens nicht

nachsteht. Auch der Bairische Entwurf eines neuen Strafgesetzbuchs hat

den Standpunkt des Bairischen Strafgesetzbuches von 1813 aufgegeben.

Vgl. Bairisch. Entwurf Art. 204; dazu jedoch auch die kritischen Bemer

kungen von Hofmann, „gerichtlich -anthropologische Bemerk, zum Ent

würfe" ,c., München 1856, Seite 32 und 33. >



Nnzuchtsverbrcchen. Nothzucht, 377

an sich trage. Sie verlangen außerehelichen Beischlaf. Die

Nöthigung der eigenen Ehefrau wird demnach von ihnen als

Nothzucht nicht aufgefaßt ^.

In den übrigen Merkmalen des ThatbestandeS herrscht ziem

liche Uebereinstimmung der neueren Gesetzbücher mit dem gemei

nen Recht. '

Die, Handlung muß in gewaltsamer geschlechtlicher Vereini

gung bestehend ES genügt aber auch schon die psychologische

Gewalt, namentlich jede gegen das Leben oder die Gesundheit

gerichtete Drohung. Zu eng ist die Fassung des Preußischen

Gesetzes, welches für die psychologische Gewalt die Forderung

stellt, daß sie in Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib

oder Leben bestehen müsset Jedenfalls muß das Weib einen

ernsthaften Widerstand geleistet haben, und bloße Dringlichkeit des

Mannes, von den älteren Kriminalisten Vis ^rata, genannt, wird

hier niemals als eigentliche Gewalt betrachtet. Wurde aber ein

wahrhaft gewaltsames Benehmen zur Erreichung des unzüchtigen

Zieles vorgenommen und leistete das Weib so weit als möglich

ernstlichen Widerstand: so hebt es den Thatbestand der Nothzucht

nicht auf, wenn das Weib endlich aus Erschöpfung vom Wider

stande abließ.

Ueber den Punkt des vollendeten Verbrechens gelten die all

gemeinen Grundsätze für Fleischesverbrechen. —

Die Karolina droht mit dem Schwert, als der Strafe des

Raubest Die gemeinrechtliche Praris verhängt vieljährigc,

selbst lebenslängliche schwere Freiheitsstrafe. Es wird indeß der

Antrag der Verletzten abgewartet, wie dies von der Karolina

ausdrücklich vorgeschrieben ist 2.

Auch nach den neueren Gesetzbüchern kann die Strafe zu

vieljährigem Zuchthause aufsteigen. Besondre Strenge kommt

zur Anwendung, wenn die Nothzucht zugleich der Gesundheit

der Verletzten beträchtlichen Schaden gebracht hat. Das Preu-

1 Dies gilt auch für Sachsen und Braunschweig, selbstverständlich aber

für diejenigen Gesetzbücher, die die Nothzucht unter die Unzuchtsverbrechen

stellen.

2 P. G. O. Art. 119: „mit gemalt und Wider ircn willen."

s Vgl. Temme, Lehrb. a. a. O.

4 P. G. O. IIS: „soll auf beklagung der benöthigten einem räuber

gleich mit dem schwert vom leben zum todt gerichtet werden,"

s „Auf Beklagung der Benöthigten." Der Ausdruck kommt im

Art. IIS der P. G. O. sogar zweimal vor.



373 Zweites Buch. Erster Titel.

ßische Recht, gleich mehreren andren Rechten, will lebenslängliche

Zuchthausstrafe, wenn die Nochzucht den Tod der geschändeten

Person herbeigeführt hat; sonst Zuchthaus bis zu zwanzig

Jahren.

Jedenfalls wird eine hohe Strafe auch in solchen Fällen am

Platze sein, wo die Gesundheit keinen Schaden erlitten hat; denn

der moralische Schade ist immer noch größer als dtt leibliche.

Die Nothzucht ist eines der niedrigsten Verbrechen. Sie bekundet

eine brutale Vergessenheit alles Menschenrechtcs und ist für das

betroffene Weib ein furchtbares Schicksal, welches ihr ganzes Da

sein zerbricht.

Mehrere Gesetzgeber, aus Schonung für das schon so schwer

an seiner Ehre gekränkte Weib, lassen nur auf Antrag ein

Strafverfahren zu, sofern nicht ein öffentliches Aergerniß

durch die Nothzucht herbeigeführt wurde ^. Andre glauben es der

Aufrechthaltung der Sittlichkeit schuldig zu sein, unbedingt von

Amtswegen einzuschreiten d

III.

Naturwidrige Unzucht.

s- 191.

Von Griechenland her, wo die Ansichten über naturwidrige

Unzucht außerordentlich lar waren ^, wurde das Verbrechen der

Knabenschändung nach Rom übersiedelt. Es nahm auch hier sehr

bald überhand; doch verfolgte es der Römische Gesetzgeber mit

größerer Strenge. Eine alte I^ex Kcatini», deren Ursprung

man in die Zeit des zweiten Punischen Krieges setzt, verpönt

die nekänZg, lidiäo und monströs«, venus. Darunter ist ent

weder ausschließlich, oder doch hauptsächlich, die Knabenschän

dung zu verstehen. Ueber den weiteren Inhalt der I^ex Seatinia

ist nichts Bestimmtes bekannt ^.

1 So namentlich Württemberg, Hannover, Braunschweig, Ba

den.

2 So Preußen, Oesterreich, Baiern und andre.

s Plutarch berichtet im Leben des Pelopidas, daß die Thebaner, um die

Sitten ihrer Jünglinge zu veredeln, ihnen unter einander die Päderastie er

laubten! —

4 ^. I?. OKrist, Kistorig, legis Lostiriiäe, Lalas 1727. Oropp, <Ze
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Seit August fiel auch die Knabenschändung unter die 1^.

^ulia <Ze ääultsriis^. Unter den christlichen Kaisern finden sich

sehr strenge Strafen dieses Verbrechens. Valentinian droht

den Feuertod, indem er den Vorschriften des Mosaischen Rechtes

folgte Justinian geht zu der von Konstans und Konstan

tias angedrohten einfachen Enthauptung zurück^.

Das Kanonische Recht spricht den allgemeinen Grundsatz

der Strafwürdigkeit aller naturwidrigen Verbrechen aus: „Omni»,

ggAitia, Huae su»t eontrs, Qäturam, ulzic^ue et Semper <!ete-

stanäs, et punienäa sunt,"^. Die Kanones schließen sich ganz

dem Mosaischen Rechte an, dessen Einfluß auch in den Fränkischen

Kapitularien ersichtlich ist 6. Für die Unzucht mit einem Vieh

wird die im Mosaischen Recht angeordnete Todesstrafe bestätigt ^

und zugleich die Tödtung des gemißbrauchten Thieres geboten,

damit an demselben das Andenken der Greueltbat nicht fort

lebe 7.

In den Germanischen Rechten findet sich über die natur

widrige Unzucht, die den Nordländern nicht völlig fremd geblieben

war«, fast gar Nichts. Die 1^. 'WisiZotKoruin befiehlt die Ent

mannung des Knabenschänders 9.

prseseptis zurls Rornäni «Ire» punienäura oollätura, Lest. 2. tit. 9. p.

IIS sc>cz.

1 „ Item lex »lulis, ös »dulteriis — st eos punit, qui «um m«,sor>Ii s

nskänclam libiäiusm «xeroers »u6snt." §. 4. lust. 6s pudl. ^u<l.

(4, 18).

2 „HuMsmo6i ssslvg, exspsetänts popul«, flsmmis viuclisidus

exxi«,bur>t." I. 8. Ooä. g,ä leg. ilul. üs »ciult. l Mose; 13, lg.

s 1.31. O«g. aSIeg.^uI.

4 Oän. 3. Lauss» XXXII. yu. 7.'

5 Zuerst im O»pituls,re eesIesikistiLiim vom Jahre 78g so. 4g). Auch

auf das Römische Recht weisen die Kapitularien zurück: Onpit. ^,ggit. IV.

(Walter, l'om. II. p. 8S8). Vgl. Jarcke, Handb. III, S. 172. Wild»,

S. 8SS.

« Zweites Buch Most, 22, lg. Osn. 4. O»u8s. XV. „Klulier,

quae äesesserit omus pssus, et vult ässsnäi g,b eo, iutsrüsistis mu-

lierem et pssus: morts moriäutur, rei sunt."

7 I^oo. «it. „ <jus,er!tur, quomoilo «it rsum psous, eum sit irr«,,

tionäls. ?SL«rs i«6e sreäsnclum est^ussa iuteröei, quis, tali tlagitio

eollt»minat», iugigos,!« rsfrissnt ?»<:ti memorism." Auch das

allg. Preuß. Landr. §. 1«6S—1072 schreibt die Tödtung des Thieres vor.

« Wild«, S. 8S8.

s Ii. WisigotK. III. 5. Z. S: „ Kl«,s«ulorum «oneubitores — Huäsx

utrosc^ue eästrsrs proeuret."
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Von der Karolina werden, im Art. 116, zwei Arten der

naturwidrigen Unzucht hervorgehoben, nämlich 1) Unzucht unter

Personen desselben Geschlechts, s. g. Loäouü» ratione 8«xns

2) Unzucht mit Vieh, s. g. 3»ö«mia ratione ZeneriL oder Be

stialität. Beide Arten sind mit dem Feuertode bedroht.

In den neueren Gesetzbüchern finden sich Strafdrohungen

gegen die naturwidrige Unzucht unter Männern und gegen die

Bestialität 2. Ein Thatbestand wird dabei nicht aufgestellt. Die

Strafen sind meistens nicht beträchtlich^ doch ist zu erwägen,

daß bei der Knabenschändung sehr leicht, wegen der damit etwa

konkurrirenden Gewalt oder wegen sonstiger Verbrechenskonkurrenz,

weit höhere Strafen eintreten könnend

Manche Gesetzbücher bestrafen die naturwidrige Unzucht nur

auf Antrag, oder bei öffentlichem Aergerniß^; andre nur bei

öffentlichem Aergerniß, oder wenn die Handlung an einem Kinde,

oder mittelst Gewalt vorgenommen worden ist

1 P. G. O. Art. 116: „Item so eyn mensch mit einem «ihe, mann mit

mann, weib mit weib unkeusch treiben, die haben auch das leben verwürkt, und

man soll sie der gemevnen gewonheyt nach mit dem fewer vom leben zum todt

richten." Was unter dem „weib mit weib" gemeint sei, ist streitig. Wächter,

Lehrb. II, S. 57ö.

2 Nicht gegen die mastupräti« oder o»s,nig,. Baiern (1813) 191, er-

wähnt nur der widernatürlichen Unzucht an einem Mädchen oder Knaben unter

ISJahren. Vgl. im Uebrigen Sachsen 1838, 308; 1855, 357. Württem

berg 310. Braunschweig 195. Hannover 27S. Darmstadt 338.

Baden 371. Oldenburg 424. Oesterreich 129. Thüringen 303.

Preußen 143.

s Sachsen, 1855, will nur GefSngniß oder Arbeitshaus bis zu einem

Jahre; Preußen GefSngniß von 6 Monaten bis zu 4 Jahren, mit zeitiger

Untersagung der Ehrenrechte; Darmstadt Korrektionshaus bis zu 3, oder

Zuchthaus bis zu ö Jahren; Braunfchwe ig Zwangsarbeit bis zu 5 Jahren,

wenn Kinder unter 15 Jahren gemißbraucht worden sind; Württemberg und

Baden Kreisgefängnrß oder Arbeitshaus von ö Monaten bis zu 2 Jahren.

Am strengsten ist Hanno» er, das Zuchthaus bis zu 3 Jahren zuläßt.

4 Bei angewendeter Gewalt wird die Strafe der Nothzucht, bei

Ausübung des Verbrechens gegen Descendenten die Strafedes Jnce-

stes gewiß nicht zu hoch sein; doch kann man deshalb die Begriffe von

Jncest und von Nothzucht nicht auf die naturwidrige Unzucht ausdehnen.

Sachsen ordnet im Art. 357 zweckmäßig an, daß wegen der unter Ascendentcn

und Descendenten verübten naturwidrigen Unzucht die Strafen des Jnccstcs

(Art. 349), so weit sie höher sind, eintreten sollen. Gewaltsame naturwidrige

Unzucht wird übrigens in allen Gesetzbüchern der Nothzucht gleich behandelt.

s So Braunschweig und Württemberg.

« So Hannover.
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Gegen die Ehe und gegen den Familienstand.

Z. 192.

Ehebruch.

Der außereheliche Geschlechtsumgang des MaimeS galt den

Römern nicht als ^.äultsriuin. Nur derjenige, der mit der

Ehefrau eines Andren Gemeinschaft hatte, so wie die Ehefrau

selbst, machte sich eines Ehebruches schuldig. Das Gesetz ver

langte von dem Weibe eine Enthaltsamkeit, die es dem Manne

nicht zumuthete^.

Zwei Gründe waren hier bei den Römern maßgebend: 1) die

Frau versündigt sich durch den Ehebruch gegen das Hausrecht

des Mannes, gegen seine ehehcrrliche ?«re8w8; 2) der Ehebruch

macht die Paternität unsicher. Diese Gründe fielen weg, wenn

der Mann, ohne in eine fremde Ehe einzugreifen, sich neben der

Ehe einen außerehelichen geschlechtlichen Umgang gestattete. Da

her die Beschränkung des Begriffes des Ehebruchs.

Anfangs wurde der Ehebruch nur von den Hausgerichten

gestraft, die der Mann, oder der Vater, unter Zuziehung der

Verwandten, über die Schuldige abhielt. Dazu kamen die Töd-

tungsbefugnisse bei der Ertappung aus der brennenden That.

So lange die Sitten rein blieben, machte diese Bewaffnung des

Mannes und des Vaters mit dem Hausrichteramt und mit der

Tödtungsbefugniß jedes strafrechtliche Einschreiten des Staates

entbehrlich 2.

Erst die spatere Verunsittlichung und die Aufhebung, oder

wenigstens der allmälige Untergang der Hausgerichte machten

Strafgesetze des Staates gegen den Ehebruch zum Bedürfniß.

Namentlich mußte der Gesetzgeber Einhalt gebieten, als mit dem

steigenden Lurus, mit dem Verfall der Sittlichkeit, die Zahl der

1 Bgl. §. 18«, die in der Note 1 Angeführten, besonders Wächter,

Abhandl. I, S. 102 fgg. und Rein, Seite 83S.

2 Nüntsr, Ss Somest. tamil. zuäl«. I^ugä,, L«,t. I7S8. Kitzler,

ü« isA« ^«1. et?ap. ?«pp., Rät. 183S, p. 54 s^.
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Ehebrüche dergestalt anschwoll, daß alles Familienleben in eine

wüste Weibergemeinsamkeit aufzugehen drohte ^.

Schon die Politik forderte hier strafrechtliche Maßregeln. Man

erachtet ein umfassendes Unzuchtsgesctz nothwendig. Ein solches

erscheint in der schon mehrfach erwähnten I^ex^ulis, äs aäulte-

riis «oer«en6is.

Für den Ehebruch bestimmt die I^ex ^ulis, Folgendes:

Die Ehebrecherin und ihr Konkumbent sollen auf eine Insel

relegirt werden, jeder aber auf eine andre, damit eine völlige

Absonderung bewirkt werdet Die Frau verliert die Hälfte der

Dos und ein Drittel ihrer übrigen Güter«. Dem Ehebrecher wird

sein halbes Vermögen genommen ^.

Neben der 1^,. ^ulis, bleiben, für den Fall der Ertappung in

SäAravti, die alten Tödtungsbefugnisse in Kraft. Im fünf

ten Kapitel der 1^,. Willis, wurde indeß verordnet, der Mann solle

den ertappten Ehebrecher, wenn er ihn nicht tödten darf oder

will, nie über zwanzig Stunden des Beweises halber ein

sperren 2.

Nach der I^ex ^ulis, muß der Mann die Ehebrecherin ankla

gen, wenn er nicht der Strafe der Kuppelei verfallen will«.

Auch fremden Personen wurde das Anklagerecht zugestanden.

Man machte also das ^,6ulteriuiri zu einem öffentlichen Ver

brechen, weil die Sittenlosigkeit einen Grad erreicht hatte, wo es

nicht mehr bloö auf die dem verletzten Ehemann zu leistende Ge

nugtuung ankam, sondern wo im Interesse der ganzen öffent

lichen Ordnung eine Wiederherstellung von Zucht und ehelicher

Reinheit nöthig geworden war. — Der Fremde soll indeß die

Ehebrecherin nicht vor ihrer Verstoßung durch den Ehe

mann anklagen, d. h. er kann von seinem Klagrechte erst dann

1 Karl Wäch ter, über Ehescheidungen beiden Römern. Lerner,

äs üivortiis «vu<l liornanos, Lsrol. 1842, PSA. 47 scziz.

2 ,,6urnin«6o in cliversss insulss relegsntur,"

s „g,6ulter!i eonviotäs niulieres gimictig, p«,rte llotis et terti»

parte bonorum, »e releAätions in insulsin plseuit eosresri."

4 „s,6ulteris vero viris cliinio!i«,in bonvruin partsro suterri."

?äull. Ree. ssut. II. 2ö, 14.

« 1^. sö, pr. O. (48, S): ,,<üapits czuiuto Isgis ^lulise it» esvetur, ut

viro Agulteruni, in uxors suä clsprenensum , quei» aut nolit sut nou

lioost oeeickers, rstiners Koräs giurnss no«turos,»<zue non plus czusin

viginti tsst«,o6«,e ejus rei «äussa,sine trauäs sus,liee»t." Vgl. Abegg,

Untersuchungen, Seite 157—I6S.

« I.. 2. z. 2. 1). K. t. 1^. 14. Z. 1. eoo!. ^«v. 134. O»p. I«.



Verbreche» gegen die Ehe und gegen den Familienstand. Ehebruch, 383

Gebrauch machen, wenn der Ehemann durch Entlassung der Frau

gezeigt hat, daß er die Thatsache des Ehebruchs für erwiesen

halte !.

Später fühlte man, daß die Popularanklage bei dem Ehebruch

unpassend sei, weil sie den Feinden der Familie eine Waffe ist,

durch welche sie die Familie?verlMnisse böswillig stören können.

Konstantin beschränkte daher das Anklagerecht auf die nächsten

Verwandten (auf den Vater, den Bruder, den väterlichen und

den mütterlichen Onkel), weil nur bei diesen Personen ein edler

Unwille, ein wahrer, sittlicher Schmerz (verns äolor) als Antrieb

zur Anklage vorauszusetzen sei 2.

Dem Ehebrecher droht Konstantin das Schwerts Justi-

nian bestätigt dies. Er befiehlt außerdem, daß die Ehebrecherin

auf Lebenszeit in ein Kloster gesperrt werden soll, wenn der Mann

sie nicht nach zwei Jahren daraus zurückholt^.

Eine ähnliche Abgrenzung, wie bei den Römern, hatte der

Begriff des Ehebruches in dem heidnisch Germanischen Rechte.

Der Mann wurde in seinen ehelichen Rechten geschützt, aber die

Frau hatte keinen Schutz gegen die Untreue ihres Gatten. Die

Strafe des Ehebrechers bestand Anfangs in einer Buße^, später

im Tode oder in der Uebergabe an den gekränkten Ehemanns

Sehr wesentlichen Einfluß auf die Auffassung des Ehebruches

übte das Kanonische Recht. Es erklärt, die christliche Religion

1 I.. II. §. 10. I,. 26.O.eoä.

2 „ijn»invis »gulterii crimen inter pnolioa reterätnr, qnoruin

öelati« in commune omnidus «onoeditur: tarnen ue voieutidus

temere lioeät ioe6»re mstrimoni», proximis .oeeessäriistjue per-

sovis solummocio plaoet cteterri öopism sveusäncl!: noe est

V»tii, tätri, nso non pätruo st ävuiionl«, quos verns dolor »<I »eeusä-

tionem impsllät." 1^ 10. O06. »6 leg. ^ul. de aäult.

^ „8s,«rileA0s unvti»rum glsäi« puniri ^iidernus." §. I.

Ivo« oit.

4 „iVInIisrem vero ädultersm in monasterium con^!«!. Ltsi qui-

dem msritus intrs, bienuiuin e«,m rseipers voluerir, 6»mug ei potsst»,-

tem icl fäeiencii et eum es vol,»bils,»6i. Lläpso »ntern vräeäiet«

tempore, .judernu» ssm — peromnevitse susetemvusin illo in«-

nssterio Iiäbits,, Kov. 134. Luv. 1«.

» I.. »»1. XIV. §. 12. «ip. I.VIII. 17. V»MV. VII. 13. I.. ^lärn.

' « I.. KotK. 214. Lintpr. VI. 77. Vgl. auch schon I.. Wisigotn. III. 4.

§.3. Im Mittelaltertritt Enthauptung ein; »sp. II. 13. §. s. SeKwsp.

(Laßberg) 174», 2«lK. Die Stadtrechte verordnen mitunter, die beide,,

Konkumbenten gemeinsam lebendig zu begraben. Vgl. Walter, Rechtsgefch.

S. 77ö.
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verdamme den Ehebruch bei beiden Geschlechtern in ganz gleicher

Weise'. Von dem Manne werde dieselbe Keuschheit gefordert,

wie von dem Weibe ^ Dem entsprechend wurde der Begriff des

Ehebruches auf die Untreue des Mannes gegen sein eige

nes Eheweib ausgedehnt^.

Dem Ansehen des Kanonischen Rechtes gelang es, diesem

erweiterten Begriffe des Ehebruches in die Rechte der Völker

der Neuzeit, namentlich auch in die Deutsche Strafrechtspflege,

Eingang zu verschaffen. Besonders hat sich die Karolina hin

sichtlich des Thatbestandes dem Kanonischen Rechte angeschlossen,

wenngleich hinsichtlich der Straft der Anschluß an das Justinia

nische Recht eintrat. Auch die neueren Gesetzgebungen haben den

Begriff und den Thatbestand des Verbrechens unverändert so

beibehalten, wie er sich unter der Einwirkung des Kanonischen

Rechtes bei allen christlichen Völkern gebildet hat. ^-

Hiernach versteht man unter Ehebruch: die naturgemäße

geschlechtliche Vermischung solcher Personen, von denen wenigstens

eine in einer gültigen Ehe lebt. Es kommt Nichts darauf an, ob

der verheirathete Theil ein Weib oder ein Mann ist^.

Sind beide Konkumbenten verheirathet, so liegt ein doppel

ter Ehebruch vor (äänlreriulli öuplex 8ive 6upIiö«atuiQ),

der zwar nur als Ein Ehebruch behandelt, aber mit höherer

Strafe belegt wird.

Zum Thatbestand gehört eine rechtsbeständige Ehe. Es

genügt weder bloßes Verlöbniß, noch bloße Gewissensehe oder

Konkubinat. Scheidung von Tisch und Bett hebt die Ehe nicht

auf. Auch der separirte Ehegatte kann sich daher noch eines

Ehebruches schuldig machen. Die Strafe ist hier aber bedeutend

zu ermäßigend

Außerdem ist Absicht, und zur Vollendung wirkliche fleisch

liche Vereinigung nothwendig. Einen kulposen Ehebruch, der

1 „OKristiävs, religio äöulteriurn in utroczus ssxu pari rätiorle oou-

gsinnät." Oauss. 32. <zu. S. vsn. 23.

2 „Hadem s, viro, Huas äb nxore, äsbstur cg,stit«,s." O«,uss. 32. izu.

4. LS,Q. 4.

« Jarcke, III, Z. 2«. Abegg,ß. 521.

4 Wächter, Lehrb.tz. 212.

« Das Sächsische Stfgb. (1838, 213; I8S5, 2S1), setzt dieEhebruchsftrafe

des separirten Ehegatten auf dieHälfte herab.
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auf einem schadhaften Jrrthum in der Person des Konkumbenten

beruhte, giebt es nicht.

Für die Strafverfolgung stellt das gemeine Recht zwei

einfache Sätze auf:

1) Im Allgemeinen wird der Ehebruch nur auf Antrag

des verletzten Gatten gestraft. Es müssen dann aber alle Teil

nehmer gestraft werdend

2) Von Amtswegen wird eingeschritten, wenn der Gatte

den Gatten verläßt, um mit einer leichtfertigen übel berüchtigten

Person zusammen zu wohnen, so daß dadurch ein össentlicheS

Aergerniß erregt wird.

Viele neuere Gesetzbücher haben sich den gemeinrechtlichen

Principien der Strafverfolgung ziemlich eng angeschlossen.

Fast in allen Gesetzbüchern ist das Princip vorangestellt, daß

regelmäßig nur auf Antrag des Verletzten eine Verfolgung ein

treten soll. Man ist davon ausgegangen, daß selbst nach einem

Ehebruche eine Wiederherstellung des Familienlebens immer noch

möglich sei, daß aber durch eine amtliche Verfolgung des Ehe

bruches diese Möglichkeit abgeschnitten werden würde.

In manchen Gesetzbüchern hat die Rücksicht auf die Familien

verhältnisse so sehr den Ausschlag gegeben, daß selbst bei erregtem

öffentlichen Aergerniß ein amtliches Einschreiten ausgeschlossen

bleibt 2. In andren ist dagegen bei erregtem öffentlichen Aerger

niß die Rücksicht auf die öffentliche Sittlichkeit vorwiegend gewesen

und deshalb hier die amtliche Verfolgung angeordnet worden ^.

Braun schweig läßt eine Untersuchung wegen Ehebruches

nur zu, wenn wegen desselben die Ehe gerichtlich getrennt worden

1 P. G.O.Art. 12«: — „so ein Ehemann einen Andren — peinlich

beklagt" ,c. — „so ein Eheweib ihren Mann — beklagen will." Bam

bergens. Art. 145. §. 3. Feuerbach §. 382. Dagegen wird für den Fall

öffentlichen Aergernisses die amtliche Verfolgung angeordnet durch die

Reichspolizeiordmmg von 1577, Titel 2S. §.2.

2 Dies ist der Grundsatz der meisten Gesetzbücher. Er wird freilich nicht

ausdrücklich ausgesprochen, folgt aber daraus, daß für den Fall öffentlichen

Aergernisses eine amtliche Verfolgung nicht angeordnet ist. Die Praris erkennt

ihn feierlich an: „Der Ehebruch wird auch dann nicht von Amtswegen gestraft,

wenn er öffentliches Aergerniß erregt." Hufnagel, Stfgb. S. 292, Nr. 4.

l> Namentlich bei fortgesetzter außerehelicher Geschlechtsgemeinschaft,

und hier wieder besonders in dem Falle, wo diese Unzucht gewerbsmäßig be

trieben wird. Hannover 258; Braunschweig 244; Oesterreich 51«

(in Betreff des von Amtswegen zu verfolgenden Unzuchtsgew«bes einer ver-

heiratheten Person).

Bern», Strafrccht. . 25
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ist'. Ebenso Preußen. Nach Preußischem Recht erfolgt als

dann die Strafverfolgung von Amtswegen. Doch kann der un

schuldige Gatte noch bis zur Abfassung des Straferkenntnisses

Verzeihung üben 2.

Der Art. 120 der Karolina verweiset auf die Römischen

Strafen; Ehebrecher und Ehebrecherin sollen „nach Sage unserer

Vorfahren und unseren kaiserlichen Rechten" gestraft werden.

Demnach ist die gesetzliche Strafe des gemeinen Rechtes für den

Ehebrecher das Schwert, für die Ehebrecherin das Klöster.

Jndeß verhängt die gemeinrechtliche Praxis nur arbiträre Frei

heitsstrafen.

Im Vergleich mit den gemeinrechtlichen Gesetzen sind die

neueren Gesetzbücher außerordentlich mild. Selbst die strengsten

Gesetzbücher gehen für die schwersten Fälle, für den Doppelehebruch,

nicht über 6 Monat Gefängniß oder Arbeitshaus hinauf. Würt

temberg, Baiern und Oldenburg lassen für den Doppelehe

bruch höchstens 3, Sachsen 4 Monate Gefängniß zu. Preußen

straft den Ehebruch in allen Fällen mit Gefängniß von vier

Wochen bis zu sechs Monaten.

Die Strafbarkeit des unverheiratheten Theils ist gerin

ger, als die des verheirathetcn Theils.

Manche Gesetzbücher, namentlich Baiern und Oldenburg,

Württemberg und Hannover, strafen den Ehebruch der

Ehefrau strenger als den des Ehemannes. Auch in

Preußen kam dies, unter dem Ministerium Savigny, zur Bc-

rathung, wurde aber, nach ernster reiflicher Prüfung, mit mehr als

zwei Drittel der Stimmen von den Ständen verworfen. Für

die härtere Bestrafung wird geltend gemacht, daß durch den Ehe

bruch der Frau fremde Kinder in die Familie eingeschoben wer

den könnten; daß ein solcher Ehebruch eine größere Störung in

das Familienleben bringe; daß endlich bei der Frau die geschlecht

liche Sittlichkeit eine noch höhere Bedeutung habe, als bei dem

Manne. Dagegen ist, freilich von einem minder materiellen

und darum auch der Masse des Volkes nicht so genehmen Stand

punkte, einzuwenden: daß die Frau sehr häusig der verführte

Theil und in der Regel stärkeren Leidenschaften unterworfen ist;

> Braunschweig 188.

2 §. 14«. Abschnitts. Nützliche Anmerk. beiOppen hvf,S.l8S.
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daß die Folgen eines von ihr begangenen Ehebruches, wenn eö

überhaupt zur Entdeckung und Bestrafung kommt, ohnehin schon

ungleich schwerer, ja vernichtend, auf der Frau lasten; daß für

ein tieferes, gebildetes sittliches Gefühl der Treubruch, dessen sich

der Mann doch ebenso vollständig schuldig macht als die Frau,

das Wesentliche des Ehebruches bildet; daß endlich das Bewußt

sein, der Ehebruch des Mannes werde von den Gesetzen gelinder

gestraft als der der Frau, sich mit dem einer edleren Ehe durch

aus wesentlichen Gefühle der Gleichberechtigung beider Gatten

nicht verträgt. —

Außer dem Ehebruche wird gemeinrechtlich schon die bloße

Buhlerei mit Ehefrauen (sollicitatio glienaruni nupti»rurQ oder

interpellati« lnatriinovii) auf Antrag deö Mannes mit arbiträrer

Strafe gerügt ^. Allein wenn sich schon gegen die Bestrafung

des Ehebruches manche Bedenken erheben, so ist eine Ausdehnung

des strafrechtlichen Gebiets auf einen so unbestimmten Begriff,

wie Buhlerei, gänzlich unstatthaft. Nach den neueren Gesetz

büchern kann nur dann gestraft werden, wenn die Buhlerei bis

zum Versuch des Ehebruches fortschreitet.

Sachsen (1838,216; 1855,265) enthält eine Strafdrohung

gegen die bösliche Verlassung, d. h. für den Fall, daß ein

Ehegatte den andren, um die Ehe mit ihm nicht fortzusetzen,

eigenmächtig verläßt, und entweder seinen Aufenthalt verheimlicht,

oder sich in das Ausland begiebt. Die sämmtlichen übrigen Ge

setzbücher haben eine solche Bestimmung, als bedenklich und min

destens entbehrlich, nicht aufgenommen.

§. 193.

Doppelehe.

Bei den Römern war die Doppelehe seit den ältesten Zeiten

verboten. Man strafte sie seit der 1^. ^ulia äe aclu!terÜ8 bei

dem Manne als Lwprum, bei der Frau als ^,äulteriuin ^.

1 Man beruft sich dabei auf das Römische Recht. Die Römische Stelle

wird aber von Vielen nur auf den Ehebruchs»ersuch bezogen; sie lautet:

„ 8oIIi«it!>,torss «.lisnäruin uuptiärum, itsruHue ius,trini«nioruiii inter-

psllätores, stsi etteotu svslsris potiri non possunt, propter

volulltätem pslniviosäs libidinis sxtrs, «rüinsm puniuvtur." 1^. l.

pr. O. cts sxträorck. «rim. Vgl. Luden, vom Versuch, Seite 210 sag. Auch

t?Iätnsr, qng,sst. p. 13Ssq.q. Oroxp, üs pras«. Llr«s,MnisnS. «on.II.

r>. 103 sqq.

2 I.. 18. «öS. »ck leg. ^ul. Äs äckult. (9, S). I.. 4. Loci, (ö, 17). Rov.

25*
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Daneben traf den LiZainns die Infamie Außerdem war aus

drücklich vorgeschrieben, daß für die Strafverfolgung von Amts

wegen gesorgt werden sollet

In den Volksrechten findet man strenge Bestimmungen

gegen die Doppelehe; im Mittelalter Enthauptung, „das

Haupt in zwo Stücke zu zerspalten, jedwede Frau ein Theil"^.

Dem Kanonischen Rechte erscheint die Doppelehe als eine

völlige Entheiligung des in der Ehe liegenden Sakramentes, in

noch höherem Maße als der Ehebruch. Es wird mit schweren

kirchlichen Strafen gedroht ^.

Aehnlich dem Römischen und dem Kanonischen Recht, sieht

die P. G. O. in der Doppelehe einen besonders strafbaren Ehe

bruchs

Das gemeine Recht stellt den Thatbestand, im Ganzen völlig

übereinstimmend mit den neueren Gesetzbüchern, so fest:

ES ist erforderlich: Gültigkeit der ersten Ehe, förmliche Ab-

schließung der zweiten Ehe, endlich Bewußtsein der wirklichen oder

möglichen Fortdauer der ersten Ehe 6.

Eine fahrlässige Bigamie kann weder nach gemeinem, noch

nach neuerem Recht begangen werden. Nur Württemberg

und Hannover strafen auch bei einem auf Fahrlässikeit beruhen

den Jrrthume über den Fortbestand der ersten Ehe

Die Gültigkeit der ersten Ehe wird ebenso fast allgemein als

117. e»r>. II. ?K«l»äsius, ge oiimlue dig^miss, I^ips. IS8S, undllsl.

1749. 6e X«K, cks digsmis, et 6e poenäbigam., OroiiiriA. 1803, auch in

8eerpius (Zrätsing, opus«. aos,6., (ZroninF. 1821, p. 319 s<ziz. Grol-

man, über die Strafe der Bigamie nach dem Art. 121 P. G.O,, in der Biblio

thek für die peinl. R. W. Band l, S. 81 fgg. Wächter, Abhandl. I, Seite

144—1öS.

! I.. 1. 1.. 13. Z. 2—4. 0.Se K!s yui not.

2 „Keniinem, <zui sub ckitions sit nomiois Romsni, bloss nxores

Kslzsrs p«sse, vulA« pstet, euin etism inLilietoprsetoris Ku^usinogi

vir! iilkäiui«, uotäti sink, (jus in rein «ompstenszndsx inultsm

esse n«n patiätur." 1^,. 2. öe iueest. »upt. (5, S).

s Letzteres nach dem Landrecht von Glarus, bei Dreyer, Beiträge S.26.

Vgl. Walter, D. Rechtsgeschichte, S. 776. Wilda, S. 852 fgg.

< Ueber die Irregularität Slst. 33, 34. X. 1, 21. Vgl. v. 1. X. Se se«.

vript.4, 21. Abegg,Lehrb. §. 529.

° P. G.O. Art. 121: „Welche Uebelthat (nämlich der Bigamie) auch

einEhebruch und größer denn dasselbige Laster ist."

« P. G. O.Art. 121: „betrüglicher Weis." Wächter, Lehrb. §. 21« fg.

Abhandl., S. 153 fgg. Jarcke, III. §. 27. Feuerbach, §. 373 fgg.

Tittmann,§. 573 fgg., 582fgg. Bauer, Z. 233. Heffter, §. 391 fgg.

' Württemberg 3«4, Hannover 2«0.



Verbr. geg. d. Ehe u. geg, d. Familienstand. Verbr. geg. d. Familienst. 389

Erforderniß festgehalten. Nur Sachsen, Darmstadt und Thü

ringen strafen auch, wenn die erste Ehe zwar nichtig, aber noch

nicht für nichtig erklärt war^.

Zur Vollendung fordert das gemeine Recht nicht nur die Ein

gehung der zweiten Ehe in der gesetzlichen Form, sondern auch

fleischliche Vereinigung mit dem zweiten Gatten, weil die Biga

mie vom Art. 121 ausdrücklich als ein Ehebruch bezeichnet wird ^.

Die neueren Gesetzbücher halten mit Recht schon die förmliche

Abschließung der zweiten Ehe für ausreichend °.

Das monogamische Princip wird von Amtswegen aufrecht

erhalten. Es kommt nicht, wie bei dem Ehebruche, aust einen

Antrag des Verletzten an^.

Vom' gemeinen Rechte wird die Doppelehe ähnlich, wie der

Ehebruch, aber härter gestraft; seit dem Abkommen der gesetzlichen

Strafe mit Zuchthaus, besonders wenn der Doppelheirather den

zweiten Gatten betrögen hat°. In den neueren Gesetzbüchern

findet man Gefängniß, Arbeitshaus und Zuchthaus bis zu 4, ja

selbst bis zu 6 und 8 Jahren. Preußen will Zuchthaus bis zu

5 Jahren.

Manche Gesetzbücher lassen sich auf eine ausführliche Angabe

der Strafausmessnngsgründe ein. Die Strafe sinkt na

mentlich 1) wenn der erste Gatte schon von Tisch und Bette ge

schieden war, 2) wenn der zweite Gatte unvcrheirathet ist, 3) wenn

mit ihm noch keine eheliche Beiwohnung vollzogen ist. Im letz

teren Falle will Sachsen eine Herabsetzung der Strafe auf die

Hälfte«.

8-194. . .

Verbrechen gegen den Familienstand.

Das gemeine Recht hat für die Verbrechen gegen den Fami

lienstand nur sehr mangelhafte Gesetze. An einheimischen Be-

1 Sachsen 1338, 222; 18S5, 171, 2S8, 2S1. Darmstadt32ö. Thü

ringen 212. Die Preußische Bestimmung im §. 139 ist streitig.

2 Vgl. Note 5. Seite 388. Andrer Meinung ist Heffter, H. 45«.

» Baiern 1813, 297, 298, 374. Sachsen 1838, Art. 218—222; I85S,

268—27«. Württemberg 304. Hannover 2ö«. Braunschweig 187.

Darmstadt 322—32S. Baden 3S4—3S7. Oldenburg 302, 303, 38«.

Oesterreich 206 fgg. Thüringen 209 fgg. Preuße»I39.

4 Nach allen Gesetzbüchern.

» Feuerbach,§.387. Bauers. 243.

° Sachsen I8S5, Art. 271. Vgl, 1838, Art. 222.
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stimmungen fehlt es ihm ganz. Es geht daher auf die Anord,

nungen des Römischen Rechtes zurück. Hiernach stellen sich für

die Anmaßung und für die Unterdrückung des Familienstan

des folgende Sätze heraus: ^

Wer sich einen Familienstand anmaßet, d.h. sich fälschlich

für ein Mitglied dieser oder jener Familie ausgiebt, wird von der

?«eng. kalsi getroffen: „?s,1si Hominis vel eoZnoiniiiis asse-

veratio poena kalsi ooereetur"^.

Auch die Unterschiebung eines KindeS wird als FZl-

schung behandelt. Das Römische Recht giebt keinen vollstän

digen 'Aufschluß über den Begriff dieses Verbrechens. Nach

gemeinrechtlicher Auffassung macht sich einer Kindesunterschiebung

derjenige schuldig, der ein Kind in so zartem Alter, daß eö

über seineAbstammung noch keine Auskunft geben kann,

für ein Kind fremder Eltern erklärt.

Beachtenswert!) ist die Römische Anordnung, daß das Ver

brechen der Kindesunterschiebung unverjährbar sein solle, —

eine Anordnung, die offenbar nicht in der Schwere dieses Ver

brechens ihren Grund hat, da dasselbe weit leichter wiegt als der

Mord und zahlreiche andre verjährbare Verbrechen. Zur Erklä

rung dient Folgendes:

1^. 30., Z. 1. v. äe leZe (Cornelia Se lalsis (48, 10) bestimmt,

daß wegen Kindesunterschiebung nur die Eltern oder diejenigen

anklagen dürfen, die ein gegenwärtiges Interesse an der Sache

haben: „De partu supriosito suli aeousant parentes, «,ut

Ki, «,6 huos es, res riertineat, n«n yuiliker ex popul«,

ut, pubiieara »oorlSÄtionein intelläät." So lange nun die

Eltern, namentlich der Vater, noch leben und also die Erbschaft

für die Verwandten noch nicht offen ist: so lange haben die Ver

wandten noch kein gegenwärtiges Interesse an der Sache, also

auch kein Anklagerecht: so lange heißt es von den Verwandten

noch nicht eos Kaee res pertinet:" so lange gehören sie

also auch noch nicht zu denen, yui soli aeeusant. Die Ver

wandten müssen also bis zum Tode des Vaters (denn diesem

wird das Kind in der Regel untergeschoben) mit der Anklage

warten.

l I.. IS. v. dö löge Oorv. g<z tulsis (48, 1«).
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Wenn nun der Vater das Verbrechen auch nur zwanzig

Jahre überlebt, so wäre es verjährt und die Anklage über

haupt unmöglich. Der Untergeschobene würde in Ruhe Erbe

eines Nachlasses werden, der ihm nicht zukommt. Er würde die

berechtigten Verwandten von dem Nachlasse ausschließen und

denselben für immer auf eine unrechtmäßige Reihe von Genera

tionen verpflanzen.

Sehr leicht hätte sich diesen üblen Folgen dadurch vorbeugen

lassen, daß man den Verwandten schon bei Lebzeiten des ?»rens

ein Anklagerecht einräumte. Eine solche Störung des ?arens

in seinem Familienfrieden und ein solches Streben nach der Erb

schaft, noch bei Lebzeiten des Erblassers, widersprach aber den

Koni raore?.

So blieb denn Nichts, übrig, als die Unterschiebung, damit

sie auch nach dem in unbestimmter Ferne stehenden Tode des

Irrens noch verfolgt werden könne, für unverjährbar zu er

klären und aufzustellen: „^.««usatio suppositi partuL null«, tem-

poris präesoriptioiie öepellitur."

Verjährte das Verbrechen nicht, so konnten die Verwandten

sich über Nichts beklagen; denn es stand ihnen alsdann mit dem

Tode des Erblassers, also gerade von dem Augenblicke an, wo sie

in der That Ansprüche hatten, der Weg der Rechtsverfolgung

offen.

Diese Auffassung der Sache wird noch durch dre weitere Be

stimmung bestätigt, daß selbst der Tod des Verbrechers die

Anklage nicht hindern soll; „neo interest 6e«esserit neeno

es,, Hnas partulli suböiäisse contenöirur." Gestraft konnte

der Todte nicht werden; einen strafrechtlichen Grund konnte

also das Anklagerecht nicht mehr haben: wohl aber den privat

rechtlichen Grund, daß die Erbschaft an die rechten Erben

fallet.

Die neueren Gesetzbücher haben den Verbrechen gegen den

1 19. §. I.O.üs IsAs Oorn. Ss fälsis. 3«. §. 1. sog.niool. «brist,

I^ueKsr, iZisg. p»rw supposiw, ^s». 1«S«. L. V. Struv, Ss parw

supposit« et «ustoäig, «orporis teininäruin illustiium, <Ien. 1732. Ne-

uoek, Ss prassumtionibus, lib. IV, prsss. 24. ?ärin»«ius, Hu. 15«.

v«. 24ösciq, Quistorp, §. 414. Abegg, von der Unterschiebung eines

Kindes, im N. Archiv XI, S. S8« fgg. Abegg, Lehrbuch §. 517.
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Familienstand eine größere Aufmerksamkeit gewidmet. Sie haben

erwogen, daß ein Familienstand gewonnen werde nicht blos durch

die Geburt, sondern auch durch die Adoption und durch die

Ehe. Sie haben in Betracht genommen, daß diese verschieden

zu begründenden Arten des Familienstandes sowohl unterdrückt,

als angemaßt und verändert werden können. Mit diesen

Elementen kombinirend, haben sie oft sehr zahlreiche Handlungen

unter Straft gestellt, nicht blos die Unterschiebung, Verwechse

lung und Vorenthaltung eines Kindes, sondern auch die Ver

nichtung der Beweise einer Adoption, einer geschlossenen Ehe, oder

die fälschliche Behauptung einer erfolgten Adoption und einer ab

geschlossenen Ehe^.

Hervorgehoben wird von den neueren Gesetzbüchern, als wich

tigster Fall der Verbrechen gegen den Familienstand, die Kin

desunterschiebung, im gemeinrechtlichen Sinne des Wortes.

Nach dem Badischen Strafgesetzbuch muß das Kind in einem

Alter unter sieben Jahren gestanden haben. Zweckmäßiger

überlassen andre Gesetzbücher es dem richterlichen Ermessen, aus

der Natur dieses Verbrechens zu entnehmen, wie lange ein Kind

als Objekt der Unterschiebung betrachtet werden könne. Häufig

konkurrirt mit der Kindesunterschiebung das Verbrechen der

Kindesaussetzung oder des Menschenraubes; mitunter auch

das in manchen Gesetzbüchern besonders bedrohte Verbrechen der

bewirkten Anfertigung einer falschen Civilstandsurkunde 2.

? Man vergleiche die Anmerkungen zum 282sten Artikel des B airi

schen Strafgesetzbuches (1813); die Kommissionsberichte der II. Badi

schen Kammer (Aschbach, bei Thilo, Seite 3S4, 3SS): „ Ein Betrüger, der

sich für den verschwundenen Adoptirten ausgiebt oder die Adop

tionsurkunde unterdrückt, — oder der sich für den »erschollen ge

glaubten Gatten ausgiebt, — der Mann, welcher durch Vernichtung der

Beweisurkunden seiner Gattin das Band der Ehe ableugnet und sie so um

ihre Rechte bringt, begeht unzweifelhaft einen Betrug am Familienstände."

Vgl. Württemberg 371 fgg. Braunschweig 181 fgg. Hanno»er2S5.

Baden 471 fgg. Preußen spricht in der Überschrift des Z. 138 von Verbre

chen gegen den Personenstand, meint aber nur Verbrechen gegen den Fami

lienstand; es faßt sich ganz kurz: „Wer ein Kind unterschiebt oder vorsätzlich

verwechselt, oder auf andre Weise den Personenstand eines Andren »erändert

oder unterdrückt, wird mit Zuchthaus bis zu 1« Jahren bestraft." Golt-

dammer, Mat. II, S, 273. Temme, Lehrbuch S. 779 fgg. Ovpenhof,

S. 18«. Vgl. Sachsen 18S5, Art. 314; 1838, 262. Manche Gesetzbücher

betrachten die Verbrechen gegen den Familienstand nur als eine qualificirte

Art des Betruges.

2 Preußen §. 2S2,
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Kein Gesetzbuch gestattet bei den Verbrechen gegen den Fami

lienstand eine Strafe, welche zehnjähriges Zuchthaus über«

schritte; doch findet sich dieses Strafmarimum in mehreren,

namentlich in denen für Preußen, Darmstadt und Baden.

Hannover gestattet unter erschwerenden Umständen Kettenstrafe

bis zu acht Jahren. Baiern, Oldenburg, Württemberg

und Sachsen gehen über die Strafe des Arbeitshauses nicht hin

aus; Sachsen will nur mit Gefängniß bis zu zwei, oder mit

Arbeitshaus bis zu vier Jahren strafen.



Drittes Buch.

Verbrechen gegen die Gesellschaft.

Erster Titel.

Verletzungen der Gesetze des Verkehrslebens.

Z. 195.

Bankbruch.

Der Ausdruck „Bankrott," dessen man sich gewöhnlich statt

des rein Deutschen Wortes „Bankbruch" bedient, ist abzuleiten

von dem Italienischen Lau«« r«tt«, d.i. zerbrochene Bank. Ehe

dem zerbrach man nämlich in Italien demjenigen Wechsler, der

nicht mehr zahlen konnte, auf offenem Markte feine Wechselbank.

Bankbruch heißt das Unvermögen, seine Schulden zu bezahlen.

Der Bankbruch tritt demnach ein, sobald der Passivstand den

Aktivstand des Vermögens übersteigt.

Das Vermögen besteht darin, daß der Wille über einen Kreis

von Objekten, mittelbar oder unmittelbar, herrscht. Der Wille

des Bankbrüchigen hat eine solche berechtigte Herrschaft, eine solche

Erweiterung seiner Persönlichkeit auf die Außenwelt, nicht mehr.

Dieser Wille ist vielmehr aus der Welt der Objekte vertrieben und

auf die eigene Person zurückgedrängt. Ja die Person ist sogar

noch außerdem in der Welt der Objekte Etwas schuldig. Sowohl

das Römische, als das Deutsche Recht gingen daher auf die Person

selbst los und gaben dieselbe dem Gläubiger zur Schuldknecht

schaft, zu Hand und Halfter.

Allein dies hatte keine strafrechtliche Bedeutung; es war

Nichts als eine privatrechtliche Folge. Und nach dem gemei
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nen Deutschen Rechte ist der Bankbruch nur in dem einzigen

Falle strafbar, wenn er absichtlich herbeigeführt wird und

der Schuldner zugleich entflieht ^. Der blos vorgespie

gelte Bankbruch wird gemeinrechtlich, je nach den Umständen,

als Betrug oder Fälschung behandelt^.

Diese dürftigen Bestimmungen konnten der Neuzeit nicht ge

nügen. Es mußte von den neueren Gesetzgebungen tiefer auf die

Sache eingegangen werden. Dabei kam man denn, mit den hier

einschlagenden strafrechtlichen Fragen, in die lebhafte Strömung

der handelsrechtlichen und socialen Fragen, welche sich nicht blos

in den Gesetzen über den Bankbruch, sondern auch in denen über

Wucher, Dardanariat und über einige Münzverbrechen fühlbar

macht.

Es fragte sich bei dem Bankbruche hauptsächlich, bei welchen

Personen derselbe als strafbar anzusehen sei. Hier haben sich die

verschiedensten Meinungen geltend gemacht, von denen einige in

den neueren Gesetzen ihren positiven Abdruck gesunden haben.

Die Vorschriften des Preußischen allgemeinen Landrechtes

über den Bankbruch, die auf andre Gesetzgebungen und auf straf

rechtliche Schriftsteller, namentlich auf Tittmann, einen bedeu

tenden Einfluß geübt haben, lauten allgemein und berücksichtigen

den besondren Gewerbebetrieb des Thäters nur in einzelnen Be

ziehungen,^. Baiern 1813 und Oldenburg betrachten Jeden

ohne Unterschied als mögliches Subjekt der VerÜbung eines straf

baren BankbrucheS^. Auch nach dem Braunschweigischen»

! Die P. G. O. bestimmt keine Strafe. Nach den Polizeiordnungen von

1548, Tit. 22. Z. 1, und von 1S77, Tit. 23. z. 1 und 2, soll aber der betrügliche

Bankrottirer gleich dem Diebe gestrast werden. Quistorp, «on der Strafe

der Bankrottirer, in dessen Beiträgen Nr. XIII. Tittmann, Handbuch

Band II, Seite 505 fgg., 2te Aufl. §. 5«I. DiePraris war jedoch milder.

2 Quistorp, Beiträge zur Erläuterung verschiedener Rechtsmaterien,

Nr. XIII, S. 177. fgg. Klein, Z. 479. Kreß. zu Art. 122. P. G. O. Vgl.

noch ^. V. Lot't'iiiänll, äs justitiä poevas «spitalis äebitoribus obas-

ratis imponsiigäe, Zeri. 1727. >I. Kivinus, 6s gssostorldus los«

eg,resr!s odäsrstoruin riosna ergs,stuli skLsiengis, I^ips. 1751.

s Ttttmann, Th. II, §. 4S9, unterscheidet vier Arten des strafbare»

Bankrottes, den betrügerischen, den muthwilligen, den unbesonne

nen und den fahrlässigen, ganz wie das Allg. Preuß. Landr., TH.II,

Tit. XX, §. 1452, 1458, 14S6, 1473. Der landrechtlichen Ausdehnung des

strafbaren Bankrottes sind namentlich gefolgt Sachsen, Braun schweig,

auch Thüringen 242,244 und andre; »gl. die folgenden Noten. Sächs.

Jahrb. IV, S. 201 fgg., 373 fgg.

4 Baier» 1813, 273—279. Oldenburg 278—284.
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Strafgesetzbuch kann von Jedem ein strafbarer Bankbruch began

gen werden; doch werden im Gesetzbuch bei einzelnen Handlungen

die Kaufleute, Banquiers, Geldwechsler und Fabrikanten hervor

gehoben^. Nicht minder ist der Begriff des Bankrottes im Säch

sischen und im Oesterreichischen Strafgesetzbuch sehr weit

ausgedehnt 2.

Andre Gesetzbücher, wie namentlich Württemberg, Han

nover, Darmstadt und Baden, beschränken den Begriff des

strafbaren Bankbruches auf Handelsleute ^, neben denen Han

nover die Banquiers und Lieferanten, so wie einige andre Per

sonen, besonders anführt^. Auf Kaufleute de« Begriff einzuengen,

hat man fast überall Bedenken getragen. Preußen nimmt

Bankerott an bei Handelsleuten, Schiffsrhedern und Fa

brikbesitzern °.

Um sich über diesen Punkt zu entscheiden, muß man sich klar

machen, welches das durch den Bankbruch verletzte Objekt sei und

was denn überhaupt eine besondre Bedrohung des Bankbruches

nöthig mache.

Die besondre Verpönung des Bankrottes beruht nun wohl

unleugbar auf der durch den Bankbruch begangenen Verletzung

des öffentlichen Kredites 6.

Der strafbare Bankbruch kann daher auch nur von solchen

Personen begangen werden, denen die Gesetze einen ausgedehn-

1 Braunschweig 233—236.

2 Sachsen 1838, 257 bis 2S«; 1855, 304—308. (Vgl. Thüringen

242—244). Oesterreich 199, k: »Wenn Jemand durch Verschwendung

sich in das Unvermögen, zu zahlen, gestützt, oder durch Ränke den Kredit zu ver

längern gesucht hat, oder durch Aufstellung erdichteter Gläubiger, oder sonst

durch betrügliches Einverftändniß oder Verhehlung eines Theiles seines Ver

mögens den wahren Stand der Masse seines Vermögens verdreht." Es tritt

die Strafe des Betruges ein; vgl. Oesterreich Z. 197; aber auch §. 48S.

« Der Ausdruck „Handelsleute" greift viel weiter, als der Ausdruck

„Kauflcute." Das Württemberg. Stfgb. stellt bei dem durch leichtsinniges

Schuldenmachen entstandenen Bankbruch den Handelsleuten und Fabrikanten

auch andre Personen gleich, die sich mit Handelsgeschästen abgeben. Würt

temberg 364—3S7. Darmstadt 403—406. Baden 467. 4S8.

4 Hanno«er221—224. Der Bankrott wird hier abgehandelt unter den

Verbrechen wider öffentliche Treue undGlauben.

° Preußen §. 259 fgg.

« Äerathungsprotokolle der Preuß. Staatsraths-Kommission, IH, Seite

422—424. Revision von 1845, III, S. 5« fgg. Motive zum Entwurf von

185«, §. 235. Auch die Verhandlungen des vereinigten ständischen Ausschusses

und der Preußischen Kammern haben sich sehr eingehend mit dem Gegenstande

beschäftigt. Mittheilungen darüber geben die Kommentare von Goltdammer

und Beseler, auch Temme's Lehrbuch.
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teren Kredit möglich machen; und eS sind von dem Begriffe des

strafbaren Bankrottes diejenigen Personen auszuschließen, denen

ein öffentlicher Kredit von den Gesetzen entweder gar nicht, oder

doch nur in geringem Maße eingeräumt wird.

Im Allgemeinen ist daher der Bankbruch als ein Verbrechen

der Handelsleute, mit Einschluß der Buchhändler, Apo

theker und Versicherer, aufzufassen. Den Handelsleuten sind

aber die Fabrikbesitzer ganz gleich zu stellen. Erwägt man

endlich die zahlreichen Mittel des Kredites, die daö Handelsrecht

den Schiffsrhedern gewährt, so dürfte man der Preußischen

Auffassung der Sache wohl zustimmend

Wird von andren Personen ein Bankrott verschuldet, so soll

dies keineswegs unbedingt straflos bleiben. Es genügen aber

zur Bestrafung' schon anderweitige Strafbestimmungen. Denn

1) kann der bezügliche Bankrott als Betrug gestraft werden

und 2) wird sich der leichtsinnige Bankrott unter diejenigen

Strafsatzungen ziehen lassen, die von den neueren Gesetzbüchern

gegen das leichtsinnige Schuldenmachen aufgestellt sindd

Auf betrüglichen und leichtsinnigen Bankbruch lassen sich aber alle

Arten des strafbaren Bankbruches zurückführend

Strafrechtlich ist vorzugsweise der betrügliche Bankbruch

wichtig, der namentlich durch erdichtete Rechtsgeschäfte, durch Ver

heimlichung des Vermögens und durch betrügliche Führung der

Handelsbücher begangen wird. Er setzt nothwendig Dolus

voraus. Die strafrechtlichen Bestandtheile in ihm sind: der gegen

die einzelnen Gläubiger geübte Betrug und der Mißbrauch

des Handelskredites überhaupt. Von den Gesetzbüchern wird

hier mit Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu 6, 8 und 10 Jahren

gedroht d

1 Die Preuß. Revision «vn 1845 will die Schiffsrheder noch ausschließen.

Später gewann man eine andre Ueberzeugung.

2 Württemberg 3S2 fgg. Hannovers«. Darmstadt40S. Ba

den 4S6. Sachsen 1838, 25S; I8SS, 309. , Die Bestimmung müßte dann

freilich wegfallen, daß das Strafgesetz über leichtsinniges Schuldcnmachen nur

dann anzuwenden sei, wenn es noch nicht zum Konkurse (Gantverfahren) ge

kommen ist.

s Sachsen, Württemberg, Hannover und Darmstadt begnügen

sich mit der Unterscheidung des betrügerischen („böslichen") und des leicht

sinnigen Bankrottes, ' Braunschweig will dagegen einen betrüglichen,

einen mu th w i ll i g en und einen leichtsinnigen Bankrott unterscheiden. Baden

spricht von boshafter und leichtsinniger Zahlungsflüchtigkeit.

t Sachsen geht bis zu 6, Hannover und Baden bis zu 8, Würtrem-



398 Drittes Buch. Erster Titel.

Leichtsinniger Bankrott wird namentlich durch übermäßigen

Aufwand oder durch verschiedene Arten des Leichtsinnes in

der Geschäftsführung begangen, z. B. durch leichtsinnige Dif

ferenzgeschäfte, durch leichtsinniges Aufborgen, durch leichtsinnige

Führung der Handelsbücher. Die Strafe ist hier nicht entehrend.

Sie besteht gewöhnlich nur in Gefängnis, ^.

8- 196.

Zinswucher.

Gemeinrechtlich ist Wucher jedes Überschreiten des gesetzlichen

Zinsfußes 2.

berg, Darmstadt, Preußen bis zu 1« Jahren, Preußen unter Umstände»

sogar bis zu 15 Jahren (vgl. §. 26«, 259). Zuchthaus bis zu 15 Jahren trifft

nach Preuß.R. die Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrikbesitzer, welche ihre

Zahlungen eingestellt haben : 1) wenn sie ihr Vermögen ganz oder thcilweis

verheimlicht oder bei Seite geschafft haben; 2) wenn sie Schulden oder Rechts

geschäfte anerkannt oder aufgestellt haben, welche ganz «der theilweise erdichtet

sind; 3) wenn sie in der Absicht, ihre Gläubiger zu benachtheiligen, Handels:

bücher zu führen unterlassen haben; 4) wenn sie, in gleicher Absicht ihreHandels-

bücher verheimlicht oder vernichtet oder so geführt haben, daß dieselben keine

Uebersicht des Vermögenszustandes geben. Bei mildernden Umständen

erlaubt indeß das Gesetz auch in diesen schwersten Fällen des Bankrottes ein

Herabgehen bis auf Gefängniß von drei Monaten. Die übrigen

Fälle des betrüglichen Bankrottes sind mit Zuchthaus bis zu 1« Jahren bedroht,

ebenfalls mit der Klausel, daß bei mildernden Umständen bis auf 3 Monat Ge

fängniß herabgegangen werden darf.

1 Der Begriff des leichtsinnigen Bankbruchs wird nicht überall in ganz

gleicher Bedeutung genommen, eben so wieder des betrüglichen Bankbruches.

Die Strafen des leichtfinnigen Bankbruches sind in Hannover 3 Monat« Ge

fängniß oder Arbeitshaus bis zu 3 Jahren, in Württemberg Kreisgefängnlß

von 6 Monaten bis zu 2 Jahren, in Sachsen Gefängniß bis zu 6 Monaten,

bei schwereren Fällen höhere Gefängnißstrafe und selbst Arbeitshaus bis zu 2

Jahren, in Preußen (§. 261) Gefängniß bis zu 2 Jahren. Preußen nennt

deH leichtsinnigen Bankbruch „einfacher Bankrott."

2 (A. O. L^ireKiusisr, üs kosnere unoiärio gensrätlmlzus usurärise

piavitatls peste, Vitsmd. 1693 et>Isri. 1737. ^. ?. WernKsr, 6s llcit»

ot illicitä U8ur»rura exs,«ti«us Kuzusyue posos, Vit. 1724, in dessen Ois-

yuisit.Mrig. Oollsc-t. 1. 5Io. 2. L. ^. k>. ^VeiSner, 6e usursris, prsvi-

täte, Rostock. 1726. ?«rtrag,riii, 6s usurari«, prsvitate, Lrf. 1727.

Lrouni»K,s,iiusurariäprävitäs sit Koäie gelictum pudlivum? I^ips.1 77 l .

I. von Sonnenfels, was ist Wucher, und welches find die besten Mittel, dem

selben ohne Strafgesetze Einhalt zu thun? Wien 178g. Quistorv, Beiträge

Nr. 25. I. A. Günther, über Wucher und Wuchergesetze, Hamb. 179«.

Entncrsfeld, Wettschrift über die Preisfrage: Was ist Wucher ».s.w., Wien

179«. O. V.O. R,, wie ist Wucher ohne Strafgesetze aus einem Staate zu

verbannen? Dresden und Leipz. I7S1. G. H. Berg, über den Wucher und

Wucherverbote, in dessen staatswirthschaftl. Versuchen Th. II, S. 169 fgg.

Vgl. über die Litteratur noch Mohl, PrSventivjustiz, Tüb. 1834, S. 325.

Rau, Volkswirthschaftspolitik, Heidelb. 1839, 2te Aufl. S. S«8fgg. Sa-

vign», über den Zinswucher des M. Brutus, Berlin 182«. U»re2«II, 6e
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Das Römische Recht straft den Wucherer mit Infamie, läßt

aber außerdem nur privatrechtliche Folgen eintretend

Im Kanonischen Recht ist das ZinSnehmcn überhaupt ver

boten 2. Geistliche, welche ZinSgeschäfte treiben, sollen aus dem

geistlichen Stande ausgestoßen^, Laien von den Sakramenten

ausgeschlossen und des christlichen Begräbnisses verlustig seind

Jedes Ueberschreiten des gesetzlichen Zinsfußes wird von der

Reichspolizeiordnung von 1577 mit dem Verlust des vierten

Thcilcs des Kapitals gestraft, welches Viertel zur Hälfte an die

Obrigkeit, zur Hälfte an den übervortheilten Schuldner fallen

soll».

Obwohl die Reichsgesctze schon das bloße Abschließen Wucher-

licher Verträge mit der Wucherstrafe bedrohen ^, fordert doch die

gemeinrechtliche Praris zur Vollendung des Wuchers minde

stens einmaligen Empfang der gesetzwidrigen Zinsen. Nach der

milderen gemeinrechtlichen Ansicht bleibt die bloße Eingehung

eines wucherlichen Vertrages ganz straflos, weil sie nur ein Ver

such des Wuchers sein würde und weil dieser Versuch, bei der

blos bürgerlichen Strafe des Wuchers, keiner Strafe verfallen

kann?.

rtsursri» prs^itste c^uaestioiies, I^Ips. 1837. H esse, im N. Arch. des Kr.

184t, Nr. 5, Nr. 1«. Heffter, Archiv 1841, S. 113 fgg. Groß, Archiv

des Kr. 1851, S. 254.

1 1^. 20. Lock, ex yuid. es,uss. iuk. ^2, 12): „Improburn loeous exvi-

oootibus etusurss usurärurn illieite exiASutidus infam i«.e ivsoulä irr«-

gällli^ est." Vgl. I.. 2«. §. 1. Ooü. cke usuris (4, 32). Xov. 32. 34.

2 0. 1. O. XIV. czu. 3: „8i k«evers,veris Komini, est lvutusm

peeunism tuäm 6e6eris, s, <^uo äliizuig plus <zu»m 6s<Iisti exspeetes »o-

eipers — foeusrator es, et in Koe improd^näus, von Isullävdus." Ueber

diesen Kanonischen Satz : ^. II. SoeKrasr, ^us. eeel. ?rot. V. 19.

« O. 8. L. XIV. c^u. 4: „(juonikm miiltl oleriei .... «milis qul tsle

»liquid «o»ätus Luerit a<1 c>u»estum, Äe^ieiätur s olero, et aiienus

«,1z eeelesisstie« Kädestur gräcku."

4 O. 3. X. K. t. „— i6e« esQstituinnis, <zu«ä usursril mkmitesti vee

g,<1 eomiiiullioiisin sämittantur »Itaris, nee LKristikuain,

si iu Ko« peevätd ckeessserint, »eeipi^at seriulturaiu."

» R.P.O.»on I577,Tit, 17. §.».

« R.A. von 150«, Tit. 32: —„daß sie solche wucherliche Kontrakt —

bei ziemlichen Strafen ernstlich verbieten." R. P. O. von 153«, Tit. 2S : „ in

den Kaufbrief mehr als tausend Gülden setzen lassen." R. P. O. von 1577,

Tit. 17. §. 8: „daß derjenige, der solche wucherliche Kontrakt — üben

würde, den vierten Theil an seiner Hauptsumme verloren" ,c. Vgl. Mare-

zoll, Lehrbuch Seite 515, Note 1.

? Overbeck, Meditationen über verschiedene Rechtsmaterie», Band II.

Dritte Aufl., Hannov. 1796, Med. 64, Seite 59—64: „-Die auf den Zins

wucher gesetzte Strafe findet alsdann nicht statt, wenn sich Jemand höhereZinsen
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Bei der Berathung der neueren Gesetzbücher hat man erheb

liche Bedenken gehabt, ob der Wucher überhaupt gestraft werden

solle. Man erkannte überall, daß in den Wuchergesetzen eine

Beschränkung des Gesetzes der freien Konkurrenz liege. Das

Geld ist eine Waare, die im Preise steigt und fällt, wie jede andre

Waare: es läßt sich daher augenscheinlich kein absolutes Zins-

marimum festsetzen.

Dennoch hat man die Strafgesetze gegen den Wucher nicht

aufgegeben. Man unterscheidet den einfachen, den gewerbs

mäßigen oder gewohnheitsmäßigen und den verdeckten

Wucher. Daneben wird auch eines konkussorischen Wuchers

erwähnt, der darin besteht, daß der Darleiher den bedrängten

Zustand des Schuldners zur Erlangung höherer Zinsen benutzt;

allein dies ist ein ganz unhaltbarer Begriff, da von wahrer Kon-

kusston dabei gar nicht die Rede ist, während sich im Uebrigen die

Handlung unter den einfachen oder unter den verdeckten Wucher

subsumirt.

Manche Gesetzbücher strafen nun den Wucher schlechtweg, auch

den einfachen ^. Andre strafen den einfachen Wucher nur dann,

wenn er gewerbsmäßig betrieben wird; außerdem aber den

verdeckten Wuchers Allein hiergegen ist einzuwenden, daß,

wenn man eine Handlung an sich nicht für strafbar hält, eS wi-

hat versprechen lassen, aber solche nicht eingefordert hat." Devins, Oevi-

sioves, ?s,rs. VI. Ose. 402: „Usurariäs prsvitstis rsus uon est, qui ex

stipulst« usursniin illieltsruin petit riori illlLlts,»." ?s,rs. VIII. Üeeis.

18S: ,,IIsurg.ris,e prg,vits,ti« uou est 6ärllUÄll<Ius, oui illicitäs usuräö suut

promissas, oum uon äoespit."

1 Sachsen 18S8, Art. 293-301; 18S5. Art. 34«—348. (Art. 348 ent

hält die zweckmäßige Erklärung, daß das Zuschlagen der Zinsen zum

Kapital in keinem Falle als Wucher gestraft werden solle.) Braun:

schweig 231, 232. Darmstadt 400.

2 So namentlich Preußen 2ö3. Ueberden gewerbsmäßigen Wucher

enthalten die Gesetzbücher fürSachfen, Hannover und Darmstadt Straf

bestimmungen, ohne den Begriff der GewerbsmSßigkeit genauer anzu

geben. Preußen spricht nicht von gewerbsmäßigem, sondern von gewohn

heitsmäßigem Wucher; doch soll damit nichts wesentlich Anderes gesagt sein,

„da das in der Gewerbsmäßigkeit liegende Erforderniß der gewinnsüchtigen

Absicht bei dem Wucher kaum fehlen kann." Temme, Lehrb. S. 1025.

Oppenhof, Seite372, Nr. 24, Der Staatsrath hielt die Besinnung de«

gewerbsmäßigen Wuchers für nothwendig, auch wenn er offen betrieben wird.

Der gewerbsmäßigeWucher wirke durch sein Treiben höchst nachtheilig und

bringe, indem er die Verlegenheit oder das Unglück Anderer planmäßig auszu

beuten suche, Viele in^S Verderben; derselbe,sei durch die öffentliche

Meinung gebrandmarkt zc. Protokolle des Staatsraths, Sitzung vom

II. Mai 1842, auszugsweise mitgetheilt bei B eseler, Kommentar, Seite S«3.
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Versprechend ist, ihre Wiederholung zu strafen. Folgerichtig wird

daher in noch andren Gesetzbüchern nur der verdeckte Wucher

bedroht, namentlich deshalb, weil die Verdeckung des Wuchers

den Uebervortheilten hindert, das zu viel Gezahlte zurückzufor-

dern l. Dieser letzte Standpunkt ist der richtigste. Es fragt sich

nur, ob es nicht zweckmäßig sei, durch Aufhebung der Wucherge

setze den Anlaß zur Verdeckung des Wuchers, der ja dennoch in

den verschiedensten Formen ungestraft geübt werden kann, gänz

lich hinwegzuräumen.

Zur Bollendung des Wuchers genügt nach der großen

Mehrzahl der neueren Gesetzbücher schon das bloße Vcr-

sprechenlassen der gesetzwidrigen Zinsen ^. Nur Darmstadt

und Württemberg fordern zur Konsummation den wirklichen

Empfang einer Zinszahlung ^.

Versteckt heißt der Wucher, sobald dem Geschäfte eine Form

gegeben wird, welche die AuSbedingung der übermäßigen Zinsen

verbergen soll. Die Urkunde des wucherlichen Geschäftes giebt

hier keinen Aufschluß über das wahre Verhältniß von Zinsen und

Kapital. ..

Hat durch die Verdeckung der wirklich ausbedungenen Zinsen

der Schuldner selbst getäuscht werden sollen, so würde man

die Strafbestimmungen über Betrug anwenden können. ES ist

also gar kein Bedürsniß vorhanden, diesen Fall als „betrüg-

lichen Wucher" in den Gesetzen besonders zu bedrohen.

Auf den Ankauf eines Wechsels kann sich selbstverständlich

der Begriff des Wuchers nicht bezichen. Wohl aber ist verdeckter

Wucher vorhanden, wenn der Wechsel nur deshalb angefertigt

oder übertragen wird, um ein wucherisches Darlehen zu ver

bergen.' . . '

Unter den Begriff des verdeckten Wuchers fällt besonders auch

die Verschreibung einer höheren, als der wirklich dargeliehenen

Kapitalsumme (s. g. Kapitalswucher); nicht minder das Ver-

1 Nur den versteckten odervcrdecktcn Wucher bedrohen Baiern ISIS, 2SI,

Württemberg 3SS, Hannover 313, Baden 53S.

2 So Baiern, Sachsen, Braunschweig, Hannover, Baden,

Oldenburg, Preußen.

» Darmstadt verlangt, daß der Gläubiger den unerlaubten Vortheil

bereits bezogen habe. In Betreff Württemberg'« erklären die Mo

tive, der Wucher werde erst durch das Empfangen der wucherlichen Zinsen

konsummirt.

Berner, Strciftecht. 26
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schweigen bereits vorweggenommener wucherlicher Vortheile in

der Schuldurkunde.

Man straft den Wucher mit Geldstrafen, die nach derHöhe

des unerlaubten Gewinnes bemessen zu werden pflegen ^ mit

Gefängnißstrafen, die selten über ein Jahr hinausgehen 2,

auch mit Ehrenstrafen. Nach Preußischem Rechte werden

diese drei Strafen neben einander verhängt^.

§. 197.

Handelswucher.

In der R. P. O. von 1S77 finden sich folgende zwei Be

stimmungen über den wuchcrlichen Kauf von Früchten oder Frucht

renten.

1) Es' soll Niemand dem Landmanne seine künftige Ernte im

Voraus abkaufen, ohne die KGlfsumme nach dem Marktpreise

festzusetzen, den die Früchte entweder zur Zeit des Kaufes haben,

oder vierzehn Tage nach der Ernte haben werdend

Man wollte hierdurch verhindern, daß der Landmann durch

das ihm sofort gebotene baare Geld verleitet würde, seine künftige

Ernte zu einem übermäßig geringen Preise an einen Spekulan

ten zu verschleudern.

2) Bei dem Kauf einer Fruchtrente soll man sich nicht mehr

als fünf Procent des Kaufgeldcs ausbedingen^.

In beiden Fällen bedroht das Gesetz die Ueberschreitung, wenn

der Verletzte klagt, mit Geld- und Ehren strafen, selbst mit dem

Verluste des Kapitals ».

1 Darmstadt fordert Geldstrafe im zwei- bis vierfachen Betrage des

gezogenen unerlaubten Vorthcils, Sachsen das Doppelte bis Zehnfache des

bedungenen oder gezogenen Gewinnes :c.

2 Hannover, besonders streng, straft den gewerbmüßigen Wucher mit

Arbeitshaus.

s Preußenhäuft bei dem Wucher: GefSngniß von 3 Monaten bis

z u einem Iah re, Geldbuße von S0— Ivo« Thalern und zeitige Un«

tersagungder Ehrenrechte. — Das Oesterreich ische Strafgesetzbuch

enthält keine Bestimmun gen über de» Wucher; doch erklärt das Kund

machungspatent Art. VI, daß die in den verschiedenen Kronlündern bestehenden

Wucherstrafgesetze aufrecht erhalten werden sollen und daß der Wucher als Ver

gehen zu behandeln sei.

4 R. P.O. v. 1S77, Tit. 19. §. I.

° P. P. O. v. 1S77, Tit. 19. §. 2 und 3.

6 Vgl. Martin, Z. 2S7. ^, 6. Leinsocius, 6s venüitiove illisit»

truLtuuiu in Kerbis, Ls,1. 1733.
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Die neueren Gesetzgebungen enthalten derartige Strafbestnn-

mungen nicht mehr. .

Tiefer, als jene vereinzelten reichsgesetzlichen Anordnungen,

greifen die Römischen Gesetze über den s. g.

Dardanariat

in das kaufmännische Verkehrsleben ein.

Durch die freie Mitbewerbung der Verkäufer erhalten die

Waaren ihren richtigen Preis: das ist das Gesetz der Freiheit,

auf dem aller Handelsverkehr ruhen muß. Wer am wohlfeilsten

verkaust, hat den meisten Absatz und verdient am meisten, so lange

er nicht zu einem Preise verkauft, bei dem kein Vortheil mehr ist:

er würde alle Käufer an sich ziehen, wenn seine Handelsgenossen

nicht ebenfalls die Preise herabsetzten. So stellen sich denn, ver

möge des Gesetzes der freien Mitbewerbung, die Preise allgemein

auf denjenigen Punkt, wo die Waare mit einem annehmbaren

Vortheile verkauft werden kann, ohne daß dieser Vortheil zu groß

wäre. So wird durch die freie Mitbewerbung das richtige Ver-

hältniß hergestellt zwischen dem Werthe der Wnaren und ihren

Verkaufspreisen.

Die freie Mitbewerbung ist demnach das natürliche Gesetz

der Preisregulirung für die ganze bürgerliche Gesellschaft.

Wer dies Gesetz durch Kunstgriffe beseitigt, der beseitigt die

wahren Preise. Er übervortheilt das Publikum.

Eine solche Uebervortheilung ist der Dardanariat.

Dardanariat, Orimen ö^räanäriorurn ^, ist jedes Unterneh

men zur künstlichen Herbeiführung eines Mangels an Gegenstän

den des Handelsverkehrs, um ihnen einen beliebigen höheren

Preis setzen zu können.

Es kann dies Verbrechen durch Hemmung der Zufuhr, durch

Vor- und Aufkäufer«, durch gänzliches Monopolisiren von Maa

ren verübt werden. In allen Fällen besteht das Strafbare

i Der Namc Oaräansrius ist abzuleiten Von dem Zauberer und Wucherer

D«,rgäQU8. — Strock, Se äärSäuäiiis, IsranLok. I66S (vr>p. tom. I.

p.28). I?.Romanu8, gs SärgMäriis, I^ips. 16S3. »I.Srsssus,

cls propoli« zust« prokibit«, ?ub. 1702. von Osbls (?r. ürsss),

utrum ZosspKus tusrit äärg«,r>»,rius, ^eu. 1707. 0. SoKIsAkeu, äs r«

trumeut., 1709 und in OelrieKs ?Kss. II. 3. p. 207 sqq. 5

lurin, <Ze6»rääns,riis,I.ix>s, 1771. 5. «. 2«IIsr, S« e« quoä zustum

S8t«ir<:a g»räs,usri«s, I^ips. 1771. Kleinschrod, im alten Arch. des Kr.

Band III, S. 9«fgg. Abegg. Lehrb. S. ssöfgg. Marezoll, §. iso.

R ° ß h i rt , Geschichte und System III, S. ISS.

26*
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darin, daß künstliche, wucherliche Preise statt der natürliche»,

durch die Konkurrenz bewirkten geschassen werden.

Der wirkliche Eintritt des öffentlichen Mangels oder der

Theuerung ist zur Vollendung des Deliktes nicht nöthig. Es

genügt schon das dolose Unternehmen.

Das Römische Recht verbietet jeden Dardanariat^, besonders

aber den Getreidedardanariat 2. Namentlich wird die Ver

einigung Mehrerer zur Hochtreibung der Getreidepreise ver

pönt ». "

Nach Römischem Recht trifft den Dardanarier eine arbiträre

Strafet Von der Deutschen Reichsgesetzgebung ist dies dahin

abgeändert, daß für die Vor- und Aufkäufern Vermögenskonfis

kation und Landesverweisung eintreten soll ^. Die gemeinrecht

liche Praris konsiscirt nur die aufgehäuften Vorrüthe und straft

daneben arbiträr?.

Für die Gesetzgebung ist es außerordentlich schwierig, eine

genaue Grenze zwischen der erlaubten Spekulation und

dem wucherlichen Monopolisiren zu ziehen. Man hat sich

überzeugt, daß auch die Vor- und Aufkäufcrei durch das Gesetz

der freien Mitbewerbung nicht ausgeschlossen werde. Die Schwie

rigkeiten sind auf diesem Gebiete so bedeutend gewesen, daß die

neueren Gesetzbücher vom Dardanariate ganz schweigen.

Dennoch läßt sich nicht verkennen, daß der Staat die künst

liche Erregung einer Theuerung, oder gar eines Mangels, bei

den Gegenständen des, Lebensbedürfnisses, namentlich bei den

1 I^I. 6. pr. O. 6s sxtrsorö!' erim^ (47, 11) : „?rg,steres, lZebebis eusto-

gire, us gärg»us,rii ullius ruereis s^iut. — ?oens autein in Kos

v»rie «tatuitur: nsin plsrumque, si uegotisutes suut, negotistioue eis

tüntum iuteräieitur; iuter<Zum et rele^ari solsut, Kumilivres »6 opus

publicum ds,ri."

2 „^uuousru atteuwre et vexsre." 1^. S. pr. O. äe extraorli.

ei im.

s Z^,. 2. pr. O. 6s lege ^uliä äs aouous, (48, 12) : „I^ego »lulig, 6e »u-

uons, posus, ststuitur s6versus eum, qui eontrg, aimonäm keeekit, so-

oistätemve eoisrit, quo änuons, earior fis,t." 1^. un. 6e

raouopolii» (4, 5S): ,, — ueve quis illieitis Käditis oouveutiouibus

eou^uret, »ut p«,eises,tur, ut Speeles <Iiversoruiu eorporum uegotiätiouks

von miuoris, czukiri inter ss ststueriot, veuuucleutur. — 8i quis »utem

mouopolium s,usus kuerit exeresre, Kouis propriis exspoliätus, perpotui-

ts,te äsmnetur exilii."

4 Wenigstens im Allgemeinen. ,,?oeng,in kos vsrie statuitnr." I,,

«, pr. O. gg extrsorä. erim. Vgl, aber auch die »oranstehenden Noten.

s R. P. O. «on 1577, Tit. 18. §. 2, S.

° Ouistvrp,§. 2«8,Nr.2. Tittmann, II, §. SSö.
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nothwendigstei, Nahrungsmitteln, nicht gleichgültig mit ansehen

darf. Die ganze Gesellschaft, besonders die ärmere VolkSklasse,

darf nicht darben und leiden, damit einige Spekulanten sich durch

künstlich hervorgerufene Preise bereichern. Es ist ein gar grob«

licher Widerspruch, den Zinswucher mit entehrenden Strafen zu

belegen, und dem viel nachtheiligercn Getreidewucher die Er

regung eines öffentlichen Nothstandes zu gestatten. Es ist dies

schwerlich weife in einer Zeit, wo die Bedürftigkeit des Prole

tariates in demselben Maße täglich vorschreitet, wie die sociale

Nebermacht der Kapitalisten und Spekulanten.

Beachtenswerth bleibt die Bestimmung des Allg. Prcuß.

Landrechts II. 20. Z. 1290: „Wer wider ein ausdrückliches

Verbot des Staates sein Getreide verheimlicht und zurückhält,

wird mit der Konfiskation des übermäßigen Vorrathes gestraft."

Das ausdrückliche Verbot des Staates sollte hiernach die

Grenze bestimmen, wo d«S Aufspeichern und Zurückhalten

großer Kornvorräthe aufhöre, eine erlaubte Handelsspckulation

zu sein.

. 's- 198.

Maß- und Gewichtfcrlschuiig.

Maße und Gewichte sind gemeinsame Verständigungsmittcl

für das ganze Handel treibende Publikum. Durch die Maße

wird die Ertensität, durch die Gewichte die Intensität der Han

delsgegenstände nach einer allgemeingültigen Uebereinkunft festge

stellt. Wer sich falscher Maße und Gewichte bedient, betrügt

nicht mir den einzelnen Käufer, sondern verletzt auch diese Neber

einkunft. Er fälscht dem Publikum die Verständigungsmittel,

auf deren Richtigkeit die Sicherheit alles Verkehrs ruht. ' .

Hadrian strafte denjenigen, der falsche Maße führte, mit Re

legation^. -

Die P. G. O. droht mit Landesverweisung, und im Wieder

holungsfalle, unter erschwerenden Umständen, sogar mit dem

Tode 2.

In den neueren Gesetzbüchern werden die Fälschungen von

1 I>. ll. z. 2. o. äs «xtrs,«rg. «rim. Vgl. 1^. 32. §. l. O. cke tsls. 1,. 6.

Z. I, 2. O. 6e extrsorg. erira,

2 P. G.O. Art. 113: „und es möcht solcher falsch als oft, größlich mit,

boshaftig geschehen, daß der THSter zum tod gestraft werden soll." Vgl.

R.P. O. von lS77, Tit. 1«.



406 Drittes Buch, Zweiter Titel.

Maß und Gewicht entweder abgesondert behandelt ^, oder sie

lassen sich unter den allgemeinen Begriff des Betruges, nament

lich des qualificirten, einordnend

Auch die Fälschung von Waarenstempeln, so wie der Ge

brauch falscher Stempel, mit denen Waaren unter obrigkeitlichem

Ansehen gezeichnet werden, pflegt besonders bedroht zu seind

In der Regel wird zur Vollendung wirklicher Gebrauch

des falschen Maßes oder Gewichts gefordert d

Man wendet Geld- und Gefängniß-, ja selbst mehrjährige

Zuchthausstrafe and

Zweiter Titel.

Friedensstörungen.

Z. 199.

Vorbemerkung.

Es handelt sich hier um die Störungen des Rechtsfriedens

der Gesellschaft, die weder bloße Ucbertretungen der polizei

lichen Ordnung, noch Angriffe auf den Staat sind.

Der Ausdruck „Friedensstörungen" kommt in den Gesetz-

1 Baden 441, Braunschweig 229.

2 Baiern ISIS, 263; Oldenburg 2S8. Preußen zählt, im §. 243,

sie zuerst auf unter einer Reihe gesetzlich ausgezeichneter Betrügereien.

s Sachsen l838, 252; 1855, 312. Braunschweig 252. Baden444,

446. Die Fälschung von Gold- und Silberwaaren wird daneben hervor

gehoben von Baden 442, und von Preußen 243, Nr. 2.

« Schon die P. G. 0. 113 fordert, daß das falsche Maß oder Gewicht für

gerecht gebraucht worden sei. Nach den neueren Gesetzbüchern muß das

selbe angenommen werden, da sie das Delikt als Betrug auffassen. Oester

reich ISS.o. Baiern 1813, 263, Nr. 4. Sachsen a. a. O. Vgl. auch

Braunschweig, Darmstadt, Baden und Thüringen. Das Preuß,

Stfgb. fordert, daß man sich wissentlich unrichtigen Maßes oder Gewichtes

zum Nachtheile eines Andren bediene; z.243, Nr. 1. Diese Bestimmung

gilt nicht bloß für Gewerbtreibende. Dagegen werden nach §. 348,

Nr. 2, wegen Uebertretung, mit Geldbuße bis zu 30 Thalern, oderinit Ge

fängniß bis zu vier Wochen diejenigen Gew erbtreibenden gestraft, bei denen

ungeaichtes Maß «der Gewicht, oder eine unrichtige Wage vorgefunden

wird.

» Preußen, §. 243, straft mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten, und

zugleich mit Geldbuße von 50—1000 Thalern, so wie mit zeitiger Untersagung

der Ehrenrechte. Braun schweig 22S, 230 will für die Maß- und GewichtS-

fälschung Zwangsarbeit; in den schweren Fällen : nicht unter einem Jahre;

in den leichteren: bis zu einem Jahre. Baden, 441, «erordnet Gefängniß

oder Arbeitshaus bis zu 2 Jahren, In den schweren Fällen aber Zuchthaus vc»

einem bis zu 4 Jahren.
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büchern von Sachsen und Württemberg vor, aber in einem

weiteren und unbestimmteren Sinne. Im Sächsischen Straf

gesetzbuche mischen sich die Friedensstörungen mit den Verbrechen

gegen den Staat. Widersetzlichkeit gegen die Behörden, Auf

lauf und Aufruhr werden mit der Arbeitseinstellung und mit dem

Landfriedensbruche durch einander gemengt; auch der Hausfrie

densbruch nimmt in dem Gesctzbuche Sachsens hier seinen Platz

ein, so daß Verletzungen des Nechtsgcbietes des Einzelnen, mit

Verletzungen des Rechtsgebietes sowohl der Gesellschaft, als

des Staates, in einer und derselben Kategorie auftreten'. Im

WürttembergischenStrafgesetzbuch werden als Friedensstörun

gen genannt: die Vereinigung der Verbrecher in Banden, der

Landfriedensbruch, Verbrechen in Beziehung auf Religion, Stö

rung des Haussriedens, Störung der Ausübung öffentlicher Ge

schäfte, Landstreicherei, Bettelei, Gaunerei ^. Die Einmischung

der Verbrechen gegen den Staa't ist hier zwar ziemlich vermieden.

Dagegen sind wieder Delikte von blos polizeilicher Natur, wie

namentlich die Bettelei, mit eingemischt, welche nur den Namen

einer Störung der polizeilichen Ordnung, aber nicht den Namen

einer Friedensstörung verdienen. Auch die Verbrechen in Be

ziehung auf die Religion gehören in unseren Titel „Friedens

störungen" nicht.

Das Preußische Strafgesetzbuch enthält einen besondren

Titel über „Vergehen wider die öffentliche Ordnung"^. Es

werden in demselben zahlreiche Handlungen unter Strafe gestellt:

die Bildung bewaffneter Haufen, die Bewaffnung einer ohne ge

setzliche Befugniß 'gesammelten Mannschaft, die Theilnahme an

bewaffneten Haufen oder die Befehligung derfelben; die Theil

nahme an unerlaubten Verbindungen; die öffentliche Anreizung

der Staatsangehörigen zum Hasse oder zur Verachtung gegen ein

ander; die Schmähung oder Verhöhnung der Einrichtungen des

Staates oder der Anordnungen der Obrigkeit, sofern jene Ein-

1 Sachsen 1855, Art. 142 fgg. „Drittes Kapitel: Von Auflehnungen

gegen die öffentliche Autorität und »on Friedensstörungen." Vgl.

Sachsen 1838, Art. 105 fgg.

2 WürttembergArt. 185. „Viertes Kapitel: Von Friedensstörungen."

AuchBaiern 1813 und Oldenburg haben Kapitel „von den Verbrechen und

Vergehen wider den öffentlichen Rechtsfrieden im Staate."

« Preußen §. 97 fgg. „Sechster Titel: Vergehen gegen die öffentliche

Ordnung,"
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richtungen, oder die Obrigkeit, dadurch dem Hasse oder der Ver

achtung ausgesetzt werden; die Beleidigung oder Verleumdung

der Kammern, einzelner Kammermitglieder, einer politischen Kör

perschaft, einer öffentlichen Behörde, eines öffentlichen Beamten,

eines Rcligionsdieners, eines Mitgliedes der bewaffneten Macht,

eines Geschworenen, eines Zeugen oder Sachverständigen, wäh

rend sie in der Ausübung ihres Berufes begriffen sind, oder in

Beziehung auf ihren Beruf; die unbefugte Ausübung eines öffent

lichen Amtes oder einzelner Amtshandlungen; das unbefugte

Tragen einer Uniform, einer Amtskleidung, eines Amtszeichens,

Ordens oder Ehrenzeichens, eines Titels, einer Würde, eines

Adelsprädikates, eines fremden Namens; die Vernichtung oder

Beseitigung von Urkunden und sonstigen im öffentlichen Gewahr

sam befindlichen .Gegenständen; das Olmen slbi «orrupti; die

Verletzung öffentlich angelegter Siegel; das Vorschützen falscher

Entschuldigungsursachen, um sich der Pflicht als Zeuge, Ge

schworener oder Sachverständiger zu entziehen; Vergehen gegen

die Militärhoheit und Verleitung zum Auswandern; die unbe

fugte Rückkehr eines ausgewiesenen Ausländers; die Überschrei

tung der Beschränkungen, die durch Stellung unter Polizeiaufsicht

auferlegt werden; die Arbeitsscheu und Landstreicherei; die Bet

telei, namentlich unter Drohungen oder falschen Vorspiegelungen,

so wie bei Rückfälligkeit; Spiel, Trunk und Müßiggang, wenn

man sich dadurch unfähig macht, sich und die Seinen zu er

nähren.

Ein innerer Zusammenhang knüpft die wenigsten dieser im

Preuß. Strafgb. gemeinsam behandelten Vergehen zusammen.

Vieles gehört unter die Verbrechen gegen den Staat, Vieles trägt

einen blos polizeilichen Charakter. Will man die Bedeutung der

„öffentlichen Ordnung" in einem so weiten Umfange nehmen,

als dies nöthig wäre, wenn diese ganze Reihe verpönter Hand

lungen als Verletzung der öffentlichen Ordnung aufgefaßt werden

soll: so kann man alle Verbrechen ohne Ausnahme als Verbrechen

wider die öffentliche Ordnung bezeichnen.

Die Anreizung der Staatsangehörigen zum Hasse

und zur Verachtung gegen einander würde allerdings, nach

ihrem Charakter, unter die Störungen des Friedens der Gesell

schaft fallen. Allein der Begriff und der Thatbestand dieses

Deliktes sind zu unbestimmt, das Gesetz verleugnet zu sehr die
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allgemeinen Grundsätze über den Anfangspunkt der Strafbarkeit

menschlicher Handlungen und trägt zu sehr das Gepräge des nur

Polizeilichen, um in einem wissenschaftlichen Systeme deS Straf-

rechtes einen selbständigen Platz beanspruchen zu können'. Auch

Bettelei und Landstreicherei lassen sich, vom wissentschastlichen

Standpunkte, nur als polizeiliche Ucbertretungen auffassen,

deren Darstellung hier ausgeschlossen ist und die nur gelegentlich,

sei es wegen ihres Zusammenhanges mit wichtigeren Gegenständen

des Strafrechtes, sei eS zur vollständigeren Kunde über den In

halt der Strafgesetzbücher, berührt werden können.

Wir beschränken uns in dem gegenwärtigen Titel auf die bei

den, durch das gemeinrechtliche Material dargebotenen Delikte

des Landzwanges und des Landfriedensbruches, nebst den

sich' daran anknüpfenden Bemerkungen.

Z. 200.

Skopelismus und Landzwang.

In der Römischen Provinz Arabien kam häusig ein Verbrechen

eigenthümlicher Art vor: der Skopelismus. Derselbe bestand

in der Errichtung von Wahrzeichen auf Ländereien, die demjeni

gen, der diese Ländercien bebauen würde, den Tod drohten. Die

ser Skopelismus pflegte eine solche Furcht zu verbreiten, daß

Niemand den in Verruf erklärten Acker zu betreten wagte. DaS

Verbrechen wurde daher von den Provinzialpräsidenten schwer

gestraft, mitunter sogar mit dem Tode^.

Verwandt dem Skopelismus ist der in Deutschland früher

häusig vorgekommene Landzwang.

Landzwinger heißt derjenige, der vor oder nach angekündigter

Drohung eines gewaltsamen Verbrechens (z. B. einer Fehde,

eines Raubes, einer Brandstiftung) sich an einen Ort begiebt,

1 Andre Gesetzbücher habe» sich dcrBedrohung dieser „Anreizuirg" mit Recht

enthalten. Man reicht mit verständige» Strafgesetzen über Beleidigung

und Verleumdung aus und kann das Uebrigeder Polizei überlassen.

2 1^.9. O. <je extrs,or6. erimiu. (47, proviveia Trabis

Tre^ks/iot', id est lspiclum positionem, crimen «,pr>ei1»rit. Ou^us rei

aämissum tals est: I'Iericziig inimieorum solsnt in praeöiiim ioimiei

oxs?r«^t5«l', i<! est läpiöes pouere inäiei« tutiiros, o^uoct si <^u!s eum

»srum eoluisset, mal» letko peritvirus esset insicjiis eorum, czui seopulos

posuissent. (juss res täntum timorsm Kalzst, ut nein« sci eum »Frum

»eesgers auüeat, eruclslitstem timsn« eorum, qni »xs?re^,«7/«sv leeorunt.

Us,rie rem ?rg,esiäes exs,^ui soleut Kräviter, usquo «6 riosrism capitis,

c>ui», et ipsä res mortem eommiustur."
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von dem aus die Verübung des Verbrechens ernstlich zu befürch

ten steht (z. B. an den Aufenthaltsort einer Räuberbande). Die

gesetzliche Strafe ist das Schwert ^.

Daß die Drohung gegen eine ganze Gemeinde gerichtet ge-

' Wesen sei, ist nicht unbedingt nothwendig, da die angedrohten

Handlungen schon selbst entweder einen gemeingefährlichen, oder

doch eine allgemeine Ausregung hervorrufenden Charakter an sich

tragend

Von den neueren Gesetzbüchern ist der Begriff des Land

zwanges verändert und in eine eigenthümliche Verbindung mit

dem der Erpressung gesetzt worden. Nach dem Preußischen

Landrecht Z. 1509 hat derjenige, der unter Androhung eines ge

meinschädlichen Unternehmens Etwas zu erpressen sucht, sechs-

bis zehnjährige, selbst lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. Wer

ferner aus Bosheit oder Muthwillen, durch gefährliche Drohungen

von Brandstiftungen, seine Mitbürger beunruhigt, soll Zuchthaus

strafe von sechs Monaten bis zu zwei Jahren; wenn er dadurch

Geld oder andre Vortheile zu erpressen sucht, Zuchthaus von drei

bis sechs Jahrenz und wenn er durch solche Brandbriefe oder

durch Aufsteckung von Brandzeichen Erpressungen über ganze

Oerter und Gegenden zu verüben sich unterfangen hat, zehn

jährige bis lebenswierige Festungsstrafe leidend Dieser letzteren

Bestimmung schloß sich das Ba irische Strafgesetzbuch an ^. Auch

die späteren Strafgesetzbücher enthalten Strafbestimmungen gegen

die in der Absicht einer Erpressung verübte Bedrohung

ganzer Orte und Gegenden mit Mord, Raub oder Brandstiftung 5.

1 P. G.O. Art. 128. „Straff der jhenen so böslich außtretten: Item,

nachdem sich vilföltig begibt, daß muthwillige Person die leut wider recht und

billicheyt betröhen, entweichen und austreten, derhalb solche für recht

landzwinger gehalten werden sollen. — mit dem schwert als landzwinger zum

todt gericht werden, unangesehen, ob sie sunst nit änderst mit der thatt gehandelt

hätten." Vgl. R. A. von 1SI2, §. 15. Landfrieden von 1521, Tit. 8. §. 3.

Landfrieden von 1548, Tit. IS. §. 3. R. A. von 1555, §. 45—49. Reichs

kammergerichtsordnung von 1555, Th. II, Tit. 14. R. A. von 15S6, §. 18,

R. A. von 1594, §.41.

2 Das Gegentheil wurde irrig behauptet von Carpzov, (ju. 37, Nr. 21,

65. Klein, §.193. Quistorv, §. 17S. Vgl. Wächter, Lehrb. II, S

4ö. Marezoll, Seite 2S8, Note 1.

s A. L. R. II. 2«. §. 1535 bis 1537.

4 Baiern 1813, Art. 243. Vgl.Oldenburg 248.
s Sachsen 1838, Art. 17«: 1855, 2«S, wo nur geredet wird von Bedro-

hnng mit widerrechtlichen Handlungen, wobei keine Handlung, Duldung oder

Unterlassung des Andren zu erreichen beabsichtigt wird, die aber eine Besorgniß
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Der Unterschied von der Erpressung selbst liegt hier wesentlich

darin, daß der angestrebte widerrechtliche Vortheil nicht erlangt

zu sein braucht.

Das Preußische Strafgesetzbuch hat das Erforderniß

konkussorischer Absicht fallen lassen. Es bestraft den, der

einen Anderen mit Brand oder Ueberschwemmung be

droht, schon allein wegen dieser Drohung, die als eine Störung

des Rechtsfriedens aufgefaßt wird, mit GefZngniß von zwei Mo

naten bis zu einem Jahres Auch einige andre Strafgesetz

bücher enthalten noch besondre Anordnungen wider diejenige

öffentliche Drohung mit schweren Verbrechen, bei der keine Ab

sicht aus Erpressung vorhanden war 2.

Die öffentliche Ordnung ist gegenwärtig in weit höherem

Grade befestigt, als sie es während des faustrechtlichen Mittel

alters war. Damit hat denn auch die Bedeutung des Landzwan

ges abgenommen. Er findet in der neueren Gesetzgebung kaum

noch Berücksichtigung.

s- 201.

L'andfriedensbruch.

In den Zeiten der Schwäche des obrigkeitlichen Ansehens, der

Unsicherheit der Rechtspflege, des Faust- und FehderechteS, er

richteten die Deutschen Könige, sich anschließend an den älteren

Gebrauch der Verkündung eines Gottesfriedens, sogenannte

Landfrieden. Die älteren Landfrieden richten sich nicht blos

gegen die Ausbrüche des Faust- und FehderechteS, sondern gegen

allerlei Gewaltthätigkeiten, namentlich auch gegen Diebstahl und

zu erregen geeignet ist. Der Artikel steht überdies nicht unter den Frie

densstörungen. Württemberg, Art, 31S; auch nicht unter der Rubrik

der Friedensstörungen. Hannover 1S2. Braunschweig 103. Darmstadt

3S3. Baden 243. Oesterreich 93. Thüringen IS«. In der Angabc

der Verbrechen, welche angedroht sein müssen, stimmen die Gesetzbücher nicht

völlig überein. Darmstadt spricht, wie Preußen, auch von angedrohter

Ueberschwemmung.

! Preuß. Stfgb. §. 213. Vgl. Oocks pönal, »rt. 305—308.

2 Vgl. Sachsen 1855,20«. Hannover betrachtet diesen Fall als min

derstrafbar. NachdemBraunschweigischen Stfgb. ist die Absicht gleich

gültig. DarmstadthandeltimArt.4i9noch besonders von der Androhung

einer Brandstiftung ohne konkussorische Absicht; im Art. 422 ebenfalls

besonders von der Androhung einer Ueberschwemmung, wenn keine Ab

sicht aufErpressung vorliegt.



412 Drittes Buch. Zweiter Titel.

Raub Sie waren überdies gewöhnlich beschränkt, sowohl in

ihrer Zeitdauer, als rücksichtlich des Gebietes, für das sie erlassen

wurden 2.

Anders der allgemeine und ewige Landfriede von

1495. Er will das Faust- und Fehderecht im ganzen Deut

schen Reiche und für immer zu Boden werfen.

Manmilian, dem sehr mit Unrecht das „Verdienst" der Er

richtung dieses Landfriedens zugeschrieben wird ^, wurde zu

diesem wichtigen Gesetz durch das nachdrückliche Auftreten der

Deutschen Reichsstände gedrängt. Zugleich wurden zur Bewa

chung des Landfriedens die nöthigen Vorkehrungen getroffen. Es

wurde das Reichskammergericht eingesetzt und mit der Auf

rechthaltung des Landfriedens' ausdrücklich beaustragt; es wurde

überdies eine jährliche Versammlung der Reichsstande zur

Handhabung des Friedens angeordnet^.

Dieser unter Maximilian I. errichtete Landfriede ist der un

mittelbare Gegenstand des s. g. Landfriedensbruches (Oivae»

kraota« pacis prrKIi«as).

Der Nachdruck, den man diesem Landfrieden zu geben ver

mochte, hatte aber seinen Grund Nicht minder in dem fortschrei

tenden Gange der Nationalkultur, als in der Thatkraft des

Kaisers und der Reichsstände. Insbesondre war die bürgerliche

Gesellschaft mit ihrem Städtewesen bereits so weit entwickelt,

daß man den Gewaltthaten und dem faustrechtlichen Uebermuthc

der Ritter die Spitze bieten konntet

Allein mit Einem Schlage vermochte man auch jetzt noch nicht

die Hydra des Deutschen Fehdegeistes völlig zu erlegen. Daher

! Eichhorn, RechtsgeschichteBandIII,Z.4«8fgg. Wächter, Lehrbuch

II, S. 43 fgg. Wächter, im N. Archiv des Kr. Band XII, S. 351 fgg.

Wächter im Staatslerikon von Rotteck und Welker, Artikel „Faustrecht,

Fehde, Friede," Ae Aufl. Band IV, S. 629 fgg. Moringen, Beiträge, Seite

32fgg. Roßhirt, Geschichte und System, II, S. 97. Wild«, S. 224 fgg.

Zöpfl, Geschichte der Deutschen Rechtsinstitute, 2te Aufl. Seite 399, 40«, 407,

auch i«5. 183. Walter, Deutsche Rechtsgeschichte §. 253, Seite 28«.

2 Vgl. Walter, Rechtsgeschichte, Seite 28«, Note 1—13. Gerstlacher.

Handb. der ReichsgeseHe, Band XI, S. 2705 fgg.

« Hieraufmacht namentlich Wächter aufmerksam, Staatsler. IV, S.637.

Vgl.Ostt, cis päes impsrii publio», Iiiin 1S98. Hegewisch, Geschichte

der Regierung Kaisers Marimilian I., S, 77 fgg.

4 Ordnung des Kaiserlichen Kammergerichts zu Worms, 1495, Landfricdc

von 149S, §. «. Handhabung Friedens und Rechtens §, 1—5.

s Vgl. Wächter, im Archiv des Kr. c>. a. O.
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später noch neue Strafgesetze. Sowohl die BambergensiS, als

die Karolina, als selbst noch jüngere Reichsgesetze, treten

aufs Neue dem Landfricdcnsbruche mit strengen Strafdrohungen

in den Weg Ja der Geist der Fehde war so eng mit allen

Fasern des Deutschen Nationalgeistes verwachsen, daß man sich

dazu verstehen mußte, in manchen Fällen die Fehde ausnahms

weise zu gestatten i und erst sehr spät erstarkte die öffentliche

Gewalt in dem Maße, daß sie jede Fehde und Selbsthülfe über

winden und strafen konntet

Aus den Deutschen Reichsgesetzen hat die gemeinrechtliche

Doktrin folgenden Begriff des Landfriedensbruches .abgezogen:

Landfriedensbruch ist Störung des RechtSfriedenS im

Reiche, durch eine von mehreren Gewaffneten verübte Gewaltthat,

sofern diese Gewaltthat nicht gegen die Obrigkeit, oder gar gegen

das Staatsganze gerichtet ist.'

Zum Landzwang verhält sich der Landfriedensbruch wie die

Drohung zur Ausübung der Gewalt.

Es ist nämlich zum Thatbestande vor Allem wirkliche Ge-

waltthätigkeit, nicht bloße Drohung, nothwendig^.

Die Gcwaltthätigkeit muß durch mehrere Gewaffnete ver

übt worden sein 4.

Beachtenswert!) ist dabei das negative Merkmal, daß das

Verbrechen nicht gegen die Obrigkeit gerichtet sein und noch

weniger eine hochverrätherische Tendenz enthalten darf. Wo die

Absicht diesen Charakter trüge, wäre nicht ein Verbrechen gegen

den Frieden der Gesellschaft, sondern ein Verbrechen gegen den

Staat und seine Organe vorhanden; es läge nicht Landfriedens

bruch, sondern Aufruhr oder Hochverrath vor.

Landfriedensbruch und Aufruhr grenzen oft nahe an einander

und gehen sogar leicht in einander über. Die zusammengerottete

Menge übt etwa anfänglich nur Gewalt gegen Privatpersonen

oder Privateigenthum. Die Obrigkeit schreitet dagegen ein.- Die

1 Laudfr. «. -1521, 1548. R. A. von 1S9I, §. 41 fgg. Bambergens.

Att. 149—154. P. G. O. Art. 124^129.

2 Vgl. Ab egg, Lehrbuch §. 387.

s P. G.O.Ärt. 129.

4 Landfr. von 1548, §. 1 und 2 des Einganges, und R. A, v. 1555, §. 14

und 31. Hiernach muß der Landfticdensbruch von einer „Mannschaft,"

also von einer Bereinigung Mehrerer, und zwar „mit gewehrter

Hand" ausgeführt werden, so daß Bewaffnung wesentlich ist.
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Rotte läßt aber nicht nach, sondern leistet nunmehr der Obrigkeit

öffentlichen gewaltsamen Widerstand., Dann verändert sich das

Objekt des Verbrechens; aus dem Verbrechen gegen die bürger

liche Gesellschaft wird ein Staatsverbrechen, aus dem Land-

sriedensbruche wird Aufruhr.

Den Reichsunmittelbaren ist für den Landfriedensbruch die

ReichSacht gedroht. Alle Andren trifft das Schwerts

Da die Reichsverhältnisse, auf welche die Gesetze über Land

friedensbruch berechnet waren, längst nicht mehr bestehen, so

wendet das gemeine Recht diese Gesetze nicht mehr an. Es kann

nur die Strafe des Olmen vis eintretend

In den neueren Gesetzbüchern hat der Begriff des Land-

friedensbruchcs dem der öffentlichen Gewalt Platz gemacht.

Der Ausdruck „Landfriedensbruch" kommt zwar noch vor, aber

nicht mehr in dem ursprünglichen Sinne. Er ist überdies dem

Volke unverständlich geworden und würde daher besser ganz ver

mieden. Selbst das wichtige Merkmal, daß der Landfriedens-

bruch von einer Mehrzahl von Personen verübt sein müsse, fällt

nach dem Gesetzbuche von Hannover, welches überhaupt den

Begriff des Landsriedensbruches am unbestimmtesten auffaßt, hin

weg 2. Manche Gesetzbücher verstehen unter Landsriedensbruch

oder öffentlicher Gewalt eine Zusammenrottung von Personen,

um öffentliche Gewaltthätigkeiten gegen Personen oder

Sachen auszuüben d Andre fordern, daß die zusammengerotteten

Personen in fremde Wohnungen oder Grundstücke einen Ein

fall verübt habend Preußen spricht von der Zusammen-

1 Landfriede von 1495, Z. 3. P. G. O. Art. 126, 127, 128, 129. Die

Streiiigkeiten über die Strafe des Landsriedensbruches sind nur noch von anti

quarischem Interesse; vgl. LooKrusr, »,g g,rt. 129 OOO, §. ö; Tittniann,

Handb.z.37«. Henke, Handb. BandIIl,Seite 273 fgg. Konnivirende

Obrigkeiten zahlten zur Strafe 2««« Mark Gold.

2 Klein schrod, über de» Einfluß der veränderten Staatsverfassung

Deutschlands auf das Kriminalrecht, im Archiv des Kr, Band Vit, S. 36S fgg.

Wächter, Lchrb. II, S. 43 fgg. Andrer Meinung ist namentlich Martin,

Z. 213, auch Marezoll, Seite 2S5.

ü Hannover 176,179. Ueber die neueren Gesetzbücher verbreitet sich

die Abhandlung von Schwarze, Land- und Hausfriedensbruch, im Archiv 1842,

Seite 541. '

4 Sachsen 1838, Art. 118. Vgl. Sachsen 1855, Art. 148. Braun

schweig 102.

5 Bai er,l 332— 335. Württemberg 189. Darmstadt 164. Ol

denburg 337 fgg. Oesterreich behandelt de» gewaltsamen Einfall in

fremdes unbewegliches Gut unter seinem umfassenden Begriffe der „öffentlichen
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rottung und dem Eindringen mehrerer Personen in die

Wohnung, das Geschäftszimmer oder das befriedigte

Befitzthum eines Andren, oder in abgeschlossene Räume

für den öffentlichen Dienst; es droht hier mitGesängniß von

einer Woche bis zu Einem Jahres Nach dem neuen Strafge

setzbuche Sachsens liegt ein Landfriedensbruch vor, wenn eine

öffentlich zusammengelaufene oder öffentlich zusammengerottete

Menge die Absicht zu erkennen gegeben hat, Gewalt gegen

Personen oder deren Eigenthum auszuüben, oder Jemanden durch

erregte Besorgniß vor solcher Gewalt zu einem Thun, Lassen oder

Dulden zu nöthigen^.

Nicht zu billigen, und im schncidensten Widerspruche mit der

Freiheit, die man sonst der Konkurrenz gewährt, ist die Bedrohung

der verabredeten Arbeitseinstellung, durch welche eine höherer

oder geringerer Lohnsatz erzwungen werden soll. Es ist hier keine

strafbare Handlung und kein Objekt einer verbrecherischen Thätig-

keit vorhanden^. ' .

' ? Dritter Titel.

Gemeingefährliche Verbrechen.

tz, 202.^

Im Allgemeinen,

Unter gemeingefährlichen Verbrechen versteht man strafbare

Handlungen, die einen gewissen Grad der Wahrscheinlichkeit in

sich tragen, entweder Personen, oder Güter, oder Personen und

Güter zugleich, in einem größeren Umfange zu beschädigen. Man

darf aber aus dieser allgemeinen Charakteristik so wenig, als auö

Gewaltthätigkeit;" §. 83. Der Ausdruck Landfriedcnsbruch findet sich in den

Gesetzbüchern für Baiern, Oldenburg, Sachsen, Württemberg. Die

meisten andren sprechen vvn öffentlicher Gewalt oder öffentlicher Ge

ls altth St ig keit; ein Ausdruck, dervom Badischen Strafgesetzb. wieder für

Nöthigung und Aufruhr gebraucht wird.

1 Preußen §. 214.

2 Sachsen 18S5, Art. 148.

2 Sachsen I85ö, 145: „Gewerbtreibende, welche, um einen höheren «der

geringeren Lohnsatz zu erzwingen, oder zu einem andren unerlaubten Zwecke,

die Einstellung der Arbeiten verabreden und sich den desfallsigen Anordnungen

der Obrigkeit nicht fügen, find — mit Gefängniß bis zu vier Monaten zu be

strafen."
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vielen andren allgemeinen Kategorien, unbedingte Folgerungen für

den Begriff und den Thatbestand der einzelnen abzuhandelnden

Verbrechen ziehen, hat sich vielmehr bei ihnen ausschließlich an die

sie besonders betreffenden Angaben zu halten.

Zu den gemeingefährlichen Verbrechen gehört vorzugsweise

die Entfesselung der elementarisch verwüstenden Naturkräfte des

Feuers und des Wassers: die Brandstiftung und die Ver

ursachung einer Ueberschwemmung. Diesen beiden Verbrechen

werden besondre Paragraphen gewidmet werden.

Sachsen rechnet außerdem zu den gemeingefährlichen Verbre

chen: die Hervorbringung von gefährlichen Erplosionenz die

Vergiftung von Brunnen, von öffentlich verkäuflichen

Waaren, oder anderen zum öffentlichen Gebrauch dienen

den Gegenständen, mit Gefahr für das Leben oder die Ge

sundheit von Menschenz 5ie Gefährdung von Leben oder Gesund

heit durch Beschädigung von Brücken, Kunststraßen, oder

andren zum öffentlichen Gebrauch dienenden Bauwer

ken, oder durch Beschädigung von Fahrzeugen und Maschi

nen; gemeingefährliche Handlungen in Beziehung auf Eisen

bahnen und Telegraphen; die Verbreitung von Viehseuchen,

so wie die Vergiftung von Weiden und Viehtränken, um

fremdes Vieh zu beschädigen oder zu tödten^.

Preußen zählt hierher^außer der verursachten Ueberschwem

mung und der Brandstiftung:

1) Die Zerstörung von Gebäuden, Hütten, Schiffen, Maga

zinen oder andren Räumlichkeiten durch Gebrauch von Pulver

oder von andren erplodirenden Stoffen. Es kommen hier per-

ÄnaloZiam die Unterscheidungen und die Strafen zur Anwendung,

die dus Gesetz für die Brandstiftung aufstellt^.

2) Die Beschädigung von Eisenbahnanlagen, deren

Transportmitteln oder andrem Zubehör; die den Transport

gefährdende Bereitung von Hindernissen auf der Fahrbahn,

sei es durch Aufstellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegen

ständen, sei es durch Verrückung von Schienen oder auf andre

1 Sachsen 1855, 208 fgg.; 1838, 171 fgg.

2 Prei,ßen 283. Ueber dieAnlegung von Pulverminen, um dadurch

einen menschlichen Aufenthaltsort in die Luft zu sprengen, schon Baiern 1813,

Art. 25S, Oldenburg 2««.
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Weise. Sowohl die.Absichtltchkeit, als auch die Fahrlässig

keit ist hier mit schwerer Strafe bedroht !.

3) Die Beschädigung von Telegraphenanstalten. Auch

dies Delikt kann dolos und kulpos verübt werden. Besonders

streng wird es an den beauftragten Beamten gestraft^.

4) Die Zerstörung oder Beschädigung von Wasserleitungen,

Schleusen, Wehren, Deichen, Dämmen oder andren Wasserbauten,

oder Brücken, Fähren, Wegen oder Schutzwehren; die Störung

des Fahrwassers in schiffbaren Strömen, Flüssen oder Kanälen:

sosern eine dieser Handlungen Gefahr für daS Leben und die Ge

sundheit Andrer herbeiführt^.

5) Die Zerstörung, Auslöschung ic. der zur Sicherheit der

Schifffahrt aufgestellten Feuerzeichen, ebenso die Aufstellung

falscher Feuerzeichen.

6) Die verursachte Strandung eineS Schiffest

7) Die Vergiftung von Brunnen u. dgl.^.

8) Die Uebertretung der Anordnungen zur Verhütung des

1 §.294.295.

2 29S—300.

s 301.

4 302, 303. Ueber die verursachte Strandung giebt Hannover,

an der Seeküste gelegen, ausführliche Vorschriften, denen die Preußischen nicht

unähnlich sind. Vgl. Hannover 188. DieVerübungiftdurchVorsatzund

durch Fahrlässigkeit möglich. Die Handlung selbst besteht nicht blos in der

Herbeiführung einer Strandung, sondern auch eines Versinken« (Preuß.

„Sinkens") des Schiffes. Auch den Fall rechnet Hannover hierher, wo das

Stranden und Versinken durch falsche Signale veranlaßt worden ist. Hat

durch das Verbreche» ein Mensch sein Leben eingebüßt, so soll Todesstrafe

eintreten, sonst Zuchthaus, Kettenstrafe, Arbeitshaus. Wollte der Verbrecher,

ohne eine Gefahr für andre Personen oder deren Eigenthum herbeizuführen,

durch die Strandung oder das Versinken nur Betrug üben, namentlich einen

Betrug in Betreff der Seeversicherung, so wird dieser Betrug nach den

Grundsätzen vom ausgezeichneten Betrüge zweiter Klasse gestrast.— Die Preu -

ßische Bestimmung geht in der Hauptsache nur aus die Gefährdung des

Lebens ein, alles Andre den allgemeinen Bestimmungen über Eigenthumsver-

brechen überlassend. Siedroht bei Dolus Zuchthaus von 10—2«Jahren,

und im Falle eines untergegangenen Menschenlebens den Tod. ,, Liegt Fahr

lässigkeit zu Grunde, und ist dadurch ein Schaden entstanden, so ist aufGe-

fängniß bis zu 6 Monaten, und wenn infolge der Handlung ein Mensch da«

Lebe» verloren hat, auf Gefängniß von 2 Monaten bis zu 2 Jahren zu erken

nen." Vgl. Preußen 303.
s Dies. g. gemeingefährliche Verg iftung ist in allen Gesetzbüchern

bedroht. Vgl. außer Preußen und Sachsen a. a. O. noch Württemberg

241,270,271. Hannover 19«. Darmstadt 277, 28«. Baden 246—25«.

Baiern 15«. Oldenburg 155. Ueber die gemeingefährliche Waa-

rcnfälschun g vgl. K ö st li», im Archiv des Kr. 185«, Seite 181 fgg.

Berner, Strafrecht. 27
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Einführens oder Vervreitens ansteckender Krankheiten

oder von Viehseuchen^.

9) Die Nichterfüllung von Lieferungsverträgen für

das Heer zur Zeit eines Krieges, oder über die Zufuhr von

Lebensmitteln zur Abwendung eines Nothstandes^.

Außer dem Sächsischen und dem Preußischen hat auch

das Thüringische Strafgesetzbuch eine besondre Klasse gemein

gefährlicher Verbrechen aufgestellt. Die meisten Gesetzbücher haben

sich dagegen durch die von manchen neueren Schriftstellern rege

gemachten Bedenken bestimmen lassen, diese Klassifikation aufzu

geben 2.

Z. 203.

Brandstiftung. Geschichtliches.

Sehr streitig ist eö, ob schon die Zwölf Tafeln Strafsatzungen

über das Inoeiiäiuiu enthalten haben. Die Quellen bieten hier

über nur eine einzige Stelle, die zwar dem vierten Buche des

Gaius zum Zwölftafelgesetz angehört, aber wohl nicht wirklich die

Normen des Zwölftafelgesetzes berichtet ^. Nach dieser Stelle trifft

Feuertod denjenigen, der ein Gebäude oder einen neben einem

Hause befindlichen Getreidehaufen angezündet hat; wogegen nur

leichtere Züchtigung oder bloßer Schadensersatz eintreten soll, wenn

der Brand durch Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde 2.

1 Ueber die Vergiftung von Viehweiden und die Verbreitung einer Vieh

seuche: Baiern 1813, 24«. Sachsen 1838, 181; 185S a. a. O. Würt

tembergs. Braunschweig 21«. Hannover IS«. Darmstad4437,

438. Oldenburg 2S1. Baden S8«, 581. Oesterreich 4«« bis 402.

Preußen 3«7.

2 Preußen 308,

» Diese Bedenken würden jedoch auf zahlreiche andre, nie angefochtene

Klassifikationen ebenfalls passen. Vgl. Wächter, Lehrbuch II, Seite 267,

2S3. M i t t e r m a i er z u F e u e r b a ch §. 36«, Note III, S. S77 .

4 >V»eeKter, 6s erimiue ivoeoäii, I^ips. 1833, PSA. 7— 3«. Vgl.

im All«. 1^. ^. LämdsrKer, 6e iveeugiis, 1)iss. I etil, ?en. 1712, 1713.

O.<A.IIärt2, 6e erimiue ineenäii, I^ip». 18«S. Hofacker, über das Ver

brechen der Brandstiftung, im N. Archiv des Kr. V (1822), S. 74 fgg. W v -

ringen, Beitrag zur Theorie der Brandstiftung, im Archiv des Kr. 1843,

S.2«5fgg. Habicht, rechtliche Erörterungen I, S.2S2. Osenbrüggen,

die Brandstiftung in den Strafgesetzbüchern Deutschlands und der Deutschen

Schweiz. Ein kritischer Kommentar mit historischer Einleitung; Leipzig

18S4.

5 I^I. 9. O. gg illeeuäl«. 47, g. (Zsius lid. IV. s,ä legem XII tsbiilä»

rura: „Hui seckes «,«ervumve trumeuti Huxtg, aomuva posituin eomdus-

»erit, vinetu», vsrbsrktus igni neesri Mdetur, si m«6« soieos pru6eos-

c>ue ick eommiseritz si vero o»su, ia est negiigeuti», sut noxam ssreirs
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Seit der I^ex ^guilis, konnte man das Ineeri6ium als ein

Oamnura injuria Zatui» behandeln ^. Dies führte aber nur den

civilrechtlichen Schadenersatz herbei 2.

Später werden einige Arten der Brandstiftung unter die

Strafbestimmungen der I^ex Cornelia 6e sioariis und der I^ex

rfulis, äe vi gezogen. Diese Brandstiftungen stehen dann, mei

stens als Mittel, in Verbindung mit der Tödtung oder mit der

Gewaltthat. 1) Wenn das Illoenäiuru, und zwar in Rom

selbst, als Mittel zu einem Verbrechen gegen die I^ex Oorneli»

6e sioariis gebraucht wird, so findet die Strafe dieser I^ex statte

2) Wer bei einem Auflauf oder Aufruhr (in ooetu, ««noursu,

wrba, se6iti«ne) eine Brandstiftung vornimmt, verfällt der Strafe

der I^ex «sulia 6e vi publios,^.

In der Kaiserzeit faßt man die Brandstiftung aus dem all«

gemeinen Gesichtspunkt eines gemeingefährlichen Verbre

chens auf. Man unterscheidet daher nach der Gefährlichkeit

des angezündeten Gegenstandes. Die Brandlegung an

einem einzeln stehenden Gebäude wird milder gestraft, als

die Brandlegung in einer Stadt 5. Den Feuertod droht man

demjenigen, der in einer Stadt aus Feindschaft oder Beu-

judetur, »ut, si minus icioneus sit, levius «sstiAstur. ^ppellstioue

sutsru s,e<lluiu omues sveeies »eckikieii ooutiueutur." Vgl. noch

?I«,tuer, c^usest. p. 2lS, der bei der älteren Ansicht stehen bleibt; und da

gegen Rein, Seite 7öö, der die Ansicht Wächters nur zum Theil annimmt.

1 Ii. 27. Z. s. O. sä ^quil. (3, 2): ,,1'erti« autem espite »it

es,äeui lex L,c^uilis,, «sterurum rsruiu praeter Komiuera et peeuckem

oevisos, si c^uis s,1teri gsmuuru faxit, <^u«ä usserit, fregerit, ruperit

luxuria, c^uauti es res erit iu ckiebus trigiutg, proxiiuis, tänturu ses

rain« 6are g«,u>us,s est«." Noch präciser spricht Lolt. tit. 12°. §.1: „Iteru

si iusuläiu meaiu aciusssris vel rueeugeris, ^quilias »etioneiu Ks,»

beb«; iäemque est, si arbusturu ineum vel villsm raesm."

2 „Husuti es, res erit iu ciiebus trigiutg, proximis, täutum ae» <Io>

ruiuo asre gurauss est«." Ii. 27. §. 5. !. «.

u „Iu urde Roro» propiusve roille psssus tsot«,." Ii. 1. pr. O. s,ck

leg. Ooro. ge sie. (48, 8). vVseouter, cke erimiue ioeeuäii, p. 43 sqy.

Roßhirt, Geschichte und System II, S. 13«. H ofack«r,.im Archiv des Kr.

V, S. 89 fgg. Birnbaum, im Archiv XIV, S. S10.

^ I,. S. 0. »ä leg. ^ul. Se vi vubl. (48, 6). ?»nll. V. 26. §. S. und V.

3. Z. 6.
s In beiden Fällen tritt zwar Kapitalstrafe ein, in dem ersteren aber

eine minder harte. Ii. 12. O. ge iueeuöio: „Hui <lät» «per«, iu eivi-

ts,te iueeuaiura teeeriut, si Kumiliori I««« us,ti suut, dsstiis «d^ioi

solsut; si in »U<zu« grscku ick Leveriut, ospits puuiuutur, »,ut «srts iu

iusulsiu 6eport»,utur." Ii. 10. O. »ck leg. Ooru. 6s siesriis: „8i c^uis

<Z«I« ms,!« iusulsru me«,m »äusserit, eapits vleotstur <zus,si iueeu»

Siarius." BeideStellensindvonUlpian. Vgl. Note 1, S. 42«.

27*
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telust eine Brandstiftung verübt'. Auch Brandstiftungen auS

Fahrlässigkeit ließ man nicht mehr straflose

Das älteste Germanische Recht erblickt in der Brandstif

tung, wenn nicht besondre Umstände hinzutreten, nur eine privat

rechtliche Schadenszufügung, wie die I^ex ^uilia^. Die

Verbrennung von Gebäuden wurde ursprünglich nur jeder an

dren Zerstörung derselben gleich geachtet. Doch mußte bei der

Verbrennung bewohnter Gebäude den darin befindlichen Men

schen noch eine Buße für die ihnen zugefügte Lebensgefahr und

Beleidigung entrichtet werdend

Von den Königen wurde die Strafe des Königsbannes

angeordnet^. Bei den Sachsen trat sogar Todesstrafe ein 6.

Auch hebt man schon früh die nächtliche Brandstiftung hervor

Später wird die Brandstiftung allgemein als ein eigcnthüm-

l ich es und schweres Verbrechen behandelt, namentlich der s. g.

Mordbrand, worunter man gewöhnlich die heimliche, nächt

liche, aber auch die mit besondrer Bosheit und mit Gefähr

dung von Menschenleben verübte Brandstiftung verstand s.

Sehr kurz fertigt die P. G. O. die Brandstiftung ab. Sie

sagt im Art. 125 ganz lakonisch: „Item die boshaftigen über

wundenen Brenner sollen mit dem Feuer vom Leben zum Tode

1 Ii. 28. H. 12. O. «le poems: „ lueenckisrii espite puuiuntur, qui od

iniuiieitiss vel prseckse esussa iueencleriut intr» «ppickum, et

plerurnque vivi sxuruutur; qui verq vsssm »ut villsm, gliqu« le-

nius." Vgl. >V»seKter, Oiss. eit. PSA. 61. AieAlsr, Hussst. »ä^us

Rom., I^ips. 1837, p. 28. Rein, Seite 770.

2 Hamber^er, I. e. pag. 3S sqq. ^isglsr, quaest. p. 25 sqq. I,.

11. O. äe ineenäio: „8i tortuito iveenöiuin taetum sit, venis, iuaiset,

oisi tsm I«rtä eulp» sit, utluxuriaesutciolosit proxims, " Vgl.

I,. 9. K. 8. 0. S« ineenck. I,. 28. §. 2. 0. Se poenis. Besonders aber (Zoll.

XII. 5. „Li, qui non gst» operg, ivOenlliuin fgoerit, plerumque iAuosei-

tur, uisi in lsts, stinLäut»,nsA>igsntis,veI Issei vis tuit."

« Vgl. besonders I,.L^'uv. XI. 3. Wild«, S. 941.

^ Wild«, S. 942.

b Ospitul. 6s Kann« 772. e. 6. HlotKsr. I. eapit. I,«,»^. 835. e. 1.

« I,. Ssxou. V. 2.

? I,. 8»I. tit. 18. Z. 1. „8i quis esssm intus äormieutibus Ko-

rninidus inoen6srit." I,. Kip. 17. §. 1. „8i quis per noetein Isteu-

tsr ineeuckerit." Auch in den I,eAS. ^Ism., Rs,Mv., ^ngl. et >Veriu. wird

das „noetu" oder „in no ete" bei der Brandstiftung namhaft gemacht.

» 8sp. II. 13. §. 4, 5. SoKvsp. 174. »(Laßberg). Der Sachsenspie

gel sagt: Mortberner soll man radebrechen: wer aber Kernet (brennt)

ohneMortbrand, dem sol man das Haupt abschlagen. Der Schwa-

benspiegel: „Swer tage« oder nachtes heimlichen brennet — daz heizzet

mortbrand: den soll man radebrechen." Vgl. Birnbaum, im Archiv

XIV, S. SI4. Mittermaier zu Feuerbach, Seite 577, Note II.
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gerichtet werden." Die ältere PrariS bezog die hier angedrohte

Todesstrafe auf jede dolose Brandstiftung, die spätere nur auf

die schwere, namentlich auf den in der 1^. 28. Z. 2 erwähnten

Fall der Brandstiftung aus Feindschaft oder Beutelust'.

Der ausgebildeten gemeinrechtlichen Doktrin liegt haupt

sächlich das Römische Recht zu Grundes

In den neueren Gesetzbüchern herrscht zwar große Ver

schiedenheit einzelner Anordnungen. Die Grundauffassung der

Sache stimmt aber dennoch mit der gemeinrechtlichen überein, und

die starken Abweichungen haben nur in übermäßiger Kasuistik der

gesetzlichen Bestimmungen ihren Ursprung. Ein allgemeiner Be

griff der Brandstiftung pflegt in den Gesetzbüchern gar nicht mehr

aufgestellt zu werden.

Z. 204.

Brandstiftung. Dogmatisches.

Brandstiftung ist die dolose, mit Gefahr für die Person

Andrer, oder mit gemeiner Gefahr für daö Eigenthum ver

bundene Anzündung eines Gegenstandes^.

1 Mittermaier,ArchivN.F.I,S.514fgg. Martin, Lehrb. §. 177,

Note 7. H effter, Lehrb. §. 375, Note 4. Abegg. §. 401. Vollständiger

Henke, Handb. Band III, S. S8, SS, woselbstdieDogmengeschichte. .

2 Vgl. z. B. Ab egg, Lehrb. §. 39«, 4««.

2 Einseitig ist es, die Brandstiftung nur als ein Verbrechen gegen da«

Eigenthum aufzufassen. Vgl. Mitterma-ier zu Feuerbach, H, 36«,

Note 3. Nichtminder einseitig würde man «erfahr«,, wenn man die Brand

stiftung als ein Verbrechen gegen dasLeben hinstellte. Vgl. Mittermaler

im Archiv des Kr., N. F. I, S. 498. Zu weit ist die Definition Feuerbachs,

der im z. 360 seines Lehrbuches Gefahr für Leben und Eigenthum als allge

meines Erfordernis, aufstellt. Falsch ist die Ausdehnung des Merkmal'« der

GemeingefShrlichkeit auf das Leben. Nicht minder falsch ist die Aus

dehnung des Begriffes der Brandstiftung auf Gefahr für das Eigenthum,

sofern diese Gefahr nicht eine gemeine Gefahr ist, — D«« älteren gemein

rechtlichen Schriftsteller deftniren die Brandstiftung unbestimmt und zwei

deutig; ebenso manche der neueren. Vgl. über die Verschiedenheiten der

Auffassung Wächter, Lehrb. II, Seite 368 fgg. — Aus den neueren Ge

setzbüchern kann man den Begriff der Brandstiftung nur durch Abstraktion

entnehmen. Vgl. Sachsen 1838, Art. 171 fgg.; 1855, Art. 208. Würt

temberg 373— 383. Braunschweig 204, SOS. Hannover 181 — 185.

Darmftadt4ii,4l2. Oesterreich 166 fgg. Baden 546 fgg. Thürin

gen 166. Prenßen285fgg.— Baiern 1813 (247 fgg.). Braun schweig,

B ad c n und O ld e n b u r g stellen die Brandstiftung mit der Beschädigung frem

der Sachen zusammen. Baden handelt im Tit. 38 von der Brandstiftung, im

Tit. 39 von der Ueberschwemmung und gefährlichen EisenbahnbeschSdigung, im

Tit. 4« „von andren Beschädigungen fremder Sachen." Sachsen, Preu-
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Man unterscheidet 1) die eigentliche Brandstiftung, welche

die Person Andrer gefährdet; 2) die uneigentliche Brandstif

tung, welche eine Gefahr für Personen nicht mit sich führt,

wohl aber eine gemeine Gefahr für Eigenthum begründet.

Zur uneigentlichen Brandstiftung rechnet man gewöhnlich

den bloßen „Sachenbrand," namentlich den Waldbrand und

den Getreidebrand ^.

Daneben unterscheidet man 1) den Gemeindebrand, d. h.

den Brand in Gemeindeorten, gleichviel ob es Städte, Flecken

oderDörfer sind; 2) den Brand an einzeln stehenden Wohn-

gebäuden^.

Der Thatbestand der eigentlichen Brandstiftung er

fordert

«) als Gegenstand eine Sache, deren Brennen andre Per

sonen gefährdet.

Die Anzündung der eig en en Sache enthält an sich nichts Straf

bares, wenn dadurch nichts Fremdes gefährdet wird. Wohl aber

würde eigentliche Brandstiftung vorhanden sein, wenn der Brand

stifter sein eigenes, doch nicht von ihm allein bewohntes

HauS mit Gefahr für die Person der andren Bewohner anzün

dete. Nicht minder ist in der Regel eigentliche Brandstiftung

anzunehmen bei dem Gemeindebrande, sofern das Feuer hier

um sich greifen und damit auch fremde Personen in Gefahr setzen

konnte. Zündet hingegen der Eigenthümer sein einzeln stehen

des Haus an, das nur von ihm bewohnt wird, so ist die

Feueranlegung an sich nicht kriminell. Allein es können hier noch

verschiedene andre strafbare Momente übrig bleiben; nämlich

1) die Unruhe und Bestürzung, die durch das Feuer in der

ßen und Thüringen fassen die Brandstiftung, nach Ihrem häufigsten Charak

ter, in den Rahmen der gemeingefährlichen Verbrechen; Hannover stellt

sie unter die Verbrechen gegen die öffentliche Sicherheit im Staate. Au«

diesen Verschiedenheiten der Klassifikation darf aber nicht im entferntesten auf

ebenso große Verschiedenheiten in der Auffassung des Begriffes selbst geschloffen

«erden.

l Ii. IS. ß. 9. O. 6s poenis. „visssium ill«sn8orss." Ueber den

Waldbrand handeln häufig besondre Forststrafgesetze. ?sull. V. 2«. §.5.

? Man geht hier auf die bestrittenen Römischen Bestimmungen über da«

luosnäiura in «ivitate, in «ppiä«, oder an einer os,s», iu8ul», vill»,

zurück. Doch hat sich die gemeinrechtliche Praris hierbei sehr frei bewegt. Vgl.

Wächter, Sehrb. II, S.38Sfgg. Feuerbach, Lehrb. §. 3S2, Note 1.
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bürgerlichen Gesellschaft erregt wird, und die unbefugte Hervor

rufung der Thätigkeit der Feuerlöschbehörden. Um dem

vorzubeugen, kann man fordern, daß die Verbrennung der eigenen

Sache zuvor der Obrigkeit gemeldet werde; 2) die Absicht des

ThäterS, durch Zerstörung der eigenen Sache die Feuerkasse

zu betrügen. In diesem Falle hat er die Strafe deS Betru

ges verwirkt. Hiernach versteht es sich von selbst, daß diejenige

Handlung deS ThäterS, die an sich schon eine strafbare Brand

stiftung und zugleich ein Betrug der Feuerkasse wäre, als ideelle

Konkurrenz von Brandstiftung und Betrug gestraft werden

muß!.

/?) Absichtlichkeit der Anzündung und Bewußtsein der

damit verbundenen Gefahr für Personen ^.

Die Absicht braucht nicht geradezu auf die Geführdung frem

der Personen gerichtet zu sein; ihre Richtung braucht vielmehr

nur auf die Erregung der Feuersbrunft zu gehen. Wo aber er

weislich das Bewußtsein der für Andre entstehenden Gefahr

ganz fehlte, da ist keine eigentliche Brandstiftung mehr anzu

nehmen.

7) Vollendet ist die Brandstiftung, sobald der Gegenstand

derselben wirklich in Brand gesetzt ist.

Bloße Anzündung der Zündstoffe und Brennmaterialien

genügt zur Vollendung des Verbrechens nicht.

Ein Auflodern des Feuers ist andrerseits nicht nothwendig;

ja dasselbe kann sogar bei der Natur mancher Gegenstände gar

nicht eintreten. Ob aber das bloße Glühen und Glimmen

schon als eine Versetzung der Sache in Brand zu betrachten

und ob demnach Vollendung oder bloßer Versuch anzunehmen

sei, muß durchaus nach der Beschaffenheit des einzelnen

Falles beurtheilt werdend

! I^»uKv, «spit» yusellsm 6e oivis »e6es »uss <j»t» «per» inoeo

6entis impuuitäte, I,ips. 1826. Vris s , <Ze orimin« ineeoäii, <zu«<Z »ttioot

»<I quässtionem, än is, qui propriks »edes «u«,s iuoenckerit, »it puvieii-

Sus, ttr«Q. 183«. Mittermaier, Arch. N.J. Band I,S.47S. Wächter,

Lehrb. II, S. 384 fgg. Heffter, Lehrb. §. 377, Note 4. Mittermaier zu

F. §.364».
2 Ii. 9. O. ös ivoeu6. „8i »eiens pru6evs^u« 16 eommiserit."

KommissionSber. der II. Preuß. Kammer zu §. 302 (Entw. §. 274). Archiv

für Preuß. Strafrecht II, S. 333 und III, 234. Temme, Lehrbuch, Seite

1053 fgg.
» Die gemeinrechtliche Doktrin ist in diesem Punkte sehr schwankend.
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Die uneigentliche Brandstiftung ist strafbar durch die

Vernichtung oder Gefährdung fremden Eigenthums. Es muß

aber doch eine haltbare Grenze zwischen der bloßen Vermö

gensbeschädigung und der Brandstiftung festgestellt werden.

Diese Grenze kann nur darin gefunden werden, daß die uneigent

liche Brandstiftung eine gemeine Gefahr für das Eigenthum

herbeiführt. Wo nun das Merkmal gemeiner Gefahr im einzelnen

Falle wegfällt, kann auch die Zerstörung einer fremden Sache

durch Feuer nicht als uneigentliche Brandstiftung, sondern nur

noch als Sachbeschädigung behandelt werdend

Dagegen bleibt die Brandstiftung kriminell und behält den

Charakter der eigentlichen Brandstiftung, wenn eine Gefähr

dung fremden Lebens stattfand, mag hier immerhin eine ge

meine Gefahr nicht herbeigeführt sein. Die gemeine Gefahr

bildet demnach bei der eigentlichen Brandstiftung kein wesent

liches Merkmal des Thatb estandes. — Wohl aber übt sie großen

Einfluß auf den Grad der Strafbarkeit. Vom gemeinen Rechte

wird die eigentliche und zugleich mit gemeiner Gefahr ver

bundene Brandstiftung als der schwerste Fall herausgehoben

und mit dem Namen der „qualificirten Brandstiftung"

belegt. Nur auf diesen Fall bezieht die mildere Auffassung die

von den gemeinrechtlichen Gesetzen angedrohte Strafe des Feuer

todes^.

Hätten sich die neueren Gesetzbücher darauf beschränkt, das

Auge des Richters auf die entscheidenden Merkmale zu lenken,

die Gefahr für die Person einerseits, und andrerseits die ge

meine Gefahr für das Eigenthum als das allein Wesentliche

auszuzeichnen: so würden die neueren gesetzlichen Bestimmungen

Fast völlig übereinstimmend sind dagegen die neueren Gesetzbücher, indem

sie ganz einfach fordern, daß der Gegenstand in Brand gesetzt worden sei.

Württemberg fordert einen Ausbruch des Feuers an dem Gegenstände;

es straft aber schon Vorbereitungshandlungen zur Brandstiftung mit

Arbeitshaus bis zu S Jahren; Art. 378, 379. B eseler, Kommentar S. S24.

und Goltdammer, Mar. II, 648, machen aufmerksam auf die Fälle, wo auch

da« Schwehlen und Glimmen zur Vollendung genügt und als hervorge

brachter Brand (nicht Feuer) anzusehen ist: Entzündung von Stoffen,

welche nur glimmen, wie unterirdische Steinkohlenlager, Magazine von

Tuch-undLinnenwaarenzc. Sachsen, Art. 211.

i Die neuere» Gesetzgebungen haben die Grenze derSachbeschädigung

und der Brandstiftung nicht immer streng festgehalten. Vgl. Mitter-

maier, die Strafgesetzgebung I, S. 165, und zu Feuerbach H. 362, Notel.

s Vgl. B auer, Lehrbuch, 2te Aufl. §. 294.
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nicht jenes Labyrinth geworden sein, aus dessen zahllosen Einzel

heiten, Willkürlichkeiten, Präsumtionen und Widersinnigkeiten man

sich nicht herausfinden kann. So aber hat man ausdrückliche

besondre Satzungen erlassen für das Verbrennen eines Gebäudes,

einer Hütte, eines Schiffes, eines Eisenbahnwagens, eines Wal

des, eines Torfmoores, der Feldfrüchte ?c. Daneben hat man

zahlreiche Unterscheidungen aufgestellt von Gebäuden, die Men

schen zur Wohnung dienen, oder in denen Menschen sich auf

zuhalten pflegen, oder solchen, in denen wirklich Menschen

sind, oder solchen, welche das Feuer Wohnhäusern mittheilen

könnten :c. Preußen stellt gar die zum Gottesdienste be

stimmten Gebäude den Wohnhäusern gleich. Hiermit pflegen

dann die angedrohten Strafen so unbedingt verbunden zu sein,

daß eö auf die wirkliche Gefahr für menschliches Leben gar nicht

ankommt, wenn das Haus nur Stuben hat und zum Wohnen

eingerichtet ist. Die in solchen Bestimmungen verborgenen Prä

sumtionen sind um so verwerflicher, je härter die Strafen sind,

um die eö sich dabei handelt. Ein genügend weiter Strafrah

men und ein verständiges, freies richterliches Ermessen, daS durch

jene Präsumtionen nie ersetzt werden kann, vermag allein, hier

zum Ziele der Gerechtigkeit zu führen. —

Neben der Brandstiftung, welcheDolus voraussetzt, pflegt

die fahrlässige Erregung eines Brandes unter dem Namen der

Feuerverwahrlosnng verpönt zu sein. Schon daS gemeine

Recht strafte die fahrlässige Verursachung eines Brandes arbiträr'.

Die neueren Strafgesetzbücher haben in der Gemeingefährlichkeit

der That einen genügenden Grund zu ausdrücklichen Straf

satzungen gesundend So weit es sich aber hier um ein kulpo

ses Vergehen, und nicht um bloße Vernachlässigung der Vor

schriften der Sicherheitspolizei handelt, muß der Brand wirklich

aus der Fahrlässigkeit entstanden sein. Die. Fahrlässigkeit kann

demnach nicht als Feuerverwahrlosung, sondern nur polizeilich

 

i Wenigsten« „si tsva Ist» culpa kuit, ut luxuria, »ut 6«Io proxima

sit." Q. 11.1). üs inoenckio. Wächter, Lehrb. II, S. S8S fgg. Abegg,

Lehrb. §. 402.

« Vgl. z.B. Württemberg 384. Braunschweig 2l2. Hannover

191. Darmstadt 418. Baden S«2. Preußen 288. Aber auch hier

muß daran festgehalten werden, daß der Brand entweder mit

Gefahr für eine Person, oder mit gemeiner Gefahr für das Ei

genthum verbunden sein mußte.
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behandelt werden, wenn eine Unachtsamkeit mit Brennstoffen

ohne üblen Erfolg geblieben ist. Einen Versuch giebt es ja

bei bloßer Fahrlässigkeit nicht ^.

Die Strafe der eigentlichen Brandstiftung ist schwere,

selbst lebenslängliche Zuchthausstrafe; wenn ein Mensch

durch den Brand das Leben eingebüßt hat, sogar Todesstrafe".

Selbst die uneigentliche Brandstiftung ist mit Zuchthaus

strafe bedroht^. Dagegen bestraft man die Feuerverwahrlo-

sung meistens nur mit dem Gefängniß ^.

§. 205.

Verursachung einer Ueberschwemmung.

Denselben Charakter, wie die Brandstiftung, trägt die Ver

ursachung einer Ueberschwemmung. Nur die verwüstende Natur

kraft ist eine andre.

Grenzt man dies Verbrechen von andren gehörig ab, so stellt

sich folgender Begriff desselben heraus.

Die strafbare Verursachung einer Ueberschwemmung besteht

in der Erregung einer Wassergefahr für die Person Andrer,

oder einer gemeinen Wassergefahr für das Eigenthum.

Es fehlt für diefeg Verbrechen an gemeinrechtlichen Straf

normen.

Das Römische Recht enthalt zwar Strafgesetze wider das

Zerstören und Durchstechen von Wasserdämmen. Sie beziehen

sich indeß nur auf die Nildämme in Aegypten ^. Die 1^. uo.

1 Preußen bedroht die bloße Unvorsichtigkeit mit Feuer unter

den polizeilichen Uebertretungen, und zwar mit Geldbuße bis zu 2«

Thaler,,; §. 347. Davon ist da« kulpose Vergehen der Feuerverwahr-

losungwohl zu unterscheiden.

2 Oesterreich 1K7. Sachsen 2«g (1838, 171), Preußen, Darm-

st «dt 411 und Baden SS8 stimmen für diesen Fall In der Androhung der

Todesstrafe «verein. Baiern 1813, Art. 248; Hannover 183 „.Sachsen

a. a. O. drohen den Tod noch in andren Fällen.

« Der uneigentlichen Brandstiftung droht Preußen Zuchthaus bis zu

1« Jahren, in Z. 286; der eigentlichen zehnjähriges bis lebenlängliches

Zuchthaus.

< Preußen GefSngniß bis zu 2 Jahren; Sachsen (22«) Gefängniß bis

zu2J. oder Arbeitshaus bis z„4J.; Württemberg GefSngniß bis zu 1 I.

oder Geldstrafe bis zu 10« Gulden: Baden Arbeitshaus bis zu 2 I.; Darm-

ftadt Gefängniß oder bis 1«« Gulden. Vgl. Häberlin, Band 2, Seite

3S1, 3S2.

» 1^. 1«. O. Ss «xtraorg. «rim. (47, 11): „lu^eg^pto <zui ekomätä
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OoS. äe I^il! »AAsribus verhängt hier sogar die furchtbare

Strafe des Feuertodes. Diese Strafbeftimmung erklärt sich

aus den eigenthümlichen Verhältnissen Aegyptens zum gesammten

Römischen Staate. Aegypten war die Kornkammer des Römi

schen Reiches. War in Aegypten die Ernte eine gesegnete, so

hatte daö ganze Reich keine Roth; mißrieth die Ernte in Aegyp

ten, so fühlte man dies überall im Reiche. Die Fruchtbarkeit

Aegyptens hing aber von der regelmäßigen Periodicität der Nil

überschwemmungen ab. Wurde daS Austreten des NilwasserS

schon vor der Zeit bewirkt, noch ehe daS Wasser die Höhe der

Nildämme erreicht hatte, so war es um die Ernte des Jahres

geschehen; und dies führte leicht für daS ganze Reich einen Ge-

treidemangel herbei. Daher bezeichnen die Quellen denjenigen,

der die Nildämme durchsticht, als einen Verbrecher, der fast die

Sicherheit deS Römischen Reiches selbst (propeinoäuiil seouri-

tätem ipsius ivaperii) angreife ^.

Da die Gesetze diese Strafbestimmungen ausdrücklich auf

Aegypten beschränken, so konnten sie gemeinrechtlich in Deutsch

land nicht als gültig angesehen werden. Andre gemeinrechtliche

Gesetze waren aber nicht da. Das gemeine Recht hat daher an

dieser Stelle eine Lücke, die freilich da, wo Deichungen nöthig

waren, durch besondre Deichordnungen ausgefüllt wurdet

Diese Lücke des gemeinen Rechts hat durch die neueren

rumpit vet öissolvit (Ki sunt «.AASrss, qul solent aqusm Nilotiesm

eonunere), »ec^us pleotitur extrs, orckinsm, st pro ««nckitions

su», et pro s,6missi mensurs. (jui6äui opsre vublieo »utmetsll«

plsvtuntur." Vergl. ^«ck. LseKmann, <Ie zur« »Agerum, Ltääss

1SS«.

1 l^. uii. tüo6. cks »Ageridus (3, 38): „flammis eo loeo eonsu.

u»tur, in <zuo vstustätis reverenti»m et propemogum ipsius imperii

seonritätsm anpetlerit." Vgl. k'rsoe. 6e ^,iu»?ä, llilus, seu le^.

un. Ooä. äe Mli äAgeridus oon rumvendis, in dessen Observat. iur. Lid.

III., Seneväs I «33, I^ib. III. Läp. 4. I> e re 2 , ?raeleot. »g Lock. I^id. IX.

lit. 38, n. 1 et 2. I^ib. XI. ?it. 28, n. 2. KlsttKägus, g« erimiuldus,

I^ib. 47. tit. S, e^>. 3. n. 1 et 3. KlsnooK, g« srditr. iug. quaest. I^ib.

II. Las. 386. Lremäni, 6s zure eriininali, I^id. II. v»p. 4. srt. 8.

§. 2 sy<z. ?1atner, c^uaestiones de^'ur. «rim. Rom. v. 323 sqc>. Rein,

Seite 343, Nr. 5.

2 Beseler, System des gemeinen Deutschen Privatrechts, Band III

(1855), Seite 18g, Notel. Unter den gemeinrechtlichen Schriftstellern geht

namentlich Martin, Lehrbuch Z. 181, genauer auf die Sache ein. Nach

F e u e r b ach wäre die Verursachung einer Ueberschwemmung gemeinrechtlich

als Damnum injuria ü«,tum zu behandeln; Lehrb. §. 36S. Dies

ist ganz unpassend.
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Gesetzbücher ihre vollständige Ausfüllung erfahren. Alle Ge

setzbücher, mit Ausnahme desjenigen für Württemberg, enthal

ten Anordnungen wider das in Rede stehende Verbrechen. Und

zwar behandeln sie es sämmtlich nach der Analogie der Brand

stiftung'.

Demnach sind folgende Fälle zu unterscheiden:

1) Die absichtlich herbeigeführte Überschwemmung mit Gefahr

für die Person Andrer. Sie entspricht vollkommen der eigent

lichen Brandstiftung. Sie verdient dieselbe Strafe. Vom Preu

ßischen Rechte wird sie ganz ebenso bedroht, nämlich mit zehn

jähriger bis lebenslänglicher Zuchthausstrafe; und wenn

ein Mensch infolge der Überschwemmung das Leben verliert, mit

dem Tode^.

2) Die absichtlich herbeigeführte Überschwemmung mit ge

meiner Gefahr für das Eigenthum. Sie ist der uneigent-

lichen Brandstiftung analog 2.

3) Die fahrlässige Verursachung einer Überschwemmung,

analog der Feuerverwahrlosung und, wie diese, regelmäßig

nur mit Gefängniß zu strafend

ErregtJemand eine Überschwemmung in einem Nothstande,

z. B. indem er zum Schutz seiner selbst und der Seinigen schleunig

einen Damm auf seinem Stromufer anlegt, dadurch aber eine

Überschwemmung des entgegengesetzten Ufers herbeiführt: so

^ Baiern 1813, Art. 254. Oldenburg 2öS. Sachsen 18S8, 18«;

1855,21«. Hannover 1«8 fgg. Braunschweig 203 f. Darmftadt

42«. Baden 5«3f. Thüringen 16S. Preußen 2S«fgg. Oesterreich

behandelt das Verbrechen der verursachten Neberschwemmung als öffentliche

Gewaltthätigkeit; §.85. Vgl, Oesterreich 87, 318, 337, 432.

2 Preußen 29«. Das Preuß. Gesetz fetzt übrigens bei diefer Art ver

ursachter Ueberschwemmung allemal Gefahr für das Leben voraus. Andre

Gesetzbücher gehen sehr ins Einzelne. Hannover z. B. unterscheidet 4 Grade:

1) gemeine Gefahr für Leben und Eigenthum; 2) Gefahr für das Leben

Einzelner und gemeine Gefahr für das Eigenthum; 3) geringere

Gefahr für Leben oder Eigenthum; 4) Gefahr nur für das Eigenthum

Einzelner.

» Vgl. Anmerkungen zum Stfgb. für Baiern (1813), Band II, S. 21«.

Goltdammer, Mat.II, S. 651, N. 2. Preußen: Zuchthaus von 5— 2«

Jahren; ß.231.

4 Auch hier wird von den Gesetzbüchern die Analogie mit der Veranlas

sung eines Brandes durchgeführt. Vgl. HSberlin, Band II, Seite 359,

Preußen droht mit Gefängniß bis zu «Monaten; wenn ein Menfch das Leben

verlor, mit Gefängniß vvn2Monaten bis zu 2 Jahren ;§. 293. Lebensge

fahr oder gemeine EigenthumSgefahr ist auch hier nöthig.



Verbr. geg. d. Gesellsch. Gemeingef. Verbrechen. Ueberschwemmung. 429

bleibt er, nach den allgemeinen Grundsätzen über Nothstand,

straflos. Unter einem Nothstande ist aber nur Gefahr für die

Person zu verstehend Zum Schutze seines bloßen Eigen

thums darf man demnach die Ueberschwemmung nicht verur

sachen. Thut man es doch, so wird man straffällig, wenngleich

die Strafbarkeit hier eine weit geringere ist 2.

> Vgl. den Z. 8S diese« Lehrbuches.

2 Preußen H. 232: „Gegenden, welcher eine solche Ueberschwemmung

vorsätzlich, aber nur in der Absicht verursacht, seinEigenthum vor Gefahr

zu schützen, soll auf GefSngniß nicht unter zwei Jahren erkannt werden."

Daß bei wahrem Nothstande gar keine Strafe eintreten darf, ist anerkannt;

vgl. Temme, Lehrbuch Seite 1060. Oppenhof, Seite 40s, zu §. 232,

Notel.
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Verbrechen gegen den Staat.

§. 206.

Eintheilung.

Ueber die zahlreichen Verbrechen gegen den Staat kann nur

durch ein Verständniß der Gliederung deö StaatsorganismuS ein

Ueberblick gewonnen werden, der dann die Grundlage der Ein«

theilung dieser Verbrechen zu bilden hat.

Der Staat ist eine Person, die, ähnlich lebendigen Personen,

denkt, will, handelt. Von dem Wissen, das auö dem Den

ken entspringt, muß daS Wollen ausgehen; und das Handeln

muß die Ausführung deö dem Wissen entsprechenden Wollens

sein.

Das Wissen zu finden, ist die Aufgabe der gesetzgebenden

Thätigkeit, welche im konstitutionellen Staate dem Staats«

oberhaupte und den Kammern zusteht.

Das Wollen liegt dem sanktionirenden und die höchsten An

ordnungen ertheilenden Staatsoberhaupte ob.

Die Ausführung ist Sache der Verwaltung.

Die Verwaltung aber gliedert sich in vier Hauptzweige:

1) die Finanzthätigkeit, welche dem Leben des Staatsorganis

mus die Subsistenzmittel zuführt; 2) die Polizei, welche den

durch die Finanzthätigkeit gewonnenen Lebensstoff organisch

verarbeitet, ihn in Macht verwandelt, um vermöge dieser

Macht den verschiedenen StaatSzwecken zu genügen;

3) die Rechtspflege, welche die besondren Willen, wenn

sie vom allgemeinen Willen abweichen, in die Uebereinstim-

mung mit dem allgemeinen Willen, dessen Ausführung ja

eben durch die ganze Verwaltungsthätigkeit zu Stande kommen
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und gesichert werden soll, zurückführt; 4) daS Militärwesen,

das den Staat zur Macht nach außen gestaltet, zugleich ihm

aber auch eine höhere Macht nach innen verleihet und in letzte«

rer Beziehung als polizeiliche Hülfsmacht erscheint.

Eine abstrakte Trennung der Thätigkeiten des Wissens,

Möllens und AuSführenS kann allerdings nicht stattfinden. Es

ist die Aufgabe der Politik, die Theilnahme der verschiedenen

Glieder deS Staatsorganismus auch an denjenigen Funktionen

festzustellen, die in diesen Gliedern nicht ihren eigentlichen Sitz

haben. Für die Aufgabe einer Eintheilung der Verbrechen gegen

den Staat ist ein näheres Eingehen auf diesen Punkt entbehrlich.

Nach der ausgestellten Entwicklung stellt sich die Gliederung

des Staatsganzen in folgendem Schema dar:

Staatsganzes.
 

Gesetzgebende Gewalt. Staatsoberhaupt. Verwaltung,

(Wissen). (Wollen). (Ausführen).

Finanz. Polizei. Rechtspflege. Mttitir.

Hieraus ergeben sich drei Klassen der Verbrechen gegen den

Staat:

1) Verbrechen gegen VerwaltungSzweige, d. h. gegen die

Finanz, die Polizei, die Rechtspflege, das Militär;

2) Verbrechen gegen dieKammern und gegen das Staats

oberhaupt;

3) Verbrechen gegen daS Staats ganze.

Nur die Verbrechen der zweiten und dritten Klasse tragen

einen politischen Charakter und verdienen den Namen politi

scher Verbrechen.

Gehen die politischen Verbrechen in Bürgerkrieg über: so muß

der Richter, bei den alsdann vorkommenden gewaltthätigen Hand

lungen, sorgfältig die Grenze der politischen und der ge

meinen Verbrechen im Auge behalten. Diejenigen gewalt

thätigen Handlungen, die durch das Kriegsrecht gestattet

werden, tragen im Bürgerkriege den politischen Charakter.

Jede gewaltthätige Handlung aber, welche die Grenzen des
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Kriegsrechtes überschreitet, ist als gemeines Verbrechen

auszufassen.

Erster Titel.

Gegen Berwaltungszweige.

Außer den Verbrechen von Unterthanen jeder Art erschei

nen in diesem Titel die Verbrechen der Beamten, welche die

Organe der Verwaltungsthätigkeit sind.

Zwischen den Verbrechen von Unterthanen jeder Art und

denen der Beamten stehen die Verbrechen der Bestechung, der

widerrechtlichen Erlangung und Uebertragung eines Am

tes, bei denen auf der einen Seite ein einfacher Unterthan,

auf der andren ein Beamter betheiligt ist.

I.

Von Unterthanen jeder Art.

Gegen die Finanzhoheit.

Z. 207.

Verletzung der Vermögensrechte des Staates.

Die verschiedenen Verbrechen, welche gegen die Vermögens

rechte überhaupt möglich sind, können auch gegen die Vermögens

rechte des Staates begangen werden. In dem letzteren Falle

steigert sich ihre Strafbarkeit, weil sie das öffentliche Wesen

unmittelbar und stärker benachtheiligen. Dieser Grundsatz

muß für die Sachbeschädigung, den Betrug, die Unter

schlagung, den Diebstahl und den Raub in gleicher Weise

festgehalten werden.

Dem Volksbewußtsein ist leider diese Wahrheit an manchen

Orten abhanden gekommen. Das Eigenthum des Staates wird

von Vielen kaum als ein wirkliches Eigenthum angesehen, und

zu den Zolldefraudationen reicht sich mitunter die Bevölkerung

ganzer Gebietstheile die Hand. Eine verderbte öffentliche Mei

nung sieht in den betrüglichen Handlungen gegen das Abgaben
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Wesen des Staates ein „Spiel auf Gewinn und Verlust," bei

dem jeder Dritte die Spieler ungestört lassen müsse und Niemand

den Ausschlag zu Gunsten des Staates geben dürfe ^. Solche

Gesinnung untergräbt nicht blos, waS alle Paschergebiete bekun

den, die Sittlichkeit ganzer Bevölkerungen, sondern sie zerstört

den politischen Gemeingeist, auf dem das ganze Staatsgebäude

ruht.

Der Staat muß hier ein berichtigendes und reinigendes Han

deln auf das Volksbewußtsein ausüben; und die Strafrechts

pflege, innerhalb ihrer Zuständigkeit, hat dabei mitzuwirken.

Das gemeine Recht kann in dieser Lehre nicht zum Vorbilde

dienen. Abgesehen von der Dürftigkeit seiner Bestimmungen, hat

es sich selbst von der Korruption des Volksbewußtseins nicht rein

zu erhalten vermocht; und besonders merkwürdig ist die Erschei

nung, daß man gemeinrechtlich in den Defraudationen gar kei

nen Betrug hat finden wollend

Ohne großen Umfang ist in diesem H. das positive Material:

1) Die Sachbeschädigung wird besonders streng gestraft,

wenn sie öffentliche Denkmäler, oder die dem Publikum zum

Genuß und Gebrauch anvertrauten, eben deshalb der

Oeffentlichkeit übergebenen Gegenstände getroffen hat^.

2) Defraudationen der Zölle und Steuern sind von

den allgemeinen Strafgesetzbüchern und von der allgemeinen

Strafrechtswissenschaft ausgeschlossen ^. Ein gemeines Recht hat

sich hier nicht gebildet. Nur pflegt man, als gemeinrechtlich, den

1 Vgl. Schleiermacher, christliche Sittenlehre, herausgeg. von Jonas,

1843, Seite 2S5.

2 Temme, Lehre vom Betrüge, Seite 7«. Heffter, Lehrb. §. 538,

Note 3.

« Vgl. die schon früher angef. Gesetze über Vermögensbeschä

digung. Auch Baiern 181S, 434, 383; Sachsen 1838, 283; Sachsen

18SS, 33«; Württemberg 3S«; Braunschweig 211; Hannover 3«7z

Darmstadt 424; Baden S71; Thüringen 282, 283; Oesterreich 31S—

319. Preußen straft, nach §.282, mit GefSngniß nicht unter l4Tagen„

unter Umständen selbst mit zeitiger Aufhebung der Ehrenrechte, denjenigen,

der Gegenstände der Verehrung einer im Staate bestehende» Religionsgesell

schaft, oder Sachen, die dem Gottesdienste gewidmet sind, oder Grabmäler,

öffentliche Denkmäler, Gegenstände der Kunst, der Wissenschaft oder des Gewer

bes, welche in öffentliche» Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich

ausgestellt sind, oder Gegeustände, welche zum öffentlichen Nutzen oder zur Ver

schönerung öffentlicher Wege oder Anlagen dienen, vorsätzlich zerstört «der

beschädigt.

s Uoru (?rs,os. Nartini), 6e mervibus illioitis, vulgo „Oontre-

bimSs," Vit. 1684. Bopp, im Rechtslerikon, Band III, Seite 264 fgg.

Bern», Strafrechr. W
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aus dcm Römischen Rechte stammenden Satz anzuführen, daß

Defraudation der Ein-, Durch- und Ausgangszölle die

Konfiskation der gepaschten Waaren nach sich zieht^.

3) Zahlreiche Beeinträchtigungen der nutzbaren Rega

lien finden ihre Bestrafung nach besondren Gesetzen, deren

Behandlung der allgemeinen Strafrechtswissenschaft wiederum

nicht angehört^. Die Verletzungen des Münz reg als werden

in den folgenden H§. abgehandelt werden.

4) DaS Römische Recht, welches im lurtuiu gemeiniglich ein

bloßes Privatdelikt, also kein Delikt von öffentlichem Interesse

sieht, konnte diese Auffassung bei demjenigen i?urtuiu, welches

gegen das Staatsvermögen gerichtet war, unmöglich festhalten.

Es hebt daher den Pekulat, d.h. den Diebstahl am Staats

vermögen (peouuia publica), als ein Oriiueu publicum her

aus 2. Hatte ein einfacher Unterthan dies Verbrechen verübt,

so trat Deportation ein^; hatte es ein Beamter begangen, so

traf diesen und alle Theilnehmer die Todesstrafe''. Diese Be

stimmungen sind zwar in das Deutsche Recht nicht übergegan

gen; wohl aber ist nicht blos dem gemeinen Rechte, sondern

auch den neueren Gesetzbüchern der Grundsatz der höheren

Strafbarkcit der gegen das Staatsvermögen gerichteten Diebstähle

und Unterschlagungen geblieben". Einer besondren Anordnung,

1 Z^,. II. §. 2, 14. O. 6e pudlieanis et vsetig«,!. Vgl. R. A. v.

1671. I,. 5. ö«6. 6s veetig»Iibus. Ueber die Römische Auffassung t!t.

O. 6s pud>. Das Kanonische Recht kümmerte sich nur um die kirchlichen

Zehnte»; «. 5, 6. X, 6s 6seiivis, Für das Deutsche Recht: Commcrzienord-

nung vom 8. Juni 170S, Art. I«. Vgl. auch schon 8sp. I. 23. et I. 3.—

LeKiltsr, prsxis iuris liornäui, sxsrsit. 42. S. 61—7«. Wächter, Lehrb.

II, Seite 60«, §. 249. Heffter, Lehrb. §. 538.

2 Vgl. die verschiedene» Post-, Berg- ,c. Ordnungen. Allg. Preuß.

Landr. II, 2«. §. 22g fgg.

« k'eeuniä publies heißt schlechtweg das Staatsvermögen im

weiteren Sinne, nicht blos Geld, sondern auch Sachen (rnonuirieutä, tru-

rnsuwui, Oie. Verr. I, 4). Rein, Seite 672.

4 Z. 9. Inst. 6s publ. ju6. 1^. 3. O. K. t. ^. v. 6. Ltrssten, 6e lege

^uli», 6e peeul., I^u^6. Lät. 177S. ?. 8. L»Kv, 6s erimins peeul., »6

eoli«!>iän6«, izuae sibi vi6sutur «bstsre respous» Klsreisni et k'äpiuisui,

Lsi6slb. 1812.

« 1^,. uo. O«6. 6s «rilnins peeul. O«6. 1'Ke«6. »6 leg. >IuI. rsp. Vgl.

Wächter, Lehrb. II, S. 337 fgg. Roßhirt, Gesch. und Systemiii. Seite

I93fgg. Abegg,Lehrb. S.483, 484. Marezoll, Lehrbuch Seite 497.

« Martin, §. 160. Das Bairische Strafgesetzbuch 1813 bestimmt, daß

eine Entwendung von öffentlichen Geldern und andren dem Staate zugehören-

den Gütern als ausgezeichneter Diebstahl gestraft werden soll. Verkürzun

gen des Staates in den Regalien, Abgaben, Gefällen haben die Strafe
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welche der Pekulat zu einem öffentlichen Verbrechen erhöbe,

bedarf es vom heutigen Standpunkte gar nicht, da der Dieb,

stahl gegenwärtig regelmäßig als Crimen publicum behandelt

wird. >

Z. 208.

Münzverbrechen.

Das Recht zur Ausgabe des allgemeinen Tauschmittels, des

Geldes, ist ein Hoheitsrecht, das einen Bestandtheil der Finanz

hoheit des Staates bildet.

Wenn dem gemäß den Münzverbrechen ihr Platz unter den

Verbrechen gegen die Finanzhoheit angewiesen wird, so darf dies

doch nicht zu einer einseitigen Auffassung verleiten. Durch die

Münzverbrechen wird nicht blos die Finanzhoheit deö Staates,

sondern es werden dadurch meistens auch Privatleute, und es

wird namentlich das Verkehr treibende Publikum verletzt oder

gefährdet. Bei dem mächtigen Aufschwünge des Verkehres, in

der neueren Zeit, ist die Bedeutung des Münzverbrechens als eines

Verbrechens gegen das Verkehrsleben, gegen öffentliche Treue

und Glauben, immer entschiedener in den Vordergrund ge

treten. Will man diesen Gesichtspunkt zum maßgebenden erhe

ben, so gebührt den Münzverbrechen der Platz neben der Maß-

und Gewichtsfälschung, unter den Verbrechen gegen das

Verkehrsleben. Es darf aber nicht außer Acht bleiben, I) daß eS

der Staat selbst ist, der den Münzen durch sein Gepräge ihren

Kredit giebt, und daß demnach die Münzverbrechen den eigenen

Kredit des Staates angreifen; 2) daß der Staat selbst, um

seinen Kredit aufrecht zu erhalten, bei vorkommenden Münzver

brechen oft, durch Einlösung des falschen Geldes, beträchtliche

Verluste auf sich nehmen muß; 3) daß zwar in kleineren Staa

ten das Münzrecht für den Staat eher eine drückende Last, als

ein nutzbares Regal ist; daß aber überall das Münzrecht den

Charakter eines unentbehrlichen Hoheitsrechtes des Staa

tes behält i.

des Hiräärupluiu zur Folge; Art. 349, 432 fgg. Dle meisten neueren Gesetz

bücher sehen darin, daß die entfremdete Sache eine öffentliche ist, einen Er-

schwcrungsgrund; so das B airische Gesetz von 1816, Art.2; das Badi

sche Gesetzb. ss. 33S, das Großh. Hessische §. 364. — Vgl. Württemberg

323, H a n n o v er 287, Nr. 8 und S, B r a u n sch w ei g 2IS.

i Die Rechtslehrer stellen die Münzverbrechen bald schlechtweg unter die

28*
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Die Römer zogen die Fälschung von Münzen unter die I^ox

Ooruelis, 6e lalLis^. Seit Konstantin wird auf die Ver

letzung des Hoheitsrechtes ein so starkes Gewicht gelegt, daß man

gewisse Münzverbrechen als Majestätsverbrechen behandelt^.

Daneben hebt Konstantin noch ein besondres Oriruen lalsae mo-

netae hervor ^.

In Deutschland erhielt sich lange die aus dem Römischen

Rechte herüber gekommene Auffassung des Münzverbrechcns als

eines Majestätsverbrechens 4. Der Sachsenspiegel und

der Schwabenspiegel drohen mit Strafen zu Hals und Hand ^.

Die Karolina erwähnt der Münzverbrcchen im Art. III, der

den Uebergang zu den Fälschungen bildet. Der genannte Ar

tikel handelt von der Münzfälschung und von der Anmaßung

des Münzregales «. Eine Reihe späterer Reichsgesetze bedroht

außerdem verschiedene Störungen des Geldkurses

Fälschungen, bald unter die Verbrechen gegen Treue und Glauben, bald

unter die Verbrechen gegen die Finanzhoheit. Jede dieser Stellungen hat

eine gewisse Berechtigung; das Wesentliche bleibt nur, daß man über der ge

wählten Stellung die Berechtigung der andren nicht verkenne. Ucber die ver

schiedenen Ansichten in diesem Punkte: Wächter, Lehrb. II, Seite 242, 243;

und Temme, Lehrbuch des Preuß. Straft. Seite 77« a. E. — Vgl. überhaupt:

8tr^«K, cls tsmsrstoribus ^juris i»olletk>,n6i, Hai. 1697, in dessen Orior.

Vol. VII. N«. XV. O. <Z. ?rerieks, 6g «imioe «iresmoaetäs, se sps>

eis,tim 6e «nLumoisivus esrum, Llrouiug. 1736. >I. Ii. Lugsu, 6« 6e>

liotis moustsriis, ^e». 175«. Derselbe,Oiss. <Ie f«,Is« nummari« st s«I« et

oum usurpätiovszuris moi>gt»nÄi o«il^»neto, ^sn. 175«. 'I'raug. I'K«-

inasius, I?roAr. 6e dsliotis st posois «ireu mo»st«,s Koctieruas, I^ips.

1772. Kleinschrod, «on Münzverbrechen nach allgemeinen und positivrccht-

lichen Grundsätzen, im Arch. des Kr. Band IV, S. 141 fgg. Hepp, im Archiv

des Kr. XIV, Seite 335 fgg.

1 ?. ^1. Kls,rperAsr, gs mousts, eu^»8 kaisa imitatio ete. , I^ips.

1734. OronsberAsr, <Is re monetsll et deliot. mouetäl., I'rsj. 1838.

Wächter, Lehrb. II, S. 241. Abegg,S.574. Roßhirt, Geschichte und

System III, S. 27 fgg. — Die Strafdrohungen Sulla's finden sich l>»ull. V.

2S. und 8 st 9. 0. »ä leg. O«ru. cke tslsis. Die Stelle «on Paullus lautet:

„I^eg« Ooruelis, tssts,iusntäriä tsnstur, <^ui numuios »ureos, arsen-

teos »äultsraverit, lavsrit, eootlavsrit, ovrruperit, vitis,verit, vultuve

prineipum siAnstsin movstäm pi s,stsr uäulteriliäm rcprodäverit. II o -

nestiores — 6eportävtur, Kumiliorss in mstalluiii ösmrläiitur,

s,utiu «rueei» tolluntur. öervi autem post sämlssuiu lllsnumissi es-

pite puuiuntur."

2 I.. 1. Log. l'Keock. Ss falsa monet».

» OoS. üb. IX. tit. 24. gs kslsämoiiet«,. Vgl. Rein, Seite 786.

^ H e n k e , Geschichte des Deutsch, peinl. Rechts, Th. I, S. 2S1 .

» 8sp. II. 26. 8eKv?sp. (Laßb.) 133. 192. 192 e. 363.11. Roßhirt,

Geschichte und System, Th. II, S. S6. Eichhorn, Rechtsgesch. Band II,

§. 379.

° P. G. O. Art. III. „Straf der Münzfälscher und dero, so ohn habend

Freiheit münzen."

? R. A. von 1566, z. 147—176. R. A. von 157«, Z. 12« fgg. Reichs-
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Da man in früherer Zeit Papiergeld nicht kannte, so setzen

die gemeinrechtlichen Gesetze sämmtlich Metallgeld voraus.

Fälschungen von Papiergeld werden deshalb gemeinrechtlich

nach den allgemeinen Gesetzen über Fälschung behandelt. DicS

ist zwar den wahren Grundsätzen über die beschränkte Berechti

gung der Analogie im Strafrechte entsprechend, verletzt aber gröb

lich die Natur der Sache, welche bei Fälschungen von Papiergeld

ganz dieselbe ist, wie bei Fälschungen von Metallgeld ^.

Noch in andren Richtungen ist die gemeinrechtliche Gesetzge

bung über Münzverbrechen völlig veraltet und für die heutigen

Verhältnisse unbrauchbar geworden. Dies gilt namentlich für

die gemeinrechtlichen Bestimmungen über die Störungen des

Geldkurses und über die Anmaßung des Münzrechtes.

1) Störungen des Geldkurses.

Das Mittelalter hatte keinen Ueberfluß an baarer Münze

und kannte die modernen Surrogate derselben nicht. ES traten

Stockungen des Verkehres ein, weil der Münzbedarf (d. h. die

Summe der zu leistenden Zahlungen) größer war, als der Münz -

vorrath. Deshalb war die Gesetzgebung darauf bedacht, einer

seits den Abfluß der Münze in's Ausland, andrerseits den

Untergang der Münze im Jnlande zu hindern. DieReichs-

gesetze verbieten das Ausführen guter inländischer Münzen,

nicht minder das Zerbrechen oder Einschmelzen von Gold-

und Silbermünzen, ohne besondre Erlaubniß der Behörde. Die

Uebertretung dieses Verbotes wurde mit Konfiskation des

Objektes des Verbrechens und mit einer arbiträren Strafe

geahndet ^.

Von einer Strafe an Leib und Gut sollte derjenige getroffen

werden, der fremde verrufene Münzen in der Absicht ein

führte, sie im Jnlande in Umlauf zu setzen ^.

Gegenwärtig geht man davon aus, daß Jeder mit seinem

Gelde ebenso frei schalten könne, als mit seinem übrigen Eigcn-

thum. Von einer Bestrafung des Zerstörens, namentlich des Ein

schmelzens von Münzen ist daher nicht mehr die Rede. Die

schluß vom S. Septbr- 16S7. Münzedict von 1759. Abgedruckt in Gerst-

lach er' s Hcmdb. der Deutsch. Reichsgesetze Theil IX.

1 Wächter, Lehrb. Band II, Seite 244, Nr. 14.

2 SosKiner »ä Oarpso v. Hu. 43. Obs. 5. LosKmsr s,Ä»rt. III

OOO.ß. 11. Quistorp, §. 166. Kleinschrod, im Archiv a. a. O. z. 18.

s LoeKmorallurt. III. OM.Z. 12. Quistorp, §. 1S1.
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Zerstörung von Metallgeld bringt dem Staate keinen Ver

lust; die Zerstörung von Papiergeld bringt ihm Gewinn.

Es muß ferner gegenwärtig für eine Folge irrthümlichcr An

sichten erklärt werden, wenn man den Uebergang der Münze in

das Ausland hemmen will. Es könnte diese Hemmung vielleicht

vorübergehend, bei augenblicklichen Krisen des Staatskrcdites,

gerechtfertigt erscheinen, wiewohl selbst dann noch die Erfolge

einer solchen Maßregel immer problematisch bleiben; aber unbe

dingt ist es ungehörig, in ruhigen Zeiten die Ausführung der

Münze beschränken zu wollen.

Das Bedürfnis, dazu kann ohnehin gegenwärtig nie so

lebhaft werden, als im Mittelalter. Man bedarf jetzt zum Ge

schäftsverkehr, besonders zum Verkehr mit dem Auslände, einer

weit geringeren Münzmasse als früher, weil die Kreditver-

hältnifse zu einer weit größeren Vollkommenheit gelangt sind.

Der Kredit ist es, der im heutigen Weltverkehr die Stelle der

Münze vertritt. Man macht die großen Kaufgeschäfte des Welt

handels nicht mehr durch Baarsendungen, sondern durch Wech

sel und durch Abrechnungen, wobei dann keine größere Quan

tität Münze nöthig ist, als es die Ausgleichung der oft bei den

größten Geschäften höchst geringfügigen Differenz erfordert. Dazu

kommen die zahlreichen modernen Kreditpapiere, die die Stelle

des baaren Geldes vertreten und einen großen Theil der Münze

für den Verkehr entbehrlich machen. Dazu kommt endlich auch

der Umstand, daß der Geldumlauf bei uns weit lebhafter

ist, als er es im Mittelalter war. Je öfter aber die Münze aus

einer Hand in die andre übergeht, desto geringer wird der Münz

bedarf. Die Schnelligkeit des Münzumlaufes hat die einfache

Folge, daß man die Münzmasse nicht in dem Maße zu vermehren

braucht, als die Zahl und der Umfang der Geschäfte wüchset.

Ein Geldstück, das mit doppelter Geschwindigkeit umläuft, hat

für den Verkehr den Werth von zwei Geldstücken; und ein Geld

stück, das gar nicht umläuft, ist für den Verkehr gleich null.

Die Reichsgesetze, indem sie die Münzausführung verbieten,

gehen zugleich davon aus, daß der Nationalreichthum in der

Masse des im Lande befindlichen Geldes bestehe. Diese

Ansicht ist durch die Erfahrungen und durch die wissenschaftlichen

Deduktionen der neueren Zeit in ihrer völligen Nichtigkeit aufge

deckt worden.



Verbreche» gegen Vcrwaltungszweige. Miinzvcrbrcchen. 439

AuS diesen Gründen hat die Ausführung von Münzen

in den neueren Gesetzbüchern ebenso wenig einen Platz fin

den können, als das Einschmelzen von Münzen.

Etwas anders steht es um die Einführung verrufener

Münzen. Hat der Staat gewisse Geldsortcn (sei eS Metall

geld, oder sei es, was in neuester Zeit öfter vorgekommen ist,

Papiergeld) verboten: so kann die Übertretung des im In

teresse der Sicherung des inländischen Publikums ergangenen

Verbotes auch für strafbar erklärt werden. Manche Gesetzbücher

haben daher die Einführung verrufener oder verbotener Münzen

allgemein unter Strafe gestellt'. Andre begnügen sich damit,

die zum Zweck der Verbreitung erfolgte Einführung falschen

oder verfälschten Geldes aus dem Auslande zu bedrohend

S) Anmaßung deS Münzrechtes.

Stände das Münzrecht bloßen Privatleuten zu, so würde

das Publikum keine völlige Sicherheit dafür haben, daß der

Nominalwerth der Münze dem Realwerth gleichkomme; und die

ser Zwekfel würde den Kurswcrth deS Geldes drücken, oder

dasselbe vielleicht ganz außer Kurs bringen. Diese Uebelstände

hören auf, sobald das Geld von einer Firma ausgeht, die vollen

Kredit in Anspruch nehmen kann: und eine solche Firma ist der

Staat.

Dies ist auch in Deutschland nie verkannt worden. Das

Münzrecht war ein kaiserliches Reservatrecht. Zum Unheil

Deutschlands kam aber allmälig dies Recht in sehr zahlreiche

Hände, bald durch Verleihungen, bald aber auch durch An

maßungen, die der abgeschwächten kaiserlichen Gewalt gegenüber

manchem Reichsstande oder Reichsunmittelbaren sehr wohl aus

führbar erscheinen konnten. Die Karolina bedroht nun, im Art.

111, denjenigen mit einer Strafe an Leib und Gut, der „ohn

habend Freiheit" münzet oder münzen läßt 2.

Heutigen Tages hat der Staat nicht zu fürchten, daß sein

Hoheitsrecht ihm durch eine solche „Anmaßung" streitig gemacht

werde. Die Anfertigung von Münzen durch Unbefugte wird

1 Baiern 1813, Art. 431. Hannover 203, IV. Darinftadt 213,

214. Oldenburgs«. Vgl.ReichsmünzordnungvonlSSS,z.lLlfgg.

Münzedikt »on 17SS, Nr. 6.

2 Preußen §. 122. Vgl. Goltdammer, Mar. II, S. 218 fgg. Vgl.

auch Stfgb. §. 121.

s Marezoll, Seite 3«3, Note 3.
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daher immer als Falschmünzerei behandelt werden können,

namentlich da zu der Falschmünzerei eine Unvollwichtigkeit

oder ein unechtes Schrot und Korn der angefertigten Mün

zen gar nicht erforderlich isN.

Z. 209. '

Münzverbrechen. Fortsetzung.

Vom heutigen Standpunkte aus muß man drei Haupt

arten der Münzverbrechen unterscheiden: 1) dasFalschmünzen,

d. h. die Nachmachung echter Münzen; 2) die Münzver

fälschung, d.h. die Veränderung echter Münzen, sei es durch

Verminderung ihres Gehaltes, sei es durch täuschende Beilegung

des Scheines eines höheren Werthes; 3) die Verausgabung

falscher oder verfälschter Münzen, mit dem Bewußtsein der Un-

echtheit derselben.

Der allgemeine Thatbestand dieser Verbrechen erfordert

als Gegenstand

Metallgeld, Papiergeld, oder Kreditpapiere. '

Die gemeinrechtliche Beschränkung der Münzverbrechen auf

Metallgeld wurde schon vom gemeinen Rechte selbst als eine

so große Ungehörigkeit erkannt, daß manche gemeinrechtliche

Juristen die Schranken der gesetzlichen Bestimmungen zu durch,

brechen und den Begriff auf Papiergeld auszudehnen wagten ^.

Diese Ausdehnung ist von allen neueren Gesetzbüchern bestätigt

worden 3. Ja die gesteigerten Forderungen des neueren Geschäfts

verkehrs haben sogar eine Ausdehnung des Begriffes der Münz

verbrechen auf Kreditpapiere, die als geldähnliche Tausch

mittel gelten, herbeigeführt. Zu solchen Kreditpapieren rechnet

man nicht blos die vom Staate, sondern auch die unter öffent

licher Autorität von Privatpersonen oder Korporationen

und Gesellschaften ausgegebenen, auf den Inhaber lau

tenden Schuldverschreibungen; also z.B. Bankaktien und Bank-

1 Gemeinrechtlich ist dies streitig; noch jetzt findet für das gemeine

Recht die Anficht Vertreter, daß die schweren Strafen der Münzfälschung oder

Falschmünzerei auf diejenigen Personen nicht anwendbar seien, die zwar un

echte Münzen, aber doch Münzen von richtigem Gehalt, angefertigt ha

ben; vgl. Marezoll, Seite 304, Note 1. Nach den neueren Gesetzbüchern

ist aber kein Zweifel mehr möglich; »gl. den folg. Z.

2 So Kleinschrod,Arch. Band IV, §.4; Grolmann, §. 322; Titt

mann, Handb. Band II, Z. 28g; Bauer, Lehrb. §.300.

s Vgl.Häberlin, Band IV, Seite 2S8.



Verbrechen gegen Vcrwaltungszweige. Münzverbr. Fortsetzung. 441

noten, Eisenbahnaktien, auch die ZinS- oder Dividendenscheine

der auf den Inhaber lautenden Kreditpapiere, da diese Scheine

ebenfalls auf den Inhaber gestellt und dadurch zum geldähnlichen

Tauschmittel geeignet sind

Den in einigen älteren Gesetzbüchern noch festgehaltenen Un

terschied von inländischen und ausländischen Münzen oder

Kreditpapieren haben die späteren Gesetzbücher fallen lassen. Für

den Thatbestand der Münzverbrechen kommt demnach Nichts mehr

darauf an, ob das Geld oder die Kreditpapiere, welche nachge

macht oder verfälscht, oder von denen Nachbildungen oder ver

fälschte Eremplare ausgegeben worden sind, dem Jnlande oder

dem Auslande angehören. Ja das Bewußtsein einer weit über

die Staatsgrenzen hinausgehenden Solidaridät in den Kreditver

hältnissen ist so sehr entscheidend gewesen in den neueren Bestim

mungen über diesen Gegenstand, daß die Richtung dcS Ver

brechens gegen den eigenen Staat nicht einmal mehr als

StraferhöhungSgrund hervorgehoben wird ^. Nur stellen

einige Gesetzbücher die Bedingung, daß das Geld oder das Kre

ditpapier im Lande Kurs haben müsset andre nehmen auch

hiervon Abstand ^.

Der allgemeine Thatbestand dieser Verbrechen erfordert ferner

die Absicht der Verausgabung.

Diese Absicht ist wesentlich. Sie zu präsumircn, widerspricht

den allgemeinen Grundsätzen. Allerdings wird nicht leicht Je

mand die unendlich mühsame Arbeit des Falschmünzens in andrer

Absicht, als der der Verausgabung, vornehmen. Es wird daher

diese Absicht regelmäßig ex re geschlossen werden können. ES

wäre aber eine schwere Ungerechtigkeit, denjenigen den harten

Strafen eines Falschmünzers zu unterwerfen, der in der That

eine ganz andre Absicht hegte, z. B. die Absicht, durch genaue

1 Sachsen 1838, 214. Sachsen 1855, 32S. Preußen §. 124. Oester-

relch106. Hannover 205. Braunschweig 13«. Thüringen 267.

2 Oesterreich 118, 106; Sachsen 1855, 32«fgg.; Sachsen 1838,

268 fgg,; Preußen 121; Hannovers«; Darmstadt 204; Thüringen

26« machen gar keinen Unterschied zwischen dem inländischen und dem auslän

dischen Gelde. Württemberg 206,207, 20» und Baden §. 517 fgg. strafen

die Fälschung und Verfälschung ausländischen Geldes milder.

« So Baiern 1813, Oldenburg, Württemberg, Hannover,

Darmstadt, Baden. Anders aber Oesterreich, Preußen, Sachsen,

Braunschweig, welche diese beschränkende Bedingung nicht kennen.

«Vgl. Note 3.
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Nachbildung einer Münze eine Probe seiner Kunstfertigkeit abzu

legend Höchstens dürfte der Staat durch eine besondre Be

stimmung die ohne Absicht der Verausgabung erfolgte Nachbil

dung von Geld, als eine unbefugte und gefährliche Handlung,

mit leichter Geld- oder Gefängnißstrafe bedrohen^.

Verschieden wird die Frage beantwortet,

wann bei dem Falschmünzen und bei der Münzver

fälschung der Zeitpunkt der Vollendung anzunehmen

sei?

Gemeinrechtlich wird von vielen Rcchtslehrern die Forderung

gestellt, daß die gefertigten Münzen wenigstens zum Thcil aus

gegeben sein sollend Das Württembergische Strafgesetzbuch

schließt sich dieser Auffassung an^; fast alle übrigen neueren

Gesetzbücher erklären dagegen die dolose Anfertigung für aus

reichend. Dies Letztere ist in Wahrheit das Richtige. Denn es

handelt sich hier um eine Fälschung, nicht um einen Betrugt.

Anders verhält es sich bei der Verausgabung falscher

oder verfälschter Münzen. Sie trägt die Merkmale einer

betrügerischen Handlung. Sie wird daher auch' erst mit der

erfolgten Ausgabe vollendet^.

Für jede der drei angeführten Hauptarten der Münzverbrechen

sind nun abgesondert noch folgende Bestimmungen zu merken:

1 Gewöhnlich ergiebt sich die Absicht der Verausgabung schon aus der

Menge der angefertigten Münzen, aus der Heimlichkeit der Anfertigung

u. f. w. Vgl. Tittmann, Band II, Seite 127.

2 EinesolcheStrafdrohung enthSltdasStfgb. Sachsens. !855,Art.325.

« Diese Forderung sprechen aus Kleinschrod a. a. O. §. 3, Quistorp,

§. 1S1, Kleistvr, inden?ririe. Zur. «rira. §. 311, Tittmannn, II, S. 12S

und einige Neuere.

^ Württemberg 206: „Wer — Münzen, welche im Königreiche Kurs

haben, — nachmacht und in Umlauf setzt " Vgl. auch Sachsen 1855,

Art. 2«8: „Wer —Geld — nachmacht, und dasselbe als Geld — aus-

giebt."

s Damit stimmt auch der Wortlaut des Art. Iii der P. G. O. überein:

„Welche falsche Münze machen oder auswechseln, oder ausgeben."

Luden, vom Versuche, »erlangt S. 432 zurVollendung gar, daß die Münze

von dem Andren als echt angenommen wurde. Dies ist folgerecht,

wenn man den Begriff des Betruges zu Grunde legt. Man pflegt sich aber

in den Widerspruch zu verwickeln, die bloße Fälschung »och nicht als Vollendung

anzusehen, dagegen an den Versuch der Ausgabe schon die Strafe der Voll

endung zu knüpfen. Für »ollendeten Betrug ist dies zu wenig, für vollendete

Fälschung ist es schon zu viel.

° Baiern 428, Oldenburg 457. Sachsen 18S8, 272, 273. Sachsen

1855,324,327. Württemberg 20« und 21«. Braunschweig 129. Han

nover 2«3, 1, III. Darmftadt 213-215. Baden 512, 516, 52«, 527.

Thüringen 2S4. Preußen 123.
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1. Falschmünzen (auch Münzfälschung im engeren Sinne

oder Falschmünzerei genannt).

Zum Falschmünzen gehört, daß echtes Geld (Metallgeld,

Papiergeld, Kreditpapiere) nachgemacht, mithin daß falsches

Geld angefertigt worden sei.

Der Thatbestand heischet demnach die THZtigkeit des Anfer

tigens und, als Ergebniß der Thätigkeit, falsches Geld.

Ob die Anfertigung durch Gießen oder Prägen bewirkt

wurde, ist für den Thatbestand unerheblich; doch wird das

Prägen strenger gestraft

Falsch ist das Geld nicht bloS dann, wenn es im Gehalte

dem echten nachsteht, sondern schon in demjenigen Falle, wenn

eS nicht vom Staate, oder nicht von den ermächtigten

Privatpersonen, Gesellschaften oder Korporationen an

gefertigt worden ist, mag es immerhin den vollen Metallwerth

des echten Geldes habend

Diejenigen Gesetzbücher, die zur Vollendung des Verbrechens

eine Verausgabung des falschen Geldes fordern, müßten folge

recht die Strafe zunächst nach der Menge des verausgabten

Geldes bemessen 2. Man sieht aber regelmäßig zuerst auf die

Quantität und Qualität des angefertigten GeldeS; man

straft höher, wenn eine größere Menge und wenn eine werth

vollere Geldforte gefertigt worden ist. Sodann zieht man

die Menge des bereits verausgabten Geldes in Betracht.

Einen wichtigen Ausmessungsgrund bildet daneben der Grad

der Aehnlichkeit der falschen mit den echten Münzen, da mit

der größeren Aehnlichkeit sich die öffentliche Gefahr des Verbre

chens steigert 4.

Die gesetzliche Strafe des Falschmünzens ist nach gemeinem

1 So Hannover 201, wo das Prägen eine besondre höhere Stufe, über

dem Gießen, bildet. Ebenso Baiern 1813, Art. 342, 343-, Oldenburg

347, 348.

2 Hierin steckt also auch die s. g. Anmaßung des Münzrechts. Be-

seler,Komme»tar, S.283, III. Goltdamm er,'Mat. II, S. 204. Temme,

Lehrbuch S. 774. Oppenhof, Seite ISO.

s Dies müßte folgerecht auch Sachsen 1855, nach Art. 32«; doch will

Krug das Gegentheil

^ Die sämmtlichen Strafabstufnngs - und Strafausmessungs-

qründe der neueren Gesetzbücher sucht aufzuzählen Häberlin, Band IV, S.

2«4 fgg.
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Rechte der Feuertod Von den neueren Gesetzbüchern

wird Zuchthaus bis zu 10, 15, selbst bis zu 20 Jahren, und in

den geringeren Fällen Arbeitshaus gedroht^.

Die Konfiskation der zum Falschmünzen gebrauchten

Werkzeuge und Materialien, jedoch nur zum Nachtheil

der Schuldigen, folgt schon auS den allgemeinen Grund

sätzen des Strafrechts. Manche Gesetzbücher ordnen sie noch

ausdrücklich an 2. Wer ohne Betheiligung an dem Verbrechen,

in redlicher Absicht, Materialien zur Ausführung des Verbrechens

hergab, hat Anspruch auf Ersatz ^.

Wegen der großen Gefährlichkeit des Verbrechens, so wie

wegen der Unmöglichkeit, daß die Obrigkeit selbst alle Zahlungen

Aberwache und überall selbst das falsche Geld ausspüre, wird ge

meinrechtlich bei der Falschmünzerei die Nichtanzeige streng

gestraft und dieDenunciation belohnt^. Auch die neueren

Gesetzbücher verpflichten zur Denunciation.

2. Münschverfälschung.

Die Münzverfälschung wird entweder dadurch begangen, daß

man echtem Gelde etwas von seinem Gehalte benimmt (Be

schneiden, Abfeilen), oder dadurch, daß man demselben das An

sehen eines höheren Werthes giebt (Versilbern, Vergolden).

Der letztere Fall trägt entschiedener das Gepräge der Fälschung

als der erstere; der erstere aber ist gefährlicher und kommt häusig

in der Form des Gewohnheitsverbrechens vor. In »bLtraot«

kann weder der erstere, noch der letztere als strafwürdiger bezeich

net werden. Doch pflegen die Gesetzbücher einen bedeutenden

1 P. G. O. Art. 111. Diese Strafe kam schon früh außer Gebrauch;

Wächter, II, S.248fgg.

2 Das ältere Oesterreichische Strafgesetz«, läßt, unter erschwerenden

Umständen, schweren Kerker bis zu zwanzig Jahren eintreten. Unter de»

späteren Gesetzbüchern ist am strengsten Darmstadt, das Zuchthaus bis zu 16

Jahren zuläßt. Württemberg, Hannover und Preußen gehen b,s zu

15 Jahren. Die übrigen Gesetzbücher sind milder. Sachsen 1855 will Ar

beitshaus bis zu zwei oder Zuchthaus bis zu zehnJahren.

s So Württemberg, Hannover, Darmstadt, Baden. Vgl. P.

G.O.Art. Iii.

4 Folgt aus den allgemeinen Grundsätzen des Civil- und des Kriminal-

rcchts. Vgl. die in Note 3 angeführten Gesetzbücher, die dies ebenfalls aner

kennen.

s Wer die Anzeige des ihm bekannt gewordenen Verbrechens unterläßt,

den trifft nach gemeinem Recht die Strafe eines Theilnehmers, während der

Denunciant ein Drittel der zu verhängenden Bermögensstrafe

erhält. I.. ». §. 1. 0. 6« 1««s vorn, ck« Lais. R. M. O. von 155S, §.

1«2 fgg-
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Unterschied in der Bestrafung zu machen. Sie strafen nämlich

die Beilegung des Scheines cineS höheren WertheS ähnlich

der Falschmünzerei, mit Arbeitshaus, selbst mit Zucht

haus; wogegen sie die Verringerung des WertheS echter Münzen

nach Analogie des Betruges behandeln, deshalb nur die

Strafen des Betruges anordnen und auch, wie cS der Begriff

des Betruges fordert, die Verausgabung der beschnittenen oder

abgefeilten Münzen zum Merkmal des Deliktes machen ^.

3. Verausgabung falscher oder verfälschter Münzen.

Soll die Verausgabung falscher oder verfälschter Münzen

strafbar sein, so ist allemal das Bewußtsein der Falschheit der

Münzen nöthig.

Im Uebrigen sind zwei Fälle der strafbaren Verausgabung

zu scheiden:

») Der Thäter hat das falsche oder verfälschte Geld in der

Absicht der bezüglichen Verausgabung an sich gebracht. ' Hier

liegt ein schweres Verbrechen vor, dessen Schwere sich noch

steigert, wenn der Thäter im Einverständnis; mit dem Falsch

münzer oder Münzfälscher handeltet

d) Der Thäter hat das falsche oder verfälschte Geld selbst

für echt empfangen und sich durch die Wiederverausgabung nur

schadlos zu halten gesucht. Hier liegt ein leichtes Delikt vor,

das mit mäßigem Gefängniß und selbst mit mäßiger Geldbuße

hinreichend gesühnt ist^.

1 Vgl. Preußen §. 121 und §. 243, Nr. 3, 4. Sachsen 18öS, Art. 322

und Art. 32S.

2 Manche Gesetzbücher behandeln die Verausgabung, welche im Einver

ständnis; mit dem Falschmünzer erfolgte, als Theilnahme an der Falsch

münzerei, »gl. Sachsen 1855, Art. 324; Braunschweig 128; Darmstadt

2««; Baden 511, 515, 525; auch schon Baiern 345 und Oldenburg 35«.

Vgl. dagegen Preußen § 122; dazu Oppenhof, Seite 161, Nr. 15.

Als Fälschung ist das Verbrechen schon vor der Verausgabung beendet; dem

entspricht es, die Verausgabung nicht mehr als Theilnahme aufzufassen.

Gesetze in der Note 6, Seite 442. Nach Preuß. R. trifft Gefängniß

bis zu 3 Monaten oder Geldbuße bis zu einhundert Thaler» den

jenigen, der die im Verkehr erhaltenen falschen Münzen wissentlich wieder aus-

giebt oder auszugeben versucht; §. 123. — Viele Gesetzbücher bedrohen auch

bloße Vorbereitungshandlungen zu Münzverbrechen, namentlich

die Anfertigung oder Anschaffung der Werkzeuge zum Falsch

münzen: Baiern 1813, z. 346, 429, 430; Oldenburg 451, 458, 45S.

Sachsen 1855,323; Württemberg 211; Braunschweig 133; Hanno-

ver203,II; Darmstadt2,2; Baden 528, 52S.
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Gegen die Polizeigewalt.

Es handelt sich hier nicht um Verletzungen blos polizeilicher

Anordnungen (Polizcivergehen), sondern um Auflehnungen

gegen die polizeiliche Gewalt. Diese Gewalt wird vom Staate

vorzugsweise den Polizeibehörden übertragen. Der Staat

verleihet aber von derselben auch den andren Behörden so viel,

als ihnen zur kräftigen Ausübung ihrer Amtsthätigkeit nöthig

ist. Insbesondre wird die der Rechtspflege, zur Ausübung der

^uri8äioti«, anvertraute polizeiliche Gewalt durch die gericht

lichen Vollziehungsbeamten geübt.

Zu den Verbrechen dieser Kategorie gehören unerlaubte

Verbindungen, Ungehorsam und Widersetzlichkeit, Auf

lauf und Aufruhr.

§.210.

Unerlaubte Vereine.

Bei den Römern bildete sich der Grundsatz aus, daß zur

Gründung von Vereinen eine obrigkeitliche Erlaubniß einzuholen

sei. Die Betheiligung an unerlaubten, d. h. an nicht autorisirten

Vereinen wurde als (ürimen extraorclinarium gestraft ^.

Die Deutschen Reichsgesetze enthalten einige Satzungen

wider die Verbindungen der Fürsten und Stände des Reiches

und wider die Vergatterungen (d. h. Zusammenrottungen) der

Reichskriegsknechte 2. Unter den völlig veränderten Verhältnis

sen der Gegenwart sind' diese Bestimmungen unanwendbar ge

worden.

Von der Bundesgesetzgebung ging/unter dem 19. Sep

tember 1819, ein Bundesbeschluß gegen geheime Studenten

verbindungen aus; er wurde durch den erregten Charakter der

Zeit überhaupt, zunächst aber durch die unglückliche That Sand's,

1 I.. 1, §. 14. 0. gg «t?. prseg. (l, 12). I.. 1, 2, 4. 0. Ss ««ließ, et eorp.

(47,22). Ii. 2. v. äe extrsorg. erim. Ii. 1. O. lzuoä ouMs<z. univ. (3, 4).

Savigny, System des Rom. Rechts, Band II, S. 23S fgg. ?I»tuer,

<zug,sst. g« Mrs «rim. Rom., p. 30« sczq. 1K. >lovm,sen,Se eollgß. et

svS»I.««ro., Lil. 1843, 73sq<z. Abegg, Lehrb. Seite 6»8fgg. Rein,

Seite 824 fgg.,

2 Goldene Bulle, Kap. 15, §. 1—4. R. A. von 1551, z. 86—S8. R.

Erckut. Ordn. §. 34, 43—52. Wormser Deput. A. von 1564, §. 28—32.
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am 23. März 1819, hervorgerufen. Am 5. Juli 1832 erfolgte

ein allgemeineres Bundesverbot gegen Verbindungen. Es

kündigt allen Urhebern und Theilnehmern von Verbindungen zu

politischen Zwecken eine angemessene Strafe an.

Neben der Reichs- und Bundesgesetzgebung entwickelte sich

auf diesem Gebiete eine sehr rührige partikularrechtliche Tä

tigkeit. Sie wurde durch die Nachwirkungen der Französischen

Revolution von 1789 veranlaßt, die sich sehr bald in Deutschland

fühlbar machten. Eines der ersten und bcmerkenswerthesten Er

gebnisse dieser Thätigkeit ist das Preußische Edikt vom 20.

Oktober 1798. Es machte das Preußische Volk politisch mund-

todt, indem es alle Verbindungen und Gesellschaften verpönte,

die über Veränderungen in der Verwaltung oder Verfassung des

Staates, in welcher Absicht es sei, Berathungen anstellen

Dies völlig schiefe legislatorische Erzeugniß hat auf die spätere

Preußische Gesetzgebung dauernd einen nachtheiligen Einfluß

geübt, von dem namentlich der Entwurf des Strafgesetzbuches

von 1845 sich noch durchaus nicht zu befreien vermocht hat.

Man ging von der seltsamen Ansicht aus, daß alle Verbindungen

mit praktischer Tendenz zu verbieten seien. DaS bloße Be

sprechen politischer Fragen, sei eö zur Abtödtung den langen Weile,

sei es in einem rein theoretischen Interesse (z. B. von gelehrten

Gesellschaften, von Professoren des Staatsrechts), glaubte man,

wie «uö den Revisionsarbciten hervorgeht, nicht untersagen zu

müssen; wohl aber die Richtung auf das Leben und auf das

Praktische. Dieser kranken Auffassung gemäß werden politische

Vereine mit praktischer Tendenz als „Seminarien von Verbre

chern" bezeichnet 2.

In den letzten Jahren spricht dagegen die Gesetzgebung von

einem Vereins rechte, das auch in politisch praktischer Richtung

ausgeübt werden kann. Bei der Ausübung dieses Rechtes müssen

indeß die polizeilichen Formen beobachtet und eö darf kein

1 Vgl. Bern. Turin, über das Verbrechen geheim zu sein und die Straf

barkeit desselben, Chemnitz 1801. Dagegen Tittmann, über das Wesen und

die Natur geheimer, Gesellschaften, im Neuen Deutsche» Museum von 1789,

St.VI,Nr.4. Die geheime Verbindung der Freimaurer ist in man

chen Ländern durch besondre Privilegien erlaubt worden; in Preußen durch ein

Privil. von 1774. Vgl. Joh. Jak, Moser, von der Geduldung der Freimau-

rergesellschaften, 177S.

2 Vgl. die Revision des Entwurfes des Strafgesetzbuches von 1843, Band

II, Seite es fgg.
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verbrecherischer Inhalt zur Aufgabe deS Vereines gemacht

werden.

1) Hinsichtlich der polizeilichen Formen fordert der Staat,

daß das Dasein, die Verfassung und der Zweck eines Vereines ihm

nicht verheimlicht, daß nicht unbekannten Oberen Gehorsam,

oder bekannten Oberen ein unbedingter Gehorsam versprochen

werde. Die Teilnehmer einer dagegen fehlenden Verbindung

werden gestraft ^.

2) Hinsichtlich des Inhaltes hat man mit wissenschaftlicher

Strenge Alles auszuscheiden, was andren Gebieten, namentlich

dem Gebiete des HochverratheS, angehört. Alsdann kann hier

nur von solchen Vereinen die Rede sein, welche darauf gerichtet

sind, die Behörden in der Ausübung ihrer Verwaltungö-

thätigkeit, besonders in der Vollziehung der Gesetze, zu

hemmen. Wider Vereine dieser Art enthalten mehrere neuere

Strafgesetzbücher Strasbestimmungen 2.

Ungehorsam und Widersetzlichkeit.

Ungehorsam heißt hier die Nichtausführung obrigkeit

licher Befehle; Widersetzlichkeit heißt dagegen die, zur Be-

1 SodasPreuß. Stfgb.ß. 98, womit da« Gesetz vom 7. Jan. 1838 über

Studentenverbindungen aufgehoben ist. GrSff und Rönne, S. 94.

Wenzel, Ergänzungen Seite S25. Formlose vorübergehende Ver

einigungen sind noch nicht für Verbindungen im Sinne dieses §. zu erachten;

Goltdammer, Mat. II, S. I5ö; Oppenhof, Seite 137, zu §. 98, Note?.

Vgl. Oesterreich §.28s fgg.

2 Sehr unbestimmtdrückt sich das Stfgb. Württembergs aus, indem es

die Theilnahme an Vereinen für gesetzwidrige politische Zwecke bedroht;

Art. 149. Vgl. Hepp, Stastsverbr. S. 48fgg. Hepp, Kommentar, Bd.

II, S. 318. Schärfer geben die Gesetzbücher für Sachsen 1838, Art. 9Z

(1855, 129), für Brau n sch w e i g §, 88 und für T h ü ri n g c n Art. 85 den Zweck

dahin an, daß die Verbindung darauf gerichtet sein müsse, die Vollstreckung

der Staatsgesetze oder die Ausübung der Verwaltunqsbesugnisse

der Staatsregierung zu hemmen. Dem hat sich angeschlossen Greußen Z. 99,

woselbst den Mitgliedern Gefängniß von zwei Monaten bis zu einem Jahre,

den Stifter», Vorstehern und Beamten der Verbindung Gefängniß

von sechs Monaten bis zu zwei Jahren angedroht ist; während gegen öffent

liche Beamte, wie im Falle des Z. 98, zugleich auf zeitige Unfähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Aemter erkannt werden soll. Neben diesem Gesetz

gilt der Bundesbeschluß vom 5. Juli 1832 nicht mehr; vgl. Gräfs

und Rönne S. 94, Oppenhof, S. 187, z«§. «9, Nr. 1. Vgl. Braun-

schweig88. Darmstadt 182, 183. Th ürin gen 85, 86. Oeffentliche

Beamte werden mit Dienstentlassung bedroht von Braun schweig §. 2U9

und von Württemberg Art. 427.
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Häuptling des Ungehorsams, gegen die Obrigkeit gerichtete Tä

tigkeit.

Das gemeine Recht betrachtet den bloßen Ungehorsam, selbst

wenn er sich bis zum s. g. passiven Widerstand steigert, nicht als

kriminell. Es geht von der Ansicht aus, daß die Obrigkeit gegen

das bloße Nichtgchorchen den erforderlichen Civilzwang anzu

wenden habe, um den Eigenwillen des Ungehorsamen zu brechen.

Zur Ueberwältigung des Ungehorsams giebt es der Obrigkeit

auch die Befugniß der Auferlegung von Geldbußen, die aber

nicht den Charakter der Strafe tragen, sondern nur den Antrieb

zum Gehorsam verstärken sollend

Sobald dagegen zur Behauptung des Ungehorsams gegen die

Obrigkeit eine positive THZtigkeit gerichtet und damit sogenannte

Widersetzlichkeit ausgeübt wird, bringt daö gemeine Recht die

Strafen der Gewalt zur Anwendung 2.

Streitig ist dabei, ob auch die Widersetzlichkeit gegen einen

rechtswidrigen obrigkeitlichen Befehl strafbar sei.

Von den Einen wird hier behauptet, gegen einen Vollzic-

hungsbeamten sei eine Nothwehr niemals zulässig. Die Pflicht

des Bürgers sei, still zu gehorchen, oder, wenn Zeit dazu übrig

bleibt, die geordneten Rechtsmittel zu ergreifen ^.

Von den Andren wird entgegnet, daß nur der rechtmäßige

obrigkeitliche Befehl Anspruch auf Gehorsam habe und daß dem

unrechtmäßigen Befehl allerdings Widerstand geleistet werden

dürfe.

Die Ersteren haben insofern recht, als die Obrigkeit, wenn

sie ihre Autorität nicht gänzlich verlieren will, die Entscheidung

über die Rechtmäßigkeit ihrer Handlungen im Allgemeinen nicht

von der Ansicht desjenigen abhängig machen kann, gegen den sie

ausgeführt werden sollen. Den Andren ist einzuräumen, daß

obrigkeitliche Befehle, welchen die gesetzliche Form augen

scheinlich fehlt, oder deren Inhalt augenscheinlich gesetz-

1 I,. UN. O, 8l quis Sicenti (2, 3). Beachtenswerth, auch wenn man

ihnen nicht ganz beistimmen kann, sind die Abhandlungen von Jagen, an»,

im Archiv 1842, Seite S33 fgg. und 1843, Seite 4g folgende, Ihnen gegen

über vertritt, in wissenschaftlicher Weise, den wahren gemeinrechtlichen Stand

punkt ZachariS, über die Strafbarkeit der Widersetzlichkeit gegen öffentliche

Beamte, im Archiv des Kr. 1843, Seite 344 fgg. Neuerlich ist Kitz, im Archiv

des Kr. 1847, S. 412 fqg. wieder auf die Sache eingegangen.

2 Wächter, Lehrb. Band II, Seite S4, Nr. SS.

s So Jagemann a. a. O,

Bcrucr, Strofrccht. Z9
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widrig ist, von den gemeinrechtlichen Quellen allerdings für unver

bindlich und der Widerstand dagegen für erlaubt erklärt werden'.

In den neueren Gesetzbüchern ist zwar nirgend der Un

gehorsam gegen die Obrigkeit schlechtweg zu einem Ver

brechen gestempelt worden. Sie enthalten aber Strafbestim-

mungcn wider die öffentliche Aufforderung zum Ungehorsam

gegen die Gesetze und obrigkeitlichen Anordnungen^ Einige

1 Vgl.ZachariSa.a.O. Sicherlich benimmt sich derjenige nicht wie ei»

freier Mann, sondern wie ein losgebundener Sklav, der sich darin gefällt, das

ruhige Walten der Obrigkeit zu stören. Allein das ganz offenbare Unrecht

braucht man doch nicht über sich ergehen zu lassen; und wen» eine obrigkeitliche

Perfo» etwa ohne allen Grund den Befehl zum Kopfabschlagen ertheilt hätte,

so möchte sich auch unter denjenigen, die gegen obrigkeitliche Befehle keine Roth-

wehr zulassen wollen, nicht leicht Jemand finden/der sein unschuldiges Haupt

gutwillig darböte. Das Römische Recht erklärt die Handlungen des unzu

ständigen Richters für nichtig und unverbindlich. 1^. 12.4. Lock, sis non

eompetsnte zuckies (7, 48). 1^. 170. I). cke reg. Hur. Ohne Zweifel kann

aber ein unverbindlicher Befehl ganz und gar keinen Gehorsam beanspruchen;

und wenn zu feiner Durchführung Gewalt angewendet wird, so gilt das „Vim

vi repsllsrs liest," Ueberdics erklärt 1^. 20. 0. cke Hurisck. ausdrücklich, man

könne demjenigen, der außerhalb seines Sprengels Recht spricht, ungestraft den

Gehorsam verweigern; und eben dazu sei man befugt, wenn er bei dem Recht-

sprcchcn das Maß seiner Befugnisse überschreite: ,,Lxrr» terriwrium jus

ckieeuti immune Hon ps,retur. Ickern est si suprn Hurisckietioriein

suain velit^us ckiesre." In sehr energischen Ausdrücken giebt die 1^. 5. Lock,

cke Hure üsei (10, 1) den Privaten das Nvthwehrrccht gegen die OkLeisles:

„ ssueiirius lieers uuiversis, oKHieere rasuus bis, <i»i g,ck «»pienckä

dous, alieujus venerint, c^ui sueeuduerit legibus; ut etiara si okfi>

ei«,Ios »usi fusrint, ä teuere cku,ts,e logig ckssigtvre, ipsis

privatis resisteutibus g, kaeieuckg, iuHuri» g,reeantur." Fer

ner sagt 1^. 4. Lock, cke ckiseussoridus, wenn ein Oiseusser etwas fordrc, das

ihm nicht gebühre, so hätten die Nuuieipes und ?ossessores das ^us eum

propulssucki. 1^,. 5. Oock. cke sxeeutorib. et exaeterib. „ Leutra ue-

str«, urs,eeeritÄ, si auis vetit« et teiuorario «,usu sxäetioueiu auckebit —

livedit proviueiali, temeritätour legitime repellers." Vgl. I^.S. Lock,

ckemetu. I^ov. 24. Og,p. 3. Auch das Kanonische Recht, das gewiß dem

strafbaren Widerstande gegen die Obrigkeit keinen Vorschub leisten will, be

stätigt diese Grundsätze. L.S. X. cke rogulis juris. O.6. cke seuteut. exeeuun.

luVIto.

2 Württemberg 173 bedroht die „UnbotmSßigkeit," d. h. die nur

abwehrende Gewalt, zu der auch der passive Widerstand gehört; im

Gegensatz zurWidersctzung, die einen gegen die obrigkeitliche Person gerich

teten Angriff fordert. Von den übrigen Gesetzbüchern ist der passive

Widerstand, z. B. das Anklammern eines zu Verhaftenden an einen Pfahl,

nicht für kriminell erklärt; wohl aber die öffentliche Aufforderung

zum passiven Widerstande. Vgl. Oppenhof, Seite 121, Nr. 3. Die öffent

liche Aufforderung zum Ungehorsam bedrohen Sachsen 1838, Art.

108, II«, III; Sachsen 1855, Art. 125; Württemberg Art. 1«S; Braun -

schweig1«8; Darmstadt 181, 184; Preußen87: „Wer zum Ungehorsam

gegen die Gesetze oder Verordnungen oder gegen die Anordnungen der Obrig

keit öffentlich auffordert oder anreizt, oderwer Handlungen, welche in

den Gesetzen als Verbrechen oderVcrgehc» bezeichnet sind, durch öfscnt
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von ihnen strafen auch die Verabredung zum Ungehor

sams

Die gemeinrechtlichen Grundsätze über Widersetzlichkeit

haben in den neueren Gesetzbüchern keine wesentlichen Abände

rungen ersahren. Auch die Nothwehrbefugnisse sind nirgend in

einer Weise beschränkt worden, daß man den Satz aufstellen könnte,

nach neuerem Rechte sei die Nothwchr gegen die in der Amts-

thätigkcit begriffenen Vollziehungsbcamten abgeschnitten. Braun

schweig spricht es sogar aus, daß die Widersetzung gegen formell

gesetz- oder rechtswidrige obrigkeitliche Befehle nicht gestraft wer

den könnet

8. 212.

Auflaufund Aufruhr,

Auflauf heißt das öffentliche Zusammenlaufen einer

Menge von Menschen.

Für sich allein hat das öffentliche Zusammenlaufen gar

keinen verbrecherischen Inhalt. Vom gemeinen Rechte

wird auch der Auflauf überhaupt nicht als Verbrechen be

trachtet, sondern eö werden nur polizeiliche Vorsichtsmaß

regeln gestattet, damit der Auflauf nicht zu Verbrechen Anlaß

gebe, namentlich damit er nicht in Aufruhr übergehe.

Nach dm neueren Gesetzbüchern bekommt dagegen der

Auflauf den ihm fehlenden verbrecherischen Inhalt schon dadurch,

daß die zusammengelaufene Menge der Obrigkeit Ungehorsam

bezeiget. Es soll nämlich jeder bei dem Auflaufe Bctheiligte

strafbar sein, der sich auf die Aufforderung der Behörde nicht

entfernte. Insofern steht der Auflauf in demselben Verhältnis)

zum Aufruhr, wie der einfache Ungehorsam zur Widersetzlichkeit.

Er unterscheidet sich von dem einfachen Ungehorsam nur durch

licheRechtfertigung anpreiset, wird mit Geldbuße bis zu 20« Thalern oder

mit GefSngniß von 4 Wochen bis zu 2 Jahren gestraft."

1 So Sachsen 1838, Württemberg, Braunschweig.— In Han

nover verhängt das Polizeistrafgesetz vom 19. November 184«, z.S, eine

Polizeistrafe wegen widerspenstigen oder ungebührlichen Betragens «or der

Obrigkeit.

2 BraunfchweigZ. 1«7und 108. Ueber Widersetzlichkeit im Allgemei

nen: Baiern 1813, Art. 315—317, Art. 411, 412; Oldenburg 320—322,

33S, 34«; Sachsen 1838, 1«5 undlOS; Sachsen 18SS, 142, 144: Würt

temberg 171—174; Hannover ISS sggz Darmstadt 172 fgg; Baden

«IS fgg; Preußen 83 und S«; Oesterreich 81 fgg. unter dem weiten Be

griffe der öffentlichen Gewalttätigkeit; Thüringen Art. 10« fgg.

29«
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das Zusammentreffen der Merkmale „Menge" und „Öf

fentlichkeit"^. Einige Gesetzbücher sehen in dem Auflaufe auch

dann ein Verbrechen, wenn dabei die Absicht zu Grunde lag, die

öffentliche Ruhe und Ordnung zu stören (z. B. durch Ge

schrei), oder wenn den Ordnungsbeamten durch Geschrei Miß

fallen oder Geringschätzung bekundet wurdet Es tritt eine

kurze Gefängnißstrafe ein ^. Hannover und Darmstadt

kennen kein besondres Verbrechen des Auflaufes, sondern lassen

den Auflauf nur als Erschwerungsgrund der bei Gelegenheit

desselben begangenen Verbrechen geltend

Weit entschiedener trägt den Charakter eines Verbrechens

der Aufruhr

Unter Aufruhr versteht man die von einer öffentlich ver

sammelten Menge verübte Widersetzlichkeit gegen die Obrig

keit.

Auf die unbestimmten Aussprüche des Römischen Rechtes

über Secliti« und Ooncitsti« populi läßt sich keine wissenschaft

liche Theorie gründen«. Das gemeine Recht ruht hier ganz

auf heimischen Gesetzen, namentlich aus dem Artikel 127 der

P. G. O.

Subjekt des Aufruhrs ist eine versammelte Menge von

Personen.

Eine einfache Mehrzahl genügt nicht. Der Begriff der Menge

1 Sachsen 1838, Art. 112! 1855, 147. Württemberg 17«. Brsun-

schweig ioi. Preußen 92 (fordert drei Aufforderungen, sich zu entfernen).

Thüringen Uli.

2 So besonders Sachsen u. a. O. Preußen hat den Begriff des straft

baren Auflaufes auf den Fall des Ungehorsams beschränkt.

s Württemberg droht als Maximum ein Jahr Gefängniß, Sachsen

neun Monate, Preußen drei Monate.

< Hanno»erl6l. Darmstadt 163, Badens Strafgesetzbuch spricht

von dem Auflaufe gar nicht. Bgl. Mittermaier zu Feuerbach §. 201,

NoteXI. ,

» O.?r. ^iltisok, viss. Ss wmuIwso seSitioiis, Vit. 1791. G. A.

Schlettwein, die in den Deutschen Reichsgesetzen bestimmte weise Ordnung

wider Aufruhr und Empörung wider die Obrigkeit, Leipz. 1791. Stuve, über

Aufruhr und aufrührerische Schriften, Braunschw. 1793. ^. (Z. VolKrosun,

Oi3s. So soäitione, I^ips. 1797. Henke, im N. Archiv des Kr. Band II,

S. 541fgg. Wächter, im N. Arch. 1835, Nr. 19, Seite 4S9fgg. Lvsrt-

sen 6s »longo, ae ctoliotis eonträ rsinpudliLÄin, II. 124.

« I,. 28. §. 3. 0. 6e poeuis. I,. 1, 2. Ooä. So seSitiosis. 1^. 5. OoS. <Z«

Kis qvi soolss. Das Römische Recht unterscheidet nicht technisch zwischen

tumultus, turba, ssgitio. Rein, Seite 522. I^sras'vsercle, <Ze soäit.

so turnultu sooungurn^us Rorn., I^ugä. Bat. 1820.
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ist überhaupt nicht von einer bestimmten Zahl abhängig Seine

Bedeutung ist nach den im einzelnen Falle vorhandenen Umstän

den abzumessen. Der Richter hat dabei hauptsächlich die der

Obrigkeit zu Gebote stehenden gewöhnlichen Zwangskräfte und

deren Verhältniß zu der ihnen gegenüberstehenden Anzahl von

Personen zu erwägen. Findet er, daß die Mehrzahl als eine

gefährliche Menge nicht zu betrachten sei, so kann er nicht die

Strafen des Aufruhres, sondern nur die Strafen der einfachen

Widersetzlichkeit anwenden.

Objekt des Aufruhrs ist die Obrigkeit^. Als Obrigkeit

gilt aber jeder Beamte, der den obrigkeitlichen Willen im betref

fenden Falle auszuführen hat, wie hoch oder niedrig seine Stel

lung sein mag. Einerseits läßt sich selbst gegen daö Staats

oberhaupt Aufruhr denken, so daß der Aufruhr selbst höher

hinauf, als gegen bloße Beamte, gerichtet sein kann; dieser Fall

würde z. B. eintreten, wenn die Menge, ohne jede beleidigende

oder gar Hochverrätherische Absicht, das Staatsoberhaupt zur An

schaffung von Lebensmitteln zu nöthigen suchtet Andrerseits

kann der Aufruhr auch gegen ganz untergeordnete obrigkeit

liche Diener verübt werden. Dagegen ist wider Personen

ohne obrigkeitliches Ansehen, z. B. gegen einen Fabrikherrn,

zwar Landfriedensbruch, nicht aber Aufruhr möglich.

Die Absicht ist darauf gerichtet, den Willen der Obrig

keit zu beugen. Sie darf aber nicht auf den Umsturz oder auf

eine Veränderung der Verfassung gerichtet sein, weil sonst nicht

bloßer Aufruhr (seäitio simpIex), sondern Hochverrath (se<Zitio

MäliöOäta) vorläge.

Es ist erforderlich, daß die Menge öffentlich versammelt sei.

1 Feuerbach, gestützt auf eine irrige Auslegung der 1^. 4. Z. 3. O. äs vi

Ko». rs.pt. et 6s tuxbs, ist der Ansicht, die versammelte Menge müsse minde

stens aus zehn Personen bestehen. Dies verlangt auch das Bairifche

Stfgb. von 181S, Art. 31S. Vgl. Württemberg Art. 17«: „Wenn wenig

stens 10 Personen nicht unter 16 Jahren" ic. Die P. G. O. spricht von Auf

ruhr des „Volkes." Vgl. Archiv des Kr. 1837, Seite «15 fgg.

2 Schon die P. G.O. bedient sich des Ausdruckes „Obrigkeit," der hier

treffend ist.

s Eine hungrige zusammengelaufene Menge wird man nicht leicht als

Majestätsverbrecher strafen können, wen» sie nur Stillung ihres Hunger«

wollte. Bei einer Widersetzlichkeit gegen das Staatsoberhaupt in einem

solchen Falle ist nur der Begriff des Aufruhrs der natürlich anwendbare.

Nur eine fehlerhafte Fassung der Gesetze könnte zu einer Abweichung hiervon

nöthigen.
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Innerhalb eines Privatlokales kann nur einfache Widersetzlich

keit, nicht Aufruhr, verübt werden.

Daß die aufrührerische Absicht schon der Antrieb des öffent

lichen Zusammenkommens gewesen sei, kann nicht gefordert

werden. Es reicht aus, wenn diese Absicht sich erst gebildet hat,

nachdem die Menge schon beisammen war^.

Die Thätigkeit besteht in Drohungen oder Gcwaltthätig-

keiten, die entweder zurBehauptung in dem Ungehorsame,

oder zur positiven Nöthigung der Obrigkeit zu einer

Amtshandlung angewendet werden.

Mit der erfolgten Widersetzlichkeit ist das Verbrechen

des Aufruhres vollendet. Weder ein erzwungenes Nachgeben

der Obrigkeit, noch ein herbeigeführter Schade, ist für die Kon-

summation wesentlich.

Bei der Bestrafung des Aufruhres sucht, man die Anführer

(Rädelsführer) von der übrigen Menge, die oft nur eine verleitete

ist, zu trennen. Sie werden härter gestraft. Als ein betracht

licher Strafcrhöhungsgrund gilt die Bewaffnung, namentlich

mit Schußwaffen.

Gemeinrechtlich kann man den Aufruhr nur arbiträr

strafend Neuere Gesetzbücher verhängen Gefängniß, aber auch

Arbeitshaus und selbst Zuchthaus ^.

1 Preußen spricht im §. 91 nur von cinemZusammenrottcn, was zu

Mißverständnissen verleiten könnte. Indes; die Prciris fordert nicht, daß die

Personen vorher räumlich getrennt waren, sondern erachtet es genügend, wen»

Personen, die schon bei einander sind, sich nur zur Ausführung einer

aufrührerische» Absicht vereinigen. Oppcnhof, Seite 12», Nr.2. Sehr

sorgfältig drückt sich das Sächsische Strafgesetzbuch in einer Weise aus, die

alle strafbare» Fälle andeuten soll; Sachsen 1805, Art, 14!). Vgl. Sachsen

1838, Art. 113—11«. Württemberg 175—17». Braunschw cig »«—Ivo,

Hannover 162—1«8. Darmstadt'lö4-iö2. Baden «22—«S«. Baier»

1813, 319—323. Oldenburg 324—329. Thüringen III, woselbst dic

Umstände angedeutet werden, nach denen der Richter bemessen soll, was im ei»!

zelnen Falle als eine Volksmassc anzusehen sei. Oesterreich 73—7S; der

Z. 74 bestimmt: „Wenn dem Aufrühre durch Standrecht Einhalt geschehen

muß, so hat — Todesstrafe Statt."

2 Nsistsr^u»., ?rin<:, zur. §.324. Ouistorp, Th. I, §. 183.

Ueber den Aufstand der Handwerker: Ncichsfchluß von 1731,

s Vgl. Häberlin, Band II, Seite 177—189, 1S5— 177. Prcnßen

will Gefängniß nicht unter sechs Monaten; gegen diejenigen Theil-

»ehmer aber, die Gewaltthätigkciten gegen Personen öder Sachen verüben,

Zuchthaus bis zu zehn Jahren, Auf Stellung unter polizeiliche Aus

sicht kann in allen Fällen, und soll in dem letztgenannte» Falle erkannt

werden.
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Gegen die Rechtspflege.

Die Verbrechen gegen die Rechtspflege richten sich entweder

1) gegen die Civilrechtspflege, wie die Selbsthülfe im engeren

Sinne; oder 2) gegen die Kriminalrechtspflege, wie die eigen

mächtige Genugthuung in der Form des Duelles; oder 3) theilS

gegen die Civil-, theils gegen die Kriminalrechtspflege, wie der

Meineid.

Die gegen die Kriminalrechtspflege gerichteten Verbrechen tre

ten auf: entweder 1) als Anticipatioi? des auszuübenden Straf

rechtes, wie das Duell; oder 2) als Verhinderung des auszu

übenden Strafrechtes, wie die Selbstbefrciung eines Gefangenen,

die Rückkehr eines Verwiesenen und die Begünstigung von Ver

brechern; oder 3) als fälschliche Ausrufung des auszuübenden

Strafrechtes, wie die falsche Angebung und die falsche Anklage.

In der nachfolgenden Darstellung sollen, zur Vereinfachung

der Sache, diese Kategorien nicht als besondre Eintheilungen her

vortreten.

§. 213.

Selbsthülfe.

Die Selbsthülfe im weiteren Sinne umfaßt 1) die Selbstrache

oder eigenmächtige Genugthuung, 2) die Selbsthülfe im engeren

Sinne, d. h. die eigenmächtige Geltendmachung eines Rechtsan

spruches.

Sowohl die Selbsträche, als die Selbsthülfe im engeren Sinne,

sind nach gemeinem Rechte regelmäßig unerlaubt. Weder

diese, noch jene, gilt indeß gemeinrechtlich als kriminell. ES

treten die durch das Osorczwm Oivi Ularci eingeführten Pri

vatstrafen ein. Ist das eigenmächtig geltend gemachte Recht

ein nur gewähntes, so zahlt der Eigenmächtige, neben der Re

stitution des Gegenstandes, den Werth desselben dem Verletzten

als Strafe. Ist das Recht ein wirkliches, so verliert es der

eigenmächtige Gläubiger zum Vortheil des Schuldners'. Geht

i Z^,. 12. §. 2. 1^. 13. O. yuock mstus «aussg, g«3tiira erit (4, 2). 1^. 7.

O. äck IgA. «sul, äs vi priv. (48, 7): ,,Orsckitorss si »ckvsrsus cksditoros

süss g,ZSQt, per ^uckissm ick, lzuock cksderi «ibi putäut, rspososr« sibi

ckskeut; slivquiu si iu r«m ckebitoris «ui iutrsveriut, uull« ick eouoo
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die Selbsthülfe in die Form eines andren Verbrechens über,

so kommt die Strafe des letzteren zur Anwendung ^.

Sehr verworren sind großentheils die Bestimmungen der

neueren Gesetzbücher über diesen Gegenstand. Auch die

Rechtslehrer sind in ihrer Auffassung der Sache hausig unklar.

Die Selbsthülse im engeren Sinne, auf welche allein sich die

gesetzlichen Bestimmungen gewöhnlich beziehen, wird gemeiniglich

durch Gewalt (Nöthigung) ausgeführt. Trennt man den Be

griff der Selbsthülfe von dem der Gewalt, so wird er zu einer

leeren Abstraktion.

Nun erklären aber die meisten Gesetzbücher die Selbsthülfe für

ein selbständiges Verbrechen gegen die Rechtspflege. Sie

erklären daneben, daß im Falle angewendeter physischer oder psy

chologischer Gewalt nicht die Strafen der Selbsthülfe, sondern

die Strafen der Nöthigung zur Anwendung kommen sollend

Manche Gesetzbücher enthalten überdies den Widerspruch, gegen

die Selbsthülfe, die von ihnen doch als ein Verbrechen gegen die

f. g. richterliche Gewalt aufgefaßt wird, nur auf Antrag des

Verletzten ein Strafverfahren zuzulassend

Eine andre Klasse der Gesetzbücher, zu welcher namentlich

üents, ckivus Nereus ösorsvit, ^us «reäiti eos non Käbere.

Verbs, cleoreti Käs« sunt: Optimum est, ut si yuss putes te Kabers peti-

tiones, setiouibus experisris. — üt c^uum Näreiännsüieerst „ Virn Qul-

läratsei," Oassär 6ixit: ?°u vim putas esse solum, si Komiuss vulne-

rsutur? Vis est st tun«, e^uotiss <zu!s ig, quoä 6sbsri sib! putat, noo

psr^'ugieein rspossit. — (jrusc^uis igitur probstus iriiki Luerit, rem ullsm

6ebitoris uon ab ipso sibi trägitam sing ull« ^>i6iee temsrs possiclvrs

eurnlzue ^us sibi iu esm rsin gixisse, ^'us ers6iti uou Ksbebit." Diese Be

stimmungen werden ergänzt durch eine Verordnung «on Justin ia», I^ov. S«.

s. 1., und durch eine Konstitution »on Theodostus dem Großen, 1^,. ö. O«ä.

urlüs vi (8, 4). Wächter, Archiv für civil. Praris XXIII, S. 74.

1 ^.L. Losbmer, 6s posng,Ms sibi äisentis sius ^uäies, in dessen

ZZxsroitat. g,6 ?«,n6. ?oiri. II. Lxere. 23. L. 1^. I^issubärt, 6e posn»,

Issibus Iiorag,riis s6vsrsus vill6i«ts,m privatum saneits, iu koro ä6Kue

välents, Leimst. 178S. Le^ssr, 8pe«. 1«7. Quistorp, §. 19«. Grol-

man,§. 344. Feuerbach, §. 188, 189.

2 Sachsen 1838, Art. 204, 20S; I85S, Art. 247. Es wird hier die

Selbsthülfe mit dem Zweikampfe zusammengestellt. Württemberg 2««,

Braunschweig 118, Baiern 42«, Oldenburg 449 behandeln die Selbst

hülfe als ein Verbrechen gegen die richterliche Gewalt, wie denn in der

That für eine selbständige Stellung der Selbsthülfe eine andre Auffassung

gar nicht möglich ist. Darmstadt 1S7 und Baden 279 stellen die Selbsthülfe

mir den Gewaltthätigkeiten und strafbaren Drohungen in den

selben Titel.

s Württemberg 20« und Sachsen 18S5, 247, lassen „nur auf Klage,"

„ nur auf Antrag " die Untersuchung und Bestrafung zn.
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das Preußische gehört, enthält sich jeder besondren Be

drohung der Selbsthülfe. Man geht dabei von der Ansicht aus,

daß von strafbarer Selbsthülfe überhaupt nur geredet werden

könne, wenn die Selbsthülse in der Gestalt eines andren Ver

brechens auftrete, z.B. als Nöthigung, oder als Gefangenhalten,

oder als Verletzung des Hausrechtes, oder als Beschädigung

fremden Eigenthums ^. Alsdann seien schlechtweg die Strafen

dieser Verbrechen anzuwenden.

Es fehlt hier wie dort das volle VcrstZndniß über das Ver

hältnis, der Selbsthülfe zu denjenigen gewaltthätigcn Handlungen,

durch welche sie ausgeübt wird.

Stehen diese gewaltthätigcn Handlungen, namentlich die Nö-

thigung, nach der Auffassung der Gesetze neben der Selbsthülfe:

so kommt man zu einer widersinnigen Behandlung der Sache.

Man bringt dann die Strafen der Nöthigung zur Anwendung

und giebt überdies dem Richter Anlaß zu der Ansicht, daß die

Strafen der Nöthigung, weil hier mit der Nöthigung noch das

Verbrechen der Selbsthülfe ideell konkurrire, zu verschärfen

oder doch zu erhöhen seien. Dem entsprechend würden auch

Tödtungcn und Verwundungen im Duell nicht blos als gemeine

Tödtungen und Verwundungen, sondern sogar noch strenger

bestraft werden müssen.

Os ist davon auszugehen, daß diejenige Gewalt, welche zur

Durchsetzung eines wirklichen Rechtes nöthig ist, eine recht

mäßige Gewalt sei. Das Unrecht besteht nur darin, daß diese

Gewalt nicht von der Behörde, sondern von einem Pri

vaten geübt wird. So aufgefaßt, bildet die Selbsthülse aller

dings ein selbständiges Verbrechen, und zwar ein solches,

bei dem die angewendete Gewalt, weil sie an sich gerechtfertigt

ist, gelinder als sonst gestraft werden muß. Artet die Selbst

hülfe in andre Verbrechen aus, so müssen allerdings die Strafen

dieser Verbrechen angewendet werden; doch darf man auch dabei

nicht unerwogen lassen, daß der Verbrecher nicht reines Unrecht

übte, sondern sich in einer verbrecherischen Geltendmachung seines

Rechtes befand 2.

1 Oesterreich, Preußen und Hannover schweigen von der Selbst

hülfe. Darmstadt und Braunschweig bedrohen nur die qualificirte

Selbsthölfe.

2 Vollkommen zweckmäßig ist das völlige Streichen der be-



458 Viertes Buch. Erster Titel.

214.

Zweikampf.

Römer und Griechen, unbekannt mit der reizbaren Nitterehre

der Germanischen Zeit, wußten vom Ehrenzweikampfe Nichts.

Das Ehrgefühl der Alten befriedigte sich in der objektiven, durch

bloße Injurien nicht zu erschütternden Stellung, die der Einzelne

im Staate einnahm. Der Zweikampf kam nur als Entschei

dungsmittel des Völkerkrieges vor, welcher dadurch minder blutig

gemacht und abgekürzt werden solltet

Als gemeine Mordthaten und als gemeine Körperverletzungen

würden indeß die Römer, wenn sie den Ehrenzweikampf gekannt

hätten, die blutigen Erfolge desselben unbedingt nicht behandelt

haben. Denn Kampfspiele zur Bewährung eines ehrenhaften

Muthes waren erlaubt; und das Römische Recht stellt ausdrück-

in der 1^. 7. §. 4. O. aä IsA. ^nil. den Satz auf, die Aquilische

Klage könne niemals gegen denjenigen angestellt werden, der den

Gegner im öffentlichen Faustkampfe erlegt habe, „<zuia gloria«

väussu, et virtutis, non injuria« «au3ss, villstur Zarrmuln öa-

tum." Zwar sollen diejenigen unfähig sein, vor dem Magistra-

tus in fremder Sache aufzutreten, die aus dem Kampfe mit den

Bestien ein Lohngewerbe machen; aber ausdrücklich wird auch

hierbei erklärt, daß diese Zurücksetzung Niemand treffe, der den

Kampf mit den wilden Thieren virtutis oaussa, ohne Lohn, un

ternehme 2.

Die tiefere Grundlage des Ehrenkampfes ist die Germani

sche Ansicht von der Persönlichkeit der Ehre, die nicht gesichert

an irgend einer äußeren Stellung hafte, sondern ein innerlicher

Werth der Person selbst sei, und die daher auch jeden Augen

blick, sobald sie angefochten werde, von der Person mit Einsetzung

selbst des Lebens dargelegt werden müsse.

Die erkennbaren geschichtlichen Wurzeln des heutigen

sondren Strafgesetze über Selbsthülfe, sobald man nur für die

jenigen Verbrechen, in die sich die strafbare Selbsthülfe kleidet,

einen zur Würdigung der Selbsthülfc genügenden Strafrahmen

aufstellt. Vgl. noch Mittermaiex zu Feuerbach, I. 18«, Note I—V.

1 Dennoch berufen sich manche Kriminalisten, wie Marti», Z.2S1, für die

Strafbarkeit des Duettes auf das Römische Recht.

2 1^.1. z. g. O. üs postuläriäo.
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Duclles sind das Faust- und Fehderecht, so wie die Sitte deS

gerichtlichen Zweikampfes.

Wenn hiernach sowohl der tiefere Gehalt, als auch die histo

rischen Anlässe des Duclles dem Germanenthum angehören,

so ist doch seine heutige Form Französischen Ursprunges. In

dieser Form verbreitete sich das Duell, seit dem 16. und 17. Jahr

hundert, mit den stehenden Heeren und mit den Turnieren,

von Frankreich aus über den größten Thcil Europa'^.

Was dem Duelle in der öffentlichen Meinung gewisser Stände,

und selbst in der Meinung der Gesetzgeber, Borschub leistet, ist

das Vorurtheil, daß dasselbe, bei der einmal vorhandenen Gestal

tung der modernen Gesellschaftsverhältiiisse, zwar ein Uebel, aber

doch ein noth wendiges Uebel sei. Diese Voraussetzung der

Nothwendigkeit des Duelles ist vor allen Dingen umzustoßen,

wenn das Duell wirksam bekämpft werden soll. AuS ihr erklärt

es sich, weshalb der Zweikampf nicht nur von den Standesge

nossen immer noch gebilligt, sondern auch von den Gesetzge

bern mit einer Inkonsequenz behandelt wird, bei welcher der

Staat, trotz der Anwendung einer Strafe, unter der Hand seine

Billigung des begangenen Verbrechens auszusprechen scheint.

Wie kann der Glaube an die ernste Mißbilligung von Seiten

deS Staates, der zur Wirksamkeit der Gesetze unentbehrlich ist,

Wurzel fassen, wenn der Staat Ehrengerichte einsetzt, die das

sorniuqus Hurs, novissiing,, Vit. 1781. II. 3. ^I^sKerZ, Oiss. 6s ckusllis,

I^uZct. Sst. 1786. M. Aschenbrenner, über das Verbrechen und dieStrafe

des Zweikampfes, Bamberg und Würzburg 1804. Cucumus, über das

Duell und dessen Stellung im Strafendstem, Würzb. 1821. Roßhirt, über

den Zweikampf, im N. Arch. des Kr. Band III, S. 4S3 fgg. DUri-, vis»,

ös. siilAUlsri eertaruine, Lusr, 1823. ^. Vsrdg,er<z, Diss. äs dusllis,

(Z^»g. 182S. A. v. Braunmühl, über den Zweikampf, Landsh. 182S.

Stephani, über Abschaffung der Duelle auf Universitäten, Leipzig 1828.

Mittermaier, Bemerkungen über Ducllgesetze, im N, Archiv III, 436 fgg.

Derselbe, über den Zweikampf, mit besondrer Prüfung des neuen Entwurfes

einesDuellediktesfürHannover, N.Archiv VIII, 445 fgg. Huintus, Oiss.

6s Äuello Husyue puuisu<ti rstione, (ZrouinK. 183«. Oppen, Beiträge

zur Revision der Gesetze, Köln 1833, S. se fgg. Mittermaier, Archiv des

Kr. 1834, S. 339. Nach den neueren Gesetzgebungen ebendas. 3S5. Legis

lative Betrachtungen ebendas. 372. Bühler, über das Duell, Ulm 1837.

Hofmann, inReyscher's und Wilda's Zeitschr. IX, 229. Viele Littera-

turangaben bei Mittermaier, der gegenwärtige Zustand der Gesetzgebung

und Rechtsa»we»dung in Bezug auf den Zweikampf, mit Nachweisung der Er

sahrungen der einzelnen Länder, Archiv des Kr. 184S. Gneist, der Zweikampf,

1848. Viel wichtiges Material in den Kammerverhandlungen und in den

Motiven der neueren Gesetzbücher.
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Duell selbst als letztes Auskunftsmittcl gestatten? Wie kann

die Strafe des Duelles noch wirksam sein, wenn daS Duell nach

einer solchen Gestattung stattgefunden hat? Wie kann sie wirk

sam sein, wenn sie auf den Festungen in einer Weise zur Aus

führung kommt, die nur den Schein einer wirklichen Bestrafung

aufrecht erhalten will?

DaS Duell ist nicht nothwendig. WaS man zu seiner

Rechtfertigung sagt, ist unstichhaltig.

Wird behauptet, die gerichtliche Genugthuung reiche für ein

zarteres Ehrgefühl nicht aus: so ist zu erwidern, daß die gericht

liche Behandlung der Ehrensachen zwar mancher Verbesserung

bedürfen mag, daß aber die Ehrensachen der Adlichen, Officiers

und Studenten nicht roher behandelt werden, als die Ehrensachen

andrer, nicht minder ehrenwerther Männer. Kann der Staats

beamte, der Student gewesen ist, sich mit der gerichtlichen Ent

scheidung begnügen, so kann es sicherlich auch der Student, der

erst Staatsbeamter werden soll.

Die Vertheidiger des Duelles berufen sich ferner auf die

zwingende Gewalt des Urtheiles der Standesgenossen,

das unter gewissen Umständen den Zweikampf gebieterisch fordere.

Dies Urtheil sei vielleicht ein Vorurtheil, aber es eristire nun

einmal als eine mächtige Thatsache. Man müsse sich ihm fügen,

wenn man nicht aller Gemeinschaft mit seinen Berussgenossen

entsagen und seine Stellung aufgeben wolle.

Hierauf ist zu erwidern, daß kein Vorurtheil der Standesgc-

nossen ein Recht hat, die bessere Ucberzeugung des Einzelnen

niederzudrücken. Die Gründe gegen das Duell und die Straf

gesetze wider dasselbe sind kein Geheinmiß. Wollen die Standes

genossen sich der Wahrheit nicht verschließen, so ist bereits genug

über die Unstatthaftigkeit des Duelles geschrieben und gesprochen

worden, um jeden denkenden Menschen zu überzeugen. Es ist

die Aufgabe des Einzelnen, die sittlichen Beweisgründe gegen das

Duell, dem Vorurthcile gegenüber, kräftig zu vertreten. Ein

wahres Gefühl der Ehre muß dazu führen, daß man seine wohl

begründete persönliche Ucberzeugung nicht als ein Sklav des

Herkommens und der Autorität eines Vorurtheils aufgiebt, son

dern daß man sie geltend macht zur allmäligen Zerstörung des

Vorurtheils.

Die Injurianten zerfallen in zwei Klassen: Ehrenmänner
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und Verächtliche. Weder bei jenen, noch bei diesen ist das

Duell nothwendig, mag man sich auf den Standpunkt des Be

leidigten, oder auf den Standpunkt des Beleidigers stellen.

1) Standpunkt des Beleidigten.

Ist der Beleidiger ein Ehrenmann, so ist mit ihm eine Ver

ständigung möglich. Er wird seine Beleidigung zurücknehmen,

sobald er sich von seinem Unrechte überzeugt. Die Beleidigung

kann hier nur aus einer augenblicklichen Aufwallung hervorge

gangen sein, die hernach einer ruhigeren Stimmung weicht; oder

aus einem Mißverständnisse, das sich lösen läßt. Der Beleidigte

braucht also hier nicht zur Herausforderung zu schreiten.

Ist der Beleidiger ein Verächtlicher, so ist zu erwägen, daß erst

die Achtbarkeit des Beleidigers der Injurie Wirkung und Gewicht

verleihet. Wer selbst verachtet ist, kann Niemandem beträchtlichen

Schaden durch eine Beleidigung zufügen; sein Wort gilt Nichts.

Der Beleidigte mag den Verächtlichen getrost der gerichtlichen

Ahndung überlassen und sich nicht dazu erniedrigen, mit einem

verächtlichen Klopffechter handgemein zu werden.

2) Standpunkt des Beleidigers.

Hat man einen Ehrenmann beleidigt, so ist man ihm eine

Ehrenerklärung schuldig, hat aber nicht die Verpflichtung, ihn

zum Krüppel zu machen oder zu tödten. Statt die Herausfor

derung anzunehmen, hat man hier offen und redlich Ehre zu

geben, dem die Ehre gebührt.

Hat man einen Verächtlichen beleidigt, so ist noch weniger

einzusehen, weshalb man dessen Herausforderung annehmen sollte.

Ist der Beleidigte wirklich der Nichtswürdige, als den ihn die als

Beleidigung ausgenommene Aeußerung bezeichnet hat: so kann

man sein Heil in der Lxoepti« veritatis suchen.

Solche allgemeinen Erwägungen müssen den Gesetzgeber

hier, wie überall, in seinen gesetzlichen Bestimmungen leiten; und

es gicbt keine größere Thorheit, als wenn man, dem gegenüber,

einzelne eigenthümlich gestaltete Fälle hervorhebt, in denen daö

Duell doch wohl nicht so ganz übel sei. —

Der richtige legislatorische Gesichtspunkt, aus dem die

Duelle aufzufassen sind, ist oft verfehlt worden. Bald hat man,

mit Verletzung des edlen Ehrgefühles ganzer Stände, die im

Duell vorgekommenen Verletzungen als gemeine Verbrechen mit

schimpflichen Strafen belegt. Bald hat man, die Ungehörigkeit
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dieser Auffassung erkennend, gegen das Duell die verwerflichste

Konnivenz geübt und das Verbrechen durch eine laxe, folgewi

drige Behandlung ermuthigt.

Die gemeinrechtliche Gesetzgebung steht auf der niedrigsten

Stufe.

Als eines eigenthümlichen Verbrechens wird deö Zwei

kampfes in den Römischen Quellen nicht gedacht. Ihn als

Orimell vis zu behandeln ist, wegen der vorangegangenen Zu

stimmung des Verletzten zum Kampfe, unmöglich.

Das Kanonische Recht enthält zwar einen besondren Titel

über die sich duellirenden Geistlichen (äe oleriois nuAnaotibus in

äuello); derselbe ordnet aber nur Disciplinarstrafen für Geist

liche an.

Die älteren Deutschen Reichsgesetze wagen, aus Scho

nung für die Standesansichten des Adels, kernen Angriff auf das

Duell. Keiner der zahlreichen Landfrieden, mit Einschluß des

ewigen Landfriedens von 1495, kann auf das Duell bezogen

werden ^.

Nach dem dreißigjährigen Kriege, der den ganzen Rechtszu

stand und die ganze öffentliche Ordnung Deutschlands tief er

schütterte, nahm die Eigenmacht, auch in der Form des DuellcS,

dergestalt überhand, daß Kaiser und Reich sich gedrungen fühlten,

1668 zu dem Entwürfe eines sehr energischen Strafgesetzes zu

schreiten, der wegen seines eigenthümlichen Inhaltes merkwürdig

und durch seinen Einfluß auf spätere Partikulargesetze wichtig

geworden ist. Nach diesem Reichsgutachten vom 30. Juli

1668 soll der bloße Herausforderer, wenngleich das wirkliche

Balgen oder Kugelwechscln nicht erfolgt, noch viel mehr aber,

wenn er den Kampf mit seinem Gegenpart, wiewohl ohne Ent-

leibung, wirklich besteht, ips« lÄoto seiner Ehren entsetzt,

des Landes verwiesen, auch nach Umständen mit LeibeS-

und Lebensstrafe belegt werden. Mit derselben Strafe sollen

auch die ?rovo«ati, wenn sie erscheinen, die Sekundanten,

gegen welche die Bestrafung noch zu schärfen, item die,

welche sich zum Herausfordern und Kartelltragen öffentlich brau

chen lassen, angesehen werden. Erfolgt eine Entleibung, so

^ Abegg, Untersuchungen Seite 29« fgg., 323fgg. giebt geschichtliche

Erörterungen. R,ßhirt, Geschichte und System, II, S. 17ö fgg. Manches

bei Henke und Jarke in deren Handbüchern.
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soll die ordentliche Strafe deS»Todtschlages an dem Entlei

her vollstreckt, denen Balgern auch, welche im Duell fallen, kein

Begräbnis) in Kirchen und auf Friedhöfen verstattet wer

den

Ein sinnloser Entwurf. Denn cS giebt nichts UnweisereS,

als das Duell mit Mord und Todtschlag aus gleiche Linie zu

stellen. Es giebt nichts Abgeschmackteres, als den Duellanten

für ehrlos zu erklären und ihm das ehrliche Begräbniß zu ver

weigern. ES giebt nichts Verkehrteres, als die Strafe gegen die

Sekundanten noch schärfen zu wollen.

Niemals hat dieser Entwurf, mag er immerhin durch ein kai

serliches Kommissionsdekret vom 22. September 1668 bestätigt

worden sein, in Deutschland Geltung erlangt ^. Doch wurde er

allerdings in einigen Territorien publicirt; und in andren gab er

den Anstoß zum Erlaß sogenannter Duellmandate'.

Da andre gemeinrechtliche Gesetze nicht vorhanden sind, so

befindet sich die gemeinrechtliche Theorie in großer Verlegen

heit. Wendet sie auf die im Duell erfolgten Tvdtungen und

Verwundungen die gewöhnlichen Strafgesetze über Töd-

tung und Verwundung an: so verleugnet sie den eigenthüm-

lichen Charakter des Duelles. Die Motive sind hier doch wesent

lich andre, als bei gemeinen Tödtungen und Verwundungen.

Der Verletzte hat ohnehin eventuell seine Einwilligung gegeben;

und der Verletzende hat ihm ebenfalls sein Leben dargeboten.

Nur wenn man das Duell aus dem Standpunkt eines eigenmäch

tigen Eingriffes in die Ordnung der Rechtspflege betrachtet, ge

winnt man die richtige Würdigung desselben: dieser Standpunkt

fehlt dem gemeinen Rechte gänzlich.

Besser steht es um die neueren Gesetzbücher, die allerdings

in manchen Einzelheiten fehlerhaft sind, aber doch im Ganzen

von der richtigen Auffassung des Duelles ausgehend

^ Reichsgutachten «om 19. Sept. 1668, bei Gerstlacher, Handb. der '

Deutschen Reichsgesetze Band IX, Seite 1221. Vgl. Sljittermaier, im Ar

chiv, N. F. I, S. 34«.

2 Mittermaier a. a. O.

s H effter, Lehrb. §, 37«, Note 2, führt die älteren Duellgesctze an.

4 Baiern 1813 übergeht das Duell mit Schweigen. Ueber das B airi

sche Duellmandat von 1779 und über die akademischen Duellgesetze

Baierns »gl. Braunmühl a. a. O. Seite 67 fgg. Preußen 164 fgg. läßt

den Zweikampf unmittelbar auf die B erletz un gen der Ehre folgen. Sach

sen, Württemberg, Darmstadt, Hannover, Braunschwcig und
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Eine Angabe deS Begriffes des Duelles wird von den Ge

setzbüchern häufig gemieden, weil man fürchtet, durch eine De

finition Schranken aufzustellen, die mit der in der bürgerlichen

Gesellschaft lebenden, dehnbaren Auffassung des Duelles in Wi

derspruch gerathen könnten. Dennoch läßt sich dieser Begriff

einfach so formuliren:

Duell oder Zweikampf ist der zwischen zwei Personen ver

einbarte regelmäßige Kampf mit tödtlichen Waffen, zur Genug-

thuung für eine Ehrenkränkung.

Der Kampf muß ein vereinbarter sein. Man unterscheidet

dabei das verabredete Duell, zu dem die beiderseitige Zustim

mung schon vorher eingeholt wurde, und das Rencontre, bei

welchem auf einen schnellen beiderseitigen Entschluß derKampf sofort

erfolgt. Auch das Rencontre trägt das Merkmal des verein.

Karten Kampfes und ist deshalb als wahres Duell zu beurtheilen.

Dagegen fällt nicht mehr unter den Begriff des Duelles die s. g.

Attacke, d. h. der bewaffnete Angriff, mit dem Aufrufe zur

Gegenwehr. Der Attackirte, der sich vertheidigt, handelt vielmehr

kraft des Nothwehrrechtesz der Angreifer hingegen macht sich

einer nach den gewöhnlichen Gesetzen zu beurtheilenden Ge

walt, Körperverletzung oder Tödtung schuldig.

Ohne tödtliche Waffen geführt, büßt derKampf den ehren

haften, edlen Charakter des Duelles ein. Nicht minder gehen

die Kämpfenden über die Grenzen des Duellbegriffes hinaus,

wenn sie die vereinbarten Regeln des Zweikampfes absichtlich

überschreiten. Auch hier müssen demnach, bei vorgekommenen

Körperverletzungen oder Tödtungen, die gemeinen Strafen dieser

Verbrechen eintreten.

Handelt eö sich nicht um eine Genugthuung wegen der

wirklich oder vermeintlich verletzten Ehre, so ist der Kampf

kein Zweikampf im technischen Sinne, da der Zweikampf nur in

seiner Eigenschaft als Ehrenkampf auf eine besondre strafrecht

liche Behandlung Anspruch hat.

Die Strafen des Zweikampfes sind in der neueren Zeit

Thüringen stellen ihn mit der Sclbsthülfe zusammen. Baden knüpft,

wie Preußen, i» den §Z. 32« fgg. den Zweikampf an die Injurien und

Verleumdungen; Oesterreich §. 158 reihet ihn an die schwere körper

liche Beschädigung. Verschiedenheiten in der Auffassung des Begriffes

selbst sind aus diese» Verschiedenheiten der systematischen Stellung nicht herzu

leiten.
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milder geworden, theils weil man zu einem besseren Verständniß

des Charakters des Duelles gelangt ist, theils weil man sich über

zeugt hat, daß harte Strafgesetze, welche in den Duellen nur Mord

und Todtschlag erblicken, wirkungslos bleiben. Das Preußi

sche allgemeine Landrecht, noch sehr ähnlich dem Reichsgut

achten von 1668, drohte noch mit dem Schwert und mit dem

Rade, heftete das Bildniß des Entflohenen an einen Schandpfahl, .

und strafte selbst dann, wenn keine Tödtung erfolgt war, mit

zehnjähriger bis lebenswieriger Festungsstrafe, mit dem Verluste

des Adels und der Ehrenrechte; alles Bestimmungen, die durch

beständig wiederkehrende Begnadigungen illusorisch gemacht wur

den, wie dies das natürliche Loos aller terroristischen Strafgesetze

isN. Unter den neueren Gesetzbüchern straft nur noch Hanno

ver eine im Duell erfolgte Tödtung mit dem Tode, und zwar

auch nur unter der Voraussetzung, daß der Zweikampf auf den

Tod eines Thciles verabredet war^. Oesterreich läßt bei schwe

ren Verletzungen und bei Tödtungcn schweren Kerker eintreten s

undHannover läßtKetten- und Zuchthausstrafen zu^. Die

andren Gesetzbücher verhängen dagegen nur eine nicht ent

ehrende Freiheitsstrafe, gewöhnlich Festung sstrase, die in der

That regelmäßig das angemessene Strafmittel ist, sofern sie nur

mit dem gehörigen Ernste vollzogen ^md in entsprechender Zeit

dauer auferlegt wird.

Zu sehr bemessen die meisten Gesetzbücher die Strafbarkeit

des Duelles nach dem eingetretenen blutigen Erfolge. Behält

man den Charakter des Duelles fest im Auge, so können Ver

wundungen und selbst Tödtungen, als die mehr oder weniger

zufälligen Folgen des Zweikampfes, auf die Erhöhung der

Strafe keinen so wesentlichen Einfluß üben. Selbst die Verab

redung, daß der Kamps nur mit dem Tode des einen oder an

dren Theils enden solle, ist nicht als ein besonders schweres

Gewicht in der Wagschale der Gerechtigkeit zu betrachten; und

sehr beachtenswerth ist die in den Motiven zum Entwurf eines

Strafgesetzbuches für Baden ausgesprochene Bemerkung, daß

solche Verabredungen nur wegen der schwersten Beleidigungen

1 Allg. Preuß, Ldr. II. 2«, §. 2S8 fgg.

2 Hannover 175.

s Oesterreich §. 155, 156.

^ Hannover zählt im Art. 177 die Strafausmessungsgründc auf.

Berncr, Strafrecht . 30
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getroffen werden, und daß die Zahl der Duelle gewiß abneh

men würde, wenn nur diese Art des Duettes üblich wäre'.

Das Herausfordern und die Annahme der Heraus

forderung wird von mehreren Gesetzbüchern als ein selbstän

diges Delikt behandelt 2. Dies Delikt wird straflos, wenn das

Duell freiwillig wieder aufgegeben wurde. Es geht in das

Duell auf, wenn es wirklich zum Duelle kommt. Aber auch

das Duell bleibt straflos, sobald die Parteien freiwillig vom

Kampfe abstehend Sekundanten, Zeugen und Aerzte sollte

man unbedingt straflos lassen. Ihre Anwesenheit bürgt für die

Ehrenhaftigkeit des Kampfes, hält jede meuchlerische Färbung

desselben fern, sichert die Beobachtung der Kampfesregeln und ist

in den meisten Fällen eine Pflicht der Freundschaft oder der

Menschlichkeit 4. Ein ohne Sekundanten geführter Zweikampf

ist sogar in höherem Grade strafbar ^. Billigung verdient auch

die Bestimmung, daß die Kartellträger straflos sein sollen,

wenn sie ernstlich bemüht gewesen sind, den Zweikampf zu hin

dern °.

Erfahrungsmäßig tragen die Anreizer zum Duell sehr

häufig den größten Theil der Schuld. Neuere Gesetzbücher haben

ihnen daher durch besondre Bestimmungen Strafen gedroht

1 Demm e, Annale,,, Band Vlll, Seite 400, 401.

2 Oesterreich 158. Preußen1ö4. Sachsen 1838, 209; 1855,248.

Die Herausforderung allein, auch wenn sie nicht abgenommen

wird, ist hiernach schon strafbar. Vgl. Oppenhof, Seite 21«, zu

§. i64,Nr. 1.

5 Die Straflosigkeit eines Deliktes, von dem freiwillig abgestanden

wird, ist ein ganz allgemeiner Grundsatz, dessen Bestätigung für das Duell in

manchen Gesetzbüchern ausdrücklich ausgesprochen wird. Vgl. Sachsen

1838, 2«gz 1855,249; dazu Krug. Braunschweig 121. Preußen 167.

Thüringen 2««.

4 Die Straflosigkeit der Sekundanten, Zeugen und Aerzte ist aus

gesprochen in den Gesetzbüchern Preußens 172, Sachsens 253, Baden«

332. Preußen erklärt dabei, daß diesePersonen nicht verpflichtet seien, über

den beabsichtigten oder schon ausgeführten Zweikampf der Behörde ander«, als

auf deren Aufforderung, Anzeige zu machen. Eben diefelben Personen werden

aber gestraft, wenn sie zugleich Anreizer zum Zweikampf waren; »gl. Sach

sen 255, 25ö, 257; Preußen 174; Baden a. a. O.

» Nach Preuß, R. (§. I7«)kann die Strafe hier um dieHSlfte, jedoch

, nie über die Dauer von zwanzig Jahren, geschärft werden.

« Sachsen 1838, 209. Sachsen 1855, 254. Württemberg 204.

Hannover 17«. Braunschweig 12«. Preußen 173. '

? Sachsen 1838,21«; 1855,255. Württemberg 203, 205. Braun

schweig 122. Oesterreich 1S3. Preußen 174. Thüringen 201. Die

Ueberschreitung der Kampfesregelm, Solo mslo verübt, hebt nach der

Natur der Sache den Begriff des Ehrenkampfes sofort auf; doch wird sie von
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Beider Strafausmessung darf die Macht der Standes-

ansicht, welche die Duellanten zum Kampfe antrieb, nicht außer

Anschlag bleiben. Offeriere wird man deshalb am mildesten zu

strafen haben. Die Standesansicht ist bei dem Ofsicierstande in

diesem Punkte noch so mächtig, daß der Ofsicier, dessen Ehre

ohnehin wesentlich eine Waffenehre ist, oft nur die Wahl hat, sich

zu schlagen oder abzudanken ^.

Für Studenten und Militärs bestehen besondre Gesetze

zur Beurtheilung des Zweikampfes.

s- 215.

Selbstbefreiung.

Nach Römischem Rechte ist nicht bloS die Selbstbefreiung

aus der Strafhaft, sondern auch schon die Selbstbefreiung aus

der bloßen Untersuchungshaft strafbar; doch war die Strafe

nicht in beiden Fällen gleich. 1) Hatte sich der Untersuch ungs-

gefangene durch gewaltsamen Ausbruch oder durch Komplott

manchen Gesetzbüchern nur als Erschwerungögrund angesehen. Vgl.

Hessen-Darmstadt 2SS, Braunschweig IIS. Richtiger: Baden 33«,

Preußen 171, Thüringen 198, Sachsen 1855, 252.

1 Unter gewisse» Bedingungen Pflegen die Partikulargesetze den Ossi-

cieren dasDucll zu erlauben. F. Bcermann, Grundsätze des heutigen

Deutschen Kriegsrechts, Th. I, §. 738.

2 Das Studentenduell straft man nach besondren akademischen Ge

setzen (für Preußen: Regl. v. 28. D'cbr. I8l« und v. 18. Nvbr. 1814). Die

Bestimmungen des Preuß. Strafgesetzb. über Duell kommen nur bei Personen

zur Anwendung, dienicht den Militärgesetzen unterworfen sind. Vgl.

Temme, Lehrb. Seite 823. — Die regelmäßige Strafe des Zwei

kampfes ist nach dem Preuß. Strafgesetzb. §. 168 Einschließung von 3

Monaten bis zu 5 Jahren; im Falle einer Tödtung Einschließung von

2 bis 12 Jahren; bei Verabredung auf den Tod Einschließung von

3 bis 20 Jahren (§. 169). Der Fall der Verabredung auf den Tod

wird auch von den Gesetzbücher» Sachsens, Württembergs, Braun-

schweig«, Hannovers, Darmstadts als der strafbarste ausgezeichnet.

Doch hat man unrecht, wenn^man in solchen Verabredungen nur tödtlichen Haß

sieht; oft gehen sie aus tödtlich gekränktem Ehrgefühl hervor und zeich

ne» das Duell durch seinen ernst ehrenhaften Charakter vortheilhaft vor

den zahlreichen frivolen Duellen aus. — Die regelmäßige Strafe der Her

ausforderung, oder der Annahme einer solchen, ist nach dem Preuß. Stfgb.

§. 164 Einschließung bis zu 6 Monaten; bei Herausforderungen auf

den Tod Einschl. von 2 Monate» bis zu 2 Jahren (§. ISS); die Strafe

der Kartelltriger Einsch. bis zu 6 Monaten (§. 166)>. der Anreizer:

Gefängniß von 3 Monaten bis zu 2 Jahren (§. 174). Je mehr der

Gesetzgeber nur den äußerlichen Erfolg «eranschlagt hat, desto mehrmuß

derRichter, «ermöge des ihm gesetzlich zuerkannten freien Ermessens, das Ge

setz durch Veranschlagung der innerliche» Seite des Duelles, der Motive und

der sich in der ganzen Handlungsweise offenbarenden Ehrenhaftigkeit, zu ergän

zen bemüht sein.

30«
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mit den Mitgefangenen (sive oKra«tl8 koribus, sive eonspirki-

tione eum caeterig) aus dem SicherheitSgefängniß befreiet, so

traf ihn Kapitalstrafe, Todesstrafe Hatte der Unter

suchungsgefangene nur die Nachlässigkeit der Wächter zu

seiner Flucht benutzt, so traf ihn eine leichtere Strafe 2.

2) Gegen den Strafgefangenen, der aus der Strafanstalt

entflohen war (KetuFä), trat Verdoppelung der noch rückstän

digen Strafzeit ein^. War die Verdoppelung unausführbar, wie

bei der lebenslänglichen Freiheitsstrafe, so kam die, nächstfol

gende schwerere Strafart zur Anwendung ^. Würde durch

die Verdoppelung eine mehr als zehnjährige Strafzeit entstanden

sein, so machte man die Strafe zu einer lebenslänglichen^.

In Ermangelung heimischer Gesetze mußte die ältere ge

meinrechtliche Praxis auf diese Römischen Bestimmungen

zurückgehen. Sie widersprachen aber dem Rechtsgefühl. Na

mentlich nahm man Anstoß an denjenigen Strafen, die dem blo

ßen Untersuchungsgefangenen für die Selbstbesreiung durch Kom

plott oder Ausbruch angedroht waren. Obwohl die Römischen

Quellen sich augenscheinlich in einer Weise ergänzen, die über die

Androhung der Todesstrafe keinen Zweifel läßt, stritt man den

noch, ob unter der Otitis poen», (nach einer andren Stelle

„Kupplioium") der leibliche, oder nur der bürgerliche Tod

! „De Kis, y»i ««.roere ekkrset« evaserunt, sumenckuin supvli-

«ium Oivi Lrs,tre« ^,ein!Ii« l'irsui rsssrinserunt. Latnrninus etisni

prodät, in eos, ^ui cAreere eruperunt, sive effrsotis Loribus, sive

eonspirations euin «ästeris —«spits punisnckos." 1^. 1. pi.O.cks

st^rsot. (47, 18). ^. NattKssi, cks eareeruin eö?«,eti«ne, Herb. IS04.

>I. Onrtius, in Otto«, tnss. I^vin. V. p. 286 socz. övälmius, ck« esrres-

rurn eörset., I^UAck. Ls,t. 1771. Leisner, cke erimine violati eareeris,

I^ips. 1789. L. II. ^. LroeeKsr, mälsüeus od kugäin e eäreere ^rsvi-

ter punienckus est, Kegioni. 1824. O. (Z. Os,snne , cks posnärnscketiei,

es,resrs prokugi, RostoeK. 1829. Wächter,?!, S. 497 fgg. Abegg,

Lehrb. S. 593 fgg. Roß Hirt, Geschichte und System II, Seite 123 fgg.

2 ,, c>n«ck si per nsgligentism eustocknm, Isviu« punisnckos."

1^. 1. pr. O.cks söraet. ?ts,tner, (ju«,est. äs Mr. orini. R«W. p. 374 sq<z.

382 sq<z.

^ l!,. 8. Z. 6 et 7. O. äs posnis: „(juisczuis »utsin in opus pudlioum

cksinnätus rsLugit, ckuplieato tempore cks,mns,ri solet; seck ckuplio«,ri

ick teniporis oportet, quock ei, eui» kugit, supersssst: svilioetne illuck

ckupliestur, czuock »pprsksnsus in oareers tuit."

^ 28. K. 14. l). cke posnis: „Its et in eustockiis gräckurn servsn-

ckuin esse, Ickern prineeps (Hs,ckrig,nus) rsseripsit: ick est, ut — «,ui in

Perpetuum cks,mng.ti ersnt, in niets,IIuin ckumnarentur ; czui in nie-

tällunn ckäninäti ick »ckiniserint, sumrn« supplioi« aküserentur."

s 1^,. 8. §. 7. 0. cke posnis. I,. 28. §. 14. 0. sock.
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(die Streichung aus den Bürgerrollen) gemeint sei. Farinacius

und Carpzov erklärten schon die Strafe für arbiträr'.

Später fängt das Naturrecht an, die Strafbarkeit der ein

fachen Selbstbefreiung zu bestreiten. Man hebt zuerst einzelne

Fälle der Selbstbefreiung als straffrei hervor, namentlich diejeni

gen, wo der Untersuchungsgefangene sich durch die Flucht einer

ungesetzlichen Behandlung von Seiten des Untersu

chungsrichters zu entziehen sucht. Auch die bloße Benutzung

der Nachlässigkeit des Wächters sollte straflos sein». End

lich wurde, freilich nicht ohne Widerspruch namhafter Schrift

steller^, der Grundsatz aufgestellt, daß die Selbstbefreiung

an sich überhaupt nicht strafbar sei, sondern daß sie erst durch

die Anwendung strafbarer Mittel strafbar werdet

Diesem Ergebniß hat sich die neuere Gesetzgebung in

Deutschland angeschlossen. ,

Der von Manchen verfochten« Satz, daß Jeder unter allen

Umständen ein natürliches Recht habe, sich wo möglich in Freiheit

zu setzen, ist freilich falsch; es muß im Gegentheil als das Sitt

liche bezeichnet werden, sich der von der Staatsgewalt rechtmäßig

auferlegten Haft nicht zu entziehen. Richtig ist aber, daß der

Staat einen solchen Somatischen Heroismus nicht bei Strafe

fordern kann. Und entscheidend ist hier die Regel, daß der

Staat seinen Strafzwang nicht anzuwenden habe, so lange er

mit einer Verstärkung des Präventionszwanges (stärkere

Sicherung der Gefängnisse) ausreichen kann.

Hiernach verordnete schon das Bairische Strafgesetzbuch von

1813 im Art. 330, daß ein Gefangener, welcher durch Gewalt

an Personen, oder durch andre Verbrechen seine Befreiung

bewirkt oder zu bewirken gesucht habe, nur denjenigen Strafen

unterliegen soll, die das Gesetz für diese Verbrechen vorschreibt;

und die Anmerkungen erklären dabei, daß sogar die Selbstbe

sreiung durch Erbrechung des Gefängnisses nie von einer

1 ?arinä«ius,1ib. 9. oöntrov. «»p. 4. Os,rp2« v, Hu. III. uro. 96.

2 Rssomsr, äüsrt. 18«. §. 5.

s Für die Bestrafung der Selbstbefreimig erklärten sich Hurlebusch,

Beiträge zur Civil- und Kriminalgesetzgebung S. 32; LroseKsr, vis», «it.;

Wächter. Lehrbuch a. a. O.; Jarcke, Handb. II, Seite 242.

4 Koch, Z. S18. Steltzer, Lehrb. §. 298. Klein, Grunds. Z. 519.

Meister (d. I.), §.337. Tittmann, Handb. §, 333. Werner, Handb,

§. 432 fgg. Henke,Handb.I1I, §. 179.
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Verbrechens- oder Vergehensstrafe betroffen, fondern nur mit einer

dem Straforte entsprechenden Korrektion (Disciplinarstrafe)

gerügt werden könne.

Diesen Grundsätzen huldigen im Ganzen auch die späteren

Gesetzbücher. Die einfache Selbstbefreiung bleibt straflos.

Sie wird nur als Verletzung der Gefängnißdisciplin be

handelt. Nimmt sie zu Gewalt gegen Personen, Bestechung,

Körperverletzung, Widersetzlichkeit ihre Zuflucht: so kann,

bei der Annahme der Straflosigkeit der Selbstbefreiung, nur die

Strafe dieser Verbrechen eintretend

Besondere Straffatzungen findet man dagegen in den neueren

Gesetzbüchern wider die s. g. Meuterei der Gefangenen.

Darunter wird die Zusammenrottung zum gewaltsamen

Ausbruche oder zu einer Gewaltthätigkeitverstanden. Man

straft dies Verbrechen nach Analogie des Aufruhres ^

Z. 216.

Rückkehr des Verwiesenen,

Dem Verwiesenen wurde früher eine UrpKega äe non re-

üeunä« auferlegt, d.h. ein eidliches Versprechen, vor Ablauf

der Verbannungszeit nicht zurückzukehren. Kam er dennoch, so

wurde er als Urfehdebrecher betrachtet.

i Sehr ausgedehnt ist noch die Strafbarkeit im Gesetzbuche Württem

bergs, das, außer der Meuterei (Art. 182), im Art. l«1 drei Fälle bedroht,

nämlich die Selbstbefreiung I) durch gewaltsamen Ausbruch, 2) im

Komplott, 3) durch Gewalt gegen die amtlichen Personen. Die

Grenze zwischen dem Komplott und der Meuterei läßt sich oft schwer auffinden.

— Sachsen 18S5, Art. 1S2, unterwirft nur den Vorschriften der Gefängniß

disciplin diejenigen, welche sich ohne Gewalt gegen Personen und

ohne Bedrohung mit solcher, allein oder in Gemeinschaft mit ein

ander befreie». Preußen läßt ganz einfach nur die Strafen derjenigen

Verbrechen zu, die als Mittel der Selbstbefreiung angewendet wurden. Die

früheren Preußischen Entwürfe wollten wenigstens «och dann strafen, wenn

zwei oder mehrere Gefangene ihre Befreiung mittelst gegensei

tiger Unterstützung bewirkt haben. Später ließ man dies falle». Vgl,

Sachsen 1838, Art. l«S. Braunschweig Z. 1«9, 277. Hannover 170—

172. Darmstadt 197—201, woselbst das bloße Entweichungskomvlott

mit GefSngniß oder Korrektionsbaus bis zu 6 Monaten bedroht ist. Baden

632—638; 685, 686. Oldenburg 333 fgg.z 446, 447. Thüringen 106.

s Württemberg 182. Braunschweig 39. Preußen 96. Sach

sen 18SS, Art. 153, Absatz 3. Bei Sachsen tritt die Analogie des AufruhxS

in den Hintergrund. Preußen begnügt sich nicht mit der Zusammenrottung,

sondern fordert zur Strafbarkeit eine» Anfang der Ausführung des beab

sichtigten gewaltsamen Handelns, bestehe dies nun in gewaltsamem Aus

bruche, in Widersetzlichkeit oder Nöthtgung.
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Durch diese eigenthümlich Deutsche Verbindung des Eides

mit der Verweisung ward cS unmöglich, die Bestimmungen deS

Römischen Rechtes, nach welchen gegen den Rückkehrenden die

nächstfolgende härtere Strafe eintreten soll', in Deutschland zur

Anwendung zu bringe». Man glaubte sich berechtigt, gegen den

Urfehdebrecher die Strafe deS Meineides (Abhauung der

Schwursinger) anzuwenden, obwohl die Karolina diese Strafe

für diesen Fall nicht vorgeschrieben hat 2.

Von der Neuzeit ist die Auferlegung der s. g. Urphede

verworfen worden. Man hat die Ueberzeugung gewonnen,

daß es ein des Staates unwürdiges Gefühl der eigenen

Schwäche bekunde, wenn er sich vom Verbrecher eidlich verspre

chen läßt, sich nicht rächen oder nicht wiederkommen zu wollen.

Man hat sich nicht minder überzeugt, daß man Verbrecher

nicht durch Eide, sondern nur durch Zwangsmaßregeln

in Ordnung halten kann.

Allerdings aber finden sich in den neueren Gesetzbüchern

noch Strafbestimmungen wider die Rückkehr der Verwiesenen.

Von diesen Bestimmungen können immer nur Ausländer ge

troffen werden, weil die Strafe der Landesverweisung nur auf sie

angewendet wird ^.

Daneben finden sich Satzungen wider die f. g. „Ueberfchrei-

tung der Begrenzung," d. h. wider die Uebertretung derjeni

gen Beschränkungen, die kraft einer gerichtlich erkannten Stellung

unter Polizeiaufsicht eingetreten sind ^.

1 4. O. 6s poenis: „Loo Hure utimur^ ut relsAktus illter6iet!s

loeis llou exee^ät; »lioyui» in tsmpus <iui<lem releAsto psrpetuuni

exilium, illpskpetuumreleAät« insuIsersIsAstionis, in insulsm

reisest« cksportätiouis, in insulaoi cleportsto poeo» «spitis

äärvAätur." Vgl. I.. 2?. §. 13. 0. eo<Z.

2 Der Art. 108 handelt nur von derllrpkeäs 6s von uloiseenä«, d.h.

von dem Eide des Verbrechers, sich wegen der gegen ihn geübten Strafthäligkcit

nicht zu räche». Vermöge des Artikels 107 glaubte man indeß die Strafe de«

Meineides auch auf den Rückkehrenden anwenden zu dürfen. Vgl. Lress, ack

ärt. l«8. «OO. z. l. uro. 2. Feuerbach, Lehrb. z. 2««, Note 2.

s Baiern 1813, 331. Württemberg 183. Braunschweig 124.

Hannover 173. Oldenburg 33«. Preußen IIS, vgl. 29; Strafe:

GefSngniß von 3 Monaten bis zu 2 Jahren. In manche» Gesetzbü

chern kommt Arb eitshaus und selbst Zuchthaus vor.

4 Württemberg 184. Braunfchweig 12«, Preußen IIS. Vgl.

DarmstadtS«. Bade»28. Ueber das VerhSltniß der älteren Ver

strickung (Oovtiiläti«) zur neu«ren Stellung unter Polizeiaufsicht

vgl. §. 12« dieses Lehrbuches.
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§. 217.

Nichtanzeige.

Man unterscheidet die Nichtanzeige begangener und die

Nichtanzeige bevorstehender Verbrechen.

1. Die Nichtanzeige begangener Verbrechen bleibt regel

mäßig straffrei, sofern dadurch nicht eine besondre Amtspflicht

verletzt wird. Das gemeine Recht straft sie nur bei dem Hoch-

verrathe V der Münzfälschung 2, der Gotteslästerung^ und

dem s. g. Schelten oder Auftreiben des Handwerkes^.

Noch enger werden die Grenzen der Strafbarkeit von den neue

ren Gesetzbüchern gezogen. Das Bairische Strafgefetzbuch

von 1813 nimmt zwar noch bei allen schweren Verbrechen eine

Rechtsverpflichtung zur Anzeige an, deren Vcrabsämnung strafbar

sein soll, wenn dadurch die Untersuchung oder Bestrafung er

schwert oder vereitelt worden ist 2. Einige neuere Gesetzbücher

fordern die Anzeige, unter Strafandrohung, zur Rettung eines

zur Untersuchung gezogenen Unschuldigen^. Die meisten

andren Strafgesetzbücher führen den Grundsatz der Straflosig

keit durch, ohne von demselben Ausnahmen zu machen?.

2. Die Nichtanzeige bevorstehender Verbrechen wird nach

manchen Gesetzbüchern bei allen, nach andren wenigstens bei ge

wissen schwereren Verbrechen gestraft. Zu diesen schwereren

Verbrechen gehören namentlich die staatsgefährlichen (Hoch-

1 Unterlassene Anzeige des Hochverrathes soll wie der Hochverrath

selbst gestraft werden. 1^,. 5. §. 6. Log. s,ü IsA. ^ul. m^. Goldene Bulle,

Kap. 24. §.9.

2 Wer «on einer ihm bekannten Münzsälschunq in Monatsfrist keine

Anzeige macht, zahlt zwei Mark Gold. O. 1. Oocl. gs lalss, moneta.

R. M. O. von 1S59, Z, 1S1 fgg.

s Wer einegehörte Gotteslästerung achtTage verschweigt, wird ar

biträrgestraft; man nahm an. er habe die ganze Gegend dem Zorn der

beleidigten Gottheit ausgesetzt. R. P. O. von 1S77 und »on,!S48.

4 Reichsschluß »on 1731. Die Anzeigcvflicht lag In diesem Falle nur den

Handwerksmeistern ob. Vgl. Lrgll, Oiss. gs poens, silöiitii et eon-

«eientias gslioti alisui, Vitsd. 1 742. ^. H. IZoeKmsr, Oiss. cls «IiIiAä-

tioiis scl rsvslg,n6uui oeeultg,, Häl. 1742. I?ütimänn, Oiss. 6« erimins

eoniiiventiss, I^ips. 1785, in Opus«, vr. 3,

s Baiern 1813, 87,88. Vgl. Oldenburg 93, 94.

« Braunschweig 48. Sachsen 18SS, Art. 71 (»gl. 1838, 40). Würt

temberg 94. Diese Bestimmung ist angemessen.

i So Preußen. Vgl. Goltdammer, I, Seite 343. Die Krimi

nalordnung »on 180S verlangt im Z,1« nicht Anzeige eines begangenen Ver

brechens, sondern nur Anzeige des Ortes, wo eine entführte Person,

oder gestohlene oder geraubte Sachen versteckt sind.
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verrath, Landesvcrrath), die ge mein gefährlichen (Brandstif

tung, Überschwemmung), auch die Münzfälschung, der Mord,

der Raub und der Menschenraubs

Bedingungen der Strafbarkeit dieser Nichtanzeige sind

«) ein noch nicht begangenes, fondern erst beabsichtigtes Ver

brechen, jZ) glaubhafte Kunde von dem Vorhabend Manche

Gesetzbücher fordern überdies, daß die Anzeige nicht mit eigener

Gefahr oder mit Gefahr für einen Dritten, namentlich einen

Angehörigen, verbunden gewesen sei^. Braun schweig und

Ba,den strafen nur dann, wenn das nicht angezeigte Vorhaben

später wenigstens zu einem Anfange der Ausführung gekom

men ist>.

Die Anzeige des Vorhabens muß entweder bei der Behörde,

oder bei der durch daö Vorhaben bedrohten Person erfolgt

sein.

1 Württemberg und Sachsen 1855 dehnen die Pflicht zur Anzeige be

vorstehender Verbrechen („Vorhaben") auf alle Verbrechen aus. Sach

se» hebt daneben noch besonders hervor: Hochverrath, militärischen

Verrath, Staatsverrath, Aufruhr, Mord, schwere Körperver

letzung, Raub, Nothzucht, bewaffneten Dieb stahl, Brandstiftung,

Falschinünzen. Beiden übrigen Verbrechen straftSachsen die Nichtver

hinderung nur dann, wenn sie wegen eines VortheilS oder gegen dieAmts-

pflicht geschehen Ist; «gl. 1855, Art. 7«. Vgl. Preußen §. 33. JnDarm-

stadt verwarfen die Kammern eine allgemeine Strafdrohung; das Gesetzbuch

droht nur Strafe bei Nichtanzeige des Hochverrathes. Vgl. Breiden

bach, II, Seite 413. Preußen, Baden §. I4ö, Braunschwelg 48, kennen

eine Anzeigepflicht nur bei gewissen schweren Verbrechen, namentlich bei den

im Terte dieses K. angeführten. Baden beschränkt die Strafbarkeit der Nicht

anzeige auf das Vorhaben, ein mit dem Tode oder mindestens zehn

jähriger Zuchthausstrafe bedrohtes Verbrechen zu verüben.

2 Baiern 78, 7S. Sachsen 1838, Art. 3g; 1855 a. a. O. Württem

berg 93. Braunschweig 48. Oldenb urg 8t, 85. Preußen a. e>. O.

Ucberall liegt ganz entschieden in der Ausdrucksweise der Gesetzbücher, daß man

das Delikt als eine Nichtverhinderung des bevorstehenden Verbrechens

strafe. Daraus folgt, daß die Anzeige rechtzeitig erfolgt fein muß, wenn

man Straflosig'kei t annehmen soll; darausfolgt nicht minder, daßdieun-

tcrbliebene Anzeige nicht strafbar sein kann, wenn eine rechtzeitige,

d. h. zur Verhinderung noch Zeit gebende, Anzeige nicht mehr mög

lich war.

2 Sachsen und Braunschweig nennen nur Gefahr für den Mitwis

se rselbst od er für seine Angehörigen; Württemberg erwähnt auch der

Gefahr für einen anderweitigen Dritten. — Von selbst sollte es sich wohl

»erstehen, daß diejenigen Personen, die keine Zeugenpflicht gegen

einander haben, auch wegen Nichtanzeige nicht gestrast werden

können. Doch wird dieserSatz nicht überall anerkannt, LnPreußen be

trachtet man die nahe V erwandtschaft bei der Nichtanzeige nur als Min

derungsgrund.

4 Dies entspricht dem strengen N ech t S st a » d p u » k t e ; das Gegentheil dem

bloßen Po lizeistand punkte.



474 Viertes Buch. Erster Titel.

ManverhängtGefängnißstrafe, mitunter auch bloßeGeld-

strafe^. Die Strafe steigt mit der Schwere des nicht angezeigten

verbrecherischen Vorhabens.

Z. 218.

Verbergung und Fluchtbesörderung.

Das Römische Recht straft dieRsoeptatio, d. h. dir Ber-

bergung von Verbrechern und die Beförderung ihrer Flucht,

mit Einschluß der Nichtfestnahme des Fliehenden und der Los-

gebung des Ergriffenen, sofern letztere um Gewinnes willen

erfolgte 2. Dein Reoeptator wird die von dem begünstigten Ver

brecher selbst verwirkte Strafe gedroht^. Einen Milderungs

grund bildet Verwandtschaft oder Vcrschwägerung mit dem

begünstigten Verbrechers

Die P. G.O. sieht in der Verbergung und Fluchtbeförderung

ein Anzeichen der Mitschuld und gestattet deshalb gegen den

Begünstiger die Anwendung der Foltert

Nach den neueren Gesetzbüchern ist daS in Rede stehende

Delikt, so weit es in der Absicht geübt wird, den Verbrecher der

Bestrafung zu entziehen, mit den allgemeinen Strafen der

Begünstigung bedroht. Man läßt es indcß straflos bei nahen

Verwandten^.

> Preußen will nur GefSngniß (bis zu SJahren). Sachsen gestattet,

wenn kein Vortheil gesucht und keine Amtspflicht verletzt wurde, Geld

strafe (bis zu 60« Thalern) ; läßt aber andrerseits auch Arbeitshaus (bis

zu vier Jahren) zu.

2 Z^,. 1. O. 6s rsssptAtor. I>. 1, 2. Lo6. üs Iiis <zui Istronss. 1^. 3.

§.12. 0. Ss 8Oto silän. I>. 3. §. 3. 0. cke iuoevSi«. uu. t^oS. 6e orim.

pssulst.

« klstnsr, c^ussst, gg^ur. Lrim. Rom., PSA. 386 sc^c>. Rein, Seite

34S fgg.

4 1^. 2. O, 6s rseeptätor.

° P. G.O. Art. 4«.

« In der Regel mird neben der Verbergung und Fluchtbesörderung die

jenige Begünstigung bedroht, durch die man dem Verbrecher die Vortheile

des Verbrechens z» sicher» sucht. Auf diese letztere Art der Begünstigung

kann sich indeß das Privilegium der Straflosigkeit der Verwandten nicht er

strecken. Vgl. Baiern 1813, 84. Sachsen 1838, 38, 4S. Sachsenl8S5,

öl. Württemberg 89. Hannovers. Braunschweig 47. Darm-

stadt87. Baden 142. Oesterreich «,217— 221. Preußen 37, woselbst

die Strafe ausgeschlossen wird, wenn die Verbergung oder Fluchtbeförderung

>»on leiblichen Ascendenten «der Descendenten, von Geschwi-stern

oder von Ehegatten ausging. Dies ist viel zu eng und kann daher zu

roßen Härten führen. Brau «schweig nennt auch Seitenverw andre

is zum vierten Grade. Fast alle Gesetzbücher berücksichtigen die Schwä-
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Z. 219.'

Befreiung Andrer.

Die Befreiung Andrer darf mit der Andren geleisteten

Bcihülfe zur Selbstbefreiung nicht verwechselt werden.

Letztere setzt ein selbständiges Unternehmen der Befreiung auf

Seiten des Gefangenen voraus, daS von einem Andren nur un

terstützt wird. Erstere fordert ein selbständiges Unternehmen der

Befreiung durch einen Andren, bei dem dann der Gefangene viel

leicht Unterstützung leistet.

Das gemeine Recht, hat kein Strafgesetz für die Befreiung

Andrer. Man zieht dies Delikt deshalb unter andre Gesichts

punkte, als den des Eingriffes in die Ordnung der Rechtspflege.

Mcistenthcils sucht man es als Gewalt zu behandeln. Mitunter

nimmt es die Formen der Widersetzlichkeit oder des Auf

ruhres an^.

Ausdrückliche Strafbcstimmungen wider die Befreiung Andrer

bieten die sämmtlichen neueren Strafgesetzbücher 2. Das

Delikt setzt Absicht voraus. Die zu befreiende Person muß von der

obrigkeitlichen Gewalt gefangen gehalten werden; daS Ver

brechen kann nicht begangen werden hinsichtlich einer Person, die

nur erst von Privaten gefangen gehalten wird; eS kann nicht

begangen werden hinsichtlich einer Person, die zwar von der

Obrigkeit verfolgt, aber noch nicht gefangen genommen ist:

in diesen letzteren beiden Fällen wird vielmehr gemeiniglich nur

eine strafbare Fluchtbeförderung oder Widersetzlichkeit an

zunehmen sein. Die Vollendung tritt ein mit dem Augenblicke,

wo der Gefangene, wenn auch nur ganz vorübergehend, der

gerschaft, viele überdies noch die Verhältnisse der Vormünder und Mün,

del, der Pflegeeltern und Pflegekinder. Sachsen läßt die Begün

stigung straflos, wenn sie lediglich aus Rücksicht auf verwandtschaftliche,

schwägerschaftliche, oder nahe häusliche Verhältnisse, und weder um

eigenen Vortheils willen, noch aus eigenem Interesse an der That statt

gefunden hat; Art. 72. In dieser Bestimmung wird dem richterlichen

Ermessen der gebührende Spielraum gegeben und zugleich das Interesse

an der Person in entsprechender Weise von denjenigen Interesse» geschieden,

die aus Schonung keinen Anspruch haben.

1 Wächter, Lehrb. ll, Seite 504, Nr. 25. Roßhirt, Geschichte und

System II, S. 125. Rein, S. SIS.

2 Baiern 18l3, 328 fgg., 418 fg. Sachsen 1838, 1«S; 1855, 152.

PreußenS4. Ueber Braunschweig, Hannover, Darmftadt, Baden,

Oldenburg, Thüringe» vgl. Seite 47«, Note 1 dieses Lehrbuches.
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obrigkeitlichen Gefangenschaft entzogen ist. Bloßer Versuch

ist auch dann noch anzunehmen, wenn der Gefangene zwar seinen

Kerker verlassen hatte, aber doch noch innerhalb der äußeren

Umschließungen des Gefängnisses wieder ergrissen wardd

Es pflegt eine mäßige Gefängnißstrafe einzutretend Die

Befreiung von Civilgefangenen ist minder strafbar als die von

Kriminalgefangenen, die Befreiung von Untersuchungs

gefangenen minder strafbar als die von Strafgefangenen,

die Befreiung leichter Verbrecher minder strafbar als die

schwerer Verbrechers

8. 220.

Falsche Angebung.

Falsche Angebung heißt die verleumderische Anzeige, durch die

der Verleumder einen Unschuldigen in Untersuchung bringen will.

Dies Verbrechen stimmt im Thatbestande mit der Verleum

dung übcrein. Die angedichtete Handlung ist aber nothwendig

eine strafbare. Und derUmstand, daß durch die verleumderische

Anzeige die Behörde mißleitet werden soll, raubt dieser Art

der Verleumdung den Charakter eines bloßen Privatverbrcchcns

und weiset ihr einen besondren Platz unter den Verbrechen wider

den Staat zu.

i Der Gefangene braucht nicht in einem Gefängniß zu sein; er

muß sich nur in der Gewalt derObrigkcit befinden. Hiernach ist insbesondre

auch bezüglich der auf dem Transport befindlichen Gefangene» das Ver

brechen der Befreiung möglich. — Uebcr Versuch und Vollendung »gl.

Ja chariS, Archiv für Preuß. Strafrecht Band III, Seite 290.

^ Preußen will Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei Jahren.

Andre Gesetzbücher sind strenger. Sachsen läßt Arbeitshaus zu, Hanno

ver und Darmstadt unter Umständen sogar Zuchthaus. Eine mildere

Behandlung, wenn auch nicht völlige Straflosigkeit, muß auch hier den V cr-

wandten, welche die Befreiung des Gefangenen bewirkt haben, zu Thcil wer

den. Vgl. Württemberg 18«, Hannover 17», Baden «37.

s Man vergesse indeß, bei solchen allgemeinen Abstufungen dcr'stras-

barkcit, nie die eigenthümlich gestalteten Umstände des einzelne»

Falles. Vgl. Sachsen 1855, Art. 152, wo ein höheres Strafmaß für die

Befreiung von Straf- oder Untersuchungsgefangcnen angeoronct ist;

Darmstadt 138, wo die Schwer? der Strafe, welcher der befreiet« Ge

fangene unterlag, als Ausmessungsgrund angeführt wird. Bei der Be

freiung aus der bloßen Schuldhaft tritt die Verletzung derObrigkcit sehr

zurück; das Delikt erscheint hauptsächlich als Verletzung des Gläubigers,

der den Schuldner einsperren ließ. Daß hier eine mildere strafe am Orte

sei, erkennen niehrere Gesetzbücher ausdrücklich an: Darmstadt 198, Baden

«38. Znweitgel,tFeuerbach,§.l94,Notcl. Vgl. 8tr?K, g« «aresre »<I

vu8toäiäm, O»p. V. Rro. 4. (in Opp. Vorn. I. p/93). Werner, Handbuck'

des peinl. Rechts, §. 140.
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Man verhängt die erhöhet?« Strafen der Verleum

dung^.

Die falsche Anzeige aus bloßer Fahrlässigkeit läßt der Staat,

um die Angeber nicht zu sehr zu entmuthigcn, straflos.

8- 221. , .

Meineid.

Meineid ist die absichtliche Verletzung eines bürgerlich

verbindlichen Eides.

Von den Römern wurde der Meineid insofern gestraft, als

er ein ?«,l3um oder einen Stellionat enthielt. Die religiöse

Seite des Meineides galt für sich allein nicht als ein Straf«

grund. Man ging davon aus, daß die Rache wegen der ver

letzten Religionspflicht der beleidigten Gottheit selbst zu

überlassen sei: „ klurisjuräiioü ««utemta religio 3ätis Deum

Kabet ult«rera"2. Nur den Meineid per geuiuiu prineipis

war als bloßer Meineid strafbar 2. In allen andren Fällen

konnte die durch den Meineid verübte Rcligionsvcrlctzung

nur cenforische Rügen veranlassend

1 Ohne die eigenthümliche Natur der falschen Angebung zu verkenne»,

stellen diemeisten Gesetzbücher dies Verbrechen schlechtweg unter EhrenkrSn-

kungen. Nur Hannover und Bra u n sch«eig wählen eine andre Stellung.

Vgl. Batet n 288, 394. Sachsen 1838, IS7; Sachsen I85S, 23S. Würt

tembergs«. Braunschwetg 144. Hannover 217. Darmstadt2«3.

Baden 284—28«. Preußen ISS. Oesterreich 209, 21«. Ungehörig

ist die Gleichstellung der falschen Angebung mit der falschen An

klage. Vgl. indeß Feuerbach, Z. 429 und Note3daselbst. Sehr streng

straft Braunschweig. Es «erhängt Zuchthaus von 2— 1« Jahren,

wenn das Verbrechen, auf welches sich die falsche Anzeige bezieht, mit Todes

oder Kettenstrafe bedacht ist; in andren Fällen Zwangsarbeit «der Ge-

fängniß.

2 1^.2. Log, gs red. ers6. 1'. ü. L«,SS»II, <Zs zure>ur. vet. mprilv.

Rom., I'rsj. äüRK. 1728. ^t. KI. 8älderr»6, <ie forma ^ursment. et

posn«, psi^ur., ^r^. 1731. O. RtzinKardt, ge poen«, perjur., I^ip«.

1733. II. 1^. öätsläiius, 6e reliAwris ^uris^urariäi, I^UAlt. L«,t. 1735.

^. 6e Nsldläve, clostrins, äs ^ure^ur»«<Io, ^sorimk. 1781, st Lud.

182«. L. NüIIsr, äs psr^ur,, Vitsb.18«4. Logen, 6e perjuri«,

<?roninA. 1818. ^. Oslspisrrs, 6e vosn», verjur., Lräuä. 1824. Loss-

K i rt , ?roßr. 6s HurisMräuäi rsligione et 6s posnis in verjuros stätutis,

Leiöeld. 1829.

« Der Meineidige wurde hier ausgehaucn und es wurden ihm dann die

Worte auf den Weg gegeben: Schwöre nicht leichtfertig: „/^oirer«? /<H

v^ve: " „I'etulänter nsMiäto." 1^,. 13. S. ö. 0. cke ^ursjuräväo (2, 2).

4 Vgl.Jarcke, über das cenforische Strafrecht, Seite 2«. Rein, Seite

79«. Siehe überhaupt noch Mittcrmaier, im N. Archiv des Kr. II, S.

85fgg. Mittermaier zu Feuerbach, §. 418. Wächter, Lehrb. II, S.

255 fgg. Abegg, Lehrb. Seite 711 fgg. Marezoll, Lehrb. S. 571 fgg.
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Das Kanonische Recht rückte die Entweihung des gött

lichen Namens in den Vordergrund. Die bürgerliche

Seite des Meineides trat jetzt mehr zurück. Doch sind die Ka

nonischen Strafen theils nur kirchlicher Art (bloße Kirchcn-

bußen), theils nur auf Geistliche berechnet (wie namentlich die

Amtscntsetzung des Geistlichen). Nur die veränderte Auffas

sung des Meineides konnte hiernach in das weltliche Recht über

gehen

Nach Germanischem Recht wird der Meineid schon früh

mit dem Abhauen der Hand oder der Schwurfinger ge

ahndet^. Die BambergensiS bestätigt diese Strafe als einen

gemeinen Gebrauch im heiligen Reichel Sie ging auch in die

Karolina über^.

Man unterscheidet gegenwärtig Falscheid und Eidcsbruch.

Falscheid (oder Meineid im engeren Sinne) ist die Verletzung

des assertorischen, Eidesbruch die Verletzung des promis

sorischen Eides.

Zum Thatbestande gehört für beide Arten des Meineides

ein bürgerlich verbindlicher, und zwar gewöhnlich ein ge

richtlich abgeleisteter Eid.

Religiös verbindlich ist auch jeder Privateid. Sündlich

ist demnach auch jeder Privatmeineid. Der Staat straft indcß

die im Meineide enthaltene Religionsverletzung nicht als solche,

sondern nur soweit, als sie ein Angriff auf die öffentliche

l 0.8. O. VI. <zu, 1. „Huieuvyue seisns pe/jerävsrit, <zuä<Zr»Aint»

öies in pg,ris et squ», st Septem segusntss ann«s posnitsst, et ounyusm

sit «ins voenltuvtis, et nunqusm in testimonium resiviätur: eoinmu-

nioriem tarnen vost Käee peroipist." 0. 17, <ü, XXII. qu. I. — ,,tslem

poenitentiäin impovi debere, <iuulein et cke käultsri«, et<te tornie^tiove,

et 6s>)i«miei6io sponte oommiss«, st 6s seteri« erimillslibus vitii«. §. I.

8i Hvis vero pervstrato per^urio, aut c^uolibet erimiusli vssssto, timens

poenitsutisni lovAärn, eonksssiooem vevirs ooluerit, eeslesi»

rspetlevltus est, sive » voinmimioos et oonsortio LtZeliuin" et«. Vgl,

Jarcke, Handb.II, S. S7. Rvßh irt, Geschichte und System III, S. 143.

S 1^,. ?ris.X. 8«,x. II. 8 et 9. Osvit. Oärol. KI. a. 779. Z. 1«: „De

eo czui perjurium teevrit, nullsin relZellitionein 6et, nisi m»nuui

psrast."

s Larad. ^,rt. 128.

< VOL. Art. 107: — „und nachdem im Heyligen Reich ein gemeyner

gebrauch ist, solchen falsch schwerern die zwei finger, damit sie geschwo

ren haben, abzuhawen, die selbige gemeine gewohnliche leibftraff wollen

wir auch nit endern."
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Ordnung, namentlich ein Angriff auf die Rechtspflege ist.

Privatmeineid ist straftos ^.

Die Karolina fordert einen „gelehrten," d. h. einen vom

Richter vorgesprochenen Eid. Hierin fand die gemeinrecht

liche Theorie das Erforderniß der Gerichtlichkeit. Jedenfalls

muß aber auch jeder nichtgerichtliche, vor einer in »Kstraot«

zuständigen öffentlichen Behörde abgelegte Eid als ein bür

gerlich verbindlicher betrachtet und seine Verletzung als Mein

eid gestraft werdend

Die bürgerliche Verbindlichkeit des Eides wird durch das

Unterbleiben der Verwarnung vor dem Meineide nicht

aufgehoben ^.

Nicht minder bleibt der Eid bürgerlich verbindlich und seine

Verletzung Meineid, wenn der Schwörende die Behörde über sein

religiöses Bekenntnis) getäuscht, und infolge dessen in einer an

dren Bekenntnißformel, die gleichfalls im Staate Geltung

besitzt, geschworen hat*.

1 Mittermoier, im Archiv des Kr. II, Seite97 fgg., llg fgg^ Hepp,

im Archiv XIV, S.342. Abegg, Archiv, N. F. I, S.S8I. Derselbe,

Lehrb. F. SSZ. Watzdorf, Jahrbücher für Sachs. Strafrecht, Band I, S.

22Sfgg. — Dieixuere» Gesetzbücher strafen zwar auch nicht den Meineid

als bloße ReligionsverKtzung; doch weiset noch das neueste Sächsische dem

Meineide seine Stellung unter den Verbrechen gegen die Religion an,

was bei manchen Fragen der Lehre vom Meineid zu falschen Ansichten und selbst

zu argen Mißgriffen verleiten kann. Manche Gesetzbücher fassen den Meineid

mitBetrug oder Fälschung zusammen; so das allg. Preuß. Landrecht,

so ferner Baiern und Oldenburg. Darmstadt schließt den Meineid, in

einem besondren Titel, dem Titel von der öffentlichen Fälschung an.

Württemberg, Hannover und andre sehen im Meineide ein Verbrechen

wider öffentliche Treue und Glauben.

2 I» den Gefetzbücher» für Baiern und O Idenburg findet sich noch die

veraltete Bestimmung, daß der Eid ein g erichtlicher sein müsse. Die späteren

Gesetzbücher haben erwogen, daß ja nicht 'blos Gerichte, sondern auch andre

Behörden zur Abnahme von Eiden befugt sind. Braunschweig und Han

nover gestatten in gewissen Fällen sogar die Eidabnahme durch Notare.'

Doch muß immer eine Behörde vorausgesetzt werden, die irgend eine schwei

gende oder ausdrückliche Staatsvollmacht zur Abnahme von Eiden

besitzt; und der vor einer gänzlich ungeeigneten Behörde abge

legte falsche Eid würde als bloßer Privateid zu betrachten und

deshalb ^iraffrei zu lassen sein. . .

s Goltdammer, Materialien II, Seite 22S. Archiv für Preuß. Straft.

I, S. S3, 567, 702.

t Die jüngste Preußische Praxis hat sich hierüber sehr bündig ausge

sprochen. Man machte namentlich geltend, daß nicht zu viel Gewicht auf die

subjektive Seite zu lege» sei, "weil dies dem Rechtscharakter des Eides nicht

entspreche. Die Uebereinstimmung des subjektiven Glaubens mit
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Einem bürgerlich verbindlichen Eide ist gleich zu achten die

Versicherung an Eidesstatt, mit welcher sich der Staat bei

Mennoniten und Philipponen begnügt ^, nicht minder die

amtliche Versicherung unter Berufung auf den Dienst

eid, so wie die Versicherung eines Sachverständigen unter

Berufung aus seinen ein für allemal geleisteten Sachverstän

digeneid 2. Dagegen ist die bloße Versicherung an Eidesstatl

bei andren Personen, wo die Versicherung nicht auf einen

bereits früher in allgemeinerer Form geleisteten Eid zurückbe

zogen werden kann, zwar strafbar, aber weder ein Meineid,

noch dem Meineide an Strafbarkeit gleicht

Zum besondren Thatbestande des Falscheides gehört eine

wissentlich falsche Aussage. Die Vollendung tritt ein,

sobald die ganze Eidesformel von dem Schwörenden gespro

chen ist.

Zum besondren Thatbestande des Eide5bruches gehört ein

eidliches Versprechen. Die Vollendung liegt in dem

Bruche dieses Versprechens. Wo dagegen der unpassende Ge

brauch herrscht, die Zeugen schon vor der Aussage zu vereidigen,

muß erwogen werden, daß der Zeuge noch mindestens bis zum

Abschlüsse des Protokolles ein Recht zur Verbesserung seiner

Aussage besitzt. Der Eid selbst liegt hier gar nicht in der AuS-

derEidesformel sei nicht absolut wesentlich. Sonst würde derjenige,

der nachträglich ein Atheist zu sein behaupte, straflos bleiben müssen. Ab

weichend votirt Goltdammer, im Arch. für Preuß. Strafrecht, Band IV,

185«, Seite 317 sgg.

1 DieMennoniten werden schon durch dieReichsgesetzgebung vom

Eide befreiet und zugleich wird ihrer Versicherung an Eidesftatt die volle Bedeu

tung des Eides beigelegt. N. K. G. Visitation sbeschluß vom 13. Oktober

17S8. Bon de» neuere» Gesetzbüchern ist dies auf andre Sekten, die

den Eid mit ihrem Gewissen unverträglich finden, ausgedehnt

worden: Baiern 1813, 27«. Sachsen 1838, 18«; 1855. 228. Württem.

berg 231. Braunschwetg 139. Hannover 203, Abs. 2. Darmstadt

233. Baden 498. Preußen 128.

2 Preußen 128 achtet es auch dem Eide gleich, wenn derjenige, der als

Partei, Zeuge oder Sachverständiger einen Eid geleistet hat, unter

Berufung auf diesen Eid in derselben Sache noch nachträglich eine

Versicherung abgiebt.

«Baiern 271. Württemberg 233. Braunschweig 13«. Han

nover 215. Darmstadt 241. Bade» 499—502. Sachsen I85S, 228,

229. Vgl. Sachsen 183», 18«, 325. Preußen 129: Gefängttiß von 3

Monaten bis zu einem Jahre, woneben Suspension der Ehrenrechte eintre

ten kann.
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sage, sondern in der vorangegangenen Zusage, und eS hieße

den Aussagenden zu sehr gefährden, wenn man ihn sofort bei

dem gesprochenen unwahren Worte den Strafen des Eidesbruches

unterziehen wollte ^.

Die hohe Strafbarkeit des Meineides gründet sich 1) auf

die Wichtigkeit des Eides, der die letzte Instanz der publica

K6es ist, für die Rechtspflege und für die bürgerlichen Verhält

nisse; 2) auf den besondren Nachtheil, der durch den Meineid

dem Staate oder einem Einzelnen rechtswidrig zugefügt wor

den ist ^.

Folgende Fälle müssen hinsichtlich der Strafbarkeit auseinan

der gehalten werden:

1. Es leistet Jemand in Strafsachen einen falschen Eid

zum Nachtheil des Angeklagten, sei es um den Unschul

digen einer Strafe, sei eS um den Schuldigen einer zu

schweren Straft zu unterziehen..

Dies ist der strafbarste Fall.

Die Karolina verhängt Talion über denjenigen, der in

einer peinlichen Sache den Unschuldigen durch falschen Eid

in eine Strafe bringen wolltet So streng sind die neueren

Gesetzbücher nicht mehr; doch halten sie daS in der Bestimmung

der Karolina liegende Princip fest, daß die Größe der über den

Unschuldigen gebrachten Gefahr oder Strafe auf die Größe der

Strafe des Meineidigen Einfluß üben müsset

Hat der Meineidige durch seinen falschen Eid nicht bloS eine

falsche Verurtheilung, sondern auch eine vollständige Vollzie

hung deS Urtheils beabsichtigt und bewirkt: so sollte die

Talion unbedingt auch jetzt noch eintreten. War das voll

zogene Urtheil ein Todesurtheil: so liegt ein durch Meineid

1 Vgl. G o l td a m m er , Materialien II, S, 237. 24«.

2 C.F.Göschel, der Eid nach feinem Begriffe, Principe und Gebrauche,

Berlin 1837.

« P. G. O. Art. 107: „Wo aber eyner durch seinen falschen eyd I eman-

den zu veinlicherStrafe schwüre, der selbig soll mit der Veen, die er

felschlich auf eynen andren schwüre, gestrafft werden."

« Vgl. Baden 488, 488. Baiern 1813,292. Sachsen 1838,18s, 1S5S,

223, Absatz 3. Württemberg 22S. Hannover 211. Darmftadt 234,

239. Thüringen 173, 174. Preußen 126.

Berner, Strafrecht. 31
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verübter Mord vor, dessen Strafe wahrlich deshalb, weil Reli

gion und Rechtspflege dabei empörend mißbraucht wurden, nicht

gelinder als der gemeine Mord gestraft werden darf/.

2. Ein besonders strafbarer Fall, wenngleich minder strafbar

als der eben angeführte, ist der um eines rechtswidrigen Ver-

mögensvort heiles willen geleistete Meineid.

Nach der Karolina soll derjenige, der in einem Rechtsstreite

einen zugeschobenen oder vom Nichter auferlegten Eid fälschlich

leistet, um das Streitobjekt zu gewinnen, mit dem Verlust der

Schwurfinger und der Ehre gestraft werdend

3. Zwar nicht immer, aber doch in der Regel, ist der Eides

bruch minder strafbar, als der Falscheid. Je größer der

Zeitraum ist, der den Eidesbruch von dem Augenblicke der Ab

leistung des Eides trennt, und je unbestimmter der Inhalt

des geleisteten Versprechens lautet: desto größere Nachsicht ist

zu üben 2.

4. Noch minder strafbar, als der Eidesbruch, ist daö falsche

Handgelöbniß oder die falche Versicherung an Eidesstatl

in denjenigen Fällen, wo sie sich nicht an einen früheren allge

meineren Eid zurücklehnt.

5. Auch fahrlässige falsche Eide und fahrlässige falsche

Versicherungen an Eidesstatt sind in den neueren Gesetzbüchern

bedroht worden ^.

Widerruf der falschen Aussage, wenn er noch vor der Be

nachteiligung eintritt, die durch den Meineid einem Andrcu

zugefügt werden sollte oder konnte, ist ein StrafmilderungS-

grund, nach manchen Gesetzbüchern unter Umständen sogar ein

Strafaufhebungsgrund 5.

> Die Belegstelle» der Note 4, Seite 481.

2 Diese Strafbcstimmung der P, G. O. wird von manche» Kriminalisten

auf andre Fälle ausgedehnt. Vgl. Feuerbach, §, 422.

s Mittermaier, Archiv des Kr. IX, S, SS.

4 Sachsen 18S8, 187. Braunschwcig 1S7. Hannover214. Preu

ßen 1S2. Sachsen 1855,227.

5 Den fahrlässigen falschen Eid sollte man überall, nach dem Vorgänge

des Allg. Preuß. Landr. 1411 und des Preuß. StrafgeseKb., bei recht

zeitigem Widerruf straflos lassen. Vgl. Thüringen 177. Ucverhauvt über

die Wirkung des Widerrufes: Sachsen 1838, 183; Sachsen 1855, 2Zl,

Hanno«er2l2 und 214. B ra unschweig 143. Darmstadt 24«. Baden

4S5sg. Thüringen 175. Preußen 132.
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0.

Gegen die Militärhoheit.

§. 222..

Selbstentziehung der Militärpflicht.

Die gegen die Militärhoheit dcS Staates verübten Verbrechen

sind gemeinrechtlich ohne Strafgesetze. Von den neueren

Gesetzbüchern wird diese Lücke ausgefüllt.

Die Selbstentziehung der Militärpflicht kann 1) dadurch be

gangen werden, daß man den Staat verläßt, ohne ihm den

schuldigen Militärdienst geleistet zu haben.

. Wer Angehöriger des Staates bleiben will, hat dem Staate

auch den Militärdienst zu leisten. Er macht sich strafbar, wenn

er sich dieser Pflicht entzieht'.

Von demjenigen, der auswandern will und hierzu die ord

nungsmäßigen Schritte thut, sollte man dagegen die Ableistung

des Militärdienstes gar nicht fordern. Man ist dem Staate

verpflichtet, so lange man in ihm leben will; aber man ist nicht

verpflichtet, in ihm zu leben. Von dem Auswanderer noch erst

dm Militärdienst fordern, heißt der Person einen nicht gerecht

fertigten Zwang anchun. Ohnehin kann weder der Patriotismus,

noch die Kraft und Würde deS Heeres dabei gewinnen, daß man

dem Heere zwangsweise diejenigen Personen zuführt, deren Herz

nicht mehr auf der Seite ihres Vaterlands ist und die sich schon

für die Auswanderung in einen andren Staat entschieden habend

Die Selbstentziehung der Militärpflicht kann 2) dadurch ver

übt werden, daß Jemand sich zum Militärdienst untauglich

macht, oder sich durch eine Täuschung dem Dienste entzieht.

Man verhängt in beiden Fällen meistens Arbeitshaus- oder

Gefängnißstrafe. Daneben darf Ehrenstrafe eintreten, wenn

die That wirklich aus ehrloser Gesinnung hervorgingt.

! Lehrnich, wenngleich wohl nicht immer von Vorurtheilen frei, find hier

über die Verhandlungen, die zur Redaktion der Preußischen Gesetze stattgefun

den haben. Vgl. Goltdammer, Materialien, Band II, Seite 185 fgg.

2 Natürlich berechtigt zur Auswanderung ist ein Jeder, der seine Steuern

und seine Schulden im Lande bezahlt hat.

2 Preuße» §.113, nach der Fassung durch Ges. vom 14. April 185«.

Hier wird für die Selbstentziehung der Militärpflicht durch Verstümmelung oder

Täuschung nur GefSngniß, nie eine schwerere Freiheitsstrafe, aber unbe-

31*
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§. 223.

Anwerbung für fremden Militärdienst und Verleitung

zur Desertion.

Wenn die Anwerbung für fremden Militärdienst zu Gunsten

des Feindes erfolgt, so ist sie Landesverrat!). Andernfalls

wird sie als ein selbständiges Delikt behandele Gleichgültig

ist es bei diesem Delikte, ob man die Anwerbung unmittelbar für

den fremden Staat ausübt, oder ob man die Landesangehörigen

den Werbern deS fremden Staates zuführt. Unpassend aber ist

die irr mehreren Gesetzbüchern ausgesprochene Gleichstellung

dieses Verbrechens mit dem strafwürdigeren Verbrechen der Ver-

leitung zur Desertion; denn eine solche Gleichstellung

verkennt den wichtigen Unterschied, der zwischen der Pflicht

eines bloßen Militärpflichtigen und der Pflicht einer Mili

tärperson obwaltet Neben der Verleitung zur Desertion

verpönen die Gesetzgeber auch die bloße Beförderung der

selben 2.

Die Strafen sind in den verschiedenen Gesetzbüchern verschie

den. Während die meisten Arbeitshaus drohen, beschränkt das

Preußische die Strafe auf Gefängniß von drei Monaten bis

zu drei Jahren ^.

dingt zeitige Unteisagung der Ausübung der Ehrenrechte angedroht. In

den Berathungcn wurde zwar darauf aufmerksam gemacht, daß die Hand

lung nicht immer aus Feigheit und ehrlos« Gesinnung, sondern

auch aus Rücksichten für hülfsbedürftige Eltern ic. begangen werde;

doch hatte dies nicht die Wirkung, dem richterlichen Gutdünken den für die ge

rechte Würdigung der einzelnen Fälle erforderlichen Spielraum zu verschaffen.

Sachsen bedroht denjenigen, der durch Selbstverstümmelung oder durch

künstlich hervorgebrachte Gebreche,, sich zum Militärdienst untüchtig

macht, unbedingt mit Arbeitshaus, und benennt das in Rede stehende

Delikt mit dem seltsamen Ausdruck«: „Hinterziehung der Militär

pflicht."

i Die Gleichstellung findet sich in den Gesetzbücher» für Braun

schweig 87 und Preußen HI. lieber das Anwerben für fremden Militär

dienst, das offenbar ei» Eingriff in di« eigene Militärhoheit des Staates ist, »gl.

Bai er» 1813, 306, IV, woselbst das heimliche Werbe», als S ta ats v er ra th

vierten Grades, mit zwei- bis achtj Shri g er Freiheitsstrafe bedroht wird.

Oldenburg IV; Hannover 13«, No.3; Darmstadt 144. Oester

reichs. S2, weiset die Aburtheilung den Militärgerichten zu.

» Preußen III. Braunschweig 87. Hannover 134—13S. Darm-

stadt144. Thüringen 88.

« Darm st «dt will Gefängniß, unter Umständen Korrektion «Haus;

Braunschweig Zwangsarbeit, unter Umständen bis zu fünf Jahren.

DerUnterschied derKriegszeit und der Friedenszeit ist beachten«
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II.

Bestechung, widerrechtliche Erlangung und Neber.

tragung eines Amtes.

z. 224. .

Bestechung,

Bestechung ist einerseits die Gewährung, andrerseits die

Annahme eines VortheilS, durch den auf eine AmtSthätigkeit

eingewirkt werden soll^.

Die Gewährung dcS VortheilS heißt aktive, dieAnnahme

desselben passive Bestechung. Letztere, für sich allein betrachtet,

ist ein Amtsverbrechen, das in der Regel nur von Beamten

verübt werden kann. Erste« ist ein Delikt gegen die Staats«

Verwaltung und kann auch von jedem Nichtbeamten began

gen werden. .

Das Römische Recht, welches in dieser Lehre die Haupt

quelle deö gemeinen Deutschen Rechtes bildet, besitzt schon aus

der ä/teren Zeit der Republik Strafgesetze gegen die Bestechung 2.

Die Pandekten theilen den praktischen Kern dieser Gesetze in

der s. g. I^ex ^ulis repeturnZärum mit, indem die Bestechung,

nach Römischer Auffassung, eine Art deö Oivaen repetunääruru

ist 2. Manches ist durch die Novellen hinzugefügt und verbes

sert worden 4.

Das Kanonische Recht enthält nur allgemeine Mißbil-

werth. Hannover straft die Verleitung zur Desertion in Friedenszeiten

mit Arbeitshaus bis zu sechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit Ar

beitshaus bis zu zwei Jahren. Thüringen 88 straft die Verleitung

zur Desertion mit GefSngniß von 6 Wochen bis zu einem Jahre, die

Begünstigung einer Desertion mit GefSngniß bis zu 6 Monaten.

1 ^ä«. I^eetius, in Ott« IKssäur. ^ur. Rom. tom. I. v»g. 89—82.

^l. ?K. I^vn«Ker, trsotsti« de b»rätts,ri», ^sn. 1684. IKur. öoöi-

nus, 6s bärsttsris,, Hlsrp. 1688, reo. 1702. <Z«ci. I^u6. IVlenoKe», <Zs

erimins därättsri»« s«u rspstünclärum, ViteK. 1729. L. L. k'sci licke»,

ü« erimlns repetunciäiuiu, Viteb. 1801. Feuerbach, über die Bestechung

der Staatsbeamten, in dessen Themis oder Beitrüge zur Gesetzgebung, Lands

hut 1812, Seite 187—2S5. Hevv, die polit. und nichtxolit. Staatsverbrechen,

S, 81 fgg. Beidtel, Untersuchungen. Seite 173 fgg.

2 Z^ov. 8. prssf. Rein, Seite 60S fgg. Ileiueeoii, »nticzuit. Rsnik

svnt. «S LituKolg, 1822, liK. IV. tit. 18. ß. 72—75.

» Oig. üb. 4«. tit. 11. Lock. IIb. 9. tit. 27.

t Kov. 17. 0. 1. ««v. 82. e. 7 et 9. Nov. 124. «. 2.
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ligungen der Bestechung, besonders in Beziehung auf Geist

liche'.

Einige Ergänzungen der Römischen Gesetze schöpft das ge

meine Recht aus dem Z. 46 des K. G. Visitationsabschie

des von 17132.

In der Regel muß der Bestochene ein Beamter sein. Nur

ausnahmsweise erfährt dieser Grundsatz eine Abänderung. Es

werden nämlich gewisse Personen den Beamten gleichgestellt, und

zwar deshalb, weil ihnen, wie den Beamten, eine Amtsthätig

keit anvertraut worden ist. Zu diesen Personen rechnet daS

Preußische Recht Geschworene und Schiedsrichter«, i>as

Sächsische aber überhaupt alle in besondren öffentlichen

Pflichten stehende, oder zu einem Privatgeschäfte von einer

öffentlichen Behörde oder einem Notar verpflichtete Per

sonen^.

Der dargebotene Vortheil muß eine Beziehung auf die

Amtsthätigkeit haben. Ein Geschenk, das dem Beamten ganz

außerhalb seiner Amtsverhältnisse gemacht wird, begründet keine

Bestechung. ' .

Es fragt sich jedoch, ob eö zur Bestechung nöthig sei, daß die

Amtsthätigkeit zu einer pflichtwidrigen gemacht werden sollte.

Hier muß man von dem Unterschiede der aktiven und der pas

siven Bestechung ausgehen. Die Gewährung eines VortheileS,

um dadurch den Beamten zu einem pflichtmäßigen Handeln zu

bestimmen, hat regelmäßig nichts Verbrecherisches; die Annahme

desselben durch den Beamten bleibt aber strafbar, weil der Be

amte sich überhaupt nicht durch Privatvortheile in seiner Amts

thätigkeit bestimmen lassen soll 2.

1 0. 12g. e.i.yu, 1, — «..«Set 71. XI. <ju. 3. — O. is. C.xiV.qu.

s. — 10. X. gg Vits, st llvllöst. sleris. (3,1). 0. 1 1 . Z. 4. ile resoript. iu

Vit« (1,3). 0. 1.6« 80iitent.iii Vit« (S, 14).

2 Die P.G.O. schweigt. Vgl. LosKmsr, ag srt. 2«S. OOO. §. 2.

« Preußen 310, 313. Vgl. Darmstadt 4S2, wo «o„ der Bestechung

von Zeugen, Sachverständigen und Geschworenen die Rede ist.

4 Sachsen l855, Art. 3S4, 3S7. Die passive Bestechung wird im Säch

sischen Gesetzbuchs „Bestechlichkeit" genannt; nicht passend, weil der Aus

druck nicht ein Verbreche», sondern eine E igcnschaft anzudeuten scheint.

° Alle Gesetzbücher strafen die passive Bestechung nicht blos bei pflicht

widrigen, sonder» auch bei erlaubten Amtshandlungen; die meisten ftrafen

die aktive Bestechung nur bei pflichtwidrigen Amtshandlungen. Ucbcr die

Abgrenzung aber, die hier von manchen Gesetzbüchern zwischen der Bestechung

und der bloßen strafbare» Geschenkannahme aufgestellt wird, vgl. unten
Note 1, Seite 4»i. , ,» , , u
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Nothwendig geht die Bestechung derjenigen Amtsthätigkeit,

auf welche sie einwirken soll, voran. Eine Gewährung oder

Annahme von Geschenken für erledigte Geschäfte kann niemals,

wenn sie nicht auf einem früher gegebenen Versprechen ruht, alS

Bestechung beurtheilt werden. Hieraus folgt aber keineSwegeS,

daß die nachträgliche Annahme von Geschenken allen Be

amten schlechtweg erlaubt und nie strafbar sei. Soweit sie über

haupt gestraft wird, pflegen ihr die neueren Gesetzbücher, im

Gegensatze zur Bestechung, den Namen der „strafbaren Ge-

schenkannahmc" beizulegen'.

Für die weitere Beurtheilung des ThatbestandeS der Beste

chung, und namentlich für die Entschcivung der Frage, ob Versuch

oder Vollendung vorliege, ist die Grundanschauung maßgebend,

daß es sich bei der Bestechung um die Uebereinstinimung

zweier Willen handle, und daß man sich insofern an die Ana

logie der Vertragsschließung zu halten habe.

Hieraus fließen folgende Sätze: ,

Geht von dem Beamten die Forderung eines Vvrthcils

aus: so ist, falls die Forderung kein Gehör findet, ein Versuch

der passiven Bestechung vorhanden. Die aktive Bestechung

kann in diesem Falle niemals als bloßer Versuch auftreten.

Geht von dem Nichtbeamten das Anerbieten eines Vor-

theiles aus: so ist, falls der Beamte das Anerbieten zurückweiset,

ein Versuch der aktiven Bestechung vorhanden. Die pas

sive Bestechung läßt sich in diesem Falle nie als bloßer Versuch

denken.

Vollendung tritt ein mit det zu Stande gekommenen bei

derseitigen Willensübereinstimmung.

Bollendet ist demnach die Bestechung immer gleichzeitig

nach der aktiven und nach der passiven Seite. Vollendet ist

sie, unter der Voraussetzung einer von dem Beamten ausgegan

genen Forderung, mit der Annahme der Forderung; unter

der Voraussetzung eines ihm gemachten Anerbietens, mit der

Annahme des Versprechens.

Nicht aber braucht der Bortheil schon in materieller Wirk

lichkeit dargeboten oder empfangen zu sein. Und noch weniger

i Württemberg 409, Han»o»er3öö, Braunschweig ÄS7, Darm

stadt 451, Baden «67, Thüringen 30«.
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braucht die beeinflußte Amtsthätigkeit schon stattgehabt zu

habend

Ist durch die Bestechung eine an sich verbrecherische

Handlung des Beamten hervorgerufen worden, so finden die

Grundsätze über ideelle Konkurrenz und über Anstiftung

ihre Anwendung.

Für die Strafbarkeit

kommt es wesentlich auf die Natur der dem Beamten verliehenen

Amtsgewalt an. Die Bestechung ist um so strafbarer, je mehr

die Beschaffenheit seiner Amtsgewalt dem Beamten die Möglich

keit giebt, rechtsverletzendc Begünstigungen und Parteilich

keiten zu üben. Hat ein Beamter gar keine eigentliche

Amtsgewalt, wie z. B. ein bloßer Schreiber, so wird die

Strafbarkeit einer Bestechung für ein pflichtmäßiges Handeln

nur geringfügig sein 2.

Den bestochenen Beamten trifft, nach dem Römisch-Deut

schen gemeinen Rechte, der Verlust des Amtes, nebst einer im

Verhältniß deö Bestechungsvorkheiles aufsteigenden Geldstrafe^.

Die etwa gezahlte BesteHungSsumme verfällt dem Fiskus.

! Das Letztere wird irrig gefordert von I^neKsi-, Osp. 6. §. 14 und von

Loginus I. «, Die Neueren sind über d lesen Punkt einig. Biel Streit

herrscht aber im Uebrigen über de» Zeitpunkt der Vollendung, und viele

Anhänger zählt die Ansicht, daß die aktive Bestechung schon mit dem abge

wiesenen Anerbieten vollendet sei. Auch die meisten Gesetzbücher

huldigen dieser Auffassung, die der Natur der Sache widerspricht und daher

auch nie volksthümlich werden wird. Sachsen geht wieder »ach der entgegen

gesetzten Seite zu weit, wen» es zur Bestechung die Verleitung zu eiuem

pflichtwidrigen Handeln fordert. — Eine Annahme des dargebotenen

Geschenkes nur zum Zweck der Ueberführung und sofortiger An

zeige ist natürlich straflos.

2 Z. B. ein Schreiber nimmt einige Gulden, die ihm im Voraus geboten

werden, damit er eine Abschrift beschleunige oder recht sauber anfer

tige. Ob in solchen Fällen überhaupt zu strafen sei, ist beider Abfassung

der neueren Gesetzbücher wiederholentlich zur Berathunq gekommen, vorzugs

weise in Baden. Baden nimmt passive Bestechung nur bei den

jenigen Staatsdienern an, welche bei ihren Amtshandlungen

eine nBet heiligten zum Nachtheil ei » es Andren oder des Staates

begünstigen können; bei allen andren Beamten ist nur von „strafbarer

Geschenkannahme" die Rede, Vgl. Baden §. 6S2 sgg.; dazu die Motive der

Regierung und die Konimissionsberichte, bei Thilo, Seite 512. I» Preu

ßen wurde wiederholt der Antrag auf Straflosigkeit gestellt. Man verwarf ihn

aber, weil die Würde Tind Integrität des Beamtenstandes eine allgemeine

Strafbeftimmung erheische. Protokolle der Staatsrathssitzung vom 22.

Juni 1812. Bericht der Kommission der II. Kammer zu z. 281. Vgl.

die Kommentare von Goltdammer und Beseler.
s Doppelter Werth des erst versprochenen, dreifacher Werth des

schon geleisteten Vortheils, Beides dem Fiskus zu entrichten.
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Den bestochenen Strafrichter trifft das Eril und die Ein

ziehung deS ganzen Vermögens^.

Der Bestechende wird als Miturheber betrachtet und des^

halb denselben Strafen, so weit sie auf ihn angewendet werden

können, unterworfen. Er verletzt zwar nur eine allgemeine Bür

gerpflicht, nicht, wie der Beamte, eine besondre Amtspflicht.

Allein dieser Unterschied in der Strafbarkeit gleicht sich bei der

Bestrafung dadurch aus, daß ihn nicht, wie den Beamten, der

Verlust deS Amtes trifft^. Wer in einem bürgerlichen

Rechtsstreite den Richter besticht, verliert den von ihm verfolgten

Rechtsanspruchs. ' >

Unangemessen war der gemeinrechtliche Grundsatz, daß der

jenige, der in einem bürgerlichen Rechtsstreite den Civilrichtcr

bestochen hat, sich noch durch rechtzeitige Anzeige seines Vergehens

straflos machen könnet

Sehr zweckmäßig wäre 'dagegen die Durchführung deS Prin-

cipes, daß ein Richter j^eden an ihm gemachten Bestc-

chungsversuch ohne Weiteres anzeigen müsse. Hier von

natürlicher Abneigung gegen unwürdige Denunciation reden, heißt

wenig Takt für das Natürliche und für das Würdige bekunden.

Besitzt Jemand die Schamlosigkeit, einen Richter bestechen zu

wollen, so erfordert es die richterliche Würde, daß der Richter auf

eine unzweideutige Weise zeige, daß solche Versuche bei ihm übel

anlausen. Dies geschieht am einfachsten und nachdrücklichsten

dadurch, daß der Richter ungesäumt der zuständigen Stelle den

Bestechungsversuch anzeigt, damit derselbe den Gesetzen gemäß

behandelt werde. ' Eine energische Durchführung dieser Hand

lungsweise würde nicht nur- die Achtung vor dem Richterstande

1 Nov. 124. 6. 2. R. K. G. Bis. Absch. a. a. O.

2 Daß die Behandlung des Bestechenden und deS Bestochene» als Mit

urheber zu irrigen Folgerungen führen kann, bemerkt Mittermaier zu

Feuerbach,§. 47S, Nore V.

s 1^. 1. Log. 6« posn» ,jn6. (7, 49). 1^. 1. Z. S. O. 6s «älurmiistor.

(3,6). 1^.2. §. 2. O. äs ««nSiet. ob wrpsm lüinssäln (12, 5). i^,. 7. Log.

lziianä« provoLsrs (7, 64).

4 Nov. 124. «. 2. Es soll dem Bestechenden, vermöge der Anzeige, die

Pforte der Straflosigkeit offen stehen, damit die berechtigte andre Partei wo

möglich nicht durch einen falschen Richterspruch beeinträchtigt werde. In der

Praxis hat aber diese Straflosigkeit des denuncirenden Bestechenden, nach dem

Zeugniß Mstterm«ers, nur dazu gedient, Bosheiten gegen Beamte

auszuüben.
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erhöhen, sondern ihn auch in kurzer Zeit vor Bestechungsversuchen

sicher stellen ^.

Es ist bereits bemerkt worden, daß ein Geschenk für schon

erledigte Geschäfte keine Bestechung sei. Bei dem Richter-

stande ist indeß auch die nachträgliche Geschenkannahme

schon strafbar. Es ist Niemand dem Richter für seine Gerechtig

keit einen Dank oder gar ein Geschenk schuldig, denn der Nichter

thut damit gerade nur seine Schuldigkeit. Nachträgliche Geschenke

sind mit der Ehrenhaftigkeit des Richterstandes unverträglich.

Sie bringen ihn nicht nur um die Haltung und Würde, sondern

können auch zu ähnlichen Gefahren führen, wie die Bestechungen.

Wenn es einmal üblich wird, den Richter für seine pflichtmäßigcn

Bemühungen nachträglich zu beschenken, so wirkt die Hoffnung

auf größeren Gewinn in einer ganz ähnlichen Weise, wie die

wirkliche Bestechung. Der Richter wird durch jene Hoffnung

bestochen, vielleicht eben so wirksam, als wenn ihm im Voraus

ein Geschenk zugesichert wäre. Ohnehin muß jeder Schein, als

ob das Rechi für Geld feil sei, sorgfältig gemieden werden. Kein

Staat darf ein solches Beschenkungssystem dulden. Er würde

dadurch die Ehrenhaftigkeit seines Richtcrstandcs und den Glau

ben «n die Gerechtigkeit seiner Rechtspflege untergraben lassend

Von den neueren Gesetzbüchern wird der Begriff der

1 Die Anzeigepflicht kann geg«n naheVerwandte nicht gerichtet sein.

Ob man sie »ur dem Richterftande auferlegen solle, ist streitig. Feuer-

bach, in der Thcmis a. a. O., Seite 213 stimmt für Ausdehnung der

Denunciationspflicht, in der er das beste Mittel zur Verhütung von

Bestechungen sieht. Auch in den neueren Gesetzbüchern wird die Denun

ciationspflicht nicht auf den Richterstand beschränkt. Einige Gesetzbücher, wie

Hannover 3S6 und Darmstadt 453, finden in der unterlassenen Anzeige

einen Grund zur Präsumtion der Annahme des Geschenkes; andre, wie

Baiern 1813, Oldenburg, Württemberg, Braun schweig, behandeln

die unterlassene Anzeige derBestechung schon an sich als ein Ver

gehen. Sachsen 1855, Art. 87« fordert Zurückgabe oder Anzeige der dem

Beamten ungefordert zugekommenen Geschenke binnen einer Woche, bei

Vermeidung der Strafen der Bestechung oder unerlaubten Gcschc'nkannahme:

also ebenfalls, wie Hannover und Darmstadt. Präsumtion der An

nahme. Gegen die Anzeigepflicht schlechtweg ist sehr entschieden Mitter-

maicr zu Feuerbach, H. 47S, Note III.

2 Das Römische Recht »erbietet nicht blos richterlichen Personen,

sondern Beamten überhaupt, schon die bloße Geschenkannahme,

Q. 1. pr. §. 1. I.. 7. §. 1. I). »S log. ^ul. rvp. I.. un. 8. 1—4. Log. cle

«onträLt. zug. (1,53). Vom gemeinen Deutschen Rechte ist dies zwar

nicht in seiner Allgemeinheit aufgenommen, wohl aber hinsichtlich der R ichter

ausdrücklich bestätigt worden. G.Visit, Absch. §.4«: „es sei vor oder

nach gesprochenem Urtheil." ' ,
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pflichtwidrigen Geschenkannahme nicht auf richterliche Per

sonen beschränkt. Man geht im Allgemeinen davon aus, daß

der Staat durch ein auskömmliches Gehalt die gerechten Ansprüche

seiner Diener befriedige, und daß er dann deshalb verlangen

könne, daß der Beamte in seiner Amtsthätigkeit auf jeden Pri-

vatvortheil, zu dem ihn das Gesetz nicht besonders ermächtigt

hat, verzichtet

S?ach neuerem Recht straft man die Bestechung mit verschie

denartigen Freiheitsstrafen und mit der Konfiskation der

gegebenen Geschenke; doch tritt nicht immer Amtsent

setzung und Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern eint

Milder sind natürlich die Strafen der verbotenen Geschenk

annahme t -

Widerrechtliche Erlangung und Uebertragung eines Amtes.

Das Römische Volk übte in der republikanischen Zeit das

Recht der Aemterverleihung selbst aus, und zwar vermöge der

1 Sehr ungleich hat sich der Begriff der Bestechung den neueren Gesetz -

büchern durch die verschiedene Abgrenzung von Bestechung und straf-

bqrer Geschenkannahme gestaltet. Manche Gesetzbücher, wie Hannover,

stellen einen so weiten Begriff der Bestechung auf. daß das besondre Delikt der

strafbaren Geschenkannahme ganz wegfällt und von dem der Be

stechung mit umfaßt wird. Andre nehmen nur bei vorangehender Dar

bietung eines Vortheils Bestech-ung an, und betrachten, sachgemäß, die

nachträglich «Geschenkannahme als besonderes Delikt; so Baiern, Ol

denburg, Baden, Darmstadt. Noch andre endlich sprechen von Be

stechung nur dann, wenn der Beamte zu einer Pflichtwidrigkeit bestimmt

werden sollte; in andren Füllen dagegen nur von strafbarer Geschenkannahme,

selbst wenn das Geschenk der Amtshandlung voranging; so Sachsen, Würt

temberg, BraunschweiH' Am mangelhaftesten ist die Verschmelzung

des Begriffes der Bestechung mit dem der nachträglichen Geschenkannahme;

diese Verschmelzung findet sich auch im Pueuß. Strafgesetzb. §. 3«g, obwohl es

handgreiflich ist, daß damit zwei Delikte «o« völlig verschiedenem Cha

rakter identiftcirt werden. Zu sehr alles eigenen Inhaltes beraubt, und fast

gänzlich auf die Konkurrenz mit andren an sich strafbaren Handlungen be

schränkt, wird der Begriff der Bestechung von Sachsen, Württemberg und

Braunschweig.

2 In den mi«der strafbare» Füllen der passiven Bestechung wollen manche

Gesetzbücher bloße Suspension vom Dienst und Gehalt, andre sogar nur

Geld- oderGefüngnißst-rafe.' Sobald dagegen eine entehrende Strafe

verhängt wird, versteht sich die Amtsentfctzung von selbst, da die Amtsvcrwal-

tung einem entehrten Menschen nicht anvertraut werden kann.

« Für nachträgliche Geschenkannahme genügt in den milderen Fällen

Geldbuße; in den schwereren und Kci dem Rückfalle muß größere

strenge eintreten. Manche Gesetzbücher, wie z.B. dasfür'Baden, wollen

beidemRückfakleDienstentlassung. Baden6S7.
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Wahlkomitien. Es widersprach der Sitte nicht, wenn die AmtS-

kandidaten bei den Stimmfähigen die Runde machten (smdire),

um sich ihrer Gunst zu empfehlen.

Im Laufe der- Zeit artete indeß das ^.mbire aus. ES wur

den ganze Heerden von hungrigen Stimmfähigen wegen ihr^r

SuiZi-aZi», gemiethet, und die Aemter kamen an den Meistbieten

den, nicht an den Würdigsten und Geschicktesten.

Diesem Mißbrauche mußte man durch sogenannte I^eges

äuibitus zu steuern suchen; und die Veranlassung, dem Unwesen

entgegenzuarbeiten, war um so dringender, je wichtiger die Aemter

waren, deren Verleihung dem Volke zustand. So entstand eine

ganze Reihe von I^eZeg ambitus. Das Hauptgesetz über diesen

Gegenstand ist aber die 746 von August ausgegattgenel^ex^uli»

Auch die I/ex ^ulia setzt noch die republikanische Sitte der

Aemterverlcihung durch das Volk voraus. Sehr bald aber ging

das Anstellungsrecht auf den Kaiser über. Damit verlor die

I^ex^ulig, die Voraussetzungen ihrer Anwendbarkeit in Beziehung

auf Staatsämter^. Ein Senatsbeschluß übertrug indeß die

Bestimmungen dieses Gesetzes auf die Munlcipien°.

Eine Eigentümlichkeit der I^eAvs »mbituL besteht darin, daß

diese Gesetze nicht den bestochenen Stimmgcber, sondern nur den

Bewerber bedrohen. Es erklärt sich dies daraus, daß es An

fangs das Volk, später der Kaiser war, die sich der pflichtwi

drigen Verleihung von Aemtern allein schuldig machen konnten

1 Aeltere I^eAS8 smliitus sind die I^ex ?oetelia, Laebia^ Oornelis

pulvis, U»ri», ?»bis,, Tottis, Lslpurnig,, Vutlig,, ^uKclig,, Gleima,

?ompsjg,. Vgl. Xstt^iZ, 6e smbitu snti^uo ei Koäiern«, Lrsm.

1SSS. (K. ^. 8truv, 6s erim. »mbitus et simonias, sOiss. «rim. or.

12). ^. Ll. psrtssk, 6s eiimins siiri«ni»e, Usl. 17IS. Demming,

6s munsrum eaptätoribu«, I^ug6. Litt. 1720. WsesKtler, 6e srimini-

dus sim^nise, repetun6»i'um, «,mo!tus eto., Lsrvest. I72S. Ootius, 6e

Qun6iii!>,ti«vibus. «füsioium, k«j KKen. 1730. <zräbälsouis

somit. 8»rmg,tor. ((?. Ug,s«<> v) a6 leg. ^sul. 6e »mdit«, I^ip8. 1743, und

in ?ellsvberA, ^urispru6. sriticzuäs tom. I. p, 4SS. Hillesneim,

6« smbitu vet, et novo, Lolov, 1754. Louvliäuci, rsskerskes sur I»

1«i »luli«, 6o »mbitu, in den Vl^moires 6s'litteräture 6s I'äe»6. ro^sle 6es

illseriptioils, ?sris 1777, XXXIX, p. 382—436. Abegg, Lehrbuch Z. 48S.

Marezoll, Z, 88. Rein, Seite 701 fgg.

2 ^g,sit. 1. 15. 1^. uo. Oig, 6e Isgg ^lul. ämditus.

s Uo6sstir>. 1^,. 1. pr. O. K. t. „ U»ee lex ^uliä 6s smditu) i» Urb«

K«6ie eess»t, <zui» »6 eiiram priovipis msAisträtuum oreatio per-

tinst, im» s,6 kävorsm populi. — <Zuo6si iu munlsipiis eontrs, K»«e

legem msgistratum sut s»eer6otium <zui« petierit, per Levstusvou-

sultum sentum »ureis sum inkamia punitnr."
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und bei denen, weil sie die Inhaber der Staatsgewalt waren,

an eine Bestrafung nicht zu denken war.'

Dies konnte sich erst ändern, seitdem das kaiserliche Recht der

Aemterbesetzung zum Theil höheren kaiserlichen Beamten über

tragen wurde, welche ihre Unterbeamten selbst ernennen sollten.

Seit "dieser Zeit war ein verantwortlicher Stimmgeber da,

und die Kaiser selbst hatten jetzt ein Interesse, sich gegen Miß

bräuche in der Amtsbesetzung zu schützen. Nunmehr konnte also

nicht blos die rechtswidrige Erlangung, sondern auch die rechts

widrige Ertheilung eines Amtes bedrohet werden. Doch sind

die meisten Gesetze dieser Art erst von Justinian erlassen worden

Im Kanonischen Recht finden sich Bestimmungen gegen die

Simonie, besonders gegen den ^mdiws eoelesiastious. Si

monie ist der Erwerb einer res spiritualis durch eine

res remporalis 2. Die Simonie hieß^mbitus eoelesi«ticus,

wenn die res spiritualis in einem kirchlichen Amte bestand ^.

Die heimischen Quellen des gemeinen Rechtes enthalten

Nichts.

Demnach ist die gemeinrechtliche Theorie ganz auf die beiden

fremden Hülfsrechte angewiesen. Diese aber setzen gerade bei

dem ^,rubitus eigenthümliche,'von den unseren abweichende Ver

hältnisse voraus; denn die Römischen Amtsbcsctzungen waren von

denen Deutschlands sehr verschieden; und das Kanonische Recht

handelt wieder nur von der besondren Besetzung geistlicher Aem-

ter. Unter solchen Umständen ist dem gemeinen Rechte der An

schluß an die fremden Quellen nur in sehr bedingter Weise

erlaubt. Dennoch hat die Theorie brauchbare Grundsätze auszu

stellen vermocht. . . .

1. Die rechtswidrige Amtserlangung, gemeiniglich

schlechtweg Amtserschleichung genannt, kann sowohl von

demjenigen, der das Amt für sich, als von demjenigen, der es

für einen andren anstrebt, begangen werden. In der Regel be

steht die VerübungSweise in Betrug oder Bestechung. Diese

beiden Berübungsweisen werden in den meisten Gesetzbüchern

1 5lov. 8. 123. 1LI.

2 Apostelgeschichte, Kapitel 8. OserswI. IIb. V. tlt. S. Ss simoni».

» >I. (Z. ?ert««K, Oommsnt. ds crim. Limouis«; prasmissg, sst^.R.

LosKrneri spistols, 6s inteutions pätrik» ei, es 6o<:Iriii»m <!s simoni«,

Säl. 1719.
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angeführt ^. Es läßt sich indeß auch eine Verübung durch Er

pressung, Zwang, Fälschung :c. denken; und das Badische

Strafgesetzbuch bedroht deshalb nicht blos denjenigen, der durch

Fälschung oder Bestechung, sondern auch den, der durch andre

Verbrechen ein öffentliches Amt an sich bringt^.

Preußen enthält nur gegen die unbefugte Ausübung

öffentlicher Aemter oder einzelner Amtshandlungen eine

besondre Strafsatzung, welche auf die VerÜbung von Betrug und

Fälschung nicht berechnet ist^.

2. Die rechtswidrige Amtsertheilung konkurrirt in der

Regel mit der passiven Bestechung. In Rücksicht hierauf Ver

sionen die neueren Gesetzbücher vorzugsweise den Fall, wo der

Ernennungsberechtigte Geschenke, Vortheile oder Versprechungen

angenommen oder sich ausbedungen hat^.

Daß der rechtswidrig in das Amt gekommene des Amtes

unfähig oder unwürdig sei, ist weder zur rechtswidrigen Er-

theilung, noch zur rechtswidrigen Erlangung, des Amtes nöthig.

Der Thatbestand hängt von diesem Umstände nicht ab.

Bei der Strafausmessung beider Verbrechen bildet aber

die Unfähigkeit oder Fähigkeit, die Unwürdigkeit oder Würdigkeit

des eingeschobenen Beamten einen gewichtigen Punkt. Denn die

Strafbarkeit dieser Verbrechen ruht großenteils darauf, daß das

öffentliche Amt nur dem Fähigen und Würdigen crtheilt werden

soll, weil der Staat nur so. -die Bürgschaft einer guten Aemter-

verwaltung gewinnt.

Die Wiederabsetzung des eingeschobenen Beamten versteht

sich von selbst. Sie ist nur ein Akt der Civilgerechtigkcit,

nur Restitution des unrechtmäßig erlangten Gegenstandes,

noch keine Sühne. Darum muß jedenfalls noch ein Weiteres

hinzukommen. Dies Weitere ist gemeinrechtlich arlnträr, da

man die Römischen Strafen ^Konfiskation, Eril, körperliche

Züchtigung) als unanwendbar ansieht 5. Von den neueren

1 Sachsen 1838, 318. Sachsen 1855, 368. Württemberg 42«.

Hannover 153 fgg. Braunschweig 26« und 113. 1. Darmstadt 432 fgg.

2 Baden 71«.

s Preußen §. 104.

4 Vgl. besonders Sachsen 1855, Art. 3S8, Abs. 2.

2 Andrer Meinung ist Martin, Lehrb., 2te Aufl., S. 22«, woselbst die

Strafen genau angegeben werden. Dagegen erklären mit Recht Koch, Pütt

mann, Quistorp, derjüngereMeister, Grolman, Dabelow, Henke,

F e u er b a ch , S a l ch o w u. A., daß in Deutschland die Strafe a r b i tr ä r sei.
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Gesetzbüchern Pflegt' mit dem Verlust des erschlichenen

Amtes die Strafe des als Mittel der Amtserschleichung

verübten Verbrechens schlechtweg verbunden, eine weitere

Strafe aber nicht angeordnet zu werden >. Aehnliche Grundsätze

gelten für die Bestrafung des Ernennungsberechtigten; nur tritt

hier an die Stelle deö Verlustes deS erschlichenen Amtes der

Verlust deS Ernennungsrechtes ^.

Verbrechen der Beamten.

8-226. . .

Von den Amtsverbrechen im Allgemeine«.,

Amtsverbrechen heißen die strafbaren Verletzungen einer

Amtspflicht. Es gehören zu denselben auch diejenigen gemei

nen Verbrechen, die von den Gesetzen auö dem Gesichtspunkte

der verletzten Amtspflicht aufgefaßt werden, wie z. B. die

von einem Beamten bei der Ausübung seines Amtes begangenen

Mißhandlungen oder Körperverletzungen

Diejenigen Amtswidrigkeiten, die nicht vom Strafrichter, soli

dem nur von der Diöciplinarbchörde geahndet werden, stellt man,

unter dem Namen der DiSciplinarvergehen, den eigentlichen

Amtsverbrcchen gegenüber^.

1 Vgl. die Gesetzbücher für Württemberg, Braunschweig, Baden,

auch das für Darmstadt'.

2 Siehe besonders Hannover, Darmstadt, Baden; bei Häberlin,

IV, Seite 402.

» Vgl. Preußen Z. 316. Die meisten Gesetzbücher bezeichne» es als eine»

Erschwerungsgrund, wenn ein Beamtersein Amt zur Begehung

eines gemeinen Verbrechens mißbraucht: Baiern 1813, Art. 352;

Oldenburg 357; Württembergs«; Braunschweig 25S; Darmstadt

445. Vgl. Hannover 372. — Die.Litteratur für die Amtsverbrechen lqßt

noch viel zu wünschen. Vgl. Heffter, über V«brechen und Disciplinarver-

gehen der Staats- und Kirchendiener, Im N. Archiv Xltl, 48fgg., 15öfgg.z

fortgesetzt 1853, 422. Buddeus, in Wciske's Rechtslcrikon I, 22« fgg.

4 Vergeblich h»t man versucht, den Unterschied der eigentlichen

Amtsverbrechen und der DiSciplinarvergehen auf den Unterschied von

Absichtlichkeit und Fahrlässigkeit zurückzuführen. Man muß allerdings

vorzugsweise, aber doch nicht ausschließlich die absichtlichen strafbaren

Amtswidrigkeiten zu den Amtsverbrechen, die nur fahrlässigen zu den DiS

ciplinarvergehen zähl«». Ungehorsam gegen einen Vorgesetzten wird

z. B., trotz der Absichtlichkeit, nur als DiSciplinarvergehen behandelt.
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Auf Staatsbeamte ist der Begriff der Amtsverbrechen zwar

vorzugsweise, aber doch nicht ausschließlich zu beziehen. Es wer

den auch Verbrechen von Gemeindebeamten, von Kirchen

beamten, so wie manche Verbrechen von Personen, die im

Dienste des Publikums stehen, als Amtsverbrechen behandelt'.

Die Tcheilnahme eines Nichtbeamten an dem AmtSver-

brechen eines Beamten ist nach den allgemeinen Grundsätzen über

Theilnahme zu beurtheilen 2.

Man unterscheidet Amtsverbrechen, die von Beamten ver

schiedener Art, und Amtsverbrechen, die nur von Beamten

einer bestimmten Art (von Beamten der Polizei, der Rechts

pflege zc.) verübt werden können. '

Sehr dürftig ist für die Amtsverbrechen daS gemeine Recht.

Dagegen bieten die neueren Gesetzbücher einen kasuistischen

Ueberreichthum an Bestimmungen °.

. 8-227.,

Mißbrauch der Umtsgewalt.

Es ist bekannt, welche Mißbräuche sich bei den Römern in

die Art der Erlangung und der Ausübung der Provinzialmagi-

1 Die Gesetzbücher sprechen von Staatsbeamten und öffentlichen

Dienern (Baiern, Oldenbürg), «on Staats- und Gemeindebeam

ten (Oesterreich §. 101), von mittelbaren und unmittelbaren öffent

liche »Dienern (Hannover 34«, D arm st ad t 439). Württemberg und

Baden dehnen ihre Bestimmungen auch auf die Hofdienerschaft aus, Im

Gegensatz zu den vorgenannten Ländern, namentlich zu Brau «schweig, wel

ches die Höfdienerschaft ausdrücklich ausschließt. Neben den Beamten findet

man angeführt: Aerzte, Wundärzte, Apotheker, Hebeammen; No

tare, Makler; Vormünder ic. Vgl- Braunschweig 248, Hannover.

341, Darm st ad t 439,476 fg. — Ueber'dcn Begriff der mittelbaren und

unmittelbaren öffentlichen Beamten findet man In manchen Gesetz

büchern Erklärungen. Oesterreich (§. 101) betrachtet als einen Beamten

den, der »ermöge unmittelbaren «der mittelbaren öffentlichen

Auftrages, mit oder ohne Beeidigung, Geschäfte der Regierung

zu besorgen »erpslichtetist. Ganz ähnlich ist die Auffassung de« Begriffes

in der Preußischen Praris.: Oppenhof zu §. 381 des P.reuß. Strafge

setzbuches. Vgl, Baiern 1SI3, 3öö; Württemberg 399; Baden 6S7;

auch Oesterreich 331 und 68. Klüber, öffentliches Recht des Deutschen

Bundes §.401. Jordan, allg. und D. Staatsrecht z. 72. Heffter, Beitr.

zum D. Staats - und Fürstenrecht I, Seite 107.

. 2 Siehe die §§. 108 und 11« dieses Lehrbuches.

6 Schon die Titelüberschriften für die Amtsverbrechen sind höchst

mannigfaltig. Auch findet sich nicht immer Alles in dem für Amtsverbrechen

bestimmten Titel beisammen. Vgl. z. B. Sachsen 135S, K. 362 fgg., 198,

202, 283. Durch E i n fa ch h e i t zeichnet sich in der Behandlung dieses Gegen

standes das Strafgesetzbuch Oesterreichs aus.
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straturen einschlichen. Durch den Aufwand großer Bestechungs

summen wußten die unwürdigsten Personen zu wichtigen und

einträglichen Stellen zu gelangen. Sie wendeten alsdann die

abscheulichsten Bedrückungen gegen die Provinzialen an, um das

für die Gewinnung der Stelle verausgabte, oft großentheilö er

borgte Kapital wieder zusammenzubringen und den Gläubigern

zurückzuzahlen.

Diese namentlich seit dem siebenten Jahrhundert überhand

nehmenden Bestechungen, Bedrückungen und Erpressungen

riefen eine Reihe von I^eges revewiiäärurn in'S Lebens Von

denselben ist die I^ex Zulis, (^uZusti) in die Justinianische

Sammlung aufgenommen worden 2. Sie umfaßt, unter dem

Namen des Orlmen repetun6g,ruinj nicht nur die Bestechung

(Z. 224), sondern auch jeden absichtlichen Mißbrauch eines

öffentlichen Amtes, durch den von den AmtSuntergebe-

nen Privatvortheile erlangt werden sollen, namentlich die

Amtserpressung^. Repetunden, besonders peeums« repetun.

äse, nannte man die erlangten Vortheile, die von dem Beamten,

wegen ihrer mißbräuchlichen Erlangung, zurückgefordert (repetirt)

wurden, und zwar nach Umständen zweifach oder vierfach.

Mit dieser Geldstrafe verband sich regelmäßig die Infamie^.

Andre Amtsmißbräuche, z. B. rechtswidriges Gefangen

halten und Mißhandlung der Untergebenen, fielen unter

einige andre Gesetze, hauptsächlich unter die I^ex «luli» de. vi

public» 5.

Bei der kümmerlichen Ausbeute, welche die Karolina und

die Deutsche Reichsgesetzgebung für die Amtsverbrechen ge

währen, mußte sich das gemeine Recht an diese Römischen

1 1^. Lälpurviä 605, Collis, Kervilis, (?«rri«Iiä, ^ulis, Oaessn-is, ^ul!»

^ugusti. Chronologische Ueberficht über das Olm. r«petun6. unter den Kai

sern bei Rein, Seite «31.

2 Sehr merkwürdig ist, daß gerade wegen des Orime» röp<ztuo6»rr,in

die ersie Hussstio pvrpstu» (ständige Kriminalkommisffon) angeordnet wurde.

Man sieht hieraus, welch ein bedeutendes Gewicht schon in früher Zeit auf die

Verhütung dieses Verbrechens gelegt wurde. — Vgl. Vitriarius, cks «rim.

repst.unS., I^ugg. L»t. 1748. (5 H. heiliges, cte «rim. rep., ^Vitsd.

1801. Roßhirt, im N. Archiv des Kriminalr. XI, 406—41«. Abegq,

Lehrb.S.S22.

s 1^. I. Q. S. I.. 4. v. 6s leg« ^uli«, rsp. (48, II).

4 I.. 6. Z. 1. O. K. t. I.. 15. pr. v. Ss testib. I.. SO. §. S. 0. 6e dis l^ui

tS8t»M. f«,L. poss. (28, 1).

» 1^. 7. 0. »6 ISA. ^ul. ge vi pudl. (48, «). Vgl. auch 1^. 4. l>r, v. all

leg. Lorn. 6s si«. (48, 8).

Bcrncr, Strofrccht. ZZ
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Satzungen zu halten suchen, obwohl dieselben, bei den völlig

andren Amtsverhältnissen Deutschland's, nur mit der äußersten

Behutsamkeit angewendet werden durften.

Die neuere Doktrin und Gesetzgebung betrachtet als ein

besondres Verbrechen den Mißbrauch der Amtsgewalt zur

Bedrückung oder Mißhandlung einer Person, sofern dies

Delikt nicht in andre, abgesondert bedrohte Verbrechen, wie Er

pressung, Beugung des Rechts zc., übergeht. Vermöge ihrer

kasuistischen Weise, diesen Gegenstand zu behandeln, haben indeß

die Gesetzbücher den Inhalt des Begriffes des Mißbrauchcs der

Amtsgewalt so sehr in einzelne für sich bedrohte mißbräuliche

Amtshandlungen ausgeschöpft, daß endlich die neue Preußische

Gesetzgebung den später freilich aufgegebenen Versuch machen

konnte, diesen ganzen Begriff fallen zu lassend Gestraft wird der

Mißbrauch der Amtsgewalt von den neue«n Gesetzbüchern mit

Geldbußen und Gefängnißstrafen, auch mit Dienstent

lassung/. >

1 Baiern 1813, Art. 357, 449 und Oldenburg 862, 478 sprechen nur

von „Bedrückung der Amtsuntergebenen." Darmstadt 475 bedient stch eben:

falls nicht der Bezeichnung „Mißbrauch der Amtsgewalt." Anders fast alle

übrigen Gesetzbücher, namentlich Braunschweig 258, Hannover 342, Ba

den 65S, welche den Begriff und den Thatbestand ziemlich übereinstimmend fest

stellen. Oesterreich benutzt den Ausdruck „Mißbrauch der Amtsgewalt"

alSUeberschrift eines ganzen Titels, der dieAmtsverbrechen über

haupt abhandelt; außerdem aber auch als Bezeichnung eines beson

dren Verbrechens (§. 101). Sachsen 1855, Art. 3S2, betrachtet als

„Amtsmißbrauch" nicht blos die Bedrückung und Mißhandlung, sondern

auch die widerrechtliche Begünstigung einerPerson. Preußen bedrohtbc-

sonders die Nöthigung zu einer Handlung, Duldung oder Unter

lassung, sofern der Beamte dazu seine Amtsgewalt mißbraucht

(z. 315); sodann Mißhandlungen und Körperverletzungen, die der

Beamte bei seiner Amtsübung beging (§. 31S); die rechtswidrige Verhaf

tung oder Haftverlängerung (§. 317); die Hausrechtsverleßung

durch Beamte (§. 318). Im Register des Preuß. Strafgesetzbuches wird

das im H. 315 bedrohte Delikt als „Mißbrauch der Amtsgewalt" bezeichnet.

Dem Entwurf von 1843 fehlte übrigens auch diese Bestimmung,

die erst auf Temme's kritische Bemerkung, daß eine allgemeinere Vorschrift

über Mißbrauch der Amtsgewalt nöthig sei, aufgenommen wurde. Vgl.

Temme, Lehrb. Seite 1077, Anmerk. 3.— Das Verbrechen des Mißbrauches

der Amtsgewalt braucht, nach der übereinstimmenden Anordnung der Gesetz

bücher für Baiern, Oldenburg, Braunschweig, Hannover, Darm

stadt, Baden, Sachsen, Thüringen (Art. 31S) nicht aus Eigennutz

beganger, zu sein; es genügt auch dieBegehung aus Haß, Rachsucht, Par

teilichkeit. Hierdurch unterscheidet sich die neuere Gesetzgebung wesentlich

von der Römischen über das Orim. rspstung.

2 In den schwereren Fällen kommt Dienftentsetzung vor, d. h. Ent

ziehung des Amtes, mit allen aus demselben stießenden Rechten, für alle Zu

kunft. In den milderen Fällen begnügt man sich mit der Dienstentlassung,
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§. 228.

Amtserpressung!

Unter der Amtserpressung (O«nous3io public») versteht man

den Mißbrauch der Amtsgewalt zur Verübung einer Er

pressung. Dies Verbrechen bildet, neben der Bestechung, die

zweite Hauptart des Oriiuen repetunclarurn und unter-

liegt daher ebenfalls der Strafe des Mehrfachen, der Infamie,

auch der Amtsentziehung ^. Die neueren Gesetzbücher

geben der richterlichen Abschätzung der Strafe einigen Spiel

raum. Hier hat die Abschätzung zu erwägen, daß die Amtser

pressung in doppelter Hinsicht strafbar ist: 1) liegt in derselben

eine Verletzung der Amtspflicht, also ein Verbrechen gegen den

Staat; 2) liegt in derselben eine Verletzung des Vermögens

einerPerson, also ein Verbrechen gegen einen Privaten. Beide

kriminelle Seiten sind gehörig zu veranschlagen ^.

Die Erhebung übermäßiger Sporteln zieht, nach Römi

schem Rechte, nur die Strafe des Vierfachen nach sich'. Den

Steuereinnehmer, der zu viel erhebt, trifft, nach Justiniani

schem Recht, die Strafe deS Doppelten ^.

Zahlreiche Bestimmungen bieten die neueren Gesetzbücher

welche dem davon Betroffenen die Fähigkeit zur Wideranstellung «ich t

raubt. Für manche Fälle ist selbst die Dienstentlassung noch zu hart. Daher

darf dem Richter die BerhSngung der Dicnstentsetzung (Kassation) oder der

Dienstentlassung nicht unbedingt, sondern nur fakultativ vorgeschrieben werden.

Nach Preuß. Recht kann, wegen Nöthigung durch Amtsgewalt, auf zeitige

Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werden. Die Strafen der Gesetz

bücher für Baiern, Oldenburg, Baden, Braunschweig, Hanno

ver, D ärmst ad t giebt genauer an HSb erlin, Band IV, Seite 373. Baden

will nur Dienstentlassung, ohne weitere Geld- oder Gefängnißstrafe, inso

fern die Handlung nicht in ein bestimmtes andres Verbrechen übergeht; Stfgb.

8- 65S.

1 Die Hälfte des verwirkten Huaäruplum fällt an den FlskuS, die Hälfte

an den bedrückten Amtsuntergebenen. 1^. 1, 4, S. Loä. 6s leg« ^ul. rer>. 1^,.

3. O«6. 6s k6ssss.

2 Baiern 3S8. Oldenburg 363. Württemberg 418. Braun-

schweig2SS. Hannover358. Darmstadt4«S. Baden«7i. Oester

reich §.1«1. Vgl. Mittermaier irr Demme's Annalen, Band VIII, S.

213 fgg. D e r se l b e zu F e u e r b a ch , §. 4?g », in den Noten I—V.

b Hier findet die Eigentümlichkeit in der Vntheilung statt, daß nur das

Einfache an den Verletzten fällt, während der Fiskus drei Viertheile einstreicht.

Nov. 124. «. 3.

4 (Zoost. un. (Zog. 6s supersxsstiorildus. — Die neuere gemein

rech t l i ch e P r a ri s wendete indeß diese Geldstrafen insgesammt nicht mehr an,

sondern strafte mit Amtsentziehung, GefSngniß, Geldbuße, überhaupt ar

biträr.

32*
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über die verschiedenen übermäßigen Erhebungen von Steu

ern, Taren, Sporteln, Stempelgebühren, Vergütungen'.

§. 229.

Verletzung des Dienstverhältnisses.

Die Amtsverbrechen können nicht nur gegen die der Amtsge

walt unterworfenen Privatpersonen, sondern auch gegen das Amt

selbst, gegen das DienstverhZltniß, gerichtet sein.

Man betrachtet die Verletzungen des Dienstverhältnisses bald

als eigentliche Amtsverbrcchen, bald als Disciplinarvergehcn.

Ueber die Grenze zwischen den beiden letzteren stimmen die Ge

setzbücher nicht überein. In manchen Ländern sind dieselben

Amtsdelikte nur in den Dienstpragmatiken berührt, die in andren

Ländern von den Strafgesetzbüchern bedroht werden.

Hervorzuheben sind hier folgende Handlungen:

1) Vernachlässigung der Amtspflicht.

Sie zieht Verweis und Geldstrafen, im schlimmsten Falle

Dienstentlassung oder gar Dienstentsetzung nach sich 2.

2) Verletzung der Amtsverschwiegenheit.

Unter diesen Begriff fällt die unbefugte Mittheilung von

Thatsachen, die dem Thäter durch seine Amtsverhältnisse bekannt

wurden, so wie von Akten und Urkunden, die ihm anvertrauet

worden sind 3. Man straft in den leichteren Fällen, besonders

wenn bloßer Leichtsinn und Schwatzhastigkeit zu Grunde liegen

und überdies kein nachtheiliger Erfolg eingetreten ist, mit disci-

plinarischen Rügen; in den schwereren Fällen mit dem Verlust

1 Hannover fügt noch hinzu unbefugte Abzüge, die der Beamte bei

zu leistenden Zahlungen macht. Auch Preuße» bedroht in einem besondren

Z. (327) diese Verkürzung der Zahlungsempfänger. Vgl. Hannover 3bS;

Braunschweig 2SS; Darmstadt466, 467; Baden 672.

2 Baiern(l8lS) Axt. 4S8, 439 ; O l d e n b u r g 467, 468 ; S a ch se n 1838,

311; Sachsen I8S5, 37S; Hannovers«; Darmstadt 448. Hannover

will, wenn wiederholte disciplinarische Ahndung fruchtlos blieb, gericht

liche Dienstentlassung oder Dienftentsetzung.

« Oesterreich §. 102. Preußen hebt die unbefugte Offenbarung

ärztlicher Privatgeheimnisse unter den Ehrvcrletzungen hervor

(§. 1S5). Hannover stellt die Verletzung des Briefgeheimnisses der

Verletzung der Amtsverschwiegenheit gleich (Art. 366). Im Allgemeinen

ist natürlich die Verletzung eines Privatgeheimnisses ein andres Delikt,

als die Verletzung der Amtsverschwiegenheit. Für die Verletzung von

Privatgeheimnissen findet man in den Gesetzbüchern abgesonderte Strafvor

schriften.



Verbreche» gege» Verwaltungszweige. Veruntreuung. 501

des Amtes, mit Geld- und Freiheitsstrafen'. Geht das Verbre

chen in Landesverrath über, so tritt die Strafe dieses Verbre

chens ein.

3) Konnivenz und Insubordination.

Die Konnivenz besteht in dem wissentlichen Zulassen der

Dienstvergehen von untergebenen Beamten, oder in der Begün

stigung bereits verübter Vergehen der angegebenen Art 2.

Insubordination heißt der Ungehorsam und die Wider

setzlichkeit im Dienste gegen Amtövorgesetzte. Sie wird beson

ders strafbar, wenn sie in thcitliche oder gewaltsame Wider

setz« ng^M>ergeht, oder mit einer Verletzung der Amtsehre

des Vorgesetzten verknüpft ist 2.

4) Verlassen des Amtes.

Nicht blos das unbefugte Verlassen des Amtes, in der Absicht

das Amt aufzugeben, sondern auch schon die Entfernung

ohne den nöthigen Urlaub, macht den Beamten diSciplinarifch

und selbst kriminell straffällig/.

Z. 230.

Veruntreuung.

Unter dem (ürimen resiäui oder cle resi6uis versteht das

Römische Recht das ordnungswidrige Zurückbehalten

öffentlicher Gelder, wenn dabei die Absicht der Unter

schlagung nicht obwaltete "'. Wer sich dieses Verbrechens

1 Vgl. außer den bereits angeführten Gesetzbüchern: Württemberg 406,

Braunschweig 265, Darmstadt 449, Baden 66«, 66l. Nach Badischem

Recht kann'in den strafbarsten Fällen «erlebter Amtsverschwiegenheit sogar

Arbeitshaus »erhängt werden. Baiern 1813,441,442.

2 Preußen §. 330: „Ein Amtsvorgesetzter, welcher seine Untergebenen

zu einem Verbrechen oder Vergehen im Amte vorsätzlich verleitet oder zu ver

leiten sucht, oder ein solches Verbrechen oder Vergehen wissentlich geschehen

läßt, soll zu der auf diese« Verbrechen oder Vergehen angedrohten Strafe ver-

urtheilt werden; in allen Fällen ist zugleich aus zettige Unfähigkeit zu öffent

lichen Aemtern zu erkennen. Dieselbe Bestimmung findet auch auf einen

Beamten Anwendung, welchem eine Aufsicht oder Kontrolle.überdie Amts

geschäfte eines Mitbeamten übertragen ist, sofern das von diesem letzteren

Beamten verübte Verbrechen oder Vergehen die zur Aufsicht oder Kontrolle

gehörenden Geschäfte betrifft."

« Baiern 1813, 354, 44«; Oldenburg 359, 469; Braunschwe.ig

268; HannoverS67. Hannover zählt auch die Verletznng der Ehr

furcht gegen obrigkeitliche Handlungen hierher.

4 Württemberg 425. Braunschweig 267.

b HZA. Ild. XI^VIII. tit. 13. legem ^uliäin peeulutus, et <le L^eri-

legiis, et cks resiäuis. Vgl, 1^. 1, 2, 4. tz. 3 und 4. I.. 9. §. 6. 0. K. t. —
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schuldig macht, sei er Beamter oder nicht, muß das Zurückbe

haltene (iä yuoll äebet) herausgeben und wird überdies noch

um ein Drittel desselben gestraft: amplius terti» parte, quam

öeket, punitur^.

Allerdings ist es schon strafwürdig, wenn ein Beamter öffent

liche Gelder nicht ordnungsmäßig in der öffentlichen Kasse auf

bewahrt, sondern sie in seiner Wohnung behält, oder sie einstweilen

für Privatzwecke benutzt, wenn auch mit der offenbaren Absicht,

sie wieder in die Kasse zurückzulegen. Die Gelder einer öffent

lichen Kasse find ein heiliges Depositum, das den Gefahren von

Privatspekulationen niemals ausgesetzt werden darf, ^zch führt

die Vermischung der öffentlichen Gelder mit den privaten nur zu

leicht zur wirklichen Unterschlagung. Diese Möglichkeit liegt so

nahe, daß neuere Gesetzbücher das unbefugte Ausleihen von

Kassengeldern schon als den Anfang der Veruntreuung selbst

bestrafen^ und bei der Veruntreuung auf die Absicht der

Widererstattung keine Rücksicht nehmen wollend

In Ermangelung eines besondren Strafgesetzes zieht man

gemeinrechtlich das Verbrechen der Veruntreuung öffent

licher Gelder, welches von dem Oimen resiäui streng geschie

den ist, unter den Stellionat oder unter das Falsum. Die

Strafe des Pekulates, d. h. des Diebstahls aus öffentlichen

Kassen, darf auf die bloße Unterschlagung nicht angewendet wer

dend Nach den neueren Gesetzbüchern pflegt die verschärfte

Strafe der Unterschlagung einzutretend Die wichtigsteQua-

Ltrsuss, Oiss. <le poeo», meo^seii et erirniui» resiöui, Kl»rt>. 17SK.

Kleinschrod, über die Unterschlagung anvertrauten StaatsvermögenS, Archiv

des Kr. Baiiv III, Nr. 5. Roßhirt, vom Lrlmen S« rssiäuis, N. Archiv X,

Nr. 18. Derselbe, Geschichte ,c. III, S. 1»7—20«. Moringen, <le

uätvr» «riiniiiis <ls resiguis, Leläelb. 182». N g, r s 2 o 1 1 , ?r»Ar. leg.

^ul. cke resiäuis, I^ip8. 1343.

1 I,. 4. §, 5. v. K. t. Fälschlich deutet „och Feuerbach diese Stelle aufdie

Strafe des vierfachen Ersatzes.

2 Namentlich Baden, das die Verbrechen der Kassenbeamte» sehr aus

führlich behandelt, imß. 6SS. Vgl. dazu Sander, Kommissionsbericht der

II. Kammer, bei Thilo, Seite 528. Vgl. Hannover 361; Baiern

1813, 4S7.

» Hannover 3S3 läßt Dienstentsetzung, Arbeitshaus, bei großen Sum

men sogar Zuchthaus eintreten, ohne Rücksicht, ob die Zueignung in der Abficht

und Hoffnung dereinftigcr Wiedererstattung geschah oder nicht.

^ I.. 9. §. 2 und 4. 0. K. t. Vgl.Marezoll, Lehrbuch, S.333, Note2.

s Manche Gesetzbücher behandeln die Veruntreuung gar nicht unter den

Amtsverbrechcn, sondern nur unter den Privatverbrechcn, und heben die

amtliche Stellung des Verbrechers als ErschweruiigSgrund hervor:



Verbreche» gegen Verwaltungözweige. Mißbrauch der Polizeigcwalt. 503

lisikation des Verbrechens liegt vor, wenn mit der Unterschlagung

der öffentlichen Gelder eine Fälschung der öffentlichen Rech-

nungSbücher verbunden ist ^. Ohne offenbare Ungerechtigkeit

kann man die von Anfang an vorhandene Absicht auf Erstat

tung nicht unberücksichtigt lassen. Sie muß namentlich dann

Beachtung finden, wenn die Deckung des Defektes im Au

genblicke der Zahlungspflicht schon wieder da ist^.

Z. 231.

Mißbrauch der Polizeigcwalt.

Gehen Polizeibeamte über ihre Amtsbefugnisse hinaus und

beeinträchtigen sie dadurch die Rechte der Bürger, so ist dicö

allerdings strafbar. Doch setzt die Strafbarkeit regelmäßig Do

lus voraus. Den bloßen Jrrthum straft man nicht. Die Pvli-

zeibeamten würden zu sehr eingeschüchtert und in ihrer Thätigkeit

gelähmt werde», wenn sie, die sich beständig unter dem Zusam

menstoß der verschiedenartigsten Interessen bewegen müssen, wegen

jedes kleinen Versehens gestrast werden könnten.

ES greisen hier die allgemeinen Vorschriften über Mißbrauch

der Amtsgewalt ein. Doch findet man in den Gesetzbüchern

daneben besondre Vorschriften über rechtswidrige Ergreifung

Oesterreich 181; Thüringe» 233; auch schon Sachsen 1338, 243. Allein

auch solche Gesetzbücher, die von der Veruntreuung uiiter de» Amtsverbrc-

chen handeln, wenden nur die Strafen der qualiftcirten Unterschlagung an:

Württemberg 422 fgg.; Braunschweig 260. — Das Preuß. Stfgb.

z. 324 verordnet Gefängniß nicht unter 6 Monaten und zeitige Untersagung der

Ehrenrechte. Voraussetzung ist dabei, daß der Beamte die unterschlagenen

Sachen oder Gelder in „amtlicher Eigenschaft" im Gewahrsam hatte oder

empfangen hatte. Die angeführte Straft des Preuß. Rechts ist ziemlich die

selbe, wie die der gemeinen Unterschlagung; man hat nur das Marimum erhöht

und die Berücksichtigung mildernder Umstände ausgeschlossen.

1 Baden öS«. Nach Preuß. R. tritt Zuchthaus von 3—1« Jahren ein.

wen» mit der Unterschlagung Fälschungen verbunden sind. Vgl. Baiern

1813, 362 fg. Württemberg422 fg. Hannover 363 fg. Braunschweig

262. Darmstadt 468 fg.

2 Nach Badischem Recht bewirkt der vor eingetretener Rechtskraft des

Straferkenntnisses geleistete Ersatz den Wegfall der Freiheitsstrafe (§. 692).

Neber Preußen: Goltdammer, Materialien II, Seite 693, 694. Wenn

die Deckung im Augenblick derLahlungsvfiicht schon wieder vorhanden ist: so

folgt aus den Grundsätze» über die Wirkung des freiwilligen Rücktrit

tes, daß die versuchte Unterschlagung straflos bleibt. Disciplinarische

Rögen für die amtswidrige Benutzung der Gelder werden dadurch freilich nicht

ausgeschlossen.
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und Verhaftung, rechtswidrige Verlängerung der Haft,

rechtswidriges Eindringen in eine Wohnung d

Die Nichtausübung der Amtsthätigkeit, nicht minder die

Lässigkeit in der Ausübung, zieht in der Regel dem Polizeibe

amten, nur disciplinarische Strafen zu. Nur die Strafgesetz

bücher für Braunschweig und für Hannover enthalten be

sondre Strafvorschriften wider diejenigen Beamten, welche ihre

Dienstpflicht durch unterlassene Anzeige verübter Verbre

chen verletzend

Z. 232.

Beugung des Rechts.

Beugung des Rechts ist die absichtliche Ungerechtigkeit in der

Leitung oder Entscheidung einer Civil- oder Strafsache ^

Erforderniß des Verbrechens ist ungerechte Absicht d

1 Gesetze dieser Art sind namentlich seit der Einführung besondrer Schutz

gesetze für die persönliche Freiheit Bedörfniß geworden. Sie finden

sich aber auch schon in den älteren Deutschen Legislationen. Die dadurch be

drohten Delikte können nicht blos «on Polizeibeamten, sondern auch von

andren Beamten, denen die hier in Rede stehende Polizeigewalt anver

trauet ist, verübt werden, also namentlich auch von Staatsanwälten und

Richtern. Vgl. Baiern 1813, 4SI, 452, S5S. Oldenburg 364,480,4«!.

Württemberg 42g—433. Braunschweig 271—274. Hanno«er243—

24«. Baden «81—«83. Preußen 317, 318. DiePreußischen Gesetze

sind sehr energisch: für die absichtlich rechtswidrige Verhaftung oder Haft

verlängerung (8.317) Gefängniß nicht unter drei Monaten, bei

konkurrirender schwerer Körper» erletzung und bei der Dauer der Freiheits

entziehung über einenMonat sogarZuchthaus bis zu fünfzehn Jah

ren; für das rechtswidrige Eindringen in eine Wohnung (§. 318) Geld -

hußebiszuhundertThalernoderGefängniß dls zu zweiMonaten.

2 Braunschweig §. 27«. Hannover Art. 353.

s Am besten ist der Begriff formulirt im Art. 354 des Hannover scheu

Strafgesetzbuches und !„ dem §. 314 des Strafgesetzbuches für Preußen,

welcher eine Nachbildung des Hannoverschen Gesetzes ist. — Vgl. im Allg.

Tittmann, Handbuch Band II, §.239,24«. Henke, Handbuch Band III,

Seite5l8 fgg. Feuerbach, §. 483 fgg., mit den Noten von Mittermaier.

Brackenhöft, im Archiv des Kr. 1848, Seite 158 fgg. In den meisten Ge

setzbüchern hat man den ei nsachen Begriff der Beugung des Rechts

kasuistisch aufgelöset.

^ Den Dolus in»Ius verlangt schon das Römische Recht. 1^,, 15. §. I.

O, äs HuÄisiis: „^uckex tun« litem suam kassrs intslliAitur, eum

ckolo roalo in fraudem Isgis seutoutism (Zixsrit. Dolo m»l« s,utem

viclstur Kos fsoers, si svicke»» sjus ärguatur vol gratis, vel iuiroisiti»,

vsl stiäm soräes." Wichtiger, als die Römischen Bestimmungen, find dem

gemeinen Rechte einige Deutsche Reichsgesetze: K. G. O. von 1555, Th. III,

Tit. 53. §. 6, 1«. R. A. von 1S54, K. 10«, 157. Das Erforderniß de«

Dolus findet sich in allen neueren Gesetzbüchern: Baiern 1813, 360,45«.

Württemberg 437 fgg. Darmstadt 46« fgg. Braunschweig 27S, 28«.
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Bloße Nachlässigkeiten des Richters sind keine Beugung des

Rechts. ES fehlt zwar für sie im gemeinen Rechte nicht an

Strafsatzungen ^; am angemessensten überläßt man sie jedoch der

blos diöciplinarischen Ahndung.

Subjekt deS Verbrechens ist in der Regel der Richter. Die

meisten Gesetzbücher haben den Thatbestand jedoch auch auf

andre Beamte ausgedehnt, denen eine richterliche Be-

fugniß in gewissen Grenzen eingeräumt ist 2. Preußen

stellt die bei Kompromissen entscheidenden Schiedsrichter den

Nichtern gleicht. Die Erweiterung des Begriffes der Beugung

des Rechts auf Geschworene widerspricht aber dem Wesen dcS

Schwurgerichtes und läßt sich gar nicht durchführen ^.

1) In (Zivilsachen

wird eine Beugung des Rechts begangen, wenn der Richter zum

Vortheil der einen «nd zum Nachtheil der andren Partei

ungerecht verfährt. Die Ungerechtigkeit braucht nicht in einem

ungerechten Endurtheil zu bestehen, wiewohl dies der Hauptfall

der Beugung des Rechtes ist; sie kann auch im Laufe des Pro

zesses begangen werden 2.

2) In Strafsachen

besteht die Beugung des Rechtes in der absichtlichen gesetzwidri

gen Benachtheiligung oder Begünstigung des Ange

schuldigten, sei eS in der Führung der Untersuchung, sei eS

in der Fällung des Spruches. Die gesetzwidrige Milde gegen

Hannover 354. Baden «73 fgg. Oesterreich 102. Preußen 314.

Thüringens«. Sachsen 1838, S2«. Sachsen 1855, S«2.

1 Aufdie Fahrlässigkeit des Kriminalrichters bezieht sich P^G.O.

Art. 1, 2lS.

2 Goltdammerll, S78führt an: Administrativbcamte, die in Vorfluth-

Sachen, bei Regulirung des Jnterimistici in Kirchenbausachen sich des Verbre

chens schuldig machen können. Vgl. Oppenhof, zu §. 314. '

« Es ist aber nur «on Schiedsrichtern, nur von Kompromissen, nicht

von bloßen Schiedsmann ern die Rede.

4 Der Preuß. Entwurf »on 1850 enthielt eine Strafbestimmuug wider

Geschworene, die gegen ihre Ueberzeugung für schuldig oder nichtschuldig er

klären. Mit Recht wurde dies von der Kommission der II. Kammer ge

strichen.

5 Die Verletzung der Civilrichterpflicht wird vorzugsweise <üri>

msn «z?o<Ii«ätus genannt. Im weiteren und ursprünglichen Sinne bezieht

sich dieser Ausdruck auch auf andre Beamte. K. G. O. von 1555, Th. III, Tit.

53. H.S. I. R A. §.157. Du t'rssiis, Klosssr. s. v. «xncki«»re. (Zl. 1^,.

LosKvier, äs remogi« sz^nckicstus, in den LlLLt.^ur. oiv. tom. II. p. 135.

Heffter,Lehrb.z. 547, Note 2.
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den Angeschuldigten pflegt, wie das im Z. 229 erwähnte Delikt,

Konnivenz genannt zu werden ^.

Strafwürdiger als bei dem Civilrichter, ist im Allgemeinen

die Beugung des Rechts bei dem Kriminalrichter. Denn wäh

rend es sich im Civilprozesse gemeiniglich nur um das Vermögen

und nur um ein Privatinteresse handelt, steht im Kriminalprozesse

Vermögen, Ehre, Freiheit und Leben, und überdies das öffentliche

Interesse auf dem Spiel. Die zu große Milde des Strafrichters,

obwohl ebenfalls durchaus strafwürdig, kann indeß doch mitunter

auf einer weit geringeren Stufe der Strafbarkcit stehen, als die

von einem Civilrichter begangene Rechtsbeugung; und mit gutem

Grunde hat das gemeine Recht jene Römische Anordnung ver

worfen, nach welcher den zu nachsichtigen Strafrichter Infamie

treffen soll«.

Die gemeinrechtliche Praxis ahndet die Beugung des Rechts

mit gutdünklichen Strafen. Von den Gesetzgebern der Neuzeit

werden Freiheitsstrafen nebst Dienstentlassung oder

Dienstentsetzung, selbst Zuchthausstrafen angeordnet.

Neben der Beugung des Rechts bedrohen die neueren Gesetz

bücher noch manchen andren Mißbrauch des Nichtercimtes, z. B.

die Verzögerung des Verhörs eines Verhafteten^, die

Erpressung eines Geständnisses^, die Mißhandlung des

Angeschuldigten oder eines Zeugen^, endlich die Voll

streckung ungesetzlicher Strafen, welche der Beugung des

Rechts eng verwandt ist«.

1 ?üttmsllu, <Ie eriluins «ouiiivviiti«,« , In opus«. O. III. vag,

2 Ii. 8. S. 2. Oo6. s,6 IgA. ^ul. 6« vi publ. vgl priv. „^uckioein ver«

nosse oportet, <^uo<j srsvi inL»mi» 8it notäno!««, si violvntike erimen

äpuü s« pr«bs,tum <listulsrit, s«u omiserit, vgl impunitate öouäverit,

»ut inollioi sm, izuain pr«,estituirnus, poeusin prot,u1«rit.."

Auch die P. G. O. spricht im Art. ISO von der ungerechten Nachsicht des Straf-

richters als einer schweren Verschuldung, willaber nicht die Strafe der

Infamie.

« Baiern 1813, 4SI fgg. Württemberg 432. Hannover 344.

Braunschweig 273. Baden «84.

4 Preußen §. 319 bedroht die Erpressung eines Geständnisses mit dersel

ben Strafe, wie die Beugung des Rechts, nämlich mit Zuchthaus bis zu

SJahren. Vgl. Darmstadt 458. Baden«84.

s Baiern 1813, 453, 454. Württemberg 434, 435. Braunschweig

275, 27«. Hannover 347—35«. Darmstadt458,45S. Bade»«84.

« Die Strafe desZuchthausestrifft nach §.320 des Prcuß. Strafgcsetzb.

de» Beamte», der vorsätzlich eine Strafe vollstrecken läßt, die entweder gar

nicht, oder doch nicht in diesem Maße, rechtskräftig ausgesprochen ist. Im Falle



Verbr. geg. VerwaltungSzweige. Verbr. d. Staats- u. d. Rechtsanwälte. 50?

§.233.

Verbrechen der Staatsanwälte und der Rechtsanwälte.

DaS Römisch« Recht spricht von drei verschiedenen Treulosig

keiten der Ankläger: Oaluruniä, ?raovari«atio, ?er^iverslUi« ^.

Hervorzuheben ist dabei, daß die Römischen Ankläger keine Staats

anwälte waren. .

Kalumnie ist die böswillige Anklage eines Unschuldigen 2.

Man strafte mit der Talion und mit der Infamie, wenn auS

einer I^ex publio! Mllioii falsch angeklagt worden war °. In

andren Fällen war die Strafe eine unbestimmtes Daneben

bestand noch die Pflicht zum Schadensersatz °.

Prävarikation heißt das dolose Bestreben des Anklägers,

eine falsche Freisprechung herbeizuführen °. Im Gegensatz zu der

Prävarikation des RechtSbeistandeS (siehe unten) nennen die

Römer dies die eigentliche Prävarikation?. Den Prävarikator

trifft die Strafe, welcher er den Schuldigen entziehen

wollte».

Tergiversation verübt der Ankläger, der die anhängig ge

der Fahrlässigkeit tritt GefSngniß ein. Vgl. Baiern 1813, 3««.

Darmftadt 4S0.

> ^evusstoruln temeritss trious' m«6i» getSAitur et tribns poenis

sud^ieitur: »nt eniiv eslurnniäntur, g,ut pr»sv»ri«»vtur, sut terAiver»

santur. Lsluronisri est kalss, «rimins. intengere, prsevariesri vera «ri-

mins, »bseovliere, tergivsrssri in Universum ad aeousätione ciesistero."

I.. 1.g,S. SO.'I'urpill.

2 ?»ull. I. S, 1. „«»lumniosus «st qui seien» pruciensnue."

OsiusIV, 178: „qui intellißit, Hon reete s<z sSere, sog vexsnai scl>

verssrii gratis — esiuroni», enira in »öeetu est," ^. öe Lz^e , öe ge-

lieto eälumnise in publieis iugieiis, Iiugg. Ls.t. 179(>. L.terXuiie, g«

«slurnnis. »pug Rornsnos, IiUgg. L«,t. 1827. llsrrnsnn, ge äbolitioni-

Kus «rim., I^ips. 1834, psg. 19 sqq. L. ?I»tner, quäest. 6s ^'ure erim.

Rom. p. 122 sqq. Geib, Geschichte des Rom. Kriminalprozesscs, Seite

S77 fgg. Rein, Kriminalrecht der Römer, 807 sag.

3 Ii. 8 und 10. Ooä. ge eä1ulnnis.tor. Ii. 17. (?«g. ge »Leusst. Ii. 1,

4. Z. 4, O. ge Kis qui not. ink.

« I,. 3. 0. »g 8«. lurviU. I,. 43. 0. ge io>r.

s Vgl. auch P. G. O. Art. 12.

K „I>rs,eväri«»torein eurn esse intsngirous, qui «ollugit eum

reo, et trs,nsl»titie ruunere »eoussiogi gekunAitur, e«, quog proprius

quigem probstiones gissimulsret, Laisas ver« exeusätiones

ääinitteret." I,. 6. v. »g 8«. lurvili. (48, 16).

7 „Is Sutern proprie prsevsriestor gieitur, qui vubiie« zudieio

seeussverit." I,. 1. Z. 1. 0. ge prssvariestione.

« I,. 2 und Ii. «. I). ge prsovsr.
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machte Anklage rechtswidrig fallen läßt^. Die Strafe besteht in

fünf Pfund Gold und in dem Verlust des Anklagerechts.

Da der gemeinrechtliche Strafprozeß gänzlich zum Jnquisi-

tionsprozeß entartete, so konnte im gemeinen Recht von diesen

Römischen Bestimmungen gar kein Gebrauch gemacht werden.

Die neueren Gesetzgebungen, fast sämmtlich noch vor der

Einführung des Anklageprozesses ergangen, enthalten zwar Straf

bestimmungen wider die unterlassene Untersuchung von

Verbrechen^ und wider die rechtswidrige Einleitung einer

Untersuchung 2, haben dabei aber nicht den Staatsanwalt im

Sinne.

Seit der Einführung des Anklageprozesses mußte man

sich über die Verantwortlichkeit der Staatsanwälte klar

machen.

Die Verantwortlichkeit des Staatsanwalts für seine ganze

Amtstätigkeit versteht sich von. selbst. Pflichtverletzungen, welche

keiner gerichtlichen Strafe unterliegen, müssen wenigstens dis-

ciplinarisch geahndet werden.

Begeht ein Staatsanwalt Verbrechen gegen den Angeschul

digten, die unter den Begriff allgemeiner Strafgesetze fallen,

so unterliegt er den Strafen dieser Gesetze; so namentlich wegen

Betruges und wegen Erpressung.

Die falsche Anklage von Seiten des Staatsanwaltes kann

man nicht gerichtlich strafen, wenn sie nur aus Fahrlässigkeit

hervorging. Man würde sonst den Staatsanwalt in eine uner

trägliche Lage versetzen; denn wenn er nicht anklagt, so setzt er

sich der amtlichen Rüge aus, und wenn er anklagt, so wäre er

der gerichtlichen Strafe und der Ersatzpflicht verfallen. Ohnehin

würde die öffentliche AnklagethStigkeit gelähmt und das öffentliche

Interesse gefährdet werden, wenn der Staatsanwalt, aus Be-

sorgniß für seine eigene Sicherheit, zahlreiche Verbrechen unvcr-

folgt lassen müßte.

^ Z^i. 1, Ooä. 80. Vurpill, (3, 45): „13 g«raum i» LLUätusoorisril'

iura iu«i<lisss viästur, c>ui erimsn pudlioi zuclioii cletulit, et «äiissä «rirai-

nis oräinatg,, ookzus Hui ae<:us«,tur 8«b «ustocliä oktlcii tsct«, non

irnrioträta sdolitiove ab exseeutions crimiilis closistit." Vgl.

Lsrmävrl, 6s ädolitioriibus ; auch Platner, Gcib und Rein.

2 Baiern 455. Württemberg 428. Hannover 353. Braun-

fchweig278. Darmstadt457. Badcn«8«.

s Baiern 1813, 453. Württemberg 423—431. Braunschweig

271. Hannover343, 344. Oldenburg 464. Baden S81, S82.
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Dagegen ist die absichtlich falsche Anklage ein schweres

Verbrechen, dessen Strafbarkcit mit der Schwere deS fälschlich

zur Anklage gestellten Verbrechens steigt; ein Princip, das in der

Römischen Anordnung der Talion richtig ausgesprochen wor

den ist'.

Nicht minder sind Strafdrohungen gegen die Prävarikation

der Staatsanwälte nothwendig^.

Einer uncigentlichen Prävarikation macht sich der

Rechtsanwalt schuldig, der in einem Prozesse den Gegner

seines Klienten unterstützt, unter Verrath der übernommenen

Parteisachc^. Zum Thatbestande gehört bereits übernommene

Verbindlichkeit zur Führung der Sachet Die Sache selbst

kann sowohl eine Civilsache, als eine Strafsache sein^. Man

straft mit Gefängniß und mit Verlust der Advokatur«.

Württemberg und Braunschweig machen, neben derPrä-

! Preußen Z. 32«: „Ein Beamter, welcher Vorsätzlich z»m NachtHeil

einer Person, deren Unschuld ihm bekannt ist, die Eröffnung oder

Fortsetzung einer strafgerichtlichen Untersuchung beantragt oder be

schließt, soll mitZuchtha^is bestraftwerden."

2 Z. 321 des Preuß. Stfgb.: „Ein Beamter, welcher vermöge seines

Amtes bei Ausübung der Strafgewalt oder bei Vollstreckung der Strafe mitzu

wirken hat, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft, wenn er in

der Absicht, Jemanden der gesetzlichen Strafe rechtswidrig zu ent

ziehe», die Verfolgung einer strafbaren Handlung unterläßt, eine Handlung

oder Unterlassung begeht, welche geeignet ist, eine Freisprechung oder ein« dem

Gesetze nicht entsprechende Bestrafung zu bewirken, oder die Vollstreckung der

ausgesprochenen Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere als die erkannte Strafe

zur Vollstreckung bringt. Wird festgestellt, daß mildernde Umstände vor

handen sind, so tritt Gefängniß bis zu zwei Jahren ein; auch kann auf

Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werden."

s Ü,. 1. 0. praevar. (47, 15): „?r»ev»ri«at«r est czunsi vaiisätor,

qiii diverssin eäusssrn ää^uvs,t, pi ogits, eausss, sus." Rein,

739. Württemberg 456—458, Braunschweig 285, Hannover 3S8,

D a rm st a d t 48«, 481 , B a d enS35—537, P r e u ß e n 329.

^ Wird nur noch über die Uebernahme der Sache unterhandelt, so legt

nicht das Strafgesetz, Wohl aber das Gesetz der Ehre dem Anwalt bereits cinc

gewisse Zurückhaltung in dem Berathen mit der Gegenparte! auf.

s P. G. O. Art. 115: „Item so ein Prokurator fürsetzlicher geverlicher

weise seiner Partei in bürgerlichen oder petnlichen suchen zumnachthcil

und dem Widerpart zu gut handelte." Die neueren Gesetzbücher verlangen

nicht, daß es sich um Prozesse handle. Es kann nach ihnen vielmehr t»

allen Rechtssache» Prävarikation geübt werden, woPerfonen mit wi

derstreitenden Interessen betheiligt sind. Vgl. Koch, Temme,

Goltdammer,Oppe»hofzu8.329des'Preuß. Stfgb. HSberlin, Band

IV, Seite 4S«, überdie neueren Gesetzbücher. Baden spricht namentlich auch

von solchen Angelegenheiten, die der Rechtsbeistand nicht bei einein Ge

richte, sondern bei einer Verwaltungsbehörde zu besorgen hat; §. 535.

« Vgl. die Gesetzbücher, die in der Note 3 angegeben sind. Preußen will

Gefängniß nicht unter drei Monaten. -
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varikation der Rechtsanwälte, noch die eigennützige Verzöge

rung der übernommenen Geschäfte und die eigennützige

Verleitung Unkundiger zu frivolen Prozessen namhaft'.

Diese beiden Pflichtverletzungen sind aber so beschassen, daß der

gerichtliche Beweis ihrer Begehung sehr schwer zu führen ist.

Man überläßt sie zweckmäßig der blos disciplinarischen Rüge.

Z. 234.

Verbrechen der Gefängnißbeamten und der Gerichtsdiener.

Das Verbrechen der Befreiung eines Gefangenen durch

Gefängnißbeamte unterscheidet sich von dem der Befreiung

durch Dritte 1) durch seine Ausdehnung auf bloße Fahrlässig

keit, 2) durch seine höhere Strafbarkeit.

Bei den Gefängnißbeamten waltet eine besondre Pflicht

zur Bewachung ob, die bei Dritten nicht vorhanden ist. Diese

Pflicht wird schon dadurch verletzt, daß der Beamte den Gefan

genen durch Fahrlässigkeit entweichen läßt.

Die höhere Strafbarkeit des Gefängnißbeamten gründet sich

darauf, daß bei ihm mit dem Delikt der Befreiung die Ver

letzung einer Amtspflicht konkurrirt, wodurch dasselbe den

Charakter eines Amtsverbrechens annimmt.

Dem Gefängnißhüter, der absichtlich einen Gefangenen ent

weichen läßt, droht die P. G. O. Talion, d. h. die von dem

Entflohenen selbst verwirkte Strafet Diese Strafe ist, mit

Grund, längst von der Praxis aufgegeben worden. Doch hält

man das darin liegende Princip aufrecht, daß die Strafe des

Hüters mit der Größe des Verbrechens des Entflohenen

zu steigern ist, weil mit der Größe dieses Verbrechens der Ab

bruch, den die öffentliche Gerechtigkeit erleidet, und

nicht minder die durch die Flucht bewirkte öffentliche Gefahr

zunimmt 2.

i Württemberg^?, 458. Braunschweig 285. Abs. S und 3.

s P. G. O. Art. 18«. „Item so ein Hüter der peinlichen GefSngniß einem,

der peinlich Straf «erwirkt, aushilft, der hat dieselbig peinlich Straf, anstatt des

UebelthSters, »erwirkt."

« Hannover (334, 447) will Gefän gniß, unter erschwerenden Umstän

den Arbeitshaus, oder, wenn die Befreiung auf gewaltsame Art erfolgte,

Zuchthaus, PreußendrohtnurZuchthaus!(§.322). Baden begnügt

sich damit, mit den Strafen der einfachen Befreiung durch Dritte die D ienst-

entlassung zu verbinden (§. «85, 686). Vgl. Baiern 1813, Art. 329, 41S,

woselbst ebenfalls zu der einfachen Strafe der Befreiung durch Dritte Dienst-
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Wurde das Entweichen durch bloße Fahrlässigkeit des

HüterS ermöglicht, so ist die gemeinrechtliche Strafe arbiträr.

Nach neuerem Recht tritt Gefängnißstrafc und selbst Dienstent

lassung ein^. —

In Betreff der Gerichtserekutoren bestimmt daS gemeine

Recht: Ein Erckutor, der bei Auspfändungen dem Laiidmannc

das Ackcrvieh oder Ackergerät!) abgenommen hat, leistet dem Land

manne vierfachen Ersatz und wird außerdem noch arbiträr ge

straft 2.

Zweiter Titel.

Gegen die Kammern und gegen das Staats

oberhaupt.

Z. 235.

Gegen die Kammer».

Die beiden Formen, in denen alle Verbrechen erscheinen,

Trug und Gewalt, lassen sich 1) gegen die erst durch die

Wahlen entstehenden, 2) gegen die bereits aus den Wah

len hervorgegangenen Kammern gerichtet denken. Es liegt

alsdann der Begriff eines eigenthümlichen Staatsverbrechens

vor, sofern die Handlung nicht auf eine Hochverrätherische Abän

derung der Verfassung abzielt.

1) Trug bei den Wahlen kann geübt werden durch betrüg-

liche Vermehrung oder Verminderung der Stimmzettel, durch

Kauf oder Verkauf einer Wahlstimme :c. Gewalt bei den

Wahlen kannt geübt werden sowohl durch Verhinderung an der

entlassung oderDienstentsetzung hinzugefügt werden. Alle Gesetzbücher

stufen die Strafe mit größerer Gerechtigkeit ab, als das Preußische. Würt-

temberg4S6. Darmstadt 199. Braunschweig 277.

1 Braunschweig: Dienstentlassung; bei grober Fahrlässigkeit GefSng-

niß von sechs Monaten bis zu einem Jahre; in andren Fällen GefSngniß bis

j» sechs Monaten oder »erhSltnißmSßige Geldstrafe. Hannover, Würt

temberg und Darmstadt gehen über drei Monate GefSngniß nicht hinaus,

Preußen aber steigt bis zu sechs Monaten auf.

2 Der Römische Gesetzgeber spricht die Befürchtung aus, daß, durch Ver

hinderung des Ackerbaues, dieSte,uerzahlung Seitens desLandman-

nes werde «erzögert werden (tributoruin illstio eo retärästu,-). 1^.

7, 8. guss res piguori.
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Ausübung des Wahlrechts, als durch Nöthigung zu einer be

stimmten Wahl

2) Sind die Kammern schon aus den Wahlen hervorgegan

gen, so kann gegen sie verbrochen werden «) durch betrüg li che

oder gewaltsame Einwirkung auf die Beschlüsse der

Kammern 2, /Z) durch Zurückhalten der Kammermitglieder

1 Sachse» 1855, Art. 203, betrachtet es alseinen Erschwerungsgrund

des Verbrechens der Nöthiqung, wen» Gewalt oder Drohungen ange

wendet worden sind, um einen Staatsbürger an der Ausübung seiner staats-

oder gemeindebürgerlichen Rechte oder Pflichten, oder ein Mitglied der Stände

versammlung oder der städtischen oder ländlichen Gemeindevertretung an der

Ausübung seiner »erfassungsmäßigen Funktionen zu hindern. Bestechungen

bei Wahlen straft es, nach Artikel 3S8, mit der einfachen Strafe der gemei

nen Bestechung. Vgl. Sachsen 1838, Art. 1S9, 318. Württemberg

will bei Verhinderung an der Ausübung des Wahlrechts KreisgefSngniß

bis zu einem Jahre (Art. 195), bei Wahlbestechungen Gefängniß bis zu

einem Jahre (Art. 160). AuchSachsena. a.O. will bei Wahlbestechungen

Gefängniß bis zu einem Jahre. Die gleiche Strafe findet sich, sowohl für

Trug, als für Gewalt bei Wahlen, im Stfgb. Braunschweigs §.112, 113.

Im Art. 114 daselbst wird die Erschleichung des Wahlrechts ebenso be

droht. Hannoder bestraft Beleidigungen der Ständeversammlung

nach den Gesetzen über Beleidigung der Amtsehre (Art. 143, 144) unk

behandelt Gewalt oder thätliche Mißhandlung nach den Gesetzen über

Widersetzung (Art. 147). Darmstadt, 188, wendet im Interesse der Stän

dekammern und der ständischen Ausschüsse die Bestimmungen de« Art. 18S an,

der von der Schmäh ung der Staatsbehörden handelt. Baden setzt aus

die Wahlbestechung Geldbuße nicht unter 25 Gulden (§. 711). Unter

schiebung, Verfälschung oder Unterdrückung von Wahlzetteln

wird, nach §. 714 daselbst, mit Kreisgefängniß und Verlust des Wahlrechts auf

« oder auf 8 Jahre gestraft. Thüringen : Wer Mitglieder des Landtags an

ihrer verfassungsmäßigen THStigkeit —, Staatsbürger an der Ausübung ihrer

Wahlrechte, durch Gewalt oder Drohung zu »erhindern sucht, erleidet Ge

fängniß bis zu einem Jahre, oder Arbeitshaus bis zu fünfJahren. Art.LöS.

Im Art. 311 desselben Gesetzbuches wird bei Wahlbestechungen alternativ

Geldstrafe bis zu 10« Thalern oder Gefängniß bis zu einem Jahre »er

ordnet. EineShnlicheAlternativestellt Braunschweig a. a.O. Preußen

bedroht die Verhinderung der Ausübung des Wahl- «der Stimm

rechts mit Gefängniß nicht unter einem Jahre (§.84), die Betrü

gereien bei der Sammlung der Wahl- oder Stimmzettel mit

Gefängniß von drei Monaten bis zu drei Jahren, womit zeitige

Untersagung der bürgerlichen Ehrenrechte verbunden wird (§.85), den Kauf

oderVerkauf einerWahlstimme mitGefSngniß »on dreiMonatc»

bis zu zwei Jahre», ebenfalls verbunden mit Suspension der Ehrenrechte

(§. 8«). Baicrn 1813, Oldenburg und Oesterreich haben besondre Be

stimmungen hier nicht für nöthig gehalten. — Vgl. Mittermaier, über die

Bestrafung der bei Wahlen verübten Vergehen, im Archiv des Kr. 1849, Seite

338 fgg.
2 Ueber betrügliche Handlungen bei der Stimmzählung in den

Kammern »gl. die gesetzlichen Bestimmungen in der Note 1, namentlich

die Preußischen. Das Unternehmen, eine der beiden Kammern zur Fas

sung »on Beschlüssen zu zwingen, wird nach Preuß. Recht (§. 82) mit

Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren gestraft. Die andren Gesetz

bücher enthalten keine Vorschriften diefer Art. Nach ihnen wird man hier die

Gesetze üb er Aufruhr anwenden müssen.
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vom Versammlungsorte oder durch Vertreibung aus dem

selben'.

8- 236.

Majeftätsbeleidigung.

Das Römische Recht hat einerseits die Majestätsbeleidigung

nicht in ihrem vollen Umfange bedroht, andrerseits dieselbe, so

weit es sie überhaupt bedroht, zu der Höhe eines strafwürdigeren

Verbrechens, nämlich des Hochverrathes, emporgeschraubt, indem

es Hochverrath und Majestätsbeleidigung unter den Einen Be

griff deö lüximen majestatis zusammenfaßt ^.

Bis auf August konnte ein Majestätsverbrechen durch münd

liche oder schriftliche bloße Worte gar nicht begangen wer

den, so daß hier nur die allgemeinen Strafbestimmungen über

Ehrverlctzung Anwendung fanden. Erst August bedrohte die

gegen den Kaiser gerichteten Pasquille und Schmähschriften

(libri kainosi) als Majestätsverbrechen ^. Schmähreden gegen

den Kaiser wurden aber von dieser Strafbestimmung nicht ge

troffen^. Auch hat keiner der milderen späteren Kaiser schlecht

weg mündliche Schmähungen semer Person als Majestätsver

brechen behandelt; vielmehr ist dies nur unter Despoten der Fall

gewesen °.

Im Deutschen Rechte bildete sich ein vom Hochverrath völlig

gesondertes Verbrechen der Majestätsbeleidigung aus. Man

1 Völlige Sprengung der Kammern wird meistens in hochverrätheri-

scher Absicht vorkommen und ist dann als Hochverrath zu strafen. Vgl. Würt

temberg 140, Nr. 2. Die Handlung läßt sich indeß auch ohnehochverräthexi-

sche Absicht, ohne Absicht der Verfassungsänderung, denken. Vgl. Preußen

Z. 82. Goltdammer, Mar. II, Seite SS fgg.

2 Die Abhandlungen über das Oimsn ms^estatis werden im §. 237 an

gegeben werden.
s ?Äcit. ^,uuä1. 1. 72: „Primus ^usustus ««gmtionem 6e t«,mo>

sis likellis spsvig sjusls^is (sei. Uk^sststis) t,rs,«ts,vit."

^ ,,?»«tä äi'Fusdantnr, diotä impuns sr»Qt." ?ä<:It. lo«. «it.

6 Im Sinne der guten Kaiser sagt Modestin :,,Vlse lubrisumlillguss

g,d posusm kuvils trs,Ksu<1um sst. ijuamqusm snim tsmersrii

öiAlli vosus, sillt, tsmeii ut insavis illis päroenäum sst" st«. 1^,. 7. Z. 3,

O. s,Ä Ie«sm^ul. mä^. (48, 4). — Im Sinne der tyrannischen Kaiser erklärt

dagegen Paulus : ,, (juoü crimen (m«/jest«,tis) non solum fs,cto, ssü

etzverbis impiis st mälsäiotis msxims exscsrdätur." ?«,«!. V.

2S. 2. Vgl. Luden, vom Versuch, S7284. Weiske, Hochverrath und Ma

jestätsverbrechen der Römer, Leipzig 183«, S. 12« fgg. Zirkler, die gem.

Lehre vom Majeftätsverbrechen und Hochverrath, Stuttg. 1836, S. 122 fgg,

Lv«rstsncls^onAS,gs delictis contrs, rempudlicsm commissi», l'r»^,

184S, II. P. 3« sqq.

Bern«, Strafrecht. ZI
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stand zwar unter dem Einflüsse des Begriffes des Römischen

Oriinen majestatis, der auch in der Bambergensis und in der

Karolina erkennbar ist Auch sträubten sich manche der älteren

Kriminalisten, Schmähungen gegen das Staatsoberhaupt als

Majestätsverbrechen aufzufassend Allein später setzte sich die

Unterscheidung fest, ob das Staatsoberhaupt in seiner Eigen

schaft als Regent, oder nur in seiner Eigenschaft als Privat

mann beleidigt worden sei. Den ersteren Fall rechnete man

zum OZllien insjestaris; den letzteren bezeichnete man entwe

der nur als eine schwere Beleidigung ^, oder man bildete daraus

ein besondres Oiinen IseZ^e venerationig ^. Von der neueren

Doktrin wurde diese Unterscheidung verworfen und der Begriff

der Majestätsverletzung aus alle Ehrverletzungen gegen das

Staatsoberhaupt ausgedehnt ^ In dieser Ausdehnung ist er von

den neueren Gesetzbüchern aufgenommen worden, in welchen

als Majestätsbeleidigung angegeben werden: Tätlichkeiten

gegen das Staatsoberhaupt, Drohungen mit einer Thätlichkeit°

1 Bambergensis Art. 132. P. G. O. Art. 124.

2 l^arp2«v, praet. rer. er. qu. 41. nr. III sq. findet in den Schmähun

gen gegen den Herrscher nicht sowohl ein Orlrnen lässäs mHestatis, als viel

mehr ein besondres Lrlineii niäleäietiollis in z>rin«ipsin, sofern nur nicht

vsrka per se ssclitiosg,, czuibus »6 armg, eontr» prinoipeiri siiseipierxj»

eoueitstiir povulris, oder auch tnrbuleutss seelamstionss, quibus «»Ins

prineipis «,ut reipublieas perielitetur, gebraucht werden. Vgl. Wächter,

Lehrb. II, Seite 528. '

s So I^sz'ser, sp. 569. ni. S—IS. Lugs,», elem. L.I. Z. 481. Xot.

t. X« eb, Inst. §. 574. Vgl. Wächter«. a.O,, S. S29«

4 SoQuistorpS. 149, Klein, Grundsatzes. 511.

s Henke, Lehrbuch §. 37«. Henke, Handbuch III, S. 456. Jarcke,

Handbuch II, S. 138. Z irkler a. a. O., S. 133. Manche bedeutenden Män

ner, wie selbst noch Feuerbach, hielten freilich die alte Unterscheidung fest.

« Baiern 1813, Art. 31«, grast thätliche Beleidigung oder Be

drohung der Majestät, oder Erregung eines Aufruhrs, um eine Entschließung

abzunöthigen oder oberherrliche Befehle zu vereiteln, mit dem Tode. —

Württemberg 15«: Beleidigung des Königs durch körperliche Mißhand

lung zieht Todesstrafe nach sich, anderweitigethStliche Beleidigung

Zuchthaus. THStliche Bedrohung ist durch Ärt. 151 mit Strafarbeit

verpönt. —Braunschweig S«: Thätliche Beleidigung und thätliche

Drohung haben Ketten- «derZuchthaussirafe zurFolge; bei der thät-

lichen Beleidigung kann die Kettenstrafe bis zur Lebenslänglichkeit

steigen. — Hannover 13«: Tod, wenn man sich thätlich an der Person des

Königs Vergriffen hat; Kettenstrafe nicht unter l« Jahren, wenn mit

thätlicher Mißhandlung gedroht worden ist. — Darmstadt 147, 148: THSt

liche Beleidigung derPerson des Großherzogs, 1) falls sie mit körp erlicher

Verletzung oder Mißhandlung verbunden ist, wird mit lebensläng

lichem Zuchthaus, und unter erschwerenden Umständen mit dem Tode bestraft;

2) in' andren Fällen mit Zuchthaus von 8—16 Jahren. — Baden 6«S, 608:

Gewalttätigkeit oder thätliche Mißhandlung wird mitZuchthauS,

in schweren Fällen selbst mit dem Tode gestraft; Bedrohung mit thätlichen
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und Ehrenkränkungen aller Art'.

Der Thatbestand trägt folgende Merkmale: ,

«) Objekt des Verbrechens ist die Majestät deS Staats

oberhauptes.

In der ^laj«8tas des Staatsoberhauptes ist die Privatperson

desselben von der öffentlichen Person nicht zu trennen ^. Die

Unterscheidung eineS Oimen Iae8g,e venerntionis von dem (üri-

Mißhandlungen zieht die Arbeitshausstrafe »ach sich. — Thüringe» 89,

9«: Zuchthausstrafe für Tätlichkeiten und für Drohungen mit

Tätlichkeiten. Sind die Bedrohungen keine unmittelbaren, sondern nur gegen

Dritte ausgesprochen worden, so tritt Arbeitsha us od^ Zuchthaus bis, zu

8 Jahreil ei». — Oesterreich §. 8S ». sieht einen mildem Tod« zu strafenden

Hochverrath in jedem Unternehmen, wodurch die Person des Kaisers an

Körper, Gesundheit oder Freiheit verletzt oder gefährdet werden

so». — Sachsen 18S5, 132, 133, straft thStl ich e Beleidigung de« König« mit

lebenslänglicher Zuchthausstrafe, Bedrohung mit Tätlichkeiten oder

körperlichen Verletzungen ,nit Arbeitshaus oder Zuchthaus von einem bis

zu IS Jahren. Vgl. Sachse» 1838, 97, 98.— Preußen 74, straft Tät

lichkeiten mit dem T o d e , in den minder schweren Fällen mit Z u ch t h a u s von

10—S« I ahren, unter mildernden Umständen mit Einschließ ungvon 10—2«

Jahren. Drohung mit einer Thätlichkeit kann n»r gleich den im §. 75 mit

Gefängniß bedrohten einfachen Ehrverletzungen gegen das Staatsoberhaupt

gestraft werden, weil das Gesetzbuch für dieBedrohungdes Königs keine

besondre Satzung enthält. Vgl. Goltdammer, Mar. II, S.84,' N. 4.

1 Baiern 1813, 311. Durch den Art.« des Ges. vom 12. Mai 1848 ist

die Abbitte vor dem Bilde des Königs aufgehoben worden. — Württemberg

1S1: Mit der Strafe des Arbeitshauses ist zu belegen 1) wer mündlich in

Gegenwart des Königs oder öffentlich, oder wer in verbreiteten

Schriften oder bildlichen Darstellungen den König schmähet oder der

Geringschätzung preiszugeben sucht; 2) werdergleichen Schriften oder Dar

stellungen vorsätzlich verbreitet. Andre Ghrv erletz ungen gegen den König

werden, nach Art. 152, mit Kreisgefüngniß gestraft. — Braunschweig

92. Hannover 139, III. Darmstadt 149, 15«. Baden ««7. Thü

ringens. Oesterreich 63. Sachsen 1855, Art. 134, bedroht auch be.

leidigende Aeußerungen über Regierungshandlungen des Herr

schers als MajestStsbeleidigung. Dies ist gegen die konstitutionelle Theorie,

die in den Regierungshandlungen nur Handlungen der Minister sieht. Es

läßt sich nur dann vertheidigen, wenn in der beleidigenden Aenßerung über die

Regierungshandlung eine Beziehung auf die Person des Staatsober

hauptes erweisbar ist. Preußen straft, nach>§. 75, mit GefSngniß von

2 Monaten bis zu 2 Jahren den, der durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen,

bildliche oder andre Darstellung die Ehrfurcht gegen den König ver

letzt. Daß unter der Verletzung der „Ehrfurcht" noch andre Handlungen,

als wirkliche Ehrenkränkungen, zu verstehen seien, ist nicht anzunehmen, da

„Ehrfurcht" nur der ganz natürliche Ausdruck für die dem Lan

desherr» schuldige Ehre ist. Vgl. indeß G o ltdammer, Mal. II, Seite

8S, Nr. 2. Auch Oesterreich nennt die Majestätsbeleidigung eine Verletzung

der Ehrfurcht gegen den Kaiser, führt aber nur EhrenkrSiikungen als

Ehrfurchtsverletzungen an; §. S3. Die Aufstellung eines besondren Vergehens

verletzter Ehrfurcht, neben der Majestätsbeleidigung, gehört einem veralteten

Standpunkte. ,

2 U^jssws ossibus prinoipis inkssret.

33*
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men laesae majestutig ist demnach in der That unstatthaft.

Alle Beleidigungen der Person des Staatsoberhauptes sind

Beleidigungen der Majestät. Selbst wenn das Staatsober

haupt im Jncognito auftritt und damit erklärt, daß es als Pri

vatperson betrachtet sein wolle, würde eine Beleidigung gegen

dasselbe, falls man es nur erkannt hat, immer noch Majestätsbe-

leidigung sein'.

Kraft der Majestät ist das Staatsoberhaupt unverantwort

lich. Juristisch gelten somit Regierungshandlungen nur als

Handlungen der Minister. Ein Tadel und selbst eine Be

schimpfung der Rcgierungshandlungcn ist daher nicht Mäjcstüts-

beleidigung.

An den Hoheitsrechten haftet die persönliche Majestät des

Staatsoberhauptes nicht. Anmaßung von Hoheitsrechten, z.B.

der Gerichtsbarkeit oder des Münzrechtes, ist, daher ebenfalls nicht

Majestätsbeleidigung 2..

Die Majestät thront nur in der Person des lebenden Herr

schers. Gegen verstorbene Monarchen ist Majestätsbeleidigung

undenkbar. Mit dem Tode des Monarchen tritt der Zeitpunkt

ein,, wo über ihn das unparteiische Urtheil der Geschichte ergehen

soll und wb kein Strafurtheil die ungeschminkte Wahrheit länger

aufhalten darf^.

Gegen die Familie des Herrschers ist Majestätsbeleidigung

abermals unmöglich, da die Glieder dieser Familie an der Herr

schaft keinen Theil haben, sondern die Stellung von Untcrthanen

einnehmen. Nur gegen die Person eines Mitregenten oder

eines Regierungsverwesers wäre Majestätsbeleidigung denk

bar, weil der Mitregent und der Regierungsverweser als Herr

scher anzusehen sind^. Allerdings aber sind die Kränkungen der

1 Jarcke. Handb. Band II, S. 138, Note 44.

2 Die Ausdehnung des Begriffe« der Majestätsbeleidigung auf An

maßung vonHohcitsrechtenist eine der bedenklichsten Verirrungen. Gut

hierüber Tittmann, Handb. Band II, §.234. Auch Mittermaier zu F.

§.173.
s DiePreußischen Entwürfe enthielten Strafbestimmungen wider die

Beleidigung «erstorbener Regentui. Im Interesse einer unbefangenen

Geschichtsschreibung hat das Stfgb.dieseBestimmungen weggelassen. B eseler,

Kommentar S. 244. Damit sind allerdings nicht aufgehoben die allgemeinen

Gr u ndsätzeüber die Ehrenkränkung gegen Verstorbene (»gl. Krug

zum§. I34des Sachs. Gesetzb.); aberes ist nicht zulässig, hier den Gesichtspunkt

^er Majestätsbeleidigung geltend zu machen.

4 Württemberg 1S3 bestimmt: „Werden Handlunge» der vorgenann
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Mitglieder deS fürstlichen Hauses als schwere Ehrver

letz un gen hervorzuheben, weil durch sie das Staatsoberhaupt,

wenn auch nicht unmittelbar, so doch mittelbar berührt wird. Dies

gilt namentlich für die Königin. In Betreff deS Thronfol

gers ist zu erwägen, daß die Majestät, die er später tragen soll,

im Voraus durch empfangene Beleidigungen leidet'.

ten Art an dem Reichsverweser begangen, so sind sie gleich den Belei

digungen der Majestät zu ahnden. Baden 6«9: „Die in den vorher

gehenden §§, bezeichneten Handlungen, gegen den Regierungsverweser

verübt,werden ebenfalls von de» dort gedrvhten Strafen getroffen." Manche

Gesetzbücher stellen dieBeleidigung des Regierungsverweser« aufgleicheLinie

mit der Beleidigung der Landesfürstin oder des Thronfolgers.

Vgl. D «Emstadt 152, Hannover 139.

, i Baiern 1813, Art. 312—314, stellt die Gemahlin des Landesfürsten

denr letzteren ganz gleich, straft die Ehrcnkränkung des Thronerben mit

dem der Strafe der Majeftätsbeleidigung am nächsten kommenden Grade und

belegt die Beleidigungen- andrer Mitglieder der landesfürftlichen Familie

mit den geschärften Strafen der betreffende» Privatverbrechen. —

Sachsen 18S5 enthält besondre Bestimmungen über Thät'lichkeiten, Dro

hungen und andre Beleidigungen gegen die Familie des Staatsober

hauptes, »«cht aber die Königin und den Thronfolger nicht besonders nam

haft. Die Strafe der Tätlichkeiten ist regelmäßig Zuchthau« von 2- IS

Jahren; bei Gefährdung des Lebens oder der Geisteskräfte, ebenso bei

Zufögung eines bleibenden Nachtherls an der Gesundheit Zuchthaus von

4—3« Jahren. Stfgb. von 1855, Art. 135—137; von 1838: I««—103. —

Württemberg IS4—IS6 bedroht mit besondren Strafen die Beleidigung der

Königin und des Kronprinzen, läßt aber bei Beleidigungen andrer

Mitglieder des königl. Hauses nur die Strafen der Privatbeleidigun

gen, jedoch mit Rücksicht auf den erschwerenden Umstand, der aus den

persönliche» Verhältnissen des Beleidigte» hervorgeht, anwenden. — Brciun-

fchweig93, 94: Besondre Strafen wider die Beleidigung der Landesfürstin

oder des Erbprinzen; auch besondre, aber mildere Strafen wider die Be

leidigung andrer Mitglied er des Herzog!. Hauses. — Hannover ISS, 140

hebt die Kränkungen der Königin, des Kronprinzen und des Regenten

hervor, erwähnt aber daneben auch der Kränkungen andrer Personen der

königl. Familie. — Darmstadt 152: Handlungen gegen die Großherzogin,

den Erbgroßherzog, die Erbg,roßherzogin, de» Verweser des Groß

herzogthums. 153: Handlungen gegen andreMitglieder des großh. Hau

ses.— Baden stellt obenan: Handlungen gegen die Großherzogin, tz. 61«

bis 612. Dann folge», unter derselben mildere» Strafsatzung, Handlungen

gegen den Erb großherzog oder gegen andre Mitglied er des großh.

Hauses, — Thüringenredet, wie Sachsen, nur von Verletzungen derFami-

lie des Staatsoberhauptes, ohne den Thronfolger und die Gemahlin des

Staatsoberhauptes hervorzuheben. Art. 93—95. —Preußen, tz. 76, straft die

Thätlichkeit gegen die Person der Königin, des Thronfolgers, oder

eines andren Mitgliedes des königl. Hauses, oder des Regenten mit

Zuchthaus von 5—2« Jahren, in minder schweren Fällen mit Zuchthaus bis zu

10 Jahren, unter mildernden Umständen mit Einschließung von 1— I« Jahren.

Andre Beleidigungen derselben Personen sind im Z. 77 mit Gefängniß von

einem Monate bis zu 3 Jahren verpönt. — Oesterreich 64 -straft Beleidigun

gen der Mit glied er des kaiserlichen Hauses, sofern sich darin nicht ein schwerer

bedrohtes Verbrechen darstellt, mit Kerker von 1—5 Jahren, Diese Bestim

mung bezieht sich auch auf th ätliche Beleidigungen.
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^) Das Verbrechen ist nur dolos und mit dem Bewußt

sein möglich, daß man es mit der Person des Monarchen zu

thun habe. Erkennt man das Staatsoberhaupt nicht, so wird

die Majestätsbeleidigung zu einer gemeinen Ehrverletzung, Dro

hung oder Thätlichkeit. Hat man gar keinen ^.nimug iojurianäi,

so bleibt nur eine Unschicklichkeit übrig, deren Beurtheilung nicht

Sache des Strafrichters ist ^. Aus manchen Worten und Hand

lungen kann der ^nimus iujuriäv<Zi ohne Weiteres geschlossen

werden: aber ungehörig ist die Behauptung, daß es auf den

^nimus injurianöi bei der Majestätsbeleidigung niemals an

komme 2.

- 7) Die Majestätsbeleidigung kann begangen werden durch

Thätlichkeit, durch Drohung mit einer' Thätlichkeit, nicht min

der durch Wort, Schrift und symbolische Darstellung.

Alles was sonst Ehrverletzung heißt, das ist Majestätsbeleidigung,

sobald es sich gegen das 'Staatsoberhaupt richtet.

Nun ist der Begriff der Ehrverletzung ein relativer, so daß

dasselbe Schimpfwort, das unter Personen der niederen Klasse

vielleicht eine ganz leichte Beleidigung oder gar nur ein verzeih

licher Scherz ist, unter höher gestellten Personen eine gröbliche,

tödtlich empfindliche Injurie sein kann. Es wird daher Manches,

was gegen einen Privatmann noch nicht einmal eine Injurie

wäre, gegen daö Staatsoberhaupt schon Majestätsverletzung

sein.

1 So konnte,. B. keine Majeftätsbeleidigung angenommen werden, wenn

in Bittschriften Verletzungen der Titulatur oder Drohungen de«

Selbstmordes für den Fall einer abschlSglichen Antwort vorkamen: Revision

des Preuß. Entw. v. 1843, Band II, Seite 24. Auch darf man das Gebiet

der freien Höflichkeit nicht mit dem der rechtlich zu fordernden Ehre

Verwechseln.

2 Thätlichkeit enthält ohne Weiteres den ^vimus ii^urisnöi, ebenso

die Drohung mit einer Thätlichkeit und Anwendung von Worten, die ihrer

Naturnach injuriös sind. Immer aber bleibt es ein MißverftSndniß,

den ^nimus iozuriäiM für überflüssig zu erklären. Vergl. die Note I.

Welch ein Unbegriff sollte wohl aus der Majestätsbeleidigung werden, wenn

man weder beleidigende Absicht, noch Verletzung der Ehr« als Er

fordernisse aufstellen, somit schon die ohne beleidig ende Ab ficht erfolgte

Verletzung der freien Höflichkeit als MajestStsbeleidigung strafen

wollte?! Siehe indeß Goltdammer, Mat. II, Seite 86 und die Noten 1,2

und Sbei Oppenhof zum tz. 7S des Preuß. Stfgb. — B.raunschweiq unter

scheidet bei Tätlichkeiten und bei thätlichen Drohungen, ob sie mit Vorbe

dacht oder in leidenschaftlicher Aufwallung verübt wurden. Im letz

tere» Falle tritt eine sehr beträchtliche Ermäßigung der Strafe ein: Stfgb.

§.90,91.
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Erwägt man dies, so kommt man zu dem Ergebniß, daß das

Strafgesetz kein zn hohes Minimum für die Majestätsbeleidigung

feststellen darf, mag auch das Maximum hoch hinauf gehen.

Tätlichkeiten, wenigstens wenn sie in wirklichen Miß

handlungen des Staatsoberhauptes bestehen, pflegen mit dem

Tode gestraft zu werden'. Auf Bedrohungen mit einer Thät-

lichkeit pflegt Zuchthausstrafe^, auf andre Ehrenkränkun

gen aberArbeitshaus- oderGefängnißstrafe^ gefetzt zu sein.

Nach gemeinem Rechte ist die Strafverfolgung und

Bestrafung deö Majestätsbelcidigers, sofern eö sich um bloße

Schmähreden handelt, von der besondren Willenserklärung deö

Staatsoberhauptes abhängig. Als Staatsverbrechen würde

freilich die MajcstätSbeleidigung von Amtswegen zu verfolgen

und zu strafen sein. Sie trägt aber doch dabei ganz wesentlich

den Charakter persönlicher Ehrenkränkung. Ihre Verfolgung

und Bestrafung kann daher um so mehr an die ausdrückliche Wil

lensäußerung des Verletzten gebunden werden, als in dessen

Händen das sich auch auf Staatsverbrechen erstreckende Begna

digungsrecht ruht 4.

Das Preußische Allg. Landrecht, geschrieben im Geiste

Friedrichs, der Schmähschriften niedriger hängen ließ, damit sie

um so bequemer gelesen werden könnten, hat hinter dieser edlen

Auffassung der Sache nicht zurückbleiben wollen. Es bestimmt,

1 Die neueren Gesetze: oben in der Note 6, Seite S14. Ueber die

gemeinrechtliche Strafe: Wächter, Lehrbuch II, Seite SS4, Nr. 46.

Feuerbach erklärt die gemeinrechtliche Strafe der Majcstätsbeleldlgung im

Allgemeinen für arbiträr.

2 Preußen will nur Gefqngnißstrafe. Goltdammer, Mot. II,

S. 84, N. S. Vgl. über die neueren Gesetze abermals die Note 6, S. S14.

s Hannover will unter erschwerenden Umständen selbst hier noch Zucht

hau«, sonst Arbeitshaus oder Gefängniß. In mehren Gesetzbüchern

findet sich die alternative Androhung von Arbeitshaus und Gefängniß.

Vgl. die Note 1, Seite 5IS. Preußen will nur Gefängniß, wie bei der

Drohung.

4 Die schöne, denkwürdige Stelle, aus welche das gemeine Recht sich hier

stützt, ist die 1^,. u». si yuis impsratori inäle6ixerit (S, 7), vom Jahre

SS3: „Imppzz. ^Ke«<Z«8lU8, ^,re«,<Iius st llonorius Rutluo

?f. ?. 8i qms modsstiäe nesvius et pucloris iAnarus iinprodo zistuläuti-

<zu« msleaiet« noiniriä oostr» ere<liderit I»oessev<Iä, s« temuleotig,

turbulent»« obtreetätor temporum nostrorura fusrit, eum poeose r>o-

lumus snd^uAäii, iis<zus 6urum s,Iiqui<Z vso »sperurn sustiners, <z>uov!am,

8i ex levitate proossserit, eontemuenilum est, si ex iuskni», miserätione

«liAnissimum, 8i »l> inMri«,, reinitten6uin. IIn6e inte^ri« «mvibns

in nostrsrn seientiain rekerstur, ut ex per8«ni8 Komiuura cliots

ponssiiius, et utrnm präetermitti sn ex<zuiri clebesot, eensesraus."
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daß alle Straferkenntnisse über Majestätsbeleidigungen dem Lan-

desherm besonders vorgelegt werden sollen, damit dieser erkläre,

wiefern er dabei von seinem Begnadigungsrechte Gebrauch machen

wollet Mehrere neuere Gesetzbücher haben sich auf den

selben Standpunkt gestellt, indem sie, namentlich wegen blos

wörtlicher oder bildlicher Beleidigung des Staatsoberhauptes,

die Untersuchung von einer besondren Ermächtigung Seitens

des Ministeriums abhängig machend Durch derartige Be

stimmungen wird nicht nur dem servilen Diensteifer untergeordne

ter Beamter ein Ziel gesetzt, sondern auch dem Landesherrn die

erhabene Stellung gegeben, die er, elendem Geschwätz, gegenüber,

einzunehmen hat. Denn sicherlich ist gerade das wahrhast maje

stätisch und ein redendes Zeugniß des Gefühles der wohlbefestig

ten eigenen Würde^ wenn der Herrscher die Freiheit der Urtheile

über seine Person unbeschränkt läßt und selbst den schmähsüchtigen

Leichtsinn großmüthig übersieht.

. i'Allg. Preuß. Ldr.II. 20. §. 202.

2 Sachsen 1838, 104; 185S, 138: „Wegen der im Art. 132—137 ge

dachten Vervrechen (d.h. Majestätsbeleid.und Beleid, der Mitglieder des königl.

Hauses) kann die strafrechtliche Verfolgung nicht ohne »orgängigen

Vortrag an das Staatsoberhaupt angeordnet werden." Württem

berg 155: Bei wörtlichen oder bildlichen Beleidigungen findet eine

Untersuchung nur infolge einer vom Justizministerium ertheiltcn

Ermächtigung statt. Braunschweig 95: Die Untersuchung ist zwar

von Amtswegen einzuleiten, über die Fortsetzung aber landes

herrliche Genehmigung einzuholen. Hannover 141: Beiwörtlichen

und bildlichen Beleidigungen ist nicht von Amtswegen zu untersuchen, son

dern zuvor an das Justizministerium zu berichten. Baden: Bei Belei

digungen, ohne Thätlichkeit (§. SOS) nnd ohne Drohung mit tyätlicher Miß-

Handlung (§. LV8), verübt gegen den Großherzog oder die großherzoglichen

Familienglieder, findet eine gerichtliche Verfolgung nur mit Ermächtigung

des Justizministeriums statt, , «14 daselbst. Thüringens: Diein

den Art. 83—S5 gedachten Verbrechen sind von der Staatsanwaltschaft nur mit

Genehmigung des Staatsministeriums zu »erfolgen. — Ueber das

Verhalten der Behörden: Erört. der I. Badifchen Kammer, 1844,

13 Sitz,, Jolly, bei Thilo, Seite 471: „Dadurch, daß hier die gerichtliche

Verfolgung und Bestrafung an die Ermächtigung des Justizministers geknüpft

ist, werden Maßregeln, durch welche sich nötigenfalls das Gericht der Person

versichert, nicht gehindert, weil ja das Justizministerium gar nicht in die Lage

versetzt werden könnte, eine Ermächtigung zu geben, wenn nicht eine vor

läufige Information stattgefunden und man sich des Urhebers der That

versichert hätte." I» diesem Sinne ist auch die angeführte Bestimmung

Braunschweigs aufzufassen, daß die Untersuchung von Amtswegen zu be

ginnen, für die Fortsetzimg aber die landesherrliche Genehmigung einzuho

len sei.
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Dritter Titel.

Gegen das Staatsganze.

§.237.

Einleitung.

Der verbrecherische Angriff auf das StaatSganze richtet sich

entweder gegen die völkerrechtlichen Verhältnisse desselben,

oder gegen seine äußere Stellung, oder gegen sein inneres

Leben.

Diese Unterscheidungen sind den gemeinrechtlichen Quellen

noch unbekannt. Namentlich fallen die meisten Verbrechen, die

den verschiedenen Kategorien dieses dritten Titels angehören, un»

ter den weiten Begriff des Römischen Orimeo majeststis,

welches einen Knäuel -verbrecherischer Handlungen bildet und

vorzugsweise das Staatsverbrechen des Römischen Rechts

genannt werden kann ^.

l ^. v»n LsuoKsr, gs oriuuus lusjestkltis, k'rsueiz, 1713; auch in

OelrivKs l'Kesaur. uov. Vol. II. p. 75—198. (ZuuäliuA, Siußulari» ag

leg. ^ul. inaj., Hs,1. 1721. II. vau ^üriekem, 6e poeu» percluelliouis

veroque sensu legis Huisquis, I^ug6. Rat. 1784. Feuerbach, philoso

phisch juridische Untersuchung über das Verbrechen des Hochvenaths, Erf. I7S8.

II. OK. (?. tZrüueKuseK, 6e erimiue psrcluelliouis »tque msjeststis

ävu6 prisoos Komsuos, et <ls e«, c^uocl mter utrumque ^«uu liderae rei-

publios,« tempore kuit, giserimiue, Lell. I8«2; auch auszugsweise mit

Anmerkungen von Konoxak im A. Arch. des Kr. Bd. V, S. 121 fgg. I6em:

Üe loe« I^ivii lib. I. e»p. 2S. rls peräuelliouis ^ugieio, (Zell. 1814. 0. 1?.

SoKott, üs Lrim. m^., I'uo. 1803. Lck. LeuKe, <Ie ver» erim.

läess,« msL. sseuuäum lege» positiv«,» inäols stczue poeus, Reimst.

18VS. »I. O. ?. vau Klemsdvl!, öe «riiriivs o,u«ä vulgo IsesäS ma-

bestätig öieitur, 'l'rs,^. a<1 RKeu. 1807. türopp, Oominent. <le prse-

oept. ^ur. Köm. «ire» puuiencluni «onatum cleliuqueuäi, Ileigelb^ 1813,

8eot. II. p. 3—S7. Winter, das Majcstätsverbiechen, philosophisch und

juridisch erklärt, Berlin 1815. C. Fr. Diek, Geschichte des Römischen Maje

stätsverbrechens; in seinen histor. Versuchen über das Kriminalrecht der Römer,

Halle 1822, S. 1—18«. Steinroet?, 6s peräuell. eriui., «r«n. 1821.

Esch er, Vier Abhandl. über Gegenstände der Strafrcchtsw., Zürich 1822,

Nr. 3. C. Fr. Sintenis, von dem Majestätsverbrechen, Zcrbst 1825.

Roßhirt, im N. Arch. des Kr. Band IX, S. 14« fgg. Kenuis, 6e erim.

perüuell. reguin setzte, I^ov. 1828. H e p p , Beiträge zur Lehre vom Hoch

verrath, Bern 1833; derselbe, im Arch. des Kr. 1837; derselbe, die politi

schen und unpolitischen Staatsverbrechen, Tüb. 184S. I. Meiste, Hochver

rath und MajestStsverbrechen der Römer, Leipzig 183«. Zirkler, vom

Majestätsverbrechen und vom Hochverrath, Stuttg. 1836. Miitermaier,

Hochverrat!), im Siaatsleriso» von Rotteck und Welker. Köstlin, die Per-

duelli» unter den Römischen Königen, Tüb. 1841. Rein, S. 464—SS7.
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Dem älteren Römischen Recht ist das Orimeo majestatis

noch fremd. Man strafte die wichtigeren Verbrechen, welche spä

ter unter den Begriff des Majestätsverbrechens fielen, als ?er-

Erst seit dem Ende der republikanischen Zeit handeln Römische

Gesetze von einem Orimen ilumimitae oder laesae rliaie8t«ti3 2.

Man verstand darunter im Anfange nur ein s. g. Aushülfsver-

brechen, das neben der ?er6uelti« feinen Platz einnahm und

diejenigen StraffäUe umfaßte, für welche die Strafen der ?e»

äuelli« zu hart erschienen^. Später hingegen verschlang das

Orimen majestatiZ die ?eröuellio. Namentlich hat die von

Cäsar oder August erlassene I^ex »suli«, majeLtatis alle praktisch

gebliebenen Fälle der Perduellion dem Begriffe des Majestätsver

brechens einverleibt 4.

Als Gegenstand des Orimen majestatis galt ursprünglich nur

die Majestät und die Sicherheit des Romischen Staates und

Volkes s. Seit dem Untergange der Republik fügte man die

Person des Kaisers hinzu«. In der späteren Despotenzeit

wurden sogar Verbrechen gegen hohe Beamte als Orilninä

majestatis behandelt 7.

Lversteu ös ^«ngs, eis 6sIIotis «antrg, rLrapublicäm eormnissis,

'rraz. 1845,2 Vol. Abegg, im Arch. 18öS, Seite 205—238, zur Geschichte

des Rom. Örim. m^sst., im Verhältniß zum Olm. impistätis und zum

Orim. Isesse venerstiovis.

1 Zur Perduellion rechnet die republikanische Zeit das Streben nach könig

licher Herrschaft (re^vuiQ sttsotätuin), die Anmaßung und den Mißbrauch

obrigkeitlicher Gewalt, den Eingriffs in die amtliche» Rechte der Volkstribunen

und Magistrate, den Verrath an den Feind, die Desertion und die Erregung

eines Feindes zum Kriege gegen Rom. Rein, 473.

2 Nicht die l^ex Lräbiniä, sondern zuerst die I^ex ^««ule^'s von 652 «der

654 », u., später die I^ex Vsri«, 664, dann die I^sx Lorueli» 673.

« Rein, S. 506.

^ Zirkler,S. S fgg., I4fgg. Köstlin, S. I20fgg.

s Vlviäo. I.. l. §. l. 0. K. t. (i. 0. äS ISA. ^ul. m^'. 48, 4): „ «s-

^estätis äutsru «rimsu illug est, <^u«6 sävsrsus vopulum Rouisnum,

vsl säversus seouritätera e^us oomrnittitur." Vgl. dazu Weiske,

Seite 36 fgg.

6 Weiske, Seite 40 fgg. 1^.11. O.K.t.: „nostili ssimo g,6vsrsus

rsmpublioam vsl prinoipsi» auimatus," §. 3. lust. äe publicis

Mäioiis (4, 18): ,,?ublios, »utein sunt: lex ^ulis, m«,^ests,tis, lzuse in eos,

gui vontr», imperstorern ve! 1 ernnudliLara »li<;>iick inoliti sunt,

suum vigorom extenclit." » .

? Inderin. 5. i?oä. K. t. werde» als solche Beamte angeführt die hohen
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Wenn bereits die I/ex ^ulia die verschiedensten Staatsver

brechen als Majestätsverbrechen auffaßt, so wurde der Begriff

durch die nachmalige Gesetzgebung und Jurisprudenz auf eine

wahrhaft entsetzliche Weise ausgedehnt. Das hervorragendste

Schanddenkmal errichtete sich aber der Römische Despotismus in

der s. g. I^ex HuiLyuig ^. Dies Gesetz begnügt sich nicht damit,

den über alle Gebühr erweiterten Begriff des Oimen majestatis

auf die Schuldigen anzuwenden. Es erklärt schon den Ge

danken und den Willen für ebenso strafbar, als die Thak.

ES wagt auszusprechen, daß die unschuldigen Kinder des

Majestätsverbrechers eigentlich denselben Tod, wie der schuldige

Vater erleiden sollten, und erklärt es für einen Akt besondrer

kaiserlicher Milde, wenn der Kaiser sich damit begnügt, diesen

Unschuldigen alles Vermögen, alles Erbrecht, alle Fähigkeit zu

Aemtern zu rauben, sie in beständiger Dürftigkeit und Niedrigkeit

zu erhalten, sie überhaupt so zu behandeln, daß ihnen der Tod

als ein Trost, daS Leben aber als eine beständige Todesstrafe

erscheinen sollet

RSthe de« Kaisers, die Officiere, auch die Senatoren. Vgl. die An

merkung 2, S. S23.

I 1^. S. Log. Sck ISA. ^ul. ra»j. (9, S).

s „Huisquis eum militibus, vel privatis, vel burbsrls seelestam

inisrit tsotionem , »ut tsvtiouis ipsius suseeperit saersmelltum , vel

gggerit; öe nees etiara virorum illustrium, qui eonsiliis et oollsistorio

nostr« intersuiit, seuätoruin etiam (nsrn et ipsi pars oorporis iiostri

sunt), vel «ujuslibet postromo, <zui oodis militst, eoKit»verit (e»6em

eniin severitäts voluntäteui sceleris, qua etksetuui, puiiiri ^urs, vo>

lueruut) : ivss <zui6em, utpote rn»^ests,tis reus, glällio keristur, bovis

e^us oniuidus Lseo nostro ägiligtis. S. ?ilii ver« eM», lzuibus vitsm

iropsrstoriä lenitats «oneeoürnus später«« euliri gebereut perire sup-

plieio) » Wätsrnä vel s,vit», «rnnium etism proximorum Keregitäte se

sueeessions Kädesutur slieoi; testsnieiitis »Horum iiikil espisvtz »lvt

porpetu« sgsntes st psuperes; inkäiniä «os pätsru» semper «vmitetur;

»<l nullos prorsns Kouorss, »<j null» säersments, perveuiaot; siut p«>

streva« täles, ut iüs,perpetu» eZestste sorgentikus, sit et mors solätium,

et v!t» supplieium." In diesem Style geht die Verordnung weiter, nur mit

etwas günstigeren Bestimmungen für die Töchter. Der Z. 6 ibig. fügt noch

hinzu: „I<l quo<l de praeclietis eorum<iue Lliis «»viraus, etisiri de ss-

tellitidus, ««»seiis »,« iniuistris Liliis^us eorum (!) simili

ssveritste eerlsemus." Dennoch rührt dies Gesetz Von denselben Kaisern

Are ad ins und Honorius her, denen man die mildes, un. (Zog. si ^uisim-

perstori ms,ls<lixerit verdankt, und ist nur wenige Jahre später s397) erlassen

worden. — Neber die Worte „eaclem severitste voluntstei» qu» ek-

keoturn" mag übrigens verglichen werden Wciske, Seite 67 und ZachariS,

im Archiv des Kr. von 1838, Seite 3S8.



524 Viertes Buch. Dritter Titel.

Diesem unwürdigen Gesetze schloß sich sowohl das Kanoni

sche Recht', als auch die Goldene Bulle^ an.

Abweichend von der Bambergens^, enthält die Karsli na

nicht einmal einen besondren Artikel über das Majestätsverbre

chen, sondern erwähnt nur einzelner Fälle, namentlich der Ver-

rätherei^.

So mußte das despotische Römische Recht zur alleinigen ge

setzlichen Grundlage des gemeinen Rechtes werdend

- Die gemeinrechtliche Doktrin war bis in das achtzehnte

Jahrhundert unfähig, die in dem Olinen majestatis enthaltenen

Klassen von Staatsverbrechen mit einiger Klarheit zu unterschei

den, obwohl es an Versuchen nicht, fehlte, den Hochverrath (die

?erüuelli« im neueren Sinne) der Majestätsbelcidigung (dem

OirllSQ vaäjestÄtis in specie) gegenüberzustellen °. Seit dem

achtzehnten Jahrhundert tritt dagegen die Majestätsbeleidi

gung als ein schärfer ausgeprägter Begriff aus der chaotischen

Masse der Majestätsverbrechen hervor Hochverrath und

1 Osusss 6. H>i. 1. «an. 22 ist eine wörtliche Abschrift der I^ex Huisczuis.

Das O«,p. 5 6e poenis i« 6t« (V. 9) wendet den'Begriff des Orim. mäz. aus

denjenigen an, <zui s«,netäe Romsng,« eeelesis,« eärgjllslem tuerit

Kostiliter insecutus, vel pereusserit, »ut eeperit, vel soeius kuerit ts-

eieutis st«.

2 öullg. aure» tit. 24. Z. 1—17. Vom §. 2 an findet sich hier auch Nicht«,

als die I^sx Huisguis, mit einer Anwendung des Begriffes des Orim. m»^. aus

die Kurfürsten. Vgl. Gerstlacher, Handbuch der Reichsgesetze Band XI,

Seite 3«s«— 30S8.

» Bambergens. ISS, 149.

4 P. G. O. Art. 124: „Item welcher mit verreterey mißhandelt, der

soll, der gewonheyt nach, durch viertheylung zum todt gestrafft werden."

Der starke Abscheu gegen Verrath ist echt germanisch. Vseit. Kerm. 12:

„?r«6itores et tränsfuAäs ärdoribus suspenciurit." 1^. liip. I^XXI. K. I :

„8i izuis Komo regi iukiclslis extitsrit, 6s vits, oompoost, et omues

res e^us Kse« esnssäntur." 1^. ^wm. XXIV. XXV. 1^, L»z'uv. II. e.

1—3. Q. WisiAotK. II. I. g. 8sp.II. I4.§. 4(R°b. Sachse): „Alle — Ver-

räther — soll man radebrechen." 8eKv?sp. (Loßberg) 174 s,.' Ostfries. Landr.

I.S9. Vgl. Wilda, Seite984fgg. Walter. Deutsch. Rechtsgesch. §. S87.

— Der Staat, als ein Abstrakteres, tritt in der Germanischen Auffassung der

hochverrätherischen Handlungen mehr zurück, als bei den Römern. Dagegen

rückt die Person des Herrn mehr in den Vordergrund und es wird

das Hauptgewicht gelegt aufdcn Bruch der persönlichen Treue.

s Wächter, imÄrchivdesKr. 1835; S. 473. Roßhirt, Geschichte und

SystemII, S. 3«. Die Ansichten der Italienischen Praktiker berück

sichtigt Luden, vom Versuche (Abhcmdl. Bd. 1. 183«), Seite 398 fgg.

« O»,rr>2« v, prset. rer. eriiri. czu. 41. I^»ntsrdä«K, <^«II. p»n6.

1^.48, t.4. Auch Rhewald und W. Müller, bei Wächter, Lehrb. II,

S. S08.

7 Kemmerich, Böhmer (LI, §, 72), Engau, Meister der Vettere,

Koch und Andre. Vgl. Wächter, Lehrb. II, S. 508 a, E., S0S.
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Landesverrath sind aber vom gemeinen Rechte nie in strenger

Scheidung aufgefaßt, sondern eS ist die Erregung eines Krieges

gegen das Vaterland, die Unterstützung des FeindeS und jede

andre landesverr ätherische Handlung gemeinrechtlich schlecht

weg als Hochverrath behandelt worden.

In den neueren Gesetzbüchern findet man dagegen nicht

nur genauer abgegrenzte Begriffe der Majestätsbeleidigung, dcS

HochverratheS und deö LandeSverrathes, sondern daS gesteigerte

völkerrechtliche Bewußtsein der Neuzeit hat auch besondre Straf-

satzunHen gegen die' Störung der völkerrechtlichen Ver

hältnisse des Staates in das Leben gerufen. So erfreulich der

hierin erkennbare Fortschritt ist, so bedauerlich ist eö auf der an

dren Seite, daß noch keine einzige Gesetzgebung bei den politischen

Verbrechen den Abschreckungszweck dem Gedanken der Ge

rechtigkeit völlig untergeordnet hat'.

§.Ä38.

Verletzungen der völkerrechtlichen Verhältnisse des

Staates.

Die neueren Gesetzbücher strafen 1) hoch- und landesverrä-

therische Handlungen gegen befreundete Staaten, 2) Kränkungen

auswärtiger Regenten und Gesandten, 3) Verletzungen Völker,

rechtlicher Verträge 2.

1) Hoch- und landesverrätherische Handlungen gegen be-

freundete Staaten.

Als Subjekt des, Verbrechens ist hier vorauszusetzen entwe-

' Hierüber namentlich Hepp, die politischen und unpolitische» Staats

verbrechen. Anerkennung »erdienen die Bestimmungen des Badifchen

Strafgesetzbuches wegen der genauen Angabe der einzelnen Handlun

gen, die als Hochverrath betrachtet werde» sollen und wegen der Abstufungen

der Strafe. Ein Hauptmangel der neueren Gesetzgebung ist die zu weite

Ausdehnung des strafrechtlichen G.ebietes, durch Bedrohung gering

fügiger Vorbereitungshandlungen mit entehrenden Strafen.

2 Sachsen 1838, Art.33, 9«, 91, 92. Sachsen I8SS, Art. 124, 139, 14«,

141. Württemberg 284, Hanno» er 128, 129, 13«, 131. Braunschweig

86,94,95. Darmstadt14S, 146. Baden 299, 3««, 301, 313. Thürin

gen 96, 97, 98, 99, 77, 78. Preußen 78, 79, 8«, 81. Baiern 1813 und

Oldenburg enthalten keine Bestimmungen über hoch- und landesverrätheri

sche Handlungen gegen andre Staaten, wohl aber über die Verletzung fremder

Souveräne und Gesandten: Baiern 1813, Art. S«6, Nr. II.; Oldenburg,

Art. 311, Nr. II.
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der «) ein Inländer, der im Jnlande «der Auslande, oder i?) ^in

Ausländer, der im Jnlande delinquirt^.

Gegenstand des Verbrechens sind befreundete Staaten. Zu

diesen gehören unbedingt die sämmtlichen Deutschen Staaten, die

außerdeutschen aber nur unter der Bedingung der Gegenseitigkeit

des Strafschutzes 2.

Die Handlung trägt die allgemeinen Merkmale des Hoch-

verrathes und des Landesverrathes. Preußen straft nur Hochver

rätherische, nicht aber landesverrätherische Handlungen gegen be

freundete Staaten 2.

Die Strafe ist geringer, als wenn die Handlung gegen den

eigenen Staat gerichtet wäre, sofern das Verbrechen nicht in ein

schwereres gemeines Verbrechen übergeht, z. B. in Ermordung

eines fremden Staatsoberhauptes ^.

1 Die Handlungen des Inländers gegen den fremden Staat hat der eigene

Staat allemal strafrechtlich zu vertreten, sobald erden Inländer nur in seiner

Gewalt hält; der Inländer ist ja auch im Auslande noch Unterthan des Staa

tes. Die Handlungen des Ausländers gegen den fremde» Staat hat dagegen

unser Staat nur dann zu strafen, wen» sie von seinem Gebiete ausgegangen

sind; denn kein Staat ist einem andren Staate verantwortlich für dasjenige,

was der Ausländer im Auslande gegen das Ausland verübt.

2 Es läßt sich indeß nicht leugnen, daß man, gegen die Princivien des

Strafrechts, die Gerechtigkeit der Politik unterordnet, wenn man die

Bestrafung von dem politischen Nutzen der Reciprocttät abhängig macht.

Bei den Berathungen des Preuß. Stfgb. wurde die Gegenseitigkeit zwar auch

für erforderlich erklärt, sofern es sich nicht um Deutsche Bundesstaaten handle;

doch fehlte es in der Kommission der II. Kammer nicht an,Stimmen, die es für

bedenklich erklärten, eine Handlung einerseits als Verbrechen zu bezeichnen, und

andrerseits ihre Strafbarkeit von der Bedingung der Gegenseitigkeit abhängig

zu machen. — Sachsen 185S, Art. 24, spricht schlechtweg von verbündeten

Staaten. Als solche betrachtet es die Deutschen Staaten ohne Weiteres (Deput.

Bericht der II. Kammer, S. 123), überdies aber solche Staaten, mit denen das

Königreich in diplomatischen Beziehungen steht, ohne daß gerade gegenseitige

Beschickung der Höfe mit Gesandten erfordert wird. Weiß, Kriminalgesetz

buch S. 352, Krug zu Art. 124.

s Preuß. Stfgb. §.78.

4 Nur Württemberg undDarmstadt strafen das Verbrechen ebenso,

als wenn es gegen den eigenen Staat gerichtet wäre. Alle andren Gesetzbücher

haben eingesehen, daß es sich hier nicht um Hoch- und Landesverrath, sondern

nur um Analogien mit dem Hoch- und Landesverrathe handelt, und daß die

Aufrechthaltung der völkerrechtlichen Verhältnisse des eigenen Staates

der eigentliche Gesichtspunkt für die Bestrafung der in Rede stehenden Verbre

chen ist. — Nach dem Stfgb. Sachsens kann die Strafe bis auf zwei

Drittel der Strafen des Hoch- und Landesverrathes steigen. Preußen will

Zuchthausstrafe oder Einschließung vou « Monaten his zu I« Jahren.

Braunschweig und Hannover enthalte» besondre Bestimmungen fürhoch-

verrSthcrische, besondre für landesverrätherische Handlungen gegen fremde

Staaten; die Strafen sind streng. Baden verordnet Arbeitshaus bis zu

8 Jahren; bei Vorbereitungshandlungen und den noch nicht zur Ausführung
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Manche Gesetzbücher lassen die Strafverfolgung nur mit

besonderer Ermächtigung des Justizministerii, oder auf besondren

Antrag deS verletzten Staates eintretend

2) Kränkungen auswärtiger Regenten und Gesandten.

Man straft Ehrenkränkungen, Tätlichkeiten und Drohungen

mit einer Thätlichkeit, gerichtet gegen fremde Regenten, nicht

als gemeine Verbrechen, sondern nach Analogie der Majestätsbe

leidigung, doch wiederum mildert Sachsen, Braunschweig, Ba

den und Thüringen dehnen diese Auffassung auch auf Fami

lienglieder fremder Regenten attsd

Bei der Beleidigung fremder Gesandten besteht die Vor

aussetzung der besondren Strafbarkeit darin, daß der beleidigte

Gesandte bei dem diesseitigen Staate beglaubigt war. Baden

nennt daneben die bei dem Deutschen Bunde beglaubigten Ge

sandtend

3) Verletzungen völkerrechtlicher Verträge.

Baiern 1813, Oldenburg, Hannover und Darmstadt strafen

die absichtliche Verletzung der mit andren Staaten abgeschlossenen

Verträge, möge sie von einem Inländer, oder von einem Aus

länder während seines Aufenthaltes im Jnlande, verübt seind

Man ahndet das Delikt mit Freiheitsstrafen, die bis zu 3, 4 und

selbst bis zu 8 Jahren aufsteigen könnend

Z. 239.

Landesvcrrath.

Zu den Oimiria lusjeüwtis rechnet das Römische Recht auch

reifen Verschwörungen nur KreisgefSngniß oder Arbeitshaus bis zu

2 Jahren. Thüringen will zeitliches Zuchthaus.

1 Baden §.596. Krug, vor Art. II« des Sachs. Stfgb. v. 1855.

2 Es handelt sich hier um ein eigenthümliches Vergehen, das ebenso

unrichtig von Württemberg und Baden unter die bloßen E hrverletzun

gen, als von Braun schweig unter dieMajestätsbeleidigungen gesetzt

wird. — Man straft mit Gesüngniß odermitArbeitshaus.

s Sachsen 1838,9«—92; 1855, 139—141. Braunschweig 94. Ba

den 2S9. Thüringen 96—98.

4 Baden 299.

s Baiern 1813, Art. 306, Nr. II. Oldenburg 311, Nr.II. Hanno

ver 130,Är. 2. Darmstadt 143, Hannover undDarmstadt bezeichnen

die Verträge näher, deren Verletzung gestraft werden soll; Baiern und Ol

denburg sprechen ganz allgemein.

« Hannover: Arbeitshaus von drei Monaten bis zu 3 Jahren. Darm

stadt: Korrektionshaus von 1—4 Jahren. Baiern und Oldenburg:

Freiheitsstrafe von 2- 3 Jahren.
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die Erregung eines Krieges gegen Rom ^, die Ueberlieferung

eines Theiles des Römischen Staatsgebietes an den Feind 2 und

die Unterstützung des Feindes ^, namentlich das Verlocken eines

Römischen Heeres in einen Hinterhalts '

Die Germanischen Quellen betrachten es als einen schweren

Friedensbruch, wenn Jemand ein fremdes Volk in das Land ge

rufen ^, den Feind gegen das eigene Volk unterstützt^, oder sich

einer Heeresflucht (Herisliz) schuldig gemacht hat?.

Im gemeinen Deutschen Rechte wurden diese Handlungen fast

säinmtlich als Hochverrath bezeichnet^.

Das Allg. Preuß. Landrecht stellte sie dagegen unter einen

besondren Begriff der Landesverrätherei, unter welcher eS ein

Verbrechen gegen die äußere Sicherheit des Staates versteht ^.

Es zählt zur Landesverrätherei nicht nur die Erregung eines

Krieges und die Unterstützung des Feindes, sondern auch die Be

günstigung fremder Mächte zum Nachtheil der Gerechtsame unr

Interessen des eigenen Staates " und die Losreißung eines Thei-

1 ?su1I. V. 29, 1 : „ eujus «PS, eousilio, Ällvsrsus imveratorem vsl

rsmpubliesm ärms, mots, sunt." 1. 1. S. 1. 0. g,ä leg. ^ul. msg. „yuove

c^uis eoutrg, rsmvudlie«,m arm», ksrat." I,. 3. eoä. „ 1^. XII ts,bb. zubet,

eum, czui Kostem eonoitavsrit — esvits puuiri." I. 4. O. sog. „utvs ex

amieis Kostss vopuli liomsoi ösut, eujusvs 6o1« mg,I« ksetum erit, o,uo

rsx sxteras nationis populo Romano minus obtsmpsret."

2 1^. 1«. O. K. t. ,, eujus «PS, eousilio, öol« mal« «roviueiä vsl elvi-

t»s Kostibus proäit«, est."

2 L 1. O. K. t. „c^uivs Kostidus povuli Romsui nuutium litterssve

missrit, siguumve ösüerit kseeritvs, czuo Kostes populi Lomsui eousillo

zuveutur eoutrs, rsmvublieam." Ii. 4. sog. „euzus ckol« mal« tsewm

clioetur, c^uo minus Kostss in votsstätem vopuli Romsui venisut, eujusv«

aolo mslo Kostss populi Romäni eommeatu, srmis, telis, elzuis, pseuni»

älisvs qu«, rs äHuti eruut."

^ 1^. 4. so6. „eu^us g«Io ms,I« exsreitus populi Romani iu iusiaiäs

öeüuetus Kostibusvs proäitus erit." ?«,ull. V. 23, I.

b I. ^,I»m. XXV : „ 8i Komo iilic^uis Zsutsm sxträueam inkrg, pro-

viuoiam iuvitaverit." Lü. RotKsris. e. 4. „Li <zuis iuimieos regis intr»

provineiäm iuvitäverit."

« Wilda, Seite 981 fgg.

? Das treulose Verlassen des Heeres ist schon in den Kapitularien

mit dem Tode bedroht. L«,pit. lieiususe s. 801. e. 3: „8i quis »ge« eon>

tumux sut superdus extiterit, ut 6imisso exereitu ädso^ue Mssu vsl

liesntig, rsMs öomum rsvertätur, st «zuocl uos tusuäiss«, liugus, 6ieiinus

Hsrili« teeerit, ipss ut ms/jestätis rsus vitae psrieulum iuourrat et res

ejus iu üseo uostro soeieutur." Lg. KotKsr. e. VII. I. ^Isro. XÖIII.

« Roßhirt. im N. Archiv Band IX, S. 14« fgg.

« Allg. Ldr. II. 2«. §. 10«.

i° Landesverrath dritter Klasse, nach §. 133 a. a. O.
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les vom Staatsgebiete^. Klein nahm diesen Begriff in das

System des Strafrechts auf. 2. . .

Baiern 1813 kennt, neben der Majestätsbeleidigung, einen

umfassenden Begriff deö „StaatsverratheS." Innerhalb dessel

ben werden der Hochverrath und drei geringere Grade unterschie-

den. Diese drei geringeren Grade bilden den Landesverrath, zu

welchem, wie im Preuß. Landrecht, auch die Losreißung eines

Theiles vom Staatsgebiete gehören soll^.

Oesterreich schied den Landesverrath nicht aus dem Hochver

rate aus, sondern blieb bei der alten Verschmelzung beider Be

griffe stehend

Die übrigen Deutschen Länder sind insgesammt dem Preußi

schen Landrechte gefolgt °. Nur die Losreißung eines TheileS

vom Staatsgebiete wird von ihnen wieder in den Begriff des

Hochverrates hereingenommen. — Sachsen und Thüringen nen

nen den Landesverrath „Staatöverrath," ein Ausdruck, der rich

tiger von Baiern und Hannover zur gemeinsamen Bezeichnung

von Hochverrath und Landesverrath benutzt wird.

Der Thatbestand fordert

«) als handelndes Subjekt in der Regel einen Inländer.

Mit Unrecht wird indeß von einigen Gesetzbüchern nur bei In

ländern Landesverrath angenommen ^. Zwar ist der Ausländer

nicht verpflichtet, bei einem ausbrechenden Kriege, zur Unter

stützung des Inlandes, im Jnlande zu verbleiben. Wenn er aber

bleibt, und damit des Schutzes des inländischen Staates genießt;

wenn er vielleicht gar in einem besondren, namentlich militärischen

Dienstverhältnisse zum inländischen Staate verharrt: so kann er

offenbar nicht minder, als ein dauernder Unterthan, sich gegen

das Inland eines Landesverrathes schuldig machen

1 Landesverrath erster Klasse, nach §. 101 a. o. O.

2 Klein, Grundsätze des peinl. Rechts §. 50« (nach der Sten Ausgabe).

» Baiern 1813, Art. 299—308.

4 Dies gilt für das ältere (§. 52 fgg.) und für das neuere (Z. 58) Oefter-

reichische Strafgesetzbuch.

b Sachsen 1838, Art. 81—88; I8S5, Art. IIS—124. Württemberg

Art. 140—148. HannoverI18—124. Braunschweig 81—85. Darm

stadt 129 fgg., besonders 137. Baden 586—598. Preußen öl—73. Thü

ringen 77—84, besonders Art. 83.

« Baiern 1813, Oldenburg und Hannover. Dennoch wendetHan-

nover di« Strafsatzungen über den diplomatischen Landesverrath auch auf

Ausländer an, nur gemildert.

- ? Berner, Wirkungskreis des Strafgesetzes, Seite 85. Sachsen 1855,

Berner, Strafrecht 34



530 Viertes Buch. Dritter Titel.

/Z) Gegenstand des Verbrechens ist die äußere Stellung dcS

Staates selbst, oder des Deutschen Bundes ^.

7) Es ist Dolus erforderlich 2. Doch darf die Absicht nicht,

in hochverräterischer Weise, auf den Umsturz der Verfassung oder

auf die Schmälerung des Gebietes des Staates .gerichtet sei».

ö) Je nach dem Charakter der Handlung unterscheidet man

diplomatischen und militärischen Landesverrat!).

Diplomatischen Landesverrath finden die Gesetzbücher vor

zugsweise: in der treulosen Ausführung eines aufgetragenen Ge

schäftes, zum Nachtheile des Staates; in dem Verrath von

Staatsgeheimnissen, die für die rechtliche oder politische Stellung

des Staates Bedeutung haben; in der Vernichtung, Unterdrückung

oder Verfälschung von Urkunden oder andren Beweismitteln für

die Rechte des Staates 2.

Art. 121: „Wer mit Verletzung seiner Unterthanen- «der Dienstpflicht,

oder der Verpflichtung für den während seines zeitlichen Aufenthaltes im

Lande gewährten Rechtsschutz eine auswärtige Regierung zu nachtheiligen Un

ternehmungen gegen das Königreich Sachsen oder den Deutschen Bund veran

laßt, macht sich des Staatsverrathes schuldig." Preußen wendet gegen den

Ausländer nur dann, statt der Strafen des militärische» Landesverrathes,

das Kriegsrech t an, wenn der Ausländer die Handlung nicht unter dem

SchutzePreußen« in dessen Gebiete begi»g;§. 7».

1 Wer Deutschland in einem Bundeskriege an den Feind verräth, kann

wohl von keinem ehrlichen Deutschen anders, denn als LandeSverrSther betrach-

tetwerden. Dem entsprechend, nennen Sachsen, Braunschweig, Baden

und Thüringen, außer dem eigenen Staate, auch den Deutschen Bund.

Württemberg und Darmftadt behandeln landesverrStherische Handlungen

gegen den Deutschen Bund wenigstens nach Analogie des Landesvnrathe«.

Preußen bedroht, im Z. 6S, denjenigen, der während eines Krieges gegen

Preußen denTruppen eines seiner Bundesgenossen Nachtheil zufügt, ebenso.

Wie wenn der Nachtheil Preußische Truppen getroffen hätte. Hannover läßt

nur den eigenen Staat, mit Ausschluß der Verbündeten, als Objekt des Landes

verrathes gelten. Oesterreich hingegen erklärt ganz allgemein, daß die im

§. 58 erwähnte» Handlungen auch dann als „Hochverrath" zu beurtheilen

seien, wenn sie gegen die Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Ver

fassung des Deutschen Bundes gerichtet waren. Der Bundesbeschlnß vom IS.

Oktober 183«, der die Begriffe des Hochverrathes und des Landesverrathes auf

den Deutschen Bund ausdehnt, wurde i» Preuße» unter dem 28. Oktober

1836 publicirt.

2 Dies Erforderniß liegt schon in dem Worte „Verrath." Auf «ine be

sondre „feindselige Abficht" kommt es aber nicht an. Auch eine eigen

nützige Abficht würde ausreichen. Es genügt das Wissen um die Ge

fährlichkeit der That, in Verbindung mit der Absichtlichkeit derselben.

DieWissentlichkeit wird in manchen Gesetzbüchern besonders betont. Vgl.

PreußenS.tZS. Goltdammer, Materialien II, S. SS, N. «.

s Sehr sorgfältig abgefaßt find die §§. 603 (Verrath in, aufgetragenen

StaatsgeschSften) und 604 (Verrath von Geheimnissen oder Urkunden) im

Badischen Stfgb. Dazu die Auszüge aus den Kommissivnsberichten der

beiden Kammern, beiThilo, Seite 4ö7, 4S8.
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Militärischen Landesverrat!) nehmen die Gesetze bei der

Erregung eines Krieges gegen das Inland und bei der Unter

stützung des KriegSfeindes an, erfolge die letztere nun durch das

Eintreten in den Kriegsdienst deS Feindes oder durch Verrath

von Festungen, besetzten Plätzen, Pässen, Truppcnkörpern, Kassen,

Vorräthen von Waffen oder Kriegsbedürfnissen, Operationsplä

nen, Festungsplänen, durch Spionerei, oder durch Erregung eines

AufstandeS in dem Heeres

e) Zur Vollendung des Landesverrathes gehört zwar im All

gemeinen nicht, daß der Staat durch die verbrecherische Handlung

einen Nachtheil erleide; doch sind die strafrechtlichen Grundsätze

über Versuch und Vollendung hier keineswegs für aufgehoben zn

erachten, und durch Nichts ließe sich die Annahme rechtfertigen,

daß schon die in einem Anfange der Ausführung dargelegte lan-

desvcrrätherische Gesinnung mit der Strafe deS vollendeten Lan

desverrathes zu ahnden fei 2.

Am strafbarsten ist der militärische Landesverrat!). Er pflegt

mit dem Tode gestraft zu werden, wenigstens in den schwereren

Fällen 4. '

1 Es kommt aber wesentlich auf den Zeitpunkt des Eintrittes in de»

feindlichen Kriegsdienst an. Sachsen giebt hier die besondre Bestimmung

(18SS, Art. 123): „Staatsangehörige, welche sich während eines Krieges in

feindlichen Kriegsdiensten befunden haben, sollen wegen der in dieser Stellung

vorgenommenen (sonst landesverrätherischen) Handlungen straflos gelassen

werden, dafern sie nicht erst nach dem Ausbruche des Krieges oder in der

Voraussicht eines solchen freiwillig i» die feindlichen Kriegsdienste getreten

sind." Im Uebrigen ist dieser Fall des Landesverrathes allerdings beson

ders strafwürdig; Baiern 1813 und Oldenburg fassen ihn als Hochver

rath auf.

2 Noch manche andre Einzelheiten werden in den Gefetzbüchern angeführt,

ohne daß die Gesetzgeber damit die ganze Summe der möglichen Fälle aufführen

wollen. In der Regel wird der Anführung der Einzelheiten die legislatorische

Schlußbemerkung beigegeben, daß auch zede andre absichtliche Untex-

stützung des Kriegsfeindes als Landesverrath zu strafen sei.

« Vorbereitungshandluiigen zu den in den Gesetzbüchern bedrohten

Landesverräthereien bleiben, wie bei andren Verbrechen, straflos. Ueber die

Bestrasung gewisser Aufforderungen zum Hoch- oder Landesverrath findet

man indeß in einigen Gesetzbüchern Bestimmungen; so Baiern 1813, Art 308,

Oldenburg 313, Hannover 12s. Ueber den Versuch der Erregung eines

Krieges gegen das Vaterland handelt besonders Baden §. 598; Preußen

§. 67 straft einen solchen Versuch mit dem Zuchthause, die Vollendung mit

dem Tode.

4 Den Tod drohen Oesterreich, Preußen, Baiern 1813, Hannover,

Baden. In geringfügigeren Fällen will Hannover Kettenstrafe oder Zucht

haus, Baden Zuchthaus. Württemberg Witt überhaupt nur Zuchthaus

oder Arbeitshaus; doch kann die Zuchthausstrafe bis zur Lebenslänglichkeit

steigen. Sachsen Witt regelmäßig Zuchthaus bis zu dreißig Jahren. — Zu

34*
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Die Strafe des diplomatischen Landesverrathes besteht hin

gegen in zeitlichem Zuchthaus, nach manchen Gesetzbüchern mit

unter sogar nur in Arbeitshaus oder Gefängniß ^. ,

Z. 240.

Hochverrath.

Hochverrath heißt der verbrecherische Angriff aufdie Herr

scherstellung des Monarchen, auf die Staatsverfassung

oder auf das Staatsgebiet.

Fast ausschließlich gestützt auf die Römischen Bestimmungen

über das Majestätsverbrechen, in denen man vergeblich nach einem

scharf abgegrenzten Begriffe des Hochverrates (der neueren ?er>

äuelli«) forscht, konnte das gemeine Recht nur sehr unsichere

Definitionen des Hochverrathes aufstellen. Man sprach in all

gemeinen Ausdrücken von Angriffen auf die Integrität, die

Sicherheit, die Criftenz des Staates. Man glaubte, bei dieser

schwankenden Angabe des Objektes des Verbrechens, durch die

hinzugefügte Forderung eines vagen ^,niinu8 KostiÜ8 dem Be

griffe des Hochverrathes einen festeren Halt geben zu könne».

Man hob die Anwendung der allgemeinen strafrechtlichen Grund

sätze auf, indem man den Hochverrath für ein voliowru exoep.

turn erklärte und eine Reihe von Singularitäten behauptete.

Feudalistische Ansichten mischten sich in die Römischen Satzungen

und steigerten die Unklarheit. Als gemeine gesetzliche Strafe des

Hochverrathes betrachtete man das Schwert, die Vermögensein

ziehung und die Vernichtung des Andenkens. Im Falle der

Verrätherei trat die Vicrthcilung ein. Auch scheute man sich

nicht, die Entehrung und Amtsunfähigkeit der schuldlosen Kinder

des Hochverräthers für gemeinrechtlich- zu erklärend

erwägen ist jedenfalls, daß das ir> adstraeto hochstrafwürdigc Verbrechen de«

militärischen Landesverrathes in «onorst« die zahlreichsten Abstufungen

der Strafbarkeit hat. Ein beschränkter Bauer, der halb aus Furcht, halb

aus Respekt einem feindlichen Befehlshaber einen Paß nachweiset, kann wohl

schwerlich mit dem Tode gestraft werden,

1 Preußen 71) »erhängt Zuchthaus von S—20 Jahren; Sachsen

(1855, Art. 122) Arbeitshans oder Zuchthaus bis zu l« Jahren, und in den

nicht gesetzlich namhaft gemachten Fälle» Gefängniß oder Arbeitshaus auf die

selbe Zeitdauer; Darmstadt (Art. 140— 142) Korrektionshaus »o» I—3,

oder Zuchthaus bis zu I« Jahren; Baden (§. «03, ö«4) Zuchthaus bis zu 12

Jahren.

2 Schwertstrafe : 1^.5, pr. 1^.6. Log. leg, ^ul. in^. Goldene Bulle

o. 24. Vermögenseinziehung : 1^. 1 1 . O. äck Isg. ?ul. müH. 1^. 1«. O. 6e bo>
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ES kann nicht Wunder nehmen, wenn das Preußische Land-

recht, auS diesem gemeinrechtlichen Boden entsprossen, dem Hoch

verräther die härteste und schreckhafteste LeibeS- und Lebensstrafe

drohte, die entferntesten Thcilnchmcr noch mit dem Schwerte ver

folgte und dem Staate selbst das Recht zusprach, die unschuldigen

Kinder des Hochverräters in beständiger Gefangenschaft zu be

halten oder zu verbannen ^. Die milderen Bestimmungen deS

älteren Oesterreichischen Strafgesetzbuches litten wieder an großer

Unbestimmtheit 2.

Eine günstige Wendung trat ein durch die litterarische und

legislatorische Thäligkeit Feuerbachs, der den Hochverrath im

Batrischcn Strafgesetzbuche vom Landesverrathe genauer trennte

und manche der angeblichen Singularitäten deS Hochverrates

aufhob 2. Auf diesem Wege fortscheitend, ist fast jedes der neueren

Gesetzbücher bemüht gewesen, den Begriff und den Thatbeftand

des Hochverrates klarer und bestimmter in das Licht zu stellend

«) Subjekt.

Auf einer veralteten feudalistischen Auffassung des Staates

ruht die irrige Ansicht, daß der im Jnlande weilende Ausländer

sich eines Hochverrates gegen das Inland nicht schuldig machen

könne, weil er an den inländischen Staat nicht durch ^in persön

liches Treuverhältniß gebunden sei. Nach dem Grundsätze der

Territorialität <H. 128) findet der Begriff des Hochverrathes auf

den Subäitvs tsmporarius seine Anwendung nicht minder, als

auf den Sübcliws perpetuus, und nur bei der Strafausmessung

kann die Eigenschaft deS Ausländers als solchen Berücksichtigung

finden 2.

uig proser, P. G. O. Art. 218, Vernichtung des Andenken« : Q. 1 l. F. 3. I>.

6s ois <zui ri«t»ritur. 1^. 24. O. 6s poerns. Ii. 6. LocZ. sct leg, ^ul. m»j.

Entehrung der Kinder: Lex (juisyuis und Goldene Bulle a. a, O. Vierth?,-

lung des Verräther«: P. G. O. Art. 124.

1 Allg. Preuß. Landr. II. 20. §.,S1 fgg.

2 Oester;. Gesetzb. von 18«3, 1. §. 52—60.

» Baiern 1813, Art. 2»S—308. Fauerbach, philosophisch juridische

Untersuchung überdasVerbrechen des Hochverrathes, 1798.

< Sachsen 1838, Art. 81. Sachsen 1855, Art. IIS. Württemberg

Art. 14«. HannoverArt. 118. Braunschweig §. 81. DarmstadtAri.

l2S. Baden §. 586, S87. Thüringen 77, 78. Preußenz. 61. Oester

reichs.^.

s Marquardse», Begriff des Hochverrathes, im Arch.des Kr. 184», S.

252. Berner, Wirkungskr. Seite8S—84.
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K Objekt.

Gegenstand des Hochverrates sind die drei Grundbestand-

theile des Staatsganzen, nämlich 1) das Staatsoberhaupt in

seiner Herrscherstellung, das in Monarchien den Schwerpunkt

des Staates bildet, 2) das Staatsgebiet, als der Leib, 3) die

Staatsverfassung, als die Seele des Staates.

^.ü 1. Unter dem Staatsoberhaupte ist der zur Zeit recht

mäßige Monarch zu verstehen ^. In Republiken ist gegen das

Staatsoberhaupt, weil dasselbe hier nicht die Bedeutung des cen-

tralisirenden Schwerpunktes für den Staat besitzt, ein Hochverrath

nicht anzunehmen ^. Unvereinbar mit der monarchischen Ver

fassung, auch mit der konstitutionellen, ist die noch neuerlich

verfochten«. Ansicht, daß auch in Monarchien der Angriff auf das

Staatsoberhaupt nicht als Hochverrath aufzufassen sei ^. Es

kommt jedoch darauf an, zwischen der Majestätsbeleidigung und

dem gegen das Staatsoberhaupt verübten Hochverrat!)? die scharfe

Grenzlinie zu ziehen. Diese wird durch den Grundgedanken ge-

Wonnen, daß ein Hochverrath gegen das Staatsoberhaupt nur

dann vorliege, wenn die Herrscherstellung des Monarchen

angegriffen wurde. Es gehören demnach selbstverständlich zunächst

hierher Angriffe auf den Thron des Herrschers; sodann aber

auch Angriffe auf sein Leben, da dem Herrscher mit dem Leben

auch die Herrschaft geraubt wird; ferner Angriffe auf seine Frei

heit, sei dies durch Gefangennehmung, oder durch UeberlieferUng

in Feindes Hand, da das Staatsregiment des Herrschers ohne

seine Freiheit nicht möglich ist; endlich Angriffe auf seine Leib-

1 Gegen einen bloße» Usurpator ist kein Hochverrats) möglich, so lange

nicht die Usurpation aus dem bloßen Faktum zum Rechte geworden ist, was

namentlich durch die Huldigung des Landes geschieht. Dieser Punkt kam zu

einer interessanten praktischen Erörterung, al? ein Obristlieutenant in Braun

schweig, nach der Vertreibung des Herzogs Karl, den Versuch machte, den

Herzog Wilhelm von der Regierung zu verdrängen; vgl. Strombeck, in

Demme's Annalcn Band I, Seite 94 fgg.

2 SosagtdasBremischeGesetz«om7.Februar185l,§.1,nur: „Derge-

waltsame Angriff auf die Selbständigkeit oder die Verfassung des Staates, um

diese ganz oder in wesentlichen Theile» umzustürzen, wird " ,c. Im Stfgb. für

Zürich bestimmt Z. 88: „Hochverraths ist schuldig: ») wer rechtswidrige

Handlungen verübt, in der Absicht, dadurch eine gewaltsame Veränderung der

Verfassung des Kantons Zürich oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft zu

bewirken; b) wer auf rechtswidrige Weise das Eidgenössische Vaterland oder

einen Theil desselben in die Gewalt oder Abhängigkeit einer fremden Macht zu

bringen, oder eine Losreißung eines Theiles des Kantons Zürich von dem Kan-

tonal-Verbande zu bewirken sucht."
s Henke, Handb. Band III, Z. 183 fgg.
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lichkeit, sofern sie geeignet sind, ihn zur Regierung unfähig zu

machen ^.

^,6 2. WaS das Staatsgebiet betrifft, so braucht der An

griff nicht auf dag Ganze desselben gerichtet zu sein. Auch die

Losreißung eines Theiles vom Staatsgebiete ist schon Hoch

verrath ^.

^.S 3. In Betreff der Staatsverfassung gilt eö gleich, ob

die Rechte des Herrschers, oder die Rechte der Unterthanen

angegriffen wurden. Es braucht ferner nicht eine Aenderung der

ganzen, sondern nur eine Aenderung eines TheileS der Ver

fassung beabsichtigt zu sein^.

> Angriffe auf den Thron würden, wen» sie nicht besonders im Gesetze

bedroht wären, als Angriffe auf die Verfassung zu betrachte» und alsdann

aus diesem Gesichtspunkte als Hochverrath zu strafen sein. Läßt man den

Thron bei Seite, so bleiben als verletzbare Rechte de« Herrschers nur Vermögen,

Ehre, Leib, Freiheit und Leben. Angriffe auf das Vermögen des Herrschers

bedürfen seiner, eigenthümlichen strafrechtlichen Behandlung. Angriffe auf die

Ehre find MajeftStsbeleidigung; Angriffe ans die Freiheit oder auf daö

Leben find Hochverrath. Angriffeauf dieLeiblichkeit gehören theils unter

die Majestätsbeleidigung, theils unter den Hochverrath; und hier nun ist es den

Gesetzgebern nicht immer klar gewesen, wo die Grenzscheide sei. Oesterreich,

Sachsen, Braunschweig und Hannover rechnen Angriffe gegen die Ge

sundheit des Herrschers zum Hochverrath. Dies ist aber nur insoweit richtig,

als es stch um Gesundheitsverletzungen handelt, die eine Regierungsunfähigkeit

bewirken, wie z. B. die Herbeiführung einer Seelenftörung. Man geht dabei

von der staatsrechtlich irrigen Ansicht aus, daß die Sicherheit des Herrschers,

nicht seine Herrscherstellung, das allgemeine Objekt des gegen das Staatsober

haupt verübten Hochverrathes sei.

2 Neuere Gesetze an der Note 4, Seite 533. 1^. l«. v. »6 leg, ^ul. rasH.

„LuHus «pe, eonmlio, mslo provinoi» vel oivits» Kostibus zNo-

üitk «st," Der Hochverrath unterscheidet sich hier vom Landesverrath durch

die Ab ficht, die bei dem ersteren auf die Ablösung eines Theile« vom Staats

gebiet gerichtet sein muß. Ob die Ablösung durch gewaltthStige oder durch

anderweitige verrStherische Mittel angestrebt wird, ist für den Thatbestand

unerheblich.

« Manche Gesetzbücher beschränken den Begriff des Hochverrathes aufAn-

grUe gegen die wesentlichenBestandtheile der Verfassung. Aber auch

da, wo das Gesetzbuch schlechtweg von Angriffen auf die Verfassung spricht,

wie in Preußen, will die Interpretation lGoltdammer, Mat. II, Seite 1 ;

Temme, Lehrbuch S. 5S6) den Begriff auf die wesentlichen Bestandtheile be

schränken. Dies mag richtig sein, wenn die Verfassungsurkunde, die Mt.,, in

der Regel mit der Verfassung identisicirt, Bestimmungen enthält, die gar nicht

zur Verfassung gehören; es ist aber jedenfalls nicht ohne Gefahr, weil es der

Verfassung den unbedingten Strafschutz raubt, zumal da den verschiedenen Rich

tern, je nach der Verschiedenheit ihres politischen Standpunktes, die verschieden

sten Bestimmunge.n der Verfassung wesentlich oder unwesentlich erscheinen

werden, wie den» ja jeder Absolutist die Bestimmungen zu Gunsten der Volks

freiheit, jeder Republikaner die Bestimmungen über die Regierungsrechte des

Monarchen für überflüssig und unwesentlich hält. Sachsen hebt die Regie

rungsrechte des Staatsoberhauptes ausdrücklich hervor, nennt aber

außerdem nur die hauptsächlichenBestandtheile der Verfassung. Es
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^.ä 2 und 3. Infolge des Bundesbeschlusses vom 18. August

1836 muß auch bei Angriffen auf das Gebiet oder die Verfas

sung des Deutschen Bundes Hochverrath angenommen wer

dend Dies rechtfertigt sich daraus, daß sich die Auffassung deö

Deutschen Bundes als eines blos völkerrechtlichen in vielen Rich

tungen gar nicht durchführen läßt, daß der Deutsche Bund das

einzige rechtlich anerkannte Band des nationalen Ganzen ist, daß

er mit seiner Verfassung und mit seiner Gesammtkraft einen wich

tigen Bestandtheil der Verfassung und der Macht jedes einzelnen

Deutschen Staates bildet und daß demnach ein Angriff auf den

Bund immer zugleich einen Angriff auf alle einzelnen Staaten

des Bundes enthält 2.

7) Absicht.

Der Hochverrath setzt Dolus voraus. Seinen eigenthüm-

lichen Charakter bekommt dieser Dolus, wie jeder andre, durch

den Gegenstand, gegen den er gerichtet ist; und er kann demnach

sowohl in der Absicht, den Herrscher zu tödten zc., als in der Ab

sicht eines Verfassungsumsturzes, als in der Absicht einer Schmä

lerung des Staatsgebietes bestehen. — Die Forderung eines

^Qimus KvZtilis entbehrt der Präcision und giebt zu argen Miß.

Verständnissen und Rabulistereien Anlaßt.

ist klar, daß diese Anordnung ganz zum Nachtheil der verfassungsmäßigen Rechte

der Unterthanen ausschlägt,

1 In bester Absicht, ilcherlich aber nicht im wahren Interesse der Deutsche»

Nation, hat Rotteck früher in der Badischen Kammer, später im StaatSlerikcn

gegen die Ausdehnung des HochverrathsbegrisfeS auf Angriffe gegen den Deut

schen Bund polemifirt. Die Partikulargesetzgebungen haben dem Bundesbe-

schlusse Folge geleistet. Sachsen 1838. Art. 82; I85S, Art. 15«. Würt

temberg Art. 148. Braunschweig §. 81. Darmstadt Art. ISS. Baden

§.S95. Thüringen Art. 78 sag. Oesterreich Z. 58. Preußen: Publi

kation des Bundesbeschl. durch Königl. Patent von 28. Okt. 1836. Die fort-

dauerde Gesetzeskraft der Preußischen Publikation wird «0» der Praris nicht

bezweifelt; Oxpenhofzu §. öl, Seite 10S, Note2. Zur Zeit des Reiches

wurde Reichshochvcrrath und Landeshochverrath unterschieden. Die

Kantone der Schweiz betrachten Angriffe auf die Eidgenossenschaft als

Hochverrath. Vgl. über Hochverrath gegen den Deutschen Bund: Jarcke,

Handb. II, S. 155. Hevv, die polit. und unvolit. Staatsverbrechen, Seite

4S fgg. Scheuerle», im Archiv des Kr. 1838, S. 50«. Auch Mittermaier,

im Staatslerikon.

2 Vgl. Kamvtz, Jahrbücher der Preuß. Gesetzgebung, Hest 32, S. 278.

G oltdammer, Mat. II, S. 78.

s Der vom Römischen Rechte geforderte ^nirnus Kostiiis (1^,. II. O.

leg. >InI. mirj.) ist mitunter sehr »erständig, häusiger aber sehr unverständig ge

deutet worden. In den Vertheidigungsschriften für die Burschenschafter

tDemme, Annale», Band 6, S. 392) wurde die Triften« des ^uimus Kostiii«

deshalb bestritten, weil der Umsturz der Deutschen Einzelstaaten nur angestrebt
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S) Charakter der Handlung.

Sowohl durch gewaltsame, als auch durch nicht gewaltsame

Handlungen kann der Hochverrath verübt werdend

Eine Umbildung der Verfassung auf rechtmäßigem Wege (Re

form) fällt nicht unter den Begriff des Hochverrathes, wohl aber

der rechtswidrige Umsturz der Verfassung (Revolution). Ungenau

ist die Behauptung, daß ein Hochverrath gegen die Verfassung

nur durch gewaltsame Mittel verübt werden könne. Die rechts

widrige Aufhebung der Verfassung durch ein Ministerialdekret,

daS ohne alle Gewalt durchgeführt worden ist, wird überall als

Hochverrath gestraft werden, selbst wenn das Landesgesetz nur

von gewaltsamer Verfassungsänderung spricht 2. Widerstand ge

gen Regierungshandlungen, oder gegen einzelne Gesetze, die keinen

Bestandtheil der Verfassung bilden, ist nicht Hochverrats.

e) Komplott, Vorbereitung, Versuch, Vollendung.

Ein Unternehmen, das auf den Umsturz der Verfassung

abzielt, kann nicht erst für den Fall des eingetretenen beabsichtigten

Erfolges mit der höchsten Strafe bedroht werden, da der Eintritt

des Erfolges hier dem Thäter faktisch die Straflosigkeit zu sichern

pflegte Ungerecht ist die Verallgemeinerung dieses Satzes; und

völlig verwerflich ist die Ansicht derjenigen, welche die verschiede

nen Grade der Ausführung bei dem Hochverrathe für gleichgültig

erklären und schon an jede thatsächliche Darlegung des s. g.

^.riirrius Kostiiis die volle gesetzliche Stmfe des Hochverrathes

knüpfen wollen.

Die neueren Gesetzbücher bedrohen zunächst das Hochver-

rathskomplott, entweder so, daß sie dasselbe in den Begriff des

Hochverraths selbst aufnehmen ^, oder so, daß sie ihm eine von

wurden sei, »m diese vielen Staaten in Einen zu «erschmelzen, und weil hierin

durchaus keine Feindseligkeit gegen die Deutschen Staaten enthalten sei.

1 Gut Temme, Lehrb. S. 58l, 582.

2 Indem man bei dem Hochverrathe an der Verfassung das Erforderniß der

Gewaltsamkeit aufstellte, wollte Man nur die rechtmäßigen Foxtschrittsbe-

strebungen, das Rede» undSchreiben für eineVerfassungsveränderung, so lange

es nicht zum rechtswidrigen Umsturz auffordert, gegen Strafverfolgung sicher

stellen. Der Ausdruck ,, gewaltsam" bedeutet hier nur: rechtswidrig. In

demselben Sinne ist es wvhl zu »erstehen, wenn Sachsen (18S5, IIS) nicht blos

in Betreff der Verfassung, sondern auch in Betreff des Staatsgebietes

einen gewaltsamen Angriff fordert.

s Feuerbach, Lehrb. §. 163.

4 Württemberg 14«, Darmstadt I2S. Der Oo<Zs psnsl hat hier

als Muster gedient. Mit der Hereinziehung des Komplottes in de» Hochver
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dem Hauptverbrechen getrennte Stellung anweisen Zur Straf

barkeit eines solchen Komplottes wird indeß mit Recht gefordert,

daß bereits die Ausführung selbst verabredet worden war 2.

Die Gesetzbücher bedrohen sodann auch Handlungen als

selbständige Verbrechen, die ihrer Ratur nach nur Vorberei

tungshandlungen zum Hochverrat!)« sind^. Es pflegen dabei

schwere und leichte Fälle unterschieden zu werdend Wenn

die Gesetze nicht blos die ausdrücklich hervorgehobenen,

sondern außerdem noch alle andren Vorbereitungshandlungen

unter Strafe stellen: so kann nur eine möglichst materielle Auf

fassung des Begriffes der Vorbereitung und eine besonnene Mä

ßigung in der Ausübung der richterlichen Gewalt vor Terroris

mus sichernd

Aufforderungen zum Hochverrat!)« verfallen nur so lange

der Strafe der bloßen Vorbereitungshandlungen, als sie keinen

rathsbegriff ist übrigens keine Gleichstellung des Unternehmens und des Kom

plottes in dem Strafmaße beabsichtigt worden. Vgl. Württemberg 141,

wo auf das Unternehmen der Tod , auf das Komplott nur Freiheitsstrafe gesetzt

wird. Auch D arm st «dt schreibt für das Kompjott mildere Strafen «or.

1 Sachsen 1838, 81,83. Sachsen 1855, 116, 117. Braunschweig

81,82. Baden 58S, 592. Thüringen 77—79. Preußen öl, «3. Man

hat sich hier an das Franz. Gesetz vom 28. April 1832 angeschlossen. Dasselbe

ist einer sorgfältigen Prüfung unterzogen worden von Odäuvsäu et üe'Us,

l'Ks'orie Su O«<Zs pö'nal (1852), Vol. II. p. 79 sniv.

^ PreußenZ. S3: ,, Haben zwei oder mehrere Personen die Ausfüh

rung verabredet." Watzdorf, JahrbücherfürSächsisches Strafrecht TH.I,

Heft 3, S. 328. Weiß, Kommentarll, S. 22. Baden 593 straft milder,

wenn bei einer Verschwörung zum Hochverrätherischen Aufruhr die Mittel und

die Ausführungswcise noch nicht verabredet waren. Braun schweig 82 be

stimmt: Wenn zwei oder mehrere Personen die Art und Zeit der Aus

führung eines Hochverrätherischen Unternehmens verabredet haben, so werden

sie, falls es gegen das Leben des Staatsoberhauptes ist, mit lebenslänglicher,

sonst aber mit zeitlicher Kettenstrafe belegt.

s Baiern 1813, 308. Sachsen 1838, 84. Sachsen 1855, 117, II».

Württemberg 142. Braunschweig 83. Hannover 12«, 125. Darm

stadt 131. Bade» 594. Thüringen 8«. Preußen «4—«ö.

< Württemberg, Darmstadt, Braunschweig, Preußen. Einer

besonders strafbaren Vorbereitung macht sich nach dem Preuß. Stfgb. derjenige

schuldig, der in hochverrätherischer Absicht ») sich mit etner auswärtigen

Regierung einläßt, b) die ihm vom Staate anvertraute Macht

mißbraucht, o) Mannschaften anwirbt oder in den Waffen übt.

Die übrigen Fälle, mit Ausnahme der öffentlichen Aufforderung zum Hochver-

rath, werden in Preußen als einfache oder leichte Vorbereitungshandlungen

angesehen. Nach den Gesetzbüchern Württembergs und Darmftadts kann

der Richter auch in andren, als den gesetzlich namhaft gemachten Fällen, die

Strafe der schweren Vorbereitung auferlege»; nach Braun schweigischem

Rechte aber nicht.

5 Dieser Punkt rief in der Kommission der II. Preuß. Kammer lebhafte

Verhandlungen hervor. Beseler, Seite 232—2S4.
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Anfang der Ausführung deS Verbrechens bewirkt haben. Ist die

Aufforderung von Erfolg gewesen, so kommen die allgemeinen

Grundsätze über Anstiftung zur Anwendung ^.

Als den Höhepunkt deS Verbrechens betrachten die Gesetz

bücher bei dem Hochverrat!)« nirgend erst die Herbeiführung des

Erfolges, sondern überall schon daS bloße Unternehmen.

Strafausmessung. ^

Bei keinem Verbrechen ist die Verschiedenheit der Motive so

groß, als bei dem Hochverrathe. Dieselbe That, die in dem einen

Falle aus einer verworfenen, verrätherischen, staatsfeindlichen,

eigensüchtigen Gesinnung entsprang, ist in dem andren Falle die

Frucht einer verirrten Vaterlandsliebe oder einer politischen

Schwärmerei. Nun rechtfertigt allerdings der Zweck die Mittel

nie. Der Hochverrath bleibt Hochverrath, welches auch die

Zwecke des ThäterS sein mögen. Die Gerechtigkeit gebietet aber,

jenen großen Abstand der Motive innerhalb deS gesetzlichen Straf

rahmens gebührend zu veranschlagend

Bei keinem Verbrechen ist ferner das Mißverhältniß der

geringen Kräfte deS ThäterS zu dem gewaltigen Unter

nehmen häufig so groß, als bei dem Hochverrathe. In schwär

merischer Verblendung hält namentlich die Jugend hier manches

Unternehmen für ausführbar, dessen völlige UnauSführbarkeit dem

verständigen Beurtheiler sofort einleuchtet. Schon das Römische

Recht bestimmt deshalb: ?ersona spootanüa «8t, an votuorit

kacere d Man wird demnach eine mildere Strafe auferlegen

müssen, wenn das ganze Unternehmen zeigt, personsra tacere

Die neueren Gesetzbücher haben zahlreiche Barbareien deS

gemeinen Rechtes fallen lassen; so die Vermögenskonfiskation ; so

ferner die Entehrung, die Amts- und Successionsunfähigkeit.der

unschuldigen Kinder; so endlich die unmenschliche Bestimmung,

daß schon die bloße Verwendung für den Hochverräthcr die Ehr-

i Man hebt!» den Gesetzbüchern die öffentliche Aufforderung zum Hoch

verrathe hervor, die man, wenn sie erfolglos bleibt, unter die strafbaren Vorbe

reitungshandlungen stellt. Mit der wirklichen Aufforderung verwechsele

man übrigens nicht die s. g. indirekte Anreizung, d. h. die Erregung von

Unzufriedenheit gegen die bestehende Regierung.

« OKäuvvän stL6Iis,?K6orie(18S2) Vol.II. p. I4suiv.

s I.. 7. §. 3. 0. »ck leg. ^ul. mH.

4 Weiske,S.XVII. Zirkler,1S4. Vgl. die Note l, S. S21.
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losigkeit nach sich ziehen soll ^. Ucberdies zeigt sich in der Zeit

folge der neueren Gesetzbücher selbst ein fast stetiger Forlgang zu

größerer Mildes . >

Dennoch ist auf das hochvcrrZtherische Unternehmen fast

überall der Tod gesetzt, und man findet dabei sogar noch Schür

fungen, so wie Maßregeln gegen das Vermögens Nun ist zwar

einzuräumen, daß jedM Staat, wie er auch beschaffen sein möge,

das Recht und die 'Pflicht hat, seine jeweilige Eristenz gegen

rechtswidrige Angriffe, die nie entschuldigt werden können, durch

Strafen aufrecht zu erhalten. Nicht minder aber ist es ge

wiß, daß solche Angriffe keineswegs alle dasselbe unwandelbare

Gepräge der höchsten Strafbarkeit tragen, wie die strafbarsten

gemeinen Verbrechen, und daß daher die unbedingte Androhung

der höchsten Strafen der Gerechtigkeit nicht entspricht. Nicht

minder endlich ist es gewiß, daß die politischen Ideen fortleben,

auch wenn das Haupt der einzelnen Menschen fällt, und daß

daher die Todesstrafe für den Hochverrath auch nicht als eine

Forderung der Politik geltend gemacht werden kann. Sowohl

die Gerechtigkeit, als die Politik würden demnach befriedigt wer

den, wenn man das Hochverrätherische Unternehmen mit Freiheits

strafen verpönte, die in den schweren Fällen bis zur Lebensläng

lichkeit aufsteigen dürstend

Sehr ungleich sind die gesetzlichen Strafbestimmungen über

1 Ii. 5. §. 2. O«6. eo6. Der Vertheidiger mußte deshalb früher die Er

laub n iß zur Verth eidigung des Hochverräthers besonders erbitten.

2 Baiern 1813 ist milder als Oesterreich 1803; Württemberg.

Hannover und Braunschweig sind milder als Baiern 1813; Darm

stadt ist wiederum milder; Baden ist milder als Darmstadt; noch milder ist

Sachsen 1855 und am mildesten Thüringen. Vgl. hierüber Häberlin,

II, Seite 31.

» Nur Thüringen 77 und Nassau 128 schließen die Todesstrafe aus und

beschränken die Strafe auf lebenslängliches Zuchthaus. Geschärfte Todes

strafe kennen für den Hochverrath Baiern 1813, Oldenburg und Hanno

ver. Preußen, erkennt bei Hochverrätherischen Unternehmungen wider die

Person des Königs auf den Verlust der bürgerlichen Ehre (Z. 61) und entzieht

dem wegen Hochverrates oder Landesverrathes zum Tode Verurtheilten die

Verfügung über das Vermögen (§. 73).

4 Die schlagendste Beweisführung für die Abschaffung der Todesstrafe bei

politischen Verbrechen giebt Lluiöot, 6e läpsins 6s mort sr> matier« poli-

tiqus, 1821. Vgl. auch OKauvsau st Ilö'Iis II. p. 13: 6<?tentiou

clälls uns tortsrssse, g,vs« ses 6sux 6sAre'g, sst clsstins's rsprimer Iss

g,ttsnts,ts politilzues , st K rsmplassr «esormsis , on 6«it I'atten6rs 6u

inoivs 6s votr« temps st 6s nos moeurs, I» psins 6s mort 6»ns 8vii

äpplivatioi! Z>, «stts «lasse 6s 6slits." Am angemessensten ist die alter

native Androhung der Zuchthaus - und derFeftungsftrafe
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das Komplott und die Vorbcreitungshandlungen. Man

findet hier ein Aufsteigen von dem niedrigsten Maße der Ge

fängnis)- oder Arbeitshausstrafe ^ bis zur Strafe deö lebensläng

lichen Zuchthauses 2.

Kein Gesetzbuch enthält noch die Römische Anordnung ^, daß

die Verschweigung und unterlassene Verhinderung des

Hochverrates mit der ordentlichen Strafe des Verbrechens

selbst belegt werden soll. Wohl aber giebt es Strafbestim

mungen wider die Nichtanzeige und wider die Nichtverhinderung

eines Hochverrätherischen Vorhabens ^.

Dem Theilnehmer eines Hochverrathökomplottes, der das

selbe zeitig anzeigt, verspricht das gemeine Recht Straflosigkeit

und Belohnung 5. Die neueren Gesetzbücher haben mitunter

das Versprechen der Straflosigkeit, oder doch der milderen Be

strafung aufgenommen °, das Versprechen der Belohnung aber

verworfen.

' Sachsen I8S5, 117, 118.

2 Preußen 63.

» Q. S. pi', Ooct. lög. ^ul. ilisvj. ^ure» Lull«, «. 24. §. I«.

4 Sachsen 1838, 8«. Württembergs. Hann«verl2ö. Braun-

schweig 48. -Darmstadt 134.. Thüringen 82. Oesterreich S«. öl.

Verhandlungen der II.'Badensche» Kammer in Demme's Annalen Band

XI, Seite S27 fgg. .

s ^,ures, Lull» e. 24. z. 11. P. G. O. Art. 124. Bambergens. I4g.

Vgl. 1^. ö. §. ult. VocI. ää^og. >IuI. iris,^.

« Württemberg 144. Ha miover 127. Thüringen 8l. Oesterreich

«2 Sachse» 1838,85; 18SS, IIS, öS, 64.



Fünftes Buch.

Verbrechen gegen Religion und Kirche.

Z. 241.

Geschichtliches.

Das Römische Heidenthum hatte nicht die Bedeutung einer

über den Staat hinausgehenden, ihren eigenen höheren Zwecken ge-

weiheten Religion, sondern es war eine auf den Staat beschränkte,

den StaatSzwecken untergeordnete und dienende Staatsreligion.

Andere Religionen wurden von ihm geduldet, so weit es die mit

ihm verknüpften Staatszwecke erlaubten. Ueberschritten aber die

fremden Religionen diese Grenze, erregten sie Störungen und

Aergerniß, oder machten sie eine bedenklich große Anzahl der

Bürger abtrünnig von der Staatsreligion, so griff der Staat ein.

Je weiter sich das Römische Reich ausdehnte, desto zahlreicher

wurden die in Rom geduldeten fremden Kulten. Da nun die poly

theistische Religion Roms kein fest geschlossenes Ganzes war und

da sie überdies je länger je mehr das Gefühl der inneren Leere und

das Bedürfniß einer anderweitigen religiösen Befriedigung zu

rückließ, so wendeten sich gegen das Ende der Republik sehr viele

Römer auch fremden Gottheiten zu, die sie neben den einheimi

schen verehrten Sobald dieö der Staatsreligion und den

Staatszwecken gefährlich zu werden schien, wurden Maßregeln

zum Schutze des einheimischen Kultus getroffen 2. Bei dem Zer-

1 L. Krahner, Grundlinien zur Geschichte des Verfalles der Römischen

Staatsreligion, bis auf die Zeit des Augustus, Halle 1837.

2 Unter Augustus und Tiberius ergingen Verbote wider die Einführung

der Aegvptischen Gottheiten, deren Verehrung weit um sich gegriffen

hatte. Oio (?«,««. I.II.3S.I.IV.ö. Iseit. ^nnul. II. 8S. «ustou/I'iber. 3«.

Vgl. auch Valsr. Klaxim. I. 3. 6« psregriu«, religioos reiset«: „Läveds-

uslium ss,ororum mos uovu« institutus, «um ä<t psruiciosäm vssäui»m
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setzungsprozesse, dem das ganze Römische Leben und Wesen immer

mehr zur Beute wurde, war indcß der gänzliche Verfall der Rö

mischen Religion, welche die Gebildeten schon als bloßen Volks

aberglauben betrachteten', zu einer inneren weltgeschichtlichen

Nothwendigkeit geworden, und manche Römischen Kaiser wende

ten sich selbst dem KultuS der fremden Götter zu 2.

Unter den zahlreichen Kulten, die sich im Römischen Reiche

verbreiteten, befand sich seit der Kaiserzeit auch der Christliche.

Dieser trat, ganz unähnlich den verschiedenen heidnischen Reli

gionen, mit einem so hohen Ernste und mit einer so großen Ent

schiedenheit dem Römischen Hcidcnthum entgegen, daß ein energi

sches Einschreiten der Römischen Staatsgewalt zu Gunsten der

StaatSreligion vorauszusehen war 2.

Je straffer siSl> der Gegensatz deS neuen Christlichen Geistes

gegen die dem Untergange geweihete und doch noch vollständig in

äußerer Rüstung prangende heidnische Welt Roms spannte, desto

furchtbarer brachen jene großen Christenverfolgungen los, in denen

sich der Todeskampf einer absterbenden Epoche der Geschichte

gegen das Hervorbrechen eines neuen WeltalterS spiegelt ^.

Hatte . das Christenthum während dieser Verfolgungen, trotz

iretur, suklstus est. Iiutätius, czui primum puuleum bellum eonieeit,

ir senatu prodibitus est, sorte» vortun»« ?rs,eoestinäe »ckirv. ^uspieiis

enim pstriis, non «.lieniLenis remput>Iie»m »ckministrsri oportere

zuckies,ti»nt. — Ii. ^emillus I'auIIus oonsul, «um seoätus Islckis et

8ers,pickis fg,na ckiruencks, oensuisset eaczue nemo opiüeum »ttiv-

gers sickerst, posits. praetext». seeurim srripuit templique ejus koridus

intlixid." I,ivius IV. 3« : „ I)s,tum incke negotium seckilibus, ut »nimack-

verterent, ne czui nisi Komsui ckii, neve <zu« g.Iio mors >zu«.m

p»,trio eolerentur." Iiivius XXV. 1 : „HKi potentius^'sm ick malum

s,ckp«,ruit, c>usm ut minores per msgistrstus secksretur, ^l. ^.tili« praetor!

urvis negotium »b senstu ckatum est, ut Kis religionibus populum

IiKerg,ret. Is etin «oneione LOtum reeitsvit, et eckixit: IIt<^uieunque

lidros vs,tiein«s prsestionesve, ».ut »rtem sseritios.ncki eonseriptsm Ks-

beret, eos lidros omnes Iitter«,s<zue »ck se ckeierret, neu <zuis, in pudlieo

sserove loe«, novo ».ut externo ritu ssoriLesret." ?»ull. V. 21, 2.

^ Jarcke, Darstellung des ceusorischeu Strafrechts der Römer, S. 4t

und 42; auch desselben Handbuch Band II, Seite 8.

2 So Nero, Vespasian, Kommodus.

« Von Interesse ist ?g.eit. ^.nvs.1. XV. 44, wo vom Christenthum gesagt

wird: „Repress». in praesens exitisbilis superstiti« rursuserum-

pedät, non mocko per ^ucksesm, originem Ku^us ms.Ii, seck per Urdem

etiam, <zu« eunets uncki^ue stroois, »ut puckencks, eonkluunt

oeledranturizue."

4 Wie klar und richtig die Christen dabei ihr VerhSltniß zur heidnischen

Obrigkeit auffaßten, beweisen die Aussprüche der Kirchenväter, Vgl. Neander,

Gelegenheitsschriften, 3. Aufl. 182S, S. 188 sgg.
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seiner äußeren Erniedrigung, die Hoheit seiner über alles Staa

tenthum hinausgehenden inneren Bedeutung für die freie Sub

jektivität behauptet: so wurde es mit seinem äußeren Siege, unter

Konstantin, von seiner innerlichen Höhe zur Bedeutung einer

Staatsreligion herabgezogen. Der Christlichen Staatsreligion

wurde alsdann reichlich derselbe Schutz zu Theil, den der Staat

früher der heidnischen Staatsreligion gewährte. Der Staat, der

jetzt ein Christlicher zu sein wähnte, benachtheiligte und verfolgte

die Anhänger des alten Götzendienstes ^ nicht minder als die

Juden 2. Ohne zu erwägen, daß dem Staate nur das bürgerliche

Gebiet gehört und daß er demnach auch nur bürgerliche Rechtlich

keit fordern kann, suchte der Staat das Bekcnntniß zur neuen

Religion zu erzwingen. Man strafte die Ketzerei^, den Abfall

vom Glauben ^ und die Wiedertaufe 2. »'Man schloß die

Juden von Aemtern aus^ und bedrohte Heirathen zwischen Ju

den und Christen mit der Todesstrafe Das Christenthum selbst,

das nicht mit äußerlichem Zwange und mit äußerlichen Geberdcn

kommen will, sondern sich an die freie Innerlichkeit wendet, um

in dieser ein höheres Leben zu entzünden, aus dem alsdann aller

dings auch alles rechtliche und sittliche Handeln hervorgeht, erlitt

hierbei den ersten großen Schaden an seiner wahren weltgeschicht

lichen Stellung.

Zauberei und Wahrsagerei (Oriraen maleöcoruin et

r»«,tkemätiooruin) waren bei den Römern beliebte Künste, die

durch das heidnische Augurwesen befördert und die in der vor

christlichen Zeit nur dann gehemmt wurden, wenn sie entweder

der Staatsreligion, oder der Person und dem Eigenthum Gefahr

brachten 8. Häufig wurde die Zauberei durch Beibringung eines

gefährlichen Trankes ausgeführt und deshalb zum VeneLciuni

1 1^,. 1— S. Ooä. l'Keoü, <Ze psAkw. (16, 10). 1^. l. 6e pklgsn.

(1,11).

2 1^, 22. LoS. LKeoS. Ss ^ugäeis (IS, 8). I, 2. OoS. ue «Krist.

(1,10).

s Lit. Oog. ?Keo6. Kseretiois (16, 5).

,t O«S. l'Keoä. gs »poswtis (16, 7).

K 1'it. O«<t. l'Ksoct. vs ssnetum bsptism«, iteretur (16, 6).

« 1^,. 18 (IS). 6s ^uäaeis: vsliturg, in «rnne sovuni le^e

s»nciiii>is, veminsm ^ugssoruiii, «zuidus omnes äctmiiüsträtiones et

nitktes intsr<tiet»s sunt" ste.

? Q. 6. Ooö. l'Keog. oit.

s Rein, Seite S«2.
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gerechnet'. Die Bösartigkeit, in welche das Treiben der Zau

berer ausartete, führte endlich zur Androhung von Todesstrafen,

unter denen sich selbst der Kreuzestod und der Feuertod findend

Wahrsager sollten körperlich gezüchtigt und dann aus der Stadt

verwiesen werden ^. Doch zeigten manche der heidnischen Kaiser

selbst eine Vorliebe für Zauberer und Wahrsagers

Das siegreiche Christenthum sprach im Römischen Reiche dag

VerwerfungSurtheil über alles Zauber- und Wahrsagewesen.

Schon Konstantin verordnete, daß den IlaruZpex, der in ein

Privathaus komme, die Strafe deS Feuertodes treffen solle;

doch verpönte er das öffentliche Befragen der Haruspieeg noch

nichts Den Zauberern drohte er strenge Strafe, wenn sie durch

ihre Tränke Personen gefährdeten oder geschlechtliche Begierden

aufreizten Unter Konstantins Sohn Konstantius erging ein

völliges Verbot der Divivanäi «uriositas Honorius ließ die

MätKemkttioi ihre Bücher unter den Augen der Bischöfe ver

brennen ' .

Wie bei den heidnischen Römern, so war auch bei den heid

nischen Germanen der Zauberglaube uralt. Desgleichen stand

das Zauberwesen in einem ähnlichen Zusammenhange mit der

Religion, mit der Wahrsagerer und mit der Giftmischerei. Man

kannte eine heilige weiße Zauberkunst, die den Vertraueten der

Götter zugeschrieben wurde. Man kannte aber auch eine böse

schwarze Zauberkunst, „ein Herenwesen, welches einem gestürzten

Göttergeschlechte, das in Gestalt dämonischer Wesen fortlebe, und

einem überwundenen Volke nachgeredet ward." Die Vorstellun

gen, die man von den Kräften der Zauberer und Heren hegte,

grenzen an Wahnsinn °.

1 Huivot. VII. 8, 4. Rein, Seite 9«4.

2 ?su1I. V. 23, 1—16.

» 5»UII. V. 21. 1—4.

4 So Heliogabal und Alexander Sever.

» I.. 1, 2. <Zo6. l'Keog. äs (g, 16). Vgl. I,. 3. ««S. e«g. (9, 18).

« 1^3. ^Keock. <Ie mälekeis (9, 16): „Lorum est svienti^pu-

uierigs, et seveiissimis merit« legibus viugiekm<lä, czui msgieis »eeineti

srtibus »ut eontrs Koiriiiiuiii moliti sälutem, »ut puöioos äcl

lidiäiuem deklexisss äuiiuos aetegeutur."

^ 1^.4. Ooö.l'Keocl, „ 8ilest «muibus perpetu« <livin»u6i euriositss.

Lteuim supplicium capitis" ete.

« 1^. 12. Oock. 'I'Keoci. 6s mälsöeis.

s „Dem Könige Olaf Tryggvason berichtete der wilde Priester Thang-

brand, die Isländer seien in bösen Künsten so erfahren, daß die Erde unter ihm

sich gespalten und sein Pferd verschlungen habe." Wild«, Seite 964.

Berncr, Strafrecht. Z5
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Der Kampf gegen dieses Unwesen wurde auch bei den Ger

manischen Völkern durch däs Christenthum eröffnet. Je ent

schiedener letzteres überzeugt war, dem tief in der menschlichen

Seele gegründeten und daher auch nicht bedeutungslosen Sinne

für daß Geheimnißvolle und Ueberfinnliche die wahre Nahrung

darbieten zu können: desto mehr mußte es bestrebt sein, diesen

Sinn nun auch von allem Unwahren und Ungöttlichen abzu

lenken.

Die heidnischen Götter lebten, seit der Einführung des Chri

stenthums, in der Volksvorstellung als teuflische Wesen fort und

richteten so in den Köpfen noch lange viel Unheil an. Zauberei

und Wahrsagerei betrachtete die Kirche wohl mit Recht als Aus

flüsse des Heidenthums. Wer diese Künste trieb, oder auch nur

deren Hülfe in Anspruch nahm, galt als abtrünnig vom Christen

thum ^. Aber ein Wahn von so uralten Wurzeln konnte so leicht

nicht ausgerottet werden. Er umdunkelte sogar die Begriffe des

gebildeten Thciles des Volkes. Er bemächtigte sich selbst des

Klerus, so daß der gefährliche Aberglaube am Ende von der Seite

her, die ihn zu bekämpfen bestimmt war und anfänglich in der

That kräftig bekämpft hatte, Vorschub und Nahrung erhielt. Die

Herenkunst wurde nun aus einem Bündnisse mit dem Teufel er

klärt und es wurde Glaubenssatz, daß es wirklich Heren gebe.

Sobald die Kirche selbst dem Volksaberglauben verfallen war,

brachen jene Schrecknisse der Hcrenprozesse herein, denen selbst

die Reformation nicht Einhalt zu thun vermochte. Die Gesetz

gebung ist von dem Glauben an das Herenwesen erfüllt, ordnet

die Strafen und ordnet das Verfahrens Einzelne Stimmen

erheben sich gegen das entsetzliche Unwesen schon seit dem Anfange

deö sechszehnten Jahrhunderts. Zahlreicher und lauter werden

dieselben im siebenzehnten Jahrhunderte, wo besonders der Jesuit

Friedrich Spee durch seine anonym erschienene Schrift „Oautio

1 Oeeretum LureKargi >V«rm»t!ensi8, lid. X et XIX, abgedruckt bei

Jarcke, Handb. II, S. 43, S0. Vgl. Grimm, Mvthol., Anhang.

2 Wisis«tK. üb. S. e. S. L»rl«msnrii L^pit. ». 742. e. 5. Lsrlo-

mäuui Ospit, I^iftiv. s. 743. «. 4. I^uitpr»»6i 1^. e. 83. I'it. 6e >läle-

Lei» et, IrwAvtstoribus, in Deerstsl. VII«. (5, 12). 8»p. II. 13. LOO. Art.

109: ,,Jtem so jemandt den leuten durch zauberet schaden «der nachthevl

zufügt, soll man straffen vom leben zumtodt, und man soll solche straff mit dem

feuer thun. Wo aber jemandt Zauberei gebraucht, und damit niemant

schaden gethan hett, soll sunft gestrafft werden, nach gelegenhcvt der

fach."
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«riminalis 6e prooessibus oontr», s^ag" vom Jahre 1631 die

Nebel des Wahnes zu verscheuchen sucht. Doch bis gegen daö

Ende des achtzehnten Jahrhunderts lebt das Ungethüm, wenn

auch schon stark geschwächt, immer noch fort und erhält den

TodeSstreich erst aus der kräftigen Faust der Aufklärungszeit ^.

In trauriger Verwirrung über die Aufgaben des Staates

und der Kirche wütheten, während deö Mittelalters, sowohl die

weltliche als die geistliche Macht gegen die Ketzerei. Noch im

Artikel 130 der Bambergischen Gerichtsordnung findet sich der

Grundsatz, daß derjenige, den der geistliche Richter für einen

Ketzer erklärt und der weltlichen Behörde überliefert hat, mit dem

Feuer vom Leben zum Tode zu bringen sei. Die Karolina kennt

allerdings das Verbrechen der Ketzerei nicht mehr. Dennoch

dauerten die Ketzerverfolgungen fort. Auch protestantische RechtS-

lehrer, namentlich Karpzow ^, wollten noch strenge Bestrafung der

Ketzerei, wenngleich sie statt der Todesstrafe eine mildere Behand

lung, namentlich die Verbannung, in Vorschlag brachten. Später

erschien auch dies noch zu hart und man beschränkte sich nun

darauf, denjenigen bei Strafe die Neligionsübung zu untersagen,

die keiner der geduldeten Konfessionen angehörten. Obschon nun

die Gegenwart keine Ketzerverfolgungen mehr kennt, wenigstens

in Deutschland, so scheint doch immer noch nicht die Ueberzcugung

durchgedrungen zu sein, daß wahre aufrichtige Religiosität nur

bei voller Religionsfreiheit zur Blüthe gelangen könne und daß

der Staat sich nicht blos der Religionsverfolgung zu enthalten,

sondern auch an kein religiöses Bekenntnis? bürgerliche oder poli

tische Vortheile oder Nachtheile zu knüpfen habe.

1 Gegenwärtig kommen Wahrsager« und Zauberei nur als Mittel zur

Begehung andrer Verbrechen, namentlich des Betruges, strafrechtlich in Be

tracht. Baiern 1313, Art. 263, Oldenburg 268 und Hannover 31S,

Nr. 4 betrachten einen solchen Betrug als einen ausgezeichneten. Vgl.

Thüringen Art, 240. — Die Zahl der Schriften über Zauberei und Hererei ist

außerordentlich groß. Wir nennen nur: Horst, Dämonomagie, oder Geschichte

des Glaubens an Zauberei und dämonische Wunder, .mit besondrer Berück

sichtigung des Herenprozesses in Deutschland seit den Zeiten Jnnocenz VIII.,

Fran kfurt18l7, ?Bde. Horst, Zauberbibliothek, oder von Zauberei, Theur-

gle «nd Mantik ,c., Mainz 1821—1826, 6 Theile. Hitzig, Annalen Bd.I,

S. 4SI—4S6. Soldau, Geschichte der Hennprozesse, aus den Quellen dar

gestellt, Stuttgart 1843. Wächter, Beiträge zur Deutschen Geschichte, Tü

bingen 1845, S. 81 fgg.

2 O«,rp2« v, ?rset. rer. «rim. I. Hu. 44. Nr. 2. „ Neisnckuin erA«

orimsn Qsersseos est, Arsvissimum s,t<zue atroeissimum, quippe <zu«ck

u«u in Kominss, »eck in suotorem veum ««mmuiiemyus «Milium psren-

tem so ckomiuum " et«.

35«
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Haben Hererei und Ketzerei ihren Platz im Strafrechte gänz

lich verloren, so sind andre Verbrechen wenigstens aus der Kate

gorie der Verbrechen gegen die Religion oder die Kirche verwie

sen, oder doch hier unter einen neuen Gesichtspunkt gestellt

worden.

Zum Verbrechen des Meineides wird gefordert, daß der Eid

gerichtlich, oder doch vor einer Behörde abgelegt wurde. Der

Meineid eristirt daher gegenwärtig nicht schon als Verletzung der

Religion, sondern erst als Verletzung des Rechtes der Behörde.

Nur insofern kann man ihn noch als ein selbständiges Verbrechen

gegen die Religion betrachten, als manche der neueren Gesetzbücher

in der That leichtere Strafen auch aus den außergerichtlichen

Meineid setzen ^.

Dem Kirchendiebstahl gebührt nur noch gemeinrechtlich,

nicht mehr nach den neueren Gesetzbüchern, ein besondrer Platz

im Systeme. -

Außerdem sind in den folgenden Paragraphen abzuhandeln:

Verhinderung und Störung des Gottesdienstes, Be

schimpfung von Gegenständen religiöser Verehrung mit

Einschluß der Gotteslästerung, Entweihung von Leichen

und Gräbern. .

§. 242.

Kirchendiebstahl.

Im weiteren Sinne Versteht sowohl das Römische ^ als das

Kanonische Recht^ unter einem LaorileAiur» jede Unthat, die

mit einer Verletzung der Religionspflicht verknüpft ist. Im

engeren Sinne bedeutet KaerileZiui» den Kirchendiebstahl.

Zum Laorile^iuin rechneten die Römer das Entweden einer

Res sacra, aber nicht die Entwendung einer profanen Sache ex

1 Vgl. namentlich Thüringen 177, 178. Hier wird demjenigen Strafe

gedroht, der einen gerichtlich oder außergerichtlich geschlossenen Bertrag mit

einem Eide bekräftigt und ihn hernach wissentlich bricht, ohne durch dringende

äußere Umstände dazu veranlaßt zu sein.

2 Log. g,2g. 6s erim. s«,oril. <l. Kam. ?ri<Z. ge LoeKmer, 6!ss. 6e

vsriis säörilegii speeiedus ex mente zuris eivilis, Lslse 1727. Abegg.

Lehrbuch, z.3SS,S7g. Rein, Seite «91.

» L. 4, S, 7, 20,21,29. Oäiiss» 17. <zu. 4. ^. U. Loeiimer, ^us

eeolesisst. Protest, üb. V. tit. 17. Auch >k. 8sm. ?r. 6e LoeKraer, 6iss.

II. cke variis saerile^ii speeisdu» ex mente Huris osnoniei, Lslse 1724.
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I««« 8ä«ro Nach Kanonischem Recht genügt dagegen die Hei

ligkeit des Ortes oder der Sachet Ihm schloß sich, durch eine

fast wörtliche Uebersetzung des «an. LI. Oaugss, 17. qu. 4, die

Karolina an^. Sie unterscheidet drei Arten deö Kirchendieb

stahls: Stehlen geweiheter Sachen aus ungeweiheten Orten;

Stehlen ungeweiheter Sachen aus geweiheten Orten; Stehlen

geweiheter Sachen aus geweiheten Orten. Auf die Entwendung

der Monstranz setzt sie den Feuertod; auf Einbruch oder Ein

steigen in einen heiligen Ort, ebenso auf Entwendung goldener

oder silberner Kirchengefäße einfache Todesstrafe; auf andre Kir

chendiebstähle die geschärfte Strafe des weltlichen Diebstahls.

Nach den neueren Gesetzbüchern übt zwar die Heiligkeit des

Ortes oder der Sache Einfluß auf das Strafmaß, doch nimmt

der Kirchendiebstahl nicht mehr die ihm gemeinrechtlich angewie

sene hervorragende Stellung ein^. Geschah der Diebstahl nicht

in einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude, so wird er von

manchen Gesetzbüchern gar nicht mehr als Kirchendiebstahl auf

gefaßt«.

1 Severus und Antoninus erklärten ausdrücklich, ei» solcher Diebstahl sei

Nichts» als eiu turtum. 1^, S. O. leg. ^ul. peeulstu«, st cls resickui», et

6« skOrileFÜs (48, 13).

2 Oäusss 17. Hu. 4. v»ll. 8 sq<^. Lxtr» V. 17.

» P. G.O.Art. 171—17S. Vgl. Bamb. Art. 198—201.

4 Sachsen 1838, 227, 228. Sachsen 18SS, 277. Württemberg 223,

228. Ha„nover287. Braunschweig 215, 218. Darmstadt 364,3S6.

Baden 385. Thüringen 218. Oesterreich 174, 175. Preußen 218.

s So Sachsen, Preußen und Thüringen. Sachsen 1855, 277,

Nr. 1 nimmt einfachen Diebstahl mit erschwerenden Umständen an,

wenn der Diebstahl „in zum Gottesdienste bestimmten Gebäude» oder Lokalen

zur Zeit des Gottesdienstes, oder an daselbst aufbewahrten Gegenständen

verübt worden ist." Preußen verhängt Zuchthausstrafe bis zu 10 Jahren

und Stellung unter Polizeiaufsicht, wenn aus einem zum Gottesdienste

bestimmten Gebäude Gegenstände gestohlen werden, welche dem Got

tesdienste gewidmet sind; es wird hier also der Begriff des Kirchendieb-

stahls aufden Fall desZusammentreffens der Heiligkeit des Ortes und der

Heiligkeit der Sache beschränkt. Württemberg, Darmsiadt und Braun

schweig rechnen diesen Fall zu den ausgezeichneten Diebstählen. Ba»

den zählt unter den Erschwerungsgründen des Diebstahls zuerst den

Umstand auf: „wenn der Diebstahl in Gebäuden, die dem öffentlichen Gottes«

dienste gewidmet sind, oder an dem Gottesdienste gewidmeten Sachen verübt

worden ist." Nach dem Strafgesetzbuche Oesterreichs gehört die Heiligkeit

des Ortes oder der Sache zu den Umstünden, durch die der Diebstahl, aus einem

bloßen Bergehen, zum Verbrechen wird. — Ueber Kirchenbrand und

Beschädigung der dem Gottesdienste gewidmeten Gegenstände vgl. Prell

st en §. 285, 282.
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Z. 243.

Verhinderung und Störung des Gottesdienstes.

Da weder die P. G. O., noch die Deutschen Reichsgesetze der

Störung des Gottesdienstes gedenken, so schloß sich das gemeine

Recht den Römischen Bestimmungen an. Nach diesen ist die ge

waltsame Störung des christlichen Gottesdienstes ein schweres

Verbrechen, das selbst mit einer Kapitalstrafe geahndet werden

kann i. Das gemeine Recht beschränkte sich auf Freiheitsstrafen,

hob aber, im Anschluß an die Römischen Gesetze, die Störung

des Gottesdienstes durch Beleidigung des fungirenden

Geistlichen als vorzüglich strafbar hervor 2. Die Römische

Beschränkung deS Strafschutzes auf den christlichen Gottesdienst

wurde von der neueren gemeinrechtlichen Praris abgeworfen.

Man setzte zwar immer öffentlichen Gottesdienst voraus, unter

schied aber nicht mehr zwischen dem Gottesdienste recipirter und

blos tolerirter Kirchen ^.

Diese gemeinrechtliche Auffassung der Sache ist in die neueren

Gesetzbücher übergegangen^. Es tritt indeß die Verhinderung

des Gottesdienstes in der neueren Legislation nicht blos als eine

Art der Störung des Gottesdienstes, sondern in allgemeinerer

1 Arkadius und Honorius drohen Kapitalstrafe-, 1^. 1«. Ooä. 6« episeop.

et oler. Marcian wiederholt dies in Betreff der Stiftung eines Aufruhrs oder

Tumultes in der Kirche, unter ausdrücklicher Androhung des p h y s ! sch c n Todes

(ultimum supplicium) z 1^. S. Lo<t. 6e Kis <zui »ck eoelesism eontuAiunt,

Justin!«» will Kapitalstrafe, nicht gerade Todesstrafe, wenn durch Beleidigung

des fungirenden Geistlichen der Gottesdienst selbst unterbrochen oder verhindert

wurde; sonst mildere Strafe, körperliche Züchtigung und Eril; Nov. I2Z.

«sp. 31.

» Tittmann, Handb. II, H. 605. Noch das neue Sächsische Straf

gesetzbuchläßt auf Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren

erkennen, wenn der Geistliche während einer Amtshandlung thätlich beleidigt

oder gemißhandelt worden ist.

2 Im Interesse des Strafschutzes für den Gottesdienst der Juden berief

man sich aufl^. 14. O«g. <Ie ^uäseis, wo den Juden der kaiserliche StaatSschuH

versprochen wird. — Preußen spricht absichtlich ganz allgemein von den im

Staate (auch ohne Korporationsrechte) bestehenden Religionsgesellschaften;

§. 136. Sachsen 18S5 giebt dagegen im Art, 234 die ergänzende Bestimmung,

daß die Strafbestimmungen über Störung des Gottesdienstes und über Schmä»

Hungen der Religion sich nur auf die vom Staate anerkannten Religionsge

sellschaften erstrecken sollen; und Krug bemerkt dazu, daß gleiche Handlungen

gegen nicht anerkannte Religionsgesellschaften nur als Injurie, Nöthigung,

Hansfriedensbruch strafbar seien. Vgl. Note 2, Seite 5S3.

4 Baiern 1813, 424. Sachsen, Baden und Preuße» in der vorigen

Note. Württemberg IS«. Hannover 194. Darmstadt IL«, 193.

Braunschwcig i«4. Oesterreich 122.
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Bedeutung auf. Preußen handelt daneben noch von dem Zwange

zur Ausübung deS Gottesdienstes^. Ueberall wird vorausgesetzt,

daß die Verhinderung oder Störung eine absichtliche war 2.

8244.

Beschimpfung von Gegenständen religiöser Verehrung.

Im weiteren Sinne ist Gotteslästerung jede Beschimpfung

von Gegenständen religiöser Verehrung; im engeren Sinne nur

die Beschimpfung der Gottheit.

Die gemeinrechtlichen Quellen sehen in der Gotteslästerung

ein Verbrechen gegen die Gottheit selbst, die, dadurch zum

Zorne gereizt, dem Lande allerlei Landplagen schicken werde 2.

Von dieser Ansicht gehen auch die älteren gemeinrechtlichen Kri

minalisten aus, sei es daß sie die Gotteslästerung als ein Orimen

Is,es«,e m^'estätis cHvinae^, sei es daß sie dieselbe als eine

Injurie gegen Gott^ behandeln. DaS Ungehörige dieser Auf

fassung erkennend, stellten Andre die Gotteslästerung unter den

> Preußen H. 136. „Wer durch Tätlichkeiten oder Drohungen eine oder

mehrere Personen zwingt oder hindert, den Gottesdienst einer im Staate

bestehenden Religionsgesellschaft auszuüben" >c. Zu dieser Ausdehnung hat

nicht ein praktisches Bedürfniß, sondern nur das Französische Mu

ster geführt. Man hat den Artikel 26« des Loäe peu»I übersetzt.

2 Sie braucht aber nicht in Kirchen, sondern kann auch an andren Ver

sammlungsorten stattgefunden haben, z. B. auf Kirch Höfen. Sie braucht

sich ferner nicht auf den eigentliche» kirchlichen Gottesdienst zu beziehen,

sondern kann auch bei einzelnen gottesdienstlschen Verrichtungen

eintreten, z, B. bei Taufen, Trauungen, BegrSbnißfeierlichkeiten,

bei der Feier des Abendmals ic. Störung bloßer Hausandacht fällt aber

n ich t unter die Strafen der Störung des Gottesdienstes.

s So die Novelle 77, im ersten Kapitel: „K. l. Hui» ver« nououlli —

b>äspkemä verbä st Hurämeutg, per ueum ^ursut, ckeura »ck irkeuu-

6ig,m pro voeänts»—. ?r«pter ejusmoäi eniin «jsliets, et ksmes,

et terrae motu», etpestss oriuntur. §.2. I^rsseipiraus — ut eos—

ultimis supplieiis äklieisnt, rie, si tsiia psoeats, ue^liAsutur, et

eivits,» st rsspudlie«, per impiss e^usuioäi aetions» I«,ea»,tur." Von hier

aus ist diese Auffassung in die Deutschen Reichsgcsetze gekommen. König

liche Satzung von Gotteslästerern, Worms 14S5: „Demnach KayserJustinia-

nus (Nov. 77) unser Vorfahr am Reiche, männiglich zu halten ernstlich ermahnt

und streng geboten hat, alle lästerliche Wort" ,c. R. A. von ISO«, Tit. 31,

von 1512, Tit. 3. R. P. O. von 1S30, Tit. I, 7, von 1548, Tit. 1—S, von

1S77, Tit. 1—S.

4 KKs'?algt,»cl leg. ^ul. m«,^., Ls,3. 1619. bliiller, 6e erim. irig^.,

>Ien. 1687. Os,rp2ov, prset. rer. er. qu. 45. or. 1. Loll»ri6, publ.

erirainälis vingiet», p. 241. üemmerieli, s^uopsis erim. Xress,

»S«,rt. 106, §. I. Vgl. Wächter, Lehrb. S. 53».

« LvFäu, eiern. I,. 1. §. 2S2. Meister sen., prineipis^ur. er. 433,

434, 488^ XoeK, inst. Z. Z96. I^ez^ser, sp. 565. Kssrtnsi , inst, »a

s,rt. 1«6. LoeKmsr, «,6 »rt. 106. §. 1, Auch Salchow und Dabelow.

Vgl. Wächter, Lehrb. a.a.O.
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Gesichtspunkt einer Injurie gegen die Kirchengesellschast, die

in den Gegenständen ihrer Verehrung mit beleidigt werde ^. Ohne

die partielle Wahrheit dieses letzteren Gesichtspunktes zu verken

nen, huldigt die Gegenwart der Ansicht, daß die Gotteslästerung

im Allgemeinen als ein Angriff auf die unentbehrliche religiöse

Grundlage des Staates zu strafen sei^.

Subjekt des Verbrechens der Gotteslästerung im engeren

und im weiteren Sinne kann keinesweges nur der Angehörige der

herabgewürdigten Konfession selbst, sondern auch jeder Andre sein.

Ueberhaupt hängt der Thatbestand nicht von der religiösen Ueber-

zeugung des ThätcrS ab ^.

> 8 tüd e I , quätenus »etionss i sli^Ioui non eouvenientes ex priuei

püs Huris public! universst. poeuis orimiusi. «oereeri possiut, Viteb.

I7S3. Auch Klein, Grolman und Feuerbach in ihren Lehrbüchern.

2 Diese von Rvßhirt, Martin, Wächter und zahlreichen späteren Kri

minalisten »ertheidigte Ansicht liegt de» neueren Gesetzbüchern zu Grunde.

Man hat überall eingesehen, daß der Staat die Zerstörung der Religion nicht

ohne eigene Gefahr ruhig geschehen lassen könne. Man ging aber irre, wenn

man bei dieser Gelegenheit aufstellte, daß der Staat selbst ein Christlicher sein

müsse, wie G oltdammer, Materialien II, Seite 2S8, Nr. 2. Vgl. Temme,

Lehrb. S. S84—S86, Bern er, im Archiv des Kr. 184g, Seite 442 fgg. und

ß. 72 dieses Lehrbuches. — Neuere Gesetzbücher: Baiern 1813 überging die

Gotteslästerung mit Schwelgen, wie der 0«<le pe'n»!. Oldenburg, Art.

4SS, dehnte jedoch de» Artikel 424 des Bairischen Strafgesetzbuches, der von der

Störung des Gottesdienstes handelt, auf die Schmähung von Gegenständen der

Verehrung irgend einer der anerkannten Religionsparteien aus. In Baiern

suchen schon die Entwürfe von 1327 und von 1831 jene Lücke auszufüllen, und

in Frankreich bedrohte das Gesetz vom 17. Mai I81S im Art. 8 tont «utrage

Is moräls publique et religieuse ou s.ux Konvex irioeurs, soit. psr ciis-

ooui's, «i'is ou meuäees proterss ösus <lss reuuious ou lisux publies,

soit psr Berits, imprime's, ässsins, grävures mit einer Strafe von 16—SO«

Franken. Sachsen 1838 handelte in den Artikeln 18g und ISS von ^„Got

teslästerung und öffentlichen Herabsetzung der Religion," während der Art. 232

des Sachs. Stfgb. von 18S5 überschrieben ist: „Schmähungen in Beziehung

auf Religion und Kultus." Zu erwähnen ist daneben das K. Sächs. Gesetz

vom4. April 1851. Württemberg Art, 192, 19S, 391. Braunschweig

117 („Störung der religiösen Ordnung").' Hannover 193 („Verletzung

der Ehrfurcht vor der Religion"). Darmstadt lös. BadenS83. Preußen

13S („Vergehen, welche sich auf die Religion bezichen"). Oesterreich 122

(„Religionsftörung"). Oesterreich bedroht hier übrigens nicht blos die Got

teslästerung und den Unfug an gottesdienstlichen Geräthschaften, sondern auch

die Verleitung zum Abfall vom Christenthum und die Verbrei

tung von Unglauben und unchristlichen Irrlehren. Thüringen

180 (eigentliche Gotteslästerung), 181 (Herabwürdigung der Gegenstände" der

Verehrung einer im Staate befindlichen Neligionsgesellschaft, oder ihrer Lehren

und Gebräuche).

« Die Anficht Kochs (Z. 393) undQuistorps (I, §. 121), daß von frem

den Religionsverwandten eine Blasphemie nicht verübt werden könne, wird mit

Recht von der neueren Theorie und Legislation Verworfen. Feuerbach,

Lehrb. z. 3«S. Tittmann, Handb. II, §. 599. Heffter, §. 422. Gott-

dammer, Materialien II, S.2SS, Nr.4.
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Zu den Objekten gehören gemeinrechtlich nur die Gegen-

genstände der Verehrung der reichsgesetzlich aufgenommenen christ

lichen Kirchen nach den neueren Gesetzbüchern aber auch die

Gegenstände der Verehrung bloS geduldeter Konfessionen^.

Die Handlung besteht in einer Beschimpfung (Verspottung,

Lästerung) jener Gegenstände. Sie muß den Charakter der Öf

fentlichkeit tragen, d. h. sie muß eine vor einer Versammlung

gesprochene, oder durch Schriften oder bildliche Darstellungen

verbreitete Lästerung sein. Auf die Herbeiführung eines öffent

lichen AergernisseS kommt eö aber nicht an^. Frevelhaftes

1 Die Reichsgesetze bezichen sich nur auf die drei christlichen Reichskircheu;

vgl. Note 3, S. S5l.

2 Darmstadt 1SS: „Wer die Gegenstände einer vom Staate aner

kannten oder geduldeten Religionsparte!." Baden SS3: „Wer Rcli-

gionslehren oder Gegenstände der religiösen Verehrung einer vom Staate

aufgenommenen oder geduldeten Religionsgesellschaft." Hannover

193: „Wer durch Reden oder Handlungen die einer Religion, deren

Uebung tm Schutze des Staates steht, gebührende Ehrfurcht wissentlich

verletzt." Württemberg spricht, wie Sachsen, von anerkannten Reli-

gionsgesellschaften. Ebenso Oldenburg. Preußen und Thüringen be

trachten die Gotteslästerung im engeren Sinne als gänzlich unabhängig von

allen besondren Religionsgesellschaften und bedrohen sie ohne alle Beziehung

aufdiefelben. Bei der Gotteslästerung im weiteren Sinne spricht Thüringen

schlechtweg von den Gegenständen der Belehrung einer im Staate befind

lichen Religionsgesellschast; wogegen Preußen das Delikt aufdie mit Kor

porationsrechten im Staate bestehenden Religionsgesellschaften einengt.

Die Ertheilung von Korporationsrechten wird als Kriterium der förmlichen

Anerkennung betrachtet, ohne daß es weiter auf den Unterschied der

aufgenommenen undderblos geduldeten Konfessionen ankommt.

Temme, Lehrb. S. 68«. Religionsgesellschaften ohne Korvorationsrechte

müssen sich in Preußen mit dem Schutze begnügen, welchen die Gesetze über Be

leidigung und Verleumdung gewähren. In derselben Lage befinden sich überall

die nicht anerkannten Rcligionsgescllschaften in denjenigen Ländern, wo der

Begriff der Blasphemie nur bei anerkannten ReligionSgesellschafte» ange

wendet werde» soll. Bei dieser Beschränkung des Begriffes der Blasphemie

ging man von der Erwägung aus. daß jede Religionsgesellschaft erst durch die

Anerkennung des Staates einen Anspruch gewinne, als Religionsgesellschaft

geschützt zu werden, und daß überdies nur diese Anerkennung dem Richter ein

festes Kriterium gebe, um zu beurtheile», ob die beleidigte Gesellschaft in der

That eine Religionsgesellschaft und nicht vielleicht eine verkappte politische oder

sonstige Vereinigung sei. Vgl. Bericht der Kommission der II. Preuß. Kam

mer, im Auszuge bei Beseler, Kommentar, Seite SO«. Wen» Preußen seine

Bestinlmungen über Störung de« Gottesdienstes (vgl. S. SS«, Note 3

dieses Lehrb.) auf die ohne Korporationsiechte im Staate bestehenden Reli

gionsgesellschaften nicht minder anwendet, als aufdie förmlich anerkannten: so

hat dies darin seinen Grund, daß man Schutz gegen äußere Störung allen

Religionsgesellschaftcn ohne Unterschied, Aufrechthaltung der Pietät für

Gegenstände ihrer religiösen Verehrung aber nur den staatlich anerkannten

schuldig zu sei» glaubte.

« Da« Allg. Preuß. Ldr. II. 2«. §. 217 stellte, wie manche gemeinrecht

liche Juristen, das Requisit des „gemeinen AergernisseS" auf. Von der

„eueren Preuß. Gesetzgebung ist dies als unzweckmäßig erkannt worden, theils
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Fluchen und Schwören gehören durchaus nicht hierher^. Die

Erweckung des Religionshasses kann nur insofern unter den

Begriff des in Rede stehenden Verbrechens gezogen werden, als

sie vermittelst der Beschimpfung von Gegenständen religiöser Ver

ehrung verübt wird 2. Verwandt mit der Gotteslästerung im

weiteren Sinne, aber nicht mit derselben identisch, ist der s. g.

beschimpfende Unfug an Sachen, die dem Gottesdienste

gewidmet sind^.

wegen der Schwierigkeit des Beweises, theils weil öffentlich gesprochene

Gotteslästerungen dadurch keinen Anspruch auf Straflosigkeit gewin

nen könne», daß die mehr oder weniger zufällige Wirkung des Aerqernisses aus

blieb. Auch die meisten andren neueren Gesetzbücher halten die Oeffentlichkeit

aus denselben Gründen für ausreichend; es kommt, nach, ihnen, die Herbei

führung des größeren oder geringeren Aergernisses nur als ein Strafausmes-

sungsgruud in Betracht. Hannover und Sachsen halten dagegen an der

Forderung öffentlichen Aergernisses fest. Hannover 193 geht zugleich auf die

Strafausmessung ein; es "erklärt nämlich, denjenigen, der durch Reden oder

Handlungen die einer Religion, welche im Schutze des Staates steht, gebührende

Ehrfurcht verletzt und dadurch ein öffentliches Aergerniß erregt, nach

der Größe des Aergernisses und mit Rücksicht darauf strafen zu wollen, ob Muth-

wille, Frevel, oder die Abficht böslicher Herabwürdigung der Religio» zu

Grunde gelegen. Baden dehnt das Gebiet der Strafbarkeit weiter aus, als die

übrigen Gesetzbücher, indem es einerseits die Oeffentlichkeit der VerÜbung als

genügend bezeichnet, andrerseits aber auch dann schon straft, wenn die nicht

öffentlich «erübte Lästerung unter Umständen erfolgte, daß ein öffentliches

Aergerniß daraus entstand; Stfgb. §. S83, Dies ist wohl nicht zu billigen,

weites die Strasbarkeit an Bedingungen knüpft, die von dem Willen und der

Schuld des Thäters oft ganz unabhängig find. — Oesterreich führt das öffent

liche Aergerniß unter den Schärfungsgründen an; §. 123.

^ Hierauf mußte schon gemeinrechtlich aufmerksam gemacht werden;

Wächter, Lehrb. II, Seite 543, Nr. 50. Das gemeine Recht läßt indeß wegen

frevelhaften Fluchens oder Schwörens eine arbiträreGeld- oderGefängnißftrafe

zu, während die neueren Gesetzbücher gar nicht mehr strafen.

2 Von manchen gemeinrechtlichen Juristen wird, auf ziemlich luftiger

Grundlage, ein besondres Verbrechen des Religionssriedensbruches auf

gestellt, worunter man eine Störung des friedliche» Verhältnisses der drei

reichsgesetzlich aufgenommenen Konfessionen versteht. Ab egg, Lehrb. S. 722.

Manche neuere Gesetzbücher Handel» von der Erweckung des Religionö-

hasses und der Aufforderung zur Verfolgung einer Religionspartei;

und Preußen nennt, neben der Gotteslästerung im weiteren Sinne, eine solche

Darstellung einer Religion, welche deren Anhänger dem Hasse

und der Verachtung aussetzt.

« Es ist ein Unterschied, ob Gegenstände religiöser Verehrung, Gott,

der Heiland, bei Katholiken die Jungftau Maria und die Heiligen, oder ob

Sachen, die dem Gottesdienste gewidmet sind, Altar, Weihgefäße ,c.

beschimpft werden. Württemberg, Art. 190, bedrohte Gewaltthätig-

keiten an den für den Gottesdienst geweiheten Gegenständen. Der Aus

druck ,, geweihet" hatte nur Gegenstände des katholischen Kultus, der eine

besondre Konsekration von Gegenständen kennt, im Auge; Hepp, Kom

mentar II, S, 992, 1008. Preußen erweiterte den Begriff des Deliktes auf

beschimpfenden Unfug an Gegenständen, welche dem Gottesdienste gewidmet

sind. Es kann demnach an Gegenständen aller (anerkannten) Kulten be

gangen werden. Sachsen spricht ebenfalls von beschimpfendem Unfug an
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Gemeinrechtlich soll 1) die Gotteslästerung im engeren Sinne

(unmittelbare Gotteslästerung) mit Ehrlosigkeit und überdies mit

Lebensftrafe oder Verstümmelung, 2) die Gotteslästerung im wei

teren Sinne (mittelbare Gotteslästerung) erst im Wiederholungs

falle, nach vorgängiger Abmahnung, dann aber an Leib oder Gut

gestraft werdend In den neueren Gesetzbüchern wird, für beide

Fälle, Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu zwei oder drei Jahren

angedroht 2.

Z. 245.

Entweihung von Leichen und Gräbern.

Aeltere und neuere Gesetzgeber, den religiösen Anschauungen

der Völker huldigend, schreiben den Tobten und ihren Gräbern

einen heiligen Frieden zu und strafen demnach die Entweihung

von Leichen und Gräbern nicht aus dem Gesichtspunkte bloßer

Verletzung deS Eigenthums, sondern vornehmlich aus dem Ge

sichtspunkte der Verletzung der religiösen Empfindungen sowohl

der Hinterbliebenen Angehörigen, als der Gemeindet

Nach dem Römischen Rechte, welches dieö Verbrechen unter

dem Namen der 8epul«ri violat!« kennt, ist Gegenstand deS

Verbrechens sowohl die Leiche, vor und nach ihrer Beerdigung,

als daö Grab mit seinem gesammten Zubehör. Die Handlung

besteht entweder in einer Beschimpfung des Leichnams durch irgend

einen mit ihm getriebenen Unfug, Störung desselben in seiner

Ruhestätte, namentlich Wegnahme aus derselben; oder in einer

Beschimpfung, Beschädigung, Zerstörung des Grabest

Gegenständen, die dein Gottesdienste gewidmet sind, nennt aber daneben noch

Gegenstände, die eine kirchlich symbolische Bedeutung haben.

1 Tittmann, Handb. II, §.«««. R. P. O. von 1S48 und von 1577, Tit.

1,§. 2, 7;Tit. 3, §. 1.

2 Württemberg. Sachsen und Darmftadt gehen bis zu 2 Jahren.

Preuße» will nur Gefängniß, aber bis zu 3 Jahren. Braunschweig und

Baden bestimmen Gefängniß, unter Umständen Arbeitshaus bis zu einem

Jahre. Thüringen ordnet bei der Gotteslästerung im engeren Sinne Ge

fängniß bis zu einem Jahre oder Arbeitshaus bis zu 2 Jahren an. — Aus

nehmend streng sind Oesterreich, das unter Umstände» schweren Kerker bis zu

10 Jahre» »erhängt, und Hannover, welches zwar bloße Geldbuße und bloßes

Gefängniß, aber auch Arbeitshaus und Zuchthaus in der gesetzlichen Dauer (von

8 Jahren) zuläßt.

2 Wovon einer Verletzung dieser Empfindungen nicht mehr die Rede sein

kann, wie bei den s. g. Hünengräbern, hört die Möglichkeit dieses eigenthüm:

liche» Deliktes auf.

« De sepnler« violst« tit. OIZ. (47, 12) et tit. OoS. (S, lg). — Keine»

Leichnam, selbst nicht des Friedlosen, unbedeckt zum Raube der Vögel und
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Das gemeine Recht schloß sich diesen Römischen Bestim

mungen über Begriff und Tatbestand an, ersetzte aber die Römi

schen Strafen, unter denen sich selbst die Todesstrafe findet, durch

eine ?oena arbitraria^.

Von den neueren Gesetzbüchern pflegt 1) die Entwendung einer

Leiche unter ein besondres Strafgesetz gestellt zu sein, außerdem aber

auch 2) die Entwendung oder Beschädigung von Gegenständen,

die zu Gräbern gehören, mit strengeren Strafen geahndet zu wer

den 2. Die Strafe steigert sich noch, wenn das Verbrechen durch

den Todtengräber oder einen Aufseher deö Kirchhofs verübt

wurdet Wissenschaftliche Zwecke (namentlich anatomische)

entschuldigen zwar die Leichenentwendung nicht, geben aber einen

Anspruch auf eine mildere Strafe, als bei f. g. gewinnsüchtiger

Absicht eintritt^.

Preußen hat ein selbständiges Verbrechen der Entweihung von

Leichen und Gräbern, ganz nach dem gemeinrechtlichen Vorbilde,

aufgestellt ^.

Thiere liegen zu lasse», war bei den Germanen heilige Pflicht. Wilda, S.974.

Vgl. 1. 2l, 4: ,,yui L«rpu8 nu6»vsrit et »«Iis rsüiis «stev6erit."

1 Rein, Seite 897—901. Martin (2te Aufl.), §. 2S7, 268. Wächter,

II, S. 338. Abegg.s. 57S.

2 Sachsen 1855, Art. 277, faßt den Diebstahl ans oder an Grabstätten

ganz mit demKirchendiebstahl zusammen. Hannover 29« straft ihn als

ausgezeichneten Diebstahl erster Klasse. Braunschweig 219.

Darm st «dt 377, 378. Baden nimmt bei Beschädigungen an Kirchhöfen,

Gräbern oder Grabdenkmälern einen Erschwerungsgrund an; §. S7I,

Nr. 2. Im Z. S71 giebt es eine besondre Strafsatzung über Entwendung und

über Verstümmelung einer Leiche. Thüringen 219. Oesterreich

278, 3«ö.

2 Hannover läßt bei Entwendung eines Leichnams in der Regel 3—s

monatliches Arbeitshaus eintreten; geschah aber die That durch den Todten

gräber oder durch einen Aufseher, so steigert sich die Strafe auf das Dop

pelte (scchsmonatliches bis einjähriges Arbeitshaus). Aehnlich Darmftadt

377, Thüringen219.

4 Dies heben hervorDarmstadt378, Braunschweig2lg.

s Preußenß. „Wer unbefugt eine Leiche oder einen Theil derselben

aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten Personen wegnimmt, ingleichen

wer unbefugt Gräber zerstört oder beschädigt, oder an denselben beschimpfenden

Unfug verübt, soll mit Gefängniß von einem Monate bis zu zwei Jahren b«

straft werden. Liegt der Handlung gewinnsüchtige Absicht zu Grunde, so ist

zugleich auf zeitige Üntersagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte zu

erkennen." Unter dem „Gewahrsam" ist auch der des TodtengrSberS zu

verstehen, das Verbrechen daher auch an den auf dem Kirchhofe befindlichen

Leichen möglich; Goltdammer, Mar. II, Seite 271. Wenn mit der Leiche

sonstige Sachen, die der Leiche in die Gruft mitgegeben find, entwendet werden,

so tritt Konkurrenz von Diebstahl und Leichenentweihung ein.

Goltdammer a. a. O. Temme, Lehrb. Seite 694, Note 7. Vgl. Archiv

für Preuß, Straft, l, Seite 569.
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Amtserschleichung 491.

Amtsmißbrauch 496.

Amtspflicht, vernachlässigte 50«.

Amtsverbrechen 495.

AmtSverlassnng 501.

Amtsverschwiegenheit, Verletzung

derselben 500.

AnabaptlSmuS 544.

Analogie 209.

AnotociSmuS (Wucher) 398.

Anatomie, AbliefenmgHingerichte-

ter an die 1S3, Note 2.

Androhungstheorie 10.

Anfang der Ausführung 153.

^mg«Iu» Kretin«« 56.

«ngebung, falsche 476.

Angeschuldigter, Mißhandlung des

selben 506.

^»li»u» Kostiiis 536.

^vlinu» iojurisndi 245.

^Tml«,,,» Iu<:ri282.

Anklage, falsche 507, 508.

Anmaßung von Hoheitsrechten ist

nichi Majestätsbeleidigung 51«.

Anmaßung des Münzrechtcs 439.

Annahme von Geschenken 487.

Anreizung zum Zweikampf 4«ö.

Anstifter 1«7.

Anwendung der Strafgesetze 194,

208.

Anwerben für fremden Kriegsdienst

484.

Anjelge eines Bestechungsverfuches

489.

Anzeige, unterlassene 472.

Apostaste 544.

Apprehensionstheorie bei dem

Diebstahl 283.

Arbeitseinstellung 415.

Arbeitshaus 184.

^rdttrluinzuciieis 210. -
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Aerztliche Privatgeheimnisse 500,

Note 3.

Asylrecht, kirchliches 52.

Attacke 464.

Auburnsches System (Schweigsy

stem) 186.

Aufkäuferei 403.

Aufklärung öS.

Auflauf 451.

Aufhebung der Strafgesetze 198.

Aufruhr 451.

Auftrag zum Verbrechen, Ueber-

schreitung desselben 169.

Auftrag zum Verbrechen, Zurück

nahme desselben 17«.

Auftreiben eines Handwerkes 472.

Aufsicht, polizeiliche 183.

Ausführen von Münzen 437, 439.

Ausgeben falschen Geldes 445.

Ausländer, Verbrechen derselben

199.

Auslegung der Strafgesetze 208.

Ausmessung der Strafe 208.

Ausmessung des Verbrechens 204.

Aussetzung Hülfsbedürstiger 333.

Ausweisung (Landesverweisung)

183.

»,

Badische, Strafedikt von 1803, 74.

Bäder (turtum Käiosiirium) 276.

BoirischesStrafgesetzbuch »0N1813,

7S.

Bambergens,? 59.

Bande 172.

Banditenmord 349.

Bankerott 394.

Bauers Straftheorie 11.

»»r»tt»rl» (Bestechung) 485.

»»v»rk«l ^'uris Oouex 73.

Beeeoria 70.

Bedrohung als Grund des Noth-

standes 127.

Bedrohung als Verbrechen 313.

Bedrückung der Amtsuntergebenen

49S.

Befehl, verbindlicher 126.

Beförderung der Flucht eines Ver

brechers 474.

Befreiung eines Gefangenen 475.

Begnadigung 228.

Begräbnis, unfeierliches des Selbst

mörders 124.

Begrenzung 471,

Begünstiger IS«, 474.

Beihülse, Begriff 161.

Beihülfe, Strafbarkeit 205.

Beihülfe zum Selbstmord 124.

Bekanntmachung des Strafurtheils

2S1.

Beleidigung 24«.

Beschädigung von Sachen 254, 433.

Beschämende Strafen 18«.

Beschimpfende Strafen 18«.

Beschimpfung von Gegenständen

religiöfer Verehrung 551.

Besserungstheorie 8.

Besserungszmeck 31, 177.

Bestechung 485.

Betrug 262.

Bettler, betrügerischer 264.

Beugung des Rechts 504.

Bewaffnung bei dem Diebstahl 291.

Bewußtsein, Bedingung derZurech-

nungsfähigkeit II«.

Bigamie 387.

Bigamte, deren Verjährung 225,

Blasphemie (Gotteslästerung) 551.

Blödsinn 118.

Blutegel, unbefugtes Fange» dkl!

selben 281, Note 3.

Bluträche 41, 53.

Blutschande 368.

Böhmer, Fr. v. 68.

Bonifatius 56.

Bösliche Verlaffung 387.

Brandenburgische Gesetzt 64.

Brandenburglsch« peinliche Ge

richtsordnung 6«.

Brandmarken 18«.

Brandstiftung 418.

Brandt, Seb. 57.

Brandzeichen, aufgesteckte, als Dro

hung 409.

Buhlschaft mit Eheweibern 387.

Bürgerlicher Tod 18«.

Burgfriedensbruch 315.

C.

in utor« 353.

507

«««Iln» 6«.

<?«p««v, Lsnecl. 66.

Chikone 38.

Ehristenthum 48, 54.

Civilrecht, VerhSltniß zum Straf

recht 37.

Civilstandsurkunde, Fälschung der

selben 392.

pönal 34.
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««»>p«v«»u» bei Injurie» 243,

Nvte S.

<?»i»p»»ltl» S3.

<?»»«udltu» untioipktus 36«.

s!»»«ur»u» äck 6sli«tulu 153.

O»»«ur«»» 6eIiLt«ruiu 216.

t?«n«ii»»l« 301

publivä 433.

«»»»»»«>« (Verstrickung) 183.

r»nll»«»t>» donoruni 185.

<Z»»»»ii»»»,»ti« ckelivti IS«.

«»ntr««««tl» beidemDiebst.283.

«»rpu» äslicti 1«8.

r»i>ruptl« «ftlvislium 485.

«rluiln» 104.

«ulp». Begriff und Arten 14«.

«,»>p». Strafbarkeit 204.

«ulp», wie weit sie dem Strafrecht

angehöre 14«.

D.

Dämme, deren Durchftechung 426.

II«»»»»tl» msinoriäs 22«.

Dardanariat 4«3.

»«er«ti>i» Oivi >l»i-ei 4SS.

Defraudation derZölleundSteuern

433.

»«II«t», Kanon. Eintheil. dersel

ben 105.

»?ll«t«. Römische Eintheil. der

selben l«4.

»«Il«t»n» psrfsotum 157.

Denkmäler.deren Beschädigung433.

Denunelation, falsche 476.

Deportation 184.

»epre«»tl» ivMriss (Abbitte)

18«, 2SS.

Desertion, Verleitung zur 484.

»«»urtuck» 138

Deutsches Reich, Untergang dessel

ben 74.

Diebstahl 273.

Dienstentlassung 438, Note 2.

Diemstentsetzung 438, Note 2.

Dietriche 288.

Diffamation 248.

Diplomatischer Landesverrath 53«.

»Ir««t»rN 276

DiSetplinorfälle 435.

Begriff und Arten 142.

Strafbarkeit 2«4.

Doppelehe 387.

Drohung als Grund des Nothstan-

des 127.

Drohung als Verbrechen 313.

»»«, »ut Sots, 36«, Note 1.

Duell 458.

E.

««r»«t«r«, 276.

Ehebrecher, Tidtung des ertappten

333.

Ehebruch 381.

Ehegatten, Ehrenkränkungen unter

243.

Ehre 237.

Ehrenerklärung 18«, 233.

Ehrenstrafen 173.

Ehrlose, Injurie gegen 125, 241.

Ehrverletzungen 237.

EideSbruch 478, 48«.

Etgenmacht 455.

Eigennutz, strafbarer 262.

Einbruch 23«.

«indringen in fremde Wohnungen

314.

Einfährung verrufener Münzen

437, 433.

Einrede der Wahrheit 252.

Einschleichen 23«.

Einschmelzen von Münzen 437.

Einsperrung, strafbare 31«.

Einsteige» 283.

Einwilligung des Verletzten 121.

Eisenbahne», deren Beschädigung

416.

Eneyklopädische Stellung des

Strafrechts 3S.

Entführung 32«.

Enthauptung 133.

«ntschluk mit Vorbedacht oder im

Affekt 143.

Entweihung von Leichen und Grä

bern 555.

Entwendung in Hungersnoth 127,

Note 2; 237.

ErhöhungKgründe der Strafbarkeit

203.

«rntekanf, strafbarer 402.

Erpressung 301, 439.

Ersatz des idealen Schaden«, Straf-

theorie 12.

Ertränken 131.

»»»e«tl»I1» äelieti 108.

»i««?tl» veritatis 252.

Exekutor 511.

«i?ll»tla KerscUt»ti8 286; 276,

Notel.

«iptt»t«re» 276.

Explosionen 416.

Exterritorialität 203.

F.

Fahrlässigkeit, Begriff und Arten

146.
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Fahrlässigkeit, Strafbarkeit dersel

be» 204.

Fahrlässigkeit, wie weit sie in das

Strafrecht gehöre 146.

Fälschung 26S.

Fallbeil 193.

Falsche Angebung 476,

258.

Familie des Souveräns, Kränkun

gen derselben 516.

Familiendiebstahl 284.

Familienrechte, Unterdrückung der

389.

Familienstand, Anmaßung des 38g.

r«m,>»u» lidellus 244.

«'»ut»r äslloti (Begünstiger)l60.

Fehde 54.

FeftungSftrafe 185.

Feuerbach, Anselm 71.

Feuerbachs Straftheorie 10.

Feuerverwahrlosung 425.

Fichte's Straftheorie 12.

Ailangieri 7«.

FindelhSuser 335.

Fischdiebftahl 281.

FlelscheSverbrechen 357.

Fluchtbeförderung 474.

r»rnl«»U» 36«.

Fortgesetztes Verbrechen 213.

rr«Sui» 53.

Freiheitsberaubung 316.

Freiheitsstrafen 183.

Freimaurergesellschaften 447, N. 1.

Frevelhaftigkeit 147.

Friede,Markftiede,Königsfriede54.

Ariedensstörungen 406.

Fruchtdiebstahl 2S7.

Früchte auf dem Halm 402.

Fundunterschlagung 271, 272.

rur ksmosus (Gewohnheitsdieb)

2g1.

r»rtuin 273.

Futterdiebftahl 282.

G.

Gattenmord 348.

««nckinu» 56.

Gaunersprache 91, Note 4,

Gedanke», straflos 140.

Gefangene,Befreiungderselben475.

Gefangenhalten, widerrechtliches

316.

Gefongenmärter 510.

Gefängnisstrafe 185.

Gegenstand des Verbrechens 118.

Gehülfe, Begriff 162.

Gehülfe, Strafbarkeit 205.

Geisteskrankheit IIS.

Geldkurs, gestörter 437.

Geldstrafe 183.

Gemahlin des Fürsten, Verletzung

derselben 517.

GemeinesRecht, gegenwärtigeStcl-

lung desselben 77.

GemeinesRecht, Erlöschen dcss. 73.

Gemeingefährliche Verbrechen 415.

Gemeinrechtliche Gesetze 81.

GenugthuungSzmerk 30, 176.

GerechtigkeitStheorten 25, 35.

Gerichtsdiener 51«.

Gerichtsgebrauch 78.

Germanenthum 48.

Germanisches Recht 53.

Gesandte, Beleidigung derselb. 527.

Geschenkannahme, widerrechtliche

487.

Geschichtliche Schule 71.

Gesellschafte», unerlaubte 446.

GesellsedaftSsystem für Strafgefan

gene 187, Note 1.

Gesetzbücher der Gegenwart 83.

Gesetzgebung, ihre Aufgabe 79.

Gesetzesanalogie 2«9.

Geständnis, Erpressungdefselb.506.

Gesundheitsverletzung 324.

Gemalt 103, 309.

Gewerbsmäßige Hehlerei 299.

Gewichte, deren Fälschung 405.

Gewohnheit beim Rückfalle 214.

GemohnheitSdiebftahl 2S1.

Gewohnheitsrecht 78.

GemohnheitSmucher 225.

Gift 327.

Gisttödtung 34S.

Gleichheit vor dem Gesetz SI, 189.

Gleichzeitige Injurien 243.

Globig und Huster 70.

Gobler, Just. 65.

Gotte«dienft,Störungdesselbe»550.

GotteSfriedeSI.

Gotteslästerung 551.

Gräberverletzung 555.

«lr»«»»t»r«» 304.

Grenzverrückung 265.

Gritchenthum 44.

H.

Haar, Strafen an Haut u. Haar 105.

Haft, rechtswidrige 317, 503, 504.

Halm, siehe Früchte.

Hals, Strafen an Hals u. Hand 105.

Halsgerichtsordnungen 58.

HandelSmucher 402.

Handgelübde 482.



Register.

Handlung 138.

Höngen 131.

Häufung der Verbrechen 21«.

Hauptgehilise 164, 205.

Haupt- und Nebenstrafe» 178.

Hausdtebftahl 287.

Hausfriedensbruch 314.

Hegel', Straftheorle 18.

Hehlerei 2S8.

Henke'« Straftheorle 18.

Herabwürdigung der Religion SSI.

Herausforderung 466.

Herrenmord 348.

Hessische Hal«gericht«ordnung 64.

Htterei 66, S4S.

Hiuxichtung, intramurane 133.

Hochverrath S32.

Hiilfsmtfsenschafte» de« Strafrechts

88.

Hungersnoth, Entwendung in 127,

Note 2.

I.

Iagdverbrechen 262, Note 3, 281.

Ign»r»»tl» ksotl 140.

Mris 196.

Iosephinische Gesetzgebung 73.

Iinpvtii» 143.

>>»put«tU« zuris et kg,eti 138,

Note 2.

I««ft368.

Infamie 18«.

Injurie» 240.

Insubordination SOI.

>»t»v««,l« 263

Intromuroneinrichtung 133.

Irrenhaus, unbefugte Einsperrung

in dasselbe 317.

Irrthum in Thatsachen 140.

Irrthum über die Gesetze 136.

Isoliruugsfvftem 186.

Italienische Jurisprudenz S6, 6S.

Jugend 11«, 211.

Iuriftische Personen 103.

K.

Kammern, Verbrechen geg. die Sil.

Kanonische» Recht 5«.

Kant'« Straftheorie IS.

Kapitolmucher 401.

Kassation (Amtsentsetzung) 438,

Note 2.

Kassenveruntreuung SOI.

Ketzerei S47.

Kind III.

Kindesabtreibung 330.

Bcrncr, Strafrccht.

«tndesaussetzung 333.

Kindesdiebstahl (Kinderraub) 313.

«tndesmord 3S0.

Kindesuuterschiebuug 330, 332.

Kindheit III.

Kirche, ihre StrafthStigkeit S«.

«irchenbuße 180.

«irchendiebftahl S48.

Klage de« Verletzten 227.

Klassensyftem für Strafgefangene

186.

Kommentatoren der Karolina 6S.

Kompensation bei Injurien 243,

Note S.

Komplott 171, 205.

Komplott des Hochverrathes S37.

Konkurrenz der Verbrechen 216.

Konfiskation 181.

Konnivenz des Strafrichters S06.

Konnivenz des Vorgesetzten SOI.

Kontrektattonstheorie beim Dteb.

stahl 283.

Körperliche Züchtigung 183.

Körperverletzung 324.

«riminalpolitik 39.

Kulpa, stehe Oulp».

Kuppelei 364.

L.

Landesverrat!, S27.

Landesverweisung 183.

Landfriedensbruch 411.

Landzwoug 409.

Q»»v!v!» 147, Note 4.

I<»tr»«l»>i>i» 8S0.

I.»tr»n«» 304.

Lebensfähigkeit 352.

«ebensftrafen 131.

Lebenswandel (VitÄkMtes«ts)207,

Note s.

«eibesfttafen 183.

Leichenentmeihung 5S5.

I>«»a«li»li»i» 364

Letholität342.

Dld«IIu» fämosu» 244. ,

Qldrl terridiles 81.

Lichte Zwischenräume 117.

«itteratnr de« Straftechts 32.

«ohnmord 343.

Quiurl» 147.

M.

Majestätsbeleidigung SI3.

Majeftötsverbrechen S2I.

Mo« der Strafe 33.

Maß- und Gewichtsfälschung 40S.
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Z»«Slvl»» torsusis 88.

Mehrfache Ehe 387.

— —, deren Verjährung 22S.

Meineid 477.

Menschenraub 318.

mr«t»U! poen» 18S, Note 1.

Meuchelmord 349.

Meuterei der Gefangenen 470.

Milderung der Strafe 211.

Militärischer Landesverrat S3I.

Militärpflicht 483.

Minderung der Strafe 20g.

Mißbrauch der Amtsgewalt 49«.

Mißbrauch der Polizelgewalt S«3.

Mißgeburt, Tödtung derselben 34«.

Mißhandlung 324.

Miterben, Diebstahl unter 23«.

Mitregent, Verletzungen desselben

51«.

Mittel de« Verbrechens 13«, IS4.

Miturheber, Begriff 17«.

Miturheber, Strafbarkeit 20S.

Monarchie 54.

Monopolistren 4«3.

Monstranz, Entwendung derselben

S4S.

Mord 343.

«urSrltui» 337.

Münzfälschung 44«.

Münzverfölschung 44«.

Münzhoheit, Anmaßung ders. 43S.

Münzverbrechen 43S.

R.

Rachschlüssel 288, 29«.

Nachtwandeln 114.

Raturrechttlehrer SS.

Naturwidrige Unzucht 378.

Rebenstrafe» 178.

»k«r»»s» venu» 878.

Nichtanzeige 472.

Niederkunft, heimliche 3S3.

Niederschlagung einer Strafsache

23«.

Röthigung 309.

Rothstand 127.

Nothmehr 129.

Rothmehrtheorie als Straftheo-

rix 9.

Rothzucht S74.

ZkuIIui» LrimensiusIsAS 78,195.

O.

«essentliche Beleidigung 244, 247.

«effentiiche« Recht, Strafrecht als

Theil desselben 35.

Oldenkopp «6.

Orient 44.

«rtola»', Straftheorit 26.

Sefterreichische» Gesetzbuch Von

1808, 74.

P.

r»Un««», siehe Widerruf.

r»»I«I«u» 343.

Partlkularrechtliche LItteratur 94.

Partirerei 299.

?»rti»» »bsotus 33«.

Pa,quill 244.

r««uml» publio» 434, Note 3.

Peinliche Gerichtsordnung, siehe

Osrolins,.

Peinliche Verbrechen 105.

Pekulat 434.

r»«ii«>III« 33«, 522.

Perforation 128.

Persönliche Eigenschaften, verschie-

deneder Theilnehmer 1«3, 1«7.

Persönliche Freiheit, Verbrechen ge

gen die 3«9.

Personen, juristische 109.

Philosophie als Rechtsquellt 8«.

ri»sl»v> 318.

Pönitentiarsystem ö«.

Politik, VerhSltniß zum Strafrecht

39.

Politische Verbrechen 431.

Polizei, VerhSltniß zumStrafrecht

37.

Polizeianfstcht 133.

Polizeigewalt, Mißbrauch derselben

503.

Polizetübertretunge» 37, 107.

Pofltlvitöt des Rechts 5.

rr»e»««tt»U« 143.

r?»«v«rIo»U« 507, 509.

Pra»e«tlon«h«ori« 9.

Pranger 18«.

Praxi, 78.

Preußische Edikttaus dem 18. Jahr

hundert «9.

Preußische« allgemeines Landrecht

73.

r«r»>»t»««posQ»s, siehe Straf

verwandlung.

Privatverleumdnng 248.

Privatverzeihung 227.

I?r»e»r»t>» »bortus 33«.

rr»«ur»tl« sterilitstis 328.

I»r«?u«ltu»>, siehe Vorsatz.

Prügelstrafe 189.

Psychologie 89.

Publikation der Strafgesetze 19«.
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Qualifteirte Verbrechen 1»«, Notes,

«ualisteirter Versuch 158.

«u»»> tslss 2S8.

«uellen des Straftecht« 7S.

R.

Rache 41.

Radolphzell, Halsgerichtsordnung

von S8.

»»Pin» 3«4.

»»pt»»virßiu>iiii, vi6v.ux.32«.

Rath der Rechtsverftändigen 61.

RathSertheilung als Beihülfe 168.

Raub 304.

Raubmord 35«.

Raufhandel 323, 3S4.

Reoliuiurte» 243, 244.

»««»»«»tl» iqjuriae, siehe Wi

derruf.

««««ptMtl» 298, 474.

Rechtlose, Verbrechen gegen 12S.

Rechttanalogie 2«9.

Rechtsanwälte, Untreue der 507.

Regalien 434.

Regente», Beleidigung fremderS27.

Reichshochverrath 53«, Note 1.

RetchS»erw«ser,Verletzungdeff.516.

Relative Straftheorlcn 6.

Relegation 184, Note 2.

ReiigionSfriedenSbruch 554,Note2.

Religionsverbrechen 542.

Rechtsbücher SS.

NemuS, Ge. 65.

Re»ko»tre 4S4.

»?p«tu»ck»ruin oiiroeu 437

»S»lck«l «rimen SOI.

Retorsion bei Beleidigungen 243.

Reu« 211, Note 4.

Richterliches Ermessen 203 21«.

Niederer 57.

Romanisirende Doktrin 64.

Romische Straftheorie (?) 48.

Römisches Strafrecht 4S.

Rückfall 214.

Rückkehr eines Verwiesenen 470.

Rückwirkung der Gesetze 137.

S.

Sachbeschädigung 2S4.

»»vrlleslum» 548.

Sächsische Juristen im 17. Jahr

hundert 6S.

Salvatorische Klausel 6«.

Schändung 373.

Schandgemäld« 244.

SchärfungSrecht 212, 21«.

Schiffe, Verbrechen auf dens. 202,

Schlafzuftönde 114.

Schlägerei, siehe Raufhandel.

Schmähschrift 244 247.

Schuldenmachen, leichtsi»niges337.

Schwächung 3b8.

Schwangerschaft, verheimlichte 3S3.

Schwarzenberg, Joh. von S3.

»««pell«»«« 403

Seelenkrankhetten 11«.

Sekundant 466.

Selbstbefreiung 4«7.

Selbftentleibung 122.

Selbftentziehung der Militärpflicht

483.

Selbsthülf« 4öS.

Selbstmord 122. <

Selbstverstümmelung 483.

»«el«r« qusesitÄ 182.

violatio 555.

Simonie 433.

Sittlichkeit, Verbrechen gegen die

102, 3S7.

SkopeliSmuS 403.

Sodomie 38«.

»«Nl«lt»t>» alioosrunl uuptia-

rum 387.

Souverän, strafftet 203.

Staatsanwälte S07.

StaatSverrath, siehe Landesverrath.

Stand, kein Objekt derJnjurie 242,

Note 3.

Stand, kein StrafverwandlungS-

grund 213.

SteUionat 253.

»««rill,»«» proLiiriUio 328.

Störung des Gottesdienstes 55«.

Störung des Hausfriedens 314.

Strafantrag, Zurücknahme des 227.

Strasborkeit, modale 207.

Strafbarkeit, objektive 2«6.

Strafbarkeit, subjektive 204.

Strafe 174.

Strafensystem 177.

Straferhöhung, verschieden von der

Schürfung 203.

Strafgesetz 134.

Straflosigkeit des Souveräns 2«3.

Strafrecht, Begriff des 3.

StrafrechtStheorien 6.

StrafrechtStheorienderneueren Ge

setzbücher 34.

Strafmilderung 211.

Strafminderung 209.

Strafprozeß,Verhält« iß zumStraf-

recht 36.
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Strafschärfung 211.

Strafvermandlung 212.

Strafzwecke 3«, 17ö.

Strandung 417.

Staatsanwälte 507.

Statistik 89.

»tuprviu 359.

»tiipr,,,» Qsv violsutum ns« vo>

luutäriuul 373.

Subjekt des Verbrechens 10S.

Syndikatsverbrechen 5«5, Note S.

T.

Taubstumme 112.

Telegraphen, Beschädigung dersel

ben^«.

Tengler, Ulr. 57.

V«rgivvr»»t!» 507.

V«ri»lnl moti« 265.

Thot138.

Thatbestand 108.

Theilnahme am Verbrechen 159.

VKere»l»n» 73

Thierquälerei 120.

Thronfolger, Verletzung desselben

517.

Tod, bürgerlicher 18«.

Tod des Angeschuldigte» 22«.

Todesstrafe 191..

Todtschlag 343.

Tödtlichkeitder Verletzungen 342.

Tödtung 336.

Tödtung, allgemeiner Thatbestand

339.

Tödtung des Einwilligenden 124.

Tödtung des zum Tode Verurteil

ten 125.

Tödtung, fahrlässige 341; 35S,

Note 1.

Tödtung im Raufhandel 354.

Trennungssystem löö.

Vreug» äsi 51.

Trunkenheit 114.

Tumult, siehe Auflauf.

rurd»tl« säörorum 55«.

Tyroler Malesizordnung 58.

U.

Ueberschwemmung 426.

Uebertretung , im Gegensatz zum

Verbrechen und zum Vergehen, l«6.

Uneheliche Verwandtschaft bei dem

Jnceste 371, Note 4.

Unfreiwillige Schwächung 373.

Unfrnchtbarmachung 323.

Ungehorsam 448.

Untauglichreit der Mittel oder Ob.

jette 154.

Unterlassungsverbreche» 139.

Unterschiebung eines Kindes 39«,

392.

Unterschlagung 2S9.

Untreue 261.

Unvorsichtigkeit 147.

Unwissenheit, siehe Ignorant!».

Unzuchtsverbreche« 357.

Urfehdebruch 47«.

Urheber 161, 205.

Urkundenfälschung 267.

Urlaub, verabsäumter 501.

prs,vits,s (Wucher) S98.

V.

Verausgabung falscher Münz«n44«.

Verbalinjurien 243.

Berbergung von Verbrechern 474.

Verbrechen, Begriff 101.

Verbrechen, im Gegensatz zu Ver

gehen, 1«6.

Bereine, unerlaubte 446.

Bereinigungstheorien 22.

Verführung 204.

Bergehen 106.

Vergiftung 327, 346.

Bergiftung von Brunnen ,c. 417.

Bergütung des idealen Schadens,

Straftheorie der 12.

Verhältnis! des Strafrechts zu an

dren Gebteten 35.

Verheimlichung der Schwanger

schaft und der Niederkunft 353.

Verhinderte Ausübung des Wahl

rechts 511.

Verhinderter Gottesdienst 55«.

Verhör, verzögertes 506.

Verjährung 222.

Berlassung eines Hülfsbedürftigen

333.

Verleitung zur Unzucht 361.

Verletzung der Gesundheit 324.

Verleumdung 246.

Vermögensbeschädigung 254.

Vermögensstrafe» 181.

Verschwörung, siehe Komplott.

VerftandeSberaubuug 326, Note 3.

Verstorbene, Ehrenkränkung gegen

241.

Verstrickung 183.

Verstümmelnde Strafen 189.

Versuch, Begriff und Arten 15«.

Versuch, Strafbarkeit 2«6.

BertheidigungStheorie 9.

Veruntreuung 501.
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»ermaltungSrecht, VcrhSltniß zum

Strafrecht 86.

Verwandlung der Strafe 212.

Bermandtenmord 348.

Bermei« 180.

Verweisung aus dem Lande 183.

Verwundung 324.

V»« absoluta 139, 168.

Vi«, «rimeu 3«S.

VI» mkljor lläturas 139.

Vit» srlte»«ta 207, 208.

Völkerrechtliche, VerhSltniß, Ver

letzung desselben S2S.

Völkerrechtliche Vertrüge S27.

Volenti »ort üt iu^uris, 121.

Volk, Verbr. eines gesammten II«,

Vollendung des Verbrechens IS»,

Bollziehung der Strafe 219.

Vollziehung ungesetzlicher Strafen

506.

Voltaire 70.

Vorbedacht 143.

Vorbereitungshandlungen 151.

»or- und Auflauf 40».

Vorsatz 143.

»ormundschaft, treulos geführte

261 .

W.

Waffen 288, 291.

Wahle», Verbrechen bei Sil.

Wahnsinn 116.

Wahnverbrechen 118.

Wahrsager«! S44.

Warnungstheorie 11,

Wedde und Buße S3.

Wegnahme beim Diebstahl 283.

Wehrgeld S3.

Werkzeuge desVerbr., Begriff 136.

Werkzeuge des Verbrechens, Kon

fiskation der 182.

Wesentliche Bestandtheile deSTHat-

beftandes i«8.

Widerruf 18«.

Widersetzlichkeit 448.

Wiederausgabe falsch. Münzen 44«.

Wilddiebstahl 281.

Wille 138, 142.

Wirth, I. U., Strastheorle 24.

Wormser Reformation S8.

Wucher 393.

WiirderungSklage 249.

Z.

Zachoriö, K. S., Straftheorie 17.

Zauberei S44.

Zeuge, falscher 431.

Zinswucher 398.

Zorn 113, 114.

Zuchthaus 184, 186.

Ziichtigungsrecht, Mißbrauch des

selben, 317, Note 2.

Zueignung 272.

Zufall 14«.

Zumessung der Strafe 208.

Zurechnung 138.

ZurechnungSföhigkeit 11«.

ZurechnungSunfähigkeit 112.

Zurückhalten der AbgeordnetenSl2.

Zusammenfluß der Verbrechen 216.

Zusammentreffen von DoluS und

Kulpa 148.

Zusammentreffe» von Vollendung

und Versuch 1S8.

Zwang 127, 139.

Zwang bei Wahlen Sil.

Zwang gegen Abgeordnete S12.

Zwang zum Gottesdienste 551.

Zweck 145.

Zweifel, in dubio mitius 208.

Zweikampf 458.



Berichtigungen.

Auf der Seite 118 steht, in der Note 2, am unrechten Orte: „Aehnlich

Sachsen I8S5, Art. 43." Der Art. 43 des Sächsischen Strafgesetzbuches von

18SS verhängt nämlich über Unternehmungen mit unmöglichem Erfolge die

Strafe des nicht beendigten Versuches.

Seite 254, Zeile 1« lies vernehmen, statt „vornehmen."




